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Geschichts-Ealender. 


Januar  -^  Jnli  1882. 


Vorbemerkung.    Die  im  Staatsarchiv  veröfféntlichten  Actenstttcke  sind  mit  ihrer 
Nummer,  die  noch  zu  veröffentlichenden  mit  StA.  bezeichnet. 

2.  Jan.  Frankreich.  Baron  de  Ring,  früherer  Qeneral-CoDsol  in  Aegypten,  wird  an 
Stelle  Dacros-Anbert's  zum  französischen  Qesandten  in  Bukarest  emannt 

■L  rt  Preussen.  —  Ërlass  des  Königs  an  das  Staatsministerium,  betreffend  die 
staatsrechtliche  Stellung  des  Eönigthums  in  Preussen  und  die  Haltung  der 
Beamten  bei  den  Wahlen  (Nr.  7706).  —  Einberufung  des  Landtages  auf 
den  14.  Janoar. 

4.  ,«      Aegypten.  —  Arabi-Bey  wird  zom  Unterstaatss^cret&r  des  Krieges  emannt 
a       „      Frankreich.  —  Ëmennung  des  Deputirten  Floquet  zom  Seine-Prafecten  an 

Stelle  des  verstorbenen  Senators  Herold. 
7.       „      Grossbritannlen.  —  Depesche  Granville's  über  den  Panama-Canal  (Nr.  7549). 
H.       „       Frankreich.  —  Erg&nzungswahlen  zum  Senat    An  SteUe  der  ausscheidenden 

43  Republikaner   und   86  Monarchisten  werden    64  Republikaner  und 

15  Monarchisten  wiedergew&hlt 

5.  „      Aegypten.  —  Die  General- Gonsuln  von  England  und  Frankreich  übergeben 

dem  Ehedive  eine  gemeinsame  identische  Note  (Nr.  7783). 

9.  „      Deutschland.  —  Beantwortnng  der  Interpellation  des  Abg.  Hertling  (Centrum 

über  die  weitere  Aasbüdung  der  Fabrikgesetzgebong  dorch  den  Reichs- 
kanzler. 
9.       „      TOrkei.  —  Die  ausserordentliche  Gesandtschaft  des  Sultans  an  den  deutschen 
Kaiser,  Ali-Nisami-Pascha  und  Reschid-Bey,  trifft  wieder   in  Eonstand- 
nopel  ein. 

10.  „      Frankreich.  —  Die  Deputirtenkammer  w&hlt  Brisson  zum  Presidenten. 

10.       „      Spanien  und  Portugal.  —  Besuch  des  Königs  und  der  Königin  von  Spanien 

bei  dem  König  von  Portugal  in  Lissabon. 
ll./12.„      Deutschland.  —  Der  Beichstag  nimmt  den  Antrag  Windthorst  auf  Aufhebung 

des  Gesetzes,  betreffend  die  unbefngte  Ausübung  von  Eirchen&mtern  vom 

4.  Mai  1874  (StA.,  IL  SuppL-Bd.  Nr.  6106),  mit  283  gegen  155  Stimmen 

in  zweiter  Lesung  an. 

13.  „      TOrkei.  —  Protest  der  Pforte  gegen  die  englisch-französische  Note  vom 

7.  Januar  (Nr.  7792). 

14.  „      Preussen.  —  Ëröffnung  des  Landtages  durch  den  Yicepr^denten  des  Staats- 

ministeriums,  v.  Puttkamer.    Thronrede  (Nr.  7707).  —  Pr&sidentenwahl  im 


IV  Geschichts-Ealender. 

Herrenhaase:  Herzog  von  Ratibor  PrSfiident;  Graf  von  Amim-Boitzenburg 
erster  Yicepr&sident;  zum  zweiten  Vicepr&sidenten  wird  Prof.  Beseier  mit 
38  Stmimen  gegen  Graf  Brühl  (37  Stimmen)  gewSlhlt. 

14.  Jan.  Frankreich.  —  Gambetta  legt  der  Deputirtenkammer  den  Gesetzentwurf,  be- 
treffend die  Ab&nderung  der  Verüassimg,  vor.  Hauptpunkte:  1)  Die  iin- 
absetzbaren  Senatoren  sollen  künftig  von  beiden,  getrennt  vou  eiuander 
votirendeu  Eammern,  nicht  mehr  vom  Senat  allein  gew^t  werden.  2)  lm 
Wahlkörper ,  der  die  Senatoren  w&hlt,  sollen  die  Gemeinden  künftig  nach 
VerhMtniss  ihrer  Bevölkerungszahl  vertreten  sein.  3)  Das  Princip  des 
Listenscrutiniums  für  die  Deputirtenwahlen  wird  in  die  Verfassung  ein- 
getragen.  4)  Die  finanziellen  Befugnisse  des  Senates  sollen  abgeandert 
werden;  der  Senat  soll  gestrichene  Ëtatsposten  nicht  ferncr  wiederher- 
stellen  können,  dagegen  das  Recht  der  Controle  haben.  5)  Die  öffeot- 
lichen  Gehete  bei  Eröffnung  der  Sessionen  werden  abgeschafit. 

16.  „  Preussen.  —  Pr&sidentenwahl  im  Abgeordnetenhaose:  Pnisident  v.  Eöller  mit 
350  von  364  Stimmen;  erster  Vice-Pr&sident  Frhr.  v.  Heeremann  (214  St.) 
gegen  v.  Benda  (152  St);  zweiter  Vice-Pr&sident  Stengel  mit  274  von 
287  gültigen  Stimmen. 

16.  „      Frankreich.  —  Wiederwahl  Léon  Say's  zum  Pr&sidenten  des  Senates. 

17.  „      Chile  und  Bolivia.  —  Friedensschloss. 

17.  ,,      Tunfs.  —  Verhaftong  des  Bruders  des  Bey  Tayeb-Pascha. 

18.  „      Deutscliland.  —  Annahme  des  Antrages  Windthorst  (cL  11.  Jan.)  in  drittcr 

Lesung  mit  derselben  Majorit&t. 

19.  „      Deutscliland.  —  Der  liberale  Ëntwurf  eines  UnÜAll-Versicherungsgcsetzes  wird 

an  eine  Commission  von  21  Mitgliedern  über wiesen. 

19.  „      Oesterreich-Ungarn.  —  Erfolgloses  Attentat  auf  den  russischen  Botschafter 

in  Wien,  von  Oubril. 

20.  „      Deutschland.  —  Die  Vorlage,  betreffend  den  Beitrag  des  Reiches   zu  den 

Kosten  des  Anschlusses  von  Hamburg  an  das  Zollgebiet  (Nr.  7641),  wird 
in  zweiter  Lesung  mit  171  gegen  102  Stimmen  angenommen. 

21.  „      Italien.  —  Die  Deputirtenkammer  nimmt  den  Wahlreform-Gesetz-Entwurf 

mit  217  gegen  64  Stimmen  an. 

22.  „      Frankreicli.  —  Die  Verfassungs-Commission  der  Deputirtenkammer  lehnt  das 

Listenscrutinium  ab  und  bcschliesst  mit  24  gegen  3  Stimmen  eine  Reso- 
lution,  welche  sich  für  eine  unbeschrfinkte  Revisioii  der  Verfassung  aus- 
spricht. 

22.  „      Serbien.  —  Eröffnung  der  Skupschtina. 

23.  y,      Deutscliland.  —  Annahme  der  Hamburger  VorUge  in  dritter  Lesung  ohne 

Debatte  (Nr.  7643). 

24.  „      Deutscliland.  —  Debatte  im  Reichstage  über  den  königlichen  Erlass   vom 

4.  Januar  (Nr.  7706). 
24.       „      Niederlande.  —  Der  Mmister  des  Ausw&rtlgen,  von  Rochussen,  erklart  in 
der  zweiten  Eammer,  dass  Verhandlungen  zwischen  Deutschland  und  Hol- 
land schwebcn  über  den  Ausschluss   der  holl&ndischen  Schiffe  von  der 
deutschen  Küstenschiff&hrt 

24.  „      Russland.  —  Rede  des  Generals  Skobeleff  bei  der  Feier  des  Jahrestages  der 

Erstürmung  von  Gök-Tepe  mit  heftigen  Ausf^en  gegen  Preussen  uud 
Oesterreich  und  Sympathiebezeigungen  für  die  aufstandischen  Bosniër. 

25.  „      Oesterreicli-Ungarn.  —  Graf  Wolkenstcin,  Sektions-Chef  im  Ministerium  des 

Auswartigen,  trifft  in  Berlin  cin  zum  Zweck  von  Verhandlungen  über  die 
Donaufrage. 
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25.    Jan.     Vereinigte  Staaten.  —   Guitoau,  der  Mördor  des  Pr&sidentcn  Garüold,  wird 

nach  lOwöchentlichen  Verhandlungen  zum  Tode  verurthcUt. 
2<;.        „       Frankreich.  —  Verhandlongen  der  Deputirtenkammcr  über  die  Verfassangs- 

revisioo.  Die  Kammer  lehnt  den  Regier ungs-Entwiirf  (eine  auf  bestimmte 
Punkte  beschrftnkte  Ver&Bsangsrevision  mit  Listenscrutinium)  mit  305 
gegen  117  Stimmen  ab  und  nimmt  die  Commissionsvorlage  (unbeschrankte 
Reyidon  ofane  Listenscrutinium)  mit  262  gegen  91  Stimmen  an.  Gam- 
betta  und  sein  ganxes  Ministerium  reichen  ihre  Ëntlassung  ein.  Grévy 
fordert  Freycinet  zur  Bildung  des  neuen  Gabinets  auf. 
27.        „       Niederlande.  —  Die  zweite  Kammer  lehnt  den  französiscben  Handelsvertrag 

mit  146  gegen  32  Stimmen  ab. 
30.       ^       Dmitschiand.  —  Schluss  des  Reichstages.    Staatsminister  a.  D.  Falk  wird 

zam  Oberlandesgerichts-Prasidenten  in  Hamm  emannt  und  legt  in  Folge 
dessen  seine  Mandate  zum  Reiclistag  und  Abgeordnetenhause  unter  Ab- 
lehnoug  einer  Wiederwahl  niedcr.  —  Der  zum  Gesandten  beim  p&pstlichen 
Stuhl  designirte  firQhere  Gesandte  in  Washington,  t.  Schlözer,  geht  über 
Mttnchen  nach  Rom. 
30.        „      Frankreich.  —  Bildung  des  neuen  Ministeriums:    Freycinet  Konseilpr&sident 

and  Ausw&rtiges,  Léon  Say  Finanzen,  Ferry  Unterricht,  Goblet  Inneres, 
Humbert  Justiz,  Billot  Krieg,  Jauréguiberry  Marine,  Varroy  öffentliche 
Arbeiten,  Tirard  Landwirthschaft,  Cochéry  Posten. 

Griechenland.  —  Eröffiiung  der  Kammer. 

TUrkei.  —  Identische  Mittheilung  der'Botschafter  der  Ostmachte  an  die  Pforte, 
betreffend  Aufrechterhaltnng  des  Status  quo  in  Aegypten  (StA.). 

Aegypten.  —  Die  Notabelnkammcr  verlangt  die  Demission  des  Ministeriums 
Chérif-Pacha. 

Grossbritannien.  —  Der  frOhere  engliscbc  Botschafter  in  Konstantinopel 
(Goschen)  verl&sst  nach  etwa  achttagigem  Aufenthalt  Berlin. 

Aegypten.  —  Neues  Ministerium:  Mahmud-Pascha-Sami  Pr&sidium  und  Inneres, 
Arabi-Bey  Krieg,  Mustapha-Pascha-Fehmi  Ausw&rtige  Angelegenheiten. 

Frankreich.  —  Freycinet  erkl&rt  in  der  Dcputirtcnkammer  auf  eine  Inter- 
pellation  wegen  der  Vertagung  der  Yerfassungsrevision,  dass  der  gegen- 
w&rtige  Zeitpunkt  nicht  geeignet  sei,  die  Yerfassungsrevision  vor  den  Senat 
zn  bringen.  Die  Kammer  nimmt  mit  271  gegen  61  Stimmen  die  folgende, 
vom  Ministerium  acceptirte  Resolution  an:  „Die  Kammer,  im  Vertrauen 
auf  die  Erkl&rungen  des  Gouvernements  und  auf  dessen  Willen,  die  er- 
warteten  Reformen  durchzuführen,  von  dencn  die  Revision  der  Verfassungs- 
gesetzc  einen  Theil  bildet,  geht  zur  Tagesordnung  über." 

Aegypten.  —  Publikation  des  neuen  Staatsgrundgcsetzcs  (St.A.). 

Deuttchland.  —  Eine  ausserordentliche  Gesandtschaft,  unter  Führung  des 
Prinzen  Radziwill,  begiebt  sich  nach  Konstantinopel,  um  dem  Sultan  den 
preussischen  Schwarzen  Adlerorden  zu  überbringen. 

Grossbritannien.  —  Ëröffnung  des  Parlamentes.    Thronrede  (Nr.  7709). 

Preussen.  —  Ërste  Berathung  der  kirchenpolitischen  Yorlagc  (Nr.  7708). 
Ueberweisung  derselben  an  eine  Kommission  von  21  Mitglicdem. 

Grossbritannien.  —  Gladstone  erkl&rt  im  Unterhause,  die  Judenunruhen  in 
Rossland  seien  eine  interne  Angelegenheit  dieses  Staates  und  könnten  nicht 
zum  Gegenstand  diplomatischer  Yerhandlungen  gcmacht  werden. 
10.  ,9  Frankreich.  —  Der  neue  französische  Botschafter  für  Berlin,  Baron  de  CJourcel, 
trifft  in  Berlin  ein  und  überreicht  am  13.  Fcbruar  dem  Kaiser  sein  Be- 
glanbigungsschreiben. 
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10.  Febr.    Baiern.  —  Der  Antrag  Schels,  an  den  König  die  Bitte  zu  richten,  dass  der 

baierische  Bevollm&chtigte  im  Bondesrath  angewiesen  werde,  gegcn  das 
Tabaksmonopol  za  stimmen,  wird  in  der  zweiten  Eammer  mit  98  gegen 
43  Stimmen  angenommen. 

11.  „      Frankreich  and  Grossbriiannien.  —  Identisches  Rondschreiben  der  Minister 

des  Auswftrtigen  an  die  Botschafter  bei  den  OstmIUihten.  —  Auiforderung, 
in  einen  Ideenaustausch  über  Aegypten  einzatreten  (St.A.). 

12.  „      Oesterreich-Ungarn.  —  Graf  Wolkenstein  kehrt  von  BerUn  nach  Wien  zurück. 

13.  „      Grossbriiannien.  —  Unterstaats-Secret&r  Dilke  erkl&rt  im  ünterhause,  dass  das 

Gerucht,  Goschen  sei  in  Berlin  mit  einer  vertraulichen  Mission  betraut 
gewesen,  jeder  Begründong  entbehre. 

14.  „      Italien.  —  Die  Deputirtenkammer  nimmt  den  Gesetzentwnrf,  betreffend  das 

Listenscrutinium,  mit  200  gegen  148  Stimmen  an. 

15.  „      Oesterreich-Ungarn.  —  Interpellation  des  Abg.  Hermann  im  ongarischen  Ab- 

geordnetenhaose  über  die  Th&tigkeit  des  deatschen  Schuivereins. 

16.  „      Frankreich.  —  Ernennong  des  Admirals  Jaorès  zum  französischen  Botschaf- 

ter in  St-Petersburg. 

16.  „  Russland.  —  Ansprache  des  Generals  Skobeleff  bei  Gelegenheit  des  Empfan- 
ges  einer  Deputation  serbischer  Studenten  in  Paris:  „In  unserem  Hause 
{chez  nottó)  sind  wir  nicht  zu  Hause,  ja  der  Fremde  ist  überall,  seine 
Hand  ist  in  Allem;  wir  sind  die  von  seiner  Politik  Grenarrten,  wir  sind 
die  Opfer  seiner  H&nke,  die  Sklaven  seiner  St&rke,  wir  sind  durch  seine 
onz&hlbaren  und  verderblichen  Einfiüsse  dérmaassen  beherrscht  und  ge- 
l&hmt,  dass,  wenn  wir  uns  —  wie  ich  hoffe  —  an  dem  oder  jenem  Tage 
davon  befreien  wollen,  wir  dies  nicht  anders  werden  thun  können,  als  mit 
dem  S&bel  in  der  Hand.  Und  wenn  Ihr  den  Namen  dieses  Fremden,  dieses 
Eindringlings,  dieses  Intriguanten,  dieses  für  die  Russen  und  für  die  Slawen 
so  gef&hrlichen  Feindes  wissen  wollt,  so  will  ich  ihn  Euch  nennen.  Es 
ist  der  Autor  des  „Drftngens  nach  dem  Osten",  es  ist  der  Deutsche.  Ich 
wiederhole  es  Euch  und  bitte  Euch,  es  niemals  zu  vergessen:  ünser  Feind 
ist  der  Deutsche.  Der  Kampf  ist  unvermeidlich  zwischen  dem  Slawen 
und  dem  Teutonen;  derselbe  wird  ein  langer,  ein  blutiger,  ein  schreck- 
licher  sein.    Aber  der  Slawe  wird  triumphiren." 

16.  „  Deirtschland.  —  Gesetz,  betreffend  die  Ausführung  des  Anschlusses  der  freien 
und  Hansestadt  Hamburg  an  das  deutsche  ZoUgebiet  (Nr.  7643). 

17./20.  „  Preussen.  —  Debatte  über  den  Dispositionsfonds  fÜr  allgemeine  polidsche 
Zwecke  im  Etat  des  Staatsministeriums.  Derselbe  wird  mit  248  gegen  73 
Stimmen  bewilligt 

21.  „  Grossbritannien.  —  ünterstaatssecret&r  Dilke  erkl&rt  im  Unterhause,  dass  Ver- 
handlungen  mit  Deutschland  über  die  Abtretung  von  Helgoland  nicht 
stattgefünden  h&tten. 

21.  „  Russland.  —  Der  'Regierungs-Anzeiger'  erkl&rt  mit  Bezug  auf  die  Rede 
Skobeleffis  in  Paris:  „Dergleichen  private  Aeusserungen  von  Personen, 
welche  seitens  der  Regierung  nicht  dazu  erm&chtigt  sind,  können  natürlich 
keinen  Einfluss  auf  den  allgemeinen  Gang  unserer  &usseren  Politik  haben, 
noch  unsere  guten  Beziehungen  zu  den  Nachbarstaaten  &ndem,  welche  so- 
wohl  auf  den  freundschaftlichen  Banden  der  gekrönten  £[&upter  unter  sich 
und  dem  klaren  Verst&ndniss  der  Interessen  der  Völker,  als  auch  auf 
gegenseitiger  strenger  ErfCdlung  der  bestehenden  Yertr&ge  begründet  sind.*' 

21.  „  TDrkei.  ~  Der  englische  und  französische  Botschafter  in  Konstantinopel  über- 
geben  eine  identische  Antwort  auf  den  Protest  der  Pforte  vom  18.  Jan.  (St.A.). 
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22.  Febr.     Frankreich.  —  Der  bisherige  Botschafter  in  Konstantinopel,  Tissot,  wird  zum 

französischen  Botschafter  in  London,  and  der  Marquis  de  Noailles  zum 
Botschafter  in  Konstantinopel  emannt. 

22.  „       Grostbriiannien.  —  Bradlaogh,  Unterhausmitglied  fOr  Northampton,  wird  als 

Atheïst  nicht  zum  Eide  zngelassen  und  seines  Sitzes  verlustig  erkl&rt 

23.  ^       Frankreich.  —  Interpellation  des  Deputirten  de  la  Fosse  über  die  Situation 

in  A^gypten.  —  Der  bisherige  Ministerresident  in  Tunis,  Roustan,  wird 
zom  Gesandten  in  Washington,  der  Pr&fect  Cambon  zum  Ministerresiden- 
ten in  Tunis  emannt 

28.        ,,       Russland.  —  General  Skobcleff,  vom  Kaiser  zurückberufen,  verlftsst  Paris. 

Gleichzeitig  begiebt  sich  der  russische  Botschafter,  Fürst  Orlow,  von  Paris 
nach  St-Petersburg. 

27.        ,,       Grotsbrüannien.  —  Gladstone  beantragt  im  Ünterhaus  gegenüber  dem  Be- 

schluss  des  Oberhauses,  eine  parlamentarische  Gommission  zur  Prüfung 
der  Wirkung  der  Landakte  einzusetzen,  die  Resolution,  „dass  eine  jetzt 
untemommene  parlamentarische  Untersuchung  über  die  irische  Landakte 
darauf  abzielen  würde,  die  Wirksamkeit  der  Akte-  zu  verhindem  und  die 
Interessen  einer  guten  Regierung  Irlands  zu  schfidigen/* 

27.  „       Frankreich.  —  Gesetz,  betr.  die  Einfuhrzölle  auf  englische  Waaren  (Nr.  7690). 

28.  „      Frankreick  and  Grostbritannien.  —  Unterzeichnung  einer  Handels-  und  Schiff- 

fahrts-Convention  (Nr.  7691). 
28.        „      Prentten.  —  Zusammentritt  des  Volkswirthschaftsrathes.    Vorlegung  des  Ge- 

setzentwurfes,  betreffend  das  Beichs-TabaksmonopoL 

2.  Mfirz.    Qrottbriianoien.  —  Attentat  Mac  Lean^s  auf  die  Königin  Victoria. 

3.  „      Qrottbritannien.  —  Bradlaugh  wird  zum  Unterhausmitglied  für  Northampton 

wiedergewfthlL 
Vereinigie  Staaten.  —  Der  Gesandte  in  London  erklart,  seine  Regierung  hoffe, 
dast  die  englische  Regierung  gegen  die  in  Irland  yerhafteten  amerikani- 
schen  Burger  möglichst  bald  eine  Untersuchung  eröffiien  werde  (Nr.  7699). 
Serbien.  ~  Die  Skupschtina  proclamirt  den  Fürsten  Milan  zum  König  von 
Serbien. 
7.       „      Prentsen.  —  Die  Etatsposition  für  Wiederherstellung  der  Gesandtschaft  bei 
dem  p&pstlichen  Stuhl  wird  gegen  die  Stimmen  der  liberalen  Parteien  be- 
willigt 
7.       „       Oetterreich-Ungam.  --  Graf  Wolkenstein  trifft  wieder  in  Berlin  ein. 

7.  „      Grotsbritannien.  —  Die  von  Redesdale  im  Oberhause  eingebrachte  Bill  gegen 

Zulassung  von  Atheisten  im  Parlament  wird  in  erster  Lesung  angenommen. 

8.  ,y      Frankreich.  ~  Die  Deputirtenkammer  beschliesst  mit  838  gegen  182  Stimmen, 

den  Antrag  Boysset  auf  Aufhebung  des  Concordats  in  Erwftgung  zu  ziehen. 
8.        „      Preutten.  —  Die  Gommission  zur  Vorberathung  des  kirchenpolitischen  Gresetzes 

lehnt  in  zweiter  Berathung  das  ganze  Gesetz  mit  14  gegen  6  Stimmen  ab. 

8.  r,       Bayem.  —  Die  zweite  Kammer  nimmt  den  Antrag  Rittler:  „an  Se.  Majestftt 

den  König  die  Bitte  zu  richten,  anzuordncn  zu  geruhen,  dass  bei  Aas- 
legung  und  Anwendung  aller  derjenigen  Bestimmungen  der  zweiten  Ver- 
fassungsbeilage  —  Religionsedikt — ,  welche  sich  auf  die  Verh&ltnisse  der 
katholischen  Eirche  und  ihrer  Angehörigen  beziehen,  die  Tegemseeer  Er- 
kl&rung  vom  15.  September  1821  der  Staatsregierung  aJs  Richtschnur  zu 
dienen  habe",  mit  80  gegen  71  Stimmen  an. 

9.  ^       Grotsbritannien.  •—  Der  Antrag  Gladstonc^s  vom  27.  Februar  wird  mit  803 

gegen  285  Stimmen  angenommen.  Die  vom  Oberhause  eingesetzte  Gom- 
mission stellt  darauf  ihre  Th&tigkeit  cin. 
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9.  Msürz.  Frankreich.  —  Interpellation  des  radikalen  Dcpatirten  de  Lamessan,  betref- 
fend die  lotervention  des  Milit&rs  zur  ünterdrückung  der  Strike  von  Bes- 
sèges.  Annahme  eines  die  Handlangsweise  der  Regierong  billigcoden  Ver- 
traaeDSYOtums  mit  309  gegen  48  Stimmen. 

9.       „      Italien.  —  Giovanni  Lanza  f. 

10.  „      Griechenland.  —  Die  Deputirtenkammer  w&hlt  den  Gandidaten  der  Opposition 

Spiridian  Voloriti  mit  127  gegen  76  Stimmen  zum  Pr&sidenten.   Der  König 
beaufiragt  Trikupis  mit  der  Bildung  des  neuen  Gabinets. 

11.  „      Baiern.  —  Der  Reichsrath  lehnt  die  Resolution  der  zweiten  Kammer  vom 

10.  Febmar,  betreffend  das  Tabaksmonopol,  mit  82  gegen  12  Stimmen  ab. 
11.  ,1  Frankreich.  —  Der  Senat  lehnt  das  vor  den  Nenwahlen  vom  8.  Jauuar  an- 
genommene  Amendement  Jules  Simon's  zum  Unterrichtsgesetz,  wonach  in 
den  öffentlichen  Schulen  die  Pflichten  gegen  Gott  gelehrt  werden  sollen, 
mit  167  gegen  132  Stimmen  ab. 

11.  „      Aegypten.  —  Der  franzOsische  General-Gontroleur,  de  Blignières,  reichtseine 

Entlassong  ein.     Freycinet  designirt  Brédif  zum  General-Gontroleur  ad 
interim, 

12.  „      Rtfmische  Curie.  —  Erste  Audienz  v.   Schlözer's  beim   Papst     Der  Papst 

Husserte  angeblich:  ^dass,  wenn  es  von  ibm  allein  abhinge,  das  Einvemeh- 

men  mit  der  preussischen  Regierung  bereits  in  allen  Punkten  hergestellt 

sein  würde." 
14.       „      Frankreich.  —  Andrieux,  der  ehemalige  Polizei-Prafekt  von  Paris,  wird  zum 

G^esandten  in  Madrid  en  missian  temporaire  ernannt 
14.       „      Preussen.  —  Das  Abgeordnetenhaus  lehnt  den  Antrag  des  Gentrums,   die 

Etatsposition  für  den  altkatholischen  Bischof  zu  streichen,  ab  und  nimmt 

den  Eventual-Antrag  an,  die  Position  aus  dem  Eapitel  'Eatholische  Geist- 

lichkeit'  zu  entfemen. 

14.  „      Vereinigte  Siaaten.  —  Der  Senat  genehmigt  die  Bill,  welche  die  Bigamie  und 

Polygamie  verbietet 

15.  „      Oesterreich-Ungarn.  —  Der  Sectionschef  im  Ministerium  des  Auswftrtigen,  Graf 

Wolkenstein,  wird  zum  Botschafter  in  St.-Peter8burg  ernannt. 

15.  „      Rumilnien.  —  Die  deutsche  ausserordentliche  Gesandtschaft  nach  Konstanti- 

nopel  (Prinz  Radziwill)  trifft  auf  der  Rflckreise  in  Bukarest  ein  und  wird 
vom  König  in  Audienz  empfangen. 

16.  „      Vereinigie  Staaten.  —  Der  Senat  ratifidrt  die  Beitrittserklarung  des  Prasi- 

denten  Arthur  zu  den  Genfer  Gonventionen  vom  22.  August   1864   und 
20.  October  1868  (Bd.  XXVII,  Nr.  5342  und  5343). 

16.  „     Aegypten.  —  Arabi-Bey  wird  zum  Pascha  ernannt     Ümfangreiche  Beförde- 

mngen  in  den  oberen  Ghargen  der  Armee. 

17.  „     Serbien.  -—  Die  s&mmtlichen  radicalen  Deputirten  legen  Uure  Mandate  nieder. 

18.  „      Preussen.  —  Die  Vorlage,  betrefiend  die  Verstaatlichung  verschiedener  Eisen- 

bahnen,  wird  mit  243  gegen  107  Stimmen  angenommen. 

20.  „      Oesterreich-Ungarn.  —  Graf  Wolkenstein  begicbt  sich  von  Berlin  nach  Paris. 

21.  ,y      Preussen.  —   Der  Volkswirthschaftsrath  lehnt   das  Tabaksmonopol  mit  33 

gegen  31  Stimmen  ab. 
21.       „      Baden.  —  Die  zweite  Kammer  beschliesst  einstimmig,  die  Regierung  zu  er- 

suchen,  das  Tabaksmonopol  im  Bundesrathe  abzulehnen. 
21.       „      Grossbritannien.  —  Debatte  über  den  Antrag  des  liberalen  Unterhaus-Mit- 

gliedes  Amold,  betreffend  die  Einfuhrung  des  allgemeinen  Stimmrechts. 

Gladstone  erklürt,  dass  sich  das  Haus  noch  in  der  laufenden  Lcgislatur- 

periode  mit  der  Ausdchnung  des  Wahlrechts  zu  beschaftigen  haben  wcrde. 
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21.  Marz.     Russland  imd  China.  —  Uebergabc  des  Ili-Tcrritoriiims  (Nr.  7659). 

23.        „       Oesierr«ich-Ungarn.  —  Das  österreichische  Abgeordnetenhaas  nimmt  die  Vor- 

lage,  betreffend  die  Wablreform,  in  dritter  Lesung  mit  162  gegen  124 

Stimmen  an. 

23.  „       Frankreich.  —  Die  Deputirtenkammer  w&hlt  in  die  Budget-Commissioo  von 

33  Mitgiiedern  nor  5  Gambettisten.  —-  Der  Seoat  nimmt  mit  179  gegen 
108  Stimmen  das  ünterricbtsgesetz  an. 

24.  „       Preiissen.  —  Das  Abgeordnetenhaas  genehmigt  einen  femeren  Steuererlass 

von  6  Millionen  Mark  gegen  die  Stimmen  der  Nationalliberalen,  Freicon- 
servativen  nnd  cinen  Theil  der  Gonservativen  in  der  von  der  Rcgierung 
beantragten  Form  (2  Monatsraten  für  die  6  unterstcn  Stufen  der  Klassen- 
steuer,  1  Monatsrate  für  die  6  obersten  Stufen  der  Klassen-  und  die  6 
untersten  der  Einkommensteuer). 

DMittchiand.  —  FOrst  Bismarck  begiebt  sich  nach  Friedrichsrnhe. 

Frankreich.  —  Die  Badget-Commission  w&hlt  Wilson  za  ihrem  Presidenten. 

Russland.  —  QrossfÜrst  Wladimir  in  Wien. 

Frankreich.  —  Interpellation  des  Bischofs  von  Angers  (Freppel)  wegen  Aus- 
weiaong  von  Benedictinem.  Die  lüunmer  billigt  das  Vorgehen  der  Regie- 
rung  mit  418  gegen  73  Stimmen. 

Baiern.  ~  Der  nenemannte  pftpstliche  Nuntius,  di  Pietro,  trifft  in  München  ein. 

Preussen.  —  Der  Antrag  der  Fortschrittspartei  auf  Aufhcbung  der  Bcschlag- 
nahme  des  Vermogens  des  ebemaligen  Königs  von  Hannover  wird  durcb 
Annahme  der  von  den  Conservativen  beantragten  einüGuihen  Tagesordnung 
erledigt 

Frankreich.  —  Die  Gommission  zur  Berathung  des  Antragcs  Boysset  (vergl. 
8.  Mftrz)  lehnt  die  Trennung  von  Kirche  und  Staat  ab. 

Frankreich.  —  Die  Deputirtenkammer  w&hlt  die  Gommission  zur  Prüfung 
der  vom  Kriegsminister  Billot  eingebrachten  Recrutirungsvorlage  und  zur 
Berichterstattung  über  den  von  Gambetta  eingebrachten  Gegcnentwurf. 
Die  Gommission  w&hlt  Gambetta  zum  Vorsitzenden.  —  Cambon  begiebt  sich 
auf  seinen  Posten  nach  Tunis. 

30.  „      Russland.  —  Ërmordung  des  Generals  Streinikow  in  Odessa. 

31.  „      Preusssn.  —  Das  Abgeordnetcnhaus  nimmt  mit  228  gegen  130  Stimmen  das 

Kirchengesetz  (Nr.  7713)  in  dritter  Lesung  an. 
.SI.       „      Spanten.  —  üeber  die  Provinz  Gatalonien  wird  wegen  Arbeiterunrulicn  der 

BelagerungBzustand  verhangt. 
1.  April.    Deutschiand.  •—  Der  Pr&sident  der  afrikanischen  Gesellschaft  für  Dcutsch- 

land,  Dr.  Nachtigall,  wird  mit  der  commissarischen  Verwaltung  des  deut- 

schen  Gonsulats  in  Tunis  betraut 
1.       „      Oesterrtich-Unoarn.  —  Der  frühere  Gesandte  in  Washington,  Frhr.  v.  Mayr, 

wird  zum  Gesandten  in  Bukarest  emannt 
1.       y,       liaiien. .—  Feier  des  600j&hrigen  Gedenktages  der  sicilianischcn  Vesper  in 

Palermo; 

4.  „      Vereinigte  Staaten.  —  Der  Prasident  legt  sein  Veto  gegen  die  Anti-Chinesen- 

Bill  ein. 

5.  „       DeutscMand.  —  Artikel  des  Bankprasidenten  v.  Dechend  über  die  Wiihrungs- 

frage  in  der  'Nordd.  Allg.  Ztg.'. 

6.  „       Grossbritannien.  —  Depesche  GranvilJe's  an   den  onglischcn  Gesandten  in 

Washington:  Ein  Ünterschicd  zwischen  Inlandcm  und  Auslandern  kann 
bei  der  Untcrsuchung  gegen  die  in  Irland  Verhafteten  nicht  gcmacht 
werden  (Nr.  7700). 
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8.  April.    Deutschtand.  —  Graf  Hatzfeldt  kebrt  aas  Italien  nach  Berlin  zurück  und 
übemimmt  wieder  die  Leitang  des  Aaswartigen  Amtes. 

Russland.  —  Rücktritt  des  Forsten  Gortschakoff.     Giers  wird  zum  Minister 
des  Ausw&rtigen  emannt 

Grossbritannien.  —  Pamell  wird  auf  acht  Tage  aus  dem  Gtefftngniss  entlassen, 
nachdem  er  sich  darch  Ëhrenwort  verpflichtet  hat,  dahin  zorückzukehren. 

Aegypten.  —  Ëntdeckung  einer  Yerschwömng  tscherkessischer  Offidere  gegen 
das  Leben  Arabi-Pascha's. 

Deutschland.  —  Prinz  Heinrich  Ton  Preassen  besacht  in  Begleitang  Schlözer's 
den  Papst  und  den  Gardinal-Staatssecret&r  Jacobim. 

Spanien.  —  Aafhebung  des  Belageningszastandes  in  Gatalonien. 

Deutschland.  —  Der  Eönig  von  Wttrttemberg  besacht  in  Begleitang  ScUözer's 
den  Papst  and  Jacobim. 

Deutschland.  —  Der  Reichstag  wird  aaf  den  27.  April  einberafen. 

Balern.  —  Der  Reichsrath  lehnt  mit  allen  gegen  10  Stimmen  den  Beschlass 
des  Abgeordnetenhaases  Tom  8.  M&rz,  betreffend  die  Tegemseer  £rklft- 
rang,  ab. 
18.  „  Grossbritannien.  —  Das  Unterhaas  lehnt  die  Motion  Wolff  ab,  in  welcher  der 
Werth  eines  gaten  Einvemehmens  mit  dem  Yatican  anerkannt,  aber  gleich- 
zeitig  erkl&rt  wird,  dass  die  Yerhandlangen  offidell  and  mit  YorYrissen 
des  Parlamentes  geführt  werden  müssten.  Gladstone  giebt  za,  dass  Yer- 
handlangen mit  dem  Yatican  stattAnden  and  dass  Errington  eine  Mission 
beim  Papste  habe. 

18.  „      Verelnigte  Staaten.  —  Das  Repr&sentantenhans  nimmt  die  Anti-Ghinesen-Bill 

Ton  neaem  mit  201  gegen  37  Stimmen  an. 

19.  „      Grossbritannien.  —  Mac  Lean  wird  wegen  UnzarechnangsfUhigkeit  fOr  nicht- 

schuldig  erklftrt. 

20.  „      Russland.  —  Der  'Regierangs  -  Anzeiger'  veröffentlicht  einen  kaiserlichcn 

Ukas,  welcher  allen  Milit&rpersonen  Terbietet,  öffentlich  politische  Reden 
za  halten. 

20.  „      Verelnigte  Staaten.  —  Tast  wird  zam  Gesandten  in  Wien,  Dayton  zam  Ge- 

sandten  im  Haag  and  Fish  zam  Gesandten  in  Brussel  emannt 

21.  „      Grossbritannien.  —  Das  Unterhaas  ?on  Eanada  beschliesst  einstimmig,  die 

Eönigin  in  einer  Adresse  za  ersachen,  Irland  dieselbe  Autonomie  wie 
Eanada  za  gew&hren. 

22.  „      Deutschland  and  Verelnigte  Staaten.  —   Eröffnung  der  ersten  directen  tele- 

graphischen  Yerbindang  zwischen  beiden  L&ndem. 

23.  „      Spanien.  —  Die  Cortes  genehmigen  den  französischen  Uandelsvertrag  mit 

238  gegen  58  Stimmen. 
24^       „      Deutschland.  —  Der  Bandesrath  nimmt  das  Tabaksmonopol  mit  36  gegen 
22  Stimmen  (Baiem,  Sachsen,  Baden,  Hessen,  Oldenbarg,  Mecklenburg- 
Strelitz,  Hamburg,  Bremen,  Lübeck,  Reass  j.  L.)  an. 

24.  „      Preussen.  —  Herr  v.  Schlözer  übcrreicht  sein   Beglaubigungsschreiben  als 

prenssischer  Gesandter  beim  p&pstlichen  Stuhl. 

25.  „      Griechenland.  —  Die  Eammer  beschliesst,  ein  Tadelsvotum  gegen  das  frühcre 

Cabinet  wegen  des  Abschlosses  der  türkisch-griechischen  Gfenzconvention 
(Bd.  XXXIX  Nr.  7677). 

26.  „      Oesterreich-Ungam.  —    Die  österreichische   and  ungarische  Delegation  be- 

schliessen  in  gemeinschaftlicher  Sitzung,  den  Tom  Eriegsminister  für  die 
Pazifidrang  Bosniens  geforderten  Credit  gem&ss  dem  frOheren  Beschlass  der 
ungarischen  Delegation  unter  Abstrich  von  2  Millionen  Galden  za  bewilligen. 
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27.  April.  Deutsehland.  —  EröffnuDg  des  Reichstages  darch  den  Staatssecret&r  von 
Bötticher.  Thronrede  (Nr.  7710).  Die  Ëröffnung  findet  zum  ersten  Mal 
im  Sitzongssaal  des  Reichstages  statt. 

27.  ,,  Baden.  —  Die  zweite  Eammer  genehmigt  den  Antrag  der  katholischen  Yolks- 
partei  anf  EinfÜhnmg  directer  WiJilen  mit  29  Stimmen  (Conservative, 
Clerikale  and  Demokraten)  gegen  28  Stimmen  (Liberale),  obgleich  der 
Minister  Tonrban  denselben  fOr  unannehmbar  erkllut. 

27.  „  Oeslerreich-Ungarn.  —  Der  gemeinsame  Finanzminister,  v.  Szlavy,  nimmt 
seine  Entlassong. 

27.      „     Frankreich.  —  Die  Regierang  setzt  eine  Gommission  zar  Prüfang  des  Pro- 

jectes  zar  Herstellong  eines  Binnenmeeres  in  Tanis  ein. 
27.  y,  Riittland.  —  Der  rnssische  Botschafter  in  Paris,  FOrst  Orlow,  trifft  in  Berlin 
ein  and  begiebt  sich  vom  29.— 30.  April  zam  Reichskanzler  nach  Friedrichs- 
rahe. 
28L  „  Deutsehland.  —  Wahl  des  Pr&sidiums  des  Reichstages.  President:  T.Levetzow 
(162  Stimmen)  gegen  v.  Staaffenberg  (97  Stimmen).  Erster  Yicepr&sident: 
T.  Frankenstein  (159  Stimmen)  gegen  H&nel  (95  Stimmen).  Zweiter  Vice- 
prftddent:  Ackermann  (126  Stimmen)  gegen  t.  Benda  (115  Stimmen). 

28.  n      Grossbritannien.  —  Der  Vice-König  von  Irland,  Ëarl  Cowper,  nimmt  seine 

Entlassnng;  Earl  Spencer  wird  an  seiner  Stelle  ernannt 

29.  „      Deutsehland.  —  Der  Consalatsverweser  in  Tanis,  Dr.  Nachtigall,  wird  durch 

den  französischen  Ministerresidenten  dem  Bey  vorgestellt    Die  französische 

Presse  erblickt  darin  eine  Anerkennung  des  Bardo-Vertrages  (Bd.  XXXIX, 

Nr.  7479)  darch  Deatschland. 
2.     Mai-    Oetterrelch-Ungam.  —  Der  neuemannte  Botschafter  in  St.-Petersborg,  Graf 

Wolkenstein,  begiebt  sich  über  Berlin  aaf  seinen  Posten. 
2.       „      Grossbritannien.  —  Freilassang  der  verhafteten  irischen  Deputirten.    Rück- 

tritt  des  Staatssecret&rs  für  Irland,  Forster. 
2.      „      TUrfcei.  —  Abdarrhaman-Pascha  wird  an  Stelle  Said-Pascha's  zum  Premier- 
minister emannt 
2.      „      Bulgarien.  —  Fürst  Alezander  in  St-Petersbarg. 
^      99      Aegypten.  —   Yerartheilang  yon  40  tscherkessischen  Officieren  zu  lebens- 

l&nglicher  Verbannang  nach  Sadan. 
4.       „      &ossbrHannien.  •—  Lord  Cavendish  wird  an  Stelle  Forster's  zum  Staats- 

secret&r  für  Irland  emannt. 
6.       M      Deutsehland.  —  Parteitag  der  liberalen  Yereinigung  (Secessionisten)  in  Berlin. 

Aafstellung  eines  Programms  (Nr.  7711). 
6.       „      Preussen.  —  Das  Abgeordnetenhaas  lehnt  den  Entwurf  des  Verwendungs- 

gesetzes  ohne  Torherige  Gommissionsberathung  ab. 
6.       „      Deutsehland.  —  Entbindung  der  Gemahlin  des  Prinzen  Wilhelm  von  Preussen 

Ton  einem  Prinzen. 
6.       „      Grossbritannien.  —  Ermordong  des  Staatssecret&rs  fflr  Irland,  Cavendish  and 

des  Unterstaatssecret&rs  Thomas  Bourke  im  Phönixpark  zu  Dublin. 
6.       „      Belglen,  DAnemarfc,  Deutsehland,  Frankreich,  Grossbritannien  und  Niederlande. — 

Unterzeichnung  einer  Convention,  betreffend  die  Fischerei  in  der  Nordsee. 
8.        „      Frankreich.  —  Die  Depatirtenkammer  nimmt  den  von  Naquet  eingebrachten 

Gesetzentworf^  betreffend  die  Zulftssigkeit  der  Ehescheidung  und  Wieder- 

verheirathnng  in  erster  Lesung  mit  827  gegen  119  Stimmen  an. 

8.  „      TDrfcel.  —  Emennnng  Said-Pascha's  zum  Minister  des  Auswftrtigen  an  Stelle 

A88im-Pascha*s. 

9.  ^      Groesbritannien.  —  Trevelyan  wird  zum  Staatssecret&r  für  Irland  emannt 
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9.    Mai.    Niederlande.  —  Das  Ministerium  giebt  wegen  der  Vcrwerfung  des  französi- 

schen  Flandelsvertrages  in  der  zweiten  Kammer   scine  Ëntlassung.     Der 

König  nimmt  dieselbe  nicht  an. 
9.      „      Aegypten.  —  Der  Ehedive  Sadert  auf  Andringen  der  Grossm&chte  im  Gnaden- 

wege  die  Strafe  der  yerortheilten  Officiere  dahin  ab,   dass  sie  nur  ge- 

zwungen  sind,  Aegypten  zu  verlassen. 
10.      „      Aegypten.  —  Das  Ministerium  beraft  ohne  Genehmigung  des  Khedive  die 

Kotabeln-Versammlung  ein  und  bricht  allen  Yerkehr  mit  dem  Ehedive  al). 
10.       „      Dflnemark.  —  Nach  lV>j&hrigen  yergeblichen  Verhandlongen  kommt  durch 

ein  Gompromiss   beider  Kammem  wieder  ein  regelmiissiges   Budget  zu 

Stande. 

10.  „      Serbien.  —  Demonstration  gegen  den  König  im  Theater. 

10./13.  „  Deutschland.  —  Ërste  Berathung  des  Tabakmonopol-Ëntwurfs  im  Reichstag. 
Der  Entwurf  wird  mit  162  gegen  121  Stimmen  einer  Gommission  von 
21  Mitgliedem  überwiesen. 

11.  „      Preussen.— SchluBS  des  Landtages.  Erkl&rung  desStaatsministeriums  (Nr.7712). 
11.       „      Frankreich.  —  Interpellation  des  Deputirten  VilleneuTe  über  die  Situation 

in  Aegypten.    Antwort  Freycinets  (St.A.). 

11.  „      Grossbritannien.  —  Das  Unterhaus  nimmt  die  Bill,  betreffend  die  Unterdrückung 

der  Verbrechen  in  Irland  —  Einsetzung  besonderer  Grerichtshöfe,  wclche 
ohne  Geschworene  urtheilen  —  mit  827  gegen  22  Stimmen  an. 

12.  „      Oesterreich-Ungam.  —  Graf  Wolkenstein  in  Petersburg  überreicht  sein  Be- 

glaubigungsschreiben. 

12.  „      Aegypten.  —  Die  Notabelnkammer  weigert  sich,  ohne  gesetzliche  Berufung 

zusammenzutreten. 

13.  „      Frankreich  und  Grossbritannien.  —  Beide  Machte  beschliessen,  je  6  Kriegs- 

schiffe  nach  Aegypten  zu  schicken. 

14.  „      Frankreich.  —  Der  nene  französische  Botschafter  in  Konstantinopel,  Vicomtc 

de  Noailles,  überreicht  sein  Beglaubigungsschreiben. 

14.  „      Russland   und  TUrkei.  —  Unterzeichnung  einer. Gonvention,   betreffend   die 

Zahlung  der  Kriegskosten-Entsch&digung. 
14./15.  „  Grossbritannien.  —  Verhandlungen  im  Unterhause  über  die  Freilassung  der 
Führer  der  irischen  Landliga.  Gladstone  leugnet,  dass  ihre  Ëotlassung  in 
Folge  eines  mit  denselben  abgeschlossenen  Vertrages  geschchen  sei,  durch 
welchen  sich  die  Regierung  gegen  Gewahrung  von  Goncessionen  an  die  iri- 
schen Forderungen  die  Unterstützung  der  Irl&nder  im  Farlament  gc- 
sichert  habe. 

15.  „      TUrkei.  —  Protest  der  Pforte  gegen  die  Entsendung  französischer  und  eng- 

lischer  Schiffe  nach  Aegypten  (StA.). 
15.      „      MReckienburg.  —  Taufe  des  am  12.  Mai  gebomen  Prinzen,  Sohnes  des  Uerzogs 
Paul  und  der  katholischen  Prinzessin  von  Windischgr&tz,  nach  lutherischom 
Ritus,  entgegen  dem  angeblich  von  dem  Herzog  vor  der  Hochzeit  gegebencn 
Versprechen,  die  Kinder  dieser  Ëhe  katholisch  zu  erziehcn. 

15.  „      Aegypten.  —  Aussöhnung  des  Khedive  mit  dem  Ministerium.    Dasselbe  blcibt 

im  Amt. 
15./16.  n      Deutschland.  —  Ërste  Berathung  der  Gesetz-Entwürfe,  betreffend  die  Uniall- 
und  Kranken-Yersicherung  der  Arbeiter,  im  Reichstag.   Ueberweisung  der- 
selben  an  cine  Gommission.  —  Vertagung  des  Reichstages  bis  zum  6.  Juni. 

16.  „      Russiand.  —  General- Ac^utant  des  K&isers,  von  Kauffmann,  General-Gouvcrncur 

von  Turkcstan  f. 
16.      „     Aegypten.  —  Telegramm  des  englischen  General -Gonsuls  an  die  englischon 
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Cuofiuln  in  Aegypten  über  den  friedlichen  Charakter  der  Flottenentsendung 

(StA.). 
ia    Mai     Russiand.  —  Der  mssische  Botschafter  in  Konstantinopel  von  Novikow  wird 

abberufen  und  vcrl&sst  Eonstantinopel. 
ia        y,       TOrkei.  —  Die  Pforte  erkl&rt  ihre  BereitwUligkeit,   mit  den  Westm&chton 

über  Aofrechterhaltnng  des  status  quo  in  Aegypten  zu  verhandeln  (StA.). 

19.  ^       Deutschland.  —  Die  Coounission  des  Reichstages  lehnt  das  Tabaksmonopol 

mit  21  gegen  8  Stimmen  ab. 

20.  „       Pariser  Kongress-Staaten  nnd  Rumftnien.  —  Hinterlegang  der  Ratifications-Ur- 

konden  der  Zosatzakte  zur  Donau-Schif^ahrts-Akte  von  1866  (Nr.  7704). 

20.  „      Aegypten.  —  Das  englische  and  französische  Gescbwader  trifft  in  Alexan- 

drien  ein. 

21.  „      Schweiz.  —  Eröffhung  der  Gotthard-Bahn. 

22.  „      Frankreich.  —  Finanzminister  Léon  Say  giebt  in  Folge  des  Beschlusses  der 

Deputirtenkanuner,  die  Beseitigung  der  Steuer  auf  Wein  und  Bier  in  £r- 
wSgong  zu  ziehen  und  die  Steuer  auf  Alkobol  zu  erböhen,  seine  Ent- 
lassung. 

23.  „       Frankreich.  —  Die  Deputirtenkammer  votirt  mit  302  gegen  86  Stimmen  eine 

Tagesordnung,  in  welcher  sie  dem  Finanzminister  ihr  Yertrauen  aus- 
spricht    Say  zieht  in  Folge  dessen  sein  Entlassungsgesuch  zurück. 

24.  „       Russiand.  ^  Der  ,Regierungs-Anzeiger*    publidrt  folgende,  vom   Minister- 

comité vereinbarten,  vom  Kaiser  best&tigten  Vorscbriften  für  die  Juden: 

1.  Den  Juden  bis  auf  weiteres  das  Ansiedelungsrecbt  ausserhalb  der 
Stadte  und  Ortschaften  zu  entzieben;  nicht  berührt  hierdurch  werden  die 
bereits  bestehcnden  jüdischen  Koloniën,  welche  sich  mit  Ackerbau  be- 
fassen. 

2.  Zeitweilig  die  Ausfertigung  von  Eauf-  und  Pfandbriefen  auf  den 
Namen  von  Juden,  sowie  auch  die  Ausfertigung  von  auf  den  Namen  von 
Juden  lautenden  Bescheinigungen  von  Pachtvertr&gen  auf  ausserhalb  des 
Weichbildes  der  St&dte  oder  Fleckcn  befindliche  Liegenschaften  und  zur 
Yerwaltung  und  freien  Yerfdgung  über  derartige  Immobilien  ertheilter 
Yolhnachten,  einzustellen. 

3.  Den  Juden  zu  verbieten,  an  Sonn-  und  hohen  christlichen  Fest- 
tagen  zu  handeln,  wobei  die  hinsichtlich  des  Schliessens  der  Lokale  für 
die  christlichen  H&ndler  bestehenden  Yorschriften  maassgebend  sind. 

4.  Die  unter  Punkt  1—8  angefohrten  Yerordnuagen  erstrecken  sich 
nur  auf  diejenigen  Gouvernements,  in  denen  Juden  ans&ssig  sind. 

24.        „       Oesterreich-Ungam. —  Das  österreichische  Herrenhaus  nimmt  das  Wahlref orm- 

Gesetz  mit  einer  Majoritfit  von  15  Stimmen,  das  Abgeordnetenhaus  den 
neuen  ZoUtarif  mit  einer  Majorit&t  von  14  Stimmen  an. 

24.  „       Frankreich  and  Grossbritannien.  —  Identische  Instruction  an  die  General- 

Consuln  in  Cairo,  alle  ihnen  nothwendig  erscheinenden  Schritte  zu  thun, 
um  eine  zeitweilige  Ëntfernung  Arabi-Pascha^s  aus  Aegypten  und  Er- 
nennung  Chérif-Pascha's  zum  Minister-Pr&sidenten  durchzusetzen  (St.A.). 

25.  „       Bulgarien.  —  FOrst  Alexander  trifft  aus  Petersburg  in  Berlin  cin. 

26.  „       Oesterreich-Ungarn.  —  Der  Eaiser  genehmigt  das  Entlassungs-Gesuch  des 

Grafen  Beust  als  Botschafter  in  Paris  und  Yersetzung  desselben  in  den 

Ruhestand. 
26.        T9       Aegypten.  —  Das  Ministerium  giebt  seine  Entlassung.    Chérif- Pascha  lehnt 

die  Bildung  eines  neuen  Cabinets  ab. 
28.        n      Aegypten.  —  Arabi-Pascha  wird  auf  Yerlangen  der  Bevölkerung  wieder  zum 
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Eriegsminister  emannt  and  bldbt  bis  zor  Bildang  des  neuen  Ministeriums 

(16.  Juni)  einziger  Minister. 
81.   MaL    Preussen.  —  Yollziehang  des  Eirchen-Gesetzes  (Nr.  7713). 
81.  ^    „      Frankreich  and  Grotsbritannien.  —  Die  beiden  Mftchte  erlassen  an  die  Ost- 

m&chte  and  die  Türkei  Ëinladongen  zom  Zosanunentritt  einer  Conferenz 

fiber  die  Egyptische  Frage  in  Constantinopel  (StA.). 

1.  Juni.  Frankreich.  —  Interpellation  des  Deputirten  de  la  Fosse  fiber  die  agyptische 
Politik  des  Cabinets  Freycinet  Das  von  Freycinet  verlangte  Vertrauens- 
▼otum  wird  mit  298  gegen  70  Stimmen  angenommen. 

Italien.  —  Garibaldi  f. 

Oesterrelch-Ungarn.  —  Emennung  des  Grafen  Wimpffen  zam  Botschafter  in 
Paris,  des  Grafen  Ludolf  zum  Botschafter  in  Bom  and  des  Grafen  Dubsky 
zom  G^andten  in  Madrid. 

TQrkei.  —  Rundschreiben  der  Pforte.  Ankfindigung  der  Mission  Derwisch- 
Pascha's.  Erwartung,  dass  die  englische  and  französische  Regierang  in 
Folge  dessen  die  Idee  der  Conferenz  fallen  lassen  werden  (StA.). 

TOrkei.  —  Derwisch-Pascha  geht  als  tfirkischer  Commission&r  nach  Aegypten. 

Deutschland.  —  Bismarck  trifft  aas  Friedrichsruhe  in  Berlin  ein. 

Deutschland.  —  Der  Reichstag  lehnt  die  Ton  der  Regierung  vorgeschlagenen 
Zollerhöhangen  mit  rund  120  gegen  90  Stimmen  ab. 

Oesterreich-Ungarn.  —  Der  Sections-Chef  von  Kallay  wird  zum  Reichsfinanz- 
Minister  emannt 

Deutschland.  —  Der  Reichstag  lehnt  den  Antrag  Barth,  betreffend  die  Auf- 
hebung  des  Schmalzzolles,  mit  129  gegen  120  Stimmen  ab. 

Deutschland  and  Oesterreich.  •—  Der  österreichische  Reichsraths-Abgeordnete 
Ritter  yon  Schönerer  spricht  in  einer  Yolksversammlung  zu  Breslaa  zu 
Gunsten  einer  volkswirthschafUichen  Einigung  von  Deutschland  und  Oester- 
reich.   Annahme  einer  diesbezfiglichen  Resolution. 

Oesterrelch-Ungarn.  —  Emennung  des  Gesandten  in  Belgrad  Baron  Eheveu- 
hfiller  zum  Civil-Gouverneur  Ton  Bosnien. 

Serbien.  —  Die  Skapschtina  annullirt  s&mmtliche  (radical  ausgefallenen)  £r- 
satzwahlen. 

Aegypten.  —  Derwisch-Pascha  trifft  in  Eairo  ein. 

Deutschland.  •—  Der  Reichstag  lehnt  in  der  dritten  Lesung  des  Gesetz-Ent- 
wurfe,  betreffend  die  Abflnderung  des  Zolltarifs,  alle  beantragten  Erhöh- 
ungen  mit  165  gegen  150  Stimmen  ab. 

Frankreich.  —  Die  Depatirtenkammer  beschliesst  die  Aufhebung  der  Unab- 
setzbarkeit  der  Richter  mit  300  gegen  204  und  trotz  des  Widerspruchs 
des  Justizministers  das  Princip  der  Erw&hlung  derselben  mit  284  gegen 
212  Stimmen.  Hambert  reicht  in  Folge  dessen  seine  Entlassung  ein;  die- 
selbe  wird  jedoch  Tom  Pr&sidenten  Grévy  nicht  aogenommen. 

10.  „      Russland.  —  Ein  kaiserlicher  Ukas  verordnet  die  allm&hliche  (in  8  Jahren 

zu  vollendende)  Abschaffung  der  Kopfsteuer. 

11.  „      Deutschland.  —  Taufe  des  Prinzen  Friedrich  Wilhehn  Victor  August  Ernst 

von  Preussen,  Sohnes  des  Prinzen  Wilhelm,  in  Gegenwart  des  Kronprinzen 
Rudolf  von  Oesterreich,  des  Herzogs  von  Aosta  und  des  Grossffirsten  Ser- 
gius  von  Russland  als  Yertreter  ihrer  Souver&ne. 

11.  „  Preussen.  —  Landesversammlung  der  national- liberalen  Partei  der  Provinz 
Blannover.  Rede  Bennigsens  zu  Gunsten  des  Zusammengehens  der  libe- 
ralen Parteien. 
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IL  Jonl  Rustlaiid.  —  Entlassimg  Ignatieff's.  Ëmeimiing  des  Pr&sidenten  der  Aka- 
demie,  Ghrafen  Tolstoi,  zmn  Minister  des  Innem. 

11.  „     Aegypten.  —  Aofetand  der  Eingeborenen  gegen  die  Europ&er  in  Alexandrien. 

12.  „     Grossbritannien.  —  Das  Oberhaas  lehnt  mit  182  gegen  128  Stimmen  die  Bül 

ab,  nach  welcher  die  Ehe  eines  Mannes  mit  der  Schwester  seiner  verstor- 
benen  Frau  erlanbt  sein  solL 

12.  „  Serbien.  —  Die  ausgeschiedenen  oppositionellen  Mitglieder  der  Sknpschtina 
werden  sftmmtlich  wiedergew&hlt  Das  Ministeriom  Pirotschanatsdi  reicht 
in  Folge  dessen  seine  Entlassung  ein.  Der  Eönig  ninunt  diese  Demission 
nicht  an. 

12.A4.  f,  DeutscMand.  —  Zweite  Berathnng  des  Tabak-Monopol-EntwurfiB  im  Reichstag. 
Beden  Bismarcks  über  die  Steuerreform.  Ablehnung  des  Tabakmonopols 
mit  276  gegen  48  Stimmen. 

18.  „  Belgien.  ^  Theilweise  Neuwahlen  zum  Repr&sentantenhaose  und  Senat  Die 
liberale  Majorit&t  wdchst  in  dem  ersteren  von  14  aof  18,  im  letzteren 
Ton  4  anf  7  Stimmen. 

14.  f,     Rutsland.  —  Der  Botschafter  in  Wien,  von  Oubril,  wird  abbemfen  und  zum 

Mitglied  des  Reichsraths  emannt. 

15.  „      Deirtschland.  —  Der  Reichstag  nimmt  mit  155  gegen  150  Stimmen  auf  Antrag 

Bennigsens  die  Resolution  an:  „dass  nach  der  erst  durch  Gresetz  vom 
16.  Juni  1879  erfolgten  Erhöhung  der  Tabaksteuer  eine  weitere  Beun- 
ruhigung  und  Belastung  der  Tabakindustrie  unstatthaft  erscheint^*.  —  Das 
Kanonenboot  'Habicht'  in  Malta  wird  zum  Schutz  der  Deutschen  in  Aegypten 
nach  Alexandrien  beordert. 

1&  „  Deutschland.  —  Der  Reichstag  nimmt  den  Antrag  der  Reichs-Regierung  auf 
Yertagung  des  Reichstages  vom  19.  Juni  bis  80.  November  an. 

16.  „  Aegypten.  —  Unter  Einfluss  des  deutschen  und  österreichischen  General- 
Consuls  kommt  die  Bildung  eines  neuen  Ministeriums  zu  Stande:  Ragheb- 
Pascha  Pr&sident  und  Minister  des  Ausw^rtigen,  Arabi-Pascha  Krieg. 
Der  ez^glische  General -Consul  beschr&nkt  seinen  Verkehr  mit  dem  Mini- 
sterium  auf  die  Angelegenheiten,  betreffend  den  Schutz  der  britischen 
Unterthanen. 

18.      „     Deutschland.  —  Liberaler  Parteitag  in  Dresden. 

18.  „     Butgarien.  —  FOrst  Alezander  kehrt  nach  einer  Rundreise  bei  den  Höfen 

von  Petersburg,  Berlin  und  Wien  nach  Sofia  zurück. 

19.  „     Preutsen.  —  Der  Finanzminister  Bitter  nimmt  seine  Entlassung. 

20.  n     DeirtschlaRd.  —  FOrst  Bismarck  begiebt  sich  nach  Yarzm. 

20.  y,      TUrkei.  —  Circular  über  die  Inopportunit&t  der  Conferenz  (StA.). 

21.  ^     Norwegen.  —  Schluss  des  Storthing.    Thronrede  (Nr.  7714). 

22.  „     TOrkei.  —  Der  Zusammentritt  der  Conferenz  wird  auf  den  28.  vertagt,  da  der 

österreichische  Botschafter  ohne  Instruction  ist. 

23.  ^     TOrkei.  —  Erste  Sitzung  der  Conferenz  unter  Yorsitz  des  Doyen  des  diplo- 

matischen  Corps  inKonstantinopel,de8  italienischenBotschafters  GrafenCorti. 
25.       „     TOrkel.  —  Zweite  Sitzung  der  Conferenz  in  Konstantinopel.    Unterzeichnung 
eines  UneigennQtzigkeitsprotokolls  (StA.). 

25.  „     Grossbritannien.  —  Beginn  der  AusrOstung  einer  Expedition  nach  Aegypten. 

26.  „     Frankreich.  —  Interpellation  in  der  Deputirtenkammer  über  die  engfischen 

Rüstungen.    Freydnet  verweigert,  Auskunft  über  den  Stand  der  Yerhand- 
lungen  zu  ertheilen. 
26.       „     Niederlande.  —  Der  Eönig  beauftragt  den  bisherigen  Ministerpr&sidenten  van 
Lyden  mit  der  Neubildung  des  Cabinets. 
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27.  Jimi.    RuulaiHl.  —  Ëmenniuig  des  FQrsten  LobaDow  zum  Botschafter  in  Wien,  <. 
Baron  v^n  Mohrenheim  zom  Botschafter  in  London  und  des  Baron  t< 
NelidofF  zom  ausserordentlichen  Gesandten  in  Konstantinopel. 

27.       „      Serbien.  —  Die  Regierung  legt  der  Sknpschtina  einen  Oesetz-Ëntwurf  ?i 
nach  welchem  Abgeordnete,  weiche  ihr  Mandat  niederlegen,  um  die  Gt 
sch&fte  der  YolksTertretong  za  onterbrechen,  mit  Geldstrafe  zu  belegen 
sind. 

29.      „      Prottssen.  --  Emennong  des  bisherigen  Staatssecret&is  im  Reichs-Schatzamt, 
Scliolz,  znm  Finanzminister. 

29.  „      Grossbritannien.  —  Eine  grosse  consenratiTe  VolksTersammlong  in  London 

spricht  ihre  MissbilUgung  der  ftgyptischen  Politik  des  Cabinefes  Gladstone  aus. 

30.  „      Frankreich.  —  Der  oberste  Kri^oïah  tritt  zu  einer  Sitzung  zusammen. 

80.      „      Vereinigte  Staaten.  —  Hinrichtung  Goiteaa's,  des  Mördeis  des  Prasidenten 
Garfield. 


I.  InhaltsverzeichnisSy 

nach  den  Gcgenst&nden  alphabctisch  gcordnct. 


Aegypten.     (VergL  Bd.  XXIX  imd  XXXI.) 

1841.     Febr.  13.    Türkei.    Firman  des  Sultans  an  Mehemed-Ali,  betreffend  die 

Ërbfolgeordnong,  Steuererhebung  lm  Namen  der  Pforte, 
MOnzwesen  iind  Zahl  der  auszohebenden  Trappen     .    7715. 
„        Mai     — .      —    Firman  des  Sultans  an  Mehemed-Ali,  betreffend  die 

Höhe  und  Zahlungsmodus  des  Tributs 7716. 

18G6.        „      27.      —    Firman  des  Sultans  an  den  Vicekönig,  betreffend  die 

Erbfolgeordnung 7717. 

^        Juni     15.      —    Firman  des  Sultans  an  den  Vicekönig  von  Aegypten, 

betreffend  die  eventuelle  Einrichtung  einer  Regent- 
schaft 7718. 

1867.        „         8.      —    Firman  des  Sultans  an  den  Khedive,  betreffend  die 

Erbfolgeordnung  und  das  Recht,  Handelsvertr&ge  und 
andere  Yertr&ge  ohne  politische  Bedeutung  zu  schliessen    7719. 

1869.     NoT.    29.      —    Firman  des  Sultans  an  den  Ehedive,  betreffend  die 

Steuererhebung  im  Namen  des  Sultans  und  die  Ge- 
nehmigung  zu  auswartigen  Anleihen 7720. 

1872.  Sept.    10.      —    Firman  des  Sultans  an  den  Khedive,  betreffend  die 

Aufhebung  der  Beschr^kungen  des  Firmans  vom 
29.  November  1869  und  Best&tigung  der  Privilegiën 

des  Firmans  vom  8.  Juni  1867 7721. 

,,      25.      —    Erlass  des  Sultans  an  den  Khedive,  betreffend  die  £r- 

m&chtigung  zu  auswiürtigen  Anleihen 7722. 

1873.  Juni      8.      —    Firman  des  Sultans  an  den  Khedive,  betreffend  die 

Thronfolgeordnung,  Regentschaft,  innere  und  finanzielle 
Verwaltung,  Abschluss  von  nicht  politischen  Vertr&geu 
und  Anleihen,  MOnzrecht,  Bau  von  Kriegsschiffen, 
Flagge  und  Zahlung  des  lYibuts 7723. 

1876.     Mai       2.    Aegypten.    Decret  des  Khedive,  betreffend  die  Einrichtung 

einer  Kasse  der  öffentlichen  Schuld 7724. 

„        7.      —    Decret,  betreffend   die  Conversion  und  Consolidation 

der  ftgyptischen  Staatsschuld 7725. 

„      11.      —    Decret,  betreffend  die  Elinsetzung  eines  obersten  Schatz- 

rathes 7726. 

Nov.    18.      —    Decret,  betreffend  die  Amortisation  der  Staatsschuld, 

Einsetzung  derGeneral-Controleure  und  der  Commission 
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XVIII     Sacliregister.  —  Aegypten.  —  Bündnisse,  Conventionen,  Vertrage  etc. 

der  Staatsschuld  und  Yerwaltong  der  Ëisenbahnen  und 

des  Hafens  von  Alexandrien 7727. 

1878.  Aug.    28.    Aegypten.    Brief  des  Khedive  an  den  Ministerpr^sidenten 

Nubar-Pascha.  Die  staatsrechtliche  Stellimg  des  Miui- 
steriums 7728. 

1879.  April     7.      —    Brief  des  Khedive  an  Chérif-Pascha.  Einsetzung  eines 

einheimischen  Ministeriums 7729. 

,,  „      22.      —    Decret,  betreffend  die  Regelung  der  Staatsschuld .    .    7730. 

,,       Juni    25.    Türkei.    Absetzung  Ismail-Pascha's 7731. 

„  „      25.      —    Kinsetzung  Mehemed-Tewfik-Pascha's  als  Khedive  von 

Aegypten 7732. 

Juli     28.    Frankreich  und  Grossbritannien.    Botschafter  in  Konstanti- 

nopel  an  den  turk.  Min.  d.  Ausw.    Gemeinsame  Note, 

betreffend  die  Auslegung  des  neuen  Firmans  .  .  .  7733. 
„  Aug.  — .  Türkei.  Firman  des  Sultans  an  Tewfik-Pascha  ....  7734- 
„      Sept.  21.    Aegypten.    Brief  des  Khedive  an  Riaz-Pascha.    Aufrecht- 

erhaltung  der  Grunds&tze  des  Rescripts  vom  28.  Aug.  1878  7735. 
„       Nov.    15.      —    Decret,  betreffend  die  Machtbefugnissc  der  General- 

Controleure  7736. 

1880.  Marz  31.    Deutschland,    Frankreich,    (hossbritannien,    Italien    und 

Oesterreich-üngam.  Declaration,  betreffend  die  An- 
erkennung  eines  von  der  Liquidations-Commission  aus- 
zuarbeitenden  Liquidations-G^setzes  für  Aegypten  .    .    7737. 

„  „      31.    Aegypten.    Decret,  betreffend  die  Einsetzung  einer  Liqui- 

dations-Commission 7738. 

„      April  28.    Frankreich.    Min.  d.  Ausv?.  (Freycinet)  an  die  franz.  Ge- 

sandten  in  Madrid,  St-Petersburg,  Athen,  Brussel, 
Kopenhagen,  Haag,  Lissabon,  Stockholm  u.  Washington. 
Aufforderung,  der  Gollectiv-Declaration  vom  31.  M^rz 
1880  beizutreten 7739. 

„      Juli     17.    Aegypten.    Liquidations-Gesetz ...    7740. 

Bfindiiissc^  Conyentionen,  Yertrage,  Protokolle  etc.    (VgL 

Bd.  XXXIX  u.  vorg.) 

1850.    April   19.    Grossbritannien  und  Vereinigte  Staaten  von  Nord-Amerika. 

Clayton-Bulwer-Vertrag  vom  19.  April  1850  ....    7644. 

1860.    Jan.     28.      —    uud  Nicaragua.    Managua-Vertrag  vom  28.  Jan.  1860    7660. 

1880.       „       25.      —    und  Türkei.     üebereinkunft  zur  ünterdrückung  des 

Sklavenhandels  in  Afrika 7658. 

„      Marz  31.    Deutschland  und  Ohina.  Zusatz-Convention  zu  dem  deutsch- 

chinesischen  Freundschafts-,  Schifffahrts-  und  Handels- 

vertrage  vom  2.  September  1861 7634. 

„  „      31.    Deutschland,  Frankreich,    Grossbritannien,    Italien    und 

Oesterreich-Ungam.    Declaration,  betreffend  die  An- 
erkennung  eines  von  der  Liquidations-Commission  aus- 
zuarbeitenden  Liquidations-Gesetzes  fiir  Aegypten  .    .    7737. 
„       April  28.    Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  (Freycinet)  an  die  franz.  Ge- 

sandten  in  Madrid,  St.-Petersburg,  Athen,  Brussel, 
Kopenhagen,  Haag,  Lissabon,  Stockholm  n.  Washington. 
Aufforderung,  der  Collectiv-Declaration  vom  31.  Msürz 
1880  beizutreten 7739., 
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Sachregister.  —  Central- Asiatische  Frage.  —  Deutschcr  Reicbstag.  XIX 

1881.    Febr.  24.    Bossland  and  China.     Vertrag  über  das  Gcbiet  von  Ili. 

Vom  24.  Februar  1881 7659. 

Mai     23.    Dentsohland  and  Oesterreioh-üngam.    Handelsvertrag  vom 

23.  Mai  1881 7631. 

„      28.      —    und  die  Sohweiz.    Handelsvertrag  vom  28.  Mai  1881    7632. 
„      23.      —    and  die  8chwei£.    Protokoll,  betreffend  den  gcgensei- 

tigen  Schatz  der  Rechte  an  litcrarischen  Erzeugnissen 

nnd  Werken  der  Kunst 7633. 

„  28.  Pariser  Eongress-Staaten  and  Biunanien.  Zusatzakte  zar 
Schifffahrtsakte  für  die  Donaamündungen  vom  2.  No- 
vember 1865 7704. 

Aag.     3.    Orossbritamiien  und  Transvaal.  Konvention  über  die  Wiedcr- 

herstellung  der  Autonomie  von  'fransvaal  vom  8.  Aug.  1881    7672. 
1882.     Febr.  28.    Frankreich  und  Orossbritannien.    Handels-  and  Scbifffahrts- 

Convention  vom  28.  Februar  1882 7691. 

rentral- Asiatische  Frage.    (Vergl.  Bd.  XXXVIÜ  u.  verg.) 

1881.     April    5.    Orossbritannien.    Gesch&ftstr&ger  in  Tehran  (Thomson)  an 

den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Yerhandlungen  Ober  eine 
russisch-persische  Grenzberichtigung 7651. 

,,  „      14.      —    Botschafter  in  St-Petersburg  (Dufferin)  an  den  engl. 

Min.  d.  Ausw.  (Granville).  Die  russische  Rcgierung 
bat  nicht  die  Absicht,  Ëroberungen  in  der  Mcrv-Oasc 
zu  machen 7652. 

„        Mai     24.    Bossland.    Ukas,  betreffend  die  Annexion  des  Gebietes  der 

Téké-Turkmanen 7653. 

Juni    15.    Orossbritannien.    Gesch&ftstrager  in  St-Petersbnrg  an  den 

engl.  Min.  d.  Ausw.  Die  russische  Regierung  hat 
nicht  die  Absicht,  mit  den  Turkmanen  von  Merv  cinen 

Vertrag  zu  schliessen 7654. 

„      22.      —    Gesch&ftstragcr  in  St.-Pctersburg  an  den   engl.  Min. 

d.  Ausw.  Giers  hat  eine  bestimmte  Erklarung  über 
die  Grenzen  des  annectirten  Téké- Gebietes  nieht  ge- 

geben 7655. 

Juli     27.      —    Gesch&ftstrager  in  St -Petersburg  an  den  engl.  Min. 

d.  Ausw.  Die  Grenzen  von  Trans-Caspien  sind  noch 
nicht  festgestellt 7656. 

,,        Aag.    10.      «-    Gesch&ftstrftger  in  St-Petersburg  an  den  engl.  Min.  d. 

Ausw.  Das  „Journal  de  St-Pétcrsbourg'*  bestreitet, 
dass  die  russische  Regierung  bindende  Verpflichtungen 
bez.  Mervs  eingegangen  sei 7657. 

Deutscher  Reichstag. 

1881.     Kov.    17.    Dentsohland.    Botschaft  des  Kaiscrs  an  den  Reichstag,  vcr- 

lesen  bei  Ëröffnung  desselben  durch  den  Reichskanzler 

Fürsten  v.  Bismarck 7640. 

„        Dec    — .      —    Bericht  der  sechsten  Commission  des  Rcichstages  über 

den  Gesetzentwurf,  betreffend  den  Bcitrag  des  Reichcs 
zu  den  Kosten  des  Anschlusses  der  freien  und  Ilanse- 
stadt  Hamburg  an  das  deutsche  ZoUgebiet    ....    7642. 
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XX       Saclir  egister.  —  EngL-amcrik.  Diffcrenzcn  (Irland).  —  Engl.-firanz.  Handelsvertrag. 

1882.    April  27.    Deutschland.   Thronrede  bei  Eröffnung  des  Reichstages,  ver- 

lesen  yom  Staatssecretar  von  Bötticher  am  27.  April  1882    7710. 

Englisch-amorikanisehe  Uifferenzen  (Irland).   (Vgl.  Bd.  I  u.  XXI.) 

1881.  Juni     17.    Grossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  (Granville)  an  den  engl.  Ge- 

sandten  in  Washington  (Thomton).  Der  amerikanischc 
Gesandte  hat  Vorstellongen  gemacht  wegen  der  Ver- 
haftung  von  natnralisirten  amerikanischen  Bürgern  in 
Irland 7693. 

„  „     24.      —    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Gesandten  in  Washington. 

Ausl&nder  unterliegen  den  Gesetzen  zur  Aufrecht- 
erhaltung  der  Ordnung  ebenso  wie  die  Inl&nder    .    .    7694. 

,,  „      24.      —    Min:  d.  Ausw.  an  den  engl.  Gesandten  in  Washington. 

Vorstellungen  wegen  der  in  amerikanischen  Zeitungen 
enthaltenen  Aufreizungen  zu  Verbrcchen  in  England.    7695. 

„  „      27.      —    Gesandter  in  Washington  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 

Unterredung  mit  Staatssecret&r  Blaine  über  die  irische 
Agitation  in  den  Vereinigten  Staaten 7696. 

„  „     28.      —    Min.  d.  Ausw.  an  den  Gesandten  der  Ver.  Staaten  in 

London.  Bezüglich  der  Yerantwortlichkeit  wegen  gc- 
setzwidriger  Handlungen  erkennt  die  englische  Rcgie- 
rung  eine  ünterscheidung  zwischen  Inl^dem  nnd  Aus- 
landem  nicht  an 7697. 

1882.  Fcbr.  15.      —    Gesandter  in  Washington  (West)  an  den  engl.  Min.  d. 

Ausw.    Yerhandlungen  im  Reprilsentantenhause  über 

die  Verhaftungen  in  Irland 7698. 

„      Marz     6.    Vereinigte  Staaten.  Gesandter  in  London  an  den  engl.  Min. 

d.  Ausw.  Wünscht  die  Einleitung  einer  Untersuchung 
gegen  die  verhafteten  Amerikaner 7699. 

„      April     6.    Grossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  (xesandten  in 

Washington.  Ein  Unterschied  zwischen  InlsUidcm  und 
Ausl&ndem  kann  bei  der  Untersuchung  nicht  gemacht 
werden 7700. 

„  „       6.      —    Gesandter  in  Washington  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 

Bericht  des  Staatssecretars  d.  Ausw.  an  das  Repr&sen- 
tantenhaus  über  die  Verhafteten 7701. 

,,  ,,      14.    Vereinigte  Staaten.  Gesandter  in  London  an  den  engl.  Min. 

d.  Ausw.  Dringt  auf  Entlassung  der  Verhafteten  oder 
Untersuchung  gegen  dieselben 7702. 

„  „      27.    Grossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Gesandten  in 

Washington.  Die  amerikanische  Regierung  will  sich 
der  amerikanischen  Agitatoren  in  England  nicht  zu 
warm  annehmen 7703. 

Ëngliseh-französischer  Handelsvertrag. 

1880.    Aug.    28.    Grossbritannien.    Unterstaatssecret&r  Dilke  an  den  franz. 

Botschafter  in  London  (Challemel-Laoour).  Standpunkt 
der  engl.  Regierung  bez.  des  neuen  Handelsvcrtrages 

mit  Frankreich 7674. 

„      Scpt.  24.    Frankreich.   Memorandum  des  franz.  Handelsministers  (Bou- 
vier) über  den  Handelsvertrag 7675. 


Sadir^ter.  —  Französisches  Qelbbuch.  —  Hamburger  Zollanschluss.       XXI 


* 


1881.    Febr.  28.    Frankreich.    Memorandam  über  die  Gnindlagen  des  neuen 

Handelsvertrages 7676. 

„      M&rz   15.    Orossbritannien.    Botschafter  in  Paris  (Lyons)  an  den  franz. 

Min.  d.  Aosw.  (Barthélémy  St.-Hilaire).    Antwort  der 
englischen  Kegierung  auf  das  französische  Memorandam    7677. 
„      Mai     10.      —    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 

Die  englische  Regierung  wünscbt  Abschluss  eines  neuen 
Handelsvertrages  auf  Grundlage  des  alten     ....    7678. 

y,  ^24.      —    Min.  d.  Ausw.  an  die  englischen  Unterbandler.     In- 

stmction  fOr  die  Verhandlungen  über  den  französischen 
Handelsvertrag 7679. 

„       Juli     11.      —    Die  engl.  ünterh^dler  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 

Bisheriger  Verlauf  der  Verhandlungen 7680. 

1882.    Febr.    8.      —    Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  üeber- 

sicht  über  die  noch  bestehenden  Differenzen     .    .    .    7681. 

„  „       8.      —    Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.    Die 

schwierige  Stellung  der  französischen  Regierung  gegen- 
über  dem  Parlament 7682. 

„  „     14.      —    Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.    Die 

&ussersten  Goncessionen  der  französischen  Regierung    7683. 

,,  „      15.      —    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.    Die 

letzten  französischen  Vorschl&ge  sind  unannehmbar  .    7684. 

,f  „      17.      — -    Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.   Be- 

dingungen,  unter  welchen  die  französische  Regierung 
einen  Meistbegünstigungsvertrag  abschliessen  will .    .    7685. 

,,  „      18.      —    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.    Ab- 

lehnung  der  französischen  Bedingungen 7686. 

^  „     18.      —    Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.   Ver- 

handlungen über  den  Meistbegünstigungsvertrag    .    .    7687. 

„  „     2B,    Frankreioh.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 

England  soll  das  Recht  der  meistbegünstigten  Nation 
durch  Gesetz  gesichert  werden 7688. 

^  „     24.    Orossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in 

Paris.  ËinMeistbegünstigungs-Gesetzistnichtgenügend    7689. 

,,  „     27.    Frankreich.  Gesetz,  betreffend  die  Einfuhrzölle  auf  englische 

Waaren.    Vom  27.  Februar  1882 7690. 

„  „     28.    Frankreich  und  Orossbritannien.  Handels-  und  Schifffahrts- 

Convention  vom  28.  Februar  1882 7691. 

^       M&rz     2.    Orossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  die  engl.  Unterhündler. 

Rückblick  auf  die  Verhandlungen 7692. 

Franzosisclies  Oelbbueh,  s.  Aegypten. 
Hamburger  Zollanschluss.    (Vgl.  Bd.  XXXIX.) 

1881.    NoT.    17.    Dentsohland.  Ëntwurf  des  Gesetzes,  betreffend  den  Beitrag 

des  Reiches  zu  den  Kosten  des  Anschlusses  der  freien 
und  Hansestadt  Hamburg  an  das  deutsche  Zollgebiet.    7641. 
Dec.     —      —    Bericht  der  sechsten  Eommission  des  Reichstages  über 

den  Gesetzentwurf,  betreffend  den  Beitrag  des  Reiches 
zu  den  Kosten  des  Anschlusses  der  freien  und  Ila&se- 
stadt  Hamburg  an  das  deutsche  ZoUgebiet    ....    7642. 
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XXII    SarJiri^Ktmr.—  IlandclBpolitilL—  Managua-Frage.— OrientFrage.—  Ptoama-Canal. 

IH82.    F<'hr.  Vl    Deutschland.    Gesctz,  betreffend  die  Ansftüiraiig  des  An- 

schlaBses  der  freicn  nnd  Elansestadt  Hamburg  an  das 
deutschc  Zollgebiet 7643. 

liaii<h)lNp4)litfk.    (B.  auch:  Ënglisch^fraDzösischer  Handclsvertrag  and 
I  laiiiburgcT  ZollanHcbluss.) 

IHfil.    Mai     28.    Parisor  Eongress-Staaten  nnd  Bnmanien.    Zosatzaktc  znr 

Schifiïahrtsakte  fQr  dicDonaumündangen  v.  2.  Nov.  18G5.    7704. 

ManaM:ua-Frage. 

1H(K).    Jan.    2H.    Orossbritannien    and  Nioaragna.     Managua -Vertrag  vom 

28.  Januar  1860 7060. 

1H79.       „      81.    Nicaragna.  Min.  d.  Ausw.  an  don  österr.-ungar.  Min.  d.  Ausw. 

Bittc  urn  Ucbcrnahme  des  Schiedsrichteramts  dnrch 

don  Kaiser 7601. 

„       April  11).    GroBsbritannien.    Botschafter  in  Wien  an  den  österr.-ungar. 

Min.  d.  Aasw.     Dasselbe  £>suchen  seitens  der  eng- 
liscbcn  llegicrung 7602. 

1H81.    Juli      2.    Oesterreioh-üngam.    Schicdsspruch  des  Kaisers    ....    7603. 

OrlotilAllHclio  Frago  (Armcnicn).    (S.  auch  Acgypten.) 

I8S0.    Nov.    10.    Orossbritannien.    Botschafter  in  Konstantlnopel  (Goschen) 

an  don  engl.  Min.  d.  Ausw.  (Granville).     Dringt  auf 
Wiodoranregung  dor  Reformen  in  Armenicn  ....     7664. 
1881.    Jan.     12.  Min.  d.  Ausw.  an  die  engl.  Botschafter  in  Berlin,  Paris, 

St. -Potersburg,  Kom  und  Wien.   Aufforderung  zu  einer 
gcmeinschaftlichen  Vorstellung  bei  der  Pforte  wegen 

dor  armenischen  Kefomien 766.5. 

„     2K      —    Botschafter  in  Berlin  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Bis- 

man^k  wOnscht  die  armenische  Frage  bis  zur  Been- 
digung  der  griechischen  Frage  zu  verschieben  .    .    .     7666. 
,,  ,,     2tK    Frankreich.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 

Dilatorische  Antwort  mit  Rücksicht  auf  die  ablehnende 

llaltung  der  deutschen  Regierang 7667. 

Kobr.    l.    Russland.  Staatasecret&r  d.  Ausw.  (Giers)  an  den  engl  Bot- 
schafter in  St.-Peter8burg.    Zustimmung  za  dem  eng- 

lischen  Yorschlage 766& 

l.    Italien.    Min.  d.  Ausw.  au  den  engl.  Botschafter  in  Itom. 

Zustimmung  zu  dem  englischen  Yorschlage  ....  7669. 
iK  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  «igl  Botschafter 
«o  Konstantinopol  (C.h>schen\.  Anweisung,  den  Sultan 
auf  die  Lage  in  Armenicn  anfaierksam  za  machen  .  7670. 
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7631.     DEVTSCHLAND  imd OESTESBEICH-TJNOABN.  ~  Handels- 
vcrtrag  vom  23.  Mai  1881. 

Seine  Majestat  der  dcutsche  Eaiser^  Eönig  von  Preussen  einerseits  and    Nr.  7631. 
e  Majestat  der  Eaiser  von  Oesterreich,  König  von  Böhmen  etc.  und  apo- ^'**^^^***^ 
Lscher  Eönig  von  Ungam  andererseits,  von  der  Absicht  geleitet,  för  die  oeetemicii- 
wickelong  des  Handels  und  Verkehrs  zwischen  den  beiderseitigeu  Gebieten ^  uaimi 
b  nach  Ablauf  des  am  16.  December  1878  abgeschlossenen^  zuletzt  durch 
Uebereinkunft  vom  11.  April  1880  für  die  Zeit  bis  30.  Juni  1881   ver- 
herten  Handelsvertrages  vertragsmSlssige  Grondlagen  aufrechtzuerhalten^  haben 
diesem  Zwecke  Unterhandlungen  eröffnen  lassen  und  zu  BevoUmachtigten 
«mt:       —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     — 

üdie;  nach  gegenseitiger  Mittheilung  ihrer  in  guter  und  gehöriger  Form  bc- 
idenen  Yollmachten,  den  nachstehenden  Handelsvertrag  vereinbart  und  ab< 
ichlossen  haben: 

Art  1.  Die  vertragschliessenden  Theile  verpfiichten  sich^  den  gegenseitigen 
rkehr  zwischen  ihren  Landen  durch  keinerlei  Einfuhr-^  Ausfuhr-  oder  Durch* 
iTerbote  zu  hemmen.  ||  Ausnahmen  hiervon  dürfen  nur  stattfinden:  a)  bei 
>ak;  Salz;  Schiesspulver  und  sonstigen  Sprengstoffcn,  b)  aus  Gesundheits- 
zeirQcksichten^  c)  in  Beziehung  auf  Eriegsbedürfnisse  unter  ausserordent- 
sn  UmsUlnden. 

Art  2.  Hinsichtlich  des  Betrages^  der  Sicherung  und  der  Erhebung  der  £in- 
^s-  und  Ausgangsabgabcn  sowie  hinsichtlich  der  Durchfuhr  dürfen  von  keinem 
beiden  vertragschliessenden  Theile  dritte  Staaten  gunstiger  als  der  andere 
ragschliessende  Theil  behandelt  werden.  Jede^  dritten  Staaten  in  diesen 
lebungen  eingerftumte  Begünstigung  ist  daher  ohue  Gegenleistung  dem  an- 
^n  vertragschliessenden  Theile  gleichzeitig  cinzuraumen.  ||  Ausgenommen 
*von  sind:  Q  1.  jene  Begünstigungen,  welche  von  einem  der  vertragschliessen- 

Theile  einem  Nachbarlande  zur  Erleichterung  des  Verkehrs  für  gewisse 
nzstrecken  und  für  die  Bcwohner  cinzelncr  Gcbietstheilc  cingerftumt  wer- 
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uftechf^  d  ^^^'  H  ^'  ^®  ^^'^  einem  der  beiden  vertragschliessenden  Theile  durch 
and      schon  abgeschloSisene  oder  etwa  künftighin  abzuschliessende  Zolleinigung 
^nTra**  gestandenen  Begünstigungen. 

23.  Hfti  1881.  Art.  3.  Iq  den  Gebieten  der  vertragschliessenden  Theile  sollen  die 
der  Ausfahr  gewisser  Erzengnisse  bewilligten  Ansfahrvergatangen  nor 
ZöUe  oder  inneren  Steuern  ersetzen,  welche  von  den  gedachten  Erzeugni 
oder  von  den  Stoffen,  aus  denen  sie  verfertigt  werden,  erhoben  sind. 
darüber  hinausgehende  Ausfuhrpr&mie  sollen  sie  nicht  enthalten.  Ueber  . 
derungen  des  Betrages  dieser  Vergütungcn  oder  des  Verhaitnisses  derse 
zu  dem  Zolle  oder  zu  den  inneren  Steuern  wird  gegenseitige  Mittheilung  erfo 

Art  4.  Von  Waaren,  welche  durch  das  Gebiet  eines  der  vertragscl 
sendcn  Theile  aus-,  oder  nach  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  durchgei 
werden,  dürfen  Durchgangsabgaben  nicht  erhoben  werden.  ||  Diese  Verabre( 
findet  sowohl  auf  die  nach  crfolgter  Umladung  oder  Lagerung,  als  auf 
unmittelbar  durchgeführten  Waaren  Anwendung. 

Art.  5.  Zur  weiteren  Erleichterung  des  gegenscitigcn  Verkehrs  i 
sofern  die  Identit^t  der  aus-  und  wiedereingeftthrten  Gegenst&nde  ausser  Zw 
ist,  beiderseits  Befreiung  von  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben  zugestandc 
a)  fttr  Waaren  (mit  Ausnahme  von  Yerzehrungsgegenst&nden),  welche  aus 
freien  Yerkehr  im  Gebiete  des  einen  der  vertraigschliessenden  Theile  in 
Gebiet  des  anderen  auf  M&rkte  oder  Messen  gebracht  oder  auf  ungewi 
Verkauf  ausser  dem  Mess-  und  Marktverkehr  versendet,  in  dem  Gebiete 
anderen  Theiles  aber  nicht  in  den  freien  Verkehr  gesetzt,  sondern  unter 
trole  der  Zollbehörde  in  öffentlichen  Niederlagen  gelagert,  sowie  für  Mn 
welche  von  Handelsreisenden  eingebracht  werden;  alle  diese  GegensU 
wenn  sie  binnen  einer  im  Yoraus  zu  bestimmenden  Frist  unverkauft  zur 
geführt  werden;  ||  b)  für  Yieh,  welches  auf  M&rkte  in  das  Gebiet  des  and 
vertragschliessenden  Theiles  gebracht  und  unverkauft  von  dort  zurückgeführt  ^ 

Art.  6.  Zur  Erleichterung  des  gegenseitigen  Yerkehrs  in  den  Gi 
bezirken  sind  unter  den  vertragschliessenden  Theilen  diejenigen  besond 
Bestimmungen  vereinbart,  welche  sich  in  der  Anlage  A  verzeichnet  finde 

Art.  7.  Hinsichtlich  der  zollamtlichen  Behandlung  von  Waaren,  die 
Begleitscheinverfahren  unterliegcn,  wird  eine  Yerkehrserleichterung  dad 
gegenseitig  gewlihrt,  dass  beim  unmittelbaren  Uebergangc  soldier  Waarec 
dem  Gebiete  des  einen  der  vertragschliessenden  Theile  in  das  Gebiet  des 
deren  die  Yerschlussabnahme,  die  Anlage  eines  anderweiten  Yerschlusses 
die  Auspackung  der  Waaren  unterbleibt,  sofern  den  dieserhalb  vereinbi 
Erfordemissen  genügt  ist. 

Art  8.     Die  vertragschliessenden  Theile  werden  auch  femer  daraul 
dacht  sein,  ihre  gegenüberliegenden  GrenzzoUlimter,  wo  es  die  Ycrh&ltnissc 
statten,  je  an  einen  Ort  zu  verlegen,  so  dass  die  Amtshandlungen  bei 
Uebertritt  der  Waaren  aus  einem  ZoUgebiet  in  das  andere  gleichzeitig  s 
ünden  konneu. 
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Art.  9.     Innere  Abgaben,  welche  in  dem  Geblete  des  einen  der  vertrag-    ^'-  "^^• 
scUiessenden  Theile,  sei  es  für  RechDung  des  Staates  oder  für  Rechnung  von       nnd 
Communen  und  Corporationen;  auf  der  Hervorbringung,  der  Zubereitung  oder  ^>*«*«"ö»«ï»- 

Ung&ni* 

dem  Yerbraach  eines  Erzengnisses  gegenw&rtig  nihen  oder  künftig  ruhen  wer-  23.  mm  issi. 
den,  dttrfen  Erzeagnisse  des  anderen  Theiles  unter  keinem  Yorwande  höher 
oder  in  Iftstigerer  Weise  treffen,  als  die  gleichnamigen  Erzeugnisse  des  eigenen 
Landes. 

Art  10.  Die  yertragschliessenden  Theile  verpflichten  sich,  auch  ferner 
nr  Terhfltong  nnd  Bestrafung  des  Schleichhandels  nach  oder  aus  ihren  Ge- 
bieten  dnrch  angemessene  Mittel  mitzuwirken  nnd  die  zn  diesem  Zweck  er- 
lusenen  Strafgesetze  anfrechtzuerhaltcn,  die  Rechtshülfe  zn  gew&hren,  den 
Aa£neht8beamten  des  anderen  Theiles  die  Yerfolgung  der  Contravenienten  in 
ilir  Gebiet  zu  gestatten,  nnd  densclben  dnrch  Stener-,  Zoll-  und  Polizeibeamte 
sowie  dnrch  die  Ortsvorst&nde  alle  erforderliche  Auskunft  und  Beihttlfe  zu 
Theil  werden  zu  lassen.  H  Das  nach  Maassgabe  dieser  allgemeiuen  Bestimmun- 
gen  abgcschlosscnc  Zollkarteü  enth&lt  die  Anlage  B.  ||  Für  Grcnzgew^sser  und 
f)lr  BOlche  Grenzstrecken,  wo  die  Gebicte  der  vertragscliliessenden  Theile  mit 
fremden  Staaten  zusammentreffen,  werden  die  zur  gegenseitigen  Unterstützung 
beim  Ueberwachungsdienste  verabrcdeten  Maassrcgeln  aufrechterhalten. 

Art  11.  Jeder  der  beiden  yertragschliessenden  Theile  wird  die  Sec- 
landelsschiffe  des  anderen  und  deren  Ladungcn  unter  densclben  Bedingungen 
oud  gegen  dieselben  Abgaben,  wie  die  eigenen  Scehandelsschiffe,  zulassen. 
Keies  gilt  auch  für  die  Eflstenschifffahrt  ||  Die  Staatsangehörigkcit  der  Schiffe 
jedei  der  Yertragschliessenden  Theile  ist  nach  der  Gesetzgebung  ihrer  Heimatli 
n  beurtheilen.  ||  Zur  Nachweisung  über  die  Ladnngsföhigkeit  der  Seehandels- 
KÜfc  sollen  bei  Feststellung  von  Schifffahrts-  und  Hafenabgaben  die  nach  der 
Gttefei^bang  ihrer  Heimath  giltigeu  Messbriefe  gcnügen,  und  wird  eine  Ke- 
dKtlon  der  Schiffsmaasse  insolange  nicht  stattfinden,  als  die  ini  Jahre  1872 
toh  Notenwechsel  zwischen  den  yertragschliessenden  Theilen  getroffenen  Ver- 
^binuigen  über  die  gegenseitige  Gleichstellung  der  Messbriefe  in  Eraft  bleiben. 

Art  12.  Von  Schiffen  des  einen  der  yertragschliessenden  Theile,  welche 
in  Uoglflcks-  oder  Noth&Uen  in  die  Seeh&fen  des  anderen  einlaufen,  sollen, 
*^  nicht  der  Aufenthalt  unnöthig  yerlSlngert  oder  zum  Ilandelsyerkehr  be- 
öïtit  wird,  Schifffahrts-  oder  Hafenabgaben  nicht  erhoben  werden.  ||  Von  Ha- 
^ttie-  nnd  Strandgütem,  welche  in  das  Schiff  eines  der  yertragschliessenden 
^0  verladen  waren,  soll  yon  dem  anderen,  unter  Vorbehalt  des  etwaigen 
^^lohns,  eine  Abgabe  nur  dann  erhoben  werden,  wcnn  dieselbeu  in  den 
Verbrauch  übergehen. 

Art  13.  Zur  Befahruug  aller  natürlichen  und  küiistlichen  Wasscrstrassen 
^  den  Gebieten  der  yertragschliessenden  Theile  sollen  Schiffsführer  und  Fahr- 
*^,  welche  einem  derselben  angehören,  unter  densclben  Bedingungen  und 
l^gen  dieselben  Abgaben  yon  Schiff  oder  Ladung  zugelassen  werden,  wie 
'*^fchrer  und  Fahrzcuge  des  eigenen  Landes. 

r 
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Nr.  7^1.  j^Yt  14.    Die  Benutzung  der  Chausseen  und  sonstigen  Strassen,  CanS 

and       Schleuseii;  Fahreii;  Brücken  und  Brückenöffnungen;  der  H&fen  and  Landonj 

oesterreich-  piatze,  dcr  Bczeichnung  und  Beleuchtung  des  Fahrwassers.  des  Lootsenwese 

Ungftni. 

28.  Mai  1881.  der  Krahne  und  Waageanstalten,  der  Niederlagen,  der  Anstalten  zur  Rettö 
und  Bergung  von  Schiffsgütern  und  dergleichen  xnehr^  insoweit  die  Anl^ 
oder  Anstalten  für  den  öffentlichen  Yerkehr  bestimmt  sind;  soU^  gleichviel 
dieselben  vom  Staate  oder  von  Privatberechtigten  verwaltet  werden,  den  A 
gehörigen  des  anderen  vertragschliessenden  Theiles  unter  gleichen  Bedingang 
und  gegen  gleiche  Gebühren,  wie  den  Angehörigen  des  eigenen  Staates^  { 
stattet  werden.  {|  Gebühren  dürfen^  vorbchaltlich  der  beim  Seebeleachtuni 
und  Seelootsenwesen  zulassigen  abweichenden  Bestimmungen^  nur  bei  wirklieli 
Benutzung  solcher  Anlagen  oder  Anstalten  erhoben  werden.  ||  Wegegelder  1 
einen^  die  Landesgrenze  überschreitenden  Yerkehr  dtlrfen  auf  Strassen^  welc 
zur  Verbindung  der  Gebiete  der  vertragschliessenden  Theile  unter  sich  od 
mit  dem  Auslande  dienen  ^  nach  YerhS^ltniss  der  Streckenl&nge  nicht  höh 
sein^  als  für  den  auf  das  eigene  Staatsgebiet  beschr^nkten  Yerkehr. 

Art  15.  Auf  Eisenbahncn  soll  sowohl  hinsichtlich  der  Beförderong 
preise  als  der  Zeit  und  Art  der  Abfertigung  kein  Unterschied  zwischen  d 
Bewohneru  der  Gebiete  der  vertragschliessenden  Theile  gemacht  werd( 
Naxnentlich  sollen  die  aus  den  Gebieten  des  einen  Theiles  in  das  Gebiet  é 
anderen  Theiles  übergchenden  oder  das  letztere  transitirenden  Transporte  wed 
in  Bezug  auf  die  Abfertigung;  noch  rücksichtlich  der  Beförderungspreise  c 
gunstiger  behandelt  werden^  als  die  aus  dem  Gebiete  des  betreffenden  Theil 
abgehenden  oder  darin  verbleibenden  Transporte.  *||  Für  den  Personen-  u 
Güterverkehr^  welcher  zwischen  Ëisenbahnstationen^  die  in  den  Gebieten  c 
einen  vertragschliessenden  Theiles  gelegen  sind^  innerhalb  dieser  Gebiete  n 
telst  ununterbrochener  Bahnverbindung  stattfindet^  sollen  die  Tarife  in  c 
gesetzlichen  Landeswd.hrung  dieser  Gebiete  auch  in  dem  Falie  aufigestellt  wi 
deu;  wenn  die  für  den  Yerkehr  benützte  Bahnverbindung  ganz  oder  theilwe 
im  Betriebe  einer  Bahnanstalt  steht^  welche  in  den  Gebieten  des  andei 
Theiles  ihren  Sitz  hat.  ||  Auf  Anschlussstrecken  und  insoweit  es  sich  ledigli 
um  den  Yerkehr  zwischen  den  zun&chst  der  Grenze  gelegenen ;  beiderseiti^ 
Stationen  handelt,  soll  bei  Eiuhebung  der  im  Personen-  und  Güterverkehr 
entrichtenden  Gebühren  auch  in  dem  Falie,  wenn  der  Tarif  nicht  auf  die  | 
setzliche  Landesw^hrung  der  Eiuhebungsstelle  lautet,  die  Annahme  der  m 
den  Gesetzen  des  Landes,  in  welchem  die  Eiuhebungsstelle  gelegen  ist,  i 
l&ssigen  Zahlungsmittel  mit  Berücksichtigung  des  jeweiligen  Courswerthes  ni< 
verweigert  werden.  ||  Die  hier  geregelte  Annahme  von  Zahlungsmitteln  soll  d 
Yereinbarungen  der  betheiligten  Eisenbahnverwaltungen  über  die  Abrecbnn 
in  keiner  Weise  vorgreifen. 

Art.  16.  Die  vertragschliessenden  Theile  werden  dahin  wirken^  dass  d 
gegenseitige  Eisenbahnverkehr  in  ihren  Gebieten  durch  Herstellung  unmitti 
barcr  Schienenverbindungen  zwischen  den  an  einem  Orte  zusammentreffend 
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hnen  ^und   durch  Ueberfühning  der  Transportmittel  von  einer  Bahn  auf  die  j^^^lJ,^^^^ 
dere  möglichst  erleichtért  werde.  ||  Die  vertragschliessenden  Theile  verpflichten       nnd 
:h,  dahin  zu  wirken,  dass  durch  die  beiderseitigen  Bahnverwaltungen  directe  o^"«»<*- 
cpeditionen  oder  directe  Tarife  im  Personen-  und  Güterverkehr,  sobald  und23.Maii88i. 
soweit  dieselben  von  beiden  Theilen  als  wünschenswertlr  bezeichnet  werden, 
ir  Ëinfühniiig  gelangen.  ||  Für  den  directen  Verkehr  bleibt  die  Aufstellung  ein- 
atlicher  Transportbestimmungen,  insbesondere  in  Bezng  auf  Lieferungsfristen, 
irch  unmittelbares   Eiuvemehmen    der    beiderseitigen    zustllndigen    obersten 
ofachtsbehörden  vorbehalten. 

Art  17.  Die  vertragschliessenden  Theile  verpflichten  sich,  den  Eisen-  . 
ahnverkehr  zwischen  den  beiderseitigen  Gebieten  gegen  Störungen  und  Be- 
indenmgen  sicherzustellen.  ||  Eisenbahnwagen,  in  welchen  Pferde,  Maulthiere, 
Isel,  Rindvieh,  Schafe,  Ziegen  oder  Schweine  befördert  worden  sind,  mussen, 
enn  sie  demn&chst  zum  Transport  von  Yieh  der  genannten  Gattungen  aus 
em  Gebiete  des  einen  Theiles  in  das  des  anderen  verwendet  werden  sollen, 
UTor  einem  durch  besondere  Uebereinkunft  festzustellenden  Reinigungs-  (Des- 
afections-)Verfahren  unterworfen  werden,  welches  geeignet  ist,  die  den  Wagen 
twa  anhaftenden  Ansteckungsstoffe  vollst&ndig  zu  tilgen. 

Art.  18.  Die  vertragschliessenden  Theile  werden  dort,  wo  an  ihren 
irenzen  unmittelbare  Schienenverbindungen  vorhanden  sind  und  ein  Ueber- 
Wg  der  Transportmittel  stattfindet,  Waaren,  welche  in  vorschriftsm^ssig  ver- 
chliessbaren  Wagen  eingehen  und  in  denselben  Wagen  nach  einem  Orte  im 
Mem  befördert  werden,  an  welchem  sich  ein  zur  Abfertigung  befugtes  Zoll- 
)der  Steueramt  befindet,  von  der  Deklaration,  Abladung  und  Revision  an  der 
feewe  sowie  vom  Kolloverschluss  freilassen,  insofern  jene  Waaren  durch 
B^tergabe  der  Ladungsverzeichnisse  und  Frachtbriefe  zum  Eingang  angemel- 
to  sind.  II  Waaren,  welche  in  vorschriftsm&ssig  verschliessbaren  Eisenbahn- 
w*^  durch  das  Gebiet  eines  der  vertragschliessenden  Theile  aus-,  oder  nach 
fca  Gebieten  des  anderen  ohne  Umladung  durchgefOhrt  werden,  sollen  von 
tar  Declaration,  Abladung  und  Revision  sowie  vom  Kolloverschluss  sowohl  im 
Mern  als  an  den  Grenzen  freibleiben,  insofern  dieselben  durch  Uebergabe 
Ier  Ladungsverzeichnisse  und  Frachtbriefe  zum  Durchgang  angemeldet  sind.  || 
We  Yerwirklichung  der  vorstehenden  Bestimmuugen  ist  jedoch  dadurch  bedingt, 
^8  die  betheiligten  Eisenbahnverwaltungen  für  das  rechtzeitige  Eintreffen 
fef  Wagen  mit  unverletztem  Verschlusse  am  Abfertigungsamte  im  Innern  oder 
^  Ansgangsamte  verpflichtet  seien.  ||  Insoweit  von  einem  der  vertragschliessen- 
feü  Theile  mit  dritten  Staaten  in  Betreff  der  ZoUabfertigung  weitergehende, 
^  die  hier  aufgeführten  Erleichterungen  vercinbart  worden  sind,  finden  diese 
^rleichteningen  auch  bei  dem  Verkehr  mit  dem  anderen  Theile,  unter  Vor- 
^^^tzong  der  Gegenseitigkeit,  Anwendung. 

Art  19.  Die  Angehörigen  der  vertragschliessenden  Theile  sollen  gegen- 
*^JtJg  m  Bezug  auf  den  Antritt,  den  Betrieb  und  die  Abgaben  von  Handel 
^d  Gewerbe   den    Inl&ndern   völlig   gleichgestellt   sein.     Beim   Besuche   der 
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Nr.  7681.   M&rktc  und  Messen  sollen  die  Angehörigen  des  anderen  Theiles  ebenso  wi< 

«ad       die  eigenen  Angehörigen  behandelt  werden.  ||  Auf  das  Apothekergewerbe,  da 

üMterreich-  Handelsmakler-  (Sensalen-)  Gesch&ft  und  den  Gewerbebetrieb  im  UmherzieheB 

üngarn. 

83.M&rzi88i.  einschliesslich  des  Hausirhandels,  ünden  die  vorstehenden  Bestimmnngen  keini 
Anwendung.  ||  Eaufleate^  Fabrikanten  and  andere  Gewerbetreibende^  welch( 
sich  darüber  ausweisen^  dass  sie  in  dem  Staate^  wo  sie  ihren  Wohnsitz  haben 
die  gesetzlichen  Abgaben  fttr  das  von  ihnen  betriebene  Gesch&ft  entrichten 
sollen  y  wenn  sie  persönlich  oder  dorch  in  ihren  Diensten  stehende  Reisendi 
Ank&ufe  machen^  oder  Bestellongen^  nor  onter  Mitführung  von  Mustem^  suchen 
in  dem  Gebiete  des  anderen  vertragscbliessenden  Theiles  keine  weitere  Ab- 
gabe  hierfür  zu  entrichten  verpfiichtet  sein.  ||  Die  Angehörigen  des  einen  dei 
vertragscbliessenden  Theile^  welche  das  Frachtfuhrgewerbe,  die  See-  oder  Fluss- 
schifffahrt  zwischen  Pl&tzen  verschiedcner  Staaten  betreiben^  sollen  fflr  diesen 
Gewerbebetrieb  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  einer  Gewerbestener  nicht 
onterworfen  werden.  ||  Die  in  dem  Gebiete  des  einen  vertragschliesseodet 
Theiles  rechtlich  bestehenden  Actiengesellschaften^  Gommanditgesellschaften  aai 
Actiën  and  Versicherongsgesellschaften  jeder  Art  werden  in  dem  Gebiete  des 
anderen  Theiles  nach  Maassgabe  der  daselbst  geitenden  gesetzlichen  and  regle- 
mentarischen  Bestimmangen  zum  GeschSlftsbetriebe  and  zar  Yerfolgang  ihrer 
Rechte  vor  Gericht  zagelassen. 

Art  20.  In  Bezag  auf  die  Bezeichnung  der  Waaren  oder  deren  Ver- 
packung  sowie  bezüglich  der  Fabrik-  und  Handelsmarken  ^  der  Mnster  and 
Modelle,  ferner  der  £r&idungspatente  sollen  die  Angehörigen  des  einen  der 
vertragscbliessenden  Theile  in  dem  Gebiete  des  anderen  denselben  Schutz  wie 
die  eigenen  Angehörigen  geiüessen.  Die  Angehörigen  eines  jeden  der  vertng- 
schliessenden  Theile  haben  jedoch  die  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles 
dorch  Gesetze  oder  Yerordnungcn  vorgeschriebenen  Bedingangen  und  Förmlicfa- 
keiten  zu  erfüUen.  ||  Der  Schutz  von  Fabrik-  und  Handelsmarken  wird  den  An* 
gehörigen  des  anderen  Theiles  nur  insofem  und  auf  so  lange  ge¥rfihri,  als 
dieselben  in  ihrem  Heimathsstaate  in  der  Benutzang  der  Marken  geschfltzt  sind. 

Art.  21.  Die  vertragscbliessenden  Theile  bewilligen  sich  gegenseitig  dis 
Recht;  Consuln  in  allen  denjenigen  H&fen  and  Handelspl&tzen  des  anderen 
Theiles  zu  emennen,  in  denen  Consuln  irgend  eines  dritten  Staates  zagelassen 
werden.  ||  Diese  Consuln  des  einen  der  vertragscbliessenden  Theile  sollen,  unter 
der  Bedingang  der  Gegenseitigkeit,  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  die- 
selben Yorrechte,  Befugnisse  und  Befireiungen  geniessen,  deren  sich  diejenigeo 
irgend  eines  dritten  Staates  erfreuen  oder  erfreuen  werden. 

Art.  22.  Jeder  der  vertragscbliessenden  Theile  wird  seine  Consuln  im 
Auslande  verpflichten,  den  Angehörigen  des  anderen  Theiles,  sofem  letzterer 
an  dem  betreffenden  Platze  durch  einen  Consul  nicht  vertreten  ist,  Sehatz  and 
Beistaud  in  derselben  Art  and  gegeu  nicht  höhere  Gebühren  wie  den  eigenen 
Angehörigen  zu  gew&hren. 

Art  23.     Die  vertragscbliessenden  Theile  gestehen  sich  gegenseitig  das 


rr 
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Recht  zu,  an  ihre  ZoUstellen  Beamte  zu  dein  Zwecke  zu  senden,  um  von  der   ^'*  '*^*- 
Gesch&ftsbehandliuig  derselben  in  Beziehung  auf  das  Zollwesen  und  die  Grenz-    *"und*° 
bewachnng  Kenntniss  zu  erlangen,  wozu  diesen  Beamten  alle  Gelegenheit  be^  oesterreich- 
reitwillig   zu   gew&hren   ist.  ||  Ueber  die  Rechnungsfahrung   und  Statistik   in2d.M&rzi88i. 
bdden  Zollgebieten  werden  gegenseitig  alle  gewUnschten  Aufkiarungen  ertheilt 
werden. 

Art  24.  Der  gegenw&rtige  Handelsvertrag  erstreckt  sich  anch  auf  die 
mit  den  Gebieten  der  vertragschliessenden  Theile  gegenw&rtig  oder  künftig  zoU- 
geeinten  L&nder  oder  Landestheile. 

Art  25.  Der  gegenwftrtige  Vertrag  soll  vom  1.  Juli  1881  ab  in  Eraft 
tretOL  Derselbe  soll  bis  zum  31.  December  1887  in  Wirksamkeit  bleiben. 
Jedoch  beh&lt  sich  jeder  der  vertragschliessenden  Theile  das  Recht  vor,  vom 
1.  Januar  1883  ab  den  Vertrag  mit  der  Wirkung  zu  kündigen,  dass  derselbe 
ein  Jahr  nach  erfolgter  Eündigung  ausser  Eraft  tritt.  , 

Art  26.  Die  Ratifikationen  des  gegenw^rtigen  Yertrages  sollen  sobald 
ik  möglich,  sp&testens  aber  am  30.  Juni  1881  in  Berlin  ausgewechselt  werden, 
i  Zn  Urkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  BevoUmachtigten  den  gegenw&r- 
tigen  Vertrag  unterzeichnet  und  ihre  Siegel  beigedrtickt 

So  geschehen  zu  Berlin,  den  23.  Mai  1881. 
Karl  Heinrich  v.  Boetticher.  Graf  A,  Wolkenstein.  ^ 

AnlageA. 

Erleichterungm  im  Grenzverkehr. 

1.  Auf  Landgütem  oder  Grundbesitzungen,  welche  von  der  Zollgrenze 
te  beiderseitigen  Gebietstheile  durchschnitten  sind,  dürfen  das  dazugehörige 
Vótiischaftsvieh  und  Wirthschaftsger&th,  die  Aussaat  zum  dortigen  Feldbau, 
te  die  auf  denselben  gewonnenen  Erzeugnisse  des  Ackerbaues  und  der  Vieh- 
*drt  bei  der  Beförderung  von  den  Orten  ihrer  Hervorbringung  nach  den  zu 
^  Verwahrung  bestimmten  Geb&uden  und  Rftumcn  von  einem  Zollgebiete 
«rf  das  andere  an  den  durch  die  Verwendung  oder  Bestimmung  im  Wirth- 
s<Mtsbetriebe  angezeigten  natürlichen  Uebergangspunkten  zollfrei  gebracht 
werden. 

2.  Die  Grenzbewohner,  welche  im  jenseitigen  Grenzbezirke  eigene  oder 
Wachtete  Aecker  und  Wiesen  zu  bestellen,  oder  dort,  jedoch  in  der  Nahe 
^  Wohnortes,  sonst  eine  Feldarbeit  zu  verrichten  haben,  geniessen  Zoll- 
toeit  in  Betref  der  Aussaat  zum  Anbau  der  erw^hnten  Grundstücke  und 
te  von  denselben  weggeführten  Fechsung  an  Feldfrüchten  und  Getreide  in 
^ben,  dann  in  Bctreff  des  Arbeitsviehes  und  der  Arbeitsgerathschaften  für 
fe  landwirthschaftlichen  Verrichtungen.  ||  Nach  Maassgabe  der  örtUchen  Ver- 
totnisse  und  der  zu  verrichtenden  Arbeiteu  kann  der  Grenzübertritt  auch 
*^  Nebenwegen  unter  Beobachtung  der  diesfalls  zu  bestimmenden  Vorsichts- 
^'^sregeln  dann  geschehen,  wenn  die  Rückkehr  noch  an  demselben  Tage 
erfolgt. 
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Nr.  7681.  3^   diq  nachbenannteu  Gegenst&nde  dürfen  im  gegenseitigen  Verkehr  der 

Md       GrenzbezirkC;  wo  die  örtlichen  Verh&ltnisse  dies  wünschenswerth  and  znlftssig 

oartwrreieh- gi-scheinen  lassen,   unter   dienlichen  Vorsichten  auch  auf  Nebenwegen  zollfrei 

S8.Mftrsifl8i.ein-  oder  anstreten:  ||  Ausgelaugte  oder  Auswurfs-Asche  zum  Düngen^  Bansand 

(gemeiner)  und  Eieselsteine;   6&ame^   Str3.ucher  nnd  andere  lebende  Pflanzen 

oder  Gew&chse  zum  Yerpflanzen,  sowie  auch  eingesetzt  in  Töpfe  oder  Eübel^ 

insoweit   die  allgemeinen  Bestimmungen   zur  Yerhindemng  der  Einschleppnng 

sch&dlicher  Insekten  nicht   entgegensteben;   Besen   von  Weiden^   Birken   nnd 

dergleichen;  Bienenstöcke  mit  lebenden  Bienen;  Dtinger,   thierischer;   Feuer- 

schwamm^  roher;  Flachs  und  Hanf  in  Wurzeln;  Gras;  Moes;  Binsen;  Futter- 

kr&ater;  Waldstreu;  Heu,  Stroh  und  H^ckerling;  Milch;  Schmirgel  und  Trippel 

in  Stücken;  Thon  und  Töpfererde,  gemeine;  Torf  und  Moorerde. 

4.  Vieh,  das  auf  Weiden  getrieben  wird  oder  von  denselben  zurückkebrt, 
ebenso  Vieh,  welches  zur  Stallfütterung  ein-  oder  ausgeführt  wird,  kann,  wenn 
die  Identit&t  sichergestellt  ist,  zollfrei  über  die  ZoUlinie  ein-  und  austreten. 
Auch  die  Erzeugnisse  von  solchem  Vieh,  als  Milch,  Butter,  E&se,  Wolle,  und 
das  in  der  Zwischenzeit  zugewachsene  junge  Vieh  dürfen  in  einer  der  Stflck- 
zahl  des  Viehes  und  der  Weidezeit  angemessenen  Menge  zollfrei  zurückgeführt 
werden,  ||  Soweit  die  örtlichen  Verhaitnisse  es  erfordem,  ist  die  üeberschrei- 
tung  der  Grenze  auf  Nebenwegen  unter  Beobachtung  der  diesfalls  zu  bestimmen- 
den  lokalen  Vorsichtsmaassregeln  auch  dann  zul&ssig,  wenn  es  sich  um  eine 
l&ngere  Weidezeit  im  jenseitigen  Grenzbezirke  handelt 

5.  Die  beiderseitigen  Grenzbewohner  sind,  wenn  sie  Getreide,  Oelsamen, 
Hanf,  Lein,  Holz,  Lohe  und  andere  dergleichen  landwirthschaftliche  Gegen* 
st&nde  zum  Vermahlen,  Stampfen,  Schneiden,  Reiben  u.  s.  w.  auf  Mflhlen  in 
den  jenseitigen  Grenzbezirk  bringen  und  im  verarbeiteten  Zustande  zurttck- 
fOhren,  von  jeder  ZoUabgabe  befreit  ||  Auch  ¥rird  hierbei  gestattet,  Aus- 
Bfthmen  von  dem  regelmftssigen  ZoUverfahren,  wenn  berficksichtigungswerthe 
örtliche  Verh&ltnisse  dafür  sprechen,  unter  Substituimng  anderer,  den  Um* 
stftnden  angemessener  Modalit&ten  zum  Schutze  gegen  Zollumgehungen  zu  be- 
willigen. Die  Mengen  der  Erzeugnisse,  welche  an  Stelle  der  Rohstoffe  wieder 
eingebracht  werden  dürfen,  beziehungsweise  wieder  ausgeführt  werden  mussen^ 
sind  nach  Erfordemiss  von  den  beiderseitigen  ZoUverwaltungen  einvemehmlicti 
angemessen  festzusetzen. 

6.  Die  gegenseitige  ZoUfreiheit  soll  sich  femer  erstrecken  auf  alle 
S&cke  und  Gef&sse,  worin  landwirthschaftliche  Erzeugnisse,  als  Getreide  nnd 
andere  Feldfirüchte,  Gips,  Kalk,  Getr&nke  oder  Flüssigkeiten  anderer  Gattun^ 
und  sonst  im  Grenzverkehr  vorkommende  Gegenst&nde,  in  das  Nachbarland 
gebracht  werden  und   die   von  dort  leer  auf  dem   n&mlichen  Wege   zurflck' 

gelangen. 

7.  Die  bestehenden  Erleichtemngen  in  dem  Verkehr  zwischen  den  Be- 
wohnem  der  beiderseitigen  Grenzbezirke  in  Bezag  auf  G^^nst&nde  ihre£ 
eigenen  Bedarfs  zur  Reparator  oder  sonst  einer  handwerksm&ssigen  Bearbei' 
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tong,  welcher  die  hftusliche  Lohnarbeit  gleichzuhalten  ist,  werden  aufrechter-   Nr.  763i. 

8.   Bei  den  bestehenden    sonstigen  Erleichterangen,   Förmlichkeiten   und  <)«»t«rreich- 
Controlen  im  Grenzverkehr  beh&lt  es  sein  Bewenden.  ^sM^^mu 

Aniage  B. 

ZoUkartéU. 

§  1.  Jeder  der  vertragenden  Theile  verpflichtet  sich,  zur  Verhinderung, 
Entdecknng  nnd  Bestrafung  von  Uebertretungen  (§§  13  and  14)  der  Zollgesetze 
des  anderen  Theiles  nach  Maassgabe  der  folgenden  Bcstimmungen  mitzuwirken. 

§  2.  Jeder  der  vertragenden  Theile  wird  seinen  Angestellten,  welche  zur 
Verhinderung  oder  zur  Anzeige  von  Uebertretungen  seiner  eigenen  Zollgesetze 
aogewiesen  sind,  die  Yerpflichtung  auflegen,  sobald  ibnen  bekannt  wird,  dass 
eine  üebertretung  derartiger  Gesetze  des  anderen  Theiles  untemommen  werden 
soll,  oder  stattgefunden  bat,  dieselbe  im  ersteren  Falie  durch  alle  ibnen  gesetz- 
Uch  znstehenden  Mittel  thunlichst  zu  verhindern  und  in  beiden  F&Uen  der  in- 
l^dischen  Zoll-  oder  Steuerbehörde  (im  deutschen  Reiche:  HauptzollSlmter  oder 
HinptsteuerUmter;  in  Oesterreich-Ungarn:  Hauptzollamter  oder  Finanzwach- 
Conmüss&re)  schleunigst  anzuzeigen. 

§  3.  Die  Zoll-  oder  Steuerbehörden  des  einen  Theiles  sollen  über  die 
za  ibrer  Kenntniss  gelangenden|Pebertretungen  von  ZoUgesetzen  des  anderen 
Theiles  den  im  §  2  bezeichneten  Zoll-  oder  Steuerbehörden  des  letzteren  so- 
fort  Mittheilung  machen  und  denselben  dabei  über  die  einschlagenden  That- 
^en^  soweit  sie  diese  zu  ermitteln  vermogen^  jede  *  sachdienliche  Auskunft 
ntheilen* 

§  4.  Die  Einhebungs^mter  eines  jeden  der  vertragenden  Theile  sollen 
tal  dazu  von  dem  anderen  Theile  ermachtigten  oberen  Zoll-  oder  Steuer- 
^ten  die  Einsicht  der  Register  oder  Registerabtheilungen,  welche  den 
Vaarenverkehr  aus  und  nach  den  Gebieten  des  letzteren  und  an  der  Grenze 
**8elben  nachweisen,  nebst  Belegen  auf  Begehren  jederzeit  an  der  Amtsstelle 
gestatten. 

§  5.  Die  Zoll-  und  Steuerbeamten  an  der  Grenze  zwischen  den  beider- 
^Jtigen  ZoUgebieten  sollen  angewiesen  werden,  sich  zur  Verhütung  und  Ent- 
dechng  des  Schleichhandels  nach  beiden  Seiten  hin  bereitwilligst  zu  unter- 
*^n  und  nicht  allein  zu  jenem  Zweck  ihre  Wahrnehmungen  sich  gegenseitig 
"iiinen  der  kürzesten  Frist  mitzutheilen,  sondern  auch  ein  freundnachbarliches 
«ernehmen  zu  unterhalten  und  zur  Verst&ndigung  über  zweckm&ssiges  Zusammen- 
^irken  von  Zeit  zu  Zeit  und  bei  besonderen  Veranlassungen  sich  miteinander 
^  berathen. 

§  6.  Den  Zoll-  und  Steuerbeamten  der  vertragenden  Theile  soll  gestattet 
^^  bei  Verfolgung  eines  Schleichhandlers  oder  der  Gegenstftnde  oder  Spuren 
einer  Üebertretung  der  Zollgesetze  ihres  Staates  sich  in  das  Gebiet  des  ande- 
^^n  Theiles  zu  dem  Zweck  zu  begeben^   um    bei  den  dortigen  Ortsvorst&nden 
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Mr.  7M1.    Q^igj.  Behörden  die  zur  Ermittelnng  des  Thatbestandes   und   des  Th&ters  und 

DenUeJiUDd 

and  die  znr  Sicherung  des  Beweises  erforderlichen  Maassregelii;  das  Sammeln  aller 
ö**«»«*cï»- Beweismittel  bezUglich  der  vollbrachten  oder  versuchten  Zollamgehnng.  sowie 
ssLMin  1881.  den  Umst^den  nach  die  einstweilige  Beschlagnahme  der  Waaren  and  die  Fest- 
haltang  der  Th&ter  za  beantragen.  ||  Antr^gen  dieser  Art  sollen  die  Ortsvor- 
st&nde  and  Behörden  jedes  der  vertragenden  Theile  in  derselben  Weise  ge- 
nügen^  wie  ihnen  dies  bei  vermatheten  oder  entdeckten  Uebertretangen  der 
Zollgesetze  des  eigenen  Staates  zasteht  and  obliegt.  Auch  können  die  ZoU- 
and  Steaerbeamten  des  einen  Theiles  darch  Requisition  ihrer  vorgesetzten  Be- 
horde  von  Seiten  der  zastSlndigen  Behörde  des  anderen  Theiles  aafgefordert 
werden,  entweder  vor  letzterer  selbst  oder  vor  der  competenten  Behörde  ihres 
eigenen  Landes  die  aaf  die  Zollamgehang  bezüglichen  Umst&nde  aaszasagen. 

§  7.  Keiner  der  vertragenden  Theile  wird  in  seinem  Gebiete  Vereini- 
gnngen  zam  Zweck  des  Schleichhandels  nach  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles 
dalden,  oder  Vertragen  zur  Sicherang  gegen  die  möglichen  Nachtheile  schleich- 
h&ndlerischer  Untemehmangen  Gttltigkeit  zagestehen. 

§  8.  Jeder  der  vertragenden  Theile  ist  verpflichtet,  zu  verhindem,  dass 
Yorr&the  von  Waaren,  welche  als  zam  Schleichhandel  nach  dem  Gebiete  des 
anderen  Theiles  bestimmt  anzasehen  sind,  in  der  N3,he  der  Grenze  des  letzte- 
ren  angehliaft  oder  ohne  genügende  Sicherang  gegen  den  za  besorgenden  Miss- 
branch  niedergelegt  werden.  ||  Innerhalb  des  Grenzbezirkes  sollen  Niederlagen 
fremder  anverzollter  Waaren  in  der  Regel  nar  an  solchen  Orten,  wo  sich  ein 
ZoUamt  befindet,  gestattet  and  in  diesem  Falie  anter  Yerschlass  and  Controle  der 
Zollbehörde  gestellt  werden.  ||  Sollte  in  einzelnen  Fallen  der  amtliche  Yerschlass 
nicht  anwendbar  sein,  so  sollen  statt  desselben  anderweite  möglichst  sichemde 
Controlmaassregeln  angeordnet  werden.  Yorrathe  von  fremden  verzollten  und 
von  inl&ndischen  Waaren  innerhalb  des  Grenzbezirkes  sollen  das  Bedürfniss 
des  erlaabten,  d.  h.  nach  dem  örtlichen  Verbraache  im  eigenen  Lande  be- 
messenen  Yerkehrs  nicht  überschreiten.  Entsteht  Verdacht,  dass  sich  Yor- 
rathe  von  Waaren  der  letztgedachten  Art  über  das  bezeichnete  Bedürfniss 
and  zam  Zweck  des  Schleichhandels  gebildet  hitten,  so  s^len  dergleichen 
Niederlagen,  insoweit  es  gesetzlich  zalftssig  ist,  anter  spezielle,  zar  Verhinde- 
rang  des  Schleichhandels  geeignete  Controle  der  Zollbehörde  gestellt  werden. 

§  9.  Jeder  der  vertragenden  Theile  ist  verpflichtet:  ||  a)  Waaren,  deren 
Ein-  oder  Darchfahr  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  verboten  ist,  nach 
demselben  nar  beim  Nach  weise  dertiger  besonderer  Erlaubniss  zoll-  oder 
steueramtlich  abzafertigen;  ||  b)  Waaren,  welche  in  dem  Gebiete  des  anderen 
Theiles  eingangsabgabenpflichtig  und  dahin  bestimmt  sind,  nach  demselben 
1.  nar  in  der  Richtung  nach  ciuem  dertigen  mit  ausreichenden  Befagnissen 
verschenen  Eingangsamte,  ||  2.  von  den  Aasgangsamtem  oder  Legitimati ons- 
stellen nar  za  solchen  Tageszeiten,  dass  sie  jenseits  der  Grenze  za  dort  er- 
laabter  Zeit  eintreffen  können,  and  ||  3.  anter  Verhinderung  jedes  vermeidlichen 
Aufenthaltes   zwischen   dem  Ausgangsamte    oder   der  LegitimationssteUe   und 
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der  Grenze  zoll-  oder  steueramtlich  abzufertigen,  oder  mit  Ausweisen  zu  ver-   ^'-  '•®'' 
sehen.  and 

§  10.   Auch  wird  ieder  der  beiden  Theile  die  Erledigung   der   ftir   die  oestenreich 

Ungarn. 

Wiederaosfohr  unverabgabter  Waaren  ihm  geleisteten  Sicherheiten^  sowie  die28.ic&ni88] 
far  Ansfahren  gebührenden  Abgabenerlasse  oder  ËrstattuDgen  erst  dann  ein- 
treten  lassen^  wenn  ihm  durch  eine  vom  EiDgangsamte  ausznstellende^  die 
Registérpost  imd  das  Datum  der  Abfertigong  enthaltende  Bescheinigong  nacb- 
gewiesen  wird^  dass  die  nach  dem  vorbezeichneten  Nachbarlande  ausgefdhrte 
Waare  in  dem  letzteren  angemeldet  worden  ist. 

§  11.   Yor  Aosfahnmg   der   im  §  9  onter  b  and   im  §  10   enthaltenen 

BestJmmnngen  werden  die  vertragenden  Theile  über  die  erforderliche  Anzahl 

unddieBefngnisse  der  zum  Waarenübergange  an  der  gemeinschaftlichen  Grenze 

bestimmten  Anmelde-  nnd  Erhebungsstelien^  über  aie  denselben,  soweit  sie  zu 

einander  onmittelbar  in  Beziehung  stehen^  Qbereinstimmend  vorznschreibenden 

Abfertignngsstunden  und  über  nach  Bedür&iss  anzaordnende  amtliche  Beglei- 

tongen  der  ansgeführten  Waaren  bis  znr  jenseitigen  Anmeldestelle^  sowie  über 

besondere  Maassregeln  für  den  Eisenbahnverkehr  sich  bereitwilligst  verstlLadigen. 

§  12.   Jeder  der  vertragenden  Theile  hat  die  in  den  §§13  und  14  er- 

wilmten  Uebertretungen  der  Zollgesetze  des  anderen  Theiles  nicht  allein  seinen 

Angehörigen^  sondern  auch  allen  denjenigen^  welche.in  seinem  Gebiete  einen 

v^ffftbergehenden    Wohnsitz   haben    oder    auch    uur    augenblicklich    sich    be- 

finden;  onter  Androhung  der  zu  jenen  Paragraphen   bezeichneten  Strafen  zu 

rerbieten.    Beide  vertragende  Theile  verpflichten  sich  wechselseitig^   die  dem 

taderen  vertragenden  Theile  angehörigen  Unterthanen^  welche  den  Verdacht 

des  Schleichhandels  wider  sich  erregt   haben  ^   innerhalb   ihrer  Gebiete  über- 

viehen  zu  lassen. 

§  13.  Uebertretungen  von  Ein-^  Aus-  und  Durchfuhrverboten  des  ande- 
nn  Theiles  und  Zoll-  oder  Stcuerdefrauden,  d.  h.  solchc  Handlungen  oder  ge- 
s^widrige  Unterlassungen^  durch  welche  dem  letzteren  eine  ihm  gesetzlich 
gebfibrende  Ein-  oder  Ausgangsabgabe  entzogen  wird  oder  bei  unentdecktero 
Gelingen  entzogen  werden  würde^  sind  von  jedem  der  vertragenden  Theile 
wch  seiner  Wahl  entweder  mit  Confiskation  des  Gegenstandes  der  üeber- 
^fctnng,  eventuell  Erlegung  des  vollen  WertheS;  und  daneben  mit  angemesse- 
ner  Geldstrafe^  oder  mit  denselben  Geld-  oder  Yermögensstrafen  zu  bedrohen; 
^Icben  gleichartige  oder  &hnliche  Uebertretungen  seiner  eigenen  Abgabeu- 
Sesetze  unterliegen.  ||  lm  letzteren  Falie  ist  der  Strafbetrag^  soweit  derselbe  ge- 
setzlich nach  dem  entzogencn  Abgabenbetrage  sich  richtet^  nach  dem  Tarife 
des  Staates  zu  bemessen^  dessen  Abgabengesetz  übertreten  worden  ist. 

§  14.  Für  solche  Uebertretungen  der  Zollgesetze  des  anderen  Theiles, 
dnrch  welche  erweislich  ein  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhrverbot  nicht  verletzt 
^cr  eine  Abgabe  widerrechtlich  nicht  entzogen  werden  konnte  oder  sollte, 
^  genügendC;  in  bestimmten  Grenzen  vom  strafrichterlichen  Ermessen  ab- 
^gige  Geldstrafen  anzudrohen. 
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Nr.  7681.  §  15.   Freiheits-  oder  Arbeitsstrafen  (vorbehaltlich  der  nach  seinen  eige- 

Dentachland  \  o 

,ad      nen   Abgabengesetzen   eintretenden   Abbüssung    unvoUstreckbarer   Geldstrafen 

^^•^"***^^"  durch  Haft  oder  Arbeit)   sowie  Ehrenstrafen,   die  Entziehung   ron  Gewerbs- 

23.ittrxi88i.berechtigungen  oder,  als  Strafscharfnng,  die  Bekanntmachung  erfolgter  Veror- 

theilungen  anzudrohen,  ist  auf  Grand  dieses  Eartells  keiner  der  vertragenden 

Theile  verpflichtet. 

§  16.  Dagegen  darf  darch  die  nach  den  §§  12  bis  15  zu  erlassenden 
Strafbestimmungen  die  gesetzm&ssige  Bestrafung  der  bei  Verletznng  der  ZoU- 
gesetze  des  anderen  Theiles  etwa  vorkommenden  sonstigen  Uebertretongen^ 
Vergehen  und  Verbrechen,  als  Beleidigungen,  rechtswidrige  Widersetzlichkeit, 
Drohangen  oder  Gewaltthatigkeiten,  F&lschongen,  Bestechongen  oder  Er- 
pressnngen  o.  dergl.,  nicht  ansgeschlossen  oder  beschr^nkt  werden. 

§  17.  Uebertretongen  der  Zollgesetze  des  anderen  Theiles  hat  anf  An- 
trag  einer  zustandigen  Behörde  desselben  jeder  der  vertragenden  Theile  von 
denselben  Gerichten  und  in  denselben  Formen,  wie  Uebertretungen  seiner  eigenen 
derartigen  Gesetze,  untersnchen  und  gesetzm&ssig  bestrafen  zu  lassen,  ||  1.  wenn 
der  Angeschuldigte  entweder  ein  Angehöriger  des  Staates  ist,  welcher  ihn  zur 
Untersuchung  und  Strafe  ziehen  soU,  oder  ||  2.  wenn  jener  nicht  allein  zur 
Zeit  der  Uebertretung  in  dem  Gebiete  dieses  Staates  einen,  wenn  auch  nur 
vorübergehenden,  Wohnsitz  hatte  oder  die  Uebertretung  von  diesem  Gebiete 
aus  beging,  sondem  auch  bei  oder  nach  dem*  Eingange  des  Antrages  auf 
Unsersuchung  sich  in  demselben  Staate  betreffen  lasst,  in  dem  unter  2  er- 
w&hnten  Falie  jedoch  nur  dann,  wenn  der  Angeschuldigte  nicht  Angehöriger 
des  Staates  ist,  dessen  Gesetze  Gegenstand  der  angeschuldigten  Ueber- 
tretung sind. 

§  18.  Zu  den  im  §  17  bezeichneten  Untersuchungen  sollen  das  Gericht, 
von  dessen  Bezirke  aus  die  Uebertretung  begangen  ist,  und  das  Gericht  in 
dessen  Bezirke  der  Angeschuldigte  seinen  Wohnsitz  oder,  als  Ausl&nder,  seinen 
einstweiligen  Aufenthalt  hat,  insofem  zust&ndig  sein,  als  nicht  wegen  der- 
selben  Uebertretung  gegen  denselben  Angeschuldigten  ein  Yerfahren  bei  einem 
anderen  Gerichte  anh&ngig  oder  durch  schliessliche  Entscheidung  beendigt  ist. 

§  19.  Bei  den  im  §  17  bezeichneten  Untersuchungen  soU  den  amtlichen 
Angaben  der  Behörden  oder  Angestellten  des  anderen  Theiles  dieselbe  Beweis- 
kraft  beigelegt  werden,  welche  den  amtlichen  Angaben  der  Behörden  oder 
Angestellten  des  eigenen  Staates  in  Failen  gleicher  Art  beigelegt  ist 

§  20.  Die  Kosten  eines  nach  Maassgabe  des  §  17  eingeleiteten  Straf- 
verfahrens  und  der  Strafvollstreckung  sind  nach  denselben  Grunds^tzen  zu  be- 
stimmen  und  aufzulegen,  welche  für  Strafverfahren  wegen  gleichartiger  Ueber- 
tretungen der  Gesetze  des  eigenen  Staates  gelten.  ||  Für  die  einstweilige  Be- 
streitung  derselben  hat  der  Staat  zu  sorgen,  in  welchem  die  Untersuchung  ge- 
führt  wird.  ||  Diejenigen  Kosten  des  Verfahrens  und  der  Strafvollstreckung, 
welche,  wenn  ersteres  wegen  Uebertretung  der  eigenen  Abgabengesetze  statt- 
gefunden  hfttte,  von  jenem  Staate  schliesslicli  zu  tragen  sein  würden,  hat,  in- 
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sowdt  sie  nicht  vom  Angeschuldigten  eingezogen   oder   durch   eingegangene  j^^'^^^^^ 
Strafbetrftge  gedeckt  werden  können^  der  Staat  za  erstatten,  dessen  Behörde      nad 
die  Untersuchung  beantragte.  ^1J^^" 

§  21.  Die  Geldbetrftge,  welche  in  Folgc  eines  nach  Maassgabe  des  §  1723.M&ni88i. 
cingeleiteten  Strafverfahrcns  von  dem  Angeschuldigten  oder  für  verkauftc 
Gegenst&nde  der  Uebertretang  eingchen^  sind  dergestalt  zu  verwenden^  dass 
da?on  zon&chst  die  rückstandigen  Gerichtskostcny  sodann  die  dem  anderen 
Theile  entzogenen  Abgaben  nnd  zuletzt  die  Strafen  berichtigt  werden.  ||  Ueber 
die  letzteren  bat  der  Staat  zu  verfügen,  in  welchem  das  Verfahren  stattfand. 
§  22.  Eine  nach  Maassgabe  des  §  17  eingcleitete  Untersuchung  ist^ 
solaoge  ein  recbtskr&ftiges  Enderkenntniss  noch  nicht  erfolgte,  auf  Antrag 
der  Behörde  desjenigen  Staates,  welcher  dicselbe  vcranlasst  batte,  sofort  ein- 
zostellen. 

§  23.  Das  Becht  zum  Erlasse  and  zur  Mildemng  der  Strafen,  zu  wel- 
chen  der  Angeschuldigte  in  Folge  eines  nach  Maassgabe  des  §  17  cingeleite- 
ten Yerfahrens  verurtheilt  wurdc  oder  sich  freiwillig  erboten  hat;  steht  dem 
Staate  zo,  bei  dessen  Gerichte  die  Yerurtheilung  oder  Erbietung  erfolgte.  ||  Es 
Boll  jedoch  vor  derartigeu  Straferlassen  oder  Strafmilderungen  der  zust&ndigen 
Behörde  des  Staates,  dessen  Gesetze  übertreten  waren,  Gelegenheit  gegeben 
werden,  sich  darüber  zu  S^ussern. 

§  24.  Die  Gerichte  jedes  der  vertragenden  Theile  sollen  in  Beziehung 
aaf  jedes  in  dem  anderen  Gebiete  wegen  Uebertretung  der  ZoUgesctzo  dieses 
Gebietes  oder  in  Gemassheit  des  §  17  eingcleitete  Strafverfahren  verpflichtet 
san,  anf  Ersuchen  des  zust&ndigen  Gerichts:  ||  1.  Zeugen  und  Sachverst&ndige, 
welche  sich  in  ihrem  Gerichtsbezirke  auf  halten,  auf  Erfordern  eidlich  zu 
^«lehmen  nnd  erstere  zur  Ablegung  des  Zeugnisses,  soweit  dasselbe  nicht 
Httk  den  Landcsgesetzen  verwelgert  werden  darf,  z.  B.  die  eigene  Mitschuld 
^  Zengen  betrifft,  oder  sich  auf  Umsülnde  erstrecken  soll,  welche  mit  der 
Aosehnldigung  nicht  in  naher  Yerbindung  stehen,  nöthigenfalls  anzuhalten;  | 
S*  amtliche  Besichtigungen  yorzunehmen  und  den  Befund  zu  beglaubigen;  { 
3'  Angeschuldigten,  welche  sich  im  Bezirke  des  ersuchten  Gerichts  aufhalten, 
obne  dem  Staatsverbande  des  letzteren  anzugehören,  Yorladungen  und  Er- 
kenntnisse  beh^ndigen  zu  lassen;  ||  4.  Uebertretcr  und  deren  bewegliche  Güter, 
welche  im  Bezirke  des  ersuchten  Gerichts  angetroffen  werden,  anzuhalten  und 
anszuliefern,  insofem  nicht  jene  üebertreter  dem  Staatsverbande  des  ersuchten 
Gerichts  oder  einem  solchen  dritten  Staate  angehören,  welcher  durch  Vertr&ge 
verpflichtet  ist,  die  fragliche  Uebertretang  seinerseits  gehörig  untersnchcn  und 
kstrafén  zu  lassen. 

§  25.  Es  sind  in  diesem  Kartell  unter  „ZoUgesetzcn^^  auch  die  Ein-, 
A^l^  mid  Durchfuhrverbote,  und  unter  „Gerichten"  die  in  jedem  der  beider- 
^itigen  Gebiete  zur  Untersuchung  und  Bestrafung  von  Uebertretungen  der 
^^enen  derartigen  Gesetze  bestellten  Behörden  verstanden. 

§  26.  Durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  werden  weitergehende  Zu- 
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Kr.  7631.  gestandnisse  zwischcn  deu  Tertragenden  Staaten  zum  Zweck  der  üntcrdrückung 

DentaeUMid 

und      des  Schleichhandcls  nicht  aafgehoben  oder  ge&ndert. 

Oeiterreich- 

UofuriL 

S8.Mtnl881. 

ScJilussprotoJcóU, 

Bei  der  am  heatigen  Tage  stattgefandenen  UnterzeichDung  des  Handels- 
vertrages  zwischen  der  österreichisch-nngarischen  Monarchie  and  dem  dent- 
schen  Reichc  haben  die  beiderseitigen  Bevollm&chtigten  folgende  Bemerkongeny 
Erklftrungen  und  Verabredungen  in  das  gegenwartige  ProtokoU  niedergelegt 

Zu  Artikel  1  des  Vertrages. 

1.  Der  im  Artikel  1  unter  b  ausgesprochene  Yorbehalt  erstreckt  sich 
auch  auf  jene  Yorsichtsmaassregcln^  die  zum  Schatze  der  Landwirthschaft  gegen 
die  Einschleppung  and  Verbreitung  sch&dlicher  Insekten  (wie  z.  B.  der  Reb- 
laas  and  des  Eoloradok&fers)  ergriffen  werden. 

2.  Die  vertragschliessenden  Theile  werden  sich  alle  aas  Rücksichten  der 
Gesandheitspolizei  erlassenen  Yerkehrsbeschr&nkangen  gegenseitig  mittheilen. 

3.  Soweit  einzelnen  Wirthschaftsbesitzem  in  den  an  Oesterreich-Ungam 
grenzenden  deatschen  Bezirkcn  bisher  gestattet  werden  konnte,  j&hrlich  bis 
za  6  Stück  Natz-  and  Zachtvich  zu  ihrem  eigenen  Wirthschaftsbedarf  aus 
Oesterreich-Ungarn  einzaführen,  wird  diesc  Zahl  aaf  12  Stück  für  das  Kalender- 
jahr  crhöht.  ||  Die  Eonfinirangszeit  für  das  im  yorerw&hnten  Grenzyerkehre 
aas  Oesterreich-Ungam  in  die  angrenzenden  deatschen  Bezirke  eingebrachte 
Vieh  wird  in  der  Regel  45  Tage  nicht  überschreiten.  ||  Sofem  örtliche  Be- 
dürfiiisse  eine  Erweiterang  der  Bezirke,  welche  bisher  deutscherseits  für  die- 
sen  Grenzverkehr  festgesetzt  warden,  wünschenswerth  crschcinen  lassen,  wird 
solchen  Bedürfnissen  billige  Rücksicht  getragen  werden. 

Za  Artikel  3  des  Vertrages. 

Die  beiden  vertragschliessenden  Theile  werden  dafür  Sorge  tragen,  dass 
die  innere  Gesetzgebang  der  technischen  Entwickelang  der  einer  inneren  Ab- 
gabe  anterliegenden  Industrie  derart  folge,  dass  die  Steuerrückvergütang  die 
thats&chlich  entrichtete  Steuer  nicht  übcrstcigc. 

Zu  Artikel  5  des  Vertrages. 

Bezüglich  derjenigcn  Waaren,  welche  aus  dem  Gebiete  des  einen  der 
vertragschliessenden  Theile  nach  dem  Gebiete  des  andereu  auf  M&rkte  oder 
Messen  gebracht  oder  dorthin  auf  ungewissen  Vcrkauf,  ausser  dem  Mess-  and 
Marktverkehr,  versendet,  binnen  einer  im  Voraus  zu  bestimmenden  Frist  an- 
verkauft  zurückgeführt,  dann  der  Muster,  welche  von  Handlungsreisenden  ein- 
geführt  werden,  bewendet  es  bei  den  zur  Zeit  in  den  beiderseitigen  Vertrags- 
gebieten  in  Anwendung  stehenden  Vorschriften. 

Hinsichtlich  des  Viehes,   welches  auf  M&rkte  in  das  Gebiet  des  anderen 
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lertragschliessenden  Thciles  gebracht  und  nnyerkauft  vou  dort  zurückgeführt  ^'-  '^*'*- 
wird|  findet  beiderseits  eine  möglichst  erleichtertc  Abfertigong  statt  ond 

Zur  Feststellang  der  Identitftt  wird  in  der  Regel  die  Bezeichnung  des  oertamich- 
Tiehes  nach  Gattang^  Stückzahl  und  Farbe  onter  Angabe  etwaiger  be6onderer23.tfftrsi88i. 
Merkmale  als  genflgend  angesehen. 

Zu  Artikel  6  des  Vertrages. 

In  Beziehong  aof  die  Zollbegünstigongeny  bei  denen  die  Begriffe  Grenz- 
beark  and  Grenzbewohner  in  Frage  kommen,  werden  die  dermalen  in  beiden 
Statten  bestehenden  Grcnzbczirke  als  solche  anerkannt,  auf  welche  derlei  Zoll- 
begOnstigongen  sich  zu  erstrecken  habcn.  lm  Fall  von  Aenderungen  in  der 
Ansdehnung  der  Grenzbezirke  geiten  diese  Zollbegünstigungen  für  eine  Grenz- 
zone  von  10  Kilometer  Entferuung  von  der  Grenze.  Es  sind  jedoch  die 
Direktivbehörden  der  betreffenden  Grenzstrecken,  unter  Zustimmung  der  Direk- 
tivbehörde  des  anderen  vcrtragschliessenden  Theiles,  befngt,  auch  über  jenc 
Bezirke  hinaus  Ausnahmeu  nacli  Maassgabe  des  örtlicheu  Bcdtlrfnisses  zu  be- 
willigen. 

Zu  Artikel  5,  6  und  7  des  Vertrages. 

Die  in   den  Artikeln  5,  6  und  7    verabredeteu  Verkehrserleichterungen 

findeo  unter  den  in  der  Uebereinkunft  zwischen  Oesterreich,  Bayern,  Württem- 

berg  and  Baden  vom  20.  Februar  1854  festgesetzten  Contreien  auch  auf  den 

Verkehr  über  den  Bodensee  Anwendung.  ||  Eine  Revision  der  gedachten  Ueber- 

ei&kimft  mit  Rücksicht  auf  solche  Bestimmungen  derselben,   welche  in  Folge 

tbitsichlich  verlUiderter  Verh&ltnisse  einer  Modiiicatiou  bcdürfeU;  bleibt  vor- 

Milten. 

Zu  Artikel  7  des  Vertrages. 

1.  Die  im  Artikel  7  bezeichncte  Erleichtcrung  ist  durch  nachstehendc 
Ciut&nde  bedingt:  ||  a)  Die  Waaren  mttssen  beim  Eingangsamtc  zur  Weiter- 
sendong  mit  einem  Begleitschein  (nicht  zur  schliessUchen  Abfertigung)  ange- 
meldet  werden  und  von  einer  amtlichen  Bezettelung  begleitet  sein,  welche  er- 
^bt,  dass  und  wie  sie  am  Versendungsorte  unter  amtlichen  Verschluss  ge- 
setzt  worden  sind.  ||  b)  Dieser  Verschluss  muss  bei  der  Prüfung  als  unverletzt 
uid  sichemd  befunden  werden.  ||  c)  Die  Deklaration  muss  vorschriftsm&ssig 
^d  dergestalt  erfolgen,  dass  wegen  mangelhafter  Aumeldung  die  specielle  Re- 
^on  nicht  erforderlich  wird,  und  es  darf  zum  Verdacht  eines  beabsichtigten 
Unterschleifs  überhaupt  keine  Veranlassung  vorliegen.  ||  L&sst  sich  ohnc  Ab- 
^^doog  der  Waaren  die  voUstandige  Ucberzeugung  gewinnen,  dass  der  in  dom 
Gebiete  des  anderen  Theiles  angelegte  Verschluss  unverletzt  und  sichemd  sei, 
so  kann  auch  die  Abladung  und  Verwiegung  der  Waaren  unterbleiben. 

2.  Soweit  an  einzelnen  Orten  in  Deutschland  ein  Bodürfniss  sich  geitend 
®*cbt,  8oll  auf  bcsondercs  Ansuchen  auch  Waarenführern  die  Benutzung  der 
öffentUchen  Niederlage  gestattet  werden.  Die  gleiche  Begünstigung  wird  öster- 
feicbisch  -  ungarischerseits  zugestanden. 
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Nr.  7031.  zvL  Artikel  8  des  Vertrages. 

nnd  1.   Die  bestehenden  Zasammenlegnngen  von  gegcnüberliegenden  GrenaoB- 


o«eterreioh-  amtcm  bleiben  aufrecht     Doch  steht  jedem  der  betheiligten  Staaten  firel  é 

Ungarn. 

23.iiiin  18S1.  solche  Zasammenlegoiig  gegen  vorherige  sechsmonatliche  Ettndigmig  zarflekni 
ziehen.  ||  Neuc  Zasammenlegnngen  bleiben  der  Yerst&ndignng  zwischen  Oeiteh 
reich  and  den  betheiligten  dentschen  Staaten  vorbebalten. 

2.  Es  wird  anch  ferner  aaf  thanlicbste  Uebereinstimmung  in  deo  ik- 
fertigangsbefugnisscn  der  gegenüberliegendea  GrenzzollSlmtcr  Bedacht  genomnei 
werden.  |{  Eine  ansnahmsweise  Erweiterung  der  Gompetenz  einzelner  Aemlir 
wird  der  besonderen  Verstllndigung  der  betheiligten  Regierungen  vorbehatto, 
Hinsichtlich  der  Stellaag  und  der  Amtsbefagnisse  der  aaf  das  Gebiet  ta. 
anderen  Theiles  verlegten  Grenzzoll&mter  hat  man  sich  über  folgende  QftaAn 
satze  geeinigt:  ||  a)  Ein  aaf  das  jenseitige  Gebiet  yerlegtes^  frtther  aaf  doi 
Gebiete  des  Staates,  welchem  es  angehört,  anfgestellt  gewescncs  Zollamt  te- 
h&lt  den  Namen  des  frühercn  Standortes,  welchem  jedoch  sein  ucacr  Stul- 
ort  beigefügt  wird.  Die  aaf  jenseitigcm  Geblete  nca  crrichtcten  Aemter  e^ 
halten  den  Namen  ihres  Standortes.  ||  b)  Die  Schlagbüame  erhalten  die  Landes- 
farben  des  Territoriams,  auf  welchem  sie  stehen;  das  Amtsschild  wird  mitdei 
Farbcn  and  Wappen  des  Landes;  welchem  das  Amt  angehört^  versehoki, 
c)  Die  Anfrechthaltaug  der  Hausordnnng  liegt  dem  Vorsteher  des  Territoriit 
amtes  ob.  ||  d)  Die  Regierung  des  Territorialstaates  hat  dafür  za  sorgen,  dtf 
die  aaf  ihr  Gebiet  übersctztcn  Beamten  in  Betreibnng  ihrer  zollamtUchen  G^ 
schUfte  nicht  gestort  werden^  and  dass  namentlich  die  Sicherheit  ihrer  Dienst 
papiere  and  Gelder  keinem  Anstande  nnterliege.  ||  e)  Die  beiderseitigen  Zott* 
and  Stenerbeamten  and  Angestellten,  welchc  sich  aas  irgend  einer  im  Ye^ 
trage  vorgesehenen  Veranlassung  in  der  vorschriftsm^sigen  Dienstanifonn  ii 
den  gegenüberliegenden  Staat  begeben^  sind  dort  von  dem  fOr  Reduuof 
des  Staates  za  erhebenden  Wege-,  Brücken-  and  FHhrgelde  ebenso  wie  die 
eigenen  Beamten  and  Angestellten  befreit.  Dagegeu  haben  sie  die  Befroag 
Yon  dergleichen  Communikationsabgabei);  deren  Erhebnng  Gesellscbaften,  Eo^ 
porationen,  Gemeinden  oder  einzelnen  Privatpersonen  znsteht^  nar  insoweit « 
beausprnchen;  als  sie  nach  dem  bestehenden  Tarife  begründet  erscheiit 
!  f)  Es  wird  aasdrücklich  ancrkannt,  dass  durch  die  Zasammenlcgong  dff 
gegenüberliegenden  Zollamter  wolil  eine  tliunlicho  Glcichzeitigkeit  der  beider- 
seitigen Amtshandlungen,  nicht  aber  cino  regelmüssige  AbfertigungsgenM^* 
schaft  bcabsichtigt  sci^  dass  demnach^  abgesehen  von  Fallcn  aassergewöhnlidic* 
Vcrkehrsandrangcs  and  den  hierfür  von  den  beiderseitigen  Zollverwaltong* 
cinyernehmlich  zu  erlassenden  lustraktioncii;  jedes  der  beiden  Aemter  nor  die 
ihm  als  Ein-  oder  Aasgangsamt  seiues  Staates  obliegenden  Funktionen  za  toU- 
ziehen^  an  den  gleichen  Fanktionen  des  anderen  Amtes  aber  sich  nicht  to.  be- 
theiligen  habe.  ||  g)  Die  gegenwftrtig  bestehenden  Verabredangen  ||  zur  RojfelB^Ï 
der  Verhaitnisse  der  Beamten  and  Angestellten  der  auf  das  Gebiet  des  S»<** 
barstaates  verlegten  Zollümter,  ||  über  das  Vcrhalten  der  Beamten  und  Angc* 
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ellten  der  beiderseitigen  ZoUschutzwachen  in  ibrera  Verkehr  zu  den  Beamten  J^'-  '^-  ^ 
A  Angestellten  der  Wachanstalten   des  Nachbarstaates,  ||  über  die   Unter-      and 
ringung  der  auf  das  Gebiet  des  einen  Staates  verlegten  Aemter  des  anderen  o«rterr«ioh- 

üngam, 

taates  and  die  hierfür  anzurechnendeu  Miethzinse,  |)  über  die  Rosten  der23.ic&rzi88i. 
;einigang  and  Heizang  der  zasammengelegten  Aemter^  ||  über  die  Errichtung; 
Irhaltong^  Beleachtung^  das  Scbliessen  and  Oeffnen  der  Schlagb&ume  bei  den 
osammengelegten  Aemtern;  ||  über  die  Rechte  and  Pflichten  der  Beamten  der 
ofd&s  Gebiet  des  Nachbarstaates  verlegten  ZolHimter,  denen  Wohnungen  in 
emStaatsgeb&ade  des  letzteren  einger&umt  worden^  |{  über  die  ZoUabfertigangen 
n  Bonn-  und  Feiertagen,  endlich  ||  über  die  gegenseitige  ZoUbefreiung  für 
fflige  Beamten-üniform-  and  Armaturstücke  ||  werden  hierdarch  aafrechter- 
liten.  II  Der  Grenzpassantendieust  wird  von  jedem  der  vertragschliessenden 
lieile  nach  den  in  seinem  Gebietc  diesfalls  bestehenden  Vorschriften  and  mit 
Iflcksicht  aaf  die  besonderen  Vereinbarangen  geliandhabt  werden. 

Zu  Artikel  10  des  Vcrtrages  and  zam  Zollkartell. 

1.  Zu  §  4  des  Zollkartells.  Zu  den  oberen  Zoll-  und  Steuerbeamten, 
relcbe  befugt  sind;  bei  den  £inbebungsümtern  des  gegenüberliegenden  Zoll- 
[ebietes  die  Begister  oder  Registerabthcilungen^  welchc  den  Waarenyerkehr 
»s  und  nach  demselben  und  an  dessen  Grenze  uachweisen,  nebst  Belegen  zur 
Üotimahme  einznsehen^  gehörcn  ausser  den  höhereu  Beamten,  in  Oesterreich- 
Ungam:  die  Oberbeamten  der  HauptzoUamter,  die  Finanzwach-ObercommissSre 
iBd  Ciommiss^re,  in  Deutschland:  die  Hauptamtsmitglieder  und  die  Ober- 
wntrolöre. 

2.  Zu  §  5  des  Zollkartells.  Es  wird  als  anbedenklich  anerkannt,  dass 
&  Grenzaufseher  (Finanzwachmannschaften)  zur  Yerhütang  und  Entdeckung 
<b  Schleichhandels  sich  gegenseitig  unterstützcn  und  ihre  darauf  bczüglichen 
ffihmehmungen  einander  unmittelbar  mittlieilen.  Man  war  jedoch  darüber 
ÉTerstandeU;  dass  die  zur  YerstHndigung  über  zweckm&ssiges  Zusammenwirken 
'Ml  Zeit  zu  Zeit  und  bei  besonderen  Veranlassungen  vorzunehmenden  Be- 
uönmgen  zunachst  uur  unter  den  beiderseitigen  oberen  Zoll-  und  Steuer- 
^^ten  stattzufinden  haben. 

3.  Zu  §  6  des  Zollkartells.  Es  wird  anerkannt,  dass  die  beiderseitigen 
'OU-  und  SteuerbeamteU;  wenn  dieselben  bei  Verfolgung  eines  Schleichhündlcrs 
*dcr  der  Gegenstande  oder  Spuren  einer  Uebertretung  der  Zollgesetze  des 
men  vertragschliessenden  Theiles  in  das  Gebiet  des  anderen  sich  begeben, 
ich  lediglich  darauf  zu  beschranken  haben,  bei  den  dertigen  Ortsvorstanden 
^er  Behörden  die  zur  Ermittelung  des  Thatbestandes  und  des  Thaters  und 
^^  znr  Sicherung  des  Beweises  erfordcrlichen  Maassregeln,  das  Sammeln  aller 
»€wei8mittel  bezüglich  der  voUbrachten  oder  versuchten  Zollumgehung,  feowic 
^^  ümstanden  nach  die  einstweilige  Beschlagnahme  der  Waaren  und  die 
^sthaltang  der  Thater  zu  beantrageu,  dass  die  genannten  Beamten  dagegen 
^  fremdem  Geblete  weder  die  Person  des  Thaters,  noch  die  Gegenstande  der 

•   8U»tf»rchiv  XL.  2 
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-  Uebertretung  anhalten,  oocb  aach  von  ihren  Waffen  Gebraach  machen  Ai 
SoUten  aber  die  Beamten  bei  der  Verfolgung  durcb  thitUcbe  AogriSe 
''■  ihre  Peraon  in  die  Nothwendigkeit  versetzt  werden,  zn  ihrer  Selbstvertheidi 
gi.auf  fremdom  Territorium  von  ibren  Waffen  Gebranch  zn  machen,  so  b&b 
jedem  einzclnen  Falie  die  Behörden  des  Landes,  in  welchem  dieser  Fall 
gekommen,  nach  den  daselbst  geitenden  Gesetzen  darflber  zn  entscbeidei 
dieser  Gebraach  überhaupt  oder  in  dem  stattgcfaabten  Umfaqge  znr  Ab 
der  tbatlichen  Angriife  crforderlich  geweaen  ist. 

4.  Zn  §§  6  nnd  11  des  Zotlkartells.  Die  beiderseitigen  ZoU-  nnd  Sb 
beamten  kOnnen,  wenn  Bie  sicb  zu  den  in  den  §§  6  nnd  11  des  ZoUkai 
bezeichneten  Zwecken  in  das  Gebiet  des  anderen  Theiles  begeben,  dabei  el 
bewaffoet  sein,  wie  es  für  die  AusQbnng  des  Dienstcs  im  eigenen  Lande 
geschrieben  ist. 

5.  Zu  §  8  des  Zollkartells.  Han  war  darllber  einverst&nden,  dasi 
Eolange  frerode  unyerzollte  Waaren  im  Grenzbezirke  nur  an  Orten,  wo 
Zollftmter  bcünden,  nnd  dort  nnr  in  zo]]amtlichcn  Niederlagen  oder  doch  i 
ciner  gegen  missbrgncblichc  Verwendung  binreichend  sichemden  Controle  nii 
gelegt  werden  dOrfen,  znr  AnsfUhrung  der  im  §  8  cnthaltenen  Verabredn 
genüge,  wenn  die  beiderseitigen  ZoUbehOrden  angewiesen  werden,  Niederl 
der  gedachten  Art  sowie  VorrÉltlie  von  frcmden  verzollten  nnd  von  inl&ndi! 
Waaren  inncrhalb  des  Grenzbezirkes  mit  gchüriger  Berüeksichtigung  aucl 
Zollinteresaen  des  anderen  Theiles  ia  der  gesetzlich  zuiassigen  Weise  zn 
troUren. 

6.  Zn  §  9  des  Zollkartells.  Zur  Ansfühmng  der  Verabredung  nnter  Ut. 
§  9  werden  den  beiderseitigen  Aemtem  die  in  dem  gegenllberliegenden 
gcbiete  in  der  Einfuhr  nnd  Dnrchfuhr  verbotenen  oder  einer  besonderen 
laobnisE  bedfirfenden  Gegenstftnde  besonders  bczeichuet  werden. 

7.  Zu  §  10  des  Zollkartells.  Nach  §  10  des  Zollkartells  sollen  die  Erledi 
der  für  die  Wiedersnsfnbr  unvcrabgabter  Waaren  geleisteten  Sicherheiten  : 
die  fltr  AusfutirengobOhrendenAbgabenerlasse  oderErstattungen  erst  dann  ge^ 
werden,  wenn  dnrch  eine  vom  Eingangsamtc  auszustellendc  Bescheinignng  i 
gewiesen  wird,  dass  die  aus  dem  deotschen  Zollgebiete  naeh  Oesterreich-üi 
oder  nrogekebrt  ausgefübrte  Waare  in  Oesterreicb-Ungam  beziebentlich 
dentschen  Zollgebiete  angemeldet  worden  ist  ||  In  Bezug  auf  die  Ausfül 
dieser  Bestimmung  war  man  darober  einverstanden,  dass  es  bei  dem  bisbe 
Terfabren  nach  Maassgabe  der  nacbfolgenden  Vorscbriften  verbleiben  s 
a)  Bei  dem  gewCbnIichen  Frachtverkebr,  wo  die  beiderseitigen  Greu 
ftmter  die  zollgesetzliche  Ansgangs-,  beziehnugsweise  Eingangsabfertignof 
Waaren  vornebmen,  erfolgt  die  Ueberweisnng  derselben  behufs  der  Anmeldi 
bescheinignng  auf  den  die  Waaren  bcgleitcnden  Abfertignngspapicren  von 
Grenzzollamte  des  Ansgangsstaates  an  das  Grenzzollamt  des  Eingangstt 
Das  letztere  giebt  die  Anmeldnngsbescbeinigung  nnter  Beidrflcknng  des  t 
siegcls  und  unter  amtlicher  Unterschrift   mit   den  Worten:   „Angcmeldet 
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mterNr.  ....  des  ...  .  Registers  eingetragen.''  Il  b)  Bei  dem  Frachtverkehr  ^^^; '^^• 
littelst  der  Eisenbahn  nndet  dasselbe  Yerfahren   statt^   auch   wenn   die  Aas-      and 
gttgsabfeitigung  bel  einem  Amte  im  Innern  uiid  die  Eingangsabfertigung  bei^*^'**'^- 
Grenzzollamte  oder  die  Ausgangsabfertigung  bei  dem  Grenzzollamte  and23.M&ni88i. 


Eingangsabfertignng  bei  einem  Amte  im  Innern,  oder  die  Ausgangs-  und 
die  Eingangsabfertigung  beiderseits  bei  einem  Amte  im  Innern  vorgenommen 
wild.  II  Damit  aber  in  dem  Falie,  wo  die  Eingangsabfertigung  bei  einem  Amte 
im  Innern  stattfindet,  dieses  weiss,  welche  der  ihm  im  Ansageverfahren  über- 
wiesenen  Gtlter  im  gebundenen  Verkehre  übergegangen  sind,  so  bemerkt  das 
Grenzzollamt  des  Eingangsstaates  auf  Grund  der  ihm  von  dem  Grenzzollamte 
des  Aosgangsstaates  mitgetbeilten  Abfertigungspapiere  bei  der  betreffenden 
Post  der  Ladeliste,  welches  Amt  des  Ausgangsstaates  die  Ausgangsabfertigung 
vorgenommen  hat,  sowie  in  welchem  Register  und  unter  welcher  Nummer  des- 
selben  die  Waare  dort  eingetragon  ist  Es  würde  also  z.  B.  bei  einer  nach 
Wien  bestimmten  Waarenpost,  welche  mit  Begleitschein  nach  Breslau  gekommen 
ond  dort  zum  Ausgange  über  Oderberg  abgefertigt  ist,  das  österreichische 
Grenzzollamt  zu  Oderberg,  welches  die  Waaren  im  Ansageyerfahren  nach  Wien 
abllsst,  auf  Grand  des  ihm  von  dem  preussischen  Grenzzollamte  zu  Oderberg 
nitgetheilten  Begleitscheines  in  der  Ladeliste  bei  der  betreffenden  Post  be- 
oeAen:  ||  „lm  gebundenen  Verkehre  von  Breslau,  Begleitschein.  Empfangs- 
r^ister  Nr.  .  .  .^^  ||  Damit  aber  auch  das  Ausgangs-Abfertigungsamt  sofort 
beim  Rückempfange  der  von  dem  Grenzzollamte  des  Eingangsstaates  für  die 
Anmeldung  bescheinigten  Abfertigungspapiere  erfahrt,  welches  Amt  des  Ein- 
gliigsstaates  die  zollgesetzliche  Eingangsabfertigung  vornimmt,  so  giebt  das 
Qnmollamt  des  Eingangsstaates  die  Anmeldungsbescheinigung  über  die  von  ihm 
in  Ansageverfahren  auf  ein  Amt  im  Innern  abgelassenen  Waaren  dahin:  ||  „Durch 

^üngsliste  Nr.  .  .  .  angemeldet  und  mit  Ansagezettel  Nr. . . .  nach abge- 

taen."  II  Bei  zusammengelegten  ZoMmtern,  welche  einen  erheblichen  Eisen- 
WuiTerkehr  abzufertigen  haben,  soll  es  jedoch  genügen,  dass  die  Eingangs- 
^fflter  die  Uebemahme  der  unverabgabten  Waaren  durch  den  Abdruck  des 
Amtsstempels  in  den  Abfertigungspapieren  des  anderen  Theiles  bestatigen.  jj 
c)  Bri  dem  Postverkehre,  es  mag  die  Beförderung  der  Güter  mittelst  der  ge- 
wöhnlichen  Postwagen  oder  mittelst  der '  Eisenbahn  erfolgen,  besorgt  das 
Grenzzollamt  des  Ausgsmgsstaates  die  Ausgangsabfertigung  der  im  gebundenen 
Verkehr  übergehenden  Waaren.    Der   zu   prüfende  Verschluss   bleibt  an  den 

• 

^Möeben  Poststücken,  und  bescheinigt  das  Grenzausgangsamt  dies  auf  der.fttr 
^  Grenzeingangsamt  bestimmten  Waarenerklarung  unter  Beidrtickung  des 
^^^egels  mit  den  Worten: 

"o.     ,    >  Verschluss  von  N.  N.  belassen", 
»Siegel-  j  ' 

^  dass  alle  aus  dem  gebundenen  Verkehre   des  Ausgangsstaates  eingehenden 

Poststücke  beim  Grenzeingangsamte  mit  amtlichem  Verschlusse  und  mit  amt- 

"<Jh  bescheinigter  Eingangserklarung  ankommen  und,  sofern  dort  nicht  die  zoll- 
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Nr.  7631.    gesetzliclie  Eingaugsabfertigang  stattfindet,   damit  auf  das  dazu  berufene  Amt 

Dentscliland 

und      im  Innern  abgelassen  werden  mussen.    Die  Zollabfertigungspapiere  des  Greni- 
^^^"•^^^*  ausgangsamtes  lasst  dieses  ebenfalls  mit  an  das  Grenzeingangsamt  gehen.  wel- 

Ungarn.  w      w  ^ 

2d.Mirai88i.  ches  sie  zum  Beweise  der  Eingangsanmeldang  abstempelt  und  dann  sofort  ni- 
rücksendet.  ||  Es  hcrrscht  Einverstaudniss  darüber^  dass  bel  zusammengelegten 
ZoUftmtern  an  der  Eisenbahn  und  insbesondere  dort,  wo  ein  direkter  üeber- 
gang  der  Posten  inden  nSlmlichen  Eisenbahn-Postwagen  obne  Aasladung  der  Post- 
stücke   stattfindet  und  die  letzteren  theils  unter  Einzel-,  theils  unter  Raum- 
verschluss  einlangen,  beziehungsweise  weiter  abgefertigt  werden,   von  der  Be- 
scheinigung  des  Verschlusses  seitens  des  Austrittsamtes  auf  den  für  das  Grenz- 
eingangsamt bestimmten  Waarenerklarungen  abgeseben   werden   könne  und  es 
genüge,   dass  das  Ausgangsamt  die  -Zollabfertigungspapiere  dem  Eingangsamte 
zur   Einsicht   und   behufs   Abstempelung   sogleich   nach   Eintreffen    der  Post 
zustelle. 

8.  Zu  §  11  des  Zollkartells.  Die  Verstandigung  tiber  die  in  §  11  er- 
wahnten  Punkte  bleibt  der  Verhandlung  zwiscben  Oesterreich  und  den  an- 
grenzenden  deutschen  Staaten  vorbehalten.  ||  Die  zollamtlicbe  Abfcrtigung  der 
über  dio  beiderseitigen  Grenzen  auf  Eisenbahnen  verkehrenden  Viehtransporte 
soll  thunlichst  beschleunigt  und  erleiditert  werden.  Dieselbc  ist  auf  vorherigc 
Anmeldung  und  bczüglichen  Antrag  der  Eisenbahnverwaltungen,  wenn  sonst  die 
tibrigen  Voraussetzungen  zutreffcn,  auch  zur  Nachtzeit  vorzuHchmen,  sofeni 
dies  mit  einer  voUkommen  verl&sslichen  Vollziehung  des  Dienstes  vereinbar  isi 

9.  Zu  §  13  des  Zollkartells.  Nach  §  13  des  Zollkartells  sollen  Ueber- 
trctungen  von  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrverboten  des  anderen  Theiles  minde- 
stens  mit  denselben  Strafen  bedroht  werden,  welchen  gleichartige  oder  Ihn- 
liche  Uebertretungen  der  eigenen  Abgabengesetze  unterliegen.  ||  Man  war  dar- 
über  einverstanden,  dass  in  jenen  Staaten,  in  welchen  die  Uebertretungen  der 
aus  polizeilichen  Rücksichten  ergangenen  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrverbote 
nicht  als  eine  Verletzung  der  Abgabengesetze  erachtet  werden,  auch  nicht  die 
2um  Schutze  der  letzteren  angedrohten  Strafen,  sondern  jene  des  einschiagigen 
Strafgesetzes  Anwendung  finden  könncn,  unbeschadet  der  Verfolgung  nach  dem 
Zollstrafgesctze,  falls  zugleich  eine  Zolltibertretung  vorliegt. 

10.  Zu  §  14  des  Zollkartells.  Die  Antrage  auf  Einleitung  der  ünter- 
suchung  können  in  Oesterreich-üngarn  von  den  Einan2bezirksdirektionen,  be- 
ziehungsweise Finanzdirektionen  und  den  Finanzmspektoren  (Grenzinspektoren), 
in  peutschland  von  den  Hauptamtem  ausgehen.  ||  Die  beiderseitigen  Behörden 
haben  dergleichen  Antrage  an  einander  zu  richten,  um  das  Weitere  zu  ver- 
anlassen. 

11.  Zu  §  21  des  Zollkartells.  Neben  der  Strafe  sind  auch  die  vom 
Uebertreter  umgangcnen  Gefaile  einschliesslich  der  Lizenzgebühren  einzuziehen. 

12.  Zu  §  22  des  Zollkartells.  Die  Bcstimmungen  im  Alinea  3  des  §  20 
wegen  Tragung  der  Kosten  findet  auch  in  dem  hier  vorgesehenen  Falie  einer 
Einstellung  der  üntersuchung  Anwendung. 
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Nr.  7881. 

Zn  Artikel  11  des  Vertrages.  DentschUnd 

Bian  ist  darflber  einverstanden,  dass  von  den  Bestimmungen  des  gegen-  o««t«rreich- 
irtigeii  Vertrages  die  Austibung  der  nationalcn  Fischerei  ausgeschlossen  bleibt.  Ungarn. 
Die  verabredete  Gleicbstellung  der  Seehandelsschiffe  und  deren  Ladungen  in 
en  beiderseitigen  Seehftfen  erstreckt  sich  nicht:  ||  a)  auf  Pramien,  welche  für  neu 
rbante  Seehandelsschiffe  ertheilt  werden  oder  ertheilt  werden  mochten,  sofem 
ieselben  nicht  in  der  Befreiung  der  Hafen-  und  Zollgebühren  oder  in  der 
Irmissigung  solcher  Gebühren  bestehen;  ||  b)  auf  die  Privilegiën  fttr  sogenannte 
'achtklubs,  welche  dritten  Staaten  angehören. 

Zu  den  Artikeln  16  und  18  des  Vertrages. 

1.  Die  in  den  Artikeln  16  und  18  enthaltenen  Bestimmungen  erstrecken 
ich  auch  auf  den  Fall,  wo  eine  Umladung  durch  Verschiedenheit  der  Bahn- 
eleise  nöthig  wird.  Obgleich  dieselben  auf  sonstige  Umladungen  von  Eisen- 
ahntransporten  nicht  ausgedehnt  werden  konnten,  so  wird  doch  anerkannt, 
4S8,  wo  durch  sehr  grosse  Entfernung  der  Auf-  und  Abladungsorte  eine  Um- 
idong  nöthig  wird,  die  Ausdehnung  jener  Begünstigungen  auf  Falie,  wo  eine  ge- 
örig  beaufsichtigte  Umladung  stattfindet,  nicht  auszuschliessen  sei. 

2.  Postsendungen,  welche  auf  Eisenbahnen  durch  das  Gebiet  eines  der 
ertragschliessenden  Theile  aus-  oder  nach  dem  Gebiete  des  anderen  durch- 
leftlhrt  werden,  sollen,  wenn  ihre  Beförderung  in  gehörig  verschliessbaren  Be- 
iSltnissen  erfolgt  und  die  Zahl,  der  Inhalt  und  das  Rohgewicht  der  Poststücke 
«s  den  der  ZoUbehörde  zuganglichen  Postpapieren  ersichtlich  sind,  von  der 
toiration  und  Revision  sowohl  im  Innern  als  an  der  Grenze,  sowie  von  dem 
tótantlichen  Verschluss  der  einzelnen  Poststücke  auch  in  dem  Falie  freibleiben, 
*ain  sie  zum  Zweck  des  Ueberganges  von  einer  Eisenbahn  auf  eine  andere 
ingeladen  werden.  ||  Die  Angabe  des  Inhalts  der  Poststücke  darf  hinsichtlich 
Ier  mit  der  Ueberlandspost  beförderten  Gegenstande  unterbleiben. 

3.  Man  ist  darüber  einverstanden,  dass  durch  die  im  zweiten  Alinea  des 
Artikels  18  und  die  vorstehend  unter  2  vereinbarte  Befreiung  der  auf  Eisen- 
•^Anen  transitirenden  Güter  und  Postsendungen  von  der  zoUamtlichen  Revision 
Ijö  Ausführung  einer  solcheu  Revision  nicht  ausgeschlossen  sein  soll,  wenn 
^zeigen  oder  begründete  Vermuthungcn  einer  beabsichtigten  Zollübertretung 
orüegen. 

4.  Die  ZoUabfertigung  des  gegenseitigen  Eiscnbahnverkehrs  soll,  wie  bis- 
6f)  nach  den  in  der  Beilage  C  des  VoUzugsprotokolls  zum  Vertrage  vom 
1- April  1865  ersichtlichen  Bestimmungen  erfolgen.  Dabei  sollen  die  zwischen 
'esterreich-üngarn  und  den  betreffenden  deutschen  Staaten  bestehenden  Er- 
'ïehterungen  des  Eisenbahnverkehrs,  sofem  sie  weiter  gehen  als  die  erwahn- 
'^  Bestimmungen,  noch  fenicr  aufrechtbleibeii.  Ebcnso  sollen  die  in  der 
^ilage  D  (VollzugsprotokoU  18G5)  ersichtlichen  Vorschriften  über  die  An- 
^ndnng  des  Schiffsverschlusses  auch  ferner  in  Kraft  bleiben. 
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^^';lf^  Zu  Artikel  19  dos  Vertrages. 

and  1.    Was  den  Mess-  und  Marktverkchr  anbelangt,   so   hat  man  sich  üIm 

ün^ra.    ^^^  Form  der  Legitimation,  welclie  Ton  den  Angehörigen  des  anderen  Theik 

28.M4ra  1881.  die  der  im  ersten  Absatze  des  Artikels  19  ausgesprochenen  BegOnstigni 
theilhaftig  werden  wollen,  beizubringen  ist,  nach  Inhalt  der  Anlage  C  vei 
stëndigt.  Zur  Ausstellnng  dieser  Legitimation  sollen  die  nachstehend  nnter 
genanntcn  Behörden  befugt  sein. 

2.  Diejenigen  Gewerbetreibenden,  welche  in  dem  Gebiete  des  anden 
vertragschliessenden  Theiles  Waarenankaufe  machén  oder  Waarenbestelhngi 
suchen  wollen,  sollen  hierzn  abgabenfrei  anf  Grund  von  Gewerbe-Legitimation 
karten  zugelassen  werden,  welche  von  den  Behörden  des  Heimathslandes  au 
gefertigt  sind.  ||  Die  Ausfertigung  dieser  Karten  soll  nach  dem  unter  D  ai 
liegenden  Muster  erfolgen.  ||  Sie  geschieht  durch  diejenigen  Behörden,  den( 
die  Ertheilung  von  Passkarten  nach  den  gegenw^rtig  bestehenden  Ueberei 
künften  übertragen  ist.  Jedem  vertragschliessenden  Theile  bleibt  vorbehalte 
nach  Befinden  eine  m&ssige  Gebtthr  ftir  die  Ausfertignng  zu  erheben.  ||  Z 
Vermeidnng  von  Verwechselungen  und  Verfólschungen  sollen  die  ftir  Deutsc 
land  und  Oesterreich-Ungam  gleichmSssig  herzustellenden  Karten  nach  Form 
und  Farbe  von  den  Passkarten  sich  unterscheiden,  in  jedem  Jahre  eine  ve 
schiedene  Farbe  tragen  und  in  einem  Format  hergestellt  werden,  welches  é 
bequeme  Mitführung  in  der  Tasche  möglich  macht.  ||  Die  mit  einer  Gewerb 
Legitimationskarte  verschenen  Gewerbctreibenden  (Handlungsreisenden)  durf 
nur  Waarenmuster,  aber  keine  Waaren  mit  sich  führen.  Für  andere  als  c 
in  der  Karte  genannten  Gewerbetreibenden  dttrfen  sie  Geschafte  weder  a 
schliessen  noch  vermitteb.  Auch  durf  en  sie  aüsschliesslich  im  ümherreis 
Bestellungen  suchen  und  Ankaufe  machen.  Sie  haben  ausserdem  die  in  jed< 
Staate  gültigen  Yorschriften  zu  beachten.  ||  Bis  zum  Schlusse  des  Jahres  18! 
sollen  Gewerbe-Legitimationskartcn  der  bisher  vereinbart  gewesenen  Form 
Anwendung  und  Geltung  bleiben;  bis  dahin  sollen  die  Karten  auch,  wie  b 
her,  den  Reisenden  die  Befugniss  gewë.hren,  aufgekaufte  Waaren  nach  d( 
Bestimmungsorte  mitzunehmen.  Vom  1.  Januar  1882  ab  kommt  dagegen  ( 
Befugniss,  aufgekaufte  Waaren  mitzunehmen,  in  Wegfall. 

Zu  Artikel  20  des  Vertrages. 

Die  Hinterlegung  der  Bezcichnungen  der  Waaren  oder  deren  Verpackm 
der  Fabrik-  und  Handelsmarken  sowie  der  Muster  und  Modelle,  deren  Rech 
schutz  die  deutschen  Angehörigen  in  Oesterreich-Ungarn  erwerben  wollen,  1 
sowohl  bei  der  Handelskammer  in  Wien  als  auch  bei  jencr  in  Budapest 
erfolgen.  ||  Da  in  dem  Gebiete  des  deutschen  Reiches  gemass  der  daselbsl  l 
stehenden  Gesetze  tiber  jedc  Patenterthcilung  eine  amtliche  Bekanntmachu 
erfolgen  muss,  so  wird  festgesetzt,  dass,  wenn  ein  Angehöriger  des  deutsch 
Reiches  auf  einen  daselbst  patentirten  Gegenstand  auch  in  Oesterreich-ünga 
ein  Privilegium  erwirbt,  die  in  Deutschland  gesetzlich  mittelst  Druckes  erfolg 
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Veröffentlichung   der  betreffenden  Patentbeschreibung   und   Zcichnung  keinen   ^'-  "®^*- 
gesetzlichen  Nichtigkeitsgmnd   gegen  den  Rechtsbestand   des   analogen   öster-       and 
reichischen  und   ungarischen  Privilegiums   bilden   soll,  .insofern  das  den  Be- ^****^****" 
(fiDgnngen  des  Gesetzes  entsprechende  Gesuch  urn  dessen  Ertheilung  bei   der23.M&rzi88i. 
eompetenten  Bebörde  innerbalb   des  Zeitraums   von  drei  Monaten,   vom  Tage 
obiger  Veröffentlicbung  ab  gerechnet,  eingereicht  worden  ist,  welcher  Tag  in 
den  Drockexemplaren  der  deutscben  Patentschriften   angegeben   werden  wird. 

Zu  den  Artikeln  21  und  22  des  Vertrages. 

Unter  Consuln  sind  alle  mit  Consulargeschaften  Beauftragte  verstanden. 
Jeder  der  vertragschliessenden  Theile^  dessen  Angehörigen  der  Consul  des  an- 
deren Theiles  nacb  Maassgabe  des  Artikels  22  Schutz  und  Beistand  gew&hrt 
luity  ist  yerpflichtet^  die  dadurcb  erwachsenen  Auslagen  und  Kosten  nach  den- 
selben  Gnmds&tzen  zu  erstatten^  wie  dies  von  dem  Theile^  welcher  den  Consul 
bestellt  hat;  rücksichtlich  seiner  eigenen  Angehörigen  geschehen  würde. 

Zu  Artikel  23  des  Vertrages. 

Man  war  darüber  einverstanden^  dass  unter  den  Zollstellen^  an  welche 
Beamte  zu  dem  im  Alinea  1  des  Artikels  23  gedachten  Zweck  zu  senden^  die 
Tertngschliessenden  Theile  sich  gegenseitig  das  Recht  zugestanden  haben^  die 
ZoUdirectivbehörden  (in  Oesterreich-Ungarn:  die  Finanzlandesdirectionen  und 
Finanzdirectionen^  in  Deutschland:  die  Zolldirectionen)  nicht  mitbegriffen  sind, 
NRidem  dass  darunter  nur  die  Bezirksbehörden  (in  Oesterreich-Ungarn:  die 
Finanzbezirksdirectionen,  FinanzinspectoreU;  in  Deutschland:  die  Hauptümter 
vit  den  ihnen  untergeordneten  Localbehördeu)  verstanden  werden.  ||  Ebenso  war 
>tt  darüber  einverstanden,  dass  zwar  jeder  Regierung  die  Auswahl  der  Zoll- 
Mkn  des  anderen  Zollgebietes^  an  welche  sie  Beamte  zu  dem  vertragsm&ssig 
fcöeichneten  Zweck  senden  will,  überlassen  bleibe,  dass  es  aber  erforderlich 
wi,  die  betheiligte  Regierung  jedesmal  vorher  von  der  Person  des  zu  entsen- 
denden  Beamten  und  von  den  ZoUstellen  zu  benachrichtigen,  an  welche  der- 
«elbe  gesendet  werden  soll. 

Zu  Artikel  26  des  Vertrages. 

Die  Bevollm&chtigten  sind  übereingekommen^  dass  das  gegenw&rtige  FrO' 

*okoll  zugleich  mit  dem  Vertrage  den  hohen  vertragschliessenden  Theilen  vor- 

ffelegt  werden  soll,  und  dass  im  Falie  der  Ratification  des  letzteren  auch  die 

^  ersterem  enthaltenen  Erkiarungen  und  Verabredungen  ohne  weitere  förm- 

"Che  Ratification    derselben    als   genehmigt    angeseheft   werden   sollen.  ||   Es 

^H.^  hierauf  das  gegenwartige  Protokoll  in  doppelter  Ausfertigung  vollzogen. 

Berlin,  den  23.  Mai  1881. 

Karl  Heinrich  von  Boetticher.         Graf  A.  Wolkenstein. 
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Nr.   7682.     DEUTSCHLANI)    und  die  SCHWEIZ.  —  Handelsrertri 
•V  vom  23.  Mai  1881. 

'i.-  Nr.  7632.  Seine  Majeatöt '  der  dcutsche  Kaiser,  König  von  Prenssen,  einerseits,  qi 

ti  Dentsehland  '  ' 

K'         and  schweiz.  der  Bundesratli  der  schweizerischen  Ëidgeiiossenschaft,  andercrseits^  von  ch 
23.  Mai  1881.  ^IjsJ^jIjI;  geieitet,   den   am  13.  Mai    1869   abgeschlossenen,   znletzt  dorcfa  d 
üebereinkunft  vom  1.  Mai  1880  für  die  Zeit  bis  30.  Juni  1881  verl&ngertc 
Handels-  und  ZoUvertrag  in  seinen  wesentlichen  Verabrednngen  weiterhin  u 
rechtzuerhalten^  haben  zu  diesem  Ende  Unterhandlungen  eröffnen  lassen  mi 

zu  Bevollmachtigten  ernannt:  —   —   —  —   —   —  — 

welche^  unter  Yorbchalt  der  beiderseitigen  Ratification,  den  folgenden  Handelc 
vertrag  vereinbart  und  abgeschlossen  haben: 

Art  1.   Die  beiden  vertragschliessenden  Theile   geben   sich  die  Znsichc 
t:  ning,  in  Beziehung  auf  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben  sich  wechselseitig  ai 

f  dem  Fusse  der  meistbegünstigten  Nation   zu   behandeln.   ||   Jeder   der  beide 

h  Theile  verpflichtet  sich  demgemasS;  jedc  Begtinstigung,  jedes  Vorrecht  und  jed 

w  Ermassigung,   wclche   er  in   den  gedachten  Beziehungen  ciner  dritten  Mad 

V'  bereits  zugestanden   hal  oder  in  der  Folge   zugestehen  möchte^  gleichmftssi 

li  auch  dem  anderen  vertragschliessenden  Tlicile  gcgenüber  ohne  irgend  welch 

:>  Gegenleistung  in  Eraft  treten  zu  lassen.  ||  Die  vertragschliessenden  Theile  mache 

[;  sich  ferner  verbindlich,  gcgen  einandcr  kein  Einfuhrverbot  und  kein  Ansfohi 

li'.  verbot  in  Eraft  zu  setzen,   welches   nicht   zu  gleicher  Zeit   auf  die  andere 

R  Nationen  Anwendung  Hinde.  ||  Die  vertragschliessenden  Theile  werden  jedoe 

(  wahrend   der  Dauer   des   gegenwartigen  Vcrtrages  die  Ausfuhr  von  Getreiè 

r'  Schlachtvieh  und  Brennmaterialien  gegenseitig  nicht  verbieten. 

r  Art  2.   Hinsichtlich  der  in  der  Anlage  A  verzeichneten  Gegenstftndc  n 

-  man  übereingekommen,  dass  sie  bei  dem  Uebergange  vom  Gebiete  des  eine 

^  Theiles  nach  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  gegenseitig  g&nzliche  Zollfiel 

^  '  heit  geniesseu  sollen. 

r 

i.  Art.  3.   Die  aus  einem  der  beiden  Gebiete  eingehenden  oder  nach  dem 

selben  ausgchenden  Waaren  aller  Art  sollen  gegenseitig  in  dem  anderen  Ge 
biete  von  jeder  Durchgaugsabgabc  befreit  sein.  ||  In  Beziehung  auf  die  Dnrch 
fuhr  sichern  sich  die  vertragschliessenden  Theile  in  jeder  Hinsicht  die  Be 
handlung  der  mcistbogünstigten  Nation  zu. 

Art  4.  Zur  Erleichterung  im  gegenseitigen  Grenzverkehr  sind  unter  dei 
vertragschliessenden  Theilen  diejenigen  besonderen  Bestimmungen  vereinbir 
worden,  welche  sich  in  der  Anlage  B  dem  gegenwartigen  Yertrage  angeschlossei 
finden. 

Art.  5.  Die  Befreiung  von  Eiugangs-  und  Ausgangsabgaben  wird  beider- 
seits  zugestanden,  sofcrn  die  Identitat  der  aus-  und  wiedereingeführten  GegeS' 
stünde  ausser  Zweifel  ist:  ||  1.  für  Waaren  (rait  Ausnahme  von  VerzehrongS' 
gegenstftnden),  welche  aus  dem  freicn  Verkehr  im  Gebiete  des  einen  der  ver- 
tragschliessenden Theile  in  das  Gebiet  des  anderen  ||  auf  Mftrkte  oder  Messen, 


L 
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oder  auf  ungewissen  Verkauf  aasser   dem  Mess-   und  Marktverkehr  oder  als   ^'-  '^^^' 

Dentachlftnd 

Klister  5  eingebracht  werden;  alle  diese  Gegenstftnde,  wenn  sle  binnen  einer  im  and  schweit. 
rorans  zu  bestimmenden  Frist  unverkauft  zurückgeführt  werden;  ||  2.  Vieh, ^3.  ^*»^  ^®®*- 
relches  aas  dem  einen  Gebiet  auf  MSlrkte  des  anderen  gebracbt  and  onver- 
auft  von  dort  zarückgeführt  wird;  ||  3.  leere  Fasser,  Sö,cke  u.  s.  w.,  welche 
Dtweder  zum  Ëinkaaf  von  Oei;  Getreide  u.  dcrgl.  von  dem  einen  Gebiet  in 
as  andere  mit  der  Bestimmang  des  Wiederaasgaugs  eingebracht  werden^  oder^ 
achdem  Oei;  Getreide  u.  dergl.  darin  aasgeführt  worden,  znrdckkommen;  i| 
.  Yieh;  welcbes  zur  Fütterang  oder  auf  Weiden  aus  dem  einen  Gebiet  in 
IS  andere  gebracht  und  von  der  Fütterang  oder  nach  der  Weidezeit  in  das 
rstere  zarückgeftthrt  wird. 

Art.  6.  Zar  Regelung  des  Verkehrs  zam  Zwecke  der  Veredelang  von 
Naaren  zwischen  den  Gebieten  der  vertragschliessenden  Theile  wird  festgesetzt, 
ass  bei  der  Rückkehr  aas  dem  Veredelangslande  von  Eingangsabgaben  be- 
eit  bleiben:  ||  a)  Gewebe  und  Garne,  welcbe  zum  WascheU;  Bleichen^  F&rben, 
ifalken,  Appretiren,  Bedrucken  und  Sticken,  sowie  Game,  welche  zum  Stricken, 
b)  Gespinnste  (einschliesslich  der  erforderlichen  Zuthaten),  welche  zur  Her- 
tettong  von  Spitzen  und  Posamentierwaaren,  ||  c)  Garne  in  gescheerten  (auch 
leschlichteten)  Ketten  nebst  dem  erforderlichen  Schus^garn,  welche  zur  Her- 
tellung  von  Geweben,  ||  dj  Seide,  welche  zum  Farben,  ||  e)  Haute  und  Felle, 
ïelche  zur  Leder-  und  Pelzwerkbereitung,  ||  f)  Gegenstande,  welche  zumLackiren, 
Poüren  und  Bemalen  in  das  andere  Gebiet  ausgeführt  worden  sind,  ||  g)  son- 
^  zur  Ausbesserung,  Bearbeitung  oder  Yeredelung  bestimmte,  in  das  andere 
Gebiet  gebrachte  und  nach  Ërreichung  jenes  Zwecks,  unter  Beobachtung  der 
tóhalb  getroffenen  besonderen  Vorschriften  ^urtickgefübrteu  Gegenstande, 
^^  die  wesentliche  Beschaffenheit  und  die  Benennung  derselben  unverandert 
Ueü^  und  zwar  in  allen  diesen  Failen,  sofern  die  Identitat  der  aus-  und 
*Wer  eingeführten  Waaren  und  Gegenstande  ausser  Zweifel  ist  ||  Aüsserdem 
kwm  bei  Gamen  und  Geweben  die  Zollfreiheit  von  dem  Nachweis  der  ein-  • 
beiinischen  Erzeugung  ^er  zur  Veredelung  ausgeftthrten  Waaren  abhangig  ge- 
coacht werden.  ||  Ausgangsabgaben  dürfen  von  Waaren,  welche  nach  erfolgter 
Veredelung  in  das  Versendungsland  zurückgeführt  werden,  nicht  erhoben  werden. 

Art.  7.  Zur  Förderung  der  gegenseitigen  Handelsbeziehungen  werden  die 
'ertragschliessenden  Theile  die  Zollabfertigung  im  wechselseitigen  Verkehr  so 
'öt  erleichtem,  als  sich  dies  mit  der  Zollsicherheit  vertragt. 

Art  8.  Innere  Abgaben,  welche  in  dem  Geblete  des  einen  der  vertrag- 
^Uiessenden  Theile,  sei  es  für  Rechnung  des  Staates  (der  Kantone),  oder  für 
^chnung  von  Communen  und  Corporationen,  auf  der  Hervorbringung,  der  Zu- 
^^eitung  oder  dem  Verbrauch  eines  Erzeugnisses  ruhen,  dürfen  Erzeugnisse 
^s  anderen  Theiles  unter  keinem  Verwande  höher  oder  in  lastigerer  Weise 
^ffen,  als  die  gleichnamigen  Erzeugnisse  des  eigenen  Landes,  mit  Vorbehalt 
-^  Bestimmungen  des  nachfolgenden  Artikels. 

Art  9.   Der  im  vorsteheuden  Artikel  8  ausgcsprochene  Grundsatz  findet 
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DeotsJiJumd  ^^^°®  AnwenduDg  auf  die  in  einzelnen  Cantonen  der  Schweiz  von  Getranken 
und  schweiz.  erhobenen  (inneren)  Verbrauchssteuern.  Indessen  verpflichtet  sich  die  schwei- 
23.  Mm  1881.  ^gi^ggjjg  Eidgenossenschaft  dahin,  dass  derartige  Abgaben  für  deutscbe  Ge- 
tranke  wabrend  der  Dauer  des  gegenw&rtigen  Vertrages  weder  neu  eingeführt 
noch  bestehende  übjer  ihren  dermaligen  Ansatz  erhöht,  und  dass,  falls  dei 
eine  oder  andere  Ganton  die  bezüglichen  Steuern  fÜr  schweizerische  Getrank( 
herabsetzen  würde,  diese  Ermassigung  in  gleichem  Verhaitnisse  auch  auf  di( 
deutschen  Getranke  angewendet  werden  solL  ||  Für  deutscbe  Weine,  welche  ii 
Fftssem  (auch  Doppelfftssem)  nach  der  Schweiz  eingehen,  soU,  welches  aucJ 
der  Preis  oder  die  Qualitat  derselben  sei,  die  Steuer  jedenfalls  den  geringster 
Betrag  derjenigen  Ansatze  nicht  übersteigen,  welche  für  ausiandische,  in  ein- 
fachen  Fassern  eingeführte  Weine  in  den  betreffenden  Cantonen  gegenwirtig 
erhoben  werden. 

Art.  10.  Kaufleute,  Fabrikanten  und  andere  Gewerbetreibende,  welche 
sich  darüber  ausweisen,  dass  sie  in  dem  Staate,  wo  sie  ihren  Wohnsitz  haben 
zum  Gewerbebetriebe  berechtigt  sind,  sollen,  wenn  sie  persönlich  oder  durct 
in  ihren  Diensten  stehende  Reisende  Ankaufe  machen,  oder  Bestellungen,  aucl 
unter  Mitführung  von  Mustern,  suchcn,  in  dem  Geblete  des  anderen  rertrag- 
schliessenden  Theiles  kelne  weitere  Abgabe  hierfür  zu  entrichten  verpflichtet  sein 
Art.  11.  In  Bezug  auf  die  Bezeichnung  der  Waaren  oder  deren  Ver 
packung  sowie  bezüglich  der  Fabrik-  oder  Handelsmarken  sollen  die  Angehö- 
rigen  des  einen  der  vertragschliessenden  Theile  in  dem  Gebiete  des  anderei 
denselben  Schutz  wie  die  eigenen  Angehörigen  geniessen.  Die  Angehörigei 
eines  jeden  der .  vertragschliessenden  Theile  haben  jedoch  die  in  dem  Gebieti 
des  anderen  Theiles  durch  Qesetze  oder  Verordnungen  vorgeschriebenen  Be 
dingungen  und  Förmlichkeiten  zu  erfüUen.  ||  Der  Schutz  von  Fabrik-  und  Han 
delsmarken  wird  den  Angehörigen  des  anderen  Theiles  nur  insofem  und  au 
so  lange  gewahrt,  als  dieselben  in  ihrem  Heimathsstaate  in  der  Benutzung  de: 
•        Marken  geschützt  sind. 

Art  12.  Der  gegenwartige  Vertrag  soU  vom  1.  Juli  1881  an  in  Kral 
treten  und  bis  zum  30.  Juni  1886  in  Kraft  bleiben.  lm  Falie  keiner  de 
vertragschliessenden  Theile  zwölf  Monate  vor  diesem  Tage  seine  Absicht,  di 
Wirkungen  des  Vertrages  aufhören  zu  lassen,  kundgegeben  haben  soUte,  bleib 
derselbe  in  Geltung  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Tage  ab,  an  welchet 
der  eine  oder  der  andere  der  vertragschliessenden  Theile  denselben  gekündig 
hat  Die  vertragschliessenden  Theile  behalten  sich  die  Befugniss  vor,  nac^ 
gemeinsamer  Verstandigung  in  diesen  Vertrag  jederlei  Abanderungen  aufza 
nehmen,  welche  mit  dem  Geiste  und  den  Grundlagen  desselben  nicht  im  WideE 
spruch  stehen  und  deren  Ntitzlichkeit  durch  die  Erfahrung  dargethan  werden  wir^ 
Art  13.  Gegenwartiger  Vertrag  soU  ratificirt  und  es  sollen  die  Rati^ 
cationsurkunden  bis  spatestens  am  30.  Juni  1881  inBerlin  ausgewechselt  werd» 
So  geschehen  Berlin,  den  23.  Mai  1881. 

Karl  Heinrich  v.  Boetticher.  Roth. 


Handelapolitik.  27 

AnlagcA.     Xr.  7632. 
^  Den  tsch  land 

Ton  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben  bleiben  bei  dem  Uebergange  TonnndSchweiz. 
dem  Gebicte  des  eincn  Theiles  nach  dem  Gebiete  des  anderen  Thciles  gegen-^^-^"^^^'- 
seitig  g&nzlich  befreit: 

1.  Garton-  nnd  Futtergcwachse,  frischc;  ||  Kartoffeln;  ||  Wurzeln,  frische; 
Obst,  frisches,   darunter   auch  Beeren   mit   Ausschluss    der  Weintrauben;  , 

lebende  Gcw&chse;  jedoch  nicht  in  Töpfen  oder  Eübeln;  ||  Heu,  Laub,  Schilf, 
Stroh;  II  Erden  nnd  rohe  mincralische  Sloffe,  auch  gebrannt,  geschlemmt  oder 
gemahlen,  soweit  diese  Gegenstandc  nicht  mit  einem  Zollsatze  namentlich 
betroffen  sind;  ||  Steine,  rohe;  ||  cdlc  Metalle,  gemünzt,  in  Barren  tmd  Bruch; 
!  Mfinzgekratz;  ||  Abfalle  von  der  Eisenfabrikation  (Hammerschlag,  Eisenfeil- 
spine),  von  Glashütten,  auch  Scherben  von  Glas  und  Thonwaaren,  von  der 
Wachsbereitung,  von  Seifensiedereien  die  Unterlauge;  ||  Blut  von  geschlachtetem 
Vieh,  flüssiges  und  eingetrocknetes;  ||  Hornspiinc,  Klauen,  Knochen,  Knochen- 
mehl;  ||  Thicrflechsen;  ||  Leimleder,  auch  abgenutztc  alte  Lederstücke  und 
sonstige,  lediglich  zur  Leimfabrikation  geeigncte  Lederabfalle;  ||  Branntwein- 
8ptffig;||  Treber;  ||  Weinhefe,  trockene  oder  teigartige;  ||  Oelkuchen;  ||  Kleie; 
Spren;  ||  Holzasche;  ||  Steinkohlenasche;  ||  Dünger,  thierischer,  und  andere,  jedoch 
nicht  anf  chemischem  Wegc  zubereitete  Düngungsmittel,  als  ausgelaugte  Asche, 
KaMscher,  Knochenschaum,  Zuckercrdc  und  dergl.; 

2.  Eunstsachen,  welche  zu  Eunstausstellungen  oder  für  öffentliche  Eunst- 
institQte  und  Sammlungen  eingehen; 

3.  Musterkarten  und  Muster  in  Abschnitten  oder  Proben,  welche  nur  zum 
Gehnache  als  solche  geeignet  sind; 

4.  Eleidungsstticke  und  W8.sche,  gebrauchte,  welche  nicht  zum  Verkauf 
ói|dien;  gebrauchte  Hausgerathe  undEffekten,  gebrauchte  Fabrikgerathschaften 
•>!  gebrauchtes  Handwerkszeug  von  Anziehenden  zur  eigenen  Bcnutzung;  aucli 
*rfbesondere  Erlaubniss  neue  Eleidungsstücke,  WS-sche  und  Eifekten,  insofern 
sie  Ausstattungsgegenstande  von  Angehörigen  der  Staaten  des  einen  Theiles 
SDd,  welche  sich  aus  Veranlassung  ihrer  Verheirathung  in  dem  Gebiete  des 
*ö&ren  Theiles  niederlassen; 

5.  Gebrauchte  Hausgerathe  und  Effekten,  welche  erweislich  als  Erbschaftsgut 
^hen,  auf  besondere  Erlaubniss; 

6.  Reisegerath,  Eleidungsstticke,  Wasche  und  dcrgleichen,  wclches  Reisende, 
^ibrlente  und  Schiffer  zu  ihrem  Gebrauche,  auch  Handwerkszeug,  welches 
'^nde  Handwerker,  Gerathe  und  Instrumente,  welche  reisende  Eünstler 
^  Austibung  ihres  Berufes  mit  sich  führen,  sowie  andere  Gegenstande  der 
**zeichneten  Art,  welche  den  genannten  Personen  vorausgehen  oder  nachfolgen; 
'^rzehrungsgegenstande  zum  Reiseverbrauche; 

7.  Wagen,  einschliesslich  der  Eisenbahnfahrzeuge,  sowie  Wasserfahrzeuge, 
^clche  bei  dem  Eingange  über  die  Grenze  zum  Personen-  und  Waarentrans- 
^te  dienen  und  nur  aus  dieser  Veranlassung  eingehen,  die  Wasserfahrzeuge 
^^t  Einschluss  der  darauf  befindlichen  gebrauchten  Inventarienstücke,  insofern 
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Nr.  7632.  ^{q  Schlffe  Auslftndem  geboren,  oder  insofern  iniandische  Schiffe  die  nftmliche 
undschweiz.  oder  gleichartlge  Inventarienstücke  cinführen,  als  sie  bei  dem  Ausgange  a 
23.  Mai  1881.  Bord  batten;  auch  leer  zurückkommende  Eisenbabnfabrzeuge  inlftndisch( 
Eisenbabnverwaltungen,  sowie  die  bereits  in  den  Fabrdienst  eingestellten  Eisei 
babnfabrzeuge  ausl^ndiscber  Eisenbabnverwjiltungen;  [|  Wagen  der  Reisendei 
auf  besondere  Erlaubniss  aucb  in  dem  Falie,  wenn  sie  zur  Zeit  der  Einfali 
nicbt  als  Transportmittel  ibrer  Besitzer  dienten,  sofern  sie  nar  erweislicb  scho 
seitber  im  Gebraucbe  derselben  sich  befunden  haben  and  zu  deren  weiterei 
Gebranche  bestimmt  sind;  {|  Fferde  und  andere  Tbiere,  wenn  aus  ibrem  Gebranch 
beim  Eingang  überzeagend  hervorgeht,  dass  sie  als  Zug-  oder  Lastthiere  zn 
Bespannung  eines  Reise-  oder  Fracbtwagens  geboren,  zom  Waarentragen  ode 
zor  Befördernng  von  Reisenden  dienen. 


Anlage  I 

Bestimmungen  iiber  die  Behandlung  des  grenznachbarlichen   Verkehrs, 

§  1.  Urn  die  Bewirtbschaftung  der  an  der  Grenze  liegenden  Güter  ud 
W&lder  ZQ  erleicbtem,  werden  von  allen  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben  befrei 
I  Getreide  inGarben  oder  inAebren,  ||  die  Roberzeugnisse  der  Waider,Holz  ud 
Koblen,  ||  Samereien,  ||  Stangen,  ||  Rebstecken,  ||  Tbiere  und  Werkzeuge  jed( 
Art,  II  die  zur  Bewirtbschaftung  der  innerhalb  eines  Umkreises  von  10  km  ai 
beiden  Seiten  der  Grenze  gelegenen  Güter  dienen,  vorbebaltlicb  der  in  beide 
Landern  zur  Verbütung  von  Defraudationen  allföUig  bestehenden  Controlen. 
Von  allen  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben  werden  ferner  befreit  s^mmtlicl: 
Erzeugnisse  des  Ackerbaues  und  der  Yiebzucbt  eines  einzelnen,  von  der  Zol 
grenze  zwiscben  beiden  Gebieten  durcbscbnittenen  Landgutes,  bei  der  Befördenii 
zu  den  Wobn-  und  Wirtbscbaftsgebë,uden  aus  den  durcb  die  Zollgrenze  davo 
getrennten  Tbeilen. 

§  2.  Von  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben  bleiben  befreit:  ||  1.  Viel 
welcbes  zur  Arbeit  aus  dem  einen  Gebiet  in  das  andere  vorübergebend  gebracl 
wird  und  von  der  Arbeit  aus  letzterem  in  das  crstere  zurückkommt*,  desgleiche 
landwirtbschaftlicbe  Mascbinen  und  Ger^tb^,  welcbe  zur  vorübergebenden  B< 
nutzung  aus  dem  einen  in  das  andere  Gebiet  gebracbt  und  nacb  erfolgt( 
Benutzung  wieder  in  das  erstere  zurückgeführt  werden;  ||  2.  Holz,  Lobe  (Rinde 
Getreide,  Oelsamen,  Hanf  und  andere  dergleicben  landwirtbscbaftlicbe  Gegei 
st&nde,  welcbe  im  gewöbnlicben  kleinen  Grenzverkebr  zum  Schneiden,  Stampfei 
Mahlen,  Reiben  u.  s.  w.  aus  dem  einen  Gebiet  in  das  andere  gebracht  un 
geschnitten,  gestampft,  gemahlen,  gerieben  u.  s.  w.  in  das  erstere  Gebiet  zurück 
gebracht  werden;  ||  3.  Waaren  oder  Gegenstilnde,  welcbe  im  gewöhnliche 
kleinen  Grenzverkebr  entweder  zur  Veredelung,  namentlicb  zum  Bedrucker 
Bleichen,  Farben,  Gerben,  Spinnen,  Weben  u.  s.  w.  oder  zur  handwerksmftssigci 
Verarbeitung  oder  Ausbesserung  aus  dem  einen  Gebiet  in  das  andere  aus-  um 
nachber  veredelt,  vcrarbeitet  oder  ausgebesscrt  wieder  eingchen;  ||  4.  die  selbst 
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Terfertigten  Erzeugnisse  der  Handwerker,   welcbe  vou  diesen  aus  dem  einen   ^''-  '^^ 

°  Doatschland 

Geblete  anf  die  benachbarten  Merkte  des  anderen  gebracht  werden  und  als  and  scbweis. 
iDTerkanft  zoröckkommen^  mit  Ausschluss  von  Gegenst&nden  der  Verzehrung.  ^- ^"  ^^•• 

§  3.  Znm  Schntze  gegcn  Missbrauch  werden  in  den  F&llen  des  vorher- 
gehenden  §  2  die  erforderlichen  Controlmaassregeln  beiderseitig  zur  Anwendung 
kommen.  Doch  ist  dabei  verstanden,  dass  dieselben  auf  das  geringste^  mit 
dem  bezeichneten  Zwecke  vereinbare  Maass  beschr&nkt,  und  dass  jedenfalls 
nicht  mehr  gefordert  werden  soll,  als  dass  ||  1.  die  fraglichen  Gegenst&nde 
bei  der  Einfuhr,  bezw.  Ausfuhr,  an  eincr  Grenzzollstelle  behufs  vormerklicher 
Behandlnng  nach  Gattang  und  Menge  angcmeldet,  zur  Festhaltung  der  Identit&t^ 
WO  es  angehty  bezeichnet  und  nachher  bei  der  Wiederausfuhr,  bezw.  Wieder- 
eiDfohr  der  n&mlichen  Zollstelle  wieder  vorgeführt  werden,  und  dass  ||  2.  die 
Wiederausfuhr ,  bezw.  Wiedereinfuhr,  innerhalb  einer  bestimmten ,  von  der 
Grenzzollstelle  angesetzten  Frist  stattfinde. 

Znr  Forderung  einer  Caution  sind  die  Grenzzollstellen  berechtigt;  doch 
soll  dieselbe  den  einfachen  ZoUbetrag  nicht  übersteigen.  Ueber  die  n3,here 
Ansffthrung  in  Betreff  dieser  Controlmaassregeln  soll,  soweit  nöthig,  eine  Ueber- 
einkimft  abgeschlossen  werden. 

SchlussprotókoU. 

Verhandelt  Berlin,  den  23.  Mai  1881. 
Die  Unterzeicbneten   traten   zusammen,    urn   den  unter  ihnen  hcute  ver- 
önbarten  Handelsvertrag  zu  unterzeichnen,  bei  welcher  Gelegenheit  noch  fol- 
fcnde  Erkl&rungen^    Yerabredungen   und   erl&uternde   Bemerkungen    in    das 
Menwftrtige  ProtokoU  niedergelegt  wurden. 

L    Zu  Artikel  1  des  Vertrages. 

Ë8  soll  in  keiner  Weise  dem  Recht  jedcs  der  vertragschliessenden  Theile 
^rgegriffen  sein,  in  Znkunft  Staaten  oder  Theile  von  Staaten^  welche  gegen- 
*Mg  seinem  ZoUverbande  fremd  sind^  in  denselben  aufzunchmen  und  fortan 
lis  Inland  zu  behandeln^  ohnc  dass  hierdurch  mit  Rücksicht  auf  den  allge- 
'^en  Grundsatz  des  Vertrags-Artikels  1  eine  weitere  Begtinstigung  für  den 
aderen  Theil  erw&chst.  ||  Die  Bestimmungcn  im  Artikel  1  Absatz  3  schliesscn 
^^  Befdgniss  nicht  aus,  zeitweise  Einfuhrverbote  aus  gesundheitspolizeilichen 
^ksichten  gegenseitig  zu  erlassen. 

^   Zu  Artikel  2  des  Vertrages,  bcziehungsweiso  Anlage  A.  Nr.  4. 

Uan  ist  einverstanden,  dass  die  in  der  Anlage  A  Nr.  4  vereinbarte  gegen- 
^itige  Befreiung  von  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben  auch  für  solche,  in  allen 
*ïen  Theilen  gebrauchte  Maschinen  gelten  soll,  welche  von  bereits  Niederge- 
^Msenen  aus  ihren  Stamm-  oder  Filial-Etablissements  in  dem  einen  Geblete 
^^  eigenen  Benutzung  in  ihren  Filial-  oder  Stamm-Etablissements  in  dem 
Aderen  Geblete  aus-  und  eingeführt  werden.  ||  Die  Bewilligung  der  ZoUfreiheit 


30  Handelspolitik. 

Nr.  7632.   f(jj.  ^[q  gedachteii  Maschinen  kanu  jedoch  in  jedem  einzeluen  Falie  n 
.nndSchweiz.die  Direktivbehördc  erfolgen. 

23.  Mai  1881. 

IIL     Zu  Artikel  3  des  Vertrages, 

Durch    die  Bestimmung  des  Artikels  3   sol!   dem  Rechte  jedes 
tragschliessenden  Theile  nicht  vorgegriffen  sein,  allföUigen  Missbrauch 
angemessene    Schutzmaassregeln    (Verbleiung,    Kontrol-    oder    Beglei 
vorzubeugen. 

IV.     Zu  Artikel  4  des  Vertrages,  beziehungsweise  Anlag 

Der  kleine  Grenzverkehr  umfasst  den  nachbarlichen  Verkehr  dei 
orte,  welche  nicht  weiter  als  16  km  von  derGrenze  entfernt  gelegen  sii 
die  Gebiete  der  vertragschliessenden  Theile  durch  Gewisser  getrei 
welche  beiderseitig  als  Ausland  betrachtet  werden,  ist  die  vorstehend 
nete  sowie  die  in  Anlagc  B  §  1  erwühnte  Zone  auf  jeder  Seite  v 
jenes  Gew^ssers  an  landeinwarts  zu  berechnen,  so  dass  die  Ausdelii 
zwischenliegenden  Gew^ssers  dabei  ausser  Betracht  fóUt. 

V.     Zu  den  Artikeln  5  und  6  des  Vertrages. 

A.  Die  Begünstigung,  wonach  zollpflichtige  Waaren,  die  zum  uu 
Verkauf  oder  als  Muster  eingebracht  werden,  von  Eiugangs-  und  A 
abgaben  befreit  sind  (Art.  5  Nr.  1),  kann  von  der  ErfüUung  naclis 
besonderer  Bedingungen  abhüngig  gemacht  werden:  ||  1.  Bei  der  Ausi 
ziehungsweise  Einfuhr,  ist  der  Betrag  des  auf  den  Waaren  oder  Musterr 
den  Ausgangs-,  bezw.  EingangszoUs  zu  ermitteln  und  bei  dem  abfertigend 
entweder  baar  niederzulegen,  oder  vollstandig  sicher  zu  stellen.  ||  2.  Zu 
der  Festhaltung  der  Identitat  sind  die  einzelnen  Waaren  oder  Must» 
soweit  es  angeht,  durch  aofgedruckte  Stempel  oder  durch  angehangt 
oder  Bleie  zu  bezeichnen.  ||  3.  Das  Abfertigungspapier,  über  weh 
naheren  Anordnungen  von  jedem  der  vertragschliessenden  Theile  erge 
enthaltent  ||  a)  ein  Verzeichniss  der  zur  Ausfuhr  bestimmten,  beziehu 
der  eingebrachten  Waaren  oder  Musterstücke,  in  welchem  die  Gati 
Waare  und  solche  Merkmale  sich  angegeben  finden,  die  zur  Festhal 
Identitat  geeignet  sind;  i|  b)  die  Angabe  des  auf  den  Waaren  oder 
haftenden  Ausgangs-  und  EingangszoUs,  sowie  darüber,  ob  solchcr  niec 
oder  sichergestellt  worden  ist;  ||  c)  die  Angabe  über  die  Art  der  zoUa 
Bezeichnung;  ||  d)  die  Bestimmung  der  Frist,  nach  deren  Ablauf,  sow 
vorher  der  Wiedereingang,  beziehungsweise  die  Wiederausfuhr  der 
oder  Muster  nach  dem  Auslande,  oder  deren  Niederlegung  in  einem  ] 
(Niederlagshause)  nachgewiesen  wird,  der  niedergelegtc  Zoll  verrech 
aus  der  bestellten  Sicherheit  eingezogen  werden  soll.  Die  Frist  ( 
Zeitraum  eines  Jahres  nicht  überschreiten.  ||  4j  Die  Wiedereinfuhr,  be2 
weise  die  Wiederausfuhr,  darf  auch  über  ein  anderes  Amt  als  dasjeni 
welchcs  die  Ausfuhr,  beziehungsweise  die  Einfuhr,  bewirkt  ist,  crlolgcu. 
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I    den  yor  Ablaaf  der  gestellten  Frist  (3,  d)  die  Waaren  oder  Muster  einem  zur   ^^'  '^^• 
I    Ertheilong   der  Abfertigong   befagten   Amte   zum  Zweck   der  Wiedereinfohr;  and  sehwe». 
beziehungsweise  der  Wiederausfuhr  oder  der  Niederlegung  in  einem  Packhofe  ^*  ^"  ^^'• 
iNiederlagshaase)  yorgeführt^  so  hat  dieses  Amt  sich  darch  die  vorzunehmende 
PrflfiiDg  davon  za  überzengen^  ob  ihm  dieselben  Gegenstande  vorgeführt  worden 
sind,  welche  bei  der  Ansgangs-^  beziehungsweise  Eihgangs-Abfertigung  vorge- 
l^en  haben.     Soweit  in  dieser  Beziehung  keine  Bedenken  entstehen^  beschei- 
nigt  das  Amt  die  Wiedereinfuhr,    beziehungsweise   die  Wiederausfuhr   oder 
Niederlegung   und   erstattet   den  früher  niedergelegten  ZoU  oder  trifft  wegen 
Freigabe  der  bestellten  Sicherheit  die  erforderlichc  Einleitung. 

B.  Ueber  die  KontrolmaassregelU;  welche  zum  Schutz  gegen  Missbrauch 

in  den  übrigen  F&Uen  der  Artikel  5  und  6  beiderseitig  in  Anwendung  kommen 

sollen^  wird  Yerstftndigung  vorbehalten.     Dieselben  werden  auf  das  geringste^ 

mit  dem  bezeichneten  Zweck  vereinbare  Maass  beschr^nkt  und  demgem&ss  im 

wesentlichen  innerhalb  derjenigen  Grenzen  gehalten  werden,  welche  durch  die 

in  Anlage  B   zum  Yertrage   enthaltenen  Bestimmungcn  über  die  Behandluug 

des  grenznachbarlichen  Yerkehrs  (§  3)   in  Aussicht  genommen  worden  sind; 

sodann  sind  dabei  folgende  Bestimmungcn  zu  beachten:  ||  1.  Die  Abfertigung 

der  bezeichneten  Gegenst&nde,   für   welche   auf  Grund  der  Artikel  5  und  6 

eine  ZoUbefreiung  in  Anspruch  genommen  wird,  kann  auch  bei  Zollstellen  im 

Innem  stattfinden.  ||  2.  Gewichtsdiffereuzcn,  welche  durch  Ausbesserungen,  durch 

die  Bearbeitnng  oder  Yeredelung  der  Gegenstande  entstehen,  sollen  in  billiger 

Weise  berücksichtigt  werden  und  geringere  Diffcrenzen  eine  Abgabenentrichtung 

id^  znr  Folge  haben. 

C.  ünter  Gamen  und  Geweben  einheimischer  Erzeugung  werden  die  im 

^mdungslande  selbst  gesponnenen  Game  und  selbst  gewebten  Gewebe,  dann 

loUe  Game  und  Gewebe  verstanden,  welche  zwar  im  rohen  Zustande  aus  dem 

iadinde  eingeführt  und  nach  zoUamtlicher  Behandlung  in  den  freien  Yerkehr 

leseUt  wurden,  jedoch   im   Yersendungslande   gebleicht,   oder  gef^rbt,   oder 

''cdruckt,  oder  gesengt,  oder  appretirt  oder  mit  Dessins  versehen  worden  sind, 

*ön  dami  einer  weiteren  Bearbeitung  oder  Yerarbeitung  im  Yeredelungslande 

2tigeflUirt  zn  werden.  ||  Zum  Nachweise  der  einheimischen  Erzeugung  dient  eiu 

^  der  Waare  anzubringender  Fabrikstempel,  beziehungsweise  eine  Bescheinigung 

des  inl&ndischen  Erzeugers  der  Waare. 

D.  Die  zur  Wahrang  der  Identitat  der  aus-  und  wiedereingeftthrten, 
^^^óehungsweise  der  ein-  und  wiederausgeführten  Gegenstande  amtlich  ange- 
^^^  Erkennungszeichen  (Stempel,  Siegel,  Plomben  etc.)  sollen  gegenseitig 
^eichtet  werden,  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass  die  von  einer  ZoUbehörde  des 
^^iooi  Gebietes  angelegten  Erkennungszeichen  in  dem  anderen  Geblete  zum 
^eweise  der  Identitat  ebenfalls  dienen  können,   jedoch  mit  der  Beschrankung, 

^^  beiderseits  den  Zollbehörden  das  Recht  zusteht,  weitere  Erkennungszeichen 

•omlegen. 

E.  In  allen  im  Artikel  5  vorangeführten  Fallen  sind  im  deutschen  ZoU- 
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Nr.  7632.   geblet   alle  Hauptzoliamter  und  Nebenzollamter   erster  Klasse,   sowie  andere 

nnd  schwoiï.  besonders  mit  Ennachtigung  hierzu  Tersehene  Zollstellen,   in  der  Schweiz  die 

23.Maii88i.H|^iipl;.  j^^  Ncbenzollstatten  zustandig,   die  zollfreie  Abfertigung,   wenn  die 

Voraussetzungen  derselben  zntreffen,  von  sich  ans  vorzunehmen.  j|  Dagegen  sind 

in  den  FftUen  von  Artikel  6  nur  dio  von  den  Birectivbehörden  dazu  bezeich* 

neten  Zollstellen  zur  Ërtbeilong  der  Abfertigung  befngt. 

F.  Für  die  in  dem  Artikel  6  lit.  a  bis  g  vorgesehene  zollfreie  Wieder- 
einfuhr  ist  eine  Frist  von  6  Monaten  zu  gewSlhren.  Durch  besondere  Geneh- 
migang  der  Direktivbehörden  kann  dieselbe  aaf  12  Monate  ausgedehnt 
werden.  ||  Diese  letztere  Frist,  vom  Tage  der  Ausfuhr  an  berechnet,  soU,  wenn 
nicht  besondere  Bedenken  entgegenstehen,  auf  Autrag  der  Betheiligten  für  die 
zollfreie  Wiedereinfuhr  denjenigen  Waaren  bewilligt  werden,  welche  zur  Zeit 
des  Ablaufs  des  gegenw^rtigen  Vertrages  zum  Zwecke  der  Veredelung  noch 
im  Geblete  des  anderen  der  vcrtragschliessenden  Theile  sich  befinden. 

VI.     Zu  den  Artikeln  4,  5  und  6  des  Vertrages. 

Die  Abfertigungen  in  allen  hierunter  begriffenen  Fallen  werden  darchaus 
gebührenfrei  erfolgen. 

VIL     Zu  Artikel  7  des  Vertrages. 

1.  Man  ist  daröber  einverstandcn,  dass  im  wechselscitigen  Verkehr  Ur- 
sprungszeugnisse  über  die  Waaren  nicht  gefordert  werden  sollen. 

2.  Güter,  welche  von  einem  Zollamtc  auf  ein  auderes  Amt  dossclben 
Gebietes  uuter  ZoUkontrole  abgefertigt  werden,  sollen,  wenn  auch  bis  zur 
Erreichung  des  eudlichen  Bestimmungsortes  ein  oder  mehrere  Male  das  Aus- 
land  berührt  wird,  einer  weiteren  Abfertigung  an  zwischenliegenden  Aemtern 
desselben  Gebietes  nicht  unterzogen  werden.  ||  Etwaige,  dem  Geleitpapier  bel- 
zusetzende  Bescheiuigungen  über  crfolgten  Aus-  und  Eintritt  aus  dem  einen 
Gebiet  in  das  andere  sind  jcdoch  nicht  ausgeschlossen. 

3.  Die  mit  den  gewöhnlichen  kursmassigen  Fahrten  der  allgemeinen 
Verkehrsanstalten,  wie  Eisenbahnen,  Dampfschiffe,  Posten  u.  s.  w.,  anlangenden 
Waaren  und  Reise-Effekten  sollen  beiderseits  jederzeit  mit  thonlichster  Be- 
schleunigung  zoUamtlich  abgefertigt  werden,  und  es  soU  für  solcho  Abferti- 
gungen, welche  nicht  in  die  gewöhnlichen  Abfertigungsstunden  fallen,  keinen- 
falls  irgend  eine  besondere  Gebühr  erhoben  werden. 

4.  Die  beiden  vcrtragschliessenden  Theile  geben  sich  gegenseitig  die 
Zusicherung,  bezüglich  der  Errichtung  von  Grenzzollstelien  und  der  Bestimmung 
der  Abfertigungsbefugnisse  derselben,  die  durch  wirklichc  Verkehrsbedürfnissc 
veranlassten  Wünsche  thunlichst  zu  berücksichtigen. 

VIII.     Zu  Artikel  9  des  Vertrages. 

Schweizerischerseits  wird  dabei  verstanden  und  erkiart,  dass  der  ira 
Artikel  1  des  Vertrages  aufgestellte  Grundsatz  der  wechselscitigen  Behandlnng 
auf  dem   Fusse   der   meistbegünstigten  Nation  auch  hinsichtlich  der  ira  Ar- 
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tikel  9  bezeichneten  Verbrauchssteuern  Gültigkeit  haben  soll.  Il  Ein  Verzeichniss   ^'-  '•^2. 
der  8&tz6y   welche  nach  den  Bestimmongen  des  Artikels  9  des  Vertrages  inandscbweis. 
den  einzelnen   schweizerischen   Kantonen   an   inneren  Verbrauchssteuern  von^^***®®^- 
GeMnken  zur  Hebung  gelangen^   wird  der  Eaiserlicben  Regierung  schweize- 
lischerseits  ohne  Yerzng  mitgetbeilt  werden. 

IX.    Zu  Artikel  10  des  Vertrages. 

Diejenigen  Gewerbetreibenden,  welche  in  dem  Geblete  des  anderen  ver- 
tragschliessenden  Theils  WaarenankHufe  machen  oder  Waarenbestellungen 
8Bdien  wollen,  sollen  hierzu  abgabenfrei  auf  Grund  von  Gewerbe-Legitimations- 
kirten  zngelassen  werden,  welche  von  den  Behörden  des  Heimathslandes  aus- 
gefertigt  sind.  ||  Die  mit  einer  Gewerbe-Legitimationskarte  versehenen  Gewerbe- 
treibenden  (Handlungsreisenden)  dürfen  wohl  Waarenmuster,  aber  keine  Waa'ren 
mit  sich  führen.  ||  Die  Ausfertigung  dieser  Earten  soll  nach  dem  unter  C 
anliegenden  Muster  erfolgen.  ||  Bis  zum  Schlusse  des  Jahres  1881  sollen  Ge- 
werbe-Legitimationskarten  der  bisher  vereinbart  gewesenen  Form  inAnwendung 
and  Geltung  bleiben;  bis  dahin  sollen  die  Earten  auch,  wie  bisher;  den  Rei- 
senden die  Befugniss  gew&hren,  aufgekaufte  Waaren  nach  dem  Bestimmungsorte 
mitznnehmen.  Vom  1.  Januar  1882  ab  kommt  dagegen  die  Befugniss,  aufge- 
kaofte  Waaren  mit  sich  zu  führen,  in  Wegfall.  ||  Die  vertragschliessenden 
Thdle  werden  sich  gegenseitig  Mittheilung  darüber  machen,  welche  Behörden 
ZOT  Ertheilnng  von  Gewerbe-Legitimationskarten  befugt  sein  sollen,  und 
wekhe  Yorschriften  bei  Ausübung  des  Gewerbebetriebes  zu  beachten  sind.  ',j 
Oegenw&rtiges  ProtokoUsoU  ohne  besondere  Ratification,  als  durch  den  Aus- 
tttieh  der  Ratificationen  des  heutigen  Vertrages,  auf  welchen  es  Bezug  bat,  von 
da  Tortragschliessenden  Theilen  genehmigt  und  best^tigt  angesehen  werden. 

Geschehcn  wie  oben. 

Earl  Heinrich  von  Boctticher.  Roth. 


Nr.  7633.     DEUTSCHLAiro  und  8CHWEIZ.—  Frotokoll,  betreffend 

den  gegenseitigen  Schutz  der  Rechte  an  literarischen 
Erzeugnissen  und  Werken  der  Eunst. 

Nachdem  bei  den  Verhandlungen  über  den  am  heutigen  Tage  unterzeich-   Nr.  tass. 
neten  Handelsvertrag  zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz  sich  ergeben  batte,  ^«atachUnd 
<»>8  nut  dem  Ablaufe  des  unter  dem  13.  Mai  1869  abgeschlossenen  Handels- 23.  Mai  issi. 
^i  Zollvertrages  die  zur  Zeit  bestehenden  Vereinbarungen  wegen  des  gegen- 
s^en  Schutzes  der  Rechte  an  literarischen  Erzeugnissen  und  Werken  der 
Konst  in  Deutschland   einerseits   und   in  der  Schweiz  andererseits  ihr  Endc 
^'eichen,  auf  Seiten  beider  vertragschliessenden  Theile  aber  der  Wunsch  zu 
^kennen  gegeben  war,  den  wechselseitigen  Schutz  jener  Rechte,  vorbehaltlich 

• 

^cr  den  Bedürfnissen  entsprechenden  Revision   der  zur  Zeit  maassgebenden 
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Nr.  7633.  Vercinbarungeu,  anch  fernerhin  za  gew&hrleisteny  haben  die  beiderseitigeii 
ndSobweii.BevoUm&chtigten  die  nachfolgende  Yerabredung  in  das  gegenw&rtige  Protokoll 
as.  Uêi  1881.  niedergelegt: 

1.  In  Betreif  des  gegenseitigen  Schntzes  der  Rechte  an  literarisehen 
Erzengnissen  and  Werken  der  Kunst  sollen^  soweit  diese  Erzengnisse  nnd 
Werke  nicht  als  Erzengnisse  nnd  Werke  inlllndischer  Urheber  geschützt  sind, 
für  das  Gebiet  des  dentschen  Reiches  nnd  für  das  Gebiet  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  die  Bestimmnngen  der  nnter  dem  13.  Mai  1869  zwischen 
dem  norddeutschen  Bande  nnd  der  Schweiz  abgeschlossenen  üebereinkimft 
maassgebend  sein.  Jedoch  treten  an  die  Stelle  der  im  Artikel  6  dieser  Ueber- 
einknnft  vorgesehenen  Anmeldong  nnd  Eintragang  die  Anmeldang  bei  dea 
StAdtrath  zu  Leipzig  and  die  Eintragang  in  die  bei  diesem  geführte  Eintngi* 
rolle;  Anmeldang  and  Eintragang  sind  nach  den  für  die  Werke  inl&ndiseher 
Urheber  maassgebenden  Bestimmnngen  zn  bewirken. 

2.  Gegenwftrtige  Verabrednng  soll  vom  1.  Jnli  1881  an  in  Kraft  tr^ei 
nnd  bis  znm  30.  Jani  1886  in  Kraft  bleiben.  Im  Fall  keiner  der  Tertrag- 
schliessenden  Theile  zwölf  Monate  Tor  diesem  Tage  seine  Absicht,  die  WI^ 
kongen  der  Verabrednng  anfhören  zn  lassen,  knndgegeben  bat,  bleibt  diesdbe 
in  Geltang  bis  znm  Ablaafe  eines  Jahres  Ton  dem  Tage  ab,  an  welchem  der 
eine  oder  andere  der  vertragschliessenden  Theile  sie  kttndigen  wird.  Jeder 
der  Tertragschliessenden  Theile  soll  ansserdem  berechtigt  sein,  dieselbe  sehoB 
frtther  mit  gleicher  Wirknng  zu  kflndigen,  wenn  eine  in  dem  €rebiete  dtt 
einen  oder  anderen  Theiles  eingetretene  Aendernng  der  Gesetzgebang  Ober  die 
darin  behandelten  Gegenst&nde  eine  Rerision  wOnschenswerth  machen  soUte. 

Gegenwartiges  Protokoll  soll  zngleich  mit  dem  Handelsvertrage  den  hoben 
vertragschüessenden  Theilen  vorgel^  werden;  im  Falie  der  Ratificmtion  des 
Vertrages  soll  auch  die  in  diesem  Protokoll  enthaltene  Yerabredung  okoe 
weitere  Ratification  als  genehmigt  angesehen  werden. 

Es  worde  hierauf  das  Protokoll  in  dopiH?lter  Aasfertigong  ToUzogen. 

Berlin,  den  2a  Mai  1881. 

Kar!  Heinrich  von  Boetticher.  RotlL 


Xr.    7t>34.     BEÜTSCHLAHD   and  CHDIA.  —  Zasatz-CouTention  xo 

dem     deatsch-chinesischen    Frenndschafts-,    Schiff- 
fahrts-  and  Handelsvertrage  Tom  2.  September  1861* 


N:  ?f»4.  Seine  M^jestit   der  demtsehe  Kaiser,  K<^nig   voa  PreusseQ  o.  s.  w.,  i0 

«w^cLu.  karnen  des  doatsohen  Reiches.  and  Seine  Maje<tit  der  Kaiser  tod  Chin^  y^ 

^:.«Art;?a\^em  Wonscbe   geleitet^   die  b>e:§5er^  AosiHhmn^  des  am  2.  September  1861 

abgescbloks^enen  Fneandsi:iiazb-«  Schif£ihrt$-  and  Handelsrertrages  z«  sicheni 

baben   in  AasÜÜmu;^   der   in   dem  41.  Ardkel  dies^s  Vertrages  oitittlteiieD 

Bestimmmg.   nach  welclier  die  hohen  kontzmkiresden  devtsdmi  Scaatea  te 


'j 
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ben  sollen,  nach  Ablauf  von  zehn  Jahren  eine  Revision  des  Vertrages   ^'*  '^•^ 
igen,  beschlossen,  eine  Zasatz-Convention  zu  diesem  Yertrage  abzn-  nndchiiiB. 

j  81.M&rcl880. 

diesem  Ende  haben  sie  zu  ihren  BevoUmSLchtigten  emannt  .  .  ., 
nachdem  sie  ihre  YoUmachteu  sich  mitgetheilt  and  solche  in  guter 
»riger  Form  befunden  haben  ^  über  nachstehende  Artikel  übereinge- 
sind. 

Artikel  1. 

lesisches  Zngest&nduiss.  —  Nachdem  die  H&fen  I-ch'ang  in  Hnpei, 
1  Anhoiy  Wenchow  in  Chekiang  und  Pakhoi  in  Ewangtong  nnd  die 
pl&tze  Tatang  und  Anking  in  Anhui,  Hokou  in  Eiangsi^  Wnstteh, 
nnd  Shashih  in  Hukuang  bereits  früher  geöffnet  worden  sind,  soll 
rhin  auch  im  Hafen  Wusung  in  der  Provinz  Kiangsn  deatschen 
gestattet  sein,  zeitweilig  auzuhalten^  um  Eanfmannsgüter  einzonehmen 
inladen.  Es  sollen  zu  diesem  Zweck  diQ  nöthigen  Reglements  von 
tai  von  Shanghai   und  sonstigen  kompetenten  Behörden  ausgearbeitet 

tsches  Zugest&ndniss.  —  Falls  mit  Zugest&ndnissen,  welche  die  chi- 
RegieruDg  einer  anderen  Regiemng  macht,  besondere  vereinbarte 
ngsbestimmungen  verbunden  sind,  wlrd  Deutschland,  indem  es  für 
seine  Staatsangehörigen  diese  Zugest&ndnisse  in  Anspruch  nimmt, 
i  mit  denselben  verbundenen  Ausführungsbestimmnngen  seine  Zastim- 
t)en.  Ij  Artikel  40  des  Vertrages  vom  2.  September  1861  wird  durch 
stimmung  nicht  berührt  und  hiermit  ausdrücklich  best&tigt  Nehmen 
d  desselben  Reichsangehörige  Privilegiën,  Freiheiten  oder  Vortheile 
uch,  welche  von  der  chinesischen  Regierung  einer  anderen  Regiemng 
i  Unterthanen  irgeud  einer  anderen  Nation  noch  gew&hrt  werden 
so  werden  dieselben  sich  auch  den  vereinbarten  Ausführungsbestim- 
mterwerfen. 

Artikel  2. 

lesisches  Zugestandniss.  —  Deutsche  Schiffe,  welche  in  China  bereits 
engelder  bezahlt  haben,  sollen  alle  übrigen  geöffneten  Hafen  China's 
ch  alle  nicht  chinesischen  Hafen  ohne  Ausnahme,  besuchen  dürfen 
erhalb  der  viermonatlichen  Frist  von  neuem  Tonnengelder  bezahlen 
n.  II  Deutsche  Segelschiffe,  welche  Iftnger  als  vierzehn  Tage  in  einem 
[len  Hafen  liegen,  sollen  für  die  über  diesen  Termin  hinausgehende 
die  Haifte  der  vertragsmassigen  Tonnengelder  entrichten*). 
tsches  Zugestandniss.  —  An  allen  denjenigen  Orten  in  Deutschland, 
len   Eonsuln    anderer  Machte  zugelassen  sind,   soll  auch  die  chine- 


irch  Notenwechsel  vom  31.  Marz  1880  wurde  festgestellt,  dass  diese  Bestim- 
r   versuchsweise  eingeführt  und,   falls  sich  Schwierigkeiten  bei  Ausführung 
herausstellen  würden,  abgeaudert  werden  sollte.  A.  d.  Red. 

S" 
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Hr.  7d84.    sisciie  Regiemog  das  Recht  haben,   Eonsuln  za  erneimen,   welche   di< 
sBdCbiiu.  Rechte  nnd  Yortheile  geniessen  sollen,  wie  die  Eonsuln  der  meistbegüi 
8i.ittrf  1880.  Nation. 

Artikel  3. 

Ghinesisches  Zagest&ndniss.  —  In  allen  geöffneten  H&fen  Ghinas,  ' 
fremdc  Handelsstand  es  fflr  wünschenswerth  h&lt  und  die  lokalen  Yerhi 
es  thunlich  erscheinen  lassen ,  sollen  der  Chinesische  ZoUdirektor  u: 
übrigen  in  Betracht  kommenden  Behörden,  onter  gleichzeitiger  Ausarl 
der  erforderlichen  Regulationen,  die  Errichtnng  von  Entrepots  selber 
griff  nehmen. 

Deutsches  Zngest&ndniss.  —  Deutsche  Schiffe,  welche  die  geöffneten 
China's  besuchen,  mussen  ein  Manifest  einreichen,  welches  genane  Angabe 
Qnalit&t  und  Quantit&t  der  Waaren  enth&lt.  Irrthümer,  welche  sich  dai 
geschlichen  haben,  dörfen  im  Lanf  von  vierundzwanzig  Stunden  (Son 
Festtage  nicht  miteingerechnet)  verbessert  werden.  Falsche  Angaben  ü 
Quantit&t  oder  Qualit&t  der  verladenen  Waaren  werden  durch  Eonii 
der  betreffenden  Waaren  und  ausserdem  durch  eine  dem  Eapit&n  aui 
gende  Geldbusse  bestraft,  welche  letztere  jedoch  den  Betrag  von  fünfl 
Taels  nicht  übersteigen  darf. 

Artikel  4. 

Ghinesisches  Zugesülndniss.  —  Für  Eohlen  chinesischer  Herkunft, 
von  deutschen  Eaufleuten   aus  geöffneten  H&fen  exportirt  werden,  win 
mit   der  AusfuhrzoU   auf  drei  (3)  Mace  für  die  Tonne  herabgesetzt; 
von   denjenigen   Haf  en   ausgeführten   Eohlen,   für   welche   bereits   früh 
niedrigerer  Zoll   fcstgesetzt   worden  ist,  bleibt  jedoch  dieser  niedrigei 
bestehen. 

Deutsches  Zugest&ndniss.  —  Wenn  Jemand,  ohne  im  Besitz  d( 
schriftsmftssigen  Bescheinigung  zu  sein,  für  irgend  eine  Art  von  Schif 
Lootsengewerbe  betreibt,  so  soU  er  in  eine  Geldstrafe  genommen  i 
welche  für  jeden  einzelnen  Fall  einhundert  Taels  nicht  übersteigen  darf 
sollen  mit  möglichster  Beschleunigung  Regulationen  behufs  Austtbun^ 
gehörigen  Eontrole  über  Matrosen  vereinbart  werden. 

Artikel  5. 

Ghinesisches  Zugest&ndniss.  —  Deutsche  Schiffe,  welche  in  Folge 
Hafen  oder  ausserhalb  desselben  erlittenen  Besch&digungen  reparaturbc 
geworden  sind,   sollen   für  die,   von  dem  ZoUamt  festzustellende,   dui 
Reparatur  in  Anspruch  genommene  Zeit  keine  Tonnengelder  zu  bezahlen 

Deutsches  Zugest&ndniss.  —  Ghinesen  gehörige  Schiffe  dürfen  sic) 
der  deutschen  Flagge  bedienen.  Ebensowenig  dürfen  deutsche  Schiffe  s 
Ghinesischen  Flagge  bedienen. 

Artikel  6. 

Ghinesisches  Zugestftndniss.  —  Falls  seeuntttchtig  gewordene  de 
Schiffe   in  einem  geöffneten  Hafen  Ghina's  abgebrochen  werden,   so  kaï 
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Isterial  derselben  verkauft  werden,   ohne  dass  davon  Eingangszoll  crhoben   ^'*  '•^• 

Deataohland 

nrd.  Il  Jedoch  ist,  sobald  die  Materialien  an  Land  gebracht  werden  sollen,  nndciün». 
ör  dieselben  in  gleicher  Weise,  wie  dies  für  Waaren  geschieht,  auf  dem  ZoU-  ^-^^'^^^^o. 
mt  ein  y^lanbnissschein  zam  Abladen^  vorher  zn  entnehmen. 

Deutsches  Zagest&ndniss.  —  Wenn  sich  dentsche  Staatsangehörige,  ohne 
im  fiedtz  eines  vom  Eonsul  ansgestellten  and  von  der  zust&ndigen  chinesischen 
Behörde  abgestempelten  Passes  zu  sein,  zn  Yergnügungsreisen  in  das  Innere 
begeben,  so  steht  den  betreffenden  Lokalbehörden  das  Recht  zn,  sie  nach  dem 
idéhsten  dentschen  Eonsnlate  behnfs  Ansübnng  der  erforderlichen  Aufsicht 
fiber  dieselben  znrückführen  zn  lassen.  Die  Uebertreter  sollen  ansserdem 
einer  Geldstrafe  bis  znr  Höhe  von  dreihnndert  Taels  nnterliegen. 

Artikel  7. 

Chinesiscbes  Zngest&ndniss.  —  Materialien  fttr  dentsche  Docks  sind  zoll- 
freL  Eine  Liste  derjenigen  Gegenst&nde,  welche  auf  Gmnd  dieser  Bestimmnng 
lollfrei  eingefflhrt  werden  können,  ist  von  dem  General-Zollinspector  anszn- 
vbdten  nnd  zn  veröfféntlichen. 

Deutsches  Zngest&ndniss.  —  FOr  dentsche  Staatsangehörige  ansgestellte 
hdindsp&sse  fOr  Waaren  fremder  Herknnft  sowie  auch  für  dentsche  Staats- 
angehörige ansgestellte  Reisep&sse  sbllen  nnr  für  die  Daner  von  dreizehn 
ebinesischen  Monaten^  vom  Tage  der  Ansstellnng  an  gerechnet,  Gültigkeit  haben. 

Artikel  8. 
Die  Erledignng  der  die  Ansübnng  der  Gerichtsbarkeit  in  gemischten 
FUlen,  die  Bestenemng  fremder  Waaren  im  Inlande,  die  Bestenemng  chine- 
aseher  Waaren  im  Besitz  fremder  Eauflente  im  Inlande  nnd  die  Beziehnngen 
zviidien  fremden  nnd  Chinesischen  Beamten  betreffenden  Fragen  bleibt  be-^ 
SQQfaen  Yerhandlnngen  vorbehalten,  in  welche  einzntreten  die  beiderseitigen 
^jigienmgen  sich  hierdnrch  bereit  erkl&ren. 

Artikel  9. 
Alle  Bestimmnngen  des  früheren  Vertrages  vom  2.  September  1861^ 
wéldte  dnrch  dieses  Abkommen  nicht  abgeSlndert  worden  sind,  werden ^  wie 
beide  Theile  ansdrücklich  erkl&ren,  hiermit  von  nenem  best&tigt  Bei  solchen 
Artikehi  dagegen,  welche  dnrch  das  gegenwSlrtige  Abkommen  berührt  werden, 
mU  die  abge&nderté  Fassnng  als  maassgebend  angesehen  werden. 

Artikel  10. 
Die  gegenw&rtige  Znsatz-Convention  soll  beiderseits  AUerhöchst  ratificirt 
^  die  Batifications-Urknnden  innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Tage  der 
^itterzeichnnng  in  Peking  ansgetanscht  werden.*)  ||  Die  Bestimmnngen  dieses 
^ebereinkommens  treten  mit  dem  Tage  des  Anstansches  der  Ratifikationen  in 
Virksamkeit  ||  Zn  Urknnd  dessen  haben  die  Bevollm&chtigten  der  beiden 
^ohen  kontrahirenden  Theile  obiges  üebereinkommen  in  je  vier  Exemplaren 


^  Die  Frist  der  Ratification  warde  dnrch  Protokoll  vom  21.  August  1880  bis  znm 
^'  I^eoember  1881  verlftngert  A.  d.  Red. 
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Nr.  7684.    ^jgg  deutschen  und   chinesischen  Textes,   welche  mit  einander  verglichen  und 

Deatsobland 

tmd  China,  überemstlmmend  gefunden  worden  sind,   eigenh&ndig  nnterzeichnet  nnd  dem- 

si.MirBi88o.  seii)en    ihre    Siegel   beigedruckt.    ||    So   geschehen   zu   Pekiog,   den   einund- 

dreissigsten  M&rz  im  Jalire  unseres  Herrn  Eintausend  Acht  Hundert  und  Acht- 

zig,    entsprechend    dem    einnndzwanzigsten    Tage    des    zweiten    Monats   des 

sechsten  Jahres  Euangsü. 

M.yon  Brandt  Shên-kué-fên.  Ching-Lien. 


Speeicd-Bestimmungen  zu  der  Zusatz- Convention, 

lm  Interesse  grösserer  Deutlichkeit  und  Vollstllndigkeit  ist  es  angemessen 
erschiehen,  die  Zusatz-Convention  durch  eine  Anzahl  von  Spezial-Bestimmongen 
zu  erg&nzen. 

Die  nachstehenden  Bestimmungen  mussen  von  den  Unterthanen  der  beiden 
contrahirenden  Theile  in  derselben  Weise  wie  die  Bestimmungen  des  Vertrages 
selber  befolgt  werden.  Zum  Beweise  dessen  liaben  die  Bevollm&chtigten  beider 
Staaten  ihre  Siegel  und  Unterschriften  darunter  gesetzt. 

§  1.  Zufolge  der  für  den  Hafen  von  Wusung  in  der  Provinz  Kiangsu 
neu  gewSlhrten  Freiheiten  soll  es  deutschen  Schiflfen  daselbst  freistehen,  Kauf- 
mannsgüter,  welche  entweder  für  Shanghai  bestimmt  sind  oder  von  Shanghai 
kommeU;  einzunehmen  und  abzuladen.  Dem  Uandels-Tautai  in  Shanghai  und 
den  sonstigen  competenten  Behörden  daselbst  soll  das  Recht  zustehen^  zu  diesem 
Zweck  Regulationen  behufs  Verhinderung  von  Steuer-Defraudationen  und  Un- 
gehörigkeiten  jeder  Art  zu  entwerfen,  welche  für  den  Handelsstand  beider  L&nder 
bindend  sein  sollen.  Es  steht  dbutschen  Kaufleuten  nicht  frei,  an  dem  ge- 
naunten  Orte  Landungsstellen  fttr  Schiffe^  Eaufmannshd.user  oder  Waarenlager 
zu  errichten.  ^ 

§  2.  Ein  Versuch,  ob  Entrepots  in  den  geöffneten  chinesischen  HftfeD 
errichtet  werden  können,  soll  zun&chst  in  Shangliai  gemacht  werden.  Zu  diesem 
Zweck  soll  der  Zolldirector  an  genanntem  Orte  alsbald  mit  dem  General-ZoU- 
inspector  den  Ortsverhaitnissen  angemessene  Regulationen  ausarbeiten,  und  soll 
daun  die  Errichtung  dieses  Entrepots  von  dem  genanuten  Zolldirector  und 
CoUegen  in  Angriflf  genommen  werden. 

§  3.  Wenn  irgend  welche  an  Bord  eines  deutschen  Schiflfes  befindliche 
Waaren,  für  deren  Löschung  eine  schriftliche  Erlaubniss  des  ZoUamtes  er- 
forderlich  ist,  auf  dem  Manifeste  nicht  angegeben  sind,  so  soll  hierdurch  das 
Versehen  eines  falschen  Mauifestes  als  constatirt  gelten,  gleicliviel  ob  eine 
die  Unterschrift  des  Capitans  tragende  Bescheinigung  übcr  Anbordnahme  dieser 
Waaren  vorhanden  ist  oder  nicht. 

§  4.  Wenn  ein  doutsches  Schiff  in  Folgo  von  Beschadigungen,  welche 
es  in  einem  der  geöffneten  chinesisclien  Hafen  oder  ausserhalb  desselben  erlitten 
hat,  reparaturbedürftig  geworden  ist,  so  soll  die  durch  die  Eeparatur  in  Ab* 
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sprach  genommene  Zeit  bei  der  Frist,   nach  deren   Ablauf  Tonnengelder  zu    ^'-  "*^' 
liezahlen  sind,  in  Anrechnung  gebracht  werden.     Den    chinesischen  Behörden  nndChiita. 
stebt  das  Recht  zu,  in  dieser  Beziehung  die  erforderlichen  Feststellungen  vor-  si.Mirxisso* 
nmehmen.     Zeigt  es  sich  jedbch  hierbei,  dass  es  sich  nur  urn  einen  Yorwand 
and  am   die  Absicht  handelte^   gesetzm&ssige  Zahlungen  an  die  Zollkasse  zu 
nngehen,   so    soll  das  betreffende  Schiff  in  eine  dem  doppelten  Betragc  der 
Tonnengelder^   deren  Entrichtung  es  zu  umgehen  gesucht  hat^   entsprechende 
Geldstrafe  geüommen  werden. 

§  5.  Schiflfe  aller  Art,  welche  chinesischen  Unterthanen  gehören,  dürfen 
deh  nicht  der  dentschen  Flagge  bedienen.  Liegen  bestimmte  Yerdachtsgründe 
vor,  dass  dies  dennoch  geschehen  ist,  so  wird  die  betreffende  chinesische  Behörde 
in  den  deutschen  Consul  eine  amtliche  Mittheilung  darttber  richten,  und  stellt 
deh  bei  der  in  Folge  dessen  eingeleiteten  Untersuchung  heraus^  dass  das  Schiff 
in  der  That  nicht  zur  Führung  der  deutschen  Flagge  berechtigt  gewesen  ist; 
so  sollen  das  Schiff  sowie  auch  die  darauf  vorgefundenen  Waaren,  soweit 
dieselben  chinesischen  Eaufieuten  gehören ,  sofort  den  chinesischen  Behörden 
zor  weiteren  Yeranlassung  ausgeliefert  werden.  Zeigt  es  sich,  dass  deutsche 
Stiatsangehörige  von  dem  Sachverhalt  Kenntniss  und  an  der  Ausübung  dieser 
üngehörigkeit  Theil  gehabt  haben,  so  verfalleu  die  auf  dem  Schiffe  vorge- 
ümdeneo^  ihnen  gehörigen  Waaren  sllmmtlich  der  Confiscation^  sie  selber  aber 
(Ier  gesetzm&ssigen  Strafe.  ||  Falls  ein  deutsches  Schiff  unberechtigter  Weise 
die  chinesische  Flagge  führt,  so  soll,  falls  die  von  den  chinesischen  Behörden 
fMUurte  Untersuchung  feststellt,  dass  das  Schiff  in  der  That  nicht  zur  Ftthrung 
der  chinesischen  Flagge  berechtigt  gewesen  ist,  das  Schiff  sowie  die  darauf 
^wgefïmdenen  Waaren,  soweit  dieselben  deutschen  Kaufieuten  gehören,  sofort 
dei  deutschen  Ck>nsul  zur  weiteren  Yeranlassung  und  Bestrafung  der  Schuldigen 
M^efert  werden.  Zeigt  es  sich,  dass  deutsche  Waaren-Ëigenthümer  von 
dcii  Sachverhalt  Kenntniss  und  an  der  Ausführung  dieser  Üngehörigkeit  Theil 
iMi  haben,  so  verfallen  die  auf  dem  Schiffe  vorgefundenen,  ihnen  gehörigen 
Vaaren  s&mmtlich  der  Gonfiscation  seitens  der  chinesischen  Behörden.  Die 
Qunesen  gehörigen  Waaren  können  von  den  chinesischen  Behörden  sofort  mit 
^•chlag  belegt  werden. 

§  6.  Wenn  bei  dem  Yerkauf  des  abgebrochenen  Materials  eines  see- 
liAtficbtig  gewordenen  deutschen  Schiffes  in  einem  der  geöffneten  chinesischen 
^en  der  Yersuch  gemacht  wird,  zu  der  Ladung  desselben  gehörige  Waaren 
^  tmterzuschieben,  so  sollen  diese  Waaren  der  Gonfiscation  unterliegen  und 
'^ïBserdem  eine  dem  doppelten  Betrage  des  Eingangszolles,  welcher  sonst  zu 
ïötrichten  gewesen  sein  würde,  entsprechende  Strafe  erhoben  werden. 

§  7.  Wenn  deutsche  Staatsangehörige  mit  fremden  Waaren  ins  Inland 
^ben  oder  Reisen  in  das  Innere  des  Landes  unternehmen,  so  sollen  die  ihnen 
^sgestellten  Passé  oder  Bescheinigungen  nur  eine  Gültigkeit  von  dreizehn 
'"^esischen  Monaten,  vom  Tage  der  Ausstellung  an  gerechnet,  haben  und  nach 
Ablauf  dieser  Frist  nicht  mehr  benutzt  werden  dürfen.    Die  abgelaufeneu  P&sse 
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Nr.  7634.  and  Bescheinignngen  mussen  behnfs  Cassimng  an  diejenige  ZollbehOrde,  in  derei 
undChkl  Amtsbezirk  sie  ausgestellt  worden  sind,  zurückgegeben  werden. 
3i.Mirxi88o.  Bemerkung:  Wird  eine  Vergnügungsreise  in  so  weite  Gegenden  anter 
nommen^  dass  eine  einj^hrige  Frist  nicht  ausreichend  erscheint^  so  mass  die 
zn  der  Zeit,  wo  der  Pass  ausgestellt  wird^  auf  Grund  einer  Verst&ndigimj 
zwischen  dem  Consul  nnd  der  chinesischen  Bebörde^  auf  demselben  bemerk 
werden. 

Unterbleibt  die  Rückgabe,  so  soll  dem  Betreff enden,  bis  dieselbe  erfolg 
ist,  kein  Pass  wieder  ausgestellt  werden.  Geht  der  Pass  verloren,  so  muss  de 
Betreffende,  gleichviel  ob  dies  innerhalb  der  Frist  oder  nach  Ablauf  derselbei 
geschehen,  alsbald  bei  der  n&chsten  chinesischen  Behörde  eine  wahrheitsgem&ssi 
Aussage  dartiber  zu  Protokoll  geben.  Der  betreffende  chinesische  Beamte  wirc 
dann  das  Weitere,  die  Ausserkraftsetzung  des  Passes  betreffend,  veranlassen 
Stellt  sich  die  zu  Protokoll  gegebene  Aussage  als  unwahr  herans,  so  werden 
falls  es  sich  um  den  Transport  von  Waaren  handelt,  die  Waaren  confiscirt 
falls  es  sich  dagegen  um  eine  Reise  handelt,  so  wird  der  Reisende  zu  den 
n&chsten  Consul  geführt  und  diesem  behufs  Bestrafung  übergeben  werden. 

§  8.  Materialien  für  deutsche  Docks  geniessen  nur,  insofem  sie  wirklicl 
für  die  Reparatur  von  Schiffen  zur  Verwendung  kommen,  die  Vergttnstigimi 
der  zoUfreien  Ëinführung  in  geöffnete  H&fen.  Der  Zollbehörde  steht  das  Reeb 
zu,  sich  durch  zu  diesem  Zweck  in  das  Doek  entsandte  Beamte  von  der  Ar 
und  Weise  der  Verwendung  dieser  Materialien  durch  den  Augenschein  si 
ttberzeugen.  Handelt  es  sich  um  den  Neubau  eines  Schiffes,  so  wird  fftr  di 
darauf  verwandten  Materialien,  insofem  dieselben  in  dem  Import-  oder  Export 
Tarif  namentlich  aufgeftthrt  sind,  der  tarifm&ssige  Zoll,  für  die  im  Tarif  nicli 
aufgefahrten  Gegenst&nde  aber  ein  Zoll  von  5  Procent  ad  valorem  berechne 
und  der  betreffende  Eau&nann  angehalten  werden,  diesen  Zoll  nachtr&glich  a 
das  Zollamt  zu  entrichten.  Wer  ein  Doek  anlegen  will,  hat  bei  dem  Zollaa 
einen  kostenfreien  Concessionsschein  zu  entnehmen  und  eine  schriftliche  Ver 
pfiichtung  zu  ni^terzeichnen ,  deren  Inhalt  und  Wortlaut  von  dem  betreffende 
Zollamte  in  geeigneter  Form  festzustellen  ist. 

§  9.  Auf  die  durch  die  gegenw&rtige  Zusatz-Convention  festgesetzte 
Geldstrafen  soll  der  Artikel  29  des  Vertrages  vom  2.  September  1861  Au 
wendung  finden. 

So  geschehen  zu  Peking  den  einunddreissigsten  M&rz  im  Jahre  unserc 
Herm  Eintausend  Acht  Hundert  und  Achtzig,  entsprechend  dem  einundzwaï 
zigsten  Tage  des  zweiten  Monats  des  sechsten  Jahres  Kuangsü. 

M.  von  Brandt.         Shên-kué-fên.         Ching-Lien. 


Thronreden,  Adressen  etc. 


Nr.  7635.     DETTTSCHLAHS.  —  Erkl&rang  der  Secessionisten  ober 

ihren  Anstritt  aas  der  nationalliberalen  Partei. 

j^e  Erüahnmgeii  der  letzten  zwei  Jabre  haben  in  steigendem  Maasse  ^''  '^^• 
VBS  die  üeberzeugang  anfgedr&ngt,  dass  die  nationalliberale  Partei  gegeDüberso^^ug.ifflo! 
den  wesentlich  ver&nderten  Yerfaftltnissen  nicbt  mehr  von  der  Einbeit  politischer 
Denkart  getragen  wird,  aof  der  allein  ibre  Berecbtignng  and  ibr  Einfiuss  be- 
nhten^.  ;|  In  dieser  Ueberzengnng  erkl&ren  die  Unterzeichneten  hiennit  ihren 
Aüstritt  ans  der  nationalliberalen  Partei.  ||  Eine  in  sicheren  Bahnen  mhig 
fortgchreitende  Entwickelnng  onserer  in  Eaiser  and  Reichsverfassang  rabenden 
Kiheit  wird  nor  aas  der  Wirklichkeit  eines  wahrhaft  konstitationellen  Systems 
^orgeben,  wie  es  die  deatscbe  liberale  Partei  seit  ibrer  Existenz  anverrückt 
^ntrebt  bat  Das  einige  Zasammengeben  der  liberalen  Partei  in  den  wesent- 
Men  Fragen^  das  Aafhören  verwirrender  and  aafreibender  K&mpfe  verscbie- 
teer  liberaler  Fraktioneu  erscheint  ans  aber  als  die  onerl&sslicbe  Yoraas- 
^ftimg  für  das  erstrebte  Ziel.  ||  Fester  Widerstand  gegen  die  rttckscbrittliche 
BeiQgangy  Festbalten  onserer  nicht  leicbt  errangenen  politischen  Freiheiten 
^  die  gemeinschaftliche  Aafgabe  der  gesammten  liberalen  Partei.  |{  Mit 
der  politischen  Freiheit  ist  die  wirthschaftliche  eng  verbanden;  nar  aof  der 
iNcherten  Grondlage  wirthschaftlicher  Freiheit  ist  die  materielle  Wohlüabrt 
der  Nation  daoemd  verbürgt.  Nor  onter  Wahmng  der  konstitationellen  Rechte^ 
<D^  Abweisong  aller  onnöthigen  Belastangen  des  Volks  ond  solcher  indirekten 
Al)gaben  ond  Zölle^  welche  die  Steoerlast  vorwiegend  zom  Nachtheil  der  &rmeren 
^li^ssen  verscbieben,  darf  die  Reform  der  Reichssteoem  erfolgen.  ||  Mehr  als 
^  jedes  andere  Land  ist  fOr  Deotschland  die  kirchliche  ond  religiöse  Frei- 
^  die  Grondbedingong  des  inneren  Friedens.  Dieselbe  moss  aber  dorch 
^  selbstst&ndige  Staatsgesetzgebong  verbürgt  ond  geordnet  sein.  Ihre  Borch- 
^^'^^g  darf  nicbt  von  politischen  Nebenzwecken  abh&ngig  gemacht  werden. 
I^e  Qiiver&osserlichen  Staatsrechte  mflssen  gewahrt  ond  die  Schole  darf  nicht 
^Cf  kirchUchen  Aotorit&t  ontergeordnet  werden,  y  Wir  sind  bereit,  einer  Eini- 
[^g  aof  dieser  Grondlage  zozostimmen.  Für  ons  aber  als  Mitglieder  der 
^^ralen  Partei  werden  onter  allen  Umst&nden  diese  Anschaoongen  die  leiten- 
'CD  sein. 
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Nr.    7636.     DETJTSCHLAND.    —    Erkiarung    der   nationallibei 

Partei;    beschlossen    aaf    dem   Parteitage    derse 
zu  Berlin  am  29.  Mai  1881. 

Nr.  7636.  j)jg  j^j^  29.  Mai   in   Berlin   versammelten,   der    nationalliberalen 

2».  Mai  i88i.angehörenden  Mitglieder  des  Reichstages  und  der  Volksvertretungen  deu 
Einzelstaaten  haben  beschlossen,  die  nachstehende  Erkl^ning  der  Oi 
lichkeit  zu  übergeben.  ||  Die  nationalliberale  Partei  steht  in  unverbrücl] 
Treue  za  Kaiser  und  Reicb.  Bei  voller  Wahrung  der  verfassungsma 
Rechte  der  Einzelstaaten  wird  sie  nach  wie  vor  der  weiteren  Entwicl 
der  Reichs-Institutionen  in  nationalem  und  freiheitlichem  Sinne  ihre  D 
widmen.  Was  für  diese  Entwickelung  unter  entscheidender  Mitwirkun 
Partei  geschehen  ist;  bezeugt  die  Geschichte  und  die  Gesetzgebung  des  R 
in  den  ersten  zehn  Jahren  seines  Bestehens.  Die  nationalliberale  Parte 
es  für  ihre  nftchste  und  wichtigste  Aufgabe,  das  auf  diesem  Wege  Gesch 
in  seinen  wesentlichen  Grundlagen  ungeschm&lert  zu  erhalten,  ohne  der  bes 
den  Abhülfe  sich  zu  versagen ,  wo  einzelne  M&ngel  in  der  Erfahrung  h( 
getreten  sind.  ||  Ihr  Yertrauen  zu  der  das  Ansehen  Deutschlands  und  den 
den  Europas  sichernden  Leitung  unserer  ausw&rtigen  Angelegenheiten  b< 
unerschflttert  fort  ||  Ueber  die  vedlnderte  Richtung,  welche  die  innere  P 
der  Reichsregierung  zur  Zeit  verfolgt,  giebt  sich  die  Partei  eben  so 
einer  T^uschung  hin,  wie  über  die  Ver&nderung,  welche  ihre  eigene  St( 
zur  Reichsregierung  dadurch  erfahren  hat  Aber  die  Zurückhaltung,  ^ 
hierdurch  der  nationalliberalen  Partei  auferlegt  ist,  wird  sie  nicht  abh 
alle  Yorlagen  der  Regierung  auch  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Gesetzg< 
unbefangen  und  sachlich  zu  prttfen  und  dem  als  nützlich  Erkannten  ihre  l 
sttttzung  zu  leihen.  Dies  gilt  namen tlich  auch  von  den  Vorschl^en,  w 
für  die  arbeitenden  Klassen  die  Förderung  der  Wohlfahrt  und  den  S 
gegen  die  Folgen  von  UnglücksMlen  im  Auge  haben.  Getreu  der  natürl 
und  übernommenen  Verpflichtung,  werden  wir  der  sozialistischen  Bew< 
nicht  lediglich  durch  die  Niederhaltung  drohender  gewaltsamer  Ausbi 
sondem  vor  allem  auch  durch  positive  Maassregeln  für  das  Wohl  der  s 
tenden  Klassen  entgegenzutreten  bemüht  sein.  ||  Alle  Bestrebungen,  glei< 
von  welcher  Seite  sie  komn^en,  welche  auf  die  Schm&lerung  der  verfass 
m&ssigen  Rechte  der  Volksvertretung  und  auf  die  Rückkehr  zu  abgestorl 
Formen  unseres  wirthschaftlichen  Lebens  gerichtet  sind,  wird  die  Partc 
Entschiedenheit  bekHmpfen.  ||  Sie  ist  jederzeit  bereit,  dazu  beizutragen, 
ein  friedliches  Verh&ltniss  zwischen  Staat  und  Kirchc  wiederhergestellt 
aufrechterhalten  wird.  Sie  weiss  auch  sehr  wohl  die  grosse  Bedeutuni 
kirchlichen  Lebens  für  unser  Volk  zu  würdigen.  Aber  den  nothwendigeo 
unver&usserlichen  Rechten  des  Staates  gegenüber  der  Kirche  wird  sie  k 
Abbruch  geschehen  lassen,  namentlich  auch  nicht  auf  den  Ge  bieten  der  S* 
und  der  Ehegesetzgebung,  WO  Uebergriffe  kirchlicher  Keaktiou  gerade  iu  Deu 
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Iiod  stets  am  peiDlichsten  empfanden  sind  und  am  unheilvollsten  gewirkt  ^''  "^"^• 
litbeii.  II  Entschlossen,  die  bestehende  gewerbjiche  Gesetzgebung  und  die  auf  29.  M»i  i88i. 
ilir  beruhende  wirthschaftliche  Freiheit  gegen  reaktion&re  Angriife  zu  vcrthei- 
digen,  halten  wir  an  der  Ueberzeugimg  fest^  dass  entgegenstehende  Meinnngen 
llber  SchutzzoU  und  Freihandel  nicht  zur  Grundlage  politischer  Parteibildung 
dienen  dürfen.  Die  Yerschiedenheit  der  landschaftlichen  Interessen,  je  nach 
dem  Vorwiegen  Ton  Handel  nnd  Schifffahrt;  von  Ackerban  oder  von  Industrie, 
erfordert  dringend,  dass  innerhalb  unscrer  Partei  abweichenden  Anschauungen 
flber  Zollfiragen  Raum  gelassen  wird.  £in  Aufgeben  dieser  Freiheit  würde  eine 
fiber  ganz  Deutschland  sich  erstreckende  nationalliberale  Partei  unmöglich 
machen.  Kaum  voUst&ndig  zurückgedr&ngte  politische  Gegens&tze  von  Norden 
ond  Sflden,  von  Osten  und  Westen  müssten  in  unserem  noch  so  jungen  dent- 
schen  Reiche  auf  das  gef&hrlichste  immer  von  neuem  hervorbrechen,  wenn 
grosse  wirthschaftliche  Interessen  zugleich  als  politische  Parteien  sich  be- 
k&mpften.  ||  Die  Steigemng  der  eigenen  Ëinnahmen  des  Reiches  und  die  aus- 
reichende  Befriedigung  seiner  finanziellen  Bedürfnisse  gehort  zu  dem  alten 
Programm  der  Partei.  Sie  ist  einer  entsprechenden  Vermehrung  der  indirekten 
Reichssteuern  zu  diesem  Zwecke  nicht  entgegeugetreten.  Gegen  das  Projekt 
des  Tabaksmonopols  hat  sie  ans  wirthschaftlichen  wie  politischen  Gründen  ent- 
schieden  Widerspruch  erhoben.  Vor  dem  Eftigehen  auf  weitere  umfassende 
Pline,  welche  die  Steuerkraft  des  Landes  in  höherem  Maasse  in  Anspruch 
nefamen,  mnss  zun^chst  das  volle  und  nachhaltige  Ergebniss  der  vom  Reichs- 
tigeimJahrel879  bewüligten Zölle  und  Verbrauchssteuern  abgewartet  werden.!; 
In  Prenssen  wird  die  Partei  bei  einer  Reform  der  direkten  Steuern  mitwirkjen, 
lélebe  die  Entlastung  der  weniger  bemittelten  Klassen  von  einem  Theile  der 
ikncD  auferlegten  direkten  Steuern  herbeiznfüliren  bestimmt  ist  Einer  Zer- 
i^tfirmg  des  direkten  Stenersjstems  oder  einer  wesentlichen  Schm&lerung  seiner 
Ertrige  zu  Gunsten  ungemessener  Vermehrung  indirekter  Steuern  werden  wir 
■M  widersetzen.  Für  die  Ueberweisung  eines  Theils  der  Grund-  und  Gebftude- 
stener  in  Prenssen  an  Kommunen  und  Kommunalverbande  —  eine  alte  Forde- 
nuïg  der  liberalen  Partei  —  werden  hoffentlich  die  im  Jahre  1879  bewüligten 
Reichssteuern  in  ihren  nachhaltigen  Ertr3.gen  unter  normalen  wirthschaftlichen 
Verhiitnissen  einer  umsichtigen  Finanzverwaltung  die  Mittel  bieten.  ||  Gegen 
eine  flbenn&ssige  Centralisation  der  Staatsgewalt  werden  wir  die  Selbstd.ndig- 
keit  nnd  die  Selbstverwaltung  der  Gemeinden  vertheidigen  und  weiter  ent- 
^keb.  II  Nach  schmerzlichen  Erfahruogen  und  Prüfungen  der  Vergangenheit 
ist  die  nationalliberale  Partei  aus  der  üeberzeugung  unseres  Volkes  hervor- 
K^puigen,  dass  eine  übcr  ganz  Deutschland  ausgebreitete,  unabh^ngige,  reactio- 
'^^  wie  radicalen  Tendenzen  gleichm&ssig  sich  femhaltende,  dnrch  die  Unter- 
ordnnng  individneller  Ansichten  unter  die  grossen  gemeinsamen  Ziele  starke 
liberale  Partei  eine  Nothwendigkeit  ist.  Ohne  eine  solche  Partei  würde  ein 
fortdanemder,  die  Grundfesten  des  Staates  erschütternder  Kampf  zwischen  ex- 
tremen Richtungen,   au    dem    andere    Vülker    kranken    und    nicht  zur    Ruhe 
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Hr.  76s«.  kommen  können,  unserem  Yaterlande  nicht  erspart  bleiben.  Il  An  dieser  Uebe^ 
20.  Mai  1881.  zengnng  h&lt  die  nationalliberale  Partei  auch  in  der  heutigen  Zeit  nnerschüt- 
terlich  fest,  wo  wirthschaftliche  Sorge  wie  politische  Enttauschung  und  Ver- 
bittening  das  ruhige  ürtheil  zu  verwirren  and  die  Bevölkerong  in  grosser 
Zahl  dem  politischen  Leben  zu  entfremden  oder  extremen  Richtongen  naeh 
rechts  oder  links  zozutreiben  drohen.  ||  Fflr  Dentschland  ist  nach  wie  vor  eine 
Partei  nochwendig,  welche  die  weitere  Entwickelnng  unseres  Yaterlandes  aaf 
den  mühsam  erk&mpften  Gmndlagen  in  entschieden  freiheitlichem,  aber  zngleich 
maassYollem  und  die  realen  Verh&ltnisse  beachtendem  Sinne  erstrebt  ||  Wir 
halten  fest  an  der  Znversicht,  dass  diese  Auffassung  bei  unserem  Yolke  in 
Stadt  und  Land  noch  in  weitestem  Umfange  volle  Zustim'mung  findet  ||  Unab- 
h&ngig,  in  sich  geeinigt,  frei  von  Ermfldung  wie  von  Yerbitterung,  zu  emster 
Arbeit  entschlossen,  wird  die  nationalliberale  Partei  auch  unter  gesteigerten 
Schwierigkeiten  ferner  ihre  politische  Pflicht  erfüllen.  Parteien,  welche  gleicbe 
oder  Slhnliche  Ziele  yerfolgen^  werden  uns  zur  Yerst&ndigung  und  zu  gemein- 
samem  Wirken  immer  bereit  finden. 


Nr.    7637.     DEUTSCHLAHD.  —  Wahlaufruf  der  CentrumsparteL 

Nr.  7637. 

nentMhiand.         Die  Neuwahlcu  zum  deutschen  Reichstage  stehen  bevor.  Il  In  unserem  Wahl- 

9  Sdpt  1881« 

aufruf  Yom  Juni  1878  haben  wir  auf  die  auflösenden  Bestrebungen  des  mo- 
dernen LiberalismnS;  auf  den  Abgrund  religiösen  und  sittlichen  Yerfalles  hin- 
ge  wiesen^  aus  welchem  die  furchtbaren  Yerbrechen  aufsteigen,  welche  die  ge- 
sellschaftliche  und  staatliche  Ordnung  bedrohen.  {|  Dieser  Mahnruf:  die  rechten 
Mittel  zur  Heilung  der  Sch&den,  welche  das  Leben  des  deutschen  Yolkes  ver- 
giften^  anzuwenden,  hat  eine  genügende  Beachtung  nicht  gefunden;  die  be- 
klagenswerthen  Znst&nde  sind  wesentlich  dieselben  geblieben.  ||  Um  so  emster 
und  dringender  mussen  wir  heute  an  erster  Stelle  wiederholen ^  was  wir  im 
Juni  1878  gesagt:  ^^ine  Bessernng  und  Heilung  kann  vor  Allem  nur  da- 
durch  erzielt  werden,  dass  dem  Yolke  die  Religion  erhalten,  dass  christliche 
gl&ubige  Gesinnung  geweckt,  gefördert,  in  Unterricht,  Erziehung,  Bildung  and 
Wissenschaft,  wie  in  der  Gesetzgebung  und  im  öffentlichen  Leben  die  Richt- 
schaur  wird.  Daher  verlangen  wir  mit  aller  Entschiedenheit  freie  Bewegung 
fttr  die  Eirche  und  Beseitigung  derjenigen  Reichsgesetze,  welche  Selbstst&ndig- 
keit  und  Rechte  der  Eirche  beeintr&chtigen,  die  segensreiche  Wirksamkeit 
ihrer  Genossenschaften  und  das  in  der  Yerfassung  garantirte  Heimathsrecbt 
der  Reichsbürger  verletzen."  ||  Für  die  Sicherung  der  staatlichen  und  gesell- 
schaftlichen  Ordnung  ist  die  Achtung  und  Handhabung  der  verfassungsm&ssigen 
Rechte  und  Freiheiten  uneriasslich.  Dem  entsprechend  haben  wir  unsere  For- 
derung  auf  die  Bewahrung  des  verfassungsm&ssigen  Grundcharakters  des  deot- 
schen  Reiches  als  eines  Bnndesstaates  in  der  abgelaufencn  Legislaturperiode, 
WO  immer  nöthig  und  möglich,  zur  Geltung  gebracht  und  werden  auch  ferner 
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ïo  festhalten  an  diesem,  dem  Rechte^  dem  Charakter  und  dem  Wohle  des  ^^'  '••'• 
atschen  Yolkes  gleich  sehr  entsprechenden  Grundsatz.  ||  Auf  Anregong  und9.sept.i88K 
ter  Mitwirkung  der  Centrumsfraction  hat  die  Umkehr  zu  einer  den  Inter- 
nen der  vaterl&ndischen  Prodnction  entsprechenden  Wirthschaftspolitiky  haben 
)  Reformen  zn  Gunsten  des  Handwerker-  und  Arbeiterstandes  begonnen, 
i  voller  Bereitwüligkeit,  dieselben  auch  ferner  zu  unterstützen,  werden  wir 
s  zagleich  der  Gefahren  bewusst  bleiben,  welche  ein  Uebergreifen  der  Staats- 
walt  über  ihre  berechtigte  Machtsphare  hinaus  auf  allen  Gebieten  nach  sich 
iht  II  Der  nicht  minder  wichtige  Zweck  der  Steuerreform,  die  Erleichtemng 
r  direkten  Steuern,  die  Entlastung  der  Einzclstaaten  und  Communen,  kann 
ir  erreicht  werden  durch  eine  von  uns  stets  vertretene  und  hier  ausdrttck- 
!h  aafs  neue  geforderte  Finanzwirthschaft,  welche  vor  allem  eine  Beschr&n- 
tng  der  gegen  unsere  Stimmen  so  sehr  vermehrten  Ausgaben,  und  zwar  an 
Bter  Stelle  beim  Heerwesen,  ins  Auge  fasst.  ||  Wir  halten  fest  an  unserem 
Oberen  Ausspruch,  dass  wir  nicht  die  Yermehrung  der  Steuem  und  Lasten, 
elmehr  nach  Möglichkeit  deren  Verminderung  und  gerechte  Vertheilung 
oUen.  Wir  werden  gleicher  Weise  fort  und  fort  dafür  eintreten,  die  Hebung 
is  allgemeinen  Wohlstandes  ii\  Landwirthschaft  und  Gewerbe  durch  weise 
ürsorge  fttr  deren  Interessen  zu  fördem  und  den  berechtigten  Ansprüchen 
3s  Arbeiterstandes  gerecht  zu  werden.  ||  Mit  diesen  unab&nderlichen,  weil 
ahren  Grunds&tzen,  deren  Yertretung  wir  in  treuer  Ausdauer  unsere  Er&fte 
ïwidmet  haben,  treten  wir  abermals  vor  unsere  Wfthler.  ||  Wir  werden,  so 
el  aach  angefeindet  und  verleumd.et,  ungebrochenen  Muthes  für  dieselben 
eiter  k&mpfen,  wenn  unsere  W&hler,  wie  bisher,  mit  uns  an  denselben  fest- 
tlten  ond  dieses  durch  ihre  Wahl  beth&tigen.  ||  Wir  fordem  Sie  dazu  auf,  in 
£r  Znversicht,  dass  Eeiner  zurOckbleibt,  wo  es  gilt,  in  unerschütterlicher  Ein- 
ndit  und  damit  St&rke  mit  uns  festzuhalten  die  alte,  ruhmreiche  Fahne:  Mit 
ott  für  Wahrheit,  Freiheit  und  Recht  —  lm  Juni  1881. 
I)er  Yorstand  der  Centrumsfraction  des  deutschen  Reichstages  w&hrend  der 

vierten  Legislaturperiode. 
»rl,  Freiherr  v.  Aretin.'      Graf  Ballestrem.       Graf  v.  Bernstorff. 
r.  Graf  Bissingen-Nippenburg.  Freiherr  zu  Franckenstein. 

rejtag.      Lender.     Dr.  Reichensperger  (Olpe).      Freiherr  v.  Schor- 

lemer-Alst       Dr.  Windthorst. 


r.  7638.     DEXJTSCHLAin).  —  Wahlaufruf  der  deutschen  Reichs- 

und  freiconservativen  Partei. 

Die  deutsche  Reichspartei  bedarf  bei   Eintritt  in  die   neue  Legislatur-   ^r.  7638. 

DentflohlMid. 

lode  keines  neuen  Programms.     Mit  ?ollem  Bewusstsein  kann  sie  daraufi2.s«pt.i88i. 
'Zeisen,  dass  sie  die  Gedanken  und  Ziele,  welche  ihrer  Bildung  und  ihrer 
'lamentarischen  Th&tigkeit  seit  Begründung  des  norddeutschen  Bundes  und 
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D«itaJ^d  ^^^  deutschen  Reiches  zu  Grande  gelegen  haben,  hochgehalten  und  grössten- 
i2.8ept.i88i.theils  mit  Erfolg  ansznfflhren  vermocht  hat  ;|  Feststehend  zu  Eaiser  and  Beieh, 
wird  die  Partei  wie  früher  anch  in  Zukanft  eintreten  für  die  grosse  nationale 
Politik  des  Reichskanzlers,  welche  das  dentsche  Reich  in  seiner  glorreichen 
Machtstellang  za  einem  festen  Horte  des  Friedens  von  Enropa  zn  machea 
gewasst  hat.  i|  Wie  wir  aber  in  der  Erhaltung  und  Krftftigang  der  Wehrknft 
den  sichersten  Schatz  für  die  freie  and  friedliche  Entwickelnng  des  deutschen 
Volkes  erkennen^  werden  wir  fortfahren,  nnter  möglichster  Schonang  der  fintn- 
ziellen  KrëLÜe  des  Landes,  die  Sicherheit  and  Unabh&ngigkeit  des  Yaterlandes 
darch  die  Stllrke  des  deatschen  Heeres  za  wahren.  ||  Za  der  Begrflndang  eines 
ansgiebigen  indirecten  Steaersystems  ist  in  der  letzten  Legislatarperiode  ein  glflek- 
licher  Anfang  gemacht  worden;  anserer  früheren  Politik  folgend^  werden  wir 
bestrebt  sein,  dieses  grosse  Reformwerk  zam  Abschlasse  za  bringen^  om  dem 
Reiche  seine  finanzielle  Unabh&ngigkeit  zu  sichem  and  die  erst  in  anyoll- 
kommenem  Maasse  ermöglichte  Entlastang  der  Einzelstaaten  and  Commonen 
von  drflekenden  directen  Steaem  in  grösserem  Maassstabe  herbeizafflhren. 
Wir  nehmen  den  regsten  Antheil  an  der  Ab9.nderang  anserer  ZoUgesetzgebnng, 
welche  der  ieitende  Staatsmann  herbeigeführt  hat,  and  dürfen  mit  Genog- 
thaang  daraaf  hinweisen,  dass  wir  gegen  den  Strom  schon  ank&mpften,  als  die 
Theorie  des  laisser  faire  et  aller  noch  ihre  üppigsten  Blüthen  trieb.  Die  nn- 
Tweifelhaften  Erfolge  fttr  die  Gesandang  des  wirthschaftlichen  Lebens  der 
Nation,  welche  die  neae  Zollgesetzgebung  bereits  zei^^  werden  ans  im  Be- 
harren  anf  dem  cingcschlagenen  Wege  st&rken.  ||  Der  Reichsregierang  haben 
wir  ansere  Untersttttzang  geliehen  in  der  Bek&mpfung  der  nmstürzenden  Be* 
strebangen  der  Socialdemokratie  darch  strenge  Aasnahmegesetze;  —  anderer- 
seits  haben  wir  aber  mit  voller  Sympathie  die  Versache  begrüsst,  darch  ge- 
setzliche  Reformen  in  erhöhtem  Maasse  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Classe 
Fürsorge  za  tragen.  Wir  verkennen  nicht,  dass  die  Rücksicht  anf  das  Ge- 
deihen  der  Gewerbeth&tigkeit  and  auf  die  übrigen  grossen  Anfgaben  des 
Staates  einer  solchen  socialen  Gesetzgebung  Schwierigkeiten  bereitet,  wir  unter- 
sch&tzen  nicht  die  Gefahren  einer  verfehlten  Gestaltung  derselben;  gleichwoU 
mussen  wir  es  als  ansere  Pflicht  erkennen,  za  einer  positiven  Lösang  dieser 
hochwichtigen  Fragen  nach  Er&ften  mitzawirken.  ||  Die  lebhafte  Bewegong; 
welche  nnter  den  Gewerbetreibenden  za  Gansten  einer  Neubelcbang  des 
Innnngswesens  and  der  Bildung  corporativer  gewerblicher  Verbande  sich  gei- 
tend macht,  legt  uns  die  Aufgabe  uahe,  za  weiteren  Revisionen  der  bestehen- 
den  Gewerbeordnang,  soweit  solche  mit  dem  Grundsatze  der  Gewerbefreihcit 
irgend  vereinbar  erscheincn,  die  Hand  za  bieten.  ||  Das  Zanehmen  des  Vag»- 
bondenanwesens  ist  za  einer  ernsten  Calamit&t  geworden,  welche  es  als  ein 
Bedürfniss  orscheinen  lasst,  ansere  Heimaths-  (Unterstützangswohnsitz-)  Oesete- 
gebang  einer  Revision  za  anterwerfen.  Wir  sind  überzengt,  dass  eine  solche 
sich  auf  dem  Boden  der  vollen  Freizügigkeit  erhalten  und  gleichwohl  den 
schwersten  Uebelst&nden  Abhülfe  gewfthren  kann.  ||  Weiter  behalten  wir  nns 
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aof  eine  Reform  nnserer  Actiengesetzgebong  sowie  auf  weitere  Ausbildung  Nr.  7688. 
Steuer  auf  die  mobilen  Capitalsums&tze  (Börsensteuer)  hinzuwirken.  ||  I^ie  j!j*^^  i^jl 
igthaung;  welche  die  deutsche  Nation  über  die  gewonnene  Bechtseinheit 
fandy  wird  beeintr&chtigt  dorch  die  Höhe  der  Gericbtskosteii;  welche  das 
3s  der  Billigkeit  weit  ttberschreitet;  wir  haben  bereit8  in  der  letzten 
hstagssession  auf  Herabminderung  dieser  Kosten  hingearbeitet  und  wer- 
bei  dam  Erreichten  nicht  stehen  bleiben.  {|  Als  einen  schweren  Schaden 
Dnen  wir  es^  dass  stets  wachsende  Züge  von  Answanderem  dem  Yater- 
e  verloren  sind,  sobald  sie  die  dentsche  Erde  verlassen  haben;  wir  wer- 
nnser  Bestreben  daranf  richten,  Mittel  und  Wege  zn  finden,  urn  diesen 
ichtigen  Theil  deutscher  Yolkskraft  und  deutschen  Nationalvermögens  mit 
Ueimath  in  nutzbringender  Verbindung  zu  erhalten.  ||  Wir  verschliessen 
nicht  der  Erkenntniss,  dass  gegenw&rtig  in  Deutschland  ein  Uebermaass 
amentarischer  Thfttigkeit  vorhanden  ist,  welches  den  Gang  der  Yerwaltung 
^eiche  wie  in  den  Einzelstaaten  vielfach  stort  und  die  Gründlichkeit  der 
eit  in  den  Parlamenten  sowie  deren  Ansehen  im  Yolke  mindert  Wir 
uigen  daher  Maassnahmen,  welche,  ohne  die  ?erfassungsm&ssigen  Rechte 
Volksver tretungen  zu  beeintr&chtigen,  auf  eine  Yereinlachung  des  parla- 
tarischen  Apparates  liinwirkcn.  ||  Wir  begrüssen  mit  Genugthuung  die  sich 
renden  Anzeichen  der  Wiederherstellung  eines  friedlichen  Yerh&ltnisses 
€hen  Staat  und  Eirche  und  hegen  das  volle  Yertrauen  zu  den  Lenkern 
Reiches,  dass  sie,  auf  dem  begonnenen  Wege  fortschreitend,  unter  Wah- 
;  der  Rechte  des  Staates  Mittel  für  Wiederherstellung  der  Eintracht  in 
Nation  finden  werden.  |{  Die  Partei  theilt  nicht  die  pessimistischen  Auf- 
mgen  derjenigen,  welche  in  der  gegenw&rtigen  Zeitströmung  besondere 
ihren  für  unsere  politische  und  nationale  Entwickelung  erblicken,  und  wird, 
en  der  von  ihr  bislang  eingenommenen  Haltung,  radicalen  und  partikula- 
5ch>reaction&ren  Bestrebungen  mit  gleicher  Entschiedenheit  entgegentreten. 
es  unserer  Stellung  als  der  einer  vermittelnden  Partei  oft  gelungen  ist, 
itende  Gegens&tze  zu  vereinen,  werden  wir  in  der  heutigen  Lage  mehr 
je  an  dieser  Aufgabe  festhalten;  denn  nicht  aus  dem  Streite  extremer 
«ien,  sondem  aus  der  Yerst&ndigung  patriotischer  MUnner  erwachsen  im 
en  dtr  Yölker  grosse  und  dauemde  Schöpfungen  von  segensreichem  Er- 
3.  Entstanden  auf  dem  nationalen  Boden  des  deutschen  Reiches,  werden 
es  immerdar  als  unsere  höchste  Pflicht  erkennen,  Religion,  Yaterland, 
archie,  Familie,  Eigen thum  gegen  alle  Angriffe  zu  vertheidigen  und  dio 
h&tzbaren  Gflter  deutscher  Cultur  zu  wahren  und  zu  mehren. 
Central- Ausschuss  der  deutschen  Reichs-  und  freiconservativen  Partei: 
f  Arnim-Boitzenburg.  Fred.  Graf  Frankenberg.  Fürst  zu 
lenlohe-Langenburg.  v.  Kardorff-Wabnitz.  Frh.  v.  d.Knesebeck- 
we.  V.  Langendorff.  Frh.  v.  Lerchenfeld.  Otto.  Dr.  v.  Schwarze. 
Yopelias.     Freiherr  v.  Zedlitz-Neukirch. 
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Nr.    7639.     DEXTTSCHLAND.  —  Wahlaufruf  der  nationalliberalea 

Partei*). 

Nr.  7689.  Yif  ir  stehen  vor  Reichstagswahkn,  welche  für  die  feraere  politische  Ent- 

I6.8epii88i.  wickelung  anseres  Yaterlandes  von  schwerwiegendster  Bedentong  sein  werden. 
il  Die  iiationalliberale  Partei  hat  ihr  Programm  erst  vor  wenigen  Honaten  in 
der  Erkl&rung  vom  29.  Mai  d.  J.  niedergelegt.  Wir  weisen  aof  diese  Kond- 
gebang  zorQck,  welche  wir  in  ihrem  vollen  Umfange  best&tigen  and  aofrecht- 
erhalten.  ||  An  der  Spitze  nnseres  Programms  wird  immer  die  Bethenerong 
unverbrOchlichster  Treue  zn  Eaiser  und  Reich  stehen.  ||  Je  mehr  in  den  Partd- 
k&mpfen  onserer  Zeit  der  nationale  Gedanke  oft  getrflbt  erscheint,  om  so  mehr 
halten  wir  es  fOr  unsere  Aufgabe,  die  schwer  ernmgene  Einheit  nnseres 
Reichos  nnd  Yolkes  gegen  alle  Anfechtnngen  zn  schfltzen  nnd  nnter  Achtong 
dor  verfassangsm&ssigen  Rechte  der  Bnndesstaaten  weiter  zn  entwickeln.  Wo 
es  die  Sicherheit  nnd  Festigkeit  des  Reiches  galt,  ist  nie  vergeblich  die  Hfilfe 
der  nationallibcralen  Partei  angernfen  worden.  ||  Wie  wir  die  nationalen  £r- 
rungenschaften  einer  grossen  Zeit  nngeschm&lert  zn  bewahren  nnd  kr&ftig  fort- 
inbilden  streben,  so  anch  die  freiheitlichen.  Es  ist  nnsere  feste  Ueberzengum^ 
dass  oine  nationale  dentsche  Politik  danernd  nnd  heilbringend  nicht  zn  f&hren 
ist  im  Gegensatz  und  Kampf  gegen  die  Bestrebnngen  eines  maassYollen  libe- 
ralismnsy  wie  er  in  den  breiten  Mittelschichten  nnseres  Yolkes  seine  festen 
Worzeln  hat  Jeder  Schmfilemng  der  verhkssnngsmissigen  Rechte  des  Yolkes 
und  seiner  Yertretung,  jedem  Yersnch,  die  Gmndlagen  nnseres  constitationeUen 
Lebens  zn  verrficken«  werden  wir  mit  allen  Krikften  entgegentreten.  |  Ebenso 
werden  wir  jede  Yerkarznng  onverftnsserlicher  nnd  nnentbehrlicher  Rechte  des 
Suates  in  seinen  Beiiehnngen  znr  Kirche  und  Schule  abwehren.  Fflr  die 
Wiederherstellung  eines  friedlichen  Yerii&ltnisses  zwischen  Staat  und  Kirche 
sind  wir  bereit  mitzuwirken,  wenn  dasselbe  ohne  Preisgebung  der  in  hartem 
Kamille  ermngenen  Stellungen  des  Staates  herbeigefilhrt  werden  kann.  |]  IHe 
neue  Gtsetigebungsperiode  des  Reichstages  wird  wieder  in  ganz  kerrorrtgen- 
de«i  Maasse  mit  wirthschaftspolitischen  Fragen  sich  zu  bescbiftigen  haben. 
Unsere  Partei  wird  auch  in  Zukunft  den  Grundsalz  persönlidier  Freiheit  ia 
Erwerb  und  Terkekr  festbalten  und  gegen  reactionire  Angriffe  Tertheidigai* 
LuKf  TOD  neuni  bestiUigt  die  Erfahrmng^  dass  ZoUfrigen  nicht  zur  Gnad- 
lage  poUtiscèer  Paiteibüdung  geaadit  werden  dflrfen  und  dass  die  YerpflieiH 
lUBt  auf  eiue  einzige  handelspolitisdie  Biditung  nicht  zum  Erfordemiss  übe- 
raler  Oesinnung  «eehi^rt.  ]  Weiteren  Anforderungen  an  die  Steuertormft  desYdktf 
wefüett  wir  uur  ün  Falie  des  dringendsien  nachgewiesoien  Bedtr&ises  odtf 
bet  einem  Toliwertkig«n  Ersatxe  dureh  gleichxeitige  SievererieichterwBgeB  uA 
S^euerrelorwMa..  unser  AufireditkaltuBg  eïaes  gesunden  VerhÜtaisses 
der  directen  u»i  iadirecfea  Beste«erag  uad  unler  Wahnu^  der 


)  WaUaÉfruié  éer  a^kcctt  FaiMcm  al  aickfi  «firfgt  A.  d.  Bfid. 
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Rechte  der  Volksvertretung  znstimmen.  Il  Den  socialpolitischen  Fragen  J^'-  ''*^^' 
i  wir  unsere  volle  Theilnahme  widmen  and  alle  auf  die  geistige  and  15.sept.i88i. 
Blle  Wohlfahrt  der  arbeitenden  Classen  abzielenden  Yorschl&ge  aafs 
tigste  and  mit  dem  ehrlicben  Streben  positiven  Schaffens  prüfen,  ge- 
er übemommenen  Verpflichtang,  als  wir  der  Staatsgewalt  die  Waffen 
ten,  gewaltsame  Aasbrüche  der  socialdemokratiscben  Bewegong  nieder- 
n.  Wir  verlangen  aber,  dass  Fragen,  welche  an  Ernst  and  folgen- 
er  Bedeatang  alle  anderen  flberragen,  nicht  zam  Gegenstande  anüber- 
)r,  finanziell  anaasführbarer  Experimente  gemacht,  sondern  mit  rahig- 
iifang  in  stetem  Hinblick  auf  das  Erreichbare  and  Mögliche  in  Angriff 
aen  and  ihrer  Lösang  zugeführt  werden,  ohne  Ueberlastang  des  Staates 
ifgaben,  welche  nur  unter  emstlicher  Geföhrdang  des  Gemeinwesens  der 
leit  and  Selbstverantwortlichkeit  des  Einzelnen  entzogen  werden  könn- 
Bei  Wahrung  ihrer  vollen  Selbststftndigksit  and  Unabh3,ngigkeit  wird 
ionalliberale  Partei,  gegenüber  der  drohenden  Gefahr  eines  immer  enge- 
ndnisscs  der  kirchlichen  oitd  politischen  Reaction,  mit  anderen  liberalen 
igen  fest  zusammenstehcn  in  der  entschlossenen  Abwehr  clerikal-con- 
rer  Angriffe  aaf  ansere  Yerfassang  and  Gesetzgebung.  ||  Yon  diesen 
ispankten  geleitet,  fordern  wir  alle  Parteigenossen  aaf,  der  Vorbereitang 
I  Reichstagswahlen  nanmehr  angesHumt  ihre  ganze  Eraft  and  ThILtig- 
zawenden,   in  allen  Wahlkreisen  sich  schleanigst  ünd  kr&ftig  za  orga- 

and  vollz^hlig  bei  der  Wahl  za  erscheinen.  Der  Ernst  der  politischen 
aldet  kein  Zaadern  and  keine  L&ssigkeit.  Er  legt  jedem  Gesinnangs- 
n  die  Pflicht  aaf,  bei  den  Wahlen  in  vollem  Maasse  and  mit  aller 
ang  seine  Schaldigkeit  za  than.  Es  gilt,  za  zeigen,  dass  anser  Yolk 
ünheit  and  Freiheit  nicht  allein  in  einem  raschen  Anlaafe  za  erringen, 

aach  in  Noth  and  Gefahr  za  behaapten  vermag, 
trlin,  am  15.  September  1881. 

Der  Centralwahlaasschass  der  nationalliberalen  Partei. 
3ennigsen.  v.  Benda.  Dr.  Böttcher.  Dr.  Bahl.  Büsing. 
3uny.  Forkel.  Fries.  Dr.  Gareis.  Dr.  Hammacher.  Hobrecht. 
.  Dr.  Marqaardsen.  Dr.  Miqaél.  Pogge-Blankenhof.  Pogge- 
w.  Schöttler.  Dr.  Stephani.  Dr.  Wachler.  Dr.  Wachs. 
iedrich  Weber.    Dr.  Max  Weber.    Dr.  Weigel.    Dr.  Wolffson. 


MO.  DEUTSCHLAND.' Botschaft  desEaisers  andenReichs- 
tag,  verlesen  bei  Eröffnang  desselben  darch  den 
Reichskanzler  Fürsten  v.  Bismarck. 

ir,  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  deatscher  Eaiser,  Eönig  von  Preassen,   Nr.  7640. 
and  and  fügen  hiermit  zu  wissen:  ||  Wir  haben,  den  im  vorigen  Reichs- 17* ^ot.  issi. 
ndgegebenen  Wtinschen  entsprechend,  dem  früheren  Branche  entgegen, 
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Nr.  7640.  ^gjj  Roichstag  noch  im  laufenden  Jahrc  berufen,  um  seine  Thatigkeit  zunftcl 
i7.NoT.i88i.iür  die  FeststelluDg  des  Reich shaushalts-Etats  in  Ansprach  za  nehmen.  D 
Entwurf  wird  dem  Reichstage  unverzüglich  zugehen.  Derselbe  zeigt  ein  ( 
frenliches  Bild  der  vorschreitenden  finaDziellen  Entwickelang  des  Reiches  n 
der  gnten  Erfolge  der  unter  Zustimmang  des  Reichstages  eingeschlagenen  Wirt 
schaftspolitik.  Die  Steigerung  der  den  einzelnen  Bnndesstaaten  vom  Reic 
zu  überweisenden  Betrage  iet  erheblich  höher^  als  die  Steigerung  der  Mat 
kularbeitrage.  Dass  der  Gesammtbetrag  der  letzteren  im  Vergleich  mit  d( 
laufenden  Rechnnngsjahre  eine  Erhöhnng  erfahren  hat,  findet  seine  Begrflnda 
in  Einnahmeansfailen  nnd  in  Bedtirfnissen,  welche  im  Interesse  des  Reich 
nicht  abzuweisen  sind.  ||  Die  Einigung^  welche  mit  der  Freien  Stadt  Hambu 
über  die  Modalitaten  ihres  Einschlusses  in  das  deutsche  Zollgebiet  erzi( 
worden  ist,  wird  der  Reichstag  mit  Uns  als  einen  erfreulichen  Fortschritt 
dem  durch  die  Reichsverfassnng  gesteckten  Ziele  der  Einheit  Deutschlands  8 
ZoU-  und  Handelsgebiet  begrüssen.  Die  verbQndeten  Regierungen  sind  d 
Ueberzeugung^  dass  der  Reichstag  den  Abschluss  der  deutschen  Einheit  nai 
dieser  Seite  hin  und  die  Vortheile,  welche  dem  Reich  und  seiner  grössfe 
Handelsstadt  aus  demselben  erwachsen  werden,  durch  den  Kostenbeitrag  d 
Reiches  nicht  zu  theuer  erkauft  ünden  und  dem  hierauf  bezüglichen  Geset 
entwurf  die  Zustimmung  ertheilen  wird.  ||  In  dem  Bestreben,  die  geschaftlich 
Uebelstande  zu  beseitigen,  welche  sich  aus  der  Konkurrenz  der  Reichstag 
^  sessionen   mit   den  Sitzungsperioden   der  Landtage   ergeben,   batten  die  n 

bündeten  Regierungen  dem  vorigen  Reichstag  einen  Gesetzentwarf  vorgelej 
der  eine  Veriangerung  der  Legislatur-  und  Budgetperioden  des  Reiches  vc 
schlug,  über  den  aber  eine  Verstandigung  nicht  hat  erreicht  werden  könn( 
Die  geschaftliche  Nothlage  der  Regierungen  und  die  Nothwendigkeit,  den  Ve 
handlungen  der  gesetzgebenden  Körper  des  Reiches  sowohl  wie  der  Einz< 
staaten  die  unentbehrliche  Zeit  und  freie  Bewegung  zu  sichem,  veranlasst  ( 
.  verbündeten  Regierungen,  der  Beschlussnahme  des  Reichstages  wiederum  ei 

cntsprcchende  Vorlage  zu  unterbreiten.  ||  Schon  im  Februar  dieses  Jahi 
haben  Wir  Unsere  Ueberzeugung  aussprechen  lassen,  dass  die  Heilung  d 
sozialen  Schaden  nicht  ausschliesslich  im  Wege  der  Repression  sozialden 
kratischcr  Ausschreitungen,  sondern  gleichmassig  auf  dem  der  positiven  F( 
derung  des  Wohles  der  Arbeiter  zu  suchen  sein  werde.  Wir  halten  es  i 
Unsere  kaiserliche  Pflicht,  dem  Reichstage  diese  Aufgabe  ?on  neuem  a 
Ilerz  zu  legen,  und  würden  Wir  mit  um  so  grösserer  Befriedigung  auf  i 
Erfolge,  mit  denen  Gott  Unsere  Regierung  sichtlich  gesegnet  hat,  zurüc 
blieken,  wenn  es  Uns  geiange,  dereinst  das  Bewusstsein  mitzunehmen,  d( 
Vaterlande  neue  und  dauernde  Bürgschaften  seines  inneren  Friedens  und  d 
Ililfsbedürftigen  grösscre  Sicherheit  und  Ergiebigkeit  des  Beistandes,  auf  d 
sie  Anspruch  liaben,  zu  hinterlassen.  In  Unseren  darauf  gerichteten  Bestr 
bungen  sind  Wir  der  Zustimmung  aller  verbündeten  Regierungen  gewiss  ui 
vertrauen  auf  die  Unterstützung  des  Reichstages  ohne  Unterschied  der  ParU 
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stöllnngen.  i|  In  diesem  Sinnc  wird  zanachst  der  von  den  vcrbündeten  ^^^8^^"  j^^'^J^il^^^ 
rangen  in  der  vorigen   Session  vorgelegte  Entwurf  eines   Gesetzes   über   dien.Nov.issi. 
Tersichening  der  Arbeiter   gegen   Betriebsunfaile   mit   Rücksicht  auf  die  im 
Reichstage  stattgehabten   Verhandlungen   über    denselben    einer    Umarbeitung 
mterzogen,  um   die   erneate    Berathung   desselben  vorzubereiten.    Ergünzend 
wird  ihm  eine  Vorlage  zur  Seite  treten,  welche  sich  eine  gleichmassige  Orga- 
oisation  des  gewerblichen  Krankenkassenwesens  zur  Aufgabe  stellt.    Abcr  aucli 
diejenigen,  welche  durch  Alter  oder  Invaliditat  erwerbsunfóhig  werden,  baben 
der  Gesammtheit  gegenüber  einen  begründeteii  Anspruch  auf  ein  höheres  Maass 
staatiicher  Fürsorge,  als  ihnen  bisher  hat  zu  Theil  werden  können.  ||  Für  diese 
Füraorge    die  rechten  Mittel  und  Wege  zu  finden,  ist  eine  schwierige,  aber 
loch  eine  der  höchsten  Aufgaben  jedes  Gemeinwesens,  welches   auf  den  sitt- 
lichen  Fondamenten  des  christlichen  Volkslebens  steht.    Der  engere  Anschluss 
tn  die  realen  Kr&fte  dieses  Volkslebens  und  das  Zusammenfassen  der  Ictzteren 
in  der  Form  korporativer  Genossenschaften  unter  staatlichem  Schutz  und  staat- 
iicher Förderung  werden,   wie  Wir   lioffen,  die  Lösung   auch    von    Aufgaben 
möglich  machen,  denen  die  Staatsgewalt  allein  in  gleichem  Umfange  nicht  ge- 
wachsen  sein  würde.     Immerhin  aber  wird  auch  auf   diesem  Wege  das  Ziel 
nicht  ohne   die  Aufwendung  orheblicher  Mittel  zu  erreichen  sein.  ||  Auch  die 
weitere  Darchführung  der  in  den  letzten  Jahren  begonnenen  Steuerreform  weist 
anf  die  Eröffnung  ergiebiger  Einnahmequellen   durch  indirekte  Reichssteuem 
hin,  om   die   Regierungen   in   den  Stand  zu  setzen,  dafür  drückende  direkte 
Uadessteuem  abzuschaffen  und  die  Gemeinden  von  Armen-j  und  Schullasten, 
M  Zuschiagen  zu  Grund-  und  Personalsteuem  und  von  anderen  drückenden 
direkten  Abgaben  zu  entlasten.    Der  sicherste  Weg  hierzu  liegt  nach  den  in 
taitehbarten  Landern  gemachten  Erfahrungen  in  der  Einfflhrung  des  Tabak- 
Boifl|)ols,  über  welche  Wir  die  Entscheidung  der  gcsctzgebenden  Körper  des 
Boches  herbeizuführen  beabsichtigen.  üicrdurch  und  demnachst  durch  Wieder- 
Wung  früherer  Antragii  auf  starkere  Besteucrung  der  Getranke  sollen  nicht 
finanzielle   Ueberschüsse   erstrebt   werden,  sondern    die  Umwandlung  der  be- 
stehenden  direkten  Staats-  und  Gemeindelasten  in  weniger  drückende  indirekte 
Heichssteuern.     Diese  Bestrebungen  sind  nicht  nur  von  fiskalischen,  sondern 
ttch  von   reaktionaren   Hintergedanken   frei;   ihre   Wirkung   auf  politischem 
^biete  wird  allein  die  sein,  dass  Wir  kommenden  Gcnerationcn  das  neu  ent- 
^dene  Reich  gefestigt  durch   gemeinsame    und    ergicbigc   Finanzen   hinter- 
^n.  II  Die  Vorbedingung  für  weitere  Beschlussnahmen  über  die  erwahnten 
^^^n  und  politischen  Reformen  besteht  in  der  Ilerstellung  einer  zuverlassigen 
Berufsstatistik  der  Bevölkerung  des  Reiches,  für  welche  bisher  genügendes  und 
ocheres  Material  nicht  vorliegt.    Soweit  Letzteres  im  Verwaltungswego  beschafft 
^rden  kann,  wird  es  in  kurzera  gesammelt  sein.    Vollstandige  Untcrlagcn  aber 
^^en  nur  durch  gesetzliche  Auordnung,  deren  Entwurf  dcm  Reichstage  zu- 
Rehen  wird,  zu  gewinnen   sein.  ||  Wenn  dauach  auf  dem  Gebiet  der  inneren 
^ichseinrichtungen  weitgreifende  und  schwierige  Aufgaben  bevorstehen,  deren 
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^^^*J^  LösuDg  in  der  knrzen  Frist  einer  Session  nicht  zn  bewiltigen  ist,  zn  der 
i7.V9r.i8Bi.Anregnng  Wir  Uns  aber  Yor  Gott  nnd  Menschen,  ohne  Rficksicht  anf  d 
•  onmittelbaren  Erfolg  derselben^  Terpflichtet  halten ,  so  macht  es  Uns  nm 
mehr  Frende,  Uns  fiber  die  Lage  nnserer  answirtigen  Politik  mit  Töllij 
Befriedignng  aossprechen  zn  können.  |]  Wenn  es  in  den  letzten  zehn  Jahr 
im  Widersproch  mit  manchen  Yorhersagnngen  nnd  Bef&rchtnngen,  gelang 
isty  Dentschland  die  S^nnngen  des  Friedens  zn  erhalten,  so  haben  Wir  do 
in  keinem  dieser  Jahre  mit  dem  gleichen  Yertranen  anf  die  Fortdaner  dies 
Wohlthat  in  die  Znknnft  geblickt,  wie  in  dem  gegenw&rtigen.  Die  Begegnnng 
welche  Wir  in  Gastein  mit  dem  Kaiser  von  Oesterreich  nnd  Eönig  Yon  Unga 
in  Banzig  mit  dem  Kaiser  Yon  Rnssland  batten,  waren  der  Ansdmck  der  eng 
persönHchen  nnd  politischen  Beziehnngen,  welche  Uns  mit  den  Uns  so  na 
befrenndeten  Monarchen  nnd  Dentschland  mit  den  beiden  michtigen  Nacbbi 
reichen  Terbinden.  Diese  Yon  gegenseitigem  Yertranen  getragenen  Beziehnng 
bilden  eine  znTerl&ssige  Bfirgschaft  fOr  die  Fortdaner  des  Friedens,  anf  wek 
die  Politik  der  drei  Kaiserhöfe  in  voller  Uebereinstimmnng  gerichtet  i 
Daranf,  dass  diese  gemeinsame  Friedenspolitik  eine  erfolgreiche  sein  wen 
dfirfen  Wir  nm  so  sicherer  banen,  als  auch  Unsere  Beziehnngen  zn  all 
anderen  Michten  die  frenndlicbsten  sind.  Der  Glanbe  an  die  friedlieben 
Znverl&ssigkeit  der  dentschen  Politik  bat  bei  allen  Yölkem  einen  Bestai 
gewonnen,  den  zn  starken  nnd  zn  rechtfertigen  Wir  als  Unsere  Tomehnu 
Pflicht  gegen  Gott  nnd  g^en  das  dentsche  Yaterland  betrachten. 

Urknndlich  nnter  Unserer  Höchsteigenh&ndigen  Unterschrift   nnd   beig 
dmcktem  kaiserlichen  Insi^eL 

Gegeben  Berlin,  17.  November  1881. 

(L.  8.)  Wilhelm. 

Ffirst  von  Bismarck. 


'S 


Ëmschlnss  Hamburgs  nnd  der  nnteren  Ëlbe. 

11.  DETTTSCHLAND.  —  Entwurf  des  Gesetzes/ betreffend 
den  Beitrag  des  Reiches  zn  den  Kosten  des  An- 
schlnsses  der  freien  and  Hansestadt  Hamburg  an 
das  deutsche  Zollgebiet 

Wilhelm,  ?on  Gottes  Gnaden  deutscher  Eaiser,  König  von  Preussen  etc.,  N'-  '**i- 
im  Namen  des  Reiches,  nach  erfolgter  Zastimmong  des  6andesrathesi7,iiov.i88i. 
leichstages,  was  folgt: 

Der  Reichskanzler  wird-  erm&chtigt,  der  freien  and  Hansestadt  Ham- 
en Kosten  der  Bauten,  Anlagen,  Einrichtangen  und  Expropriationen, 
rch  den  ZoUanschluss  Hambargs  and  die  mit  demselben  verbundene 
iing  der  bestehenden  Handels-  and  Yerkehrsanlagen  veranlasst  werden, 
leichskasse  einen  Beitrag  in  Höhe  der  H&lfte  des  hambargischerseits 
;zeichneten  Zwecke  festzastellendeu  Kostenbedarfs,  jedoch  höchstens 
'on  40000000  Mark  zu  leisten. 

Der  Reichskanzler  ist  befagt,  die  Mittel  zar  Deckang  dieser  Samme 
des  Kredits  flüssig  zu  machen  und  zu  dem  Zwecke  in  demjenigeu 
itrage,  welcher  zur  Beschaffung  des  bezeichneten  Betrages  erforderlich 
sine  verzinsliche,  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  19.  Juni  1868 
esetzblatt  Seite  339)  zu  verwaltende  Anleihe  aufzunehmen  und  Schatz- 
en  auszugeben. 

Die  Bestimmungen  in  den  §§  2  bis  5  des  Gesetzes  vom  27.  Ja- 
),  betreffend  die  Aufnahme  einer  Anleihe  für  Zwecke  der  Marine-  und 
enverwaltung  (Reichs-Gesetzblatt  Seite  18),  finden  auch  auf  die  nach 
Dw&rtigen  Gesetze  aufzunehmende  Anleihe  und  auszugebenden  Schatz- 
;en  Anwendung. 
indlich  etc.  ||  Gegeben  etc. 
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Nr.  7641. 

i7.NoT.i38i.  Begrtindung. 

Nachdem  zwischen   dem  Reichskanzler  und  dera  Senate   der  freien  und 
Ilansestadt   Hamburg    die   in    den   anliegend    abgedruckten    Protokollen   von 
25.  Mai  1881  *)  niedergelegte  Verstandigung  tiber  die  Modalitaten  eines  ZoU- 
anschlusses  Hamburgs  stattgefunden  und  der  Bundesrath  deren  Inhalt  genehmigi 
hat,  ist  seitens  des  Senates  in  Gemiissheit  des  Artikels  34  der  ReichsverfassuD§ 
der  Einschluss  des  gesammten  hamburgiseben  Staatsgebietes^  mit  Ausnahme  dei 
Hafenanlagen   zu  Cuxbaven  und  des  unter  Ziffer  1  des  Hauptprotokolls  nShei 
bezeichneten,  als  Freihafengebiet  dauernd  ausserhalb  der  Zollgrenze  zu  belas 
senden  Gebietstheiles,  in  die  gemeinschaftliche  Zollgrenze  beantragt  worden.  * 
Die  Ausführung  des  Zollanscblusses  wird  umfangreiche  und  kostspielige  Bautei 
erforderlich  machen,  deren  Kosten  ohne  vorgangige  zeitröubende  Vorarbeitei 
nicht  bestimmt  zu  Übersehen  sind  und  dermalen  der  Yeranschlagung  sich  nocl 
entziehen.     Angesichts  der  in  den  Protokollen  enthaltenen  Grundzüge  för  du 
Gestaltung  des  künftigen  Freihafengebietes  wird  es  jedoch^  um  das  Freihafen- 
gebiet mit  einem  wirksanien  Zollabschlnss  zu  versehen  und  mit  ausreichenden 
Anlagen  und  Zolleinrichtungen  auszustatten^  geboten  sein,  insbesondere  einen 
Wasserweg  vou  genügender  Breite  und  Tiefe,  welcher  auch  zur  Zeit  der  Ebbe 
die  Kommunikation  zwischen  der  Oberelbe  und  der  Kiederelbe  im  zollinl&n- 
dischen  Theile  Hamburgs  gcstattet,  dnrch  den  Ausbau  bestehender  Kaualzflge 
herzustellen,  sowie  eine  Verlegung,  Erweiterung  und  ümgestaltung  der  Hafen- 
anlagen für  See-  und  Flussschiffe  und  die  Errichtung  zahlreicher  Speicher  aus- 
zuführen.    Nach  dem  vorlaufigen  Kostenüberschlage  würde  hierzu,  je  nach  der 
noch  n9,her  festzustellenden  Art  der  Ausführung  dieser  Bauten,  ein  Aufwaod 
von  etwa  84  bis  104  Millionen  Mark  erforderlich  sein,  welcher  indessen  eine 
Herabminderung  der  aus  öffentlichen  Mittebi  aufzuwendenden  Betrage  erfahren 
würde,  falls  es  thunlich  sein  sollte,  die  Speicherbauten  ganz  oder  theilweise 
der  Privatspekulation  zu  überlassen.     Nach  Ziffer  6  und  7  des  Hauptproto- 
kolles  ist  zur  Deckung  dieser  Kosten  ausser  der  Ueberlassung  des  Ertrages 
der  zu  erhebenden  Nachsteuer  eine  Subvention  aus  Reichsmitteln  in  Höhe  der 
H^lfte  des  von  Senat  und  Bürgerschaft  festzustellenden  Kostenbedarfs,  jedocb 
bis  zum  Maximalbetrage  von  40  Millionen  Mark,  in  Aussicht  gonommen  und 
zur  Ausführung  dieser  Bauten  eine  Frist  bis  zum  1.  October  1888   bestimmt 
worden,  nach  deren  Ablauf  mit  der  Ausführung  des  Zollanscblusses  vorzugehen 
sein  wird.  ||  Die  Betheiligung  des  Reiches  an  den  entstchendeu  Kosten  recht- 
fertigt  sich  durch  das  konkurrirende  erhebliche  Interesse  desselben  an  der  be- 
friedigenden  Erledigung   der  Angelcgenheit     Durch   den  Zollanschluss   Ham- 
burgs wird  das  im  Artikel  33   der  Rcichsvcrfassung  vorgezeichnete  Ziel  der 
Kinheit  des  Zoll-  und   Handelsgebietes   nahezu  erreicht     Indem  dem  berecb- 


♦)  S.  StaatBarchiv  Bd.  XXXIX,  No.  7510. 
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tigten  Anspruch  des  Zollinlandes  auf  freien  Verkehr  in  sich   und  mit  seinem   ^^'  '^^• 

Deutschland. 

berrorragendsten  Seebandelsplatze  Erfüllang  gcsichert  wird^  gelaugeu  die  bc-17.N0v.i88i. 
engenden  Schranken  zur  Beseitigong,  welche  dcm  Verkehr  des  Zollinlandes 
mit  den  überseeischen  Lèndern  dermalen  entgegenstehen^  und  es  gewinnt  das 
Beich  damit  eine  wesentlich  erweiterte  Grondlage  zur  Entfaltung  seiner  KrS,fte 
mf  vielen  und  bedeutsamen  Gebieten  des  wirthschaftlichen  Lebcns.  Die  That- 
sache^  dass  trotz  des  Bestehens  der  gegenwSlrtigen  Zolllinie  in  dei;  Jahren  1877 
bis  1879  eine  Waarenmenge  von  durchschnittlich  jahrlich  etwa  17G00000 
Doppelzentnem  (12  Prozent  der  durchschnittlichen  Gesammtausfiihr  von  147  Mil- 
lionen  Doppelzentnem)  aus  dem  freien  Verkehr  des  Zollinlandes  nach  Hamburg 
and  von  dort  in  wesentlich  unvermindeHem  Umfauge  weiter  ausgefübrt  worden 
ist,  gewfthrt  ein  Bild  von  der  Bcdeutung  Ilamburgs  für  den  p]xport  Deutsch- 
Unds.  Dass  die  Einfügung  Ilamburgs  in  den  wirthschaftlichen  Organismus  des 
Reiches  diese  Bedeutung  noch  erheblich  steigern  werde,  kann  nicht  zweifelhaft 
sein;  nicht  minder  erscheint  aber  die  Annahme  berechtigt,  dass  auch  Ilam- 
burgs Handel  durch  ein  engeres  Band  mit  dcm  deutschen  Wirthschaftsgebiet 
eine  wesentliche  Fördenmg  gewinnen  werde.  Das  grosse  und  unmittelbarc 
Interesse^  welches  das  Reich  an  einer  gedeihlichcn  Fortentwickelung  Ilamburgs 
bat,  rechtfertigt  auch  erheblichc  finanzielle  Opfcr,  wenn  sic  crfordcrlich  sind, 
om  den  Zollanschluss  unter  Modalit&ten,  wie  sic  die  freie  Entfaltung  des  Ham- 
burger Handels  bedingt;  erfolgen  zu  lassen.  Da  zu  dicsem  Zwcckc  die  dauernde 
Belassung  eines  ausreichend  bemessenen  Freihafenbezirkes  und  eine  zweckent- 
^rechende  Ausstattung  desselben  als  geboten  aiizusehen  ist,  so  liegt  es  in  der 
KUigkeity  die  allerdings  bedeutenden  Kosten,  welche  gerade  hierdurch  bedingt 
Bid,  nicht  Hamburg  allein  tragen  zu  lassen,  sondern  die  Beihülfe  des  Keiches 
agewfthren.  Wenn  in  der  Vorlage  bei  der  Bemcssung  dieser  Subvention  die 
Interessen  Hamburgs  und  der  Gesammthcit  prinzipiell  als  gleichwerthig  an- 
S^hen  sind,  so  entzieht  sich  dicser  Maassstab  zwar  jcdor  rechnungsmassigen 
^hrtigung,  da  die  wirthschaftlichen  Vortheile  des  ZoUanschlusses  in  der  Zu- 
^Q&ft  liegen  und  erst  allm&hlich  in  die  Erscheinuug  treten  können.  Der  Be- 
stünmong  einer  geringeren  Quote  der  vom  Beiche  zu*  tragenden  Kosten  würclo 
Qur  die  Auffassung  zu  Grunde  liegen  können,  dass  das  Interesse  der  Gesammt- 
hïi  an  dem  Eintritt  Hamburgs  in  das  Zollgebiet  demjenigen,  welches  Hamburg 
^  diesem  Schritte  hat,  in  entsprechendom  Maasse  uutergeordnct  sei,  eine 
^offassung;  deren  Berechtigung  nicht  anzuerkennen  ist.  Dadurch,  dass  die 
^bvention  des  Reiches  mit  dem  Höchstbetrage  von  40  Millionen  Mark  bc- 
81'CQzt  und  dem  Reiche  zugleich  eine  Mitwirkuug  bei  der  Aufstellung  des  Ge- 
'^^plans  nebst  Generalkostenanschlag  gesichert  ist,  sind  die  finanziell  erfor- 
^^^'^en  Garantien  gegen  eine  überm&ssige  und  sachlich  nicht  gebotene  In- 
^prochnahme  von  Reichsmitteln  gcgeben.  ||  Die  beantragte  Erm^chtigung  zur 
^Bchaflfong  der  erforderlichen  Geldmittel  im  Wege  des  Kredits  entspricht  der 
^atur  der  zu  bestreitenden  Ausgaben,  wahrend  hierdurch  die  Einstellung  ein- 
2^er  Jahresraten  in  den  ordentlichcn  Etat  nicht  ausgeschlossen  wird,  sobald 
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Mr.  7641.   ^Q  Finanzlage  and  die  Rücksicht  auf  die  sonstigen,  mit  etatsm&ssigen  IGtteh 
iT.MoT.  188U  zn  befriedigendeu  Aafgaben  des  Reicbes  dem  Reichskanzler  gestatten^  Yon  der 
beantragten  Ereditbewilligang  nar  tbeilweise  Gebrauch  zu  machen. 


Nr.    7642.     DEÏÏTSCHLAND.  —  Bericht  der  sechsten  Eommission 

des  Reichstages  über  den  Gesetzentwarf,  betreffend 
den  Beitrag  des  Reiches  zu  den  Kosten  des  An- 
schlasses  der  freien  and  Hansestadt  Hamburg  an 
das  deutsche  Zollgebiet. 

Nr.  7642. 
Dentscbland. 

Dec.  1881.  Durch  Beschluss  des  Hauses  vom  28.  November  v.  J.  ist  der  Entwurf 

eines  Gesetzes,  betreffend  den  Beitrag  des  Reiches  zu  den  Kosten  des  An- 
schlusses  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg  an  das  deutsche  Zollgebiet,  einer 
Kommission  von  21  Mitgliedern  flberwiesen  worden.  Die  Eommission  hat  tm 
1.  Dczember  mit  der  Berathung  begonnen  und  dieselbe  in  zehn  Sitznngen  zo 
Ende  geführt,  von  denen  neun  auf  die  Generaldebatte  und  auf  die  erste  Le- 
sung  und  eine  auf  die  zweite  Lesung  entfielen. 

An  den  Sitzungen  der  Kommission  betheiligten  sich:  ||  a)  die  Bevollm&ch- 
tigten  zum  Bundesrathe:  ||  königlich  preussischer  Staats-  und  Finanzminister 
Bitter,  ||  kaiserlicher  Staatssekret&r  des  Reichsschatzamtes  Scholz,  ||  kaiserlicher 
Direktor  im  Reichsschatzamte  Burchard,  ||  Senator  der  freien  und  Hansestadt 
Hamburg  Dr.  Yersmann;  ||  b)  die  Kommissare  des  Bundesrathes:  ||  kaiserlicher 
Regierungsrath  Neumann,  ||  hamburgischer  Sekret&r  der  Deputation  für  indi- 
rekte  Steuern  und  Abgaben  Roeloffs  und  in  dessen  Assistenz  der  hamburgische 
Ober-Ingenieur  Meyer. 

Zum  Referenten  für  die  Kommission  wurde  in  der  letzten  Sitzung  der 
unterzeichnete  Abgeordnete  Staudj  bestellt  und  demselben  die  Abfassung  des 
schriftlichen  Berichtes  übertragen. 

Bei  der  sehr  umfassenden  und  bereits  auf  alle  Details  sich  erstreckendeB 
Generaldebatte  stellten  sich  alsbald  als  Grundlagen  der  Yerhandlungen  nacb- 
stehende  Gesichtspunkte  heraus. 

In  der  Kommission  herrschte  die  Meinung  vor,  dass  es  —  ohne  Rflcksicbt 
auf  die  jeweilige  ZoUpolitik  —  einem  seit  mehreren  Dezennien  gehegten  Wunsche 
der  deutschen  Nation  eutsprechen  würde,  wenn  die  Bestimmung  der  Reich»- 
verfassung,  nach  welcher  Deutschland  ein  Zoll-  und  Handelsgebiet  bilden  soU, 
durch  EinverleibuDg  der  beiden  Hanscstadte  und  der  mit  ihnen  ausgeschlossenea 
beuachbarten  Bezirke  in  das  Zollgebiet  jetzt  zur  Yerwirklichung  kommen  wUrde. 

Die  Kommission  war  darüber  einverstanden,  dass,  sobald  von  den  Hanse- 
st&dten  der  Autrag  auf  voUst&ndige  oder  theilweise  Hineinziehung  ihrer  Ge- 
biete  in  den  ZoUverein  gestellt  werde,  der  Bundesrath  diejenige  Instanz  sei, 
welche  die  zur  Ausführuug  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen  habe.    Oi^ 
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Dg  vom  25.  Mai  v.  J.  sei  von   den   gesetzgebenden  Gewalten   der  ^''  '•**• 

DmtsolüMid. 

Hansestadt  Hamburg  unter  ausdrücklicher  Berufung  auf  die  in  Dec  1881. 
1  herrschende  öffentliche  Meinung  mit  grosser  Majorit&t  gebilligt 
eit  dem  Zustandekommen  der  Yereinbarung  habe  dieselbe  auch  bei 
erung  Hamburgs  mebr  und  mehr  Beifall  gefunden^  so  dass  gegen- 
vorberrschende  Stimmung  dieser  Bevölkerung  auf  die  unverzögerte 
Dg  des  Zollanschlusses  gerichtet  sei  und  mancbe  Hoffnung  auf  Bes- 
t  vorhandener  Zust&nde  daran  geknüpft  werde. 
auch  in  manchen  Ereisen  der  Bevölkerung  Hamburgs  vielleicht  der 
en  Beibehaltung  des  bislierigen  Zustandes  der  Yorzug  gegeben  sein, 
die  Besorgniss  begründet  gewesen  w&re,  dass  der  Bundesrath  ohne 
luf  das  Yerhalten  Hamburgs  mit  dem  Zollanschlusse  der  benach- 
ssischen  Gebietstheile,  insbesondere  Altona's  und  der  Unterelbe,  vor- 
le,  so  liege  doch  eine  unzweifelhaft  klare  Willens&usserung  des 
iburg  vor,  welche  durch  keinerlei  Beschwerde  über  einen  auf  den- 
eübten  ungesetzlichen  Druck  abgeschw&cht  worden  sei.  £s  sei  so- 
setzesvorlage  zu  berathen,  ohne  auf  die  im  Frühjahre  1880  auf- 
Itreitfrage  einzugehen,  ob  zur  Einverleibung  der  Unterelbe  in  das 
Ier  Ërlass  eines  Gesetzes  erforderlich  sei  oder  nicht, 
a  auch  erhob  in  der  Eommission  sich  keine  Stimme  dagegen,  dass 
Dg  eines  Freihafenbezirkes  im  Interesse  der  Welthandelsstellung 
irforderlich  sei. 

dem  batte  die  Generaldebatte  das  Resultat,  die  folgenden  Verh&lt- 
stellen: 

beim  Beginne  der  Debatte  wandte  sich  ein  Mitglied  der  Kommission 
reter  der  verbündeten  Regierungen  mit  der  Bemerkung,  dass  man 
isführung  des  Zollanschlusses  gewöhnlich  so  gedacht  habe,  dass 
it  seinem  ganzen  Geblete  in  die  Zollgemeinschaft  einzutreten  habe, 
ch  dem  jetzt  vorliegenden  Yertrage  das  Freihafengebiet  Hamburgs 
nkt  werden  solle*,  es  scheine  demnach,  dass  regierungsseitig  die 

des  Gcdankens  der  yollstd.ndigen  Zolleinheit  aufgegeben  sei,  und 
unft  darüber  erbeten,  ob  diese  Annahme  zutreffe. !  Hierauf  erwiderte 
:h  preussische  Herr  Finanzminister:  ||  In  Nr.  1  der  Yereinbarung 
u  Y.  J.  sei  ausdrticklich  z\igesichert,  dass  der  dort  nllher  bezeich- 

der  Stadt  Hamburg  als  Freihafen  dauemd  verbleiben  solle,  w&h- 
wohnte  Stadt  dem  ZoUgebiet  angeschlossen  werde.  Die  Handels- 
seien  übrigens  wandelbare;  wie  Hamburg  jetzt  im  vollen  Einver- 
it  den  verbündeten  Regierungen  die  Wohnstadt  dem  Zollgebiete 
so  könne  spaterhin  der  Zeitpunkt  kommen,  dass  eine  Ab&nderung 

etablirenden  YerhSlltnisses  sogar  einseitig  von  Hamburg  gewünscht 
'  jetzt  würde  die  Einziehung  Hamburgs  in  die  ZoUlinie  ohne  Be- 
s  Freigebietes,  in  welchem  sich  Schiffe  und  Waaren  frei  bewegen 
}h  dem   Ergebnisse  der  gepflogenen  handels-  und  zolltechnischen 
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nt.  7642.    Erörterungen  eine  erhebliche  Sch&digung  des  hamburgischen  Seeverkehrs  zor 

I)«atMhUnd. 

Dto.  1881.  r  olge  haben. 

Vou  dem  bercits  bezeichneten  Mitgliede  warde  ferner  betont;  dass  klar- 
gestellt  werden  müsse,  dass  der  vom  Reicbe  beansprucbte  Eostenbeitrag  nicht 
für  Einrichtungen  im  einseitigen  Interesse  Hamburgs  verwendet  werde.  Ham- 
burg habe  durch  die  Vereinbarung  ausserordentlicbe  Vortbeile  ermngen:  die 
Hcdingungen  übcrtr^fen  alle  Erwartungen;  es  habe  bishcr  einh&ndig  gearbeite^ 
in  Znkunft  worde  es  zweih&ndig  zu  seinem  Nntzen  arbeiten  können.  Insbesondere 
werde  Auskunft  über  den  durch  die  Stadt  anznlegenden  Kanal  gewünscht  Es 
frage  sich,  ob  derselbo  überhaupt  nothwendig,  eventueil  ob  nicht  mit  geringerea 
Aufwcndungcn  für  dcnselben  auszuk ommen  sei;  ferner,  ob  die  grosseren  Anf- 
wendungen  iin  Interesse  des  Reiches  oder  im  Interesse  Hamburgs^  z.  B.  nur  fOr 
den  dortigen  Marktverkehr,  erforderlich  scien.  Es  wurde  endlich  die  Frage 
aufgcworfen,  ob  der  Generalplan  für  den  Zollanschluss  nicht  dem  Reichstage 
zur  Beschlussfassung  vorgelegt  werden  könne.  ||  Hierauf  warde  regierungsseitig 
zun&chst  erwidcrt;  dass  man  bczüglich  der  Plane  für  die  zur  Ausführang  des 
Zollansclilusses  erforderlichen  Arbeiten  über  ganz  gcnerelle  Ideen  noch  nicht 
hinaosgekommen  sei;  bisher  seicn  haupts&chlich  vier  Projekte  ius  Auge  gefasst, 
wclcho  ans  den  vorgelegten  Skizzen  and  den  dazu  gehörcnden,  ebenfalls  gaoz 
goncrellen  Kostenanschl&gen  iiaher  ersichtlich  seien.  ||  Diese  mit  A  bis  D  be- 
zcichnoten  Kostenanschliige  sind  in  der  Anlagc  nebst  einem  Situationspl&ne 
mitgethcilt 

Alsdann  führte  dor  hamburgische  Ilerr  Sekret&r  Roeloffs  Nachstehendes 
aus:  II  Was  zun&chst  dio  aus  der  Vereinbarung  für  Hamburg  zu  erwartendes 
Vortbeile  anbetrefTe,  so  sei  er  nicht  in  der  Lage,  statistische  Nachweise  bei- 
zubringen,  nach  welchen  Vortbeile  oder  Nachtheile  der  Vereinbarung  sicb  be- 
urtheilen  Hossen.   AUerdings  würden  sich  ja  Zahlenzusammenstellungen  zu  dem 
Zweck  anfertigon  lassen;  er  glaube  abor  nicht,  dass  aus  denselben  SchlOsse  mit 
irgend  welchom  Erfolg  zu  zieliou   soion.     Die  Vortbeile   und  Nachtheile  f&r 
Hamburg  wie  für  das  Zollgebiet  liesson  sich  überhaupt  nicht  rechnungsmftsog 
feststellen.   Die  öfTentliche  Meinung  in  Hamburg  habe  sich  bei  Erörterung  der 
Frage  des  Zollauschlusses  stets  mit  Nachdruck  für  die  Erhaltung  der  bisherigen 
Freibafeustollung,   bei   weloher   der    durch   Hamburg   vermittelte   Antheil  tf 
Deutschlands  Welthandel  sich  zu  hoher  Rlüthe  entwickelt  habe,  ausgesprocheo. 
Die  amtlich  mit  dor  Erörterung  dor  Frage  befassten  Kreise  mussten  sich  dieser 
Auf&ssung  om  so  mehr  anschliessen,  als  die  grosse  Anzahl  von  Projekten  tsr 
LösuDg  der  Zollanschlussfrage  sich  bei  eingehender  Prüfung  als  technisch  u- 
ansführbar  erwies.    IVr  Gnmd  hierfür  lag  darin,  dass  eine  zollamtliche  Be- 
handloug  des  grossen  Verkehrs  von  Flussfahrzeugen  von  und  nach  der  Stadt 
Hamburg  nicht  darchzuführen   war.     Von   der  Unterelbe   und   der  Oberelbe 
kommen  jfthrlicb  zusammen  etwa  50000  Fahrzeuge  zur  Stadt,  deren  Ankimft 
sich  wogen  Fluth  and  Ebbe,  wegen  der  Marktieiten  u.  s.  w.  aof  einzelne  Ston- 
éta  des  Tages  msammendiingt.   Diese  mit  den  Erzeugnissen  der  an  der  Cntei^ 
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belegeneD  Fabriken,  mit  LandesprodokteD,  Gemüsekörben,  Maaersteinen,  ^'-  ''^^• 
b;  Torf,  Holz  beladenen  und  in  der  Regel  hoch  bepackten  Fahrzenge  neben  ^,  i^gi, 
znr  Enüöschung  der  Seeschiffe  dienendeD,  mit  Eanfmannsgtttem  beladenen 
ten  aasreichend  zu  revidiren,  wenn  sie  an  den  Ëing&ngen  zur  Stadt  in 
aren  frflh  Morgens  ankommen ,  erschien  nach  dem  Urtheil  der  darüber 
)mmenen  Zollbeamten  unmöglich.  Alle  Projekte  gingen  aber  übereinstim- 
l  davon  aas,  dass  jedenfalls  die  Unterelbe  als  Zugang  zu  dem  Freihafen 
liesem  ansserhalb  der  Zolllinie  verbleiben  müsse.  ||  Erst  als  im  vorigen 
3  der  Anschluss  der  Unterelbe  angeregt  and  darch  den  bezüglichen  Be- 
SS  des  Bandesrathes  zur  Thatsache  worde ;  mit  der  zu  rechnen  war,  da 
)  sich  eine  neue  Grundlage  für  die  Entwerfung  technischer  Projekte  über 
iasführbarkeit  des  Zollanschlusses.  In  monatelanger  eingehendster  ge- 
samer  Arbcit  mit  einem  von  dem  Herm  Finanzminister  kommittirten  Zoll- 
ten  gelang  es  dann,  denjenigen  Plan  aufzustellen,  welcher  die  Grundlage 
rorliegenden  Yertrages  geworden  ist  Er  bedingt  eine  vollst&ndige  Um- 
Itung  der  Schifffahrtsanlagen,  theilweise  Aufhebnng  und  Yerlegung  der 
1,  möglicherweise  die  Niederlegung  eines  ganzen  Stadttheiles.  Die  gesanun- 
landels-  und  Verkehrsverb^ltnisse  werden  auf  neue  Grundlagen  gestellt 
en;  manche  Privatintcressen,  namentlich  der  zahlreichen  Speicherbesitzer 
r  Stadt  sowie  mancher  Fabrikanten,  werden  gesch&digt  werden.  Die  Folgen 
derartigcn  allgemeinen  Umwillzung  Hessen  sich  im  voraus  sehr  schwer  Ober- 
u  Jedenfalls  sei  es  unmöglich,  die  Bilanz  zwischen  Gewinn  und  Verlust 
t  beute  zu  ziehen,  in  Hamburg  rechnen  sich  noch  recht  Viele  ein  Minus 
is;  soviel  sei  gewiss,  zun^chst  werde  Hamburg  eine  schwere  Zeit  des  Ueber- 
i  zu  überwinden  habcn,  und  nur  die  Hoffnung  auf  eine,  auf  der  wieder- 
ineneu  dauernden  Grundlage  sich  entwickelnde  zukünftigc  BlUthe  vermöge 

zu  cntsch^digen.  ||  Das  Bild  mit  den  zwei  H&nden  sei  insofern  unzwei- 
!t  richtig,  als  Hamburgs  Yerkehr  mit  seinem  Hinterlande  nach  Wegfall 
'iollschranken  gewinnen  werde  zum  eigenen  Yortheil  wie  zum  Yortheil  der 
nmtheit.  Ob  aber  sein  Auslandhandel  nicht  trotz  aller  Yorsicht  bei  den 
i  Einrichtungen  beeintr&chtigt  werde  durch  Yertheuerung,  werde  in  ham- 
Bchen  Handelskreisen  heute  noch  für  zweifelhaft  gehalten.  Hamburgs  Yor 
)e8tand  bisher  in  der  Billigkeit  seiner  Spesen,  die  eine  Folge  der  ganzen 
els-  und  Yerkehrseinrichtuugen  war.  Die  grossen  Kosten  der  neuen  An- 
f  die  sich  für  eines  der  Projekte  auf  etwa  150  Millionen  Mark  belaufen, 
iD,  soweit  nicht  das  Reich  sie  übernimmt,  in  der  einen   oder  anderen 

vom  Handel  getragcn  werden  mussen.  Um  das  gebrauchte  Bild  zu  ver- 
&ndigen,  könnte  man  etwa  sagen.  Hamburg  bekommt  seine  linke  Hand, 
isher  in  der  Bewegung  beschr&nkt  und  für  den  rechten  Gebrauch  an- 
ickt  war,  frei  und  wird  sie  zu  gebrauchen  wissen;  die  rechte  Hand  aber, 
Ier  es  bislier  seinem  Willen  und  seiner  Kraft  vollen  Ausdruck  geben 
e,  verliert  an  Beweglichkeit ;  die  Finger  werden  nicht  mehr  Alles  wie  bis- 
r&ssen  können,  vielleicht  werden  sie  bei  der  Operation  gar  eines  oder 


50  Zollanschlass  Hamburgs  and  der  unteren  ELbe, 

Hr.  7642.  das  Endere  Glied  einbüssen.  ||  In  Bezug  aaf  die  hervorgehobenen  gttnstigen  6^  ] 
^D©c!*iM?*  dingungen  und  Zollerleichterungen  sei  hervorzuheben,  dass  dieselben  zom  TheOy , 
wie  für  gewisse  Fabriken,  nor  transitoriscber  Nator  seien;  aach  die  zngesagfcM 
Erleichterongen  für  die  Lagerong  nnter  Zollaofsicht  würden  nor  dazu  dieafli^ 
den  Uebergang  zu  erleicbtern.  In  nicht  zu  femer  Zeit  werde  die  Lagerui 
ausl&ndischer  Waaren  in  das  Freigebiet  übersiedeln  and  die  Speicher  in  te 
ZoUstadt  werden  zam  allmSlhlichen  Umbaa  bestimmt  werden  mussen.  Die  g^ 
w&hrten  Bedingangen  and  Erleichterangen  berahten  aaf  eingehender  Prttfn| 
der  Yerh&ltnisse  and  seien  nar  dem  dringendsten  Bedürfiuss  angepasst  Uéber 
kleine  Interessen  habe  man  rücksichtslos  hinweggehen  mussen. 

[Die  hier  folgende  Begründang  der  Nothwendigkeit  der  projektirten  Kir 
nalverbindang  ist  fortgelassen,  weil  sie  von  aasschliesslich  lokalem  Interesse  ist] 

Endlich  wandte  der  Herr  Eommissar  sich  gegen  die  von  einer  Seite  sn- 
geregte  Yorlegang  des  demn&chst  von  Hambarg  aafzastellenden  Generalplaoa 
and  Generalkostenanschlages  an  den  Reichstag  zam  Zwecke  der  FeststelloBj^ 
Hambargischerseits  sèi  bei  den  Yerhandlungen  dringend  gewünscht  worden,  dM 
die  Feststellang  der  Pl&ne  and  Kostenanschl&ge  aasschliesslich  der  ha]nlnl^ 
gischen  Gesetzgebang  überlassen  bleiben  moge,  weil  die  grossen  Schwierig- 
keiten,  welche  ohnehin  einer  Einigang  über  eine  so  tief  eingreifende  Umgestil- 
tang  entgegenstehcn,  fast  anüberwindlich  werden  dürften,  wenn  aasser  Senal 
and  Bürgerschaft  von  Hambarg  aach  noch  Reichsgewalten  bei  der  FeststelliOK 
mitwirken  müssten.  Die  Herren  Vertreter  der  Reichsregienmg  h&tten  dieae 
Darlegang  als  begründet  anerkannt,  aber  dennoch  an  einer  Mitwirknng  der 
Reichsregierung  in  der  Weise  festgehalten,  dass  der  Generalplan  derselben  tor 
Kenntnissnahme  und  Prüfung  darüber  vorzulegen  sei,  ob  die  vorzonehmendn 
Arbeiten  als  durch  den  Zollanschlass  Hambargs  veranlasst  anzasehen  seiea 
Ëine  Feststellang  des  Plancs  darch  den  Reichstag  würde  die  bei  der  Beschliu^ 
fassang  in  Hambarg  anterliegenden  Interessen  aafrufen,  hier  in  letzter  Instasi 
nochmals  Alles  zu  versachen^  ihre  Wünsche  zur  Geltang  za  bringen  and  dAintt 
die  Erledigung  ins  Ungewisse  hinausschieben.  Der  Plan  sei  so  omfassend,  datf 
er  selbst  in  zehn  Jahrcu  noch  nicht  vollst&ndig  zar  Aasführang  gelangt  sein 
werde;  voraussichtlich  würden  im  Laufe  der  Zeit  mancherlei  Ab&ndeningen  dtt 
Planes  im  Einzelnen  nothwendig  werden,  deren  Feststellang  den  hambargischeB 
Behörden  überlassen  bleiben  müsse.  Eine  vorg&ngige  Verhandlang  über  des 
Plan  im  Reichstage  würde  den  Bcginu  der  Arbeiten  verzögern,  was  fÜr  beida 
Theile  gleich  unerwünscht  sein  müsse.  In  Hambarg  sei  schon  jetzt  der  leb- 
hafte  Wunsch  laat  geworden,  dass  die  Uebergangszeit  so  rasch  wie  iigend 
möglich  überwunden  werden  moge;  wenn  es  technisch  aasführbar  sich  erweises 
soUtC;  die  für  den  Anschluss  ganz  unerlSlsslichen  Arbeiten  vor  der  in  der  Y^' 
einbarung  festgesetzten  Frist  herzustellen,  so  werde  die  hamburgische  Geschftfts- 
welt  wünscheu;  das  Definitivom  noch  früher  herbeigeführt  zu  sehen. 

Der  königlich  preussische  Herr  Finanzminister  fügte  hinzu:  der  Kanal  bA 
für  die  Gesammtanlagen,  wie  eben  nachgewiesen  worden,  anentbehrlicb;  eino 
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stische  Trennung  seine&  Transit-  und  Landungsverkehrs  erscheine  nnmög-   ^'-  ''^* 

da  eine  Aussonderung  der  hambflrgischen  Lokalinteressen  aas  der  Ge-  nee.  issi. 
ntanlage  unthunlich  sei  and  dem  Geiste  der  Yereinbarung  widersprechen 
ie.  Han  habe  bei  den  Yerhandlangen  nicht  &ngstlich  abgewogen,  ob  der 
Theil  nan  etwas  mehr  Yortheile  von  der  Neagestaltang  habe  als  der  an- 
j  sei  vielmehr  davon  aasgegangen,  dass  auch  die  Förderang  des  Wohlbe- 
^ns  des  ersten  deatschen  Welthandelsplatzes  ein  nationales  Interesse  sei. 
leswegs  aber  sei  der  Reichsbeitrag  nach  politischen  Rttcksichten  bemessen; 
»eien  gründliche  Prüfangen  vorhergegangen^  and  gegenüber  den  von  Ilam- 
l  nach  den  vorliegenden  Pl&nen  höchst  wahrscheinlich  aofzawendenden 
imen  von  108  bis  149  Millionen  sei  der  Beitrag  des  Reiches  gewiss  kein 
er  za  nennené 

Nachdem  noch  die  seitens  eines  Mitgliedes  aafgeworfene  Frage:  ||  ob  es 
bt  möglich  sei;  die  Elbe  für  die  kleine  Schifffahrt  offen  za  lassen  and  zam 
Igebiet  za  ziehen,  dagegen  eine  neae  Freihafenelbe  darch  Herstellang  eines 
oals  aaf  der  Sttdseite  za  schaffen ,  am  die  allerdings  anzweifelhaft  nöthigc 
3ite  Wasserstrasse,  namlich  die  eine  für  den  Zollverkehr,  die  andere  für 
1  Seeverkehr,  herzastellen,  ||  die  Entg^gnang  erhalten  hatte,  dass  ein  solcher 
nal  aaf  der  Sfidseite  für  Seeschiffe  ^0  Fass  tief  würde  hergestellt  werden 
issen,  w&hrend  für  den  Zollkanal  4  Fass  Tiefe  genüge,  nahm  die  Kommission 
a  Standpankt  ein,  dass  ihrerseits  bezüglich  der  Anlage  des  Freigebietes  oder 
r  flbrigen  zam  Zwecke  des  Zollanschlusses  geplanten  Einrichtangen  Yor- 
il&ge  nicht  za  machen  seien.  ||  Die  Kommission  erkannte  femer  an,  dass  eine 
ndening  der  Kosten  des  Zollanschlasses  Ton  den  übrigen  entstehenden  nicht 
reicht  werden  könne,  dass  vielmehr  eventaell  in  allen  diesen  Beziehangen 
ï  Standpankt  der  Yereinbarung  vom  25.  Mai  v.  J.  zu  acceptiren  und  also 
ld  dem  Staate  Hamburg  zu  überlassen  sei,  in  welcher  Weise  er  mit  den 
sflglichen  Einrichtungen  vorgehen  wolle,  w&hrend  der  Reichsregierung  nur 
i  Kontrole  darüber  verbleibe,  dass  die  Einrichtangen  dem  Zwecke  und  dem 
)ko]iunen  entsprechend  durchgeführt  würden. 

Es  warde  von  einem  Mitgliede  gefragt,  welche  materiellen  Folgen  die 
ïTwerfimg  der  Yorlagen  haben  würde  und  ob  insbesondera  seitens  der  Reichs- 
gienmg  mit  der  Einziehung  der  Unterelbc  in  das  ZoUgebiet  nicht  bis  zur 
uhhrang  des  Zollanschlusses  von  Hamburg  gezögert  werden  könne.  ||  Hierauf 
vde  seitens  des  königlich  preussischen  Herrn  Finanzministers  erwidert,  dass 
o  einer  Herstellung  des  Status  quo  ante  nicht  die  Rede  sein  könne;  die 
"^  lasse  sich  nicht  wieder  von  der  Tagesordnung  bringen,  sondern  müssc 
fer  Erledigung  entgegengeführt  werden. 

Weiter  erkiarte  der  eben  genannte  Yertreter  der  verbündeten  Regierungen 
^  entsprechende  Anregung  sich  wiederholt  dahin,  dass  diejenigen  Erleich- 
^en,  welche  rticksichtlich  des  Yerkehrs  mit  zollpflichtigen  Waaren  in  der 
ireinbarung  vom  25.  Mai  pr.  Hamburg  gew&hrt  worden  seien,  je  nach  Lage 
f  örtlichen  Yerh&ltnisse  den  übrigen  Seest&dten  and,  anlangend  den  Lager- 
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Nr.  7642.  im^  Kontiruiigsverkehr,  auch  den  Handelspiatzen  des  Inlandes  zu  Theil  werdei 
Deo.  1881.  sollten. 

Bezüglich  der  Frage^  wie  die  Beseitigung  des  Wohnrechts  in  dem  yer- 
bleibenden  Freihafengebiete  mit  den  Reichsgesetzen  in  Einklang  za  bringen 
sei;  warde  regierongsseitig  geantwortet,  dass  der  grösste  Theil  des  betreffenden 
Terrains  Staatseigenthnm,  wegen  des  Kestes  aber  Ëxpropriation  dorch  den 
Staat  Hamburg  in  Anssicht  genommen  sei.  Damit  warde  diese  Angelegenheit 
als  erledigt  angesehen. 

lm  Uebrigen  bek&mpften  sicb  in  der  Generaldebatte  lebhaft  zwei  ver- 
schiedene  Richtongen  über 

die  staatsrechtliche  Bedeutung  dor  Vereinbarung  und  des  Nebenprotö- 

kolles  dazu  vom  25.  Mai  v.  J.,  und 
den  Werth  der  Vortheile,  welche  durch  den  ZoUanschluss  der  Stadt 
Hamburg  für  das  deutsehe  Roich  zu  erwarten  seien. 

In  der  ersteren  Beziehung  wurde  zwar  die  seitens  der  Reichsregiernng 
einem  Bundesstaate  gegenüber  zur  Anwendung  gebrachte  Form  nicht  bemSogett, 
dagegen  Ton  einem  Theil  der  Eommissionsmitglieder  die  Ansicht  vertreten^  dass 
die  vorliegende  Vereinbarung,  weil  sie  nicht  von  den  gesetzgebenden  Gewilten 
des  deutschen  Reichs  ausgehe,  der  Reichsregiernng  keine  bindende  Verpfiich- 
tung  für  die  Zukunft  auferlege.  Dazu  komme,  dass  die  nothwendige  ungehin- 
derte  Bewegung  der  seow^rts  nach  dem  Freihafengebiete  und  umgekehrt  nach 
der  See  gebonden  Schiffe  auf  dor  Unterelbe  nicht  einmal  durch  die  vorliegende 
Vereinbarung  oder  das  Nebenprotokoll  geregelt,  sondern  nur  im  Wege  dei 
durch  die  Verhandlungen  des  Senats  und  der  Bürgerschaft  zu  Hamburg  bc- 
kannt  gewordenen  Eorrespondenz  des  hanseatischen  Minister  -  Residenten  Dr. 
Krüger  mit  dem  Reichskanzler  *)  besprochen  worden  sei.  Wenn  aber  den 
Reiche  und  dem  Staate  Hamburg  so  bedeutende  Aufwendungcn  für  HersteUniig 
des  projektirten  Zustandes  zugemuthet  würdon,  so  müsse  eiuerseits  der  Reichs- 
tag,  andererseits  der  Staat  Hamburg  im  Wege  der  Gesetzgebung  Bürgschaft  fBr 
die  Sicherheit  der  getroffenen  Abkommen  erhalten.  Ausserdem  sei  ein  Theil 
dieser  Verabredungen  mit  dem  bestehenden  Zollvereinsgesetze  nicht  vereinbar, 
und  sei  schon  aus  diesem  Grunde  eino  gesetzliche  Rcgulirung  im  Wege  der 
Amendirung  der  Vorlage  erforderlich.  ||  Dieser  Auffassung  wurde  seitens  der 
Vertretcr  der  verbündeten  Regierungen  und  des  anderen  Theiles  der  Kommis* 
sion  entgegengestellt;  dass^  wenn  auch  die  erwSlhnten  Festsetzungen  nicht  ron 
den  legislativen  Faktoren  des  Reiches  beschlossen  worden  seien,  diese  letzteren 
doch  von  dem  Inhalte  bei  Berathung  der  Gesetzesvorlage  Kenntniss  genommcn 
hSltten  und  darüber  in  Verhandlung  getreten  seien.  ||  Wenn  nach  solchen  Vor- 
gangen  die  Gesetzesvorlage  von  der  Gesetzgebung  gebilligt  werde,  so  sei  nicht 
anders  denkbar,  als  dass  jede  Reichsregierung  das  Abkommen  durch  weg  re- 
spektircn  müssc. 
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Anlangend  die  Handhabung  der  ZoUvorschriften  auf  der  Unterelbe  und  ^''  '***• 
km  Hamburger  Staatsgebiete,  so  müsse  der  Untersnchung  in  der  Spezialdebatte  Deo.  issi. 
Iberiassen  werden,  anfzakl^^en,  inwieweit  dieselbe  mit  den  bestehenden  Ge- 
ietzen  nicht  vereinbar  seien;  es  sei  wenn  möglich  zu  vermeiden ,  auf  diesem 
ïebiete  Amendirungsversuche  zn  der  Gesetzesvorlage  zn  machen,  da  schon 
er&ssimgsm&ssig  die  znr  Aasführnng  der  Reichsgesetze  erforderlichen  allge- 
leinen  YerwaltangsYorsehriften  und  Ëinrichtongen  —  sofern  nicht  darch  ein 
teichsgesetz  etwas  anderes  vorgeschrieben  sei  —  dem  Bundesrathe  kompe- 
iren,  ausserdem  aber  noch  das  Zollvereinsgesetz  dem  Bundesrathe  ausdrttcklich 
ie  Befagniss  zuspreche,  die  zu  diesem  Gesetze  erforderlichen  Regnlative  zu 
rlassen.  Die  Auffassung  des  Bundesrathes  sei  bezüglich  des  Verkehrs  mit 
em  Freihafengebiete  durch  das  inzwischen  bereits  publizirte  Regulativ,  be- 
reffend  die  zollamtliche  Behandlung  der  Waaren-Ein-,  Aus-  und  Durchfnhr 
of  der  Unterelbe,  schon  dahin  ausgesprochen,  dass  derselbe  die  erw^hnten 
tefQgnisse  fflr  sich  in  Anspruch  nehme.  (Anlage  I.)  ||  Es  erscheine  um  so 
reniger  angezeigt,  einen  solchen  Eompetenzstreit  zwischen  dem  Reichstage  und 
lem  Bundesrathe  anzuregen,  als  die  Erkl&rung  der  Reichsregierung  Torliege^ 
Ia8s  eine  Revision  der  Zollgesetze  in  Aussicht  genommen  sei.  ||  Der  königlicli 
)reas8ische  Herr  Finanzminisfer  erkl&rte  von  vomherein  jede  Bestimmung  für 
loannebmbar,  welche  die  Anerkennung  der  vom  Bundesrathe  in  Anspruch  ge- 
H>inmenen  Eompetenz  ausschlösse. 

Anlangend  die  finanzielle  Seite,  wurde  unter  Zustimmung  der  ganzen  Eom- 
nission  von  einem  Abgeordneten  grundsSltzlich  hingestcllt,  dass  es  vor  allem 
m  die  Frage  sich  handle:  ||  „Welchen  Nutzen  das  Reich  von  dem  vereinbarten 
ZoUanschlusse  habe,  und  ob  derselbe  so  gross  sei,  dass  ein  Opfer  von  40  Mil- 
luM  dafür  gerechtfertigt  erscheine.  ||  Dass  Hamburg  zugleich  bessere  Hafen- 
ttltgen  erhalte,  nachdem  es,  wie  behauptet  worden,  gegen  seine  Konkurrenz 
nrflckgeblieben  zu  sein  scheine,  könne  kein  Grund  für  die  Vcrsagung  des 
^<isclmsses  sein.^^ 

Znr  Sache  selbst  wurde  von  einem  Theile  behauptet,  dass  die  grossen 
iem  Reiche  wie  dem  Staate  Hamburg  und  zahlreichen  Privaten  zugemutheten 
)pfer  in  keinem  Yerh&ltnisse  st&nden  zu  den  unbedeutenden,  durch  den  ZoU- 
^hlnss  der  Wohnstadt  Hamburg  vielleicht  entstehenden  Yortheile.  Anderer- 
i^Hs  aber  wurde  ausgeführt,  dass  der  Reichsbeitrag  mit  Rücksicht  auf  die 
>olitiscben,  ethischen  und  wirthschaftlichen  Yortheile  keineswegs  hoch  erscheine; 
Ier  Staat  Hamburg  verstehe  es  sehr  wohl,  die  von  ihm  zu  vertretenden  In- 
^ressen  wahrzunehmen,  und  die  manchen  Privaten  entstehenden  Nachtheile 
'^n  durch  die  Anderen  entstehenden  Yortheile  mindestens  beglichen  werden. 
'^  sei  in  dieser  Beziehung  auf  die  schon  seit  l&ngerer  Zeit  in  Hamburg  zu 
^&ge  getretenen  Anschlussbcstrebungen  hinzuweisen.  Durch  die  den  Zollan- 
chluss  betreffenden,  im  vorigen  Sommer  stattgehabten  Yerhandlungen  zwischen 
^^  Senate  und  der  Bürgerschaft  Hamburgs  seien  zwei  weitere  ^usserst 
^ïchtige  Kundgebungen  von  Yertretem  der  betheiligten  Hamburger  Kreise  be- 
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Nr.  7642.  kanut  geworden.  Die  Hamburger  Handelskammer  habe  in  einer  Erklftmng 
Dm.  1R81.  über  den  Zollanschluss  dem  Senate  gegenüber  unterm  7.  Juni  t.  J.  ansgeffthrt, 
dass  bei  Gew&hrung  eines  Freihafens,  welcher  sicb  von  dem  gegenw&rtigea 
Znstande  nur  darch  den  Umfang  unterscheide,  sie  den  Bestand  and  die  ge- 
sunde  Fortentwickelung  des  eigentlichen  Mittelpnnktes  der  Handelsstellimg 
HambnrgS;  der  eigentlichen  Qnelle  seines  Wohlstandes,  für  gesichert  halte;  m 
glanbe  auch^  dass  manche  Handelszweige,  manche  Industrieën ,  die  bisher  n 
einer  vollen  Entwickelung  nicht  gelangen  konnten,  sich  gunstiger  gestalten  md 
zu  einer  Blüthe  entfalten  würden.  ||  Die  Gewerbekammer  zu  Hamburg  erkllre 
in  einer  Eingabe  Ton  demselben  Tage  dem  Senate  gegenüber  sogar  ihre  An- 
sicht dahin,  ||  dass  ihr  die  Genehmigung  des  Vertrages  unbedingt  geboten  er- 
scheine,  w&hrend  die  Ablehnung  den  Gewerbestand  aufs  empfindlichste  schft- 
digen  müsse. 

Yon  der  der  Yorlage  abgeneigten  Seite  wurde  femer  mit  besonderem 
Hinwcis  auf  die  Interessen  der  Hamburg  bcnachbarten  Platze  Folgendes  geitend 
gemacht:  ||  Nach  der  Erkl^rung  der  verbündeten  Regierungen^  dass  die  Yorlage 
immer  wieder  cingebraclit  werden  sollC;  falls  der  Reichstag  dieselbe  verwerfe, 
und  nachdem  Hamburg  seinen  Antrag,  in  den  Zollanschluss  zu  treten^  gestellt 
habe,  können  die  Schlusss^tze  auf  Seite  9  der  Yorlage  *)  nur  die  Bedeutong 
haben,  dass  man  sich  in  einer  Zwangslage  befinde^  indem  ein  ablehnendes 
Yotum  die  Sache  nicht  erledigen  würde.  Dies  dürfe  die  Kommission  aber 
nicht  abhaltcU;  die  wirthschaftlichen  und  rechtlichen  Bedenken  genau  zu  prflfen 
und,  weiin  diese  Prüfung  ungflustig  für  die  Yorlage  ausfalle,  dieselbe  absn- 
lehnen.  ||  Da  die  Einwirkung  des  Zollanschlusses  auf  die  Umgebung  Hambnrgs 
noch  speziell  zur  Erörterung  kommen  werde,  so  könne  Redner  sich  Torerst 
darauf  beschrS,nken,  auf  die  Grosse  des  Eostenaufwandes  hinzuweisen,  der  sur 
Durchführuug  des  Yertrages  aus  dem  Nationalvermögen,  einerlei  ob  aus  Reichs- 
mitteln  oder  aus  Mittcln  der  Einzelstaaten,  bestritten  werden  soUe.  ||  Es  sei 
schon  von  dem  techuischen  Hcrrn  Kommissar  crw&hnt;  dass  die  Kosten  des 
Planes  wohl  den  Betrag  von  148  Millionen  Mark  übersteigen  dürften.  Dem 
Redner  sei  bekannt,  dass  man  diesen  Betrag  sogar  auf  200  Millionen  beziffert 
habe.  Zutreffende  Eostenanschl^gc  können  noch  gar  nicht  vorliegen,  zomal 
es  sich  theils  um  Grundcrwerbnngen,  thcils  und  besonders  um  Wasserbautea 
handelC;  bei  denen  stets  selbst  sorgf3,ltig  vorbereitete  Eostenanschl&ge  Wr 
sicher  bliebeU;  und  es  gerade  Erfahrungen  an  der  Elbe  (Ottenser  Quais)  be- 
wiesen haben,  wie  grosso  Ueberschreitungen  der  AnschlSlge  nothwendig  werden 
können.  ||  Es  sei  nicht  zu  verkennen,  dass  der  vorgelcgte  Plan  von  den  Ye^ 
tretern  Hamburgs  mit  ausserordentlicher  Elugheit  aufgestellt  sei.  Hambnig 
behalte  in  dem  neu  anzulegenden  Freihafengebiete  seine  alte  Stellung  als  Frei- 
handelsplatz,  und  bekomme  mit  diesem  in  unmittelbarster  Yerbindung  die  volle 
Ausnutzung  aller  seiner  Anlagen  innerhalb  des  Zollgebietes.  ||  In  dieser  Doppel- 
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Bg  werden  die   klugen  Hamburger  Kaufleute   nicht   nur   ihre   bisherige   ^'-  '*^- 
Dg  im    flberseeischen  Verkehr   bewahren ,   sondem   noch   ciuen   grossen  Dac.  issi. 

des  Yerkehrs,  der  bisher  benachbarten  Pl&tzen  zugefallen  sei;  an  sich 
Wenn  Hamburg  doch  einmal  gezwungen  werden  sollte,  in  den  Zoll- 
oss  za  treten,  so  sci  das  Projekt  so  gunstig  für  Hamburg  aufgestellt^ 
nan  zweifeln  könne,  ob  es  des  Reichszuschusses  bedürfe.  Freilich  würde 
arg  genOthigt,  grosse  Ausgaben  jetzt  auf  Einmal  zu  machen,  die  es  ohne 

Nöthigung  erst  allmahlich  gemacht  habeu  würde;  aber  es  erlange  auch 
;bar  grosse  Yortheile.  ||  Indessen  seien  es  nicht  allein  die  Kosten  Ham- 

nnd  der  Reichsznschuss  zu  denselben^  welche  zu  berücksichtigen  seien, 
n  es  mussen  die  Aufweudungen  hinzugerechnet  werden,  welche  durch 
oz  analoge  Massregel  für  Bremen  ^ntstehen,  über  welche  bisher  keinerlei 
jilungen  gemacht  seien,  ferner  die  Kosten,  welche  Preussen  werde  auf- 
D   mussen,   damit  Altona  nicht  völlig  ruinirt  werde.     Dass  für  Altona 

aufgewendet  werden  mussen  und  sollen,  habe  der  Herr  Finanzminister 
reussen  bereits  in  der  Pleuarsitzung  in  dankenswerther  Weise  erkl&rt. 

die  Höhe  der  Kosten,  die  erforderlich  seien,  um  dem  Altonaer  Handel 
ewerbe  einigermaassen  Ersatz  für  die  Nachtheile  zu  gew^hren,  welche  ihm 
inftige  Stellung  Hamburgs  zufügen  werde,  seien  Angaben  nicht  gemacht; 
)en  werden  sich  aber  mindestens  auf  15  Millionen  Mark  belaufen.  ||  Es 
ch  allem  diesem  nicht  zweifelhaft,  dass  der  Anschluss  der  St^dte  Ham- 
ind  Bremen  an  das  Zollgebiet  und  die  damit  zusammenh&ngeuden  Maass- 

ein  Opfer  von  über  200  Millionen  Mark,  vielleicht  von  über  250  Mil- 

Mark  erfordem.  ||  Bei  dieser  enormen  Summe  werde  es  offenbar  noth- 
l  sein,  in  der  Spezialdiskussion  genau  zu  prüfen,  ob  die  volkswirthschaft- 
Yortheile  solchen  Aufwand,  der  einer  Jahresrente  von  8  bis  10  Millionen 
gleichkomme,  rechtfertigen. 

diesem  Mitgliede  gegenüber  wurde  entschieden  bestritten,  dass  der  Beichs- 
i  einer  Zwangslage  sich  befinde.  Es  sei  gewiss  erforderlich,  dass  der 
urger  Handel  möglichst  schnell  in  die  Lage  gebracht  werde,  mit  fest- 
den  Verh&ltnissen  zu  rechnen.  Nun  könne  aber  weder  geitend  gemacht 
1,  dass  eine  ungesetzliche  Pression  zum  Zwecke  des  ZoUanschlusses  auf 
irg  ausgeübt  worden  sei,  noch  würde  die  Hamburger  Bevölkerung,  wie 
*fiEthrung  gezeigt  habe,  geneigt  sein,  einem  ihr  ungerechtfertigt  erschei- 
1  Drucke  sich  zu  fügen.  Die  Möglichkeit,  dass  dies  seitens  des  Reichs- 
^eschehen  könne,  müsse  durchaus  zurückgewiesen  werden.  ||  In  wie  weit 
isführuDgen  des  Redners  bezüglich  der  Kosten  zutreffen,  sei  nicht  zu 
ellen;  flbrigens  seien  die  Kosten  auch  ganz  überwiegend  von  Hamburg 
»mmen.  Dass  für  Altona  seitens  des  preussischen  Staates  entsprechend 
getragen  werde,  habe  das  Mitglied  selbst  erwllhnt.  ||  Regierungsseitig 
entschieden  Verwahrung  eingelegt  gegen  die  Möglichkeit  der  Auffassung, 
ie  Interessen  des  fteiches  nicht  genügend  gewahrt  seien.  Insbesondere 
monatelange    zolltechnische  Untersuchungen  über  die  einzelnen  Punkte 
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D^ticw^d  ^^^  ^ertrages  angestellt  und  jedes  Zugestftndniss  nor  auf  Grund  eines  nach- 

Deo.  1881.  gewiesenen  Bedürfnisses  gemacbt.  H  Anlangead  den  Beitrag  des  Beiches,  mflsse 

aach  noch  darauf  anfmerksam  gemacht  werden  ^  dass  auch  bei  firüheren  Aiu- 

dchnnngen  des  Zollvereines  Opfer  gebracht  worden  seien;  so  seien  seiner  Zdt 

Frankfort  a.  M.  und  dem  Steuervereine  Pr^cipua  bewilligt  worden. 

Aus  der  Mitte  der  Kommission  wurde  bestritten,  dass  eine  Analogie  zwi- 
schen  jenen  Vorg&ngen  und  dem  jetzt  beabsichtigen  Zollanschlusse  bestehe. 

W&hrcnd  der  Generaldebatte  war  das  beiliegende  die  staatsrechtliche 
Seite  der  Vereinbarung  vom  25.  Mai  v.  J.  betreffende  Amendement  (Anlage  IQ 
eingebracht  worden,  nach  welchem  dem  §  1  der  Vorlage  7  Paragraphen  yo^ 
ausgeschickt  werden  sollten. 

Beim  Eintritt  in  die  Spezialdiskussion  verlangten  die  Antragsteller,  dass 
das  Amendement  vor  §  1  der  Yorlagé  zur  Berathung  kommen  sollte.  Hie^ 
gegen  erhob  sich  jedoch  Widerspruch,  weil  es  nöthig  erscheine,  sich  zunftcbst 
über  den  Kern  der  Frage^  die  wirthschaftlich  finanzielle  Seite,  schlüssig  n 
machen,  ehe  man  sich  mit  den  zum  Theil  formellen  staatsrechtlichen  Zweifebi 
befasse. 

Die  Kommission  cntschied  sich  für  die  letztere  Auffassung  und  einigte  sidi 
auf  Antrag  eines  Mitgliedcs  ferner  dahin,  dass  die  wirthschaftlich  finanzielk 
Frage  nach  folgenden  Gesichtspunkten  zu  diskutiren  sei: 

1.  Welche  Vortheile  sind  nach  der  praktischen  Gestaltung  des  über- 
seeischen  Export-  und  Importhandels  aus  der  Möglichkeit  umfassender  Waareib 
lager  zu  erwarten?  ||  Inwiefern  hat  insbesonderc  die  bisherige  Zollyerems 
niederlage  den  Bedürfnisscn  nicht  entsprochen,  und  welche  Forderungen  siiu 
aus  der  bishcrigen  Benutzung  derselben  für  die  an  umfassende  Waarenlage 
rungen  in  Hamburg  geknüpften  Erwartungen  zu  ziehen? 

2.  Welche  Veranderungen  würden  durch  die  neuen  Zolleinrichtungen  il 
Vergleich  zu  den  jetzt  bestehenden  Zolleinrichtungen  (Kaiserliches  HauptzoU 
amt)  entstehen  und  zwar  dergestalt,  dass  sie  Vortheile  ||  1.  für  dei 
Export  aus  dem  Inlande  seewSlrts,  H  2.  für  den  Import  über  See  nach  de« 
Inlande  neu  begründen. 

3.  Welche  Vortheile  ergeben  sich  aus  dem  Zollanschlusse  Hamburgs,  ib* 
gesehen  von  1  und  2,  insbesonderc  rücksichtlich  ||  1.  des  hamburgischen  Cwn 
sums,  II  2.desTransitvcrkehrs,  ||  3.  der  Fabriken,  Gewerbe,  des  Detailhandels, iwi 
welche  Rückwirkungen  sind  hiervon  auf  die  angrenzenden  Geblete,  insbesondeit 
Altona,  zu  erwarten? 

4.  Finanzielle  Seite  der  Frage.    (Bremen.) 

Bei  allen  diesen  Punkten  standen  lebhafte  Meinungsverschiedenheitcn  sicl 
gegenüber. 

Zu  Punkt  1  wurde  von  der  einen  Seite  auf  das  grosse  Interesse  fait 
ge  wiesen,  welches  die  deutsche  Industrie  von  jeher  an  der  Beseitigung  odei 
Modifizirung  der  Freihafenstellung  der  Hansestadte  gezeigt  habe.  So  sei  tod 
unmittelbar   nach   dem   Zustandekommen   der  Verfassung   des    norddeutschen 
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Basdes  die  bekannte,  ans  Ghemnitz  datirte  Petition  von  1400  Fabrikanten-^^'- 'J^, 
imen  Deotschlands  ergangen,  and  das  Andr&ngen  der  Industrie  nach  dieser  Deo.  i88l 
Biehtimg  habe  niemals  aafgehört.  Es  könne  nicht  bezweifelt  werden,  dass  die 
Iidistrie  ihr  Interesse  wohl  verstehe.  Und  es  liege  doch  auf  der  Hand,  dass 
ftr  die  dentsche  Indastrie  die  Aufstapelang  von  Waaren  in  Hamburg  schwie- 
liger  sei,  wenn  dieselbe  je  für  die  Yerwendung  im  ZoU-Aus-  oder  Inlande 
Terschiedene  Dispositionen  zu  treffen  oder  der  für  den  See- Export  notorisch 
mgttnstig  gelegenen  und  unzureichenden  Zollvereinsniederlage  sich  zu  bedienen 
geiwimgen  seL  Es  sei  hoher  Werth  darauf  zu  legen,  dass  die  Exporteure 
die  Waaren  bequem  besichtigen  und  deshalb  die  L&ger  deutscher  Fabrikate 
iür  den  Export  in  unmittelbarer  N&he  der  Eomptoire  der  Exporteure  sich 
befinden  können.  Femer  müsse  der  dentsche  Export  dadurch  gewinnen,  dass 
in  Folge  des  ZoUanschlusses  Hamburg  mehr  als  früher  aus  dem  Inlande  kon- 
iudren  und  schon  dadurch  sein  Handel  nothwcndig  mit  der  inlUndischen  In- 
tetrie  in  nahere  Yerbindung  kommen  werde,  w^hrend  jetzt  das  Auge  des 
lEbmborger  Eanfmanns  gewohnheitsmslssig  auf  das  Ausland  sich  richte.  Es 
sei  daher  allerdings  zu  erwarten,  dass  fttr  manche  Artikel  grosse  L&ger  würden 
iBgdegt  werden,  welche  die  Bestimmung  h&tten,  das  Ausland  wie  das  Inland 
n  Tersorgen.  Die  Aussicht  auf  die  intimere  Berührung  Hamburgs  mit  der 
deotschen  Industrie  lasse  auch  die  Hoffnung  berechtigt  erscheinen,  dass  für 
die  nothwendig  aus  dem  Auslande  zu  beziehendcn  Artikel,  insbesondere  die 
der  deotschen  Industrie  erforderlichen  ausl&ndischen  Rohstoffe,  dem  deutschen 
Tdthafen  mehr  als  jetzt  der  Yorzug  vor  anderen  gegeben  werden  und  somit 
W  Hebung  desselben  für  eine  bequemere  und  billigere  Versorgung  des  Vater- 
Mei  gesorgt  werden  würde.  Solche  Hoffnungen  machten  auch  in  Hamburg 
B^lingst  geitend;  denn  bekanntlieh  h&tten  32  Hamburger  Grossh&ndler  an 
te  iif  den  ZoUanschluss  von  Hamburg  gerichteten  Petitionen  sich  betheiligt. 

Diese  Ansführungen  wurden  von  anderer  Seite  für  völlig  unzutreffend 
rtbt  Die  Einrichtung  von  grossen  Waarenl3.gem  durch  die  Indastrie  sei 
<to  deshalb  unmöglich,  weil  die  Muster  schnell  veralten  würden  und  be- 
^tlich  Jedermann  vermeide,  sogenannte  Ladenhüter  zu  kaufen.  Das  grosse 
Ibmeeische  Gresch&ft  werde  durch  Eorrespondenz  oder  reisende  E&ufer  ab- 
H^nachty  und  habe  dieser  Theil  des  Verkehrs  sich  überall  in  die  grossen  Ver- 
It^bttentren,  vor  allen  nach  Paris,  begeben.  Für  Deutschland  habe  Berlin 
^  höchst  bedeutende  Zentralisation  übernommen;  für  L§,ger  in  Hamburg  sei 
KBgenwftrtig  wenig  übrig;  ausserdem  sei  es  nicht  wünschenswerth,  dass  hier 
^  Konkurrenz  Hamburgs  mit  Berlin  geschaffen  werde. 

Eine  Mittelstellung  nahm  bei  diesem  Widerstreite  der  Meinungen  ein 
^eordneter  für  Hamburg  ein.  Derselbe  führte  .aus,  dass  nach  seiner  Mei- 
^'^  in  Folge  des  ZoUanschlusses  ein  regerer  Verkehr  zwischen  der  inl&n- 
^hen  Indastrie  und  den  hamburgischen  Eaufleuten  stattfinden  werde.  Aller- 
^^s  fehle  es  auch  jetzt  in  Hamburg  nicht  an  der  Möglichkeit,  inl&ndische 
^^^^ostrieenengnisse  bequem  zu  beziehen;  denn  es  existiren  in  Hamburg  etwa 
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^'-  '^^-    1000  Verkaufsagenten.     Aber  beim  Zollanschlusse  würden  doch  intimere  Be 

DentsehUuid. 

Dec.  1881.  ziehnngen  hergestcllt  werden ,  so  dass  hoffentlich  die  deutsche  Industrie  dei 
Hamburger  Zwischenhandel  störker  benutzen  werde,  w&hrend  sie  heute  am  liebstei 
direkt  mit  den  Detaillisten  in  Verbindung  trete.  Dass  grössere  Exportlftge 
nach  Hamburg  gelegt  werden  würden^  bczweifle  er  mit  Rücksicht  auf  die  ent 
stehenden  Kosten;  wohl  aber  dürftcn  Vorrathsl&ger  in  einem  gewissen  Urofang 
scbon  zur  Yersorgung  des  Inlandcs  sich  bilden. 

Regierungsseitig  und  zwar  durch  den  hainburgischen  Sekrct&r  Hern 
Roeloffs  wurde  das  Nachstehende  ausgeführt:  ||  Die  Ansichten  über  dii 
Wirkungen  des  Zollanschlusses  auf  den  Export  deutscher  Industrieerzeugniss* 
gingen  in  der  Geschaftswelt  ebenso  auseinander,  wie  die  in  der  Kommissioi 
über  dieseu  Punkt  geausserten  Ansichten.  Viele  inl&ndischen  Industriellei 
behaupteten,  durch  den  Zollanschlnss  der  Stadt  Hamburg  werde  es  ihnen  er 
möglichty  grosse  Exportl&ger  in  Hamburg  zu  etabliren,  auf  denen  der  Exporten 
jederzeit  seinen  Bedarf  einkanfen  könne,  w&hrend  jetzt  die  Geschafte  lediglicl 
nach  Proben  und  Mustem  durch  Agenten  vermittelt  werden  müssten;  di( 
Etablirung  solcher  Lager  werde  den  Export  deutscher  Fabrikate  erheblich 
befördern.  Einige  bedeutende  haroburgiscbe  Exporteure  batten  sich  diesei 
Auffassung  augeschlossen  und  aus  diesem  Gnmdc  sich  schon  vor  l&ngerer 
Zeit  fOr  den  Zollanschlnss  Hamburgs  ausgesprochen.  lm  Allgemeinen  werde 
jedoch  die  Zweckm&ssigkeit  der  Etablirung  solcher  Exportlager  in  den  ham- 
burgischen  kaufm&nnischen  Kreisen  in  Zweifel  gezogen,  w&hrend  nach  einer 
dritten  Meinung;  welche  auch  in  der  Kommission  durch  einen  hamburgischen 
Abgeordneten  vertreten  worden,  zwar  nicht  grosse  Vorrathslager;  aber  doch 
grössere  L&ger  von  Fabrikaten  entstehen  würden,  welche  au  Stelle  des  Eanis 
nach  Proben  und  kleineren  Mustem  den  Eauf  nach  Besicht  im  Stück  ermOg- 
lichen  würden.  Positives  Beweismaterial  lasse  sich  weder  für  die  eine  noch 
für  die  andere  Ansicht  beibringen.  Aber  die  Bildung  einer  Meinung  werde 
vielleicht  durch  Beantwortung  der  aus  der  Mitte  der  Kommission  gesteHten 
Fragen  nach  der  Wirkung  uud  Beuutzung  der  Zollvereinsniederlage  und  nach 
der  künftigen  Zollbehandlung  der  deutschen  und  ausl^ndischen  Industrieerzevg- 
nisse  in  Hamburg  erleichtert.  ||  Die  Zollvereinsniederlage  sei  im  Jahre  1870 
begründet;  sie  umfasse  jetzt  400  Firmen;  die  Menge  der  eingeführten  Waareo 
sei  von  etwa  283  000  Zentnern  im  Jahre  1871  auf  493  000  Zentner  im  Jahre 
1878  gestiegen;  zwei  erhebliche  Erweiterungen  der  Baulichkeiten  der  Nieder- 
lage  seien  nothwendig  geworden,  um  den  vermehrten  Verkehr  aufzonehmeo; 
im  vorigen  Jahre  sei  mit  der  Zollverwaltung  wegen  Verdoppelung  des  Terndns 
für  die  Niederlage  verhandelt,  um  neue  umfangreiche  Erweiterungsbaoten 
darauf  vorzunehmen;  die  Sache  blieb  liegen,  als  die  Lösung  der  Zollanschloss- 
frage  in  den  Yordergrund  trat.  Es  könne  jedoch  nicht  behauptet  werdeoi 
dass  diese  Verkehrszunahuie  ihren  Grund  in  der  Errichtung  von  L&gem  f&r 
den  Export  habe;  dem  Exportgesch&ft  diene  die  Niederlage  vielmehr  nur  in 
geringem  Umfange,  und  zwar  werde  die  Erkl&rung  hierfür  von  den  dortigea 
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Ltgerinbabern  darin  gesehen,  dass  die  Niederlage  weitab  vom  stadtischen  ^^^'^^^^ 
Ttfchftftsycrkehr  an  der  Verbindungsbahn  belegen  sei.  ||  Diese  Lage  habe  s.  Z.  dm.  issi. 
[ew&hlt  werden  mfissen,  weil  eine  Niederlage  inmitten  der  Stadt  aus  Gründen 
ier  Zollsicherheit  fflr  unzal&ssig  gehalten  worden  sei  nnd  weil  der  n&chste 
Sweek  des  EtablissementS;  die  Erhaltung  des  Geschafts  in  deutschen  Fabrikaten 
ich  den  nmliegeilden,  Provinzen  eine  bequeme  Bahnverbindang  nach  allen 
ieiten  erfordert  habe.  Grosse  Vorrathl&ger  fttr  Export  hfttten  w&hrend  einiger 
Uure  in  den  Niederlagen  bestanden,  als  die  els&sser  Textilindnstrie  nach  der 
rereinigong  mit  Deutschland  von  grosser  Bedentung  für  den  deatschen  Export 
leworden  sei;  diese  Lager  sollen  zu  der  raschen  Einfühmng  der  els§.sser 
*^ibrikate  in  den  hambnrgischen  Exporthandel  erheblich  beigetragen  haben. 
h  geien  jedoch  nach  einigen  Jahren  gleich  anderen  grossen  Yorrathlagem 
n  der  Niederlage  eingegangen  oder  doch  erheblich  eingeschr&nkt  worden,  weil 
Be  Exportenre  nicht  zum  Besach  der  entfemten  L&gcr  zu  bewegen  gewesen 
iden;  die  Inhaber  der  L&ger  h&tten  sich  alsdann  darauf  beschr&nkt,  für  den 
Export  grössere  Mnsterl&ger  in  ihren  Gesch&ftslokalit&ten  in  der  Mitte  der 
3tidt  ZQ  halten,  welche  jedoch  von  dem  Absatz  nach  dem  umliegenden  Zoll- 
gebiet  ansgeschlossen  seien  nnd  deshalb  einen  erheblichen  Umfang  nicht  an- 
lehmen  können.  Die  Haltang  doppelter  L&ger  in  der  Freihafenstadt  and  in 
Ier  Niederlage  oder  dem  anliegenden  Zollgebiet  erschwere  and  verthenere 
iber  selbstverst&ndlich  den  GeschSlftsbetrieb.  ||  Die  künftige  ZoUbehandlang 
Ier  aoBl&ndischen  and  inl&ndischen  Mannfaktar-  and  Earzwaaren  anlangend, 
o  ld  eine  fQr  die  vorliegende  Frage  sehr  erhebliche  Ab&ndcrang  beim  Zoll- 
Bfi^nss  ZQ  erwarten.  Die  hambargische  Handclskammer  liabe  in  den  be- 
tUHgten  Geschaftskreisen  eine  Enqaete  darttber  veranstaltet,  wieviel  Raam 
fftr  iiese  Gesch&fte  im  Freihafengebict  erforderlich  sein  werde.  Die  ganz 
Aertiegende  Mehrzahl  der  Befragten  habe  sich  dahin  geSlussert,  dass  sie  zur 
rennddang  getrennter  L&ger,  für  aasl&ndische  Waaren  im  Freigebiet  and 
hr  deatsche  Waaren  im  Zollgebiet,  dringend  wünschen,  das  Kontirungssystem 
unnwenden,  nach  welchem  die  Lagerung  fremder  Waaren  ohne  ZoUaafsicht 
B  denselben  R&amen  mit  inl&ndischen  Waaren  anter  Erfüllung  gewisser  ZoU- 
brmalit&ten  möglich  ist.  Die  Betheiligten  haben  sich  überzeagt,  dass  sie  mit 
liesem  System,  wie  es  in  Lübeck  seit  1868  praktisch  gehandhabt  wird,  gat 
^belten  können,  zumal  wenn  in  Bezag  aaf  die  Details  der  ZoUabfertigang 
b&en  einige  zal&ssige  Erleichterangen  gew&hrt  werden.  Immerhin  aber  werde 
)ierbei  für  die  ausl&ndischen  Waarin  eine  gewisse  Benachtheiligang  durch 
b  Zollkontrole  beim  Eingang  and  beim  Aasgang,  die  Lagerrevision  etc. 
nitstehen,  and  der  Kanfmann  werde  bei  gleichen  Verh&ltnissen  in  Bezag  aaf 
Preis  'and  Qaalit&t  wünschen  mussen,  zar  Yereinfachang  der  Eontrole  nach 
md  nach  ausl&ndische  Fabrikate  darch  inlftndische  zu  ersetzen.  [|  Zar  Bildung 
Srösserer  Lftger  von  deatschen  Waaren  werde  auch  der  Umstand  mitwirken, 
^  Hamburg  nach  dem  Anschluss  wieder  mehr  als  bisher  die  Yersorgung 
umliegenden  Provinzen  zu   übemehmen   haben   werde,  vielleicht  in   der 
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'  Nr.  7642.  'Weisc,  dass  sich  grössere  Kommissiousiager  fttr  die  Versorguug  der  Detaillistei 
Dec  1881.  etabliren.  Solche  Eommissionsl&ger  würden  dann  ebenfalls  an  der  Yermittelnn^ 
des  Exports  mehr  Theil  nehmeu  können,  als  es  heute  von  der  Niederlage  aa: 
möglich  sei.  ||  Das  werde  allerdings  zuzogeben  sein^  dass  von  solchen  Waaren 
bei  denen  es  auf  Wirkung  einzelner  Farben  oder  Moster  ankommt,  von  sog 
Modewaaren  etc.;  nicht  grosse  Vorrathl&ger  errichtet  werden  dürften,  weil  dei 
Bedarf  zn  rasch  wechselt.  Ausgeschlossen  sei  er  aber  immerbin  niclit;  dasi 
von  den  Massenerzeugnissen  der  Textilindnstrie;  weissen  und  granen  Baom 
wollen-  und  Leinenwaaren,  gewöhnlichen  Wollenwaaren  u.  dgl.,  femer  voi 
Steinzeug  und  Glas  waaren  ^  von  gewissen  groben  Eisen  waaren  etc.  Yorrath 
l&ger  für  Export  entstehen  können^  welche  in  der  Lage  sind,  selbst  gros» 
Auftr&ge  zur  AuffüUung  eines  Schiffes '  rasch  zu  effektuiren.  In  Hambur{ 
habe  man  zu  der  Frage  die  Stellung  eingenommen,  dass  es  den  inl&ndischei 
Tndnstriellen  überlassen  werden  müsse,  zu  beurtheilen,  ob  solche  L&ger  föi 
sie  zweckm&ssiger  und  vortheilhafter  seien,  als  die  jetzige  Art  der  Gesch&fts- 
führung;  allgemein  werde  die  Frage  wohl  überhaupt  nicht  entschieden  werden 
können,  und  eine  Prüfung  für  die  einzelnen  Industriezweige  sei  nur  nach 
genauester  Eenntniss  der  betreffenden  Gesch&ftsverh&ltnisse  möglich.  ||  Die 
wesentlichsten  Yortheile  für  Industrie  und  Exporthandel  dürften  aber  darin 
zu  erblicken  sein^  dass  die  Beseitigung  der  bestehenden  Zollschranken  die 
beiderseitigen  Interessen  einander  nd.her  bringe.  Schou  die  Vorbereitungen 
zur  Lösung  der  Anschlussfrage  hd^tten  in  dieser  Beziehung  vortheilhaft  gewirkt 
Auf  Einladung  der  Handelskammer  h&tten  maassgebende  rheinische  und  sdd- 
deutsche  Industrielle  im  Januar  d.  J.  eingehende  Eenntniss  genommen  vod 
dem  hamburgischen  Handel  und  Verkehr,  um  sich  ein  Urtheil  zu  bilden  über 
die  Anschlussfrage  und  über  die  Folgen  des  Anschlusses  für  den  deutschen 
Export  In  einem  im  M&rz  von  ihnen  erstatteten  Bericht  h&tten  sie  der 
Ueberraschung  Ausdruck  gegeben  über  den  Umfang  und  die  Bedeutung  des 
hamburgischen  Handels  und  Yerkehrs  und  die  Aufrechthaltung  des  beschr&nkten 
Freihafens  im  nationalen  Interesse  für  nothwendig  erkld,rt;  sie  h&tten  aber 
zugleich  den  Anschluss  der  Wohnstadt  im  Interesse  der  deutschen  Industrie 
gefordert;  um  eine  innigere  Berührnng  der  Industrie  mit  dem  Exporthandel 
zu  ermöglichen.  Im  September  h&tten  sodann  14  Mitglieder  der  Handels- 
kammer diesenBesuch  durch  Besichtigung  der  St&tten  der  rheinischen  Industrie 
erwidert  Sie  h&tten  bei  ihrer  Rückkehr  erklftrt,  in  hohem  Grade  überrascht 
zu  sein  von  der  Leistungsf&higkeit  dieser  Industrie^  wie  von  der  Einsicht  und 
dem  kaufmannischen  Urtheil  der  Leiter  ilerselben;  auf  beiden  Seiten  sei  der 
Wunsch  nach  Annaherung  ein  lebhafter  geworden  und  seien  Einleitungen  ge- 
troffeU;  zum  gemeinsamen  Yortheil  die  entstandenen  Beziehnngen  zu  befestigen 
und  zu  erweitern.  Bisher  sei  man  gewohnt  gewesen,  die  Interessen  der 
inl&ndischen  Industrie  und  des  hamburgischen  Exporthandels  gewissermaassen 
als  entgegengesetzte  anzusehen;man  habe  konkurrirt,  stattsich  zu  nnterstfltzen; 
wenn  eine  Ordre  auf  eine  bestimmte  Waare  für  einen  bestimmten  transatUn- 
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tiselien  Platz  gegeben  worden,  bo  sei  der  Exporteur  der  Gefahr  ansgesetzt  ^^'  "•^^ 
gewesen,  dass  der  Fabrikant  für  eigene  Rechnnng  dieselbe  Waare  hinaussende  Dee.  issi. 
and  dadnrch  den  Markt  flberfflhre.  ||  Das  Verh&ltniss  zwischen  dem  Export- 
kudel  nnd  der  Industrie  sei  keineswegs,  wie  von  einer  Seite  angeführt  worden, 
90  gnt  wie  man  es  nur  wünschen  könne;  es  sei  vielmehr  noch  in  hohem 
Gnde  yerbessemngsbedflrftig;  und  sei  zu  dem  Zweck  die  Wegr&umung  trennen- 
der  Schranken  gewiss  wHnschenswerth.  ||  Man  sei  sich  in  Folge  der  historischen 
Entwicklung  der  Yerh&ltnisse  fremd  geblieben.  Der  deutsche  Welthandel  sei 
ent  etwa  50  oder  60  Jahre  alt;  bis  in  das  zweite  Dezenninm  dieses  Jahr- 
hmderts  war  der  transatlantische  Handel  von  den  Eolonialm&chten  England, 
HoQand  und  Spanien  monopolisirt.  Erst  mit  der  Befreiung  der  südamerika- 
aischen  Koloniën  wurde  ein  weites  Handelsgebiet  erschlossen,  auf  welchem 
die  Hansest&dte  Dentschland  einen  Antheil  am  Welthandel  zu  erobem  ver- 
Boehten.  Die  Handelsartikel  mussten  aber  selbstverst&ndlich  aus  denjenigen 
Ffthrikationsst&tten  genommen  werden,  welche  die  transatlantischen  M&rkte 
sat  lange  beherrschten;  Dentschland  batte,  abgesehen  von  der  Leinen-Hand- 
weberei,  noch  keine  exportf&hige  Industrie.  So  entstanden  Beziehungen  aller 
Art  iwischen  Hamburg  und  den  englischen  Fabrikpl&tzen,  persönliche  und 
faiDzielle,  hamburgische  Eapitalien  wurden  in  grossem  Umfange  im  englischen 
Komminionshandel  und  in  der  englischen  Fabrikation  placirt,  Beziehungen, 
teléhe  zum  Theil  noch  heute  von  Einfluss  auf  die  Exportverh&ltnisse  sind. 
Der  ial&ndischen  Industrie  fehlte  w&hrend  ihrer  Entwicklung  der  Rath  des 
avs  per^önlicher  Erfahrung  mit  den  Bedürfnissen  der  transatlantischen  Pl&tze 
fertnuten  Exporteurs;  der  Exporteur,  beschwerte  sich  über  mangelhafte  Aus- 
Minmg  seiner  Auftr&ge  durch  die  deutschen  Fabrikanten;  umgekehrt  führte 
far  inlftndische  Fabrikant  Elage  über  unbillige  Forderungen  des  Exporteurs, 
b  Folge  dieser  Entfremdung  seien  manche  Yerh&ltnisse  entstanden,  welche 
lis  gesunde  und  wünschenswerthe  nicht  angesehen  werden  können.  Beispiels- 
weise  kauft  der  hamburgische  Exporteur  Eisenwaaren,  namentlich  feinere, 
ia  Rochester  und  Sheffield,  welche  in  Solingen  mit  dem  englischen  Fabrikations- 
leidien  angefertigt  sind;  fthuliche  Yerh&ltnisse  sollen  bei  einigen  Manufaktur- 
wtaren  besteben.  '|  Es  bedflrfe  einer  krSlftigen  anregung  von  Aussen,  um  aus 
diesen  Yerhftltnissen  in  neue  Bahnen  überzulciten  und  bei  Fabrikanten  und 
ItZporteuren  die  Ueberzengung  zu  befestigen,  dass  es  ihre  Aufgabe  sein  muss, 
^  zum  Wohle  des  Ganzen  und  zum  gemeinsamen  Yorthcil  zu  unterstützen, 
^  sich  im  ausw&rtigen  Markt  zu  bek&mpfen.  Die  nationale  Einigung  habe 
b  dieser  Beziehung  bereits  Yieles  gebessert;  die  Beseitigung  der  Zollschranken 
verde  die  Ann&herung  wesentlich  fördem. 

Zu  Punkt  2.  Die  hier  gestellte  Frage  wurde  zunachst  von  der  Kom- 
i^on  dahin  deklarirt,  dass  es  sich  darum  handie,  die  Aenderungen  festzu- 
^en,  welche  gegenfiber  dem  jetzigen  gesetzlichen  oder  regulativmassigen 
Zostande  eintreten  sollen  und  zwar  zugleich  mit  Rücksicht  darauf,  ob  es  sich 
^m  gesetzliche  Aenderungen  handeln  werde. 
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Mr.  7642.  EtS   wufden   hierauf  in   der   Eommission   die    einzelnen   Ërleichterongeo 

^■*^"*'*^konstatirt  und  besprochen,  welche  gegenüber  den  bestehenden  Yorschnft^ 
dnrch  die  Vereinbarnng  nnd  das  NebenprotokoU  vom  25.  Mai  v.  J.  fftr 
Hamburg  im  Zollabfertigungsverfahren  in  Anssicht  gestellt  worden  sden. 
Eine  Anfz^hlnng  dieser  Punkte  erscheint  hier  mit  Rücksicht  anf  den  Malt 
der  Yorlage  nicht  erforderlich.  Die  Erleichternngen  warden  als  recht  weit- 
gehende  and  am  so  werthvoUere  bezeichnet^  als  aaf  dieselben  nacb  den 
regierungsseitigen  ErklSlrungen  aach  von  den  übrigen  deutschen  Seehiifen  ond 
binnenl&ndischen  Handelspl&tzen  gerechnet  werden  dttrfe. 

Anf  die  Frage,  inwieweit  aaf  die  von  den  Yertretem  Hambargs  sub  2  des 
Nebenprotokolles  verlantbarten  Wünsche  seitens  des  Bandesrathes  etwa  bereits 
eingegangen  sei  und  wie  die  bestehende  Gesetzgebang  dazn  sich  stelle^  erkl&rte 
Namens  der  Reichsregierung  der  kaiserliche  Regierangsrath  Herr  NeamaDO 
Nachstehendes:  ||  Für  jeden  grosseren  Seehafen  best&nden  Regalative  ontei 
Berücksichtigang  der  besonderen  localen  Verh&ltnisse.  Anlangend  die  Hambors 
betreffs  der  Zollabfertigong  gemachten  Zusagen  sei  za  bemerken,  dass  die  üi 
der  Vereinbarnng  vom  25.  Mai  anter  Ziffer  4  Nr.  5  enthaltenen  Abreden,  se 
werthvoll  dieselben  aach  fOr  Hambnrg  seien,  doch  nar  allgemeine  GnmdB&tie 
feststellen.  Hierzn  seien  in  das  NebenprotokoU  von  demselben  Tage  eioigc 
spezielle  Wttnsche  Hambargs  and  die  darauf  bezüglichen  Erkl&rnngen  dei 
BevollmSlchtigten  des  Herrn  Reichskanzlers  aafgenommen  worden.  ||  Weder  ia 
Bandesrathe  noch  bei  der  Reichsregierung  seien  bisher  n&here  Erw&gungen  ii 
der  Richtung  angestellt  worden ,  inwieweit  diese  Abreden  eine  Aenderang  be- 
stehender  gesetzlicher  oder  Yerwaltungsvorschriften  bedingen.  Er  sei  somi 
nicht  in  der  Lage,  Namens  des  Bundesrathes  oder  der  Reichsregierang  dea 
obigen  Wunsche  zu  entsprechen.  Indessen  könne  er  aas  seiner  persönlichei 
Eenntniss  dieser  Yorschriften  und  des  Abfertignngsverfahrens  za  den  in 
NebenprotokoU  aufgeführten  Pnnkten  Folgendes  bemerken: 

1.  Zn  Ziffer  2  c.  Das  den  Begleitangs-  and  Bewachungsdienst  versehendi 
Personal  werde  schon  gegenw&rtig  bei  starkem  Yerkehrsandrange  vielfach  darel 
vorübergehend  angenommene  Hülfskrilfte  versterkt,  wie  aach  schon  gegenwftrti{ 
in  einzelnen  F&Uen,  so  namentlich  bei  den  Abfertigungen  in  Prival^transitlftgen 
von  Holz  die  Gewichtsermittelang  dnrch,  aaf  die  Wahrnehmnng  des  Zollinter 
esses  beeidigte  Privatpersonen  zngelassen  sei.  Wo  ein  Bedürfniss  biern 
YorliegC;  dürfe  aach  schon  gegenw&rtig  die  Yomahme  der  Zollabfertigang  aol 
den  Lagerraumen  der  Kaufleute  gestattet  werden.  ||  Ob  and  inwieweit  eine 
Befugniss  der  Hamburger  Zollverwaltung;  den  Transport  der  Waaren  aas  den 
Freihafenbezirk  nach  den  Bahnhöfen  und  nach  den  Lagerrftumen  im  Zollgebiete 
zur  weiteren  ZoUbehandlung  iu  Yerschlussfahrzeugen  ohne  besondere  DeklaratioD 
und  Revision  cventuell  unter  Personalbegleitung  vomehmen  za  lassen,  eine 
Aenderang  der  bestehenden  Yorschriften  bedinge,  könne  er  zur  Zeit  vaA 
ohne  n&here  Erw&gung  d^r  in  Betracht  kommenden  Yerh&ltnisse  nicht  flb6^ 
sehen. 
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2.  Zn  Ziffer  2d.  Die  fünfjfthrige  Lagerfrist  sei  für  Kontenl&ger  über- ^^^J^J^^^ 
aopt  Dicht,  für  Privattransitl&ger  ohne  amtlichen  Mitverscbloss  aber  nar  als  Dec  i8Si. 
iegel  dorcb  das  Vereinszollgesetz  vorgeschrieben;  Ausnahmen  hiervon  seien 
ilion  gegenw&rtig  zul&ssig.  ||  Die  Abhaltnng  zweier  Lagerrevisionen  j&hrlich 
irohe  aaf  YerwaltungsYorschrifteD;  and  sei  der  Wegfall  der  zweiten  Lager- 
rifiion  schon  gegenw&rtig  für  Privattransitl&ger  von  Getreide  and  Holz  za- 
ssig.  II  Nach  §  14  des  Regalativs  fUr  PrivatUlger  sei  es  schon  gegenw&rtig 
isnahmsweise  zal&ssig,  in  Privattransitl&gern  ohne  amtlichen  Mitverscbloss 
m  der  Festhaltong  der  Identit&t  der  KoUi  abzosehen.  |{  Ebenso  sei  schon 
^enw&rtig  in  einzelnen  F&llen  der  Yeredelongsverkehr  mit  kontirten  Waaren 
igBlassen. 

Zo  Pankt  3  Nr.  1.  Von  einem  Theile  der  Eommission  worde  die  An- 
£ht  geitend  gemacht,  dass  der  Zollanschloss  nicht  die  Folge  haben  könne, 
em  Inlande  dorch  den  hamborgischen  Eonsom  erhebliche  Yortheile  zozoführen. 
chon  gegenw&rtig  würden  70  Prozent  des  Hamborger  Eonsoms  dorch  das 
oland  gedeckt;  berücksichtige  man  den  von  dem  Reste  dem  Aoslande  noth- 
fendig  yerbleibenden  Theil;  so  könne  man  nor  onbedeotende  Yortheile  zoge- 
tehen.  Aoch  werde  dorch  den  Eintritt  in  das  Zollgebiet  Hamborgs  Konsom- 
Kmskraft  vermindert  werden;  von  dem  Gesammteinkommen  Hamborgs  betrage 
Ier  Kopftheil  672  M.  82  Pf.  |i  Diesen  Aosführongen  worde  von  anderen 
lütgliedem  der  Kommission  ond  regierongsseitig  entgegengestellt,  dass  nicht 
n  bezweifeln  sei;  dass  inl&ndische  Artikel  in  höherem  Maasse  als  bisher  zom 
Imam  gelangen  würden.  Der  Zotritt  einer  im  Dorchschnitt  sehr  wohl- 
biboiden  Bevölkerong  von  fast  500000  Seelen  zom  Zollgebiete  müsse  nach 
iuier  Richtong  nothwendig  eine  erhebliche  Wirkong  &ossern.  ||  Aoch  worde 
^  den  Eintritt  des  Steoervereins  in  den  Zolltarif  exemplifizirt  ond  daraof 
^wiesen ;  dass  dorch  denselben  der  Konsom  zollinl&ndischer  Fabrikate 
^blich  zogenommen  habe. 

Zu  Ponkt  3  Nr.  2.  Bezüglich  des  Transitverkehrs  worde  zon&chst 
i^Hens  des  hamborgischen  Sekret&rs  Herrn   Roeloffs  nachstehende  Darstellong 


Der  Güterverkehr  mit  den  Eisenbahnen  müsse,  soweit  er  zom  Wieder- 
^gang  in  das  Zollgebiet  bestimmt  ist,  w&hrend  des  Aofenthalts  aof  den  im 
^reibafengebiet  belegenen  Bahnhöfen  onaosgesetzt  onter  Zollkontrole  gehalten 
*»den,  om  die  inlftndische  Abstammong  der  Waaren  bei  der  Wiedereinfohr 
l^oostatiren  zo  können.  Erschwert  werde  diese  Zollkontrole  dadorch,  dass 
<fcr  Eisenbahnverkehr  von  Hamborg  sich  aof  4  entfernt  von  einander  belegene 
^^bihöfe  vertheile^  zwischen  denen  die  Uebergabe  von  Transitwagen  zor 
Veiterbeförderung  zo  gewissen  Tageszeiten  erfolgt.  Die  zom  Transit  dorch 
^  Freihafengebiet  bestimmten  Eisenbahnwagen  seien  entweder  an  der  in- 
^^^i^hen  Abgangsstation  oder  an  der  letzten  Station  im  Zollgebiet  vor 
Hamburg  zor  Dorchführong  dorch  das  Freihafengebiet  anzomelden.  Werde 
<iie  rechtzeitige  Anmeldong  vers&omt  ond  kommen  die  Wagen  aof  den  Bahn- 
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Mr.  7642.  höfeo  in  Hamburg  obne  Zollkontrole  an,  so  entsteben  für  die  Babn  wie  f 
Boe.  1881.  ^®°  Spediteur  oder  den  Waarenempf&nger  erbebliche  Weitenmgen.  I 
Waaren  werden  alsdann  bei  der  Wiedereinfahr  in  das  Zollgebiet  als  ac 
l&ndische  angeseben;  es  werde  die  Deponimng  des  Zolles  für  dieselben  g 
fordert^  and  in  einem  vorl&afigen  Ermittelangsverfahren  babe  die  Babn  od 
der  Speditenr  nacbzaweisen,  dass  die  Waaren  aas  dem  Inlande  stammen  ni 
dass  die  Anmeldong  derselben  znr  Zollkontrole  w&brend  des  Transits  nor  a 
Yersehen  anterblieben  sei.  Dieser  Fall  sei  ein  so  gewObnlicber  gewordc 
dass  sicb  eine  eigene  tecbnische  Bezeicbnang  ^^verlanfenes  Gat''  dafOr  gebild 
babe  and  dass  bei  der  Zollverwaltang;  bei  deii  Eisenbabnen  and  bei  di 
Gescb&ftstreibenden  nacb  and  nacb  eine  feste  Praxis  in  Bezag  aaf  Behandlm 
solcber  verlaafenen  Güter  entstanden  sei.  Die  Festbaltang  der  inl&ndi8ch( 
Abstammang  erfolge  bei  ordnangsm&ssiger  Anmeldong  für  ganze  Wagenladong( 
in  gescblossenen  Wagen  dnrcb  Zollverscblass;  bei  dem  Transit  einzelner  Eo' 
sowie  bei  Wagenladnngen  aaf  offenen  Wagen  trete  Abfertignng  aaf  Deklaration 
schein  mit  Revision  der  EoUi  oder  Personalbegleitang  ein.  Unmittelbft 
Ueberftthrang  der  Wagen  and  Waaren  von  einem  Babnbof  aaf  einen  andei 
finde  nicbt  statt 

Der  mit  den  Eisenbabnen  transitirende  Personenverkebr  anterliege  in  slh 
Richtangen  der  Zollcontrole  beim  Wiedereingang  in  das  Zollgebiet  Dnrcl 
gebende  Personenwagen,  in  denen  die  Passagierc  von  einem  Bahnbofe  sa 
andem  befördert  würden,  besteben  nicbt.  Für  den  Transit  aaf  der  Hambnri 
Altonaer  Verbindangsbabn  nacb  dem  Norden  and  amgekebrt  bestebe  die  B( 
fördernng  von  Passagiergep&ck  nnter  ZollverscblasS;  eine  Einricbtang^  yon  d( 
übrigens  kein  amfangreicber  Gebrancb  gemacbt  werde,  weil  die  Reiseodc 
mit  den  dabei  zn  erfüllenden  Zollformalit&ten  nicbt  bekannt  seien.  lm  Uebrigc 
müsse  der  das  Freibafengebiet  transitirende  Personenverkebr  der  spezieUc 
Zollrevision  anterzogen  werden,  gleicb  jedem  aas  dem  Aaslande  kommende 
Passagier-  and  Gep&ckverkebr. 

Nacb  der  vorliegenden  Vereinbarang  über  den  Zollanscblass  Hambori 
werde  dieser  gesammte  Güter-  and  Personenverkebr  von  jeder  Zollcontrol 
befreit;  weil  s&mmtlicbe  Eisenbabnböfe  innerbalb  der  Zollgrenze  belegen  sei 
werden. 

Ein  Transitverkebr  von  der  Oberelbe  nacb  der  Unterelbe  and  amgekehi 
darch  das  Freibafengebiet  finde  in  erheblicben  Umfange  zur  Zeit  nicbt  stat! 
Der  Elbverkebr  in  beiden  Ricbtangen  endige  grösstentbeils  in  Hambnrg  iib< 
Altona.  Güter,  welche  von  der  Oberelbe  nacb  der  Unterelbe  bestimmt  sden 
z.  B.  Robrzacker,  werden  am  Entenw&rder  nnter  Zollaafsicbt  aas  den  ober 
elbiscben  K&bnen  in  die  unterelbischen  Fabrzenge  amgeladen.  Diese  Umladimé 
würde  sp&ter  obne  Zollaafsicbt  im  Zollgebiete  gescbeben  können. 

Der  lokale  Fracht-  und  Marktverkehr  von  der  Unterelbe  werde  jeW 
bei  der  Rückkebr  der  Fabrzenge  an  ihre  Abfabrtstelle  zollamtlicb  kontrolirt 
und   sei   desbalb  auf  bestimmte  Anlegestellen  bescbrd.nkt,   welche  nnter  Zoil- 
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ole  steheD.    Nach  dem  Zollanschluss  der  Unterelbe  werde  bis  zum  An-    »r.  7M2. 
;se  Hamburgs   die  Kontrole   der   von  Hambarg-Altona   zurückkehrenden  ^^JI^jJ^* 
enge    and  Personen   bei   der  Zollgrenze  in  Neumühlen   gescheben.    Die 
amborg  mit  Dampf^hiffen  nacb  den  Pl&tzen  an  der  Unterelbe  fahrenden 
len,   ca.  350000  j&hrlich,   nnterliegen  der  Zollkontxole  theils  beim  Be- 
if  theils   beim   Verlassen   der.  Dampfböte.    Die   gleichen   ZoUkontrolen 

für  den  lokalen  Fracht-  and  Marktverkehr  and  den  Personenverkehr 
der  Oberelbe  Anwendang.  Bei  Aasführnng  der  vorgelegten  Projekte 
en  Zollanschluss  Hamburgs  werde  auch  dieser  gesammte  Yerkehr  auf 
nterelbe  und  der  Oberelbe  von  ZoUkontrolen  befreit 
)ie  von  der  Oberelbe  nach  Hamburg  kommenden  Kahnladungen  Getreide, 
Zucker  etc.  können  nicht  mehr  nach  dem  Zollgebiete  verkauft  werden^ 
i  sie  die  Zollgrenze  beim  Entenw&rder  überschritten  haben.  Der  Eigen* 
r  müsse  deshalb;  um  sich  die  Möglichkeit  dieses  Verkaufs  offenza- 
,  die  Kë,hne  oberhalb  der  Zollgrenze  auf  der  Elbe  in  weiter  Entfemong 
Ier  Stadt  liegen  lassen.  Yon  den  Schifffahrtsinteressenten  werde  Uber 
iraus  entstehenden  Gefahren,  von  den  Kaufleuten  über  die  Beschwerden 
in  Gesch&ftsverkehr  Klage  geführt  Nach  dem  Zollanschluss  werden  die 
)  in  den  Zollh&fen  in  unmittèlbarer  N&he  der  Stadt  liegen  können ,  bis 
heidung  Uber  Bestimmung  der  Ladung  getroffen  ist 
3err  Regierungsrath  Neumann  fügte  hinzu,  dass  fOr  das  Etatsjahr  1878/79 
en  Landverkehr  in  Hamburg  und  Altona  40000  Deklarationsscheine 
3tellt  worden  seien. 

[)ie  Kommission  erkanute  hierauf  an^  dass  bezüglich  des  Transitverkehrs 
ings  erhebliche  Erleichterungen  sich  ergeben  würden.  Dagegen  machte 
ommissionsmitglied  auf  die  seines  Erachtens  für  den  Yerkehr  von  Altona 
ergebende  Gefahr  in  nacbstehender  Ausfdhrung  aufmerksam:  ||  Altona^ 
*  als  Freihandelsplatz  in  ganz  gleicher  Stellung  mit  Hamburg  ^  werde 
I  Yorzugs  beraubt,  w&hrend  Hamburg  sein  Freihafengebiet  erhalte^ 
es  nach  dem  Projekt  in  unmittelbarstem  r&umlichen  Anschluss  neben 
D  Zollgebiete  liege.  Dass  unter  diesen  Bedingungen  Altona  die  wenigen 
leile;  welche  es  bisher  vermöge  seiner  Lage,etwas  weiter  unterhalb  an  der 

auszunützen   vermochte,   verlieren   würde,   liege   auf  der   Hand.  ||  Yor 

aber  sei  das,  im  hamburgischen  Interesse  sehr  geschickt  aufgestellte 
Iprojekt  geeignet,  die  Interessen  Altona's  zu  verletzen  und  einen  Theil 
bisher  Altona  zufallenden  Yerkehrs  Hamburg  zuzuwenden.  ||  Alle  Güter^ 
n  Zollgebiete  von  der  Oberelbe  oder  der  Unterelbe  nach  Hamburg  und 
a  gehen  sollen,  mussen  den  neu  herzustellenden  Kanal  passiren.  Es  sei 
Ier  mitgetheilten  Statistik  feststehend,  dass  der  Raum  auf  diesem  Kanal 
shr  durch  den  speziell  für  Hamburg  bestimmten  Yerkehr  in  Anspruch 
nmen  sei,  dass  ein  Transitverkehr  so  gut  wie  ausgeschlossen  sein  werde. 

in.  gebrochener  Landung  für  das  Zollgebiet  theils  Hamburgs,  theils 
la's  bestimmt   sein   werde,   bleibe  sicher  ganz  in  Hamburg,   dem  Haupt- 
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Nr.  7642.  piatzc:  der  Schiffer  werde  nicht  erst  theilweise  in  Hamburg  löschen  und  dan: 
Dm.  188L  die  beschwerlichc  Eanalfahrt  nach  Altona  machen.  Durch  Schuten  löschei 
zu  lassen  und  in  diesen  nach  Altona  die  Gttter  zn  befördern^  sei,  wegen  de: 
gegenwftrtigen  ungflnstigen  Stromverh&ltnisse  der  Elbe  fOr  den  Schutenverkehi 
bei  Altona,  unzulftssig.  ||  Dies  also  würde  der  Erfolg  der  künstlichen  Zust&nd( 
sein,  die  man  schaffen  wolle  und  für  welche  man  den  besten  und  beüahrenstei 
Theil  der  Elbe  der  freien  Schifffahrt  rerschliesse  und  dieselbe  auf  ein  enge$ 
beschwerliches  Fahrwasser  im  Eanal  hindr&nge.  ||  Altona  entgehe  der  bisherige 
Verkehr,  der  dem  Freihafengebiète  sich  zuwendet;  es  entgehe  ihm  auch  eis 
Theil  seines  Transitverkehrs,  der  dem  m&chtigen  und  in  allen  Kommunikationeii 
zu  Wasser  und  zn  Lande  gunstiger  gestellten  Hamburg  zufalle.  ||  Wenn  bei 
den  frUheren  Erörterungen  über  den  Zollanschluss  gesagt  worden  sei;  Altona 
dOrfe  nicht  darunter  leiden ,  dass  Hamburg  nicht  in  den  Zollanschluss  tretei 
wolle;  wenn  Hamburg  nicht  die  Yortheile  des  Anschlusses  haben  moge,  se 
soUe  Altona  allein  eintreten  —  dann  sei  man  also  der  Meinung  gewesen 
Altona  solle  dem  widerstrebenden  Hamburg  gegenüber  begunstigt  werden 
Dass  dieser  in  Aussicht  genommene  Anschluss  Altona's  in  Hamburg  keinei 
Eindruck  gemacht  habe,  sei  bekannt.  Jetzt  aber  stelle  sich  genau  d» 
Gegentheil  der  vermeintlichen  Begflnstigung  durch  den  Zollanschluss  fQr  Altons 
heraus.  Altona  :v?erde  bei  weitem  am  meisten  gesch^digt,  und  es  werde  di( 
Anfigabe  der  preussischen  Regierung  sein,  den  der  preussischen  Stadt  Altont 
drobenden  Ruin  durch  die  ausgiebigsten  Mittel  abzuwenden.  Diese  könnei 
nur  (abgesehen  von  den,  allen  Seepl&tzen  in  gleicher  Weise  wie  Hamboff 
zngesicherten  Erleichterungen  der  Zollabfertigung)  darin  bestehen,  dass  be 
Altona  an  der  Elbe  bedeutende  Verbesserungen  für  den  Schil^hrtsverkehi 
gemacht  und  dass  Eisenbahnverbindungen  von  der  Elbe  bei  Altona  direkt  ii 
das  Zollinland  hergestellt  wflrden.  |  Nur  durch  solche  Maassregeln  werd( 
einigermassen  Altona's  Yerkehr  und  der  des  damit  zusammenhftngenden  Hinter 
landes  in  dem  bisherigen  Umfange  aufrechtzuerhalten  sein.  ||  Die  Nachtheile 
welche  das  Hinterland,  z.  B.  Schleswig-Holstein,  ohne  solche  Maassregeln  ze 
besorgen  babe,  seien  darin  zu  finden,  dass  theils  der  fflr  den  inl&ndiscbei 
Konsom  bestimmte  direkte  Bezug  aus  dem  Freihafengebiet  Altona*s  für  eiD< 
Menge  von  Pl&tzen  fortfalle,  theils  und  besonders  darin,  dass  der  lebhafU 
Transitverkehr  von  Altona  via  Kiel  nach  dem  Norden,  der  eine  blflhendi 
Rbederei  geschaffen  habe,  in  hohem  Maasse  gefthrdet  werden  würde.  Diesei 
Yerkehr,  welcher  allein  an  Gütem  des  Spezialtarifs  ebenso  viel  betrage,  ^ 
der  höchste  Betrag  der  Güter  in  der  Zollvereinsniederlage,  werde  anden 
Wege  einscblagen;  ent  weder  aus  dem  künltigen  hamburger  Freihafengebiet< 
mit  Uülfe  der  viel  gunstiger  liegenden  Hamburg-Lübecker  Bahn,  oder  dnrcl 
Wiederauihahme  einer,  durch  die  in  Kiel  entstandene  Rbederei  in  WegU 
gekommenen  direkten  Seeverbindong  von  Hamburg  nach  dem  Norden.  U  ^ 
folge  hieraus,  dass,  wenn  die  Aosfthrung  der  Vereinbaning  für  Hamborg  Yor 
theile  mit  sich  bringe,  denselben  Scyuügungen  anderer  Stidte  und  Gebiete 
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gegenflberstehen,  die  nnr  durch  neue  erhebliche  Geldopfer]  gemildert  werden   ^'«  '•*•• 
können.  De©,  issi. 

Hieranf  warde  entgegnet:  ||  Das  Kanalprojekt  werde  aaf  die  Handels- 
stellang  Altona's  dnrchaus  ohne  Einflnss  bleiben.  Es  sei  ein  Irrthnm,  dass 
alle  Tom  Zollgebict  der  Oberelbc  oder  der  Unterelbe  nach  Altona  bestimmten 
Gfiter  den  Kanal  passiren  müssten.  Altona  liege  bekanntlich  weiter  elbabw&rts 
als  Hambnrg;  die  von  der  Unterelbe  kommenden  Fahrzeoge  könnten  also 
in  Altona  bleiben^  ohne  mit  dem  hambnrgischen  Zollkanal  in  Berührong  zu 
kommen.  Aber  anch  von  der  Oberelbe  könnte  Altona  aaf  dem  bei.  Harborg 
Torbeifliessenden  Elbann^  der  Süderelbc,  welcher  ganz  dem  Zollgebiet  ange- 
höre;  ohne  Berührang  des  hamburgischen  Zollkanals  oder  des  Freihafengebietes 
erreicht  werden.  Grosse  oberelbische  Frachtfahrzeage,  welche  Ladang  theils 
ffir  Hamborgy  theils  für  Altona  an  Bord  haben,  würdcn  ganz  wie  bisher 
denjenigen  Hafen  anfsnchen;  für  den  der  grösste  Theil  der  Ladang  bestimmt  ist^  and 
den  Rest  dem  anderen  Hafen  mit  Schaten  zaführen.  Beispielweise  würdeu 
aUo  Getreidek&hne  wie  bisher  an  dem  grossen  Getreidespeicher  in  Altona 
löschen  and  etwaige  Beiladangen  mit  Schaten  nach  Hambarg  schicken.  Dass 
ein  Schntenverkehr  zwischen  Hambarg  and  Altona  wegen  der  Stromverh&lt- 
nisse  anzal&ssig  sei,  berahe  aaf  Irrtham;  fast  die  gesammte  Waarenbewegong 
swischen  Altona  and  Hambarg  werde  mit  Schaten  befördert^  von  denen 
mehrere  Handert  tftglich  hin  and  her  fahren.  ||  Aach  die  befürchteten  Nach- 
tbeiie  für  den  Transitverkehr  Altona's  nach  dem  Norden  werden  nach  Lage 
der  örtlichen  Yerh&ltnisse  nicht  eintrcten  können.  Die  Altona-Kieler-Bahn 
sei  in  der  Lage,  direkt  von  der  Elbe  aas  den  Schaten  die  Waaren  aafhehmen 
za  können.  Der  Lübecker  Bahnhof  in  Hambarg  liege  dagegen  hinter  Schleasen^ 
welcbe  den  Verkehr  erschweren  and  verlangsamen.  Die  Befürchtang  berahe 
te  Vernehmen  nach  aaf  der  Annahme,  dass  die  ZoUbehandlang  der  im 
Transitverkehr  nach  dem  Norden  za  verseudenden  Güter  in  Altona  mehr 
^bwierigkeiten  bereiten  würde  als  in  Hambarg. 

Der  kaiserliche  Regierangsrath  Herr  Neamann  best&tigte  anter  Bezag- 
oahme  aaf  die  bezüglichen  Erklftrangen  des  königlich  preassischen  Herrn 
'^inanzministers;  dass  die  in  dem  Nebenprotokoll  für  Hambarg  in  dieser 
^ziehong  getroffenen  Abreden  voraassichtlich  aach  aaf  Altona  Anwendang 
^<ïen  würden. 

Der  königlich  preassische  Herr  Finauzminister  wies  wiederholt  aaf  seine 

"^J^its  bei  der  Berathang  des  Gesetzentwarfs  im  Reichstage  abgegebene  Er- 

«Urnng  hin,  dass  den  Bedürfnissen  des  Altonaer  Handels  and  Verkehrs  volle 

^hnang   getragen  werden   soUe  darch  Erweiterang   der  Qaai-,  Hafen-   and 

*^^enbahnanlagen. 

Za  Pankt  3  Nr.  3.  Hier  warde  von  einem  Theil  der  Kommissions- 
'^^^^lieder  behaaptet,  dass  nach  dem  bisherigen  Verlaafe  der  Yerhandlangen 
^itheile  fflr  die  Indastrie,  das  Gewerbe  and  den  Detailhandel  des  Zollin- 
^des  nicht  zu  ersehen  seien.    Dagegen  sei  die  Befürchtang  begründet,  dass 
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Nr.  7642.  j^  Hamburg  eine  Industrie  entstehen  werde,  mit  welcher  die  des  Binneulaiidi 
Dee.  1881.  uicht  konkurrireu  könne.  Ferner  sei  anzunehmen^  dass  das  Hamburger  Kapit 
sich  mehr  als  bisher  dem  Gewerbetrlebe  und  dem  Detailhandel  zuwenden  ui 
damit  gegen  die  gleichen  Geschftftsbranchen  der  Umgebung  Hamburgs  ev 
überm&chtige  Eonkurrenz  eröffnen  werde.  Ganz  besonders  treffe  das  Altoi 
gegenUber  zu. 

Es  wurde  hierauf  entgegnet^  dass  bereits  geitend  gemacht  worden  s« 
welche  Yortheile  die  deutsche  Industrie  sich  davon  verspr&che,  in  dem  bi 
herigen  Zollausschlusse  einen  grosseren  Konsum  und  mehr  Berücksichtigui 
zu  finden  als  jetzt;  in  Folge  der  Be£reiung  des  lokalen  Verkehrs  von  jed 
Zollabfertigung  und  des  voraussichtlichen  Aufschwunges  der  Stadt  Hambu 
würden  auch  manche  Zweige  des  Detailhandels  in  der  Umgebung  des  gege 
w&rtigen  Zollausschlusses  gewinnen^  insbesondere  der  mit  landwirthschaftlich 
Produkten.  Ricbtig  sei,  dass  in  Hamburg  die  Zahl  der  Fabriken  sich  steige 
werde;  es  sei  indess  vermöge  der  hohen  Löhne,  an  welche  die  Arbeiterb 
völkerung  der  grossen  Handelsstadt  gewöhnt  sei,  nicht  anzunehmen,  dass  d 
Industrie  in  Hamburg  zu  einer  bedeutenden,  die  des  Binnenlandes  beeintr&c 
tigenden  Entwickelung  gelangen  werde.  Der  Gewerbebetrieb  und  der  Deta 
handel  Hamburgs  werde  allerdings  wahrscheinlich  einen  Aufschwung  nehm 
und  vielleicht  ron  solchen  Dimensionen^  dass  die  Eonkurrenz  für  die  Ui 
gegend  und  namentlich  für  Altona  in  einzelnen  Branchen  geföhrlich  s 
Diesen  Nachtheilen  st&nden  indess,  anlangend  das  ZoUinland,  die  sonstig 
Yortheile  gegenüber,  welche  dasselbe  von  dem  Anschlusse  erwarten  köni 
Wenn.  einzelne  Pl&tze  in  ihrem  Kleinhandel  und  Gewerbe  vorübergehend  leid* 
sollten,  so  dürfe  deshalb  nicht  Anstand  genommen  werden,  einen  Zustand  : 
beseitigen,  welchen  die  deutsche  Nation  l&ngst  als  einen  unnatürlichen  b 
zeichnet  habe.  Anlangend  Altona,  sei  doch  zu  berücksichtigen,  dass  ihm  nai 
der  in  Rede  stehenden  Richtung  an  sich  die  gleichen  Chancen  entgegeng 
tragen  wflrden,  wie  Hamburg.  Es  sei  nicht  denkbar,  dass  Altona's  Gewerbi 
betrieb  und  Detailhandel  nicht  auch  noch  profitiren  soUe;  dazu  kS.men  d 
Yerkehrserleichterungen,  die  Altona  gleich  Hamburg  erhalten  würde. 

Zu  Punkt  4.  Die  Kommission  stimmte  in  der  Ansicht  überein,  dass 
nicht  möglich  sei,  den  wirthschaftlichen  Effekt  des  Zollanschlusses  von  Hambu 
zahlenm&ssig  zu  berechnen.  Ein  Theil  der  Kommission  war  der  Ansicht,  da 
aus  den  dargelegten  Yerhandlungen  resultire,  dass  für  das  Reich  durch  d 
Zollanschluss  von  Hamburg  gar  keine  oder  doch  höchstens  ganz  unbedeuten 
wirthschaftliche  Yortheile  würden  geschaffen  und  nur  die  Machtstellui 
Hamburgs  im  vaterl&ndischen  Handel  würde  vergrössert  werden.  Dafür  ab 
werde  Hamburg  genöthigt,  enorme  Ausgaben  zu  leisten,  welchen  es  5i( 
andemfalls  entweder  gar  nicht  oder  doch  nur  in  langen  Zeitraumen  unterzog< 
haben  würde.  Es  sei  doch  auch  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  mit  den  : 
Hamburg  aufzuwendenden  Kosten  erst  ein  Theil  derselben  bestritten  se 
rechne  mm  die  Kosten,   welche  beim  Zollanschlusse  von  Altona  im  Interest 
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der  Lebensf fthigkeit  dieser  Stadt   aufgewendet   werden   mussen,   und  die  des   ^'-  ^•^^ 

Dentachlud. 

ZoÜADschliisses  von  Bremen  hinzn,  so  werde  man  Toraassichtlich  zu  einer  Dee.  issi. 
Gesammtaosgabe  von  mehr  als  200  Millionen  gelangen.  ||  Es  frage  sich  Uber- 
haapt,  ob  nicht  der  PrSjadizialeinwand  za  stellen  sei,  dass  nur  über  die  Zoll- 
anschlttsse  von  Hamburg  und  Bremen  gemeinsam  zu  yerhandeln  sei.  Der 
ZoUanschluss  von  Bremen  müsse  als  eine  notbwendige  Eonsequenz  dessen  von 
Hamburg  angesehen  werden,  und  unmöglich  könnten  diese  beiden  Staaten  vom 
Reiche  mit  verschiedenem  Maasse  gemessen  werden. 

Seitens  des  königlich  preussischen  Herm  Finanzministers  wurde  zu  dem 
letzten  Punkte  erwidert,  dass  allerdings  wegen  des  Zollanschlusses  von  Bremen 
schon  Einleitungen  getroffen  seien,  dass  es  abcr  nach  dem  Eraftaufwande, 
welchen  die  Yerhandlungen  mit  Hamburg  erfordert  kSltten,  unmöglich  gewesen 
seiy  aach  mit  Bremen  schon  zu  einer  Einigung  zu  kommen;  er  könne  anch 
nicht  zugeben,  dass  der  Reichstag  in  einer  günstigeren  Lage  sich  befinden 
würde,  wenn  er  über  beide  Zollanschlüsse  zu  verhandeln  hatte,  da  die  örtlichen 
Yerhaltnisse  Bremens  von  denen  Hamburgs  verschiedene  seien. 

In  Unterstützung  dieser  Ansicht  wurde  von  Mitgliedern  der  Eommission 
aosgefflbrt,  dass  schon  die  Beurtheilung  der  gegenw&rtigen  Yorlage  eine  &usserst 
schwierige  sei,  und  dass  diese  Schwierigkeiten  unzweifelhaft  durch  ein  gleich- 
zeitiges  Befinden  über  den  Zollanschluss  von  Bremen  noch  in  hohem  Maasse 
würden  vermehrt  worden  sein.  Den  verbündeten  Regierungen  könne  kein 
Vorwurf  daraus  gemacht  werden,  wenn  zun^chst  nur  eine  Yorlage  wegen  des 
Zollanschlusses  von  Hamburg  gemacht  worden  sei;  denn  es  sei  bekannt,  dass 
gerade  diese  Frage  eine  so  dringende  geworden,  dass  vor  allem  auf  deren 
Beseitigung  hinzuwirken  gewesen  sei.  Endlich  sei  der  Reichstag  nicht  be- 
'^tigt,  der  sachlichen  Prüfung  der  Yorlage  um  deshalb  sich  zu  entziehen, 
«al  die  Yerhandlungen  über  den  Zollanschluss  von  Bremen  noch  ausst&nden. 
Ke  Yorlage  entspringe  einem  verfassungsmSlssigen  Rechte  der  verbündeten 
Begierongen,  und  es  sei  die  verfassungsmSlssige  Pflicht  des  Reichstages,  sich 
^^  Prüfung  ihrer  Begründung  zu  unterziehen,  ohne  Rücksicht  darauf,  dass 
dieselbe  vielleicht  hfttte  erweitert  werden  können. 

Von  derselben  Seite  wurde  weiter  behauptet,  dass  bei  allen  zur  Prüfung 

gekommenen  Punkten  sich  eine  Summe  von  Yortheilcn  für  das  Reich  ergeben 

^h.    Es   müsse  nothwendigerweise  von  der  Tragweite  der  einzelnen  Punkte 

^eseben,   das  Projekt  des  Zollanschluses  von  Hamburg  vielmehr  im  Ganzen 

^efasst  werden,  und  da  könne  nicht  bestritten  werden,  dass  der  Zollanschluss 

^on  hoher   Wichtigkeit   erscheine.     Dem   Reiche   erwüchsen    wirthschaftliche 

'ortheile;  der  Gedanke  der  nationalen  wirthschaftlichen  Einheit,  wie  er  in  der 

''^rfassung  zum  Ausdruck  gekommen,   werde  weiter  gefördert;   ünzutr&glich- 

*®iten,  welche  das  deutsche  Gefühl  beleidigen,  würden  beseitigt    Wenn  nicht 

"^stritten  werden  solle,  dass  der  zu  schaffende  neue  Zustand  für  Hamburg  selbst 

^^hebliche  Vortheil   bergen   würde,   so   sei   darin   ein  Grund  gegen  die  Vor- 

^Se  gewiss  nicht  zu  finden.    Das  Emporblühen  der  Handelsstellung  Hamburgs 
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^^,*^^i  mtisse  nach   dessen  Hineinziehung   in   das  Zollgebiet  nothwendig  dem  Keiche 
Dm.  1881.  zugate  kommeD;  und  jemehr  ein  Aufscbwnng  des  Hamburger  Handels  erwartet 
werden  könne^  destomebr  Veranlassnng  babe  das  deutscbc  Reicb,  das  Empor- 
beben  dieses  Handels  zu  fördern.    Die  vom  Reicbe  geforderte  Summe  erscbeinc 
gering  gegenüber  den  materiellen  und  ideellèn  Interessen  ^   urn  welche  es  sich 
handle;   andere  Nationen   b&tten  bckanntlicb  ibren  Handelsemporien  lediglich 
aus  materiellen  Rücksicbten  gauz  andere  Snmmen  bewilligt^  als  hier  in  Frage 
gebracht  seien.     Dazu    komme  endlicb  noch  die  Möglichkeit,   dass  das  Reich 
durch   seinen  Zuschuss   einc  neue  Belastung  überhaupt  nicht  erfahren  werde. 
Es  sei  bekannty   dass   die  Bevölkerung  Hamburgs  durch   die  Festsetznng  des 
Zuschlages  von  5  M.  pro   Kopf   zu  den  Aversen  in  keiner  Weise  unangenehm 
berübrt,  dass  damit  viclmehr  gewisse  Besorgnisse  beseitigt  worden  seien.    Es 
sei   nicht  ausgeschlossen,   dass  in  Folge  des  projektirten  Zollanschlusses  der 
Mehrertrag   an   Zöllen   die   Aversen   nm    den    Betrag   der   Zinsen   von  dem 
Reicbszuschusse  übersteigen  könne. 

Nachdem  die  Richtigkeit  der  auf  die  Aversen  bezüglichen  Ausfübmng 
noch  seitens  des  hamburgischen  Senators  Herrn  Versmann  bestritten  worden 
war,  erfolgte  Schluss  der  Debatte  über  §  1  der  Vorlage  und  wurde  znr 
Abstimmung  über  denselben  geschritten,  obgleich  seitens  der  Minorit&t  der 
Kommission  abermals  verlangt  wurde ,  dass  zun&chst  über  das  Amendement 
verhandelt  werden  sollte. 

Das  Resultat  der  Abstimmung  war,  dass  §  1  mit  11  gegen  2  Stimmen 
angenommen  wurde,  w&hrend  8  Mitglieder  der  Abstimmung  sich  enthielten. 

In  zweiter  Lesung  erfolgte  die  Annahme  mit  16  gegen  5  Stimmen. 

Der  Diskussion  über   §  1  der  Vorlage  folgte  die  über  das  Amendement 

Zu  §  1  des  Amendement s.  Für  die  Annahme  dieses  Paragraphen 
wurde  geitend  gemacht^  dass  es  sich  darum  handle,  die  Zweifel  zu  beseitigen, 
zu  denen  Artikel  34  der  Reichsverfassung  bisher  Veranlassnng  gegeben  habe. 
In  den  Abmachungen  mit  Hamburg  habe  man  es  selbst  regierungsseitig  fSr 
erforderlich  erachtet,  Bestimmungen  darüber  zu  treffen,  wie  Artikel  34  in 
Zukunft  aufzufassen  sei;  damit  habe  man  die  Zweifelhaftigkeit  der  Sache  zo- 
gestanden;  sodann  werde  aber  in  den  Abmachungen  das  neu  zu  schaffende 
Freihafengebiet  als  ein  dauerndes  behandelt,  w&hrcnd  bisher  darttber  die 
entgegengesetzte  Ansicht  die  pr^valirende  gewesen  sei;  das  Rechts verh&ltniss 
mflsse  im  Interesse  Hamburgs  nothwendig  auf  eine  zweifellose  Basis  gestellt 
werden,  und  dies  solle  durch  den  vorgeschlagenen  Paragraphen  gescheben. 
II  Gegen  diese  Bcgründung  wurde  von  der  Kommission  ausgeführt,  dass  nach 
dem  klaren  Wortlaute  der  Verfassung  die  Beseitigung  der  Freihafenstellong ' 
der  Hansestadt  Hamburg  nur  auf  deren  Antrag  zul&ssig  sei;  was  von  dem 
frttheren  Freihafengebiete  gegolten  habe,  bleibe  selbstverst&ndlich  bezflglich 
des  reduzirten  Theiles  bestehen;  der  Paragraph  bezwecke  also  etwas  Selbst- 
verst&ndliches,  und  es  sei  zu  vermeiden,  über  Bestimmungen  der  Reichsver- 
fassung ohne  dringenden  Grund  neue  gesetzliche  Bestimmungen  zu  treffen,  da 
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lies  iDsbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  eigenthümliche  Natur  der  Reichsver-  ^^''  '**^* 
issung  leicht  zu  Unklarheiten  and  dadarch  zu  Unzatr&glichkeiten  führen  könne.  doc.  i88i. 
Regiemngsseitig  warde  erkl&rt,  dass  der  Bandesrath  mit  Hambarg  darin 
ioig  sei,  dass  fttr  den  redazirtcn  Freibafenbezirk  Alles  beim  Alten  bleibe  and 
Irtikel  34  der  Reicbsverfassang  genaa  in  derselben  Weise  für  den  Rest  seine 
lizïi  bebalte,  wie  er  sie  bisher  für  den  ganzen  Freihafen  besessen  habe. 
Yon  einem  Mitgliede  der  Kommission  warde  nanmehr  ansgefübrt^  dass  bei 
üeser  materiellen  Einigkeit  umsoweniger  Grand  vorbanden  sei^  sich  einer 
esetzlichen  Regelang  za  widersetzen^  welcbe  bei  den  bekannten  Zweifeln  in 
ieser  Frage  gewiss  wünschenswerth  sei.  ||  Der  Paragrapb  warde  in  der  ersten 
êsmg  mit  16  gegen  5,  in  der  zweitcn  Lesung  mit  10  gegen  3  Stimmen 
flgenommen. 

Zn  §  2  des  Amendement s.  Die  Antragsteller  motivirten  diesen  Para- 
raphen  damit,  dass  die  Frage,  ob  za  dem  Anschlusse  der  Untcrelbe  an  das 
^llgebiet  ein  Gesetz  erforderlich  sei  oder  eine  Verordnung  genüge,  eine  be- 
trittene  sei.  Es  empfeble  sich  deshalb,  eine  gcsetzliche  Regelang  berbeizn- 
%eD.  Der  Antrag  stelle  in  entgegenkommender  Weise  materiell  das  fest, 
ras  der  Bandesrath  für  sich  in  Ansprach  nehme,  trage  aber  doch  aach  dem 
itandpankte  derjenigen  Rechnnng,  welche  ein  Gesetz  für  nothwendig  erachten. 
Hiergegen  warde  vorgebracht,  dass  der  Paragrapb  anannehmbar  sei,  weil 
Ier  Sinn  desselben  parlamentarisch  anbeanstandeten  Vorg&ngen  widerspreche. 
tosserdem  sei  es  anzweckmëlssig  and  nnnütz,  einen  alten  Streitfall,  welcher 
eine  praktische  Bedentang  verloren  habe,  bei  dieser  Gelegenheit  zam  Aastragc 
n  bringen  and  so  vielleicht  den  Streit  anfs  neae  anzafachen.  ||  Bei  der  Ab- 
t^oDg  fiel  der  Paragrapb  mit  11  gegen  9  Stimmen. 

Za  §  3  des  Amendement s.  Der  Antrag  warde  dadarch  motivirt,  dass 
■^"«h  Nr.  3  der  Abmachung  vom  25.  Mai  v.  J.  Artikel  36  der  Reichsver- 
Wg  verletzt  erscheine.  ||  Hieranf  warde  regierangsseitig  erwidert:  ||  Der 
^el  36  der  Reicbsverfassang  werde  nicht  verletzt,  weil  derselbe  die  eigene 
^Üverwaltang  nar  denjenigen  Bandesstaaten  daaernd  entziehe,  welche  dieselbc 
^  Erlass  der  Yerfassang  nicht  mehr  besessen  hSltten.  Hambarg  and  andere 
^b  aasserhalb  des  Zollgebietes  befindliche  Bandesstaaten  hsltten  aber  eine 
^ene  Zoll-  and  Stenerverwaltang  von  jeher  besessen;  anf  sie  habe  daher 
^el  36  nicht  Bezag  haben  sollen.  Als  beide  Mecklenbarg  angeschlossen 
'orden  seien,  haben  sie  ohne  weiteres  ihre  eigene  ZoUverwaltung  eingerftamt 
^l^alten;  dasselbe  sei  bei  Elsass-Lothringen  der  Fall  gewesen';  Lübeck  dagegen 
*be  auf  dieses  Recht  verzichtet  H  Seitens  eines  Abgeordneten  warde  hieraaf 
^  der  seiner  Zeit  der  Hambarger  Bürgerschaft  vom  Senat  gemachten  Vorlage 
^Qzirt,  dass  die  Reichsregierang  bei  den  Verhandlangen  an^glich  den 
^^egengesetzten  Standpnnkt  angenommen  habe.  ||  Der  hamburgische  Senator 
^rr  Yersmann  erwiderte,  dass  die  hambnrgischen  Kommissare  aas  den  vor- 
^itenden  Besprechangen  diesen  Eindrack  allerdings  gewonnen  bultten.  Doch 
^te  die  Frage  za  einer  eigentlichen  Kontroverse  zwischen  Hambarg  and  der 
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Nr.  7642.    Reichsregiemng  nicht  geführt.  Il  Mit  Rftcksicht  auf  die  regierunffsseitiffen  Er- 

Dflutschland.  «  u  o  o  o 

Dec  1881.  klö-rungen  wurde  §  3  von  den  Antragstellern  zurttckgezogen. 

Zn  §.  4  des  Amendement s.  Das  Amendement  lautet  nach  einer  fon 
den  Antragstellern  selbst  vorgonommenen  nnd  einer  von  ihnen  in  Konseqaenz 
des  Fortfalies  des  §  2  zugestandenen  Aonderung  wie  folgt: 

Die  aas  der  Seo  nach  dem  Frcihafengcbiete  Hamburgs  und  von  diesem 
nach  der  Sec  gehenden  Schiffe  bleiben  auch  nach  der  Verlegung  der  Zollgrcnie 
auf  die  ünterelbe  von  der  zollamtlichen  Behandlang  befrcit,  sofem  dieselkn 
nnter  Zollflagge  and  Leuchte  transitircn.  ||  Die  znr  Durchführung  dieser  An- 
ordnnngcn  erforderlichcn  Kontrol maassregeln  beschliesst  der  Bandesrath/' 

Es  hcrrschtc  in  der  Kommission  Einverstandniss  darüber,  dass  für  die 
Freihafenstellung  Ilaniburgs  eine  Lebensbcdingung  sei,  dass  die  von  der  Sce 
nach  dem  Freigebiete,  wie  die  von  diesem  nach  der  See  gehenden  ScbÜB 
keinerlei  Aufenthalt  dnrch  die  Zollbehandlung  auf  der  ünterelbe  erfahren 
dürfen.  Von  keiner  Seite  wurde  eine  Erschwerung  der  bereits  durch  Regnlati? 
festgestelltcn  Bcstimmung,  dass  den  Schiffen  auf  der  crwShnten  Elbstrecke 
die  ungehindertc  Bewegnug  zustehe^  sobald  sie  cincn  Lootsen  an  Bord  haben 
und  unter  Zollflagge,  resp.  Leuchte,  fahren,  befürwortet.  Gleichwohl  war  die 
Debatte  über  das  Amendement  eine  sehr  umfassende  und  lobhafte. 

Regierungsseitig  wurde  der  Aufnahme  einer  Bestimmung  wie  der  bc- 
antragten  der  cntschiedenste  Widerspruch  entgegengesetzt.  Zun&chst,  wurde 
ausgeführt,  liege  kein  sachliches  Bedürfniss  für  solche  Vcr&ndcrang  des  Ge- 
setzes  vor;  denn  schon  aus  dem  Briefe  des  Herm  Reichskanzlers  an  den 
hanseatischen  Ministerresideutcn  Ilerrn  Dr.  KrOger  vom  27.  Mai  v.  J.  sei  be- 
kannt,  dass  derselbe  die  Einrichtung  der  Zollflagge  and  Leuchte  als  eine 
dauernde  angesehcn  habe,  wclche  eventuell  nur  durch  eine  dem  Freihafeir- 
bedürfnisse  mindestcns  im  gleichem  Maasse  Genüge  leistende  Einrichtmig 
crsetzt  werden  solle;  ebcnso  habe  auch  der  Bundesrath,  dem  zwar  der  ebei 
erwfthnto  Brief  nicht  direkt  vorgelegt  worden,  aber  bei  den  betreffendcn  Ver 
handlungcn  doch  zur  Kenntniss  gekommen  sei,  die  Einrichtung  als  eine  dauemdi 
angesehen.  Der  Bundesrath  habe  nach  den  Bestimmungen  der  Verfoseanf 
und  des  Zollvereinsgcsctzes  das  Recht,  die  Regulative  zu  dem  letztcren  Gesetn 
zu  erlasscn  und  zu  andern,  und  könne  in  dieser  seiner  Kompetenz  keinenMfc 
sich  beschranken  lassen. 

Uebrigens  würde  die  beabsichtigte  gesetzliche  Bestimmung  Hamborg  leicM 
zum  Nachtheile  gereichen  können.  Bei  den  unausgesetzt  wechselnden  Ye^ 
h&ltnissen  des  Verkehrs  könne  der  Fall  sich  ereignen,  dass  die  jetzigen  Be- 
stimmungen des  Regulativs  sich  nicht  mebr  zweckm^ssig  zeigen  and  die 
Interessenten  selbst  eine  Aenderung  wünschen  würden,  Ein  solches  Eingdi«* 
auf  die  Wtinsche  der  Betheiligten  wOrde  aber  alsdann  ohne  den  weitlftufigcn» 
schwierigen  und  unsicheren  Weg  der  Anrufung  der  Gesetzgebnng  nicht  m(fr 
lich  sein. 
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7on  einem  der  Antragsteller  warde  die  Nothwendigkeit  des  Amendements  ^^';  '**^^ 
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rch  nachstehende  Ausführongen  za  rechtfertigen  gesacht:  ||  ^^Die  Anordnung,  dm,  issi. 
oach  der    durch   das  ZoUgebiet  der  Unterelbe  transitirende  Schiffsverkehr 
inbargs  von   jeder  zollamtlichen  Anmeldong  and  Abfertigong  befrcit  bleibt 
i  lediglich  zur  Führang   von  Zollflagge  und  Leachte  verpflicbtet  wird,   ist 
-  Haapt-    and   Schlüsselpaukt   der    kOnftigcn    Frcibafenstellnng   Hamborgs. 
ie  Unterwerfung  des  Hamburger  Schiffsverkehrs  anter  die  allgemeinen,  ge- 
EÜch  bestehenden   zollamtlicben  Kontrolmaassregeln   würde   gleichbedeatend 
1  mit   der  Vemichtang  aller  derjenigen  Vortheile,  welche  Hambarg  darcb 
ie  fortdaaernde  Freihafens  tellang  gew&hrleistet  werden  solle.    Jede  Aende- 
g  der  den  anbehinderten  Darchgang  jetzt  gestattenden  Ëinrichtang  berührt 
nittelbar   den  Lebensner?    des  Hambnrger   See-   and    Handelsverkehrs   and 
Et  danun  allseitige,  genaae  and  vonirtheilslose  Prüfnng  voraas.     Dies  alles 
von  allen  Seiten  obne  jeden  Widersprach  zugestanden/^  ||  ^Bei  dieser  Sacb- 
B  rechtfertigt   sich  die   gesetzliche  Fixirnng  der  zar  Regelang  des  transi- 
inden  Schiffsverkebrs  getroffenen  Maassregel  an  erster  Stelle^  and  abgeseben 
i  allen   jaristiscb-formellen   Erwagungen,   scbon    aas   roaterielleu  Gründen. 
in  wenn   es  sicb   am  eine  Bewilligung  von  40  Millionen  aas  Reicbsmitteln 
tdelt^  die  überdies  Opfer  am  Nationalvcnnögen  im  doppelten  and  dreifacben 
trage  nacb  sicb  zieht^  wenn  diese  Bewilligung  nar  den  Zweck  bat  bei  dem 
lanschlusse  Hamburgs  gleicbzeitig  dessen  Freibafen^tellung  zu  ermöglichen 
i  sicherzustellen,    wenn    aber    die   Erreicbnng^  dieses   Z weeks    nur   durch 
6  bestimmte  Einrichtung  für  den  unterelbiscben  Scbiffsverkebr  anerkannter 
ttssen  bewerkstelligt  und  verbürgt  werden  kann^  dann  liegt  es  in  der  Natur 
r  Sacbe,  dass  die  für  die  Gesammtmaassregel  wesentliche  Einrichtung  auch 
^11  zur  Bedingung  der  angesonnenen  Bewilligung  gemacht  wcrde  und  dass 
M  Aenderung   derselben   nur   unter  Zusammenwirken    der  gesetzgeberischen 
ihoren  vorgenommen  werdc,  deren  Zusammenwirken  für  die  finanzielle  Bc- 
Uignng   erforderlich  i^t     Es  ist  dies  urn  so  mehr  in  der  Sache  begründet^ 
der  Reicbskanzler^  aer  Bundesrath  und  Hambarg  übereinstimmend  die  den 
terelbischen  Durchgangsverkehr   freilassende  Einrichtung  als  eine  dauernde 
sdrflcklich   in  Aussicht   genommen   und   sie   damit   des  Charakters  beraubt 
^f  welcher  ibre  Ueberlassung  an  die  einseitigen  Verordnungsrechte^   die 
golativgewalten   des  Bundesrathes   rechtfertigen  würde.     Hierbci  bleibt  der 
"eit  um   die  verfassungsmd,ssig  bestehenden  Eompetenzen  des  Bundesrathes 
1  des  Beichstages  ganz  ausser  Spiele.    Denn  mogen  diese  liegen,   wie  sie 
Uen,  das  bat  bisher  noch  Niemand  bestritteu;  dass  die  Volksvertretung  das 
cht  haty   die  ihr  angesonnenen  Bewilligungen  an  Bedingungeu  zu  knüpfen, 
iche  mit    dem   Gegenstande   und   der   Zweckerfüllung   der   Bewilligung   so 
nittelbar  and  wesentlich  zusammenh&ngen,  wie  die  hier  fragliche  Einrichtung 
i  ihre  gesetzliche  Verbürgung.    Auf  der  anderen  Seite  weist  jeder  Fortgang 
der  Yerwaltnngsgesetzgebung   die  Entwickelung  nach,   dass   solche  Anord- 
igen  und  Maassregeln,  die  ursprünglich  dem  Verordnungsrecht  anbeimfielen, 
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Nr.  7642.   jjj  ^jg^  Bcreich  der  Gesetzgebung  aufgenommen  werden,  wenn  sie  als  organische 
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Dec.  1P81.  nnd  daucrnde  bcabsichtigt  werden,  ohnc  dass  hierbei  jemals  der  Einwand  eine« 
Abbruches  des  verfassungsm^ssigen  Verordnungsrechtes  gemacht  worden  wire. 
Es  ist  daher  schlechterdings  nicht  ahzusehen,  welchc  sachlichen  Gründe  deo 
Bnndesrath  nnd  Reichskanzler  bewegen  könntcn,  der  gesetzlichen  Fiximng  der 
fraglichen  Einrichtnng  eincn  Widerstand  bis  zum  Scheitern  des  Gesetzentwurf» 
entgegcnzusctzen.*' 

„Wenn  aber  dieser  Widerstand  erfolgt  —  und  die  Erkl^rungen  des  Be- 
vollmachtigten  zum  Bnndesrathe,  des  preussischen  Finanzministers  Hcrm  Bitter, 
stellten  dies  in  Aussicht  — ,  dann  allerdings  treten  die  formal-juristischoi 
Erwagungen  nothwendig  und  gegcn  den  Wunsch  der  Antragsteller  in  den 
Vordergrund.  Sie  führen  zu  der  Fragc:  i|  ist  der  Bundcsrath  verfassungsmissig 
ermllchtigty  cinscitig,  im  Wego  des  Regulatives,  die  Anordnung  za  treffen,  dass 
SchifTc  von  Hamburg  und  nach  Ilamburg  beim  Transit  durch  den  zum  Zoll- 
gebietc  gehörigen  Theil  der  Unterelbe  von  zollamtlicher  Behandlung  befreit 
bleiben,  wenn  sic  unter  Zollflagge  oder  Leuchte  transitiren?" 

„Diese  Fragc  muss  nach  der  klaren  Lage  der  Gesetzgebung  vemeint 
werden."  ||  „DcrSitz  der  Entschcidnng  ist  das  Vercinszollgesctz  vom  1.  Juli  1869, 
welches  die  Aufgabc  hat,  das  Vcrfahren,  wclches  bei  der  Ein-,  Aus-  und 
Durchfuhr  von  Waaren  im  Zollinteressc  cinzuhalten  ist,  in  erschöpfender 
Weise'gesctzlich  fcstzustcUen.  Die  hier  einschlagendc  Bestimmung  des  §  M 
lautet:  ||  „Sollen  die  Waaren  unverzoUt  von  dem  Grenzzollamt  auf  ein  zor 
weiteren  zollamtlichen  Abfortigung  bcfugtes  Amt  im  Inncrn  oder  zur  unmittel- 
baren  Durchfuhr  abgelassen  werden,  so  geschieht  dies  ||  entweder  im  Ansage- 
vcrfahren  (§§  38,  52  und  83),  bei  wclchem  die  grcnzzollamtliche  Abfertigtmg 
—  Deklaration  und  Revision  —  an  das  Amt  im  Innern  verlegt,  bezichungs- 
weise  der  Wiederausgang  der  eingeführten  Waaren  lediglich  durch  amtlichc 
Begleitung  kontrolirt  wird,  ||  oder  es  tritt  die  Abfertigung  auf  Ladungsver 
zeichniss  oder  Bcglcitschein  ein."  ^ 

„Hicrnach  ist  imperativisch  vorgeschrieben,  dass  einc  unmittelbare  Durch' 
fuhr,  wie  sie  durch  den  Schiffsverkehr  Haraburgs  durch  das  Zollgebifit  dei 
Unterelbe  bewerkstelligt  wird,  nur  in  dem  einen  oder  anderen  Vcrfahren,  eut^ 
weder  im  Ansageverfahrcn  oder  in  dem  der  Abfertigung  auf  Begleitscheine  er 
folgen  darf.  Das  Transitiren  von  Schiffcn  lediglich  unter  Zollflagge  odei 
I^euchte,  wie  es  für  den  Hamburger  Schiffsverkehr  auf  der  Unterelbe  vorge- 
schrieben werden  soll,  failt  aber  schlechterdings  weder  unter  das  eine  nocl 
UHter  das  andere  Vcrfahren,  wie  dassclbe  im  AUgemeinen  durch  §  38  nnd  ii 
niiherer  Ausführung  durch  die  weiter  folgenden  Bestimmungen  des  Zollgesetees 
festgestcUt  worden  ist.  Die  Anordnung  dieser  neuen  Einrichtnng,  wie  sie  d« 
(^ben  beschlossene  Regulativ  des  Bundesrathes,  betreffend  die  zoUamtllche  Be- 
handlung der  Waaren-  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  auf  dem  zum  deutschen 
Zollgebiete  gehörigen  Theile  der  Unterelbe,  getroffen  hat,  f§.llt  daher  nicht  nm 
neben  das  Gesetz,  sondern  sie  geht  unmittelbar  gegen  das  Gesetz" 


ZoUanschlosa  Hambnrgs  ond  der  anteren  £lbe.  85 

« 

^^Trotzdem  kann  möglicherweise  eine  Rechtfertignng  der  Verordnung  des  ^''  '^^ 
desrathes  erbracht  werden,  wenn  der  Nachweis  gefübrt  wird,  dass  der  Dec.  issi. 
desratb  dnrcb  irgend  eine  Bestimmang  der  Gesetzgcbung  ermachtigt  ist, 
den  imperativiscben  Yorschriften  des  Zollgesetzes  und  speziell  des  §  33 
mbmen  and  Abweichungen  za  bescbliessen.  ||  ^^Dass  eine  solche  Erm&cb- 
ig  nicht  liegt  im  §  90,  welcher  die  ^^nlUieren  Bestimmungen^'  über  das 
i  Eingange  nnd  Ansgange  seew^rts  zn  beobachtendo  Yerfabren  den  Hafen- 
iativen  flberl&sst,  dass  sie  ebenso  wenig  liegt  im  §  167,  welcher  die  zur 
sfohrong  des  Gesetzes^'  crforderlichen  Regnlative  and  sonstigen  Bestimmnngen 

Bandesrathe  überweist,  bedarf  keines  Nachweises.    Denn  abgesehen  davon, 

das  Regalatiy  für  die  Unterelbe  der  Sache  nach  kein  Ilafenregulativ  ist, 
landelt   es  sich  in  der  Ërmllchtigang  der  eben  angezogenen  Paragraphen 

klaren  Wortlaatc  nach  nar  am  Yerordnaugcn  innerhalb  der  gesetzlichen 
schriften,  nicht  am  Ermllchtigangen,  unter  irgend  welchen  Voraassetzangen 
gesetzlichen  Bestimmnngen  selbst  abzn&ndem  oder  gegen  dieselben  za 
rdnen." 

,,Die  einzige  Bestimmang  der  Gesetzgebang,  insbesondere  des  Zollgesetzes, 
welche  man  sich  mit  einem  gewissen  Scheine  berufen  kann  and  aaf  welche 
in  die  Yertreter  des  Bandesrathes  in  der  Kommission  Gewicht  gelegt  haben, 
Ier  §  54  des  Zollgesetzes,  welcher  laatet:  ||  „Aaf  kurzen  darch  das  Yereins- 
iet  fflhrenden  Strassen  können  nach  Maassgabe  der  von  den  obersten  Landes- 
uizbehOrden  za  treffenden  Anordnangen  bei  der  Abfertigang  Erleichternngen 
reten/'  ||  „AUein  aach  diese  Bestimmang  ist  auf  den  vorliegenden  Fall  in 
n  ihren  Theilen  ananwendbar.^  ||  „Znn^chst  bezieht  sich  dieselbe  nar  aaf 
ie  Strassen.  Dass  aaf  diese  Qnalifikation  das  Gesetz  Nachdrnck  legen 
Bte,  geht  aach  aas  dem  Marginale  des  Gesetzes  hervor,  welches  sogar  nar 
ij^urzen  Strassenstrecken^^  spricht.  Man  mag  hierbci  die  Relativitat  der 
leicbnang  „karz^^  zar  denkbar  grössten  Dehnbarkeit  ausweiten,  trotzdcm 
ei  man  niemals  daza  gelangen,  eine  Strasse,  welche  wie  die  za  passirende 
•sserstrasse  der  Elbe  10  Meilen  lang  ist,  als  eine  karze  za  bezeichnen,  es 
Kte  denn  sein,  dass  sich  irgend wo  in  Deatschland  eine  so  lange,  transi- 
nde Strasse  fónde,  dass  im  YerhSïltniss  zn  dieser  selbst  die  Elbstrasse  als 
t  bezeichnet   werden   könnte.     Dies   ist  nicht  der  Fall.     Damit  schon  ist 

Anwendang  dieses  Paragraphen  aaf  die  Unterelbe  nar  möglich  darch 
ginterpretirang  des  Wortes  „karz"  —  eine  Möglichkeit,  die  eben  gesctzwidrig 
'I^Sodann  aber  erm&chtigt  §  54  lediglich  zn  Anordnangen,  welche  „Er- 
hterongen  bei  der  Abfertigang^'  zam  Gegenstande  haben.  Es  ist  damit  iu 
tlichen  Worten  bezeichnet,  dass  die  Abfertigang  selbst,  sei  es  die  Ab- 
igmigsforra  im  Ansageverfahrcn  oder  die  auf  Begleitschein,  in  ihrem  Wesen 
luiten  bleiben  mnss  and  dass  nar  innerhalb  der  Detailbcstimmangen  für 
^Ibe  erleichtemde  Modifikationen  zngelassen  werden  können.  Allein  die 
)rdnang,  welche  den  Schiffsverkclir  aaf  der  Unterelbe  lediglich  bei  Führung 

Zollflagge  and  Leachte  anbehindert  transitiren  ISlsst,   ist  nicht  mehr  eine 
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Nr.  7642.  Erlcichteroiig  bei  der  Abfertigung;  sondem  sie  ist  eine  Befreiong  Ton  jede 
Dee.  1881.  Abfertigung.  Denn  nach  der  ausnahmslos  festgebaltenen  Terminologie  de 
Zollgesetzes  wird  nnter  ^^bfertigung'^  niemals  eine  einseitige^  im  Interesse  de 
ZollvcrwaltaDg  vorzonehmende  Handlang  des  Zollpflichtigen^  sondem  imme 
nur  eine  eigene  Th^tigkeit  des  ZoUbeamten  gegenüber  dem  Zollpflicbtigen  m 
in  Bezug  auf  die  zoUpflichtige  Waare  verstanden.  Demgem&ss  qnalifizirt  dem 
aucb  das  Rcgulativ  des  Bnndesrathes  für  die  Unterelbe  in  §  1  die  getroffen 
Einrichtung  selber  nicbt  als  eine  Erleicbternng  bei  der  Abfertigong^  won 
allein  §  54  ermSlchtigt^  sondem  als  eine  Befreiung  von  jeder  zoUamtlichei 
Anmeldnng  and  Abfertigang,  wofür  §  54  eine  Erm&cbtigtang  schlechterding 
nicht  enthd.lt.  ||  ^^Endlich  enth&lt  der  angezogene  Paragraph  keine  Emn&chtigiiQi 
za  Anordnangen  des  Bnndesrathes^  sondem  nur  zn  solchen  der  „oberstei 
Landesfinanzbehörde^^  Eine  Erm^htigung  dieser  letzteren  kann  aber  gend 
im  Gebiete  des  Zollgesetzes  nicht  zn  einem  Rechte  des  Bnndesrathes ,  rechU 
guitig  Yerordnungen  zu  erlassen,  erwachsen;  denn  die  Vertheilong  der  Bega 
lativgewalten  zwischen  dem  Bundesrath  nnd  den  Landesbehörden  ist  mit  ToUe 
Absichtlichkeity  auf  Grund  eingehender  Erw&gungen  erfolgt^  ||  ^^Gerade  di 
Ueberwcisung  der  Befugniss  des  §  54  an  die  Landesfinanzbchörde  und  nid 
an  den  Bundesrath  beweist  denn  auch  in  abschliessender  WeiBe,  dass  auf  di 
Erm&chtigung  dieses  Paragraphen  eine  Einrichtung  von  der  Natur  und  Be 
deutnng;  wie  die  hier  in  Frage  stehende,  nicht  gestützt  werden  konnte  un 
sollte.  Denn  die  Anordnungen  des  Regulativs  fttr  die  Unterelbe  begTflude 
eine  neue^  dauernde  und  organische  Einrichtung  der  Zollyerwaltung  für  di 
Durchfohr^  welche  voUkommen  selbstst&ndig  und  eigenartig  neben  die  bisherige 
Formen  des  Ansageverfahrens  und  der  Begleitscheinabfertigung  hingestel 
wird." 

„Der  Bundesrath  ist  nach  dem  allen  zur  einseitigen  Anordnong  eiat 
solchen  neuen  Einrichtung;  welche  gegen  die  dispositiven  Bestimmungen  di 
Zollgesetzes  geht^  verfassungs-  uud  gesetzm&ssig  nicht  erm&chtigt  Es  bedai 
hierzu  des  Reichsgesetzes.  Der  einseitige  Erlass  des  Regulativs  für  die  üntn 
elbe  verletzt  daher  in  wesentlichen  Bestimmungen  die  verfassungsmftnigc 
Rechte  des  Reichstages.  Dasselbe  ist  null  und  nichtig.  Diese  Nichtigke 
kann  jeder  Zeit  von  jedem  Faktor  der  Gesetzgebung  geitend  gemacht  werde 
Sie  kann  picht  geheilt  werden  durch  irgendwelche  Erkl&rungen  and  Besoli 
tioneu;  sondern  ausschliesslich  und  allein  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung. 
Dieser  Dcduktion  wurdc  aus  der  Mitte  der  Versammlung  entgegengesteO 
I  Nach  §  33  des  ZoUvercinsgesetzes  können  Waaren  zur  unmittelbaren  Diud 
fuhr  vom  Grenzzollamt  im  Wege  des  im  §  52  b,  c  n&her  beschriebenc 
Ansageverfahrens  abgelassen  werden.  Gem&ss  §  54  b;  c  können  aof  kurxe 
durch  das  Yereinsgebiet  fahrenden  Strassen  von  der  obersten  Landesfiniitf 
behörde  noch  weitere  Erleichterungen  fQr  die  Durchfuhr  zugelassen  werdei 
Was  unter  ^^kurzer  Strasse'^  zu  verstehen  sei,  habe  das  Gesetz  nicht  defimrt 
die  Bestimmung  darüber  nach  der  klaren  Yorschrift  des  §  54  vielmehr  des 
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Irmegsen   der  Behörde   überwiesen.    Die   für   kurze  Strassen  zuiassigen  Er-   ^'  '*^2- 

Dentschland. 

dehtemngen  seien  darch  das  Gesetz  in  keiner  Weise  limitirt  Nach  dem  uac,  iggi. 
■wölinlichen  Sprachgebranche  ersckeine  es  hiemach  nicht  zweifelhaft^  dass 
18  Absehen  von  jeder  ZoUbehandlong  zol&ssig  seL  WoUe  man  aber  so  weit 
iheo^  an  dem  Begriff  „Erleichteningen^^  in  der  Weise  festzolialten^  dass  immer 
)Gh  eine  positive  Th&tigkeit  der  ZoUbehörde  einerscits  wie  der  Führer  der 
illpflichtigen  Waaren  andererseits  zu  verlangen  sei,  so  müsse  auch  anerkannt 
srdeo^  dass  eine  solche  Tb&tigkeit  darch  das  Regulativ  gefordert  sei,  indem 
e  Schiffe  wHhrend  des  Dorchganges  darch  das  ZoUgebiet  von  Lootsen  be- 
eitet  sein  mOssen^  welche  aaf  das  Zollinteresse  beeidet  sind  and  die  in  §  19 
}s  Regolativs  nfther  bescbriebenen  ZoUfunktionen  aaszaüben  haben^  die  Schiffs- 
ihrer  aber  die  vorgeschriebenen  Zeichen  anbringen  mussen.  Das  Regulativ 
)reche  nor  ton  Befreiangen,  welche  eintreten,  wenn  man  der  regulativm^sigen 
ollbehandlang  sich  föge.  Dass  die  oberste  Landesfinanzbehörde  eines  Bondes- 
aates  berechtigt  sei;  die  ihr  zustehenden  Befagnisse  dem  über  ihr  stehenden 
•ondesrathe  za  flbertragen^  sei  nach  allgemein  anerkannten  and  gehandhabten 
nmds&tzen  nicht  bestreitbar.  Die  Behauptang;  dass  der  Transitverkehr  von 
er  See  nach  dem  Freihafengebiete  Hambargs  and  umgekehrt^  so  wie  ge- 
^heo;  nar  darch  Gesetz  geregelt  werden  könne,  sei  also  durchaas  hinfWig.' 

Begierungsseitig  warde  dieser  Aasffihrang  zugestimmt  und  dabei  daraaf 
iDgewiesen^  dass  aach  die  8  Meilen  lange  Strecke  von  Bremerhaven  nach 
tremen  als  eine  karze  vom  Bandesrathe  behandelt  worden  sei.  Aasserdem 
wtOQte  der  hamborgische  Senator  Herr  Yersmann^  dass  ihm  der  GedankC; 
lass  die  Eompetenz  des  Bandesrathes  zam  Erlasse  der  fraglichen  Bestimmangen 
testritten  werden  könne^  noch  gar  nicht  gekommen  sei,  und  dass  er  es  aach 
tti  sacblichen  Grttnden  sehr  bedaaern  würde,  wenn  dem  Bandesrathe  eine 
SQkhe  Kompetenz  nicht  beiwohnen  würde. 

Ein  Mitglied  der  Eommission  wies  nunmehr  daraaf  hin^  dass  bei  der 
UdLossion  fiber  §  1  des  Amendements  mit  darchschlagendem  Erfolge  geitend 
SeiHacht  worden  sei,  dass^  weil  rechtliche  Zweifel  über  die  Anwendbarkeit  des 
Artikels  34  der  Beichsverfassnng  best&nden,  weil  aber  die  verbündeten  Regie- 
nogen  dasselbe  wollten,  was  im  §  1  aasgesprochen  werde,  nicht  einzasehen 
^  weshalb  die  Regierangen  der  Regelang  durch  Gesetz  widerstreiten  soUten. 
'Gonaa  dieselbe  Schlassfolgerang  gelte  hier,  nar  seien  nicht  allein  Zweifel, 
Modem  nach  Ansicht  des  Mitgliedes  nnwiderlegliche  Rechtsgrttnde  geitend  ge- 
BiMlit,  dass  die  Regierangen  ohne  Gesetz  solche  Anordnnngen  nicht  treffen 
l^en.  Ohne  die  gesetzliche  Garantie  für  die  onbehinderte  Zngangigkeit  zam 
Preihafengebiete  sei  ihm  die  Annahme  der  Yorlage  anmöglich. 

Hierauf  warde  erwidert,  dass  die  vom  Yorredner  behanptete  Analogie 
^t  vorliege.  Bei  §  1  des  Amendements  habe  es  sich  am  eine  anthentische 
^terpretation  einer  Yerfassangsbestimmang,  nicht  om  Befagnisse  des  Bundes- 
^thes  zur  Aasführong  von  Gesetzen  gehandelt  Uier  aber  sei  die  Eompetenz 
les  Bandesrathes  in  Frage  gestellt.    Der  vom  Yorredner  betonte  hohe  Grad 
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Nr.  7M2.  ^gj.  Zweifelhaftigkeit  könne  durchaus  nicht  anerkannt  werden.  Die  Zweifel 
Dec.  1881.  der  Antragsteller  seien  bishcr  nirgends  aafgcstossen,  wie  das  Vorgehen  des 
Bnndcsrathes  und  das  Verbalten  Hambargs  zeige;  sie  seien  ausserdem  als  wide^ 
legt  zn  erachten.  Wenn  man  abcr  auch  die  Zweifelhaftigkeit  der  Frage  aa- 
erkennen  woUtC;  so  sei  es  gewiss  nicht  angezeigt,  dieselbe  gegenüber  der 
Yorlage  und  zu  cinem  Zeitpnnkte  aaf  die  Spitzc  zu  treiben,  in  welchem  eiae 
Revision  der  Bestimmnngen  des  Zollgesetzes  bereits  in  Anssicht  gestellt  seL 

In  der  ersten  Lesung  warde  das  Amendement  mit  11  gegen  8  Stimneii 
angenommcn.  In  der  zweiten  Lesung  wiederholte  sich  der  Widerstand  der 
Vertreter  der  verbündcten  Regierungen  und  der  Meinungsstreit  onter  den  Hit- 
gliedem  der  Eommission;  es  wurde  jedoch  aus  der  Mitte  der  letzteren  event. 
die  Annahme  folgender  Resolution  in  Antrag  gebracht: 

Der  Reichstag  wolle  beschlicsscn:  ||  die  Erwartung  auszusprechen,  dass  — 
in  Gemassheit  des  zwischen  dem  Bundesrathe  und  dem  Senate  der  Stadt 
Hamburg  auf  Grund  des  an  den  hanseatischen  Herm  Ministerresidenten  ge- 
richteten Schreibens  des  Herrn  Reichskanzlers  vom  27.  Mai  v.  J.  erzielteo 
EinverstHndnisses  —  die  Befreiung  von  jeder  zoUamtlichen  Behandlong  ftr 
die  zwischen  der  See  und  dem  Freihafengebiete  Hamburg  und  umgekehrt  onter 
^^oUflagge  und  Leuchte  transitirenden  Schiife  eine  dauemde  Einrichtnng  sein 
werde  und  dass  dieselbe ;  falls  sie  sich  sp^ter  als  ungeeignet  erweisen  soUtey 
nur  durch  eine  solchc  Einrichtung  ersetzt  werde ;  welche  eine  grössere  Er- 
schwerung  des  Transitverkehrs  nicht  mit  sich  bringt 

Der  königlich  preussische  Herr  Finanzminister  erkl^rte^  dass  er  fflr  seiDe 
Person  gegen  die  Resolution  niclits  einzuwenden  habe. 

Nachdem  eine  auf  Vermittelung  gerichtete  andere  Fassung  des  Amende- 
ments  mit  12  gegen  9  Stimmen  abgelehnt  worden  war^  fiel  das  Amendemeiit 
selbst  mit  demselben  Stimmenverh^ltnisse,  wogegen  die  Resolution  mit  14  gegeo 
7  Stimmen  angenommen  wurde. 

Zu  §  5  des  Amendement s.  Dem  Antrage  wurde  entgegengestellti  dS0S 
die  Festsetzung  des  Grenzbezirkes  zur  Eompetenz  des  Bundesrathes  gehore,  j 
Ferner  wurde  regierungsseitig  erkl&rt,  dass  allerdings  die  Absicht  bestehe^  dem 
ZoUgesetze  entsprechend,  zwischen  dem  Freihafengebiete  und  der  Wohnstadt 
Hamburg  einen  Grenzbezirk  zu  bestimmen;  über  die  Art  und  Breite  des  SQ 
schaffenden  Grenzbezirkes  sei  N&heres  noch  nicht  festgestellt  worden.  (Jfit 
Rflcksicht  auf  diese  Mittheilung  sowie  in  Erw&gung,  dass  fflr  eine  etwa  erfo^ 
derlich  werdende  gesetzliche  Regelung  dieses  Punktes  noch  Zeit  genug  VD^ 
handen  sei,  Hessen  die  Antragsteller  den  §  5  fallen. 

Zu  §  6  des  Amendement s.  Reichsregierungsseitig  wurde  geitend  g0* 
macht,  dass  das  Verh^ltniss  der  in  Hamburg  vom  Reiche  benutzten  Zollgebftode 
und  Reyisionsanst^lten  ein  ausserordentlich  zweifelhaftes  sei.  Der  Grond  osd 
Boden  sei  seiner  Zeit  von  Hamburg  hergegeben  worden;  alsdann  seien  w 
Mitteln  des  Reiches  und  des  Staates  Hamburg  die  Gebliudp  aufgefElhrt  ond 
dem  Reiche,  beziehungsweisc  Preussen,  zur  Benutzung  flberlassen  worden.    ^ 


ZollansehloBt  HambnrgB  und  der  onteren  Elbe.  89 

köDDen  hiernach   die  Geb&ade   nicht  als  Eigenthum   des  Reiches   angesehen   ^^'  '***• 

Ddiitscblftnd. 

irerden.  |j  Anlangend  die  Nachsteuer,  so  sei  Hamburg  gegenüber  dieselbe  Kon-  oec.  irsi. 
lession  gemacht  worden,  welche  seiner  Zeit  Lflbeck  erhalten  habe,  and  sei  mit 
iöcksicht  hierauf  von  einer  gesetzlichen  Regelung  dieses  Ponktes  abgesehen 
rorden.  ||  Die  finanzielle  Bedeatnng  der  Ueberweisnng  des  Nachsteuerertrages 
ei  nicht  so  erheblich;  wie  man  vielleicht  aaf  den  ersten  Bliek  anzanehmen 
Boeigt  seL  Von  der  Nachversteuerang  würden  keineswegs  alle,  am  Tage  des 
lollaoschlusses  an  Hamburg  vorhandcnenWaaren  betroffen  werden.  AlleWaaren 
eutschen  Ursprungs  blieben  von  der  Nachsteuer  befreit;  ferner  würde  in  der 
tegel  auch  eine  Reihe  ausl&ndischer  Waaren,  welche  bei  der  Einfuhr  zoll- 
flichtig  sein  wflrden,  steucrfrei  gclassen,  um  die  Erhebung  nicht  zu  sehr  zu 
ompliziren;  der  bei  dem  ZoUanschluss  von  Lübeck,  Mecklenburg  und  von 
inigen  hamburgischen  Gebietstheilen  1868  zur  Anwendung  gekommene  Nach- 
tenertarif  umfasstc  nur  etwa  20  Artikel.  Aber  auch  von  den  nachsteuer- 
iiicbtigen  Waaren  werde  der  grösste  Theil  der  Nachsteuer  entzogen,  indem 
r  in  das  Freihafengebiet  überführt  oder  auf  Privatlager  unter  Zollaufsicht 
enommen  werde.  Für  die  Nachversteuerung  verblieben  demnach  eigentlich 
ar  die  Vorrlltlie  der  Detailh&ndler;  der  Grosshlindler  müsse  sich  die  Möglich- 
eit  offenhalten,  die  Waaren  unverzoUt  nach  dem  Auslande  oder  an  Cross* 
i&ndler  im  Zollgebiete  weiter  verkaufen  zu  können.  ||  Hamburgischerseits  sei 
leshalb  bei  den  Yerhandlungen  auch  weniger  aus  finanziellen  als  aus  wirth- 
chaftlichen  Gründen  die  Ueberweisung  des  ganzen  Nachsteuerertrages  dringend 
[ewünscht  Die  mit  der  Nachversteuerung  fast  unvermeidlich  verbundene  Ge- 
ch&ftssperre,  welche  in  Hamburg  vielleicht  wochenlang  werde  dauem  mussen, 
tae  nur  durch  eine  koulante  Handhabung  der  Nachsteuerrevision  etwas  er- 
öchtert  werden;  den  kleineren  Geschftftstreibenden,  Detaillisten,  Handwer- 
birn  etc.  müssten  lange  Ereditfristen,  Erm&ssigungen  und  Unterstützungen  ge- 
'Uirt  werden,  wenn  nicht  allein  durch  die  Maassregel  der  Nachversteuerung 
iele  Existenzen  bedroht  werden  sollten.  Endlich  werden  Unterstützungen  und 
^üligkeitsentschSldigungen  in  Nothfóllen  an  die  zu  dislozirenden  Bewohner  des 
''reihafenbezirks  unvermeidlich  sein.  Alle  diese  Uebergangsverhë.ltnisse  würden 
^esentlich  erleichtert  werden,  wenn  das  Reich  bei  dem  finanziellen  Ertrage 
Ier  Nachsteuer  nicht  betheiligt  wë-re.  ||  Wahrend  in  der  Kommission  die  Zweifel- 
'^ftigkeit  der  Eigenthumsverh&ltnisse  an  den  ZollgebSluden  und  Revisionsan- 
^ten  allgemein  anerkannt  wurde,  wurde  bezüglich  der  Nachsteuer  von  einem 
"^^1  der  Kommission  mit  grossem  Nachdrucke  behauptet,  dass  hier  eine  ge- 
B^liche  Regelung  unentbehrlich  sei.  ||  Die  Kommission  verst&ndigte  sich  dahin, 
^  68  sich  empfehlen  würde,  beide  Punkte  zur  Zeit  der  Ausführung  des  Zoll- 
'ischlasses  durch  geeignete  Vermerke  im  Reichshaushaltsetat  zur  Erledigung 
*  bringen,  worauf  der  Paragraph  zurückgezogen  wurde. 

Zn   §   7   des   Amendements.    Der  Antrag  1   wurde  zu  Absatz  dahin 

^vut,  dass  nach  der  Reich sverfassung   nur  die  Kosten  für  die  Zollllmter 

der  Grenze  mit  dem  Auslande  und  im  Grenzbezirke  zu  ersetzen  seien,  nach 
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Nr.  7642.  ^gj.  Vereinbarung  es  aber  den  Anschein  gewinne,  als  ob  der  Ersatz  der  Koste 
Dec.  1881.  für  alle  ZoUstellen  beabsichtigt  sei.  Dicse  Abweichnng  von  den  gesetzlichc 
Vorschriften  erfordere  eine  gesetzlicbe  Feststellong.  ||  Der  königlicb  preoss 
sche  Herr  Finanzminister  erkl&rte,  dass  die  Organisation  der  Hamburger  Zol 
verwaltung  sicb  noch  nicht  übersehen  lasse  and  dass  im  Hambarger  Gebie 
wahrscheinlich  nar  Aemter  an  der  Grenze  and  im  Grenzbezirke  erricht 
werden  würden;  dieser  Pankt  werde  also  zweckmSissig  ciiier  spateren  Regnl 
rang  za  überlassen  sein^  zamal  eine  anderweitige  Regelang  der  in  Gem&s8h( 
des  Art  38  den  Einzelstaaten  za  gewahrenden  Entsch&digangen  in  Aossic 
genommen  sei.  ||  Aaf  die  Frage^  wie  die  Bestimmang  in  Absatz  2  gerecbtferti 
werde^  erkl&rten  die  Herren  Vertreter  der  Begierangen^  dass  dasselbe  k 
kommen  seiner  Zeit  mit  Lübeck  and  früher  mit  anderen  in  den  ZoUrere 
eintretenden  Bandesstaaten  getroffen  worden  sei.  ||  Die  Eommission  erkl&i 
sich  dahin^  dass  es  zweckmassig  erscheine^  aach  diesen  Punkt  seiner  Zeit  dar 
den  Reicbsbaashaltsetat  za  regeln.  ||  Die  Antragsteller  zogen  hiemach  d 
Paragrapben  zarück. 

Ueber  §§  2  and  3  der  Vorlage  erhob  sich  eine  Debatte  nicht;  dieselb 
warden  in  der  1.  Lesang  einstimmig^  in  der  2.  Lesang  mit  16  gegen  5  Stimin 
angenommen. 

Die  Unterschrift  des  Gesetzes  warde  in  der  1.  Lesang  mit  Rücksicht  a 
die  Annahme  des  §  1  des  Amendements  einstimmig^  wie  folgt,  angenommen 
Gesetz^  betreffend  die  Aasffihrang  des  Anschlasses  der  freien  and  Hansesta 
Hambarg  an  das  deatsche  ZoUgebiet 

In  der  2.  Lesang  warde  die  Ueberschrift  mit  16  gegen  5  Stimmen  fl 
genommen.  ||  Mit  demselben  Stimmenverh&ltnisse  erfolgte  die  Annahme  d 
ganzen  EntwarfeS;  wie   er   sich   nach   den  Beschlüssen  der  Eommission  l 

staltet  bat 

Es  véi*dient  hervorgehoben  za  werden,  in  welcher  Weise  3  MitgUeder  c 
Eommission,  welche  den  Standpankt  der  Majorit&t  zar  Vorlage  im  Allgemeii 
nicht  theilten,  motivirten,  dass  sie  schliesslich  für  dieselbe  stimmten.  I 
eine  dieser  Mitglieder  sah  in  der  Annahme  der  Vorlage  die  Befriedigang  eii 
nationalen  Wansches,  eine  definitive  Regelang  der  deatschen  Grenzen  n 
darin  einen  darchschlagenden  Gesichtspankt;  ein  zweites  berief  sich  dara 
dass  man  in  Hambarg  den  Anschlass  wünsche;  der  dortige  Handel  branc 
Rahe,  and  wcnn  Rechtszweifel  blieben,  so  trüge  die  Reichsregierong  hieri 
die  Yerantwortang.  Das  dritte  Mitglied  endlich  führte  aas,  dass  ihm  der  b 
herige  Zastand  als  der  fttr  die  Interessen  des  deatschen  Reiches  wünschei 
werthe  erscheine;  die  Vorlage  sei  aber  ein  nicht  za  vermeidendes  üebel,  n 
werde  deshalb  er  fQr  dieselbe  stimmen. 

Es  erübrigt  noch,  über  eine  der  Eommission  vorliegende  Petition,  dat 
aas  Winsen  a.  d.  Lahe  ?om  6.  Dezember  pr.  and  anterzeichnet  von  R.  Siev( 
und  56  Genossen,  za  berichten.  ||  Die  Petenten  führen  aas,  dass  darch  d 
Zollanschlass  Hambargs  dem  Detailgeschaft,  dem  Eleingewerbe  and  dem  Has 
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rerk  der  Umgegend  Hamburgs  ausserordentlich  schwere  Sch&digungen,  nament-   ^''  '•^^ 

Dentsohlind. 

ich  darch  das  Verwenden  von  Handlongsreisenden^  durch  das  Hausirgewerbe  Dec.  issi. 
nd  die  Wanderl&ger  erwachsen  würden.  Wenn  gleichwohl  die  Interessen  des 
leiches  die  Aufhahme  Hambnrgs  in  das  Zollgebiet  erfordern  soUten^  so  bitten 
etenten  ||  „der  Reichstag  woUe  beschliessen;  dass  die  Wanderl&ger  und  das 
iaosiren  in  der  Umgebong  Hamburgs^  speziell  in  den  Ereisen  Harbnrg^  Lttne- 
org  nnd  Stade,  dorchans  verboten  werde/^  ||  Die  Eommission  erachtet  die 
etition  durch  die  stattgehabten  Berathongen  fOr  erledigt 
Die  Eommission  beantragt  demgem&ss: 

1.  Der  Reichstag  wolle  beschliessen:  ||  dem  Gesetzentwarfe,  betreffend 
en  Beitrag  des  Reiches  za  den  Eosten  des  Anschlosses  der  freien  and  Hanse- 
tadt  Hambarg  an  das  deatsche  Zollgebiet,  in  der  aas  der  nachstehenden  Zn- 
unmenstellong  ersichtüchen  Fassung*)  die  verfassungsmassige  Zastimmang  zu 
rtheilen; 

2.  die  Petition  des  R.  Sievert  and  Genossen,  datirt  aas  Winsen  a.  d.  Lahe 
om  6.  Dezember  pr.  —  U.  Nr.  187  — ,  dorch  die  Beschlttsse  über  den  za 

bezeichneten  Gesetzentwurf  fOr  erledigt  zu  erachten; 

3.  folgender  Resolution:  ||  „die  Erwartung  auszusprechen,  dass  —  in 
remissheit  des  zwischen  dem  Bundesrathe  und  dem  Senate  der  Stadt  Hamburg 
of  Grond  des  an  den  hanseatischen  Herrn  Ministerresidenten  gerichteten 
<;]ureibens  des  Herrn  Reichskanzlers  vom  27.  Mai  v.  J.  erzielten  Einverstftnd- 
isses  —  die  Befreiung  von  jeder  zollamtlichen  Behandlung  fQr  die  zwischen 
er  See  und  dem  Freihafengebiet  Hamburg  und  umgekehrt  unter  ZoUfiagge 
nd  Lcachte  transitirenden  Schiffe  eine  dauemde  Einrichtung  sein  werde  nnd 
^  dieselbe,  falls  sie  sich  sp&ter  als  nngeeignet  erweisen  soUte,  nur  durch 
i&e  solche  Einrichtung  ersetzt  werde,  welche  eine  grössere  Erschwerung  des 
Witverkehrs  nicht  mit  sich  bringt^  die  Zustimmung  zu  ertheilen. 

Berlin,  den  10.  Januar  1882. 

Die    sechste    Eommission. 

T.  Bamberger  (Vorsitzender).  Staudy  (Berichterstatter).  Graf  von  Adel- 
i^nn.  Dr.  Barth.  Graf  von  Behr-Negendank.  Büsing.  Dr.  H&nel. 
'•  Earsten.  von  Eleist-Rëtzow.  Dr.  Lasker.  Leuschner  (Eisleben). 
eier  (Bremen).  Dr.  Meyer  (Jena).  Frhr.  v.  Minnigerode.  Dr.  Reichens- 
-'ger  (Olpe).  Sandtmann.  Dr.  Schwarzenberg.  Dr.  Freiherr  von 
-horlemer-Alst     Graf  von  Waldburg-Zeil.     Freiherr  von  Wangen- 

heim.    Dr.  Windthorst 


*)    Gleichlautend  mit  dem  Gesetze  bis  aof  den  fehlenden  Abs.  2  des  §  8. 

A.  d.  Bed. 
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Vr.  7648. 
Deatschland.  A  U 1  a  g  6     L 

Dee.  1881. 

Üegulaiiv,  betreffend  dk  zóUamtliche  Behandlung  der  Waaren-Ein-,  Atis-  nnd 
Durchfuhr  nuf  dem  zum  deiUseJien  ZóUgelnete  gehörigen  TheiU  der  Unferdbe, 

§  1- 

I.    Abfertigangsverfahren. 

1.   Durcbgangcverkehr  diirch  den  zum  Zollgebiet  gebörigen  Theil  der  Unterclbe  von 
imd  iiach  den  ïlafenortcn  Hamburg,  Altona  und  Harbnrg  mit  Schiffen,  welche  emen 

Lootsen  an  Bord  haben. 

Scbiffe,  welche  über  die  Zollgrenze  bei  Cuxbaven  aus  der  See  eingeheik 
und  aaf  der  Unterclbe  direkt  nach  Hambarg^  Altona  oder  Harbnrg  bestimmt: 
sind,  sowie  diejenigen  Schiffe,  welche  von  einem  dieser  Hafcnorte  direkt  übeir 
die  Zollgrenze  bei  Cuxbaven  in  See  geben,  sind,  sofern  sic  einen  Lootsen  mok. 
Bord   haben  y   beim  Transit   durch   den   zum  Zollgcbicte  gehörigen  Thcil  dev* 
Unterclbe  von  jeder  zollamtlichcn  Anmcldung  und  Abfertigung  befreit,  wenxi 
sic  beim  Betreten  des  Zollgebietes  und  dcmnSlchst  unausgesetzt  w&hrend  dei: 
Fahrt  durch  dasselbe  nachstehende  Zeichen  führen:  ||  a)   am  Tage,  d.  h.  vc^n 
Sonnenaufgang  bis  Sonnenuntergang;  am  hintercn  Mastc  —  und  zwar  in  der 
Regel  an  der  Gaffel  —  oder  auf  dem  Flaggenstock  am  Heek  eine  Flagge  von 
1^  m  Lftnge  und   1;^  m  Breite^   diagonal  in  eine  schwarze  und  eine  weisse 
Hftlfte  getheilty   so   dass  die  schwarze  H&lfte  unten  und  am  Stock  sich  be- 
findet  und  ||  b)  bei  Nacht  zwei  Latemen  und  zwar  die  obere  mit  weissem,  die 
untere  mit  grünem  Lichte  an  der  Stelle,  wo  am  Tage  die  zu  a  erw&hnte  Zoll- 
flagge  gezeigt  wird.     Kleinere  Schiffe  können  die  Laternen  auch  zwischen  dem 
hinteren  Mast  und  Want  ffibren.  ||  Die  Laternen  mussen  so  eingerichtet  und 
angebracht  sein,  dass  sie  nicht  nach  vorn  scheineu;  sondern  ein  gleichmftssiges 
und  ununterbrochenes  Licht  über  einen  Bogen  des  Horizonts  von  12  Eompass* 
strichen  und  zwar  6  Strich  nach  jeder  Seite  hinten  hinauswerfen. 

SoU  die  Nationalflagge  gleichzeitig  gezeigt  werden ,  so  ist  die  Zollflagge 
unter  derselben,  jedoch  an  derselben  Leine,  zu  bissen  und  zu  führen. 

§  2. 
Mussen  Schiffe  dieser  Art  auf  dem  Zollgebiet  der  Elbe  leichtem,  so  haben 
auch  die  dazu  verwendeten  Fahrzeuge  vom  Beginn  der  Leichterung  ab  die 
2^1lflagge;  bezw.  Leuchte,  zu  führen.  Es  kann  Begleitung  derselben  angeordnet 
werden.  ||  Aus  Hamburg,  Altona  oder  Harburg  kommende  Schiffe,  welche  ledig- 
lich  Waaren  führen,  die  den  in  See  gehenden  Schiffen  im  Zollgebiete  noch  bei- 
geladen werden  sollen,  haben  bis  zu  ihrer  völligen  Entladung  gleichfalls  die 
vorstehend  gedachte  Zollflagge,  bezw.  Leuchte,  zu  führen.  ||  Die  Ueberwachung 
der  Entladung  kann  angeordnet  werden. 

§  3. 
Schiffe  unter  Zollflagge,  bezw.  Leuchte,  haben  stets  das  Uauptfehrwasser 
der  Elbe  einzuhalten,   ihre  Fahrt  ohne  willkürlichen   Aufenthalt  fortausetien 
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and  jedes  Verkehrs  mit  dem  Lande   und   mit  anderen  Schiffen  sich  zu  ent-   ^''  ''•**• 

DentiehlAad. 

halten.  ||  Werden  in  Folgc  von  Naturereignisscn  oder  Unglücksföllen  Abwei-  oec  lasi. 
ehoDgen  von  vorstehender  Vorschrift  nothwendig,  odcr  mussen  Leichterangen 
stattfinden^  so  ist  hiervon  dem  n&chsten  Zollamto  oder  Zollkreuzer  baldthunlichst 
Anzcige  zu  machen.  ||  Die  Annahme  von  Bugsirdampfern  ist  allgemcin  ge- 
stattet.  p  Der  Zutritt  zu  den  nnter  Zollflagge  oder  Leuchte  fahrenden  Schiffen 
ond  der  Abgang  von  denselbeu  wahrend  der  Fahrt  im  Zollgebiet  ist  regel- 
m&ssig  nnr  ZoUbeamten,  Lootsen^  sowie  den  das  polizeiliche  Interesse  wahr- 
nehmenden  Beamten^  und  zwar  nur  znr  Wahrnehmung  ihrer  amtlichen  Funk- 
tionen,  criaubt  Ansnahmsweisc  ist  der  Zutritt;  bezw.  der  Abgang,  auch  anderen 
Personen  gestattet,  wenn  sic  mit  einer  zollamtlichen  Legitimation  versehen 
sind,  sowie  bei  Unglücksf allen ,  wenn  Gefahr  im  Yerzuge  ist,  auch  solchen 
Personen,  welche  zur  Rettung  von  Menschen,  Schiff  und  Ladung  Httlfe  leisten 
sollen. 

§4. 

Tritt  w&hrend  der  Fahrt  einc  Yer^nderung  in  dem  Bestimmungsorte  eines 
Schiffes  derart  ein,  dass  dasselbe  zur  Führung  der  Flagge  und  Leuchte  nach 
§  1  nicht  mehr  berechtigt  sein  würde,  so  muss  hiervon  dem  niichsten  Zoll- 
•mte  oder  Zollkreuzer  sofort  Anzeige  gemacht  und  die  zoUamtlichc  Abfertigung 
beantragt,  bis  zu  deren  Beginn  aber  die  Zollflagge,  bezw.  Leuchte,  beibehalten 
werden. 

§5. 
2.  Anderweiter  Waarenverkehr  auf  der  Unterelbe. 

Die  zoUamtliche  Behandlung  des  Waarenvcrkehrs  zwiscflcn  der  See  und 
to  Hafenorten  Hamburg,  Altona  und  Harburg,  soweit  dieser  Verkehr  durch 
fcluffc  vermittelt  wird,  welche  keinen  Lootsen  an  Bord  haben,  sowie  des 
Wiarenverkehrs  zwischen  der  Sce  und  anderen  als  den  vorstehend  genannten 
*^  Orten  an  der  Unterelbe,  erfolgt  nach  den  desfallsigen  allgemeinen  Vor- 
schriften  des  Vereinszóllgesetzes  und  den  zur  Ausführung  desselben  ergangenen 
^stimmungen,  soweit  nicht  nachstehend  hiervon  abweichende  Anordnungen 
Uetroffen  sind. 

§6. 
a.   Abfertigung  bei  Cnxliaven. 

Zum  Zwecke  der  zollamtlichen  Behandlung  wird  auf  einem  bei  Cuxhaven 
^tionirten  Wachtschiffe  cin  NcbenzoUamt  I  errichtct,  welches  zugleich  als 
Aösageposten  in  Gemasshcit  des  §  74  des  Vereinszóllgesetzes  fungirt.  ||  Das 
^^chtschiff  führt  bei  Tage  die  Reichsflagge  und  bei  Nacht  drei  weisse  Lichter. 
*^^e  Zeichen  sind  an  dem  Schutzhöft  des  Quarantanehafens  angebracht 

§7. 
Die  Schiffsftihrer,  welche  seewirts  über  die  Zollgrenze  bei  Cuxhaven  ein- 
^^hen  und  der  Abfertigung  daselbst  bedürfen,  mussen,  falls  sie  nicht  vor  Anker 
^^hen  wollen,  rechtzeitig  beidrehen  und  den  sich  an  Bord  begebenden  Abfer- 
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Rr.  7642.   tigUDgs-  und  BegleituDgsbeamten  das  Anbordkommen  sowie  den  Wiederabgai 

«atoebluid 
Deo.  1881. 


"  vom  Schiffe  nach  Seegebrauch  möglicbst  erleichtern. 


§8. 

Schiffe,  welche,  aas  einem  inl&odischen  Hafen  kommend,  über  die  Zo' 
grenze  darch  das  Elotzenloch  oder  die  Nordergründe  eingehen,  haben  in  Sic 
des  Zollkreozers  beizadrehen  and ''die  ^evision  darch  denselben  abzawarten. 

§  9. 
Die  Beamten  des  Nebenzollamtes  können,  wenn  eine  Revision  sich  n 
hinreichender  Sicherheit  bewirken  l&sst,  zollfreie  Ladangen  sofort  in  den  (rei 
Yerkehr  setzen,  anch  einzelne  zollpflicbtige  Gegenstande,  welche  an  Bord  d 
Scbiffes  sich  ()efinden,  aof  Grand  mündlicher  Deklaration  vollstandig  a 
fertigen. 

§  10. 

Soll  die  schliessliche  Abfertigang  nicht  beim  Wachtschiffe,  sondem  1 
einer  anderen  als  GrenzzoUamt  fnngirenden  ZoUstelle   erfolgen,   so  bat  d 
Schiffsfflhrer  den  an  Bord  gekommenen  Beamten  des  Wachtschiffes  gegenül: 
die    im    §   74   des   YereinszoUgesetzes    vorgeschriebenen   Yerpflichtungen 
erfOllen. 

§  11- 

Eann  wegen  ungünstiger  Witterang  die  Abfertigang  beim  Wachtschi 
nicht  erfolgen,  so  wird  dies  dadarch  za  erkennen  gegeben,  dass  aaf  de 
Schatzhöft  des  tjaarant&nehafens  von  Caxhaven  bei  Tage  die  ZoUflagge  g 
strichen  ist,  bei  Nacht  aber  die  drei  weissen  Lichter  fehlen.  ||  Die  Schü 
können  dann,  ohne  anznhalten,  das  Wachtschiff  passiren;  sie  haben  sich  ab 
bei  dem  zaerst  von  ihnen  angetroffenen  Zollkreazer  zn  melden,  woraaf  v( 
der  Besatzang  desselben  nach  erfolgter  Deklaration  seitens  des  Schiffsfflhre: 
die  Abfertigang,  wie  sie  beim  Wachtschine  h&tte  vorgenommen  werden  soUe 
nachtr&glich  bewirkt  wird.  ||  Begegnet  ein  solches  Schiff  keinem  Zollkreoze 
so  bat  es  bei  der  seinem  Bestimmangsort  zand,chst  belegenen,  sp&testens  ab< 
bei  der  ZoUstelle  za  Brunshaasen  zar  Revision  and  Abfertigang  sich  za  stellen. 
Schiffe  dieser  Art  haben  von  Caxhaven  ab  am  Tage  eine  weisse,  mit  einei 
diagonalen,  von  Ecke  za  Ecke  darchschneidenden  schwarzen  Streifen  versehei 
Flagge  and  bei  Nacht  zwei  Laternen  fibereinander,  die  obere  mit  grflnem,  di 
antere  mit  weissem  Lichte,  and  zwar  beide  Zeichen  an  der  im  §  1  angegebenc 
Stelle  za  fflhren.  ||  Die  Laternen  mussen  im  übrigen  von  derselben  Einrichtoo 
sein,  wie  im  §  1  vorgeschrieben  ist 

§  12. 
Von  der  Anmeldang  beim  Wachtschiffe  befreit  sind   leere   oder  nar  i 
Ballast  fahrende  Schiffe  and  solche  Fischerfahrzeage,  welche  nar  frische  foU 
freie  Erzeagnisse  des  Meeres  einführen. 
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13.  Nr.  7642. 

b.  Abfertigung  bei  Altona.  ^^  iggj  ' 

Die  flber  die  ZoUgrenzc  bei  Altona  eingehcnden  Schiffe  erhalten  ihre 
Abfertigung  nach  der  Bestimmung  der  Zollbehörde  cntweder  bei  der  aaf  dem 
Nenmflhlcner  Quai  oder  bei  der  auf  Pontons  untcrhalb  dcsselben  befindlicken 
ZoUstelle.  ||  Der  Anmeldung  unterliegcn  auch  solche  Schiffe  ^  welchc  verpackte 
zoUfreie  Gcgenstande  geladen  haben.  Dieselben  mussen  uuaufgcfordcrt  bei  der 
ZoUstelle  anlegen. 

§  14. 
Voo   der  Verpfiichtang  zur  Anmeldung   sind   diejenigen  Personendampf- 
sebiffe  befreit,  welche  bereits  bei  einer  ZoUstelle  in  Hamburg^  St  Paali  oder 
Altona  abgefertigt  sind.     Auch  andere  Personendampfschiffe  köunen  von  der 
Anmeldnng  entbnnden  werden. 

§  15. 
Wenn  Schiffe,  die  von  dem  zum  ZoUinlande  gehörenden  Theile  von  Altona 
in  See  ausgeben,  Waaren  geladen  haben,  deren  Ausgang  zollamtlich  erwiesen 
werden  muss,  so  gilt  dicser  Nachwcis  bei  den  zur  Führung  der  ZoUflagge  bezw. 
Lenchte,  berechtigten  Schiffen  als  erbracht,  wenn  zollamtlich  bescheinigt  wird, 
dass  die  betreffenden  Schiffe  mit  ZoUflagge  oder  Leuchte  von  Altona  in  der 
Richtnng  nach  Cuxhaven  ahgcgangen  sind. 

§  16. 
II.    ZoUkontrole  auf  der  ünterelbe. 

Die  Aufsicht  über  den  Schiffsverkehr  auf  der  ünterelbe  wird  dnrch  ZoU- 

tenzer  geübt,  deren  Beamte  bcfugt  sind,  Schiffe  anzurufcn,  an  Bord  der  an- 

i^ltenen,   wie    der  vor  Anker  liegend   angetroffenen  sich  zu   begeben,   die 

Uiffspapierc  cinzusehen  und  die  Schiffe  einer  Rcvision  und  Vorabfertignng  zu 

iffiterwerfen;  auch  können  dieselben  von  ihnen  amtlich  verschlossen  und  besetzi 

^^rden.  ||  Die  ZoUkreuzer  geben  ihre  Absicht,  cinc  Schiff  anzuhalten,  dadurch 

^  ei^ennen,  dass  sie  am  Tage  neben  der  ReichszoUflagge  an  der  Gaffel  einen, 

^  der  Inschrift  „Königlicher  ZoUkreuzer"  verschenen   weissen  Stander  am 

Grosstopp  und  eine  vierkantige  grüne  Flagge  am  Vortopp  bissen,  bei  Nacht 

*k€r  eine  rothe  und  eine  weisse  Laterne  übereinander  zeigen.    Auf  ein  sol- 

^b^s  Zeichen  hat  das  solchergestalt  oder   sonstwie   angerufene  Schiff  beizu- 

^^h^u  and  den  Beamten  Gelegcnheit  zu  geben,  mit  ihrem  Boot  an  Bord  zu 

«ommen,  denm&chst   auch   das  Yerlassen   des  Schiffcs  nach  Seemannsart  zu 

^rteichtem. 

§  17. 

Die  Schiffe  untcr  ZoUflagge,  bezw.  Leuchte,  unterliegen  den  vorstehenden 
^stinunungen  (§  16)  und  können  insbesondere  auch  amtlich  begleitet  und  ver- 
^^«ilossen  werden,  wenn  der  dringende  Verdacht  vorüegt,  dass  eine  üebertretung 
^^^  ZoUvorschriften  stattgefunden  hat  oder  beabsichtigt  wird. 
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S  18 

Dentwhlaiid.  ^ 

Dec.  1881.  lm  Falie  einer  amtlichen  Begleitung  hat  der  Schiffsführer  für  dai 

messene  Onterkommen  der  Begleiter  zu  sorgen,  auch  dieselben  an  den 
zeiten  der  Mannschaften  unentgeltlich  theilnehmen  zu  lassen.  ||  Für  ( 
gleitong  sowie  für  die  Rückbeförderung  sind  keine  Gebühren  za  entricl 

§  19. 
Die  Lootsen  sind  dafür  verantwortlich^  dass  die  von  ihnen  ge 
Fahrzenge  die  Zollflagge^  bezw.  Leuchte,  nicht  nnerlaubter  Weise  on 
abnehmen  oder  anfziehen.  ||  Sie  haben  auch  sonstige  Uebertretungen  de 
vorscbrifteu,  welche  bei  Ansübung  ihrcs  Dienstes  za  ibrer  Eenntniss  k 
möglichst  zu  hindern  und  jedenfalls  znr  n&beren  Untersnchung  sof( 
zuzeigen. 

§  20. 
III.    Strafbestimmungen. 

Zuwiderbandlungen  gegen  die  vorstehenden  Anordnungen  werden^ 
nicht  andere  besondere  Strafgesctze  Platz  greifen^  nach  §  152  des  Yerc 
gesetzes  mit  einer  Ordnungsstrafe  bis  zu  150  Mk.  geahndet. 


A  n  1  a  g  e   II. 

Awtrüge  zum  Gesetzentwurfy  hdrelfeiid  den  Beitrag  des  Reiches  zu  den 
des  Anschlusses  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg  an  das  deuU 

ZoUgébid. 

I.    Dem  Gesetzentwnrf  folgende  Paragraphen  voranszuschicken: 

§  1.  Auf  das  Freihafengebiet  der  Hansestadt  Hamburg^  welches 
den  Antrag  derselben  auf  Ëinschlnss  in  die  gemeinschaftliche  Zollgrenz 
berührt  wird,  findet  Artikel  34  der  Reichsverfassung  fortdauernd  Anw 

§  2.  Der  Anschluss  der  Unterelbe  an  das  ZoUgebiet  erfolgt  dui 
schluss  des  Bundesrathes. 

§  3.  Die  gesammte  ZoU-  und  Steuerverwaltung  im  hamburgischen 
gebiet  —  mit  Ausnahme  der  in  Holstein  belegenen  Enklaven  und  de 
amtes  in  Cnxhaven  für  den  die  Zollgrenze  der  Unterelbe  passirenden  & 
Elbeverkehr  —  wird  von  hamburgischen  Behörden  und  Beamten  ausgc 

§  4.  Die  aus  der  See  nach  dem  Freihafengebiet  Hamburgs  u: 
diesem  nach  der  See  gehenden  Schiffe  bleiben  auch  nach  der^  auf  Be 
des  Bundesrathes  erfolgenden  Yerlegung  der  Zollgrenze  auf  die  Unterel 
der  zollamtlichen  Behandlung  und  von  der  Anmeldepflicht  behufs  der  Yei 
statistik  befreit^  sofern  dieselben  unter  Zollflagge  und  Leuchte  transitirei 
znr  Durchführung  dieser  Anordnung  erforderlichen  Kontrolmaassregeln  bes( 
der  Bundesrath. 
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§  6.    Die  in  das  Zollgebiet  eintretenden  Theile  Hamburgs  werden  als   ^'-  ^•**- 

-  DoutflcUuid. 

Grei^gebiet  nicht  behandelt  Dec,  issi. 

§  6.  Die  vorhandenen  Zollgebftude  and  Revisionsanstalteny  insofern  sie 
nicht  ansser  Gebraach  gesetzt  werden^  gehen  anentgeltlich  in  das  Eigentham 
Bambargs  flber.  ||  Der  Ertrag  der  bei  Anschluss  der  hamburgischen  Oebiets- 
tlieile  an  das  Zollgebiet  nach  n&herer  Bestimmang  des  Bandesrathes  za  erhe- 
knden  Nachsteuer  f&llt  der  Staatskasse  Hamburgs  zu. 

§  7.  Die  Kosten  der  Direktivbehörde  hat  Hamburg  zu  tragen.  Die  Er- 
iUttung  der  übrigen  Kosten  der  Zollerhebung  erfolgt  nach  Maassgabe  der- 
lenigen  BestimmungeU;  welche  kraft  Artikels  38  der  Reichsverfassung,  bezw. 
irtikels  11  und  16  des  ZoUvertrages  vom  8.  Juli  1867,  für  Grenzbezirke 
^iten.  i  Die  Pensionen  der  etwa  ausser  Dienst  tretenden  hamburgischen  Be- 
UQten  der  bestehenden  indirekten  Steuerverwaltung  werden  auf  die  Beichskasse 
fibernommen. 

§§  8  ff.  gleich  §§  1  ff.  des  Entwurfs. 

U.    Die  Ueberschrift  zu  fassen: 
Gesetz,  betreffend  den  Anschfuss  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg 
an  das  deutsche  Zollgebiet 


Nr.  7643.     DETJTSCHLAND.  —  Gesetz,  betreffend  die  Ausführung 

des  Anschlusses  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg 
an  das  deutsche  Zollgebiet 

Nr    764Sk 

Wir,  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  deutscher  Kaiser,  König  von  Preussen  etc.,DentechiwicL 
^erürdnen  im  Namen  des  Beiches,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrathesi<^-^«^''is^* 
^d  des  Beichstages,  was  folgt: 

§  1.  Auf  das  Freihafengebiet  der  Hansestadt  Hamburg,  welches  durch 
ien  Antrag  derselben  auf  Einschluss  in  die  gemeinschaftliche  ZoUgrenze  nicht 
^rflhrt  wird,  findet  Artikel  34  der  Beichsrerfassung  fortdauernd  Anwendung. 

§  2.  Der  Beiehskanzler  wird  erm&chtigt,  der  freien  und  Hansestadt 
^Amborg  zu  den  Kosten  der  Bauten,  Anlagen,  Einrichtungen  und  Expropria- 
i^nen,  welche  durch  den  Zollanschluss  Hamburgs  und  die  mit  demselben  ver- 
'^dene  Umgestaltung  der  bestehenden  Handels-  und  Yerkehrsanlagen  ver- 
'^t  werden,  aus  der  Beichskasse  einen  Beitrag  in  Höhe  der  H&lfte  des 
^borgischerseits  für  die  bezeichneten  Zwecke  festzustellenden  Kostenbedarfs, 
'<^och  höchstens  in  Höhe  von  40000000  Mark  zu  leisten. 

§  3.  Der  Beiehskanzler  ist  befugt,  die  Mittel  zur  Deckung  dieser  Summe 
^  Wege  des  Kredits  flflssig  zu  machen  und  zu  dem  Zwecke  in  demjenigen 
ominalbetrage,  welcher  zur  Beschaffnng  des  bezeichneten  Betrages  erforderlich 
-^^  wird,  eine  verzinsliche,  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  ?om  19.  Juni 
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Nr.  7043.    j[g5g  (Bundes-Gesetzblatt  Seite  339)  zu  verwaltende  Anleihe  aufennehmen  u: 

Deutscbland. 

i6.Febr.i882.  Schatzaüweisungeii  auszugcben.  ||  Die  auf  Grand  dieses  Gesetzes  j&hrlich  za  t€ 
wendenden  Beitr^e  sind  in  den  Eeichshanshaltsetat  des  betreffenden  Jahi 
aufzonehmen. 

§  4.  Die  Bestimmungen  in  den  §§  2  bis  5  des  Gesetzes  vom  27.  Janu 
1875,  betreffend  die  Aufnahme  einer  Anleihe  für  Zwecke  der  Marine-  a 
Telegraphenverwaltung  (Beichs-Gesetzblatt  Seite  18),  finden  auch  aaf  die  na 
dem  gegenwartigcn  Gesetze  aofzanchmende  Anleihe  and  aaszagebenden  Scha' 
anweisangen  Anwendung. 

Urkundlich  onter  Unserer  HöchsteigenhSindigen  Unterschrift  and  beig 
drucktem  Kaiscrlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  16.  Febraar  1882. 

Wilhelm. 

Fürst  von  Bismarck. 
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Nr.  7644.     GBOSSBBITANNIEH    and  VEEEINIGTE    STAATEN    von 

HOED  -  AMEBIKA.    —    Clajton-Balwer-Yertrag    vom 
19.  April  1850. 

Her  Britannic  Majestj  and  the  United  States  of  America  being  desiroos  ^'-  ^•**- 
of  consolidating  the  relations  of  amity  which  so  happilj  sahsist  between  them  brituuüen 
h  setting  forth  and  fixing  in  a  Convention  their  views  and  intentions  with  „  ^^ 

-  >  VewinigU 

^eterence  to  anj  means  of  commnnication  by  Ship-Canal^  which  may  be  con-    suatan 
^ncted  between  the  Atlantic  and  Pacific -Oceans,  by  the  way  of  the  River  ^«n  ^ord- 

Qi   .  Amerika. 

^^  Joan  de  Nicaragua,  and  either  or  both  of  the  Lakes  of  Nicaragua  or  Ma-  i9.ApriU8Ba 
'^^^  to  any  port  or  place  on  the  Pacific  Ocean; 

Her  Britannic  Majesty  has  conferred  fnll  powers  on  the  Right  Honourable 
*■  Henry  Lytton  Bulwer,  a  Member  of  Her  Majesty's  Most  Honourable  Privy 
-^QQcil.  Enight  Commander  of  the  Most  Honourable  Order  of  the  Bath.  and 
^oy  Extraordinary  and  Minister  Plcnipotentiary  of  Her  Britannic  Majesty 
^  the  United  States;  and  the  President  of  the  United  States  on  John  M.  Glay- 
%  Secretary  of  State  of  the  United  States ,  for  the  aforesaid  purpose;  and 
'^  said  Plenipotentiaries  having  exchanged  their  fuU  powers,  which  were  found 
'  be  in  proper  form,  have  agreed  to  the  foUowing  Articles:  — 

Art  L  The  Govemments  of  Great  Britain  and  the  United  States  hereby 
-clare,  that  neither  the  one  nor  the  other  will  ever  obtain  or  maintain  for 
^If  any  exclusive  control  over  the  said  Ship-Canal;  agreeing  that  neither 
^U  ever  erect  or  maintain  any  fortifications  commanding  the  same,  or  in  the 
cinity  thereof,  or  occupy,  or  fortify,  or  colonize,  or  assume  or  exercise  any 
^Qiinion  over  Nicaragua,  Costa  Rica,  the  Mosquito  Goast,  or  any  part  of  Gen- 
^1  America;  nor  will  either  make  use  of  any  protection  which  either  affords, 
may  afford,  or  any  alliance  which  either  has,  or  may  have,  to  or  with  any 
^te  or  people,  for  the  purpose  of  erecting  or  maintaining  any  such  fortifi- 
^tions,  or  of  occupying,  fortifying,  or  colonizing  Nicaragua,  Gosta  Rica,  the 
osqoito  Coast,  or  any  part  of  Gentral  America,  or  of  assuming  or  exercising 
^minion  over  the  same.    Nor  will  Great  Britain  or  the  United  States  take 

7* 
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Nr.  7644.    advantage  of  any  intimacj,  or  use  any  alliance.  connection,  or  inflaence,  that 

britonnien  either  maj  possess  with  any  State  or  Government  through  whose  territory  the 

^f*.      said  canal  may  pass,  for  the  purpose  of  acquiring  or  holding,  directly  or  in- 

staaten    dircctly,  foF  the  subjects  or  citizens  of  the  one,  any  Tights  or  advantages  in 

Ton  Nord-  regard  to  commerce  or  navigation  through  the  said  canal,  which  shall  not  be 

w^priiisBo.  offered,  on  the  same  terms,  to  the  subjects  or  citizens  of  the  other. 

Art.  IL  Vessels  of  Great  Britain  or  the  United  States  traversing  the 
said  canal  shall,  in  case  of  war  between  the  Contracting  Parties,  be  exempted 
from  blockade,  detention,  or  capture  by  either  of  the  belligerents;  and  this 
provision  shall  extend  to  such  a  distance  from  the  two  ends  of  the  said  canal 
as  may  hereafter  be  found  expediënt  to  establish. 

Art  ni.  In  order  to  secure  the  construction  of  the  said  canal,  the  Con- 
tracting Parties  engage  that,  if  any  such  canal  shall  be  undertaken  upon  fair 
and  equitable  terms  by  any  parties  having  the  authority  of  the  local  Goveni' 
ment  or  Govemments  through  whose  territory  the  same  may  pass,  then  the 
persons  employed  in  making  the  said  canal,  and  their  property  used  or  to  be 
used  for  that  object,  shall  be  protected,  from  the  commencement  of  the  said 
canal  to  its  completion,  by  the  Governments  of  Great  Britain  and  the  United 
States,  from  unjust  detention,  confiscation,  seizure,  or  any  violence  whatsoeTer. 

Art.  IV.  The  Contracting  Parties  will  use  whatever  influence  they  rc- 
spectively  cxercise  with  any  State,  States,  or  Governments  possessing,  or  clai- 
ming to  possess,  any  jurisdiction  or  right  over  the  territory  which  the  said 
canal  shall  traverse,  or  which  shall  be  near  the  waters  applicable  thereto,  in 
order  to  induce  such  States  or  Govemments  to  facilitate  the  construction  of 
the  said  canal  by  every  means  in  their  power;  and,  furthermore,  Great  Britain 
and  the  United  States  agree  to  use  their  good  offices,  wherever  or  howeveru 
may  be  most  expediënt,  in  order  to  procurc  the  establishment  of  two  free 
ports,  one  at  each  end  of  the  said  canal. 

Art  y.  The  Contracting  Parties  further  engage  that,  when  the  said  caoal 
shall  have  been  completed,  they  will  protect  it  from  interruption,  seizure,  or 
unjust  confiscation,  and  that  they  will  guarantee  the  neutrality  thereof,  so  that 
the  said  canal  may  for  ever  be  open  and  free,  and  the  capital  invested  therein 
secure.  Nevertheless,  the  Govemments  of  Great  Britain  and  the  United  StateSj 
in  according  their  protection  to  the  constmction  of  the  said  canal,  and  guB^ 
ranteeing  its  neutrality  and  security  when  completed,  always  understand  that 
this  protection  and  guarantee  are  granted  conditionally,  and  may  be  with* 
drawn  by  both  Govemments,  or  either  Government,  if  both  Govemments  or 
either  Government  should  deern  that  the  persons  or  company  undertakisg  or 
managing  the  same  adopt  or  establish  such  regulations  concerning  the  traS^ 
thereupon  as  are  contrary  to  the  spirit  and  intention  of  this  Convention,  either 
by  making  unfair  discriminations  in  favour  of  the  commerce  of  one  of  the 
Contracting  Parties  over  the  commerce  of  the  othcr,  or  by  imposing  oppre»' 
sive  exactions,  or  unreasonable  tolls  upon  passengers;  vessels^  goods,  w^^ 
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nerchandize,  or  otber  articles.    Neither  partj.  however,  shall  withdraw  the   ^'-  '***•' 
foresaid  protection  and  guarautee,  without  first  giving  six  months'  notice  to  briunnion 
be  other.  „  '»»^^ 

Yereinigte 

Art  VL     The  Contracting  Parties   in  this  Gonvention  engage   to  invite    stMten 
'ery  State  with  which  both  or  either  have  friendly  intercourse  to  enter  into  ^®°  ^^^' 

Amerika. 

ipolations  with  them  similar  to  those  which  they  have  entered  into  with  each  i9.ApriU850. 
her,  to  the  end  that  all  other  States  maj  share  in  the  honoor  and  advan- 
ge  of  having  contributed  to  a  work  of  sach  general  interest  and  importance 

the  canal  herein  contemplated;  and  the  Contracting  Parties  likewise  agree^ 
at  each  shall  enter  into  Treaty  stipolations  with  snch  of  the  Central  Ameri- 
in  States  as  they  maj  deern  advisable,  for  the  parpose  of  more  effectually 
irrying  out  the  great  design  of  this  Conyention^  namelj,  that  of  constructing 
ld  maintaining  the  said  canal  as  a  ship  communication  between  the  two  oceans 
ir  the  benefit  of  mankind;  on  equal  terms  to  all;  and  of  protecting  the  same; 
ad  they  also  agree,  that  the  good  offices  of  either  shall  be  emplojed;  when 
3qaested  by  the  other^  in  aiding  and  assisting  the  negotiation  of  such  Treaty 
apulations;  and  should  any  differences  arise  as  to  right  or  property  over  the 
ïrritory;  through  which  the  said  canal  shall  pasS;  between  the  States  or  Go- 
ïmments  of  Central  America^  and  such  differences  should  in  any  way  impede 
r  obstruct  the  execution  of  the  said  canal;  the  Governments  of  Great  Britain 
üd  the  United  States  will  use  their  good  offices  to  settle  such  differences  in 
ie  manner  best  suited  to  promote  the  interests  of  the  said  canal;  and  to 
rengthen  the  bonds  of  friendship  and  alliance  which  exist  between  the  Con- 
acting  Parties. 

Art  VEL  It  being  desirablc;  that  no  time  should  be  unnecessarily  lost  in 
Nnmencing  and  constructing  the  said  canal;  the  Governments  of  Great  Britain 
ld  the  United  States  determine  to  givc  their  support  and  encouragement  to 
ich  persons  or  company  as  may  first  offer  to  commencc  the  samC;  with  the 
^ssary  capital;  the  consent  of  the  local  authorities;  and  on.  such  principles 

accord  with  the  spirit  and  intention  of  this  Convention;  and  if  any  persons 
r  company  should  already  havc;  with  any  State  through  which  the  proposed 
üpcanal  may  pasS;  a  contract  for  the  construction  of  such  a  canal  as  that 
^ified  in  this  Convention;  to  the  stipulations  of  which  contract  neither  of 
e  Contracting  Parties  in  this  Convention  have  any  just  cause  to  object;  and 
6  said  persons  or  company  shall;  moreover;  have  made  preparations  and  ex- 
'Oded  timC;  moncy  and  trouble  on  the  faith  of  such  contract;  it  is  hereby 
^d  that  such  persons  or  company  shall  have  a  priority  of  claim  over  every 
ber  persou;  persons,  or  company;  to  the  protection  of  the  Governments  of 
'^&t  Britain  and  the  United  StateS;  and  be  allowed  a  year;  from  the  date  of 
^  exchange  of  the  ratifications  of  this  Convention ;  for  concluding  their  ar- 
iigementS;  and  presenting  evidence  of  sufficiënt  capital  snbscribed  to  accom- 
sh  the  contemplated  undertaking;  it  being  undcrstood  that;  if;  at  the  expi- 
^^n  of  the  aforesaid  period,  such  persons  or  company  be  not  able  to  com- 
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Nr.  7644.   mence  and  carry  out  the  proposed  enterprise,  then  the  Governments  of  Gw 

britannien  Britain  and  the  United  States  shall  be  free  to  afford  their  proteotion  to  & 

^^       other  persons  or  company  that  shall  bc  prepared  to  commence  and  proce 

skMton    with  the  constraction  of  the  canal  in  qnestion. 

▼onNord-  ^^  yUL    The   Governments   of  Great  Britain   and  the  United  Sta 

le.AprUiSso.  having  not  only  desired^  in  entering  into  this  Gonvention^  to  accomplish  a  p 

ticolar  object,  bat  also  to  establish  a  general  principle,  they  hereby  agree 

extend  their  protection  by  Treaty  stipnlations  to  any  other  practicable  co 

mnnicationsy  whether  by  canal  or  railway,  across  the  isthmas  which  conne 

North  and  South  America;  and  especially  to  the  inter-oceanic  communicatio 

should  the  same  prove  to  be  practicable^  whether  by  canal  or  railway^  wh 

are  now  proposed  to  be  established  by  the  way  of  Tehuantepec  or  Panai 

In  grantingy  however^  their  joint  protection  to  any  such  canals  or  railways 

are  by  this  Article  specified,  it  is  always  understood  by  Great  Britain  i 

the  United  States  that  the  parties  constructing  or  owning  the  same  shall  i 

pose  no  other  charges  or  conditions  of  traffic  thereupon  than  the  afores 

Governments  shall  approve  of  as  just  and  equitable;  and  that  the  same  cu 

or  railways,  bcing  open  to  the  subjects  and  citizens  of  Great  Britfiin  and 

United  States  on  cqual  terms,  shall  also  be  open  on  like  terms  to  the  sabj( 

and  citizens  of  every  other  State  which  is  willing  to  grant  thereto  such  p 

tection  as  Great  Britain  and  the  United  States  engage  to  afford. 

Art.  IX.    The  ratifications  of  this  Convention  shall  bc  cxchanged  at  H 
shington*)  within  six  months  from  this  day,  or  sooner  if  possible. 

In  faith  whercof  we,  the  rcspective  Plenipotentiaries,  have  signed  t 
Convention,  and  have  hereunto  affixed  our  seals. 

Done   at  Washington,  the   nincteenth  day   of  April,   Anno  Domini  < 
thonsand  eight  hnndred  and  fifty. 

Henry  Lytton   Bulwer.    (LS. 
John   M.  Clayton.  (L.S.| 


Nr.    7645.    VEREIHIOTE  STAATEN  von  NORDAMERTXA,  —  Staa 

secret&r  des  Ausw.  (Blaine)  an  den  amerik.  Gesandt 
in  London.  —  Die  V.  St  beanspruchcn  die  alleini 
Garantie  der  Neutralit&t  des  Panama-Canals. 

Department  of  State,  Washington,  June  24,  1881. 
Nr.  7645.  ^ir,  —  It  has  fallen  under  the  obscrvation  of  the  President,  throngh 

vereinigte  currcut  Statements  of  the  Europcau  press  and  other  usual  channels  of  conui 
▼on  Nord-  nicatiou,  that  the  Great  Powers  of  Europc  may  possibly  be  considering 

Amerika. 

84. Juni  1881.        *)  Ist  geschehen  am  4.  Juli  1850.  A  d.  BA 
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«object  of  jointly  guaranteeing  the  neutrality  of  the  interoceanic  canal  now  J''*/^- 
projecting  across  the  Isthmus  of  Panama.    ||    The  United  States  recognizes  a    staaten 
proper  gnarantee  of  neutrality  as  essential  to  the  constraction  and  succcssful  ^®°  ^®^" 
operation  of  any  highway  across  the  Isthmus  of  Panama^  and  in  the  last  ge-24.Jaiiii88i 
neration  every  step  was  taken  by  this  Government  that  it  deemed  requisite  in 
the  premises.    The  necessity  was  foreseen  and  abnndantly  provided  for  long 
in  advance  of  any  possible  call  for  the  actual  exercise  of  power. 

In  1846  a  memorable  and  important  Treaty  was  negotiated  and  signed 
between  the  United  States  of  America  and  the  Republic  of  New.  Granada,  now 
the  United  States  of  Colombia.  By  the  XXXVth  Article  of  that  Treaty,  in 
Bxchange  for  certain  concessions  made  to  the  United  States,  we  guaranteed 
'^itively  and  efficaciously"  the  perfect  neutrality  of  the  isthmus  and  of  any 
interoceanic  Communications  that  might  be  constructed  upon  or  over  it  for 
the  maintenance  of  free  transit  from  sea  to  sea;  and  wc  also  guaranteed  the 
rigbts  of  sovereignty  and  property  of  the  United  States  of  Colombia  over  the 
temtory  of  the  isthmus  as  included  within  the  borders  of  the  State  of  Pa- 
nama. II  In  the  judgment  of  the  President,  this  guarantee,  given  by  the  United 
States  of  America,  does  not  require  reinforcement,  or  accession,  or  assent,  from 
uiy  other  Power.  In  more  than  one  instance  this  Government  has  been  called 
ipon  to  vindicate  the  neutrality  thus  guaranteed,  and  therc  is  no  contingency 
low  foreseen  or  apprehended  in  which  such  vindication  would  not  be  within 
the  power  of  this  nation.  ||  There  has  never  been  the  slightest  doubt  on  tlie 
part  of  the  United  States  as  to  the  purpose  or  extent  of  the  obligation  then 
tósnmcd,  by  which  it  became  surety  alike  for  the  free  transit  of  the  world's 
commerce  over  whatever  Ij^nd-way  or  water-way  might  bc  opened  from  sea  to 
»a,  and  for  the  protection  of  the  territorial  rights  of  Colombia  from  aggres- 
wn  or  interference  of  any  kind.  Nor  lias  there  ever  been  room  to  question 
^e  fuU  extent  of  the  advantages  and  benefits  naturally  due  to  its  geographical 
wsition  and  political  relations  on  the  Western  Continent,  which  the  United 
States  obtained  from  the  owner  of  the  isthmian  territory  in  exchange  for  that 
^r^reaching  and  responsible  guarantee. 

If  the  foreshadowed  action  of  the  European  Powers  should  assume  tangible 
^e,  it  would  be  well  for  you  to  bring  to  the  notice  of  Lord  Granville  the 
«^visions  of  the  Treaty  of  1846,  and  especially  of  its  XXXVth  Article,  and 
^  intimate  to  him  that  any  movement  in  the  sense  of  supplemcnting  the 
•ï^antee  contained  therein  would  necessarily  be  regarded  by  this  Government 
5  an  oncalled-for  intrusion  into  a  field  where  the  local  and  general  interests 
^  the  United  States  of  America  must  be  considered  beforc  those  of  any  other 
^''^er,  save  those  of  the  United  States  of  Colombia  alone,  which  has  already 
'^ved,  and  will  continue  to  derive,  such  eminent  advantages  from  the  gua- 
^tee  of  this  Government.  ||  The  President  deems  it  due  to  franknoss  to  bc 
U  more  explicit  on  this  subject  and  to  clucidate  the  views  of  the  United 
^tes'  Government  with  somewhat  of  detail,  to  the  end  that  no  unccrtainty 
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Nr.  7646.   gij^u    subsist   as   to    the    integrity   of   oor    motives    or    the    distinctness  of 

Ycveinigte 
StMten      OUT  aUDS. 

▼©«  Word-  Il  jg  QQt  the  wish  or  the  parpose  of  the  United  States  to  interfere  with 

Amerika. 

a4.jiinii88i.  ADy  commercial  enterprise  in  which  the  citizons  or  sabjects  of  any  foreign 
Power  may  see  fit  to  embark  ander  a  lawfal  privilege.   The  fact  of  the  stock 
and  franchises  of  the  Panama  Ganal  or  the  Panama  Railway  being  owned  in 
Earope,  either  in  whole  or  principally,  is  no  more  a  subject  of  complaint  on 
the  part  of  the  United  States  than  is  the  circumstance  that  the  stock  of  manj 
of  its   own  great   Unes  of  railway   is  largely   held  abroad.     Such  ownership, 
with  its  attendant  rights,  is  in  the  United  States  amply  secared  by  the  lawB 
of  the  land,  and  on  the  isthmas  is  doubly  secured  by  the  local  laws  of  Ckh 
lombia  onder  the  saperior  gaarantec   of  the  United  States.  ||  Nor^  in  time  of 
peace^  does  the  United  States  seek  to  have  any  exclasive  privileges  accorded 
to  American  ships  in  respect  to   precedence  or  tolls  through  an  interoceanic 
canal;  any  more  than  it  has  soaght  like  privileges  for  American  goods  in  tran- 
sit over  the  Panama  Railway  ander  the  exclasive  control  of  an  American  Go^ 
poration.    The  extent   of  the  privileges   of  American   citizens    and   ships  is 
measarable  ander  the  Treaty  of  1846  by  thosc  of  Colombian  citizens  and  ships. 
It  woald  be  oar  aamest  desire  and  expectation  to  see  the  world's  peacefiil 
commerce  enjoy  the  same  jast,  liberal  and  rational  treatment  ||  It  is  as  re- 
gards  the  political  control  of  sach  a  canal;  as  distingoishcd  from  its  merely 
administrative  or  commercial  regalation,  that  the  President  feels  called  apon 
to  speak  vrith  directnese  and  with  emphasis.    Daring  any  war  to  which  the 
United  States  of  America  or  the  United  States  of  Colombia  might  be  a  party, 
the  passage  of  armed  vessels  of  a  hostilc  nation  throagh  the  canal  at  Panama 
woald  be  no  more  admissible  than  woald  the  passage  of  the  armed  forces  of 
a  hostile  nation  over  the  railway  lines  joining  the  Atlantic  and  Pacific  shores 
of  the  United  States  or  of  Colombia.   And  the  United  States  of  America  wOl 
insist  apon  her  right  to  take  all  needfal  precaations  against  the  possibility  of 
the  isthmas  transit   being  in  any  event  used  offensively  against  her  interests 
apon  the  land  or  apon  the  sea.  ||  The  two  Republics  between  which  the  goa* 
rantee  of  neatrality  and  possession  exists  have  analogoas  conditions  with  re- 
spect to  their  territorial  extension.    Both  have  a  long  line  of  coast  on  either 
ocean  to  protect  as  well  as  to  improve.   The  possessions  of  the  United  States 
apon  the  Pacific  coast  are  imperial   in  extent  and  of  extraordinary  growtb. 
Even  at  their  present  stage  of  development  they  woald  sapply  the  larger  part 
of  the  traffic  which  woald  seek  the  advantages  of  the  canaL     The  States  of 
Califomia  and  Oregon,  and  the  Territory  of  Washington,  larger  in  area  than 
England  and  France,  prodace  for  export  more  than  a  ton  of  wheat  for  eacb 
inhabitant^  and  the  entire  freights   demanding  water  transportation  eastward, 
already  enormoas,  are  aagmenting  each  year  with  an  accelerating  ratio.   While 
the  popolation  and  prodacts  of  the  Pacific  slope  are  thas  increasing  ap<m  i 
vast  scale,  the  railway  system  connecting  the  Galf  of  Mexico  with  the  interior 
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rith  the  great  lakes  is  being  rapidly  extended,  thus  affording  additional  ^'-  J^- 
'm  for  enlarging  the  commerce  that  must  seek  the  coast-line  to  the  stMten 
ï  of  which  the  projccted  canal  at  Panama  will  form  a  part,  and  be  as  ^^"  ^?f^" 
a  channel  of  communication  between  the  castern  and  far  western  States  a4.jiim]88i. 
'  own  trans-continental  railways.  It  is  the  perception  of  this  domcstic 
IQ  of  the  long-songht  water- way  between  the  two  seas,  that  border  the 
lic  which  has  caosed  the  project  to  be  regarded  as  of  vital  importance 
s  Government.  The  history  of  the  enterprise  is  marked  from  the  ontset 
nnmerous  expeditions  which  have  from  time  to  time  been  sent  out  by  the 
States  at  large  expense  to  explore  the  various  routes,  and  thus  facili- 
le  work  when  the  time  should  be  ripe  and  the  vast  capital  be  forth- 
l  for  the  undertaking.  ||  If  the  proposed  canal  were  a  channel  of  bom- 
ttion  near  to  the  countries  of  the  Old  World,  and  employed  wholly,  or 
wholly,  by  their  commerce,  it  might  very  properly  be  urged,  that  the 
ice  of  the  European  Powers  should  be  commensurate  with  their  interests. 
the  exercise  of  such  Ünfluence  the  United  States  could  find  no  fanlt, 
illy  if  assured  of  equal  participation  in  the  peaceable  enjoyment  of  the 
ïrcial  facilities  so  afforded.  The  case,  ho wever,  is  here  reversed,  and 
reement  between  the  European  States  to  jointly  guarantee  the  neutrality, 
in  effect,  control  the  political  character  of  a  highway  of  commerce,  re- 
from  them  and  near  to  us,  forming  substantially  a  part  of  our  coast- 
knd  promising  to  become  the  chief  means  of  transportation  between  our 
ie  and  Pacific  States,  would  be  viewed  by  this  Government  with  the 
it  concern. 

^e  policy  of  the  United  States  is  one  of  peace  and  friendly  intercourse 
ivery  Government  and  people.  This  disposition  is  frankly  avowed,  and 
^reover,  abundantly  shown  in  the  fact,  that  our  armaments  by  land  and 
e  kept  within  such  limits  as  to  afford  no  ground  for  distrust  or  suspicion 
nace  to  other  nations.  The  guarantee  entered  into  by  this  Government 
46  was  manifestly  in  the  interests  of  peace,  and  the  necessity  imposed 
'cumstances  upon  the  United  States  of  America  to  watch  over  a  highway 
en  its  two  coasts  was  so  imperative,  that  the  resultant  guarantee  was 
mplest  justice  to  the  chief  interests  concemed.  Any  attempt  to  super- 
khat  guarantee  by  an  agreement  between  European  Powers,  which  main- 
rast  armies  and  patrol  the  sea  with  immense  fleets,  and  whose  interest 
3  canal  and  its  operation  eau  never  be  so  vital  and  suprème  as  ours, 
partake  of  the  nature  of  an  alliance  against  the  United  States,  and 
be  regarded  by  this  Government  as  an  indication  of  unfriendly  feeling. 
old  be  bnt  an  inadequate  response  to  the  good-will  we  bear  them  and 
r  cheerful  and  constant  recognition  of  their  own  rights  of  domestic  po- 
tó  well  as  those  resulting  from  proximity  or  springing  from  neighbourly 
8t  y  The  Great  European  Powers  have  repeatedly  united  in  agreements 
as  guarantees  of  neutrality  touching  the  political  condition  of  States  like 
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Nr.  7645.    LuxembouFg,  Bclginm,  Switzerland,  and  parts  of  the  Oriënt,  where  the  loc«l 

stMtan    ties  were  adjacent,  or  where  the  interests  involved  concerned  them  nearlyu 

▼on  Nord-  (jeeply.    Recognizing  these  facts,  the  United  States  has  never  offered  to  ti! 

Amerika. 

24.  Juni  1881.  pstrt  in  such  agreements,  or  to  make  anj  agreements  snpplementary  to  the 
While  thus  observing  the  strictest  neutrality  with  respect  to  complicatio 
abroad,  it  is  the  long-settled  conviction  of  this  Government,  that  any  extensi 
to  oar  shores  of  the  political  system  by  which  the  Great  Powers  have  co 
trolled  and  determined  events  in  Earope  wonld  bc  attended  with  danger 
the  peace  and  welfare  of  this  nation.  ||  While  the  Government  of  the  Unil 
States  has  no  intention  of  initiating  any  discnssion  npon  this  subject,  it 
proper  that  yoa  should  be  prepared,  in  case  of  concerted  action  or  conferen 
or  exchange  of  opinions  thereon  between  the  Great  Powers  of  Enrope, 
communicate  to  the  Government  to  which  you  are  accredited  the  views  of  I 
President  as  frankly  and  as  fuUy  as  they  are  herein  set  forth;  and  at  soital 
times,  in  your  personal  and  friendly  intercourse  with  yoar  coUeagnes  of  I 
Diplomatic  Body  at  London,  you  may  find  it  proper  to  give  discreet  express! 
to  the  policy  and  motives  of  yoar  Government  in  the  premises. 

Ton  will  be  carefnl,  in  any  conversations  you  may  have,  not  to  repres( 
the  position  of  the  United  States  as  the  development  of  a  new  policy,  or  t 
inaugoration  of  any  advanced  aggressive  steps  to  be  taken  by  this  Govemme 
It  is  nothing  more  than  the  pronoonced  adherence  of  the  United  States 
principles  long  since  enunciated  by  the  highest  anthority  of  the  Govemme 
and  now,  in  the  jadgment  of  the  President,  firmly  inwoven  as  an  integral  i 
important  part  of  onr  national  policy.  In  his  Address  npon  taking  the  oi 
of  office,  the  President  distinctly  proclaimed  the  position  which  the  Gover 
ment  of  the  United  States  would  hold  upon  this  question,  and  if  the  Europe 
Cabinets  have  failed  to  observe  or  give  dne  heed  to  the  declarations  th 
made,  it  may  be  well  for  you  on  some  proper  occasion  to  call  the  attenti 
of  the  Minister  for  Foreign  Affairs  to  the  language  used  by  the  President 
I  am  &c. 

James   G.  Blaine. 


Nr.   7646,     OEOSSBEITANNIEN.   —    Min.   d.   Ausw.  (GranviUe)  i 

den  amcrik.  Gesandten  in  London.  —  Betont,  dass  d 
Bechtsverh&ltnisse  beider  Staaten  durch  den  Clajtoi 
Bulwer-Vertrag  geregelt  scien. 

Foreign  Office,  November  10,  1881. 

Nr.  7646.  sjr  —  You  are  doubtlcss  aware  that  Mr.  LowcU  left  with  this  Depart 

briuniüen.  M^nt  OU  tho  12th  July  last  a  copy  of  a  despatch  which  had  been  addressei 

lo.NoT.  1881.  to  him  by  Mr.  Blaine  on  the  24th  June,  in  which  the  Sccretary  of  State  €$B 

attention  to  the  right  and  duty  which  are  imposed  on  the  United  States'  &^ 
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rernment  under  the  Treaty  signed  in  1846  betwecn  the  United  States  of  ^^J^* 
Loerica  and  the  Republic  of  New  Granada,  now  known  as  the  United  States  brüMmien. 
f  Colombia,  to  guarantee  the  ncutrality  of  the  interoceanic  canal  which  is  ^^•^®^-  ^^'• 
rojected  across  the  Isthmas  of  Panama.  Mr.  Blaine  further  points  out  the 
^ial  interest  which  the  United  States  hare  in  the  preservation  of  this  nou- 
alitjy  and  in  preventing  the  ase  of  the  canal  in  a  manner  detrimcutal  to 
emselves  dnring  any  war  iu  which  the  United  States  of  Ck)lombia  might  be 
party.  Bat  the  point  on  which  especial  stress  is  laid  in  this  despatch  is 
e  objection  entertained  by  the  Government  of  the  United  States  to  any  con- 
rted  action  of  the  Eoropean  Powers  for  the  parpose  of  guaranteeing  the 
tatrality  of  the  canal  or  determining  the  conditions  of  its  use.  ||  I  have  now 
e  honoor  to  state  to  you  that,  althoagh  some  time  has  elapsed  since  the 
ews  of  the  United  States'  Government  on  the  qacstion  were  commonicated 
Her  Majesty's  Government,  they  have  not  failed  in  the  meanwhile  to  bestow 
;K)n  it  all  the  consideration  to  which  the  importance  of  the  snbject  gives  it 
reiy  claim;  and  if  it  has  not  received  an  earlier  recognition,  the  delay  has 
sen  mainly  caased  by  the  saspence  which  so  long  existed  as  to  tlie  termi- 
Uion  of  the  sad  tragedy  of  the  2nd  Jnly.  ||  Her  Majesty's  Government  have 
oted  with  satisfaction  the  statement  made  by  Mr.  Blaine,  that  there  is  no 
itention  on  the  part  of  the  Government  of  the  United  States  to  initiate  any 
iscassion  apon  this  sabjcct,  and,  in  the  same  spirit,  I  do  not  now  propose  to 
nter  into  a  detailed  argument  in  reply  to  Mr.  Blaine's  observations.  ||  I  should 
rish,  therefore,  merely  to  point  out  to  you  that  the  position  of  Great  Britain 
md  the  United  States  with  reference  to  the  canal,  irrcspective  of  the  magni- 
Ide  of  the  commercial  relations  of  the  former  Power  with  countries  to  and 
htt  which,  if  completed,  it  will  form  tbc  highway,  is  determined  by  the  en- 
Mements  entered  into  by  them  respectively  in  the  Convention  which  was  signed 
It  Washington  on  the  19th  April,  1850,  commonly  known  as  the  Clayton- 
Balwer  Treaty;  and  Her  Majesty's  Government  rely  with  confidence  apon  the 
Dl>ser?ance  of  all  the  engagements  of  that  Treaty.  ||  I  have,  &c. 

Granville. 


^r.  7647.     YEBEIinOTE  STAATEN.   —   Staatss.  d.  Ausw.  au   den 

amerik.  Ges.  in  London.  — Yorschl^ge  zur  Ab&nderung 
des  Clayton-Bulwer-Vertrages. 

Department  of  State,  Washington,  November  19,  1881.  i^r.  7647. 

Sir,  —  In  pursuance  of  the  premises  laid  down  in  my  Circular  notc  of  the  ^g[*^^ 
^4th  June  of  this  year,  touching  the  determination  of  this  Government   withi».No7.i88i. 
^^pect  to  the  guarantee  of  ncutrality  for  the  interoceanic  Canal  at  Panama, 
^  becomes  my  duty  to  call  your  attention  to  the  Convention  of  the  19th  April, 
^^0,  between  Great  Britain  and  the  United  States,  commonly  known  as  the 
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Hr.  7647.   Clavtoii-Bulwer  Treaty.  Il  According  to  the  Articles  of  that  Convention,  ihe 

Vereüiigio 

stMten.  High  Contracting  Parties^  in  referring  to  an  intcroccanic  canal  throogh  Nicart- 
i9.NoT.i88i.guj^^  agreed  "that  neithcr  the  one  nor  the  other  will  ever  obtain  or  maintila 
for  itself  any  exclasive  control  over  said  ship  canal,  and  that  neither  wiU 
ever  erect  or  maintain  any  fortifications  commauding  the  same  or  in  the  vid- 
nity  thereot''  In  a  conclading  paragraph  the  High  Contracting  Parties  agreed 
''to  extend  their  protection  by  Treaty  stipulations  to  any  other  practicabk 
commnnicatiouSy  whether  by  canal  or  railway,  across  the  isthmos  .  .  .  which 
are  now  proposed  to  be  established  by  way  of  Tehuantepec  or  Panama."  [j  Thli 
CoÈvention  was  made,  more  than  thirty  years  ago,  nnder  exceptional  and  extn* 
ordinary  conditions,  which  have  long  since  ceased  to  exist — conditions  whieh 
at  best  wcre  temporary  in  their  nature,  and  which  can  never  be  reprodnced. 
The  remarkable  development  of  the  United  States  on  the  Pacific  Goast  since 
that  time  has  created  new  daties  for  this  Government,  and  devolvod  new  re- 
sponsibilities  apon  it,  the  full  and  complete  discharge  of  which  requires,  a 
the  jadgment  of  the  President,  some  essential  modifications  in  the  ClaytOD- 
Bulwer  Treaty.  The  interests  of  Her  Majesty's  Government  involved  in  thii 
question,  in  so  far  as  they  may  be  properly  jndged  by  the  observation  of  a 
friendly  Power,  are  so  inconsiderable  in  comparison  vrith  those  of  the  Unitel 
States,  that  the  President  hopes  a  readjostment  of  the  terms  of  the  Trea^ 
may  bc  reached  in  a  spirit  of  amity  and  concord. 

•The  respect  due  to  Her  Majesty's  Government  demands,  that  the  ob- 
jections  to  the  perpetuity  of  the  Convention  of  1850,  as  it  now  exists,  shooU 
be  stated  with  directness  and  with   entire  frankness.     And  among  the  mos^ 
salient  and  palpable  of  these  is  the  fact,  that  the  operation  of  the  Treitj 
practically  concedes  to  Great  Britain  the  control  of  whatever  canal  may  bc 
constmcted.    The  insnlar  position  of  the  Home  Government,  with  its  extended 
colonial  possessions,  requires  the  British  Empire   to  maintain  a  vast  naTil 
establishment,  which,  in  onr  continental  solidity,  we  do  not  need,  and  in  time 
of  peace  shall  never  create.     If  the  United  States  binds  itself  not  to  iotüfj 
on  land,  it  concedes  that  Great  Britain,  in  the  possiblc  case  of  a  strugl^ 
for   the  control  of  the  canal,  shall  at  the  outset  have  an  advantage  whidi 
would  prove  decisive,  and  which  could  not  be  reversed  except  by  the  expen* 
ditare  of  treasure  and  force.    The  presumptive  intention  of  the  Treaty  was  to 
place  the  two  Powers  on  a  plane  of  perfect  equality  with  respect  to  the  canal; 
but  in  practice,  as  I  have  indicated,  this  would  prove  utterly  delusive,  and 
would  instead  surrender  it,  if  not  in   form  yet  in  effect,   to   the  control  d 
Great  Britain.  ||  The  Treaty  binds  the  United  States  not  to  usc  its  military  force 
in  any  precautionary  measure,  while  it  leaves  the  naval  power  of  Great  Bri- 
tain perfectly  free  and  unrestrained,  ready  at  any  moment  of  need  to  sd» 
both  ends  of  the  canal  and  render  its  military  occupation  on  land  a  natter 
entirely  within   the   discretion   of  Her  Majesty's  Government     The  militaiT 
power  of  the  United  States,  as  shown  by  the  recent  Civil  War,  is  without 
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]mL  and  in  anj  conflict  on  the  American  continent,  altogether  irresistible.  ^'-  '•**• 
Tke  Glajton-Bnlwer  Treaty  commands  this  Government  not  to  use  a  single  stMten. 
r^ent  of  troops  to  protect  its  interests  in  connection  with  the  interoccanic^'-^®^**^** 
OBiil,  büt  to  sorrender  the  transit  to  the  goardianship  and  control  of  the 
British  nary.  If  no  American  soldier  is  to  be  quartercd  on  the  isthmus  to 
irotect  the  rights  of  his  country  in  the  interoceanic  canal,  sorely,  by  the  fair 
Dgic  of  nentrality,  no  war  vessel  of  Great  Britain  should  be  permitted  to 
^ear  in  the  waters  that  control  either  entrance  to  the  canal.  ||  A  more  com- 
irehensive  objection  to  the  Treaty  is  urged  by  this  Government  lts  provi- 
ions  embody  a  misconception  of  the  relative  positions  of  Great  Britain  and 
he  United  States  with  respect  to  the  interests  of  each  Government  in  questions 
lertaining  to  this  continent  The  Government  of  the  United  States  has  no 
iccasion  to  disavow  an  aggressive  disposition.  lts  entire  policy  establishes  its 
Mtcific  character,  and  one  of  its  chief  aims  is  to  cnltivate  the  most  friendly 
lod  intimate  relations  with  its  neighbours  —  both  independent  and  colonial. 
it  the  same  time,  this  Government  with  respect  to  Enropean  States  will  not 
WDsent  to  perpetuate  any  Treaty  that  impeaches  oar  rightfal  and  long-esta- 
Uished  claim  to  priority  on  the  American  continent  ||  The  United  States  seeks 
only  to  Qse  for  the  defence  of  its  own  interests  the  same  forecast  and  pro- 
Tision  which  Her  Majest/s  Government  so  energetically  employs  in  defence 
of  the  interests  of  the  British  Empire.  To  gaard  her  Eastern  possessions,  to 
ncnre  the  most  rapid  transit  for  troops  and  manitions  of  war,  and  to  prevent 
U17  other  nation  having  eqaal  facilities  in  the  same  direction,  Great  Britain 
klds  and  fortifies  all  the  strategie  points  that  control  the  route  to  India. 
M  Gibraltar,  at  Malta,  at  Cyprus,  her  fortifications  give  her  the  mastery  of 
tte  Mediterranean.  She  holds  a  controlling  interest  in  the  Suez  Canal,  and 
tjler  fortifications  at  Aden,  and  on  the  Island  of  Perim,  she  excludes  all 
o(kr  Powers  from  the  waters  of  the  Red  Sea  and  renders  it  a  mare  dausiim, 
ft  wonld,  in  the  judgment  of  the  President,  be  no  more  unreasonable  for  the 
Diüted  States  to  demand  a  share  in  these  fortifications  or  to  demand  their 
^Inte  neutralization  than  for  England  to  make  the  same  demand  in  perpe- 
tsity  from  the  United  States  with  respect  to  the  transit  across  the  American 
^tinent  The  possessions  which  Great  Britain  thus  carefully  guards  in  the 
&M  are  not  of  more  importance  to  her  than  is  the  Pacific  Slope  with  its 
present  development  and  assured  growth  to  the  Government  of  the  United 
States.  II  The  States  and  territories  appurtenant  to  the  Pacific  Oceau  and  de- 
Ment  upon  it  for  commercial  outlet  and,  hence,  directly  interested  in  the 
c^,  comprise  an  area  of  nearly  800,000  square  miles,  larger  in  extent  than 
^  German  Empire  and  the  four  Latin  countries  of  Europe  combined.  This 
^  region  is  but  fairly  beginniug  its  prosperous  development  Six  thousand 
^^  of  railway  are  already  constructed  within  its  limits,  and  it  is  a  moderate 
calculation  to  say,  that  within  the  current  decade  the  number  of  miles  will 
^  least  be  doubled.     In  the  near  future,  the  money  value  of  its  surplus  for 
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Nr.  4647.  export  will  be  as  large  as  that  of  British  India^  and,  perhaps^  larger.  NoT 
st^ton.  iiiust  'it  be  forgotten,  that  India  is  bat  a  distant  Colony  of  Great  BriteiB^ 
i9.No7.i88i.  ^hile  the  reglon  on  the  Pacific  is  an  integral  portion  of  oor  National  UniOB, 
and  is  of  the  very  form  and  body  of  onr  State.  ||  The  inhabitants  of  India  an 
alien  from  England  in  race^  langnage  and  religion.  The  citizens  of  Galifoiiiii^ 
Oregon  and  Nevada^  with  the  adjacent  tenïtories,  are  of  oor  own  blood  aad 
kindred — bone  of  our  bone,  and  flesh  of  our  flesh. 

Great  Britain  appreciates  the  advantage  and,  perhaps;  the  necessity  ui 
maintaining  at  the  cost  of  large  military  and  naval  establishments  the  interior 
and  nearest  route  to  India,  while  any  nation  with  hostile  intent  is  compelled 
to  take  the  longer  route  and  travel  many  thousand  additional  miles  throngh 
dangerous  seas.  It  is  hardly  conceivable,  that  the  same  great  Power,  whieh 
considers  herself  justified  in  taking  these  precaution  for  the  safety  of  a  remote 
Colony  on  another  continent,  should  object  to  the  United  States  adopting  similar 
but  far  less  demonstrative  measures  for  the  protection  of  the  distant  shores  of  herowi 
domain,  for  the  drawing  together  of  the  extremes  of  the  Union  in  still  closer  bondf 
of  interest  and  sympathy,  and  for  holding  in  the  quiet  determination  of  i 
honourable  self-defence,  the  absolute  control  of  the  great  water- way  which  shaS 
unite  the  two  oceans,  and  which  the  United  States  will  always  insist  opa 
treating  as  part  of  her  coast  line.  ||  If  a  hostile  movement  should  at  any  tioB 
be  made  against  the  Pacific  Coast  threatening  danger  to  its  people  and  ét 
struction  to  its  property,  the  Government  of  the  United  States  would  feel  tkat 
it  liad  been  unfaithful  to  its  duty,  and  neglectful  towards  its  own  citizeiiS|if 
it  permitted  itself  to  bc  bound  by  a  Treaty  which  gave  the  same  right  throQ^ 
the  canal  to  a  war-ship,  bent  on  an  crrand  of  destruction,  that  is  reserved  to 
its  own  navy  sailing  for  the  defence  of  our  coast,  and  the  protection  of  tk*  - 
lives  of  our  people.  And  as  England  insists,  by  the  might  of  her  power,  that  j 
her  cnemics  in  war  shall  strike  her  Indian  possessions  only  by  doubling  the 
Cape  of  Good  Hope,  so  the  Government  of  the  United  States  will  equally  hh 
sist  that  the  interior,  more  speedy  and  safer  route  of  the  canal,  shall  be  re- 
served for  ourselves,  while  our  enemics,  if  we  shall  ever  be  so  unfortunate  ii 
to  have  any,  shall  be  remanded  to  the  voyage  round  the  Cape  Hom.  ||  A  cd- 
sideration  of  controlling  influence  7n  this  question  is  the  well-settlcd  convictioai 
on  the  part  of  this  Government,  that  only  by  the  United  States  exerdsim 
supervision  can  the  isthmus  canals  be  definitely  and  at  all  times  secured  againi^ 
the  interference  and  obstruction  incident  to  war.  A  mere  agrcement  of  ne»- 
trality  on  paper  between  the  Great  Powers  of  Europe  might  prove  ineffeetflil 
to  preserve  the  canal  in  time  of  hostilities.  The  first  sound  of  a  cannon  iB 
a  general  European  war  would,  in  all  probability,  annul  the  Treaty  of  nstr 
trality,  and  the  strategie  position  of  tlie  canal  commanding  both  oceans  mi^ 
be  held  by  the  first  naval  Power  that  could  seize  it.  If  this  should  be  dow 
the  United  States  would  suffer  such  grave  inconvenience  and  loss  in  her  do- 
mestic  commerce  as  would  enforce  the  duty  of  a  defensive  and  protective  wtf 
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tt  her  part  for  the  mere  purpose  of  gaining  that  control  which,  in  advance^  ^'-  .'^ 
ke  insists  is  dae  to  her  position  and  demanded  by  her  necessities.  ||  I  am    staatan. 
HBTgumg  or  assuming,  that  a  general  war,  or  any  war  at  all,  is  imminent  ^••^"^•*^^* 
Enrope.     But  it  must  not  be  forgottcn,  that  within  the  past  twenty-five 
irs  all  the  Great  Powers  of  Europe  have   been  engaged  in  war,  most  of 
im  more  than  once.    In  only  a  single  instance  in  the  past  hundred  years 
;  the  United  States  exchanged  a  hostile  shot  with  any  European  Power. 
is  in  the  highest  degree  improbable,  that  for  a  hundred  years  to  come  even 
t  experience  will  be  repeated.  ||  It  consequently  becomes  evident,  that  the 

conclosive  mode  of  preserring  any  isthmus  canal  from  the  possiblc  dis- 
Jtion  and  destruction  of  war  is  to  place  it  under  the  control  of  that  Go- 
^ment  least  likely  to  be  engaged  in  war,  and  able  in  any  and  every  cvent 
ïnforce  the  guardianship  which  she  will  assume.    For  self-protection  to  her 

'uterests,  therefore,  the  United  States,  in  the  first  instance,  asserts  her 
t  to  control  the  isthmus  transit   And,  secondly,  she  offers  by  such  control 

absolute  neutralization  of  the  canal,  as  rcspects  European  Powers,  which 

in  no  other  i?ay  be  certainly  attained  and  lastingly  assured. 

Another  consideration  forcibly  suggests  the  necessity  of  modifying  the 
vention  under  discussion.  At  the  time  it  was  agreed  to  Great  Britain  and  the 
ted  States  were  the  only  nations  prominent  in  the  commerce  of  Gential 

South  America.  Si  nee  that  time  other  leading  nations  have  greatly  en- 
^d  their  commercial  connections  with  that  country,  and  are  to-day  con- 
ding  for  supremacy  in  the  trade  of  those  shores.  Within  the  past  four 
i%f  indeed,  the  number  of  French  and  German  vessels  landing  on  the  coasts 
Central  America  far  exceeds  the  number  of  British  vessels. 

While,  therefore,  Great  Britain  and  the  United  States  may  agree  to  do 
tking,  and,  according  to  the  present  Convention,  each  remain  bound  to  the 
^  in  common  helplessness,  a  third  Power,  or  a  fourth,  or  a  combination 
many,  may  step  in  and  give  direction  to  the  project  which  the  Clayton- 
ilwer  Treaty  assumed  was  under  the  sole  control  of  the  two  English-speak- 
l  nations.  Indeed,  so  far  as  the  canal  scheme  now  projected  at  Panama 
•ds  a  national  sponsor  or  patron,  it  is  in  the  Republic  of  France,  and  the 
D-intervention  enjoined  upon  this  country  by  the  Clayton-Bulwer  Treaty,  if 
plied  to  that  canal,  would  paralyze  the  arm  of  the  United  States  in  any 
^mpt  to  assert  the  plain  rights  and  privileges  which  this  Government  acqui- 
^  through  a  solemn  Treaty  with  the  Republic  of  Columbia  anterior  to  the 
»yton-Bulwer  Gonvention.  So  that  the  modification  of  the  Treaty  of  1850, 
^  sought,  is  not  only  to  free  the  United  States  from  unequal  and  inequi- 
)le  obligations  to  Great  Britain,  but  also  to  empower  this  Government  to 
^t  with  all  other  nations  secking  a  foot-hold  on  the  isthmus,  on  the  same 
^  of  impartial  justice  and  independence. 

One  of  the  motives  that  originally  induced  this  Government  to  assent  to 
'  ClaytOD  -  Bulwer  Treaty,   not   distinctly  expressed  in  the  instrument  but 
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Nr.  7647.  inferable  from  every  line  of  it^  was  the  expected  aid  of  British  capital  in  tl» 
stuten.  construction  of  the  Nicaraguan  Canal.  That  expectation  has  not  been  realiied 
i».Nov.  i8fii.  j^^^l  |;j,g  changed  condition  of  this  country  since  1850  has  diminished,  if  i 
has  not  entirely  removed  from  consideration^  any  advantage  to  be  derifM 
from  that  source.  Whenever^  in  the  judgment  of  the  United  States'  GoTera- 
ment,  the  time  shall  be  auspicious  and  the  conditions  favourable  for  the  cob 
struction  of  the  Nicaraguan  Canal;  no  aid  will  be  needed  outside  of  the  re 
sources  of  our  own  Government  and  people;  and  while  foreign  capital  wi) 
always  be  welcomed  and  never  repelled;  it  cannot;  henceforth;  enter  as  ai 
essential  factor  into  the  determination  of  this  problem. 

It  is  eamestly  hoped  by  the  President,  that  the  considerations  now  pn 
sented  will  have  due  weight  and  influence  with  Her  Majest/s  Govemmeu 
and  that  the  modifications  of  the  Treaty  desired  by  the  United  States  will  b 
conceded  in  the  same  friendly  spirit  in  which  they  are  asked.  The  followio 
is  a  summary  of  the  changes  necessary  to  meet  the  views  of  this  Goven 
ment:  — 

1.  Every  part  of  the  Treaty  which  forbids  the  United  States  fortifyii 
the  canal  and  holding  the  political  control  of  it  in  conjunction  with  tl 
country  in  which  it  is  located,  to  be  cancelled. 

2.  Every  part  of  the  Treaty  in  which  Great  Britain  and  the  UniU 
States  agree  to  make  no  acquisition  of  territory  in  Central  America^  to  n 
main  in  full  force.  As  an  original  proposition,  this  Government  would  n( 
admit  that  Great  Britain  and  the  United  States  should  be  put  on  the  saa 
basiS;  even  negatively,  with  respect  to  territorial  acquisitions  on  the  America 
Continent;  and  would  be  uuwilling  to  establish  such  a  precedent  without  h 
cxplanation.  But  the  Treaty  contains  that  provision  with  respect  to  Centn 
America;  and  if  the  United  States  should  seek  its  annulment  it  might  gil 
rise  to  erroneous  and  mischievous  apprehensions  among  a  people  with  whoi 
this  Government  desires  to  be  on  the  most  friendly  terms.  The  United  State 
has  taken  especial  occasion  to  assure  the  Spanish  American  Republics  to  tli 
south  of  US;  that  we  do  not  intend  and  do  not  desire  to  cross  their  borden 
or  in  any  way  disturb  their  territorial  integrity,  and  we  shall  not  willinj^ 
incur  the  risk  of  a  misunderstanding  by  annuUing  the  clauses  in  the  ClaytOB 
Bulwer  Treaty  which  forbid  such  a  step  with  Central  America.  The  acqoiai 
tion  of  military  and  naval  stations  necessary  for  the  protection  of  the  CUA 
and  voluntarily  ceded  to  the  United  States  by  the  Central  American  State 
not  to  be  regarded  as  a  violation  of  the  provision  contained  in  the  foregoio( 

3.  The  United  States  will  not  object  to  maiutaining  the  clause  lookio 
to  the  establishment  of  a  frec  port  at  each  end  of  whatever  canal  may  1 
constructed,  if  England  desires  it  to  be  retained. 

4.  The  clause  in  which  the  two  Govcrnments  agreed  to  make  Treat 
stipulations  for  a  joint  Protectorate  of  whatever  railway  or  canal  night  b 
constructed  at  Tehuantepec  or  Panama^  has  never  been  perfected.    No  Treat, 


PanAmarCanal.  1 1 S 

stipnktions  for  the  proposed  end  have  heen  suggested  hy  either  party^  althoogh  ^''  ^'V!* 
dtizens  of  the  United  States  long  since  constrncted  a  railway  at  Panama  and    siMt«n. 
tre  now  engaged  in  the  same  work  at  Tehnantepec.    It  i8  a  fair  presomption/**^^^*^^^* 
k  the  jadgmeut  of  the  President;  that  this  provision  shonld  bc  regarded  as 
obsolete  bj  the  non-action  and  common  consent  of  the  two  Govemments. 

5.  The  clanse  defining  the  distance  from  either  end  of  the  canal  where, 
iD  time  of  war,  captores  might  be  made  by  either  belligerent  on  the  high 
fm,  was  left  incomplete,  and  the  distance  was  never  determined.  In  the 
idgment  of  the  President,  speaking  in  the  interest  of  peaceful  commerce, 
lus  distance  shonld  be  made  as  liberal  as  possible,  and  might,  with  advantage, 
s  a  question  relating  to  the'  high  seas  and  common  to  all  nations,  be  a  mat- 
ir  of  stipulation  betweenthe  Great  Powers  of  the  world. 

In  assuming  as  a  necessity  the  political  control  of  whatever  canal  or 
mals  may  be  constrncted  across  the  istlimns^  the  United  States  will  act  in 
itire  harmony  with  the  Govemments  within  whose  territory  the  canals  shall 
i  located.  Between  the  United  States  and  the  othcr  American  Republics 
lere  can  be  no  hostility,  no  jealousy,  no  rivalry,  no  distrust  This  Govem- 
lent  entertains  no  design  in  connection  with  this  project  for  its  own  advan- 
ige  which  is  not  also  for  the  equal  or  greater  advantage  of  the  country  to 
€  directly  and  immediately  affected.  Nor  does  the  United  States  seek  any 
lelusive  or  narrow  commercial  advantage.  It  frankly  agrecs,  and  will  by 
rablic  Proclamation  declare,  at  the  pro  ver  time,  in  conjunction  with  the  Re- 
pQbiic  on  whose  soil  the  canal  may  be  located,  that  the  same  rights  and  pri- 
vileges, the  same  tolls  and  obligations  for  the  use  of  the  canal,  shall  apply 
lith  absolute  impartiality  to  the  merchant  marine  of  evcry  natiou  on  the 
iM^.  And  equally,  in  time  of  pcace,  the  harmless  use  of  the  canal  shall  be 
fndy  granted  to  the  war  vessels  of  other  nations.  In  time  of  war,  aside 
from  the  defensive  use  to  bc  made  of  it  by  the  country  in  which  it  is  con- 
•tnicted,  and  by  the  United  States,  the  canal  shall  be  impartially  closed 
ipinst  the  war  vessels  of  all  belligercnts.  It  is  the  desire  and  determination 
of  the  United  Staates,  that  the  canal  shall  be  used  only  for  the  development 
lod  increase  of  peaceful  commerce  among  all  nations,  and  shall  not  be  consi- 
<iered  a  strategie  point  in  warfarc  which  may  tempt  the  aggressions  of  belli- 
Serents  or  be  seized  under  the  compulsions  of  military  necessity  by  any  of 
^  Great  Powers  that  may  have  contests  in  which  the  United  States  has  no 
^e  and  will  take  no  part  H  If  it  be  asked  why  the  United  States  objects 
to  the  assent  of  European  Govemments  to  the  terms  of  neutrality  for  the 
operation  of  the  canal,  my  answer  is  that  the  right  to  assent  implies  the 
^ht  to  dissent,  and  thus  the  whole  question  would  be  thrown  open  for  con- 
^ntioD^  as  an  international  issue.  It  is  the  fixed  purpose  of  the  United  Sta- 
^  to  confine  it  strictly  and  solely  as  an  American  question,  to  be  dealt  with 
^d  decided  by  the  American  Govemments. 

In  presenting  the  views  contained  herein  to  Lord  Granville,  you  will  take 
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Nr.  7647.    occasion  to  say,  that  the  Government  of  the  United  States  seeks  this  particülaX 

Yereinigta 

stuten.  time  for  the  discnssion  as  most  opportune  and  aospicioas.  At  no  peiiod  sinee 
i9.NoT.i8si.^ljg  peace  of  1783  have  the  relations  between  the  British  and  American 
Governments  been  so  cordial  and  friendlj  as  now.  And  I  am  snre  Her 
Mi^est/s  Government  will  find  in  the  views  now  suggested  and  the  propositiooB 
now  submittedy  additional  evidence  of  the  desire  of  this  Government  to  remove 
all  possible  groands  of  controversy  between  two  nations  which  have  so  many 
interests  in  common  and  so  many  reasons  for  honoarable  and  lasting  peace.  f 
Yoa  will;  at  the  earliest  opportonitj;  acquaint  Lord  GranvlUe  with  the  pur- 
pose  of  the  United  States  tonching  the  Glajton-Bulwer  Treatj;  and^  in  yonr 
own  way,  you  will  impress  him  fuUy  with  the  views  of  yonr  Government  I 
refrain  from  directing  that  a  copy  of  this  instruction  be  left  vrith  bis  Lord- 
ship;  becaase^  in  reviewing  the  case,  I  have  necessarily  been  compelled,  in 
drawing  illastrations  from  British  poHcy;  to  indulge  somewhat  freely  in  the 
argumentum  ad  hominem.  This  course  of  reasoning;  in  an  instruction  to  oir 
own  Minister  is  altogether  legitimate  and  pertinent,  and  yet  might  seem  dis* 
courteous  if  addressed  directly  to  the  British  Government.  You  may  deern  i 
expediënt  to  make  this  explanation  to  Lord  Granville,  and  if,  afterwards,  m 
shall  desire  a  copy  of  this  instruction,  you  w'U  of  course  fumish  it  ||  I  am,  Ae. 

James  G.  Blaine. 


Nr.    7648.     VEEEINIOTE  STAATEN.  —  Staatssecret&r  d.  Ausw.  m 

den  amerik.  Gesandten  in  London.  —  Uebersicht  über 
die  früheren  Yerhandlungen  über  Ab&nderung  dei 
Vertrages. 

Department  of  State,  Washington,  November  29,  1881. 

verei'^to  ^^^>  —  ^^®  ^^^^  ^^^  mailing  my  instruction  to  you  on  the  19th  ia- 

suatan.    staut  touchiug  the  presentation  to  Her  Majesty's  Government  of  a  proposai 

».NoT.i88i.  ^^j.  ^jjg  modification  of  the  Convention  between  the  two  countries  of  the  19ft 
April,  1850,  better  known  as  the  Clayton-Bulwer  Treaty,  I  received  Mr.  Hop- 
pin's  No.  218  of  the  llth  instant,  communicating  the  response  of  Lord  Giaft* 
ville  to  my  Circular  note  of  the  24th  June  last  in  relation  to  the  neutralit} 
of  any  canal  across  the  Isthmus  of  Panama.  I  regret  that  Mr.  Hoppin  shooU 
not  have  advised  me  by  telegraph  of  the  purport  of  his  Lordship's  reply,  tf 
it  would  have  euabled  me  to  present  the  arguments  of  my  despatch  of  Ac 
19th  instant  in  a  more  specific  form,  as  meeting  a  positivo  issue  rather  thtt 
as  generally  dealing  with  a  subject  which  for  thirty  years  has  been  reguddi 
in  but  one  light  by  the  public  opinion  of  the  United  States.  It  seems  proptf 
now,  however,  in  reply  to  his  Lordship's  note  of  the  lOth  November,  to  giw 
a  summary  of  the  historical  objections  to  the  Clayton-Bulwer  Tresty,  and  ft« 
very  decided  differences  of  opinion  between  the  two  Governments  to  whid  ü» 
interpretation  has  given  rise. 
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I  need  hardly  point  out  to  you  the  well-known  circnmstance,  that,  even   ^'-  '^*®- 

'  '  VereinigU 

it  the  time  of  the  conclusion  of  the  Clayton-Balwer  Treatj;  a  rery  conside-  staatan. 
rible  opposition  was  shown  thereto  on  the  part  of  far-sighted  men  in  public  ^•**^^**^'- 
i^  who  correctlj  estimated  the  complications  which  the  nncertain  terms  of 
iat  compact  might  occasion.  It  was  ably  contended  in  Congress^  that  its  pro- 
isfons  did  not^  even  then,  snffice  to  meet  the  real  points  at  issue  with  re- 
«ct  to  the  guarantee  of  the  neutralitj  of  the  whole  American  isthmus  on 
sfö  comporting  with  the  national  interests  of  the  United  States^  and  the 
Fercnces  of  interpretation  became  soon  after  so  marked  as  to  warrant  the 
reme  proposal  of  Her  Majesty's  Government  to  refer  them  to  the  arbitra- 
a  of  a  friendly  Power.  ||  The  justice  of  those  doubts  became  still  more  evi- 
\X  six  years  later,  when  the  pretensions  put  forth  by  Her  Majesty's  Govem- 
Qt  toward  territorial  protection,  if  not  absolute  control,  of  portions  of  Ni- 
agua  and  of  the  outlying  Bay  Islands  brought  up  the  precise  question  of 
f  far  the  proTisions  of  the  Clayton-Bulwer  compact  operated  to  restrain 
t  projected  movement;  and  thereupon  the  interpretations  respectively  put 
)n  that  instrument  by  the  United  States  and  Great  Britain  were  perceived 
be  in  open  conflict  The  attempt  made  in  the  Clarendon-Dallas  Treaty, 
ich  was  negotiated  on  the  17th  October,  1856,  to  reconcile  these  opposing 
ütentions^  and  to  place  the  absolute  and  independent  sovereignty  of  Nicara- 
a  over  its  territory  on  an  unmistakable  footing,  so  far  as  the  United  States 
d  Great  Britain  were  concerned,  failed  to  be  completed,  by  reason  of  the 
jection  by  Her  Majest/s  Government  of  an  amendment  introduced  by  the 
oiate  into  the  Glarendon-Dallas  project.  From  that  time  onward  the  inabi- 
9  of  the  two'  Govemments  to  agree  upon  a  common  interpretation  of  the 
to  and  spirit  of  the  Clayton-Bulwer  Treaty  may  be  accepted  as  a  historical 
iet  II  In  the  discussions  between  the  two  Govemments  which  attended  the 
üare  of  the  Glarendon-Dallas  Treaty  the  attitude  of  the  United  States  with 
iipect  to  the  Clayton-Bulwer  Treaty  was  amply  defined.  As  early  as  the 
2th  March,  1857,  I  find,  that  General  Cas^  then  Secretary  of  State,  in  the 
nme  of  a  conference  vrith  Lord  Napier,  Her  Majesty's  Representative,  "pas- 
id  some  reflections  on  the  Clayton-Bulwer  Treaty;  he  had  voted  for  it;  and 
1  doing  so  he  believed,  that  it  abrogated  all  intervention  on  the  part  of  Eng- 
^  in  the  Central  American  territory.  The  British  Government  had  put  a 
fferent  construction  on  the  Treaty,  and  he  regretted  the  vote  he  had  given 
its  favour."  (Despatch  of  Lord  Napier  to  the  Earl  of  Clarendon,  12th 
treb,  1857.)  On  the  6th  May,  1857,  President  Buchanan,  in  an  audience 
^en  to  Lord  Napier,  and  in  response  to  his  Lordship's  suggestion,  that  if  the 
tempted  adjustment  of  the  difference  between  the  Govemments  as  to  the 
Rendon-Dallas  Treaty  should  fail,  the  Clayton-Bulwer  Treaty  remained  to 
1  back  upon,  characterised  that  instrument  in  much  stronger  terms  than 
ineral  Cass  had  done.  To  quote  Lord  Napier's  words:  ''The  President  de- 
unced  the  Clayton-Bulwer  Treaty  as  one  which  has  been  fraught  with  mis- 

S' 
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Nr.  7648.  uiiderstaiiding  and  mischief  from  the  beginiuDg;  it  was  concluded  onder  th 
^stMte?*  ^^^^  opposite  constructions  by  the  Contracting  Parties.  If  the  Senate  ha 
.29.N0T.  1881.  imagincd,  that  it  coold  obtain  the  interpretation  placed  upon  it  by  Grcat  Br 
tain^  it  wonld  not  have  passed.  If  he  had  been  in  the  Senate  at  the  timi 
that  Treaty  never  would  have  been  sanctioned."  (Despatch  of  Lord  Napier  t 
the  Earl  of  Clarendon,  6th  May,  1857.)  ||  These  views  are  more  explicitl 
and  formally  repeated  in  a  note  addressed  by  Secretary  Cass  to  Lord  Napie 
on  the  29th  May,  1857.  He  says: — "The  Clayton-Bulwer  Treaty,  conclude 
in  the  hope,  that  it  would  put  an  end  to  the  differences  which  had  arisen  be 
tween  the  United  States  and  Great  Britain,  conccrning  Central  American  affairi 
had  been  rcndered  inoperative  in  some  of  its  most  essential  provisions  by  th 
different  constructions  which  had  been  reciprocally  given  to  it  by  the  parties.  An 
little  is  hazarded  in  saying  that,  had  the  interpretation  since  put  upon  the  Treatj  h 
the  British  Government,  and  yet  maintained,  been  anticipated,  it  would  not  har 
been  negotiated  under  the  instructions  of  any  Executivc  of  the  United  States 
nor  ratified  by  the  branch  of  the  Government  intrusted  with  the  power  of  rati 
fication.''  ||  The  publicity  of  these  statements,  and  the  stroug  feeling  which  the 
prevailed  in  all  quarters  that  the  Clayton-Bulwer  Convention  was  inadeqaat 
to  reconcile  the  opposite  views  of  Great  Britain  and  the  United  States  towar 
Central  America,  led  to  a  very  decided  conviction,  that  tlie  Treaty  should  b 
abrogated.  Lord  Napier  reflected  this  growing  imprcssion  when,  on  the  22a 
June,  1857,  he  wrote  to  Lord  Clarendon  that,  "It  is  probable  that,  if  th 
pending  discussions  regarding  Central  America  be  not  closed  during  the  prf 
sent  summer,  an  attempt  will  be  made,  in  the  next  Session  of  Congress,  t 
set  aside  the  Clayton-Bulwer  Treaty.  .  .  .  There  can  be  no  doubt  < 
the  views  of  the  President  and  Cabinet  in  this  matter/'  ||  Before  this  tendenc 
could,  however,  find  its  expression  in  any  official  act,  a  movement  on  the  pai 
of  Her  Majesty's  Government  placed  the  whole  matter  in  a  new  aspect  Si 
William  Gore  Ouseley  was  sent  out,  30th  October,  1857,  as  a  Special  Ministe 
with  the  doublé  purpose  of  concluding  with  the  Central  American  States,  an 
especially  with  Guatemala  and  Honduras,  settlements  of  the  questions  relativ 
to  the  Bay  Islands,  the  Mosquito  territory,  and  the  boundaries  of  British  Bofl 
duras,  and  also  of  visiting  Washington  on  the  way,  and  conferring  with  tin 
Secretary  of  State  of  the  United  States,  for  the  pur  pose  of  asccrtaining  tlH 
views  of  his  Government,  and  establishing  a  perfect  understanding  ''with  the 
United  States  upon  the  points  respecting  which  differences  have  hitherto  existed 
between  the  two  countries.''  Among  these  differences  was  now  superadded  to 
the  territorial  question  of  Mosquito  and  the  Islands  the  very  qnestion  wfatt 
to-day  most  concerns  us — the  question  of  interoceanic  communication— wfciA 
had  for  some  time  been  the  occasion  of  correspoiidence  between  General  Om» 
and  Lord  Napier,  and  in  relation  to  which  General  Cass  wrote  on  the  2ötk 
October,  1857,  as  foUows:  ||  "I  have  thus  endcavoured  to  meet  the  frank  s»f' 
gestions   of  your  Lordship   by  re-stating,  with  corresponding  frankness,  the 
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genera!  policy  of  the  United  States  with  respect  to  the  Governments  and  the   Nr.  7648. 
Bteroceanic  transits  of  Central  America;  but  since  your  Lordship  has  referred    J^J^^ 
Is  the  Clayton-Bulwer  Treaty  of  1850,  as  contemplating  a  'harmonioas  coursc29.N0T.i88i. 
afaction  and  counsel  betwecn  the  Gontracting  Parties  in  the   scttlement  of 
Goitral  American  interests/  you  will  pardon  me  for  reminding  your  Lordship 
tttt  the  dififerences  which  this  Treaty  was    intended  to  adjust  betwecn  the 
Uflited  States  and  Great  Britain  still  remain  unscttled,  while  the  Treaty  itself 
kis  become  the  subject  of  new  and  embarrassing  complications." 

Prior  to  the  arrival  of  Sir  William  Ouseley  in  the  United  States,  Lord 
Napier  held  an  important  interview  with  President  Buchanan,  on  the  19th  Oc- 
tober,  1857,  with  the  object  of  obtaining  "further  elucidation  of  the  opinions 
»f  the  President  with  reference  to  the  ad justment  of  the  Clayton-Bulwer  Treaty." 
hl  that  occasion  Lord  Napier  declared,  that  he  believed  it  the  intention  of 
Ier  Majesty's  Government,  in  Sir  William  Ousele/s  mission,  to  carry  the 
Clayton-Bulwer  Treaty  into  execution  according  to  the  general  tenour  of  the 
iterpretation  put  upon  it  by  the  United  States;  but  to  do  so  by  separate 
egotiation  with  the  Central  American  Republics^  in  lien  of  a  direct  engage- 
lent  with  the  Federal  Government,"  and  asked,  that  pending  the  negotiation 
itrusted  to  Sir  William  Ouseley  "no  proposal  to  annul  the  [Clayton-Bulwer] 
^ty  would  be  sanctioned  or  encouraged"  by  the  President  or  the  members 
f  the  United  States'  Government.  To  this  the  President  cheerfuUy  consented, 
nd  promised  to  modify  the  statements  in  his  annual  Message  to  Congress 
ccordingly,  and^  under  no  circumstanccs,  to  countenance  any  attempt  against 
he  Clayton-Bulwer  Treaty  in  Congress.  ||  Matters  being  in  this  state,  with  Sir 
Vflliam  Ouseley's  mission  announced,  and  the  benevolently  expectant  attitude 
•I  the  United  States  toward  it  assured.  Lord  Napier,  on  the  27th  October, 
1K7,  in  conference  with  General  Cass,  brought  up  contingently,  as  a  discar- 
W  altemative  of  his  Government,  a  former  proposal  to  refer  the  disputed 
inestions  to  arbitration.  ||  "The  General  remarked  in  reply",  says  Lord  Napier, 
vriting  to  the  Earl  of  Clarendon,  "that  he  did  not  repudiate  the  principle  of 
irbifaration  on  all  occasions;  he  had  invoked  it,  and  would  do  so  again  where 
it  seemed  justly  applicable,  but  that  in  this  matter  it  was  declined  by  the 
American  Government  for  the  foUowing  reasons: —  The  language  of  the  Treaty 
^  80  clear  that,  in  his  opinion,  thcre  ought  not  to  be  two  opinions  about 
it  .  .  .  Then  it  was  a  mere  question  of  the  interpretation  of  the  English 
^gii&ge,  and  he  held  that  a  foreign  Government  was  not  so  bompetent  to 
^de  in  such  a  question  as  the  United  States  and  England,  who  possosscd 
^  language  in  common".  ||  The  Earl  of  Clarendon,  in  reply,  approved  of 
U)rd  Napier's  course  in  broaching  anew  the  suggestion  of  arbitration,  and 
^orized  him  to  renew  formally,  in  writing,  the  offer  to  refer  the  disputed 
[Qestions  arising  out  of  the  interpretation  of  the  Clayton-Bulwer  Treaty  to 
ke  dedsion  of  any  European  Power  (Instruction  of  November  13,  1857),  and 
^  was  accordingly  done  by  Lord  Napier  in  a  note  to  General  Cass,  dated 
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Nr.  704?.   3Qtjj  November,  1857.  Il  In  his  annual  Message  to  Congress  in  December,  1857, 

Yereinigte  f  u  ^  f  w 

stutea.  President  Buchanan;  after  narrating  thé  ncgotiatioA  and  failore  gf  the  Claren- 
29.NoT.i88i.(jQn.Daiias  Treaty,  said: —  |I  "The  fact  is,  that  when  two  nations,  l^ke  Grett 
Britain  and  the  United  States,  matually  desirous,  as  thcy  are,  and  I  trut 
ever  may  be,  of  maintaining  the  most  friendly  relations  with  each  other,  have 
unfortunately  conclnded  a  Treaty  which  they  onderstood  in  senses  directly 
oppositc,  the  wisest  courso  is  to  abrogatc  snch  a  Treaty  by  mutoal  consent, 
and  to  commencc  anew.  .  .  .  Whilst  entertaining  these  sentimentS|  I  sball, 
nevertheless,  not  rcfuse  to  contribute  to  any  reasonable  adjastment  of  the 
Central  American  questions  which  is  not  practically  iiïconsistent  with  the 
American  interpretation  of  the  Treaty.  Overtorcs  for  this  parpose  have  been 
recently  made  by  the  British  Government  in  a  fricndly  spirit  which  I  cordiaUj 
reciprocate.''  ||  Meanwhile  y  the  Earl  of  Glarendon  had  instructed  Sir  WiUiam 
Ooseley,  under  date  of  the  19th  November,  1857,  "not  to  commit  Her  Majestj's 
Government  to  any  conrse  whatever  in  respect  to  the  Bay  Islands  till  the 
intentions  of  the  Congress  of  the  United  States  in  regard  to  the  Treaty  of 
1850  are  clearly  ascertained'\ 

The  Sitoation,  then,  at  the  close  of  1857,  presented  a  triple  deadlocL-^ 
The  United  States  had  agreed  not  to  move  toward  the  abrogation  of  tin  \ 
Treaty  nntil  it  could  be  scen  what  interpretation  of  its  provisions  woold  re* 
snit  from  Sir  WiUiam  Ooscley's  mission.  Sir  William  had  received  positife 
instructions  not  to  move  nntil  the  United  States  should  decide  whether  to 
abrogate  the  Treaty  or  not;  and  Lord  Napier  was  forbidden  to  move  ontfl 
the  United  States  should  make  formal  answer  to  the  proposal  for  arbitratioi* 
The  instrnctfons  of  Lord  Clarendion  to  Lord  Napier,  the  22nd  Janoary,  186(lsr 
contained  these  words:  — ''We  are  decidedly  of  opinion,  that  it  woold  neithtf 
be  consistent  with  our  dignity  or  onr  interest  to  make  any  proposal  to  As 
United  States'  Government  until  we  have  received  a  formal  answer  to  oar 
formal  offer  of  arbitration.  In  event  of  the  offer  being  refnsed,  it  will  be  A 
great  and  hardly  justifiable  proof  of  the  spirit  of  conciliation  by  which  we 
are  animated  if  we  then  show  oorselves  disposed  to  abrogate  the  dajrtoi' 
Bolwer  Treaty;  bat  we  mast  not  be  in  too  great  baste."  In  order,  apparentifi 
to  break  this  deadlock.  Lord  Napier  wrote  to  General  Cass,  the  17th  Febmaflf 
1858,  that: — ''Something  in  the  nature  of  an  alternative  was  thos  offered  to 
the  American  Cabinet  Should  the  expediënt  of  arbitration  be  adopted,  * 
great  portion  of  Sir  William  Ouseley's  duty  would  be  transferred  to  othtf 
agencies.  Should  arbitration  be  declined,  it  was  hoped  that  the  efforts  of 
Her  Majesty's  Envoy  would  result  in  a  settlement  agreeable  to  the  Ünit®^ 
States,  inasmach  as  in  essential  points  it  would  carry  the  Treaty  of  1350 
into  operation  in  a  manner  practically  conformable  to  the  American  interpre* 
tation  of  that  instrument.''  ||  On  the  lOth  March,  1858,  the  Ëarl  of  Mal06S' 
bury,  who  had  succeeded  Lord  Glarendon  in  the  Foreign  Office,  inetrocted 
Lord  Napier  that,  until  an  answer  was  retumed  to  the  proposal  for  arbitretio% 
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'^  fiirther  steps  can  be  taken  by  Her  Majesty's  Government  with  that  of  ^''  '*^ 
the  United  States  in  regard  to  that  matter  ;  and  further  that^  ^'when  this  point    suaten. 
iscleared  up,  Her  Majesty's  Government,  supposing  that  the  Government  of  ^•^**^- ^®®^- 
tlie  United  States  decline  arbitration,  will   have   to   determine  whether  they 
shonld  originate  a  proposal  for  the  abrogation  of  the  Clayton-Bulwer  Treaty, 
or  adopt  any  other  coorse  which  the  circumstances  at  the  moment  may  seem 
to  recommend."  ||  It  appears,  ho  wever,  that  the  proposal  to  abrogate  the  Treaty, 
which  Lord  Malmesbnry  reserved  the  right  to  originate,  had  already  been  com- 
municated  to  the  Government  of  the  United  States  by  Lord  Napier,  nndcr  in- 
stractions  from  Lord  Clarendon.   In  a  despatch,  dated  the  22nd  March,  1858, 
Lord  Napier  wrote:  '^he  Ëarl  of  Clarendon  anthorizcd  me  to  inform  General 
Gass,  that  Her  Majesty's  Government  wonld  not  decline  the  consideration  of 

a  proposal  for  the  abrogation  of  the  Trcaty  by  mntnal  concert 

I  have  accordingly,  on  two  occasions,  informed  General  Cass  that,  if  the 
Government  of  the  United  States  be  still  of  the  same  mind,  and  continue  to 
desire  the  abrogation  of  the  Treaty  of  1850,  it  would  be  agreeable  to  Her 
Majest/s  Government  that  they  should  insert  a  proposal  to  that  effect  in 
their  reply  to  my  note  respecting  arbitration."  Lord  Napier  further  reports 
in  detail  the  conversations  had  with  General  Cass  as  to  the  most  proper 
method  of  effecting  such  abrogation,  if  agreed  to.  ||  In  reply  to  this  despatch 
of  Lord  Napier,  the  Ëarl  of  Malmesbury  instructed  him,  8th  April,  1858, 
that  his  action  was  approved,  and  that  he  shonld  confine  himself  to  pressing 
for  an  answer  to  his  proposal  for  arbitration.  His  Lordship  added  these 
significant  words:  ^^er  Majesty's  Government,  if  the  initiative  is  still  left  to 
them  by  the  unwillingness  of  the  United  States  themselvos  to  propose  abroga- 
tMo,  desire  to  retain  fuU  liberty  as  to  the  manner  and  form  in  which  any 
>ieh  proposal  shall  be  laid  on  their  behalf  before  the  Cabinet  of  Washington. 

The  Clayton-Bulwer  Treaty  has  been  a  sonrce  of  unceasing  embar- 

iissment  to  this  country,  and  Her  Majesty's  Government,  if  they  should  be  so 
fortouate  as  to  extricate  themselves  from  the  difficulties  which  have  resulted 
from  it,  will  not  involve  themselves,  directly  or  indirectly,  in  any  similar  dif- 
ficulties for  the  future."  ||  The  answer  of  General  Cass  to  Lord  Napier's  several 
proposals  was,  briefly,  to  the  effect  that,  pending  the  results  expected  from 
Sir  William  Ouseley's  mission  to  the  Central  American  States,  the  United 
States  could  not  adopt  the  alternative  of  arbitration,  "even  if  it  had  not  been 
Wee  rejected  before;"  and  that,  if  "the  President  does  not  basten  to  consider 
DOW  the  alternative  of  repealing  the  Treaty  of  1850,  it  is  because  he  does 
Dot  wish  prematurely  to  anticipate  the  failure  of  Sir  William  Ouseley's  mis- 
Qon,  and  is  disposed  to  give  a  ncw  proof  to  Her  Majest/s  Government  of 
"^  sincere  desire  to  preserve  the  amicable  relations  which  now  happily  subsist 
•^etween  the  two  countries."  (General  Cass  to  Lord  Napier,  April  6,  1858.) 
In  this  posture  of  affairs,  the  Ëarl  of  Malmesbury  instructed  Sir  William 
^^ley  to  open  direct  negotiations  with  the  Central  American  States,  and, 
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Nr.  7W8.   Qjj  ^Ijq  ig|;jj  August,  iustructed  Lord  Napier  to  inform  the  Government  of  the 

Yereinigte 

suaten.  United  States  of  tlie  intentions  and  object  of  Her  Majcsty's  Government  in 
29.NoT.i88i.^jjg  premises.  His  Lordship  added: — 'Ttfodification,  arbitration  and  abrogation 
of  the  Clayton-Bulwer  Treaty  have  been  fiatly  rejeded*^  (the  italics  are  my 
own).  '^Great  Biïtain  and  Nicaragua  are  now  about  to  treat  as  independent 
States."  II I  have  emphasized  the  phrase  "flatly  rejected",  in  view  of  a  snbse- 
quent  instruction  of  the  Earl  of  Malmesbury  to  Lord  Napier,  on  the  8th  De- 
cember, 1858,  wherein  he  said: — ''I  think  you  would  have  done  better  if  yon 
had  not  too  pointedly  brought  before  the  United  States'  Government  the  no- 
tion that  the  British  Government  might  view  with  favonr  a  proposal  to  abro- 
gate  the  Clayton-Bulwer  Treaty." 

It  is  not  difficult,  in  foUowing  this  narrative,  to  discem  that  General 
Cass,  though  not  desiring  to  express  it,  had  an  additional  motive  for  decli- 
ning  at  that  particular  time  to  propose  the  abrogation  of  the  Clayton-Bolwei 
Treaty.  He  did  not  desire  by  such  proposed  abrogation  to  indicate  his  wil- 
lingness;  that  Sir  William  Gore-Ouseley  should  make  Treaties  with  the  sepa- 
rate States  of  Central  America  unrestrained  by  the  clauses  of  the  Clayton- 
Bulwer  Treaty  inhibiting  the  extension  of  British  power  in  that  region 
General  Cass,  with  his  accustomed  caution  and  wisdom,  clearly  perceived,  that 
for  the  United  States  to  propose  abrogations  on  the  very  eve  of  Sir  Wilüani 
Ousele/s  mission  would  lead  to  injurious  inferences,  and  would  imply  concta- 
sions  which  the  United  States  was  not  prepared  to  admit.  Objectionablc  at 
General  Cass  thought  the  Clayton -*  Bulwer  Treaty,  he  thought  it  was  bettei 
than  giving  the  implied  consent  of  this  Government  that  Great  Britain  shonk 
obtain  such  Treaties  as  the  force  of  her  power  might  secure  in  Central  America 
The  subsequent  note  of  Lord  Malmesbury —  not  strained  by  an  uncharitabh 
construction— throws  additional  light  on  the  subject,  and  confirms  the  wisdon 
of  General  Cass  in  declining  to  propose  abrogation  at  that  time.  ||  And,'besi' 
des,  General  Cass  evidently  desired  to  retain  those  very  clauses  of  the  Clayton 
Bulwer  Treaty  to  which,  in  my  despatch  of  the  19th,  I  propose,  on  the  pan 
of  this  Government,  to  adhere. 

I  have  dwelt  with  somewhat  of  detail  on  this  particular  historie  episode 
partly  because  it  admirably  illustrates  she  spirit  with  which  both  Government» 
have  regarded  the  Clayton-Bulwer  Treaty  from  the  first,  and  partly  be^aaM 
it  had  more  direct  hearing  on  the  question  of  the  guarantee  of  any  isthmiao 
transit  than  any  other  discussion  of  the  time.  In  perusing  the  voluminoiu 
correspondence,  unprinted,  as  well  as  that  printed,  and  submitted  at  the  time 
to  Congress  and  to  Parliament,  I  am  more  than  ever  struck  by  the  elastic 
character  of  the  Clayton  -  Bulwer  Treaty,  and  the  admirable  purpose  it  hai 
served  as  an  ultimate  recourse  on  the  part  of  either  Government  to  checi 
apprehended  designs  in  Central  America  on  the  part  of  the  other — althonghi 
all  the  while,  it  was  frankly  admitted  on  both  sides  that  the  engagements  oi 
the  Treaty  were  misunderstandingly  entered  into,   imperfectly  comprebended, 
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•adictorily  interpreted,  and  mutually  vexatious.  |]  I  am,  as  I  must  confess,  ^'"j"**!^ 
gthened  in  this  imprcssiou  by  the  circomstance  that,  in  his  response  to    stMten. 
espatch  of  the  24th  June  last,  Earl  Granville  takes  the  ground  that  the^»-^**^-^^^' 
on  of  Great  Britain  and  the  United  States  towards  the  projected  Panama 

is  determined  by  the  Clayton-Bulwer  Treaty.  It  does  not  seem  likely 
come  a  subject  for  discussion  how  far  the  engagements  of  that  compact 
ality  extend  to  the  Isthmus  of  Panama,  under  the  provisions  of  Ar- 
rui  thereof,  in  the  same  precise  sense  in  which  they  extend  to  the  pro- 

Nicaragnan  transit.  For  it  will  be  observed,  that  this  Article  does  not 
h  the  guarantees  and  restrictions  of  Article  I  over  eithcr  the  Tehuantepec 
through  Mexican  territory,  or  the  Panama  route  through  Columbian  tcr- 
.    It  is  in  terms  an  agreement  to  extend  the  protection   of  both  coun- 

by  Treaty  stipulations,  to  those  or  any  other  practicable  waterways  or 
.ys  trom  ocean  to  ocean,  across  the  isthmus,  outside  of  Nicaragua,  Costa 

the  Mosquito  coast,  or  any  part  of  Central  America.  So  far  as  the 
ite  agreement  to  hereafter  agree  is  applicable  to  the  Panama  transit,  I 
amply  shown  in  my  No.  270  of  the  19th  instant,  that  the  obligations 
kced  on  the  part  of  the  United  States  in  concluding  the  prior  Convention 
the  Republic  of  New  Granada  (now  Columbia)  in  1846  require  that  the 
d  States   should   be   freed   from  unequal  and  inequitable  obligations  to 

Britain  under  the  vague  and,  as  yet,  unperfected  compact  of  1850.  '{ 
lain  object  in  writing  this  instruction  has  been  to  strengthen  your  hands 
y  discussion  which  may  now  ensue  as  to  the  benefits  of  the  Clayton- 
3r  Treaty  and  the  mutual  interest  of  the  two  countries  in  conserving  it 
e  basis  of  a  settlement  of  all  questions  bctween  them  touching  Central 
ican  and  Isthmian  questions.  It  will  bc  seen,  that,  from  the  time  of  its 
asion,  in  1850,  until  the  end  of  1858,  its  provisions  wcre  thrice  made 
asis  of  a  proposal  to  arbitrate  as  to  their  meaning;  that  modification  and 
;ation  have  been  alike  contingently  considered;  and  that  its  vexatious  and 
•fect  character  has  been  repeatedly  recognized  on  both  sides.  The  pre- 
proposal  of  this  Government  is  to  free  it  from  those  embarrasing  features, 
leave  it,  as  its  framcrs  intended  it  should  be,  a  full  and  perfect  settle- 
,  for  all  time,  of  all  possiblc  issues  between  the  United  States  and  Great 
in  with  regard  to  Central  America.  ||  If,  in  your  conference  with  Earl 
ville,  it  should  seem  necessary,  you  will  make  free  use  of  the  precedents 
id  cited;  and  should  you,  within  the  discrctionary  b'mits  confided  at  the 
of  my  No.  270,  have  givcn  a  copy  thereof  to  his  Lordship,  you  are 
Hy  at  liberty  to  let  him  have  a  copy  of  this  also,  with  the  same  expla- 
ü,  that  it  is  for  your  use,  and  not  written  as  a  formal  note  for  commu- 
iou  to  Her  Majesty's  Government.  ||  I  have,  &c. 

James  G.  Blaine. 
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Nr.    7649.      OROSSBarrilNNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl  Ge- 

sandten  in  Washington. —  Die  englRegiernng  h&lt  am 
Clayton-Bulwer-Vertrag  fest 

Foreign  Office,  Janoary  7,  1882. 

Nr.  7649.  SÏTy  —  In  mj  dcspatch  of  the  13th  ultimo  I  informed  you^  that  the  Uni- 

Gr(M».     ^^^  States'  Minister  at  this  Coort  had  communlcated  to  me  the  suhstance  of 

bntannien. 

7.jaD.  1882.  a  despatch  which  he  had  receivcd  from  Mr.  Blaine,  then  Secretary  of  State, 
on  the  subject  of  the  Gonvention  of  the  19th  April,  1850.  Finding,  that  Mr. 
Lowell  was  authorized  to  give  me  a  copj  of  this  despatch  if  I  wished  it,  1 
requested  him  to  do  so,  and  I  have  already  forwarded  to  you  a  copy  for  yoor 
Information.  ||  Her  Majesty's  Government  have  given  their  careful  consideration 
to  the  views  set  forth  in  this  paper.  They  entirely  agree  in  the  statement 
made  towards  its  conclusion  as  to  the  cordial  relations  so  happily  existing  be- 
tween  the  two  countries,  and  as  to  the  opportunity  which  this  state  of  things 
affords  for  a  frank  exposition  of  the  views  held  by  either  Government  vrithoat 
risk  of  misconstruction.  They  have  no  hesitation,  therefore,  in  proceeding  to 
examine  the  grounds  advanced  by  Mr.  Blaine  for  desiring  a  modification  of 
the  Ck)nvention.  ||  The  principles  upon  which  the  whole  argument  of  the  des- 
patch is  founded  are,  as  far  as  I  am  aware,  novel  in  International  Law.  If 
a  discnssion  of  the  subject  on  the  abstract  grounds  of  public  right  were  dee- 
med  nseful  or  opportune,  it  would  not  be  difficult  to  quote  passages  from 
pnblicists  of  acknowledged  authority  in  both  countries  in  suppprt  of  this  opi- 
nion.  But  for  several  reasons  it  will  be  better  to  treat  the  matter  from  the 
side  of  the  practical  considerations  which  it  involvcs,  without,  of  conrse,  being 
preclnded  from  reverting  at  any  future  stage,  in  case  of  need,  to  its  other 
aspect. 

Her  Majcst/s  Government  cannot  admit,  that  the  analogy  which  it  is 
sought  to  draw  from  the  conduct  of  Great  Britain  in  regard  to  the  Saex 
Gaual  is  correct  or  justified  by  the  facts.  They  have  made  no  attempt  to 
fortify  the  Island  of  Gjrprus,  or  to  establish  it  as  an  armed  position  on  m 
important  scale,  though  they  have  an  undoubted  right  to  do  so.  The  For- 
tress  of  Gibraltar,  the  Island  of  Malta  and  the  Military  Establishment  at 
Aden  came  into  the  possession  of  Elngland  at  a  date  long  anterior  to  the 
time  when  the  Mediterranean  and  the  Red  Sea  could  be  regarded  as  a  nuU' 
tary  route  to  India.  For  years  afterwards  the  whole  mass  of  reinforcements 
for  India  was  sent  by  way  of  the  Cape  of  Good  Hope.  Nor  has  any  serioss 
addition  been  made  to  the  strength  of  these  positions  since  the  opening  of 
the  Ganal,  beyond  what  has  been  a  natural  consequence  of  the  improvemeots 
in  military  science.  Although  no  doubt  well  adapted  by  its  sitnation  to  com- 
mand  the  Straits  of  Bab-el-Mandeb,  the  Island  of  Perim  has  not  in  any  reai 
sense  been  made  a  fortified  position.  The  fort  and  garrison  on  the  if^ 
are,  in  &ct,  sufficiënt  only  to  protect  the  ligbthouse,  which  has  been  erected 
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liere  for  the  general  benefit  of  navigation,  from  possible  attack  by  predatory  ^''  '^^• 
Lrabs.  ||  The  Navy  Department  of  the  United  States  must  be  well  awarc,  that  briunnieii. 
Ier  Majesty's  Government  have  never  sought  to  bar  or  even  to  restrict  the  ^'  ^•"'  '®®*' 
se  of  the  Canal  by  the  naval  forces  of  other  countrieSy  and  that  even  daring 
be  recent  war  between  Rnssia  and  Turkey,  when  the  Canal  itself  formed  a 
ortion  of  the  territory  of  one  of  the  belIigerentS;  when  the  seat  of  conflict 
18  close  at  hand;  and  when  British  interests  might  in  many  other   respccts 
ave  been  nearly  involved^  they  contented  themselves  with  obtaining  an  assu- 
anee  that  the  sphere  of  operations  shoald  not  bc  extended  to  the  Canal. 

Her  Majesty's  Government  cordially  concnr  in  what  is  stated  by  Mr. 
ilune  as  regards  the  nnexampled  developmcnt  of  the  United  States  on  the 
^acific  Coast;  and  the  capacity  which  they  possess  for  further  progress.  That 
ievelopment  bas  been  watched  in  this  country  with  admiration  and  interest, 
ind  will  continue  to  be  so  regarded.  Bat  thoogh  in  rapidity  it  may^  and 
)robably  bas,  exceeded  the  most  sanguine  calculation;  Her  Majest/s  Govern- 
nent  cannot  look  upon  it  in  the  light  of  an  unexpected  event;  or  suppose 
iutt  it  was  not  within  the  view  of  the  statesmen  who  were  parties  on  either 
üde  to  the  Clayton-Bulwer  Treaty.  The  declarations  of  President  Monroe 
ind  of  bis  Cabinet  in  1823  and  24;  whatever  may  be  the  view  taken  of  their 
U!ope  and  hearing;  and  of  the  admissibility  of  the  principles  which  they  in- 
Tolve;  or  which  it  is  sought  to  deduce  from  them,  show  at  least  that  at  that 
period— twenty-six  years  anterior  to  the  Treaty  now  ander  discussion — there 
was  a  clear  prevision  of  the  great  fature  reserved  to  the  Pacific  Coast  It  is 
in  the  opinion  of  Her  Majesty's  Government  an  inadmissible  contentiou;  that 
tlie  regular  and  successful  operation  of  causes  so  evident  at  the  time,  and  in 
their  nature  so  irrepressiblO;  should  be  held  to  have  completely  altered  the 
coudition  of  affairs  to  the  extent  of  vitiating  the  foundations  of  an  agreement 
which  cannot  be  supposed  to  have  been  concluded  without  careful  thought  and 
deliberation.  ||  While  recognizing  to  the  fallest  degree  the  extent  to  which  the 
United  States  must  feel  interested  in  any  Canal  which  may  be  constructcd 
^cross  the  Isthmus  of  Panama ;  Her  Majesty's  Government  would  be  wanting 
in  regard  to  their  duty  if  they  failed  to  point  out  that  Great  Britain  bas 
^;e  Colonial  possessions  no  less  than  great  commercial  interestS;  which  render 
uiy  means  of  unobstructed  and  rapid  access  from  the  Atlantic  to  the  North 
^d  SoQth  Pacific  Oceans  a  matter  for  her  also  of  the  greatest  importance.  {! 
^6  development  of  these  Possessions  and  interests  bas  steadily  continued; 
P^^bly  with  less  rapidity,  hut  on  a  scale  which  bas  some  relation  even  to 
'^  of  the  Pacific  States.  Her  Majesty's  Government  do  not  wish  to  ignore 
^ne  share  which  other  nations  have  acquired  in  the  commerce  of  Central  and 
Sotïth  Americd;  nor  to  exclude  from  consideration  the  interest  of  those  coun- 
^68  in  any  Canal  which  may  be  made  across  the  Isthmus.    They  are  of  opi- 

• 

uon  that  such  a  Canal  as  the  waterway  between  two  great  oceans  and  be- 
'^een  all  Europe  and  Eastem  Asia  is  a  work  which  concerns  not  merely  the 
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Hr.  7649.  United  States  or  the  American  Continent,  but  the  whole  civilized  world.  Thii 
teiunnien.  is  a  view  which  nnds  its  expression  in  the  Ylth  Article  of  the  Treaty  of  1850 
7.  Jwi.  1882.  g^p  Majestj's  Government  are  as  anxious  as  that  of  the  United  States,  that 
while  all  nations  shonld  enjoy  their  proper  share  in  the  benefits  to  be  er 
pected  from  the  andertaking,  no  single  conntrj  shonld  acqoire  a  prcdomina- 
ting  influence  or  control  over  such  a  means  of  communication;  and  they  wil 
not  oppose  or  decline  any  disenssion  for  the  purpose  of  securing  on  a  genera 
international  basis  its  nniversal  and  unrestricted  use. 

With  all  deference  to  the  considerations  which  have  prompted  the  pro 
posals  made  in  Mr.  Blaine's  despatch.  Her  Majest/s  Government  cannot  be 
lieve  that  they  would  promote  this  object,  or  be  beneficial  in  themselves 
The  relations  of  the  United  States  with  the  Ëoropean  Powers  are  fortonatel; 
of  a  nature  to  give  rise  to  no  feelings  of  saspicion  or  alarm.  The  genera 
tendency  of  their  foreign  policy  gives  good  promise,  that  they  will  so  continue 
Bat  if  provision  is  to  be  made  on  one  side  for  a  different  state  of  affairs,  i 
must  be  expected  that  the  course  thus  indicated  will  find  its  natural  an 
logical  counterpart  on  the  other.  Her  Majest/s  Government  can  conceive  n 
more  melancholy  spectacle  than  a  competition  among  the  nations  holding  Wet 
Indian  Possessions,  and  others  on  the  Central  and  South  American  Continen 
in  the  construction  of  fortifications  to  obtain  the  command  over  the  Cani 
and  its  approaches,  in  the  event  of  occasion  arising  for  soch  a  measnre.  The 
cannot  believe,  that  it  would  be  agreeable  or  convenient  to  any  South  Amer 
can  State  through  which  the  Canal  may  pass  to  find  itself  called  upon  1 
admit  a  foreign  Power  to  construct  and  garrison  on  its  territory  a  successio 
of  fortresses  of  increasing  magnitude,  designed  to  oppose  such  attempt^,  cve 
though  that  foreign  Power  be  a  neighbouring  one,  and  sitnated  upon  the  sas 
Continent  And  when  the  claim  to  do  this  is  accompanied  by  a  declaratie 
that  the  United  States  will  always  insist  on  treating  the  waterway  which  sha 
unite  the  two  oceans  ^  part  of  her  coast  line'',  it  is  difficult  to  imagii 
that  the  States  to  which  the  territory  lying  betwcen  that  waterway  and  tl 
United  States  belongs  can  practically  retain  as  independent  a  position  as  th: 
which  they  now  enjoy. 

These  are  the  consequences  which,  in  the  conviction  of  Her  Majesty 
Government,  would  almost  certainly  follow  from  a  claim  on  the  part  of  tl 
United  States  to  assnme  the  suprème  authority  over  the  Canal,  and  all  respoi 
sibility  for  its  controL  Her  Mi^sty's  Government  hold,  on  the  contrar. 
that  the  principles  which  guided  the  negotiators  of  the  Convention  of  1B5 
werc  intrinsically  sound,  and  continue  to  be  applicable  to  the  present  stat 
of  afiairs.  Their  wish  would  be  that  those  principles  should  receive  the  prac 
tical  development  which  was  contemplated  at  the  time,  and  that  effect  shonld 
be  given  to  that  portion  of  the  Treaty  which  provides  that  the  Contractiof 
Pirties  shall  invite  all  other  States  with  whom  they  have  friendly  interooorsc 
to  enter  into  similar  stipulations  with  them.  Q  A  certain  amount  of  progress 
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}  in  this  direction  by  the  conclusion  of  Conventions  with  Honduras   ^r-  'W9. 

agua  by  Great  Britain  in  1856  and  1860,  and  by  the  United  States  i^ntl^ieB. 

ind  1867,  and  by  Nicaragua  with  France  in  1859,  with  the  object  ^.  J»»- ««sa. 

ing  the  general  principles  inserted  in  the  Treaty.   During  the  period 

e  were  still  matters  to  regulate  with  respect  to  GreyTown,  the  Bay 

ie  frontier  of  British  Honduras  and   the  protection  of  the  Mosquito 

,nd  when  the  construction  of  a  Canal  still  seemed  a  contingency  more 

3ubtful  and  remote,  it  was  not  strange  that  the  engagement  to  ad- 

ler  Powers   should  have  been  allowed  to  remain  dormant;  but  the 

f  the  Canal  has  now  assumed  sufficiënt  shape  to  render  such  an  ap- 

reasonable  and  pertinent. 

Majesty's  Government  believe,  that  the  extension  of  an  invitation  to 

me  States  to  participate  in  an  agreement  based  on  the  stipulations 

nvention  of  1850  would  obviate  any  objection  that  may  possibly  be 

linst  it  as  not  bcing  adequate  in  its  present  condition  for  the  pur- 

which  it  was  designed.     This  course  formed  the  basis  of  Mr.  Fish's 

to  Dr.  Cardenas,  the  Nicaraguan  Minister,  in  1877,  and  Her  Majesty's 

nt  would  gladly  see  the  United  States  again  take  the  initiative  in 

ion  to  the  Powers,  and  will  be  prepared  either  to  join  in  it,  or  to 

ud  endorsc  it  in  the  way  that  may  be  found  most  fitting  and  con- 

[)rovided  it  does  not  conflict  in  any  way  with  the  Clayton  -  Bulwer 

You  are  authorized  to  read  this  despatch  to  the  Secretary  of  State, 

ve  him  a  copy  of  it,  if  he  should  desire  it.  ||  I  am,  &c. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


50.  OROSSBRITANNIEN.  •—  Staatssecret^r  d.  Ausw.  an 
den  amerik.  Gesandten  in  London.  —  Die  früheren 
Yerhandlungen  über  die  Ab&nderung  des  Vertrages 
vom  englischen  Standpunkte  aus. 

Forcign  Office,  January  14,  1882. 
—  In  my  despatch  of  the  31  st  ultimo  I  have  forwarded  to  you  a   Nr.  7650. 

despatch   from  Mr.  Blaine   to   the  United  States'  Minister   at  this  briunnien. 
itaining furthcr observations  in  support  of  his  arguments  and  proposalsi4J»n-i882. 
iification  of  the  Treaty  between  this  country  and  the  United  States 
ith  April,  1850.     In   this   despatch  Mr.  Blaine   gives  extracts  from 
jpondence  which  passed  between  the  two  Governments  between  1856 
j   in  consequence  of  questions  that  arose  as  to  the  construction  to 

on  certain  provisions  of  the  Treaty.  Mr.  Blaine  seeks  to  establish 
c  extracts,  that  "the  vcxatious  and  imperfect  character  of  the  Treaty 
repeatedly  recognized  on  both  sides;"  and,  he  adds,  that  the  present 
of  the  United  States'  Government  ''is  to  free  it  from  those  embarras- 
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Nr.  7650.   gjj^g  features.  and  to  leave  it.  as  its  framers  intended  it  should  be,  a  M  and 

Qross-  '^  t  t  I 

britonnien.  perfect  settlement^  for  all  time^  of  all  possible  issues  between  the  United 
14. Jan.  1882.  g^ates  and  Great  Britain  with  regard  to  Central  America"  ||  The  correspondence 
in  question  was  laid  before  Parliament  in  1860;  and  the  principal  papers 
included  in  it  have  also  been  published  in  Hertslet's  State  Papers.*)  A  reference 
to  the  context  of  the  passages  qnoted  by  Mr.  Blaine  will  be  necessary  in 
order  to  appreciate  the  character  which  Mr.  Blaine  has  attributed  to  them. 
In  cases  where  the  details  of  an  international  agreement  have  given  rise 
to  difficulties  and  discnssions  to  sach  an  extent  as  to  cause  the  Ck)ntracting 
Parties;  at  one  time,  to  contemplate  its  abrogation  or  modification  as  one  of 
several  possible  alternativcs,  and  where  it  has  yet  been  foond  preferable  to 
arrive  at  a  solution  as  to  those  details  rather  than  to  sacrifice  the  general 
basis  of  the  engagement,  it  must  snrely  be  allowed  that  such  a  fact,  far  firom 
being  an  argument  against  that  engs^ement,  is  an  argument  distinctly  in  its 
favour.  It  is  equally  plain,  that  either  of  the  Contracting  Parties  which  had 
abandoned  its  own  contention  for  the  purpose  of  preserving .  the  agreement 
in  its  entirety  would  have  reason  to  complain  if  the  differences  which  had 
been  settlcd  by  its  concession  were  afterwards  urged  as  a  reason  for  essen- 
tially  modifying  those  other  provisions  which  it  had  made  this  sacrifice  to 
maintain.  That  both  these  arguments  apply  in  the  present  instance  a  brief 
review  of  the  correspondence  will,  I  think;  suffice  to  show. 

The  Treaty  of  1850  was  concluded  (as  is  declared  in  the  VlIIth  Article) 
with  the  desire  ^'not  only  to  accomplish  a  particular  object,  but  also  to 
establish  a  general  principle/'  in  regard  to  the  protection,  by  Treaty  stipnlations, 
of  any  practicable  Communications,  whether  by  canal  or  railway,  across  the 
isthmus  which  connects  North  and  South  America. 

The  Preamble  and  Ist  Article  of  the  Treaty  run  as  foUows:  — 
''Her  Britannic  Majesty  and  the  United  States  of  America,  being  desirons 
of  consolidating  the  relations  of  amity  which  so  happily  subsist  between  them, 
by  setting  forth  and  fixing  in  a  Convention  their  views  and  intentions  with 
reference  to  any  means  of  communication  by  ship-canal,  which  may  be  con- 
structed  between  the  Atlantic  and  Pacific  Oceans,  by  the  way  of  the  Biver 
St.  Juan  de  Nicaragua,  and  either  or  both  of  the  Lakes  of  Nicaragua  or 
Managua,  to  any  port  or  place  on  the  Pacific  Ocean. 

"Art.  1.  The  Govemments  of  Great  Britain  and  the  United  States  herebj 
declare,  that  neither  the  one  nor  the  other  will  ever  obtain  or  maintain  f^^ 
itself  any  exclusive  control  over  the  said  ship-canal;  agreeing  that  neither 
will  ever  erect  or  maintain  any  fortifications  commanding  the  same,  or  in  the 
vicinity  thereof,  or  occupy,  or  fortify,  or  colonize^  or  assume  or  exercise  bd/ 


•)  Vol.  xl,  p.  9M;  xli,  p.  767;  xlii,  p.  168;  xlvi,  p.  244;  xlvii,  p.  661;  xlviii,  p. 
1,  p.  126. 
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on   over  Nicaragua,  Costa  Rica,  the  Mosquito  Coast,   or  any   part  of  ^^'JJ^' 

l  America;   nor  will   either  make  ase  of  any  protection  which  either  briunnira. 

,  or  may  afford,  or  any  alliance  which  either  has,  or  may  have,  to  or  "••^*°- *®^* 

.ny  State   or   people.   for   the   parpose  of  erecting  or  maintaining  any 

)rtdfications,  or  of  occupying,  fortifying,  or  colonizing  Nicaragua,  Costa 

he  Mosquito  Coast,  or  any  part  of  Central  America,  or  of  assuming  or 

ing  dominion   over   the  same.    Nor  will  Great  Britain   or  the  United 

take  advantage  of  any  intimacy,   or  use  any  alliance,   connection,  or 

38  that  either  may  possess  with  any  State  or  Government  through  whose 

7  the  said  canal  may  pass,   for  the  purpose  of  acquiring  or  holding, 

f  or  indirectly,  for  the  suhjects  or  citizeus  of  the  one,   any  rights  or 

iges  in  regard  to  commerce  or  navigation  through  the  said  canal,  which 

lot  he  offered,   on  the  same  terms,  to  the  subjects  or  citizens  of  the 

)on  after  the  signature  of  the  Treaty  various  discussions  arose  as  to 
«rpretation  to  be  put  upon  those  clauses  which  debarred  either  of  the 
eting  Parties  from  occupying,  fortifying,  or  colonizing,  or  assuming  or 
ing  any  dominion  over  Nicaragua,  Costa  Rica,  the  Mosquito  Coast,  or 
irt  of  Central  America,  &c.  Great  Britain  being  at  the  time  in  posses- 
f  Ruatan  and  other  islands  of  the  coast  of  Honduras,  and  having  a 
torate  over  the  Mosquito  Indians  located  on  the  coast  of  Nicaragua,  a 
med  correspondence   arose  as  to  the  effect  to  be  given  to  the  Treaty 

respect,  and  also  as  to  the  boundary  of  British  Honduras.    A  Treaty 

'entually  signed  by  Lord  Clarendon  and  Mr.  Dallas,  for  the  settlement 

various  questions  at  issue,  on  the  17th  October,  1856;  but  this  agree- 

was  not  received   with   favour  by  the  United  States'  Senate,   and  the 

ng  Government  of  President  Buchanan,   who  had  acceded  to   office  in 

1857,  declined  to  confirm  it  without  certain  modifications.  To  these 
itish  Government  proposed  further  amendments,  which  were  not  at  that 
leemed  acceptable  by  that  of  the  United  States,  and  the  Treaty  was 
formally  ratified.  ||  To  show  how  far  this  part  of  the  discussion  belonged 
ne  of  its  features  to  a  state  of  affairs  that  is  now  past,  one  of  the 
ons  taken  by  General  Cass  to  the  Treaty  in  its  last  amended  form, 
lat  it  involved  a  recognition  by  the  United  States  of  a  Treaty  between 
Britain  and  Honduras  for  the  cession  of  the  Bay  Islands  to  the  latter 
y,  in  which  it  was  stipulated,  that  slavery  should  not  at  any  time  be 
ted  to  exist  there.  General  Cass  stated,  that  ^'a  Treaty  with  such  a 
ion  would  never  be  recognized  by  a  United  States'  Senate."  (Lord 
•  to  Lord  Clarendon,  May  3,  1857.) 

now  proceed  to  examine  some  of  the  extracts  given  in  Mr.  Blaine's 
sch.  II  The  first  paper  quoted  is  one  from  Lord  Napier  to  the  £arl  of 
don,  dated  the  12th  March,  1857.  ||  The  only  passage  quoted  is  as 
5: —  II  ^General  Cass  then  passed  some  reflections  on  the  Clayton-Bulwer 


128  PaDama-Canal. 

Nr.  7650.   Xreatj;   he  had  voted  for  it,  and,  in  doing  so,  he  believed,  that  it  abrogated 

Gross-  t  f  y^        t  /  w 

briunnien.  all  intervention  on  the  part  of  England  in  the  Central  American  territorf. 
ii.jan.  1882.  rpijg  British  Govcmment  had  put  a  different  construction  on  the  Treaty,  and 
he  rcgretted  the  vote  he  had  givcn  in  its  favour."  ||  But  the  despatch  goes 
on  to  saj:  —  ||  "He  did  not,  however,  pretend,  that  the  British  Government 
should  now  unconditionally  abandon  the  Mosquitos,  with  whom  thoj  had  rela- 
tions of  an  ancient  date;  it  was  just,  and  consistent  with  the  practice  of  the 
United  States,  that  those  Indians  should  be  secured  in  the  separate  possession 
of  lands,  the  sale  of  which  should  be  prohibited,  and  in  the  enjoyment  of 
riglits  and  franchiscs,  though  in  a  condition  of  dependcncy  and  protectioo. 
Tlie  British  Government  had  already  rcmoved  one  impediment  to  the  execntion 
of  the  Bulwer-Clayton  Treaty,  by  the  cession  of  their  claims  on  Ruatan;  two 
difficulties  now  remained  —  the  frontier  of  Belize,  and  the  delimitation  and 
scttlcment  of  the  Mosquito  tribe.  If  the  frontier  could  be  defined,  and  if  the 
Mosquitos  could  be  placed  in  the  enjoyment  of  their  territory  by  Treaty 
between  Great  Britain  and  Nicaragua,  in  which  the  concessions  and  guaranteei 
of  the  latter  in  favour  of  the  Indians  should  be  associated  with  the  recognitioi  ^ 
of  the  sovcreignty  of  Nicaragua  —  so  I  understood  the  General  —  thm  ik 
'  Bulwer '  Clayton  Treaty  miyM  he  a  permanent  and  satvifaciory  setilemeii 
betwrm  the  Contrading  Parties.  The  United  States  desired  nothing  else  thia 
an  absolute  and  entire  neutrality  and  indepcndencc  of  the  Central  Americn 
region,  f  ree  from  the  exercise  of  any  exclusivc  influence  or  ascendency  whit* 
ever." 

The  ncxt  quotation  is  from  another  despatch  of  Lord  Napier,  dated  the 
6th  May,  1857,  and  the  passage  given  runs  thus:  —  ||  "The  President  de- 
nounccd  the  Clayton-Bulwcr  Treaty  as  one  which  had  been  fraught  with  fflii- 
undcrstanding  and  mischief  from  the  bcginning;  it  was  conclud  d  nnder  the 
most  opposite  constructions  by  the  Contracting  Parties.  If  the  Senate  had 
imagined,  that  it  could  obtain  the  interpretation  placed  upon  it  by  Great 
Britain,  it  would  not  have  passed.  If  he  had  been  in  the  Senate  at  the  tun^ 
that  Treaty  never  would  have  been  sanctioned."  ||  But  President  Bnchaoai 
went  on  to  say:  —  ||  "With  reference  to  arbitration  (which  Lord  Napier  had 
only  thrown  in  as  a  suggcstion  of  his  own),  he  could  not  give  any  opinioo 
at  present  The  President  also  inveighed  against  the  excess  of  Treaties,  affi^ 
ming  that  they  were  more  frequeiitly  the  cause  of  quarrel  than  of  harmoqj} 
and  that,  if  it  were  not  for  the  iutcroceanic  Communications,  he  did  not  ace 
there  was  any  necessity  for  a  Treaty  respecting  Central  America  at  alL" 

It  seems,  therefore,  that  the  Presidentes  condemnation  of  the  Claytoo* 
Bulwer  Treaty  was  principally  foundcd  on  the  construction  placed  upon  it  hj 
Great  Britain  at  the  time,  and  was  also  in  some  measure  cxplained  by  U* 
objections  to  Treaties  in  geueral,  but  tliat  he  admitted  that  the  question  rf 
the  iuteroceanic  connection  made  sucli  an  agreement  necessary. 

Mr.  Blaine  theu  quotes  a  note  from  Mr.  Cass  to  Lord  Napier  of  the 
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9tii  May,  1857,  as  follows:  —  ||  "The  Clayton-Bulwer  Treaty,  concluded  in  ^J;^' 
ie  hope,  that  it  woald  pat  an  end  to  the  differences  which  had  arisen  between  britanDioii. 
ie  United  States  and  Great  Britain,  concerning  Central  American  Affairs,  had  ^**^*"- *®^ 
m  rendered  inoperative  in  some  of  lts   most   essential   provisions   bj  the 
fferent  constructions  which  had  been  reciprocalij  given  to  it  by  the  parties. 
ld  little  is  hazarded  in  saying  that,  had  the  interpretation  since  put  npon 
e  Treaty  by  the  British  Government,  and  yet  maintained,  been  anticipated,  it 
inld  not  have  been  negotiated  under  the  instructions  of  any  Executive  of  the 
lited  States,  nor  ratified  by  the  branch  of  the  Government  intrusted  with 
c  power  of  ratification/'  ||  Bat  how  does  General  Cass  continae?   He  goes 

to  say:  —  |j  ^'A  protracted  discassion,  in  which  the  sabject  was  exhaastcd, 
led  to  reconcile  the  conflicting  views  of  the  parties;  and,  as  a  last  resort, 
negotiation  was  opened  for  the  parpose  of  forming  a  Supplementary  Treaty, 
lich  shoold  remove,  if  practicable,  the  difficalties  in  the  way  of  their  mataal 
od  nnderstanding,  and  leave  unnecessary  any  farther  discassion  of  the  con- 
)verted  provisions  of  the  Clayton-Balwcr  Treaty.  It  was  to  effect  this  object, 
It  the  Government  of  the  United  States  agreed  to  open  the  negotiation, 
lich  terminated  in  the  Treaty  of  the  17th  October,  1856,  and  thoagh  the 
ovisions  of  that  instrument,  even  with  the  amendments  proposed  by  the 
nate,  were  not  wholly  nnobjectionable  either  to  that  body  or  to  the  Presi- 
nt, still,  so  important  did  Ihey  consider  a  satwfacfory  arrangement  of  this 
inplic(üed  subject^  that  they  yielded  their  objections,  and  sanctioned,  by  their 
t  üf  ratification,  the  Convention  as  amended.  It  was  thcn  transmitted  to 
)Qdon  for  the  consideration  of  Her  Britannic  Majesty's  Government,  and, 
ving  failed  to  meet  its  approbation,  has  been  retarned  anratified.  The 
rties  are  thas  thrown  back  apon  the  Balwer-Clayton  Treaty,  with  its  dis- 
ited  phraseology  and  its  conflicting  interpretations;  and,  after  the  lapse  of 
«^en  years,  not  one  of  the  objects  connected  with  the  political  condition  of  , -r-f^^  r;<_ 
ntral  America,  which  the  United  States  had  hoped  to  obtain  by  the  arrange-  ^  '^ 
ïnt,  has  been  accomplished."  .      3  ..LL 

It  was  not,  therefore,  to  the  principles  or  basis  of  the  arrangement  (the 
portancc  of  which  was  fally  recognized),  bat  to  the  unfortanate  phraseology 
a  single  portion  of  the  Treaty,  that  objection  was  taken. 

Mr.  Blaine  then  refers  to  Sir  W.  Gore  Oasele/s  Mission,  the  object  of 
>ich  was  to  settle  the  points  at  issac  in  a  marnier  practically  satisfactory 

the  United  States  by  independent  negotiation  with  the  Central  American 
^s,  after  first  commanicating  with  the  Government  at  Washington.  Mr. 
üne  quotes  a  passage  from  a  letter  of  General  Cass  to  Lord  Napier  of  the 
i  October,  1857,  as  follows:  —  ||  ^I  have  thus  endeavoared  to  meet  the 
■ik  saggestions  of  yoar  Lordship  by  rc-stating,  with  corresponding  frankness, 

general  policy  of  the  United  States  with  respect  to  the  Govemmcnts  and 

interoceanic  transits  of  Central  America;  bat  since  yoar  Lordship  has 
-rred  to  the  Clayton-Balwer  IVeaty  of  1850  as  contemplating  a  ^harmo- 

^UftliaroliiT  XL.  'v* 


130  Fanama-Caiial. 

Nr.  7650.  Qious  couFse  of  actioü  and  counsel  between  tbe  Gontracting  Parties  in  the 

briUnaMn.  settlemont  of  the  Central  American  interests/  you  will  pardon  me  for  remin- 

14.  jaiu  1882.  ding  your  Lordshlp,  that  the  differences  which  this  Treaty  was  intended  to 

adjnst  between  the  United  States   and  Great  Britain   still   remain   onsetüed, 

while  the  Treaty  itself  bas  become  the  subject  of  new  and  embarrassing  com- 

plioations." 

It  will  be  nsefnl  to  refer  to  the  previous  portion  of  this  note  to  show 
what  was  the  statement  of  the  ^'general  policy  of  the  United  States"  tiras 
referred  to,  and  how  far  that  policy  corrcsponds  with  Mr.  Blaine's  present 
proposals.  The  note  begins  thus: —  ||  ^I  have  had  the  honoor  to  receiveyoor 
Lordship's  commonication  of  the  9th  instant,  in  referonce  to  the  existing  reU- 
tions  between  Nicaragua  and  Costa  Rica,  and  have  submitted  it  to  the  consi- 
deration  of  the  President.  ||  'These  relations  have  attracted  the  eamest  atten- 
tion  of  the  President,  not  only  from  the  importance  of  the  San-Juan  transit 
to  the  commerce  of  the  world,  but  from  the  interest  which  is  natnrally  feit 
by  the  United  States  in  the  neighbouring  RepubUcs  of  this  Continent  The 
President  bas  witnessed,  therefore,  the  restoration  of  peace  to  Nicaragua  and 
Costa  Rica  with  the  highcst  gratification;  and  he  sincerely  bopes,  that  it  may 
not  again  be  intcrrupted  either  by  the  calamity  of  civil  war,  or  the  invasion 
of  their  territory  from  other  countries.  Their  secunty  and  welfare  wonU 
nndoubtedly  be  promoted  by  a  just  and  friendly  settlement  between  them  of 
their  mutual  boundaries  and  jnrisdiction;  and  I  need  hardly  add,  that  snd 
an  adjnstment  would  be  viewed  with  satisfaction  by  the  United  States,  llis 
Government,  however,  has  never  admitted  the  pretensions  of  Costa  Rica  to  lo 
equal  control  with  Nicaragua  of  the  San-Juan  River,  but  has  regarded  the 
sovereignty  of  the  river,  and  consequently  of  the  interoceanic  transit  by  that 
route,  as  rightfuUy  belonging  to  the  RepubUc  of  Nicaragua.  ||  ^'A  similar  view 
of  the  question  appears  to  have  been  recognized  by  Great  Britain;  and^ 
whatever  may  be  the  rights  of  Costa  Rica  with  respect  to  the  tree  passage 
of  her  own  products  by  the  river  to  the  ocean,  it  is  better,  probably,  that 
what  has  been  thus  acquiesced  in,  and  has  led,  moreover,  to  important  ooo* 
tracts  and  responsibilities,  should  not  now  be  disturbed.  But  onder  any  cir- 
cumstances  the  conmiercial  nations  of  the  world  can  never  permit  the  inter- 
oceanic passages  of  the  isthmus  to  be  rendered  useless  for  all  the  great  pll^ 
poses  which  belong  to  them,  in  consequence  of  the  neglect  or  incapaci^of 
the  States  through  whose  territories  they  happen  to  run.  The  United  Siüeh 
as  I  have  hrfore  had  occasion  to  assure  your  Lordship,  demand  no  exduai^e 
privileges  in  these  passages,  but  will  always  exert  their  influence  to  seeore 
their  free  and  unrestricted  benefits,  both  in  peace  and  war,  to  the  commens 
of  the  world." 

And  in  a  later  note  to  Lord  Napier  of  the  8th  November,  1858»  Genaial 
Gass  States  with  still  greater  cleamess  the  object  with  which  the  Trealy  was 
concluded,  and  the  gronnds  on  which  the  difference  between  the  two  Goveis- 
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oents  had  arisen.  He  sajs:  —  ||  ^Since  the  annonncement  by  yoor  Lordshipi  ^''  ''*^* 
D  October  1857|  of  Sir  William  Ouseley's  special  mission^  the  President  bas  briunnies. 
waited,  not  so  moch  any  new  proposition  for  the  adjustment  of  the  CentraP*"^"-'®®^', 
inerican  questions  as  the  statement  in  detail ,  which  he  had  been  led  to 
[pect^  of  the  method  bj  which  Sir  William  Onseley  was  to  carry  into  effect 
ie  previous  proposition  of  the  British  Government.  To  make  this  plain,  your 
ordship  will  pardon  me  for  making  a  brief  reference  to  what  bas  occorred 
'tween  the  two  Govemments  in  respect  to  Central  America  since  the  rati- 
ïation  of  the  Clayton-Bulwer  Treaty  of  1850.  ||  "While  the  declared  object 
'  that  Gonvention  had  reference  to  the  construction  of  a  ship-canal  by  the 
ay  of  San- Juan  and  the  Lakes  of  Nicaragua  and  Managua,  from  the  Atlantic 
I  the  Pacific  Oceans,  yet  ü  avowed  none  the  less  plainly  a  general  principle 
\  reference  (o  aU  praeticcMe  communicatiofis  across  the  isthmus^  and  laid  daum 
distinci  pdicy  by  which  the  practical  operation  of  this  principle  was  likdy 
he  kept  free  from  all  cmbarrassment,  The  principle  was^  that  the  inter- 
tanic  roides  shotüd  remain  under  the  sooereignty  of  the  StaUs  through  which 
ttf  rany  and  shculd  he  neutral  and  free  to  aU  noHons  alike,  The  pólicy 
os  thaiy  in  order  to  prevent  any  Government  otdside  of  those  States  from 
iaining  undue  control  or  influence  over  those  interoceanic  transüs,  no  such 
^ion  should  erect  or  maintain  any  fortifications  commanding  the  same,  or  in 
«  vicimty  thereof^  or  should  ^occupy,  or  fortify,  or  coUmize,  or  assumCy  or 
^'trcisey  any  dominion  over  Nicaragua^  Costa  Bica^  the  Mosguito  coast,  or  any 
irt  af  Central  America'.  So  far  as  the  United  States  and  Great  Britain 
ere  concerned,  those  stipulations  were  expressed  in  unmistakable  terms;  and, 
i  reference  to  other  nations,  it  was  declared  that  the  'Contracting  Parties  in 
lis  Gonvention  engage  to  invite  every  State  with  which  both  or  either  have 
iendly  intercourse,  to  enter  into  stipulations  with  them  similar  to  those 
hich  they  have  entered  into  with  each  other'.  ||  '^At  that  time  the  United 
tates  had  no  possessions  whatever  in  Central  America,  and  exercised  no  do* 
inion  there.  In  respect  to  this  Government,  therefore,  the  provisions  of 
rticle  I  of  the  Treaty  could  operate  only  as  a  restriction  for  the  future;  but 
reat  Britain  was  in  the  actual  exercise  of  dominion  over  nearly  the  whole 
tttem  coast  of  that  country,  and,  in  relation  to  her,  this  Article  had  a 
>^nt  as  well  as  a  prospective  operation.  She  was  to  abandon  the  occu- 
uicy  which  she  already  had  in  Central  America,  and  was  neither  to  make 
cquidtions,  or  erect  fortifications,  or  exercise  dominion  there  in  the  future. 
'  other  words,  she  was  to  place  herself  in  the  same  position  with  respect  to 
^esdons  and  dominion  in  Central  America  which  was  to  be  occupied  by 
^  United  States,  and  which  both  of  the  Contracting  Parties  to  the  Treaty 
>^ed  that  they  would  endeavour  to  induce  other  nations  to  occupy.  ||  ^his 
^  the  Treaty  as  it  was  understood  and  consented  to  by  the  United  States^ 
d  this  is  the  Treaty  as  it  is  still  understood  by  this  Government'' 
He  then  recapitulates  the  discussions  and  abortive  negotiations  which  had 
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Nr.  7650.  ensued  in  conseqaence  of  the  different  interpretations  pat  npon  the  Treal 
>rito^i«ii  *^®  ^^^  Govemments;  and,  after  criticizing  and  expressing  disappointme 
ljm.  1882.  the  last  commonication  made  to  him  by  Lord  Napier^  hc  conclndes:—  jj' 
of  no  small  conseqaenze  eithcr  to  the  United  States  or  £freat  Britain, 
these  Central  American  controversies  betwcen  the  two  coontries  shonld  l 
ever  closed.  On  some  points  of  them,  and,  I  have  been  led  to  hope,  oi 
general  policj  which  onght  to  apply  to  the  whole  Isthmian  region,  they 
reached  a  common  gronnd  of  agreement  The  nentrality  of  the  'interoc 
routes,  and  their  freedom  &om  the  superior  and  controUing  influence  o 
one  Government;  the  Iprinciples  upon  which  the  Mosquito  Protectoratc 
be  arranged,  with  justice  alike  to  the  sovereignty  of  Nicaragua  and  the  1 
tribes;  the  surrender  of  the  Bay  Islands,  onder  ccrtain  stipulations  fo 
benefit  of  trade  and  the  protection  of  their  British  occupants;  and  the 
nition  of  the  boundaries  of  British  Belize;  —  about  all  these  points  th 
no  apparent  disagreement,  except  as  to  the  conditions  which  shall  be  au 
.  to  the  Bay  Islands'  surrender,  and  as  to  the  limits  which  shall  be  fix 
the  Settlements  of  Belize.  Is  it  possible,  that,  if  approached  in  a  spi 
conciliation  and  good  feeling,  these  two  points  of  difference  are  not  suscc 
of  a  friendly  adjustment?  To  believe  this  would  be  to  underestimate  tl 
portance  of  the  adjustment,  and  the  intelligent  appreciation  of  this  impo 
which  must  be  entertained  by  both  nations.  What  the  United  States  w; 
Central  America  next  to  the  happiness  of  its  people  is  the  security  anc 
trality  of  the  interoceanic  routes  which  lead  through  it  This  is  equal 
desire  of  Great  Britain,  of  France  and  of  the  whole  commercial  world. 
principles  and  policy  of  the  Clayton-Bulwer  Treaty  are  carried  into 
this  object  is  accomplished.  When,  therefore.  Lord  Malmcsbury  invite 
overtures  from  this  Government  upon  the  idea,  that  it  has  rejected  the 
posal  embraced  in  Sir  William  Ouseley's  mission  for  an  adjustment  c 
Central  American  questions  by  separate  Treaties  with  Honduras,  Nica 
and  Guatemala,  upon  terms  substantially  according  with  the  general  t 
of  the  American  interpretation  of  the  Treaty,  I  have  to  reply  to  his  Loi 
that  this  very  adjustment  is  all  that  the  President  has  ever  desired,  an( 
instead  of  having  rejected  that  proposal,  he  had  expressed  his  cordial  i 
tance  of  it,  so  far  as  he  understood  it,  and  had  anticipated  from  it  tbc 
gratifying  consequences." 

Further,  in  a  despatch  to  Mr.  Lamar  of  July  25,  1858,  subseqi 
communicated  to  Lord  Malmesbury  by  Mr.  Dallas  on  the  29th  April, 
General  Cass  says: —  ||  ''These  great  avenues  of  intercommunication  are 
interesting  to  all  commercial  Powers,  and  all  may  well  join'in  secunng 
freedom  and  usc  against  those  dangers  to  which  they  are  exposed  froi 
gressions  or  outrages,  originating  within  or  without  the  territories  thi 
which  they  pass." 

It  is  difficult  to  conceive  a  more  distinct  statement  of  adherence  t( 
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al  principles  of  the  Clayton-Bulwer  arrangement^  or  a  more  positire  dis-  ^^'  ^^^ 
er  of  the  policj  involved  in  Mr.  Blaine's  present  proposals,  than  is  con-  brituwiai 
l  in  the  passages  I  have  just  quoted.  i4.Jmi.i88 

[  return,  however;  to  the  eztracts  giyen  in  Mr.  Blaine's  despatch.  Mr. 
3  allodes  to  an  important  interview  which  Lord  Napier  had  with  Presi- 
Bachanan  on  the  19th  Octoher,  1857;  in  which  Lord  Napier  asked  that, 
Qg  the  negotiation  intmsted  to  Sir  W.  Gore  Ooseley,  no  proposal  to 
the  Clayton-Bulwer  Treaty  should  be  sanctioned  or  encooraged  by  the 
ient  or  Members  of  the  United  States'  Government.  Lord  Napier's  ac- 
of  the  Presidentes  langoage  is  as  foUows:  —  ||  ^The  President  commenced 
bservations  by  referring  to  the  Clayton-Bulwer  Treaty  as  a  fruitfol  sonrce 
sonderstanding  betwecn  the  Contracting  Parties.  Without  that  Treaty  the 
d  States  and  Great  Britain  might  long  since  have  cooperated  for  the 
:e  of  Central  America.  That  Treaty  had  never  been  acceptable  to  the 
3  of  the  United  States,  and  would  not  have  obtained  a  vote  in  the 
e  had  the  least  suspicion  existed  of  the  sense,  in  which  it  was  to  be 
lied  by  Great  Britain;  yet,  if  it  were  now  the  intention  of  Her  Majesty's 
nment  to  ezecute  it  according  to  the  American  interpretation,  that  was 
ich  as  we  could  insist  upon."  ||  And  after  reporting  what  passed  at  the 
iew  with  regard  to  the  Bay  Islands  and  Honduras,  Lord  Napier  conti- 
—  II  ^'I  then  went  on  to  animadvert  upon  the  danger  of  some  movement 
3  approaching  Congress  which  would  interfere  with  the  contemporary 
ation  of ^  Sir  William  Ouseley,  remarking  that  should  the  President  in 
essage  allude  to  the  position  of  the  two  countries  in  reference  to  Central 
ca,  and  if,  in  consequence  of  his  Excellency's  reflections,  a  Besolution 
l  be  proposed  for  the  abrogation  of  the  Clayton-Bulwer  Treaty,  such  a 
fould  not  only  frustrate  the  purposes  of  Sir  William  Ousele/s  mission, 
ould  have  a  calamitous  influcnce  on  the  future  relations  of  England  and 
ca.  It  would,  therefore,  be  highly  gratifying  to  me  to  be  enabled  to 
!  your  Lordship  that,  pending  the  negotiation  intrusted  to  Sir  William 
3y,  no  proposal  to  annul  the  Treaty  would  be  sanctioned  or  encouraged 
s  Excellency  or  by  the  Members  of  his  Government  ||  'T^he  President 
,  in  reply,  that  it  was  certainly  his  intention  to  give  an  account  in  his 
kge  of  all  that  had  passed  between  the  two  Govemments  respecting  the 
s-Clarendon  Treaty.  He  appeared  to  intimate,  that  the  effect  of  such  a 
tive  would  be  to  place  the  conduct  of  Great  Britain  in  an  unfavourable 
and  he  added  that  the  passage  in  which  he  commented  upon  these  trans- 
is  was  already  prepared;  but  his  Excellency  went  on  to  affirm,  with  em- 
s,  that  if  the  resolutions  of  Her  Majesty's  Government  were  such  as  I 
elated,  if  they  really  raeant  to  exccute  the  Clayton-Bulwer  Treaty  accor- 
to  the  American  interpretation,  and  would,  bcfore  the  meeting  of  Con- 
make  some  communication  to  him  in  that  sense,  such  as  he  could  use, 
>ald  cancel  what  he  had  written  and  insert  another  passage  referring  to 
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Kr.  7649.   xjüited  States  or  the  American  Continent,  but  the  whole  civilized  w( 

briunnien.  is  a  view  which  finds  lts  expression  in  the  VItli  Article  of  the  Trcati 

7.  Jan.  1882.  jj^p  Majest/s  Govomment  are  as  anxious  as  that  of  the  United  St 

.     while  all  nations  shoold  enjoy  their  proper  share   in  the  benefits 

pected  from  the  undertaking,  no  single  country  should  acquirc   a  \ 

ting  influence  or  control  over  such  a  means  of  communication;  and 

not  oppose  or  decline  any  discussion  for  the  purpose  of  securing  on 

international  basis  lts  universal  and  unrestricted  use. 

With  all  deference  to  the  considerations  which  liave  promptec 
posals  made  in  Mr.  Blaine's  despatch,  Her  Majesty's  Government  < 
lieve  that  they  would  promote  this  object,  or  be  beneficial  in  t 
The  relations  of  the  United  States  with  the  European  Powers  are  ] 
of  a  nature  to  give  rise  to  no  feelings  of  suspicion  or  alarm.  Ti 
tendency  of  their  foreign  policy  gives  good  promise,  that  they  will  s( 
But  if  provision  is  to  be  made  on  one  side  for  a  different  state  of 
must  be  ezpected  that  the  course  thus  indicated  will  find  its  n: 
logical  counterpart  on  the  other.  Her  Majesty's  Government  can  e 
more  melancholy  spectacle  than  a  competition  among  the  nations  ho 
Indian  Possessions,  and  others  on  the  Central  and  South  American 
in  the  construction  of  fortifications  to  obtain  the  command  over 
and  its  approaches,  in  the  event  of  occasion  arising  for  such  a  meas 
cannot  believe,  that  it  would  be  agreeable  or  convenient  to  any  Soi 
can  State  through  which  the  Canal  may  pass  to  find  itself  callc( 
admit  a  foreign  Power  to  construct  and  garrison  on  its  territory  a 
of  fortresses  of  increasing  magnitude,  designed  to  oppose  such  attci 
though  that  foreign  Power  be  a  neighbouring  one,  and  situatcd  upoi 
Continent.  And  when  the  claim  to  do  this  is  accompanied  by  a  < 
that  the  United  States  will  always  insist  on  treating  the  waterway  v 
unitc  the  two  oceans  ''as  part  of  her  coast  line",  it  is  difficult 
that  the  States  to  which  the  territory  lying  betwccn  that  watcrwa 
United  States  belongs  can  practically  retain  as  independent  a  positi 
which  they  now  enjoy. 

These  are  the  consequences  which,  in  the  conviction  of  Her 
Government,  would  almost  certainly  follow  from  a  claim  on  the  p 
United  States  to  assume  the  suprème  autliority  over  the  Canal,  and  j 
sibility  for  its  control.  Her  Majesty's  Government  hold,  on  the 
that  the  principles  which  guided  the  ncgotiators  of  the  Conventioi 
were  intrinsically  sound,  and  continue  to  be  applicablc  to  the  pn 
of  affairs.  Their  wish  would  be  that  those  principles  should  rcccive 
tical  development  which  was  contemplated  at  the  time,  and  that  eff 
be  given  to  that  portion  of  the  Treaty  which  providcs  that  tlie  C 
Parties  shall  invite  all  other  States  with  whom  they  have  frieudly  i 
to  enter  into  similar  stipulations  with  them.  ||  A  certain  amount  o 
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ns  made  in  ihis  direction  by  the  conclasiun  of  0>t.irLt;->Li  i.*i  U/Liirk:    ' 
unl  Kicaragna  bj-  Great  Britain  in  1856  and  lüèt},  and  'ia  tL^  l'&iuyl  ^uin  ^ 
ia  li<U  and  1867,  and  by  Nicaragna  with  France  in  l^^'J,  with  tbe  <ib>^: 
ii(  ufiholding  tbc  gencral  |)rinci|ile5  inscrted  in  llio  Tnatv.  Iinrinf  tfce  ptiiui 
iben  thcre  werc  still  mattcrg  to  rcgulatc  with  rrsjiect  tu  Gnylowa,  tht  ba; 
Islinds,  tbc  fronticr  of  Britisli  Ilondnras  aud   tlie  |>rotcGtioB  ut  tJbt  )lM>jait« 
iDdians,  and  whcn  tbc  construction  of  a  Canal  still  sccmcd  a  eoatiagnc?  nunr 
or  lm  ilonbtful  and  rcmotc,  it  was  not  strangc  tliat  the  et^^eKU  tu  kd- 
ilri'is  nthcr  PowcrE   sliould  bavt.'  been  allowed  to  rcmain  dbnaui;  \m  tbe 
project  of  tbc  Canal  lias  now  assomed  sufficiënt  sbaiie  to  reader  tacb  a>  ■(■■ 
jiIJcatiou  reasoiiablc  and  pcrtinont 

Her  Majesty's  GoTenimcnt  bolicvc,  that  the  cxtensian  o(  u 
all  niaritimo  States  to  participatc  in  an  agrcemGDt  based  ob  Ik  m 
of  ÜiK  CuDvcntion  of  1850  woald  obviatc  any  objection  tint  ar  pmUi  b^ 
»ised  against  it  as  not  bcing  adequate  in  its  present  coriitigi  &r  Ife  uf. 
pose  for  whicb  it  was  dcsigned.     Tbis  conrsc  formed  the  tia  gf  ]^r  fi^- 
|iru]iosil  to  Dr,  Uardcnas,  tlic  Nicaragua»  Minister,  in  1877,  nf  B^  Viintr 
(ibvt'mniuut  would  gbtdly  sue  the  United  States  again  tike  tk  UiMh» 
u  inviiatiun  to  tbc  1'owers,  aud  will  bo  prepared  eithar  tokkhü  t»  u 
sipiiort  and  endorse  it  in  tlic  way  that  may  be  foimd  ut  tte  nt 
veDient,  pruvided  it  di>cs  not  conflict  in  any  wn^  wwi.  ^^  ^t^   i  , 
^ïtv.  {[  You  are  autborizcd  to  read  Ihis  dcspatch  to  Ut  bnte*  «f  (v 
ad  to  giïc  bini  a  copy  of  it,  if  he  sbould  desire  it  1 1  m  ^  "      ' 
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den    anicrik.  Gu»andtco   in  LonJoa  —  Bi,  #  ' 
Verbandlungon   lihcr  die  Ablnderm  J-,  e  '  " 

vom  engliscbcn  Staudpunkte  tu  '    '* 

Sir,  —  In  my  despatcli  of  the  31  st  nltiap  1  W fc,           '"'  ^ 

'^''PJ  üf  a  des|iatch    from  Mr.  Blaine   to   tbe  TI*iJ^^^  '         '   '  '^a 

'-"ort,  containiiig further obscrvatiuns  in  support  irflfc^^^'*'''    ■  '^%er 

'  "  modification  of  the  Trcaty  hotwecn  thU  qMj|ju.   "^  ' '    ■    ^ '  "j,p 

"''''e   lütb  April,  18ü(l.     In    tbis    desi)ati:h  Ife^S*  ^--*    ■    "''^  h  a 

"ie  correspoudeuce  whicb  passcd  liotwccn  the  t*^^^  '^''^  "        '*  jord 
*"''  IfinS,   in   conseqnencc  of  questions  ^^9^i^J~^''     '      , 

*  I'laced  on  certnin  provisionK  of  l.ho  Treilj.  ]fej,       Wc.--.-.  '■■'■'  ^J^^<^ 

^  these  extracis,  that  «tlic  vexations  aiiil  iiWi-^***^  '       "'-^y  rl  of 


/ 
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^  been  repeatoilly  recogniücd  on  botli  «iittf  «j,^^  "'^    '  '   '  "j  ,s   as 

'"■'^Poüal  of  the  United  States'  Govcniment  Sfct.*       ^'''  '      U^  ulwer 
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Nr.  7650.  g^^g  features.  and  to  leave  it,  as  lts  framers  intended  it  shoald  be,  a  M  and 
briunnien.  perfect  settlcmenty  for  all  time^  of  all  possible  issues  between  the  United 
u.Jan.  1R82.  gtatcs  and  Great  Britain  with  regard  to  Central  America"  ||  The  correspondence 
in  question  was  laid  before  Parliament  in  1860,  and  the  principal  papers 
included  in  it  have  also  been  pnblished  in  Hertslet's  State  Papers.*)  A  reference 
to  the  context  of  the  passages  qnotcd  bj  Mr.  Blaine  will  be  necessary  in 
order  to  appreciate  the  character  which  Mr.  Blaine  has  attributed  to  them. 

In  cases  where  the  details  of  an  international  agreement  have  given  rise 
to  difficulties  and  discussions  to  such  an  extent  as  to  cause  the  Gontracting 
Partiesy  at  one  time^  to  contemplate  its  abrogation  or  modification  as  one  of 
several  possible  alternatives,  and  whcre  it  has  yet  been  found  preferable  to 
arrive  at  a  solution  as  to  those  details  rather  than  to  sacrifice  the  general 
basis  of  the  engagement^  it  mast  sarely  be  allowed  that  such  a  fact^  far  from 
being  an  argument  against  that  engagement ^  is  an  argument  distinctlj  in  its 
favour.  It  is  equally  plain^  that  either  of  the  Contracting  Parties  which  had 
abandoned  its  own  contention  for  the  purpose  of  preserving. the  agreement 
in  its  entirety  would  have  reason  to  complain  if  the  differences  which  had 
been  scttlcd  by  its  concession  were  afterwards  urged  as  a  reason  for  essen- 
tially  modifying  those  other  provisions  which  it  had  made  this  sacrifice  to 
maintain.  That  both  these  arguments  apply  in  the  present  instance  a  brief 
review  of  the  correspondence  will^  I  think^  suffice  to  show. 

The  Treaty  of  1850  was  concluded  (as  is  declared  in  the  VlIIth  Article) 
with  the  desire  ^'not  only  to  accomplish  a  particular  object^  but  also  to 
establish  a  general  principle/'  in  regard  to  the  protection,  by  Treaty  stipulationsy 
of  any  practicable  Communications^  whether  by  canal  or  railway^  across  the 
isthmus  which  connects  North  and  South  America. 

The  Preamble  and  Ist  Article  of  the  Treaty  run  as  folio ws:  — 
'^er  Britannic  Majesty  and  the  United  States  of  America^  being  desirons 
of  consolidating  the  relations  of  amity  which  so  happily  subsist  between  theni; 
by  setting  forth  and  fixing  in  a  Convention  their  views  and  intentions  with 
reference  to  any  means  of  communication  by  ship-canal,  which  may  be  con- 
structed  between  the  Atlantic  and  Pacific  Oceans^  by  the  way  of  the  Biver 
St.  Juan  de  Nicaragua^  and   either  or  both   of  the  Lakes  of  Nicaragua  or 

Managua^  to  any  port  or  place  on  the  Pacific  Ocean. 

*  *■ 

aft 

"Art  1.  The  Governments  of  Great  Britain  and  the  United  States  hereby 
declare^  that  neither  the  one  nor  the  other  will  ever  obtain  or  maintain  for 
itself  any  exclusive  control  over  the  said  ship-canal;  agreeing  that  neither 
will  ever  erect  or  maintain  any  fortifications  commanding  the  same^  or  in  the 
vicinity  thereof,  or  occupy,  or  fortify,  or  colonizc^  or  assume  or  exercise  wy 


•)  Vol.  xl,  p.  963;  xU,  p.  767;  xlii,p.  158;  xlvi,  p.  244;  xlvü,  p.  661;  xlviü,  p.«W; 
1,  p.  126. 
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over  Nicaragua,  Costa  Rica,   the  Mosquito  Coast,  or  any   part  of  ^^-  ^^• 
America;  nor  will   either  make  ase  of  anj  protection  which  either  bntumien. 
ir  may  afford,  or  any  alliance  which  either  has,  or  may  have,  to  or  "••'*"•  ^^^ 

State  or  people,  for  the  parpose  of  erecting  or  maintaining  any 
[fications,  or  of  occupying,  fortifying,  or  colonizing  Nicaragua,  Costa 

Mosquito  Coast,  or  any  part  of  Central  America,  or  of  assuming  or 
^  dominion  over  the  same.  Nor  will  Great  Britain  or  the  United 
ke  advantage  of  any  intimacy,  or  use  any  alliance,  connection,  or 
that  either  may  possess  with  any  State  or  Government  through  whose 
the  said  canal  may  pass,  for  the  purpose  of  acquiring  or  holding, 
»r  indirectly,  for  the  subjects  or  citizens  of  the  one,  any  rights  or 
s  in  regard  to  commerce  or  navigation  through  the  said  canal,  which 

be  offered,   on  the  same  terms,  to  the  subjects  or  citizens  of  the 

:  after  the  signature  of  the  Treaty  various  discussions  arose  as  to 
)rctation  to  be  put  upon  those  clauses  which  debarred  either  of  the 
ig  Parties  from  occupying,  fortifying,  or  colonizing,  or  assuming  or 
:  any  dominion  over  Nicaragua,  Costa  Rica,  the  Mosquito  Coast,  or 
of  Central  America,  <ftc.  Great  Britain  being  at  the  time  in  posses- 
uatan  and  other  islands  of  the  coast  of  Honduras,  and  having  a 
ite  over  the  Mosquito  Indians  located  on  the  coast  of  Nicaragua,  a 
i  correspondence  arose  as  to  the  effect  to  be  given  to  the  Treaty 
ispect,  and  also  as  to  the  boundary  of  British  Honduras.  A  Treaty 
:aally  signed  by  Lord  Clarendon  and  Mr.  Dallas,  for  the  settlement 
rious  questions  at  issue,  on  the  17th  October,  1856;  but  this  agree- 
>  not  received  with  favour  by  the  United  States'  Senate,  and  the 
Government  of  President  Buchanan,  who  had  acceded  to  office  in 
(57,  declined  to  confirm  it  without  certain  modifications.  To  these 
h  Government  proposed  further  amendments,  which  were  not  at  that 
ned  acceptable  by  that  of  the  United  States,  and  the  Treaty  was 
nally  ratified.  ||  To  show  how  far  this  part  of  the  discussion  belonged 
of  its  features  to  a  state  of  affairs  that  is  now  past,  one  of  the 
;  taken  by  General  Cass  to  the  Treaty  in  its  last  amended  form, 
it  involved  a  recognition  by  the  United  States  of  a  Treaty  between 
itain  and  Honduras  for  the  cession  of  the  Bay  Islands  to  the  latter 
in   which  it  was  stipulated,  that  slavery  should  not  at  any  time  be 

to   exist  there.    General  Cass  stated,  that  ^'a  Treaty  with  such  a 

would   never   be   recognized  by   a  United  States'  Senate."     (Lord 
'  Lord  Clarendon,  May  3,  1857.) 
»w  proceed  to  examine  some  of  the  extracts  given  in  Mr.  Blaine's 

II  The  first  paper  quoted  is  one  from  Lord  Napier  to  the  Earl  of 
!,   dated   the  12th  March,   1857.  ||  The   only   passage   quoted   is   as 

II  '^General  Cass  then  passed  some  reflections  on  the  Clayton-Bulwer 
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Nr.  7Ö50.  Xreaty;  he  had  voted  for  it,  and,  in  doing  so,  he  believed,  that  it  j 
briunnien.  M  interventiou  on  the  part  of  England  in  the  Central  American 
itjan.  iw2.The  British  Government  had  put  a  different  construction  on  the  Trc 
he  regretted  the  vote  he  had  given  in  its  favour."  ||  But  the  despi 
on  to  say:  —  ||  "He  did  not,  however,  pretend,  that  the  British  Ge 
should  now  unconditionallj  abandon  the  Mosquitos,  with  whom  thej 
tions  of  an  ancient  date;  it  was  jnst,  and  consistent  with  the  practi 
United  States,  that  those  Indians  should  be  secured  in  the  separate  ] 
of  lands,  the  sale  of  which  should  be  prohibited,  and  in  the  en  je 
riglits  and  franchiscs,  though  in  a  condition  of  dependency  and  i 
The  British  Government  had  already  removed  one  impediment  to  the 
of  the  Bulwer-Clayton  Treaty,  by  the  cession  of  their  claims  on  Ru 
difficulties  now  remained  —  the  frontier  of  Belize,  and  the  delimit 
settlement  of  the  Mosquito  tribe.  If  the  frontier  could  be  defined,  i 
Mosquitos  could  be  placed  in  the  enjoyment  of  their  territory  1 
between  Great  Britain  and  Nicaragua,  in  which  the  concessions  and  ^ 
of  the  latter  in  favour  of  the  Indians  should  be  associated  with  the  r 
of  the  sovereignty  of  Nicaragua  —  so  I  understood  the  General  — 
Bulwer-Clayton  Treaty  miyid  he  a  penymnent  aiul  satisfactory 
between  the  Cmitracting  Parties,  The  United  States  desired  nothing 
an  absolute  and  entire  ncutrality  and  indepcndencc  of  the  Central 
region,  free  from  the  exercise  of  any  exclusive  influencc  or  ascendc 
ever." 

The  next  quotation  is  from  another  dcspatch  of  Lord  Napier, 
6th  May,  1857,  and  the  passage  given  runs  thus:  —  ||  "The   Prei 
nounced  the  Clayton-Bulwer  Treaty  as  one  which  had  been  fraught 
understanding  and  mischief  from  the  beginning;  it  was  conclud  d 
most  opposite  constructions  by  the  Contracting  Parties.     If  the  S 
imagined,  that   it   could   obtain   the   interpretation   placed  upon   it 
Britain,  it  would  not  have  passed.     If  he  had  been  in  the  Scuate  at 
that  Treaty  never  would   have   been  sanctioned."  ||  But  President 
went  on  to  say:  —  ||  "With  reference  to  arbitration  (whicli  Lord  IS 
only  thrown  in  as  a  suggestion  of  his  own),  he  could  not  give  an 
at  present.    The  President  also  inveighed  against  tlic  excess  of  Trea 
ming  that  they  were  more  frequently  the  cause  of  quarrel  than  of 
and  that,  if  it  were  not  for  the  interoceanic  Communications,  he  di 
there  was  any  necessity  for  a  Treaty  respecting  Central  America  at 
It  seems,  therefore,   that  the  Presidentes  condemnation  of  the 
Bulwer  Treaty  was  principally  founded  on  the  construction  placed  u 
Great  BritAin  at  the  time,  and  was  also   in   some  measure   explain 
objections  to  Treaties  in  general,  but  that  he  admitted  that  the  q 
the  interoceanic  connection  made  such  an  agreement  necessary. 

Mr.  Blaine  then  quotes  a  note  from  Mr.  Cass  to  Lord  Napi 
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\  7651.     OBOSSBSTTAinnEN.    —  'Geschftftstr&ger    in    Tehran 

(Thomson)  an  den  engl.  Min.   d.  Answ.  —   Verhand- 

Inngen  über  eine  rnssisch-persische  Grenzberichti- 

gnng. 

Tehran,  April  5,  1881. 

My  Lord,  —  The  Minister  for  Foreign  Affairs  jresterday  informed  me,  that  Nr.  7051. 
ongh  no  formal  negotiation  had  taken  place  with  the  Rossian  Government  ^^ritonnieii. 
espect  to  the  demarcation  of  the  line  of  frontier  between  Rassia  and  Persia,5.Apriii88i. 
the  borders  of  Ehorassan,  he  had  recently  held  several  conversations  with 
Rossian  Minister  on  the  subject.  ||  He  had  explaincd,  he  said,  to  M.  Zino- 
f,  by  order  of  the  Shah,  what  was  claimed  as  Persian  territory  along  the 
ile  line  of  the  Northern  Khorassan  border,  and  his  statement  had  been  to 
following  effect:  —  ||  The  Akhal  territory  was  recognized  by  Persia  as 
ig  beyond  the  limits  of  her  dominions,  bat  all  other  districts  not  actaally 
apied  by  Akhal  Torkomans  formed  part  of  the  Province  of  Khorassan,  and 
)Dged  therefore  to  Persia.  This  incladed  within  the  Persian  territory  Eari 
a,  Eokhor,  Firozeh  and  Ensh  Ehaneh,  and  in  fact  all  the  districts  situated 
the  north  of  Boojnoord  and  Euchan  between  the  Attrek  river  and  the  Akhal 
intain  range.  In  the  direction  of  Dereghez,  Gavers  was  considered  by  the 
^ian  Government  to  be  the  last  and  most  easterly  Akhal  Settlement,  and 
the  villages  to  the  east  of  that  place  belonged  to  Dereghez  and  Ehelat, 
h  of  which  districts,  together  with  the  Tejjen  lands  further  east,  were  Persian 
isessions.  ||  Mirza-Saeed-Ehan  stated,  that  the  Russian  Minister  had  not  yet 
en  any  clear  expression  of  the  views  of  his  Government  on  this  subject 
was  disposed,  ho wever,  to  admit  Persia's  right  to  Eari  Eala;  though  he 
l  hinted  that  the  claim  to  Nokhor  was  doubtful.  With  reference  to  the 
per  Attrek  Valley  he  had  suggested,  that  such  villages  as  were  not  actually 
^  in  Persian  occupation,  or  had  been  deserted  by  their  inhabitants,  might 
übly  be  considered  by  the  Russian  Government  as  not  belonging  to  this 
ïtiy;  bat  he  was  unable  to  communicate  more  fully  or  explicitly  on  these 
ters  ontil  further  information  had  been  obtained  from  General  Skobeleff 
^hom  reference  had  been  made.  ||  The  Minister  for  Foreign  Affairs  was  of 
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Mr.  7651.  opinioD;  that  Rassia  did  not  intend  to  claim  the  Attrek  River  as  the  line  of 
briuniuen.  frootier  towards  Boojnoord  and  Eachan^  as  M.  Zinoview  had  said  that,  strietltf 
5.  April  1881.  gpgij^^g^  that  claim  might  have  been  put  forward,  and  that  the  determinatifla 
of  hls  Government  not  to  insist  npon  it  shonld  be  accepted  bj  Persia  as  a 
proof  of  moderation  and  good-will  on  the  part  of  the  Russian  Govenuneat 
towards  Persia.  ||  Mirza-Saeed-Ehan  informed  me^  that  he  had  met  the  obsoi* 
vations  made  by  M.  Zinoview  by  saying,  that  the  temporary  withdrawal  of  tki 
inhabitants  from  villages  which  were  exposed  to  Turkoman  raids  conld  not 
invalidate  the  Shah's  territorial  right  over  them,  and  by  maintaining  that  no 
territory  outside  of  the  limits  occnpied  by  the  Akhal  Téké  tribe  conld  be 
claimed  by  Rassia.  M.  Zinoview  had  thereupon  observed,  that  Gravers,  whid 
is  situated  some  miles  to  the  east  of  Anou  towards  Dereghez,  was  occnpM 
by  Akhal  Torkomans,  and  that  it  conld  not  therefore  be  claimed  by  Penii^ 
to  which  the  Minister  for  Foreign  Affairs  replied,  that  the  inhabitants  of  thit 
place  came  originally  from  Akhal,  but  that  they  had  separated  themselves  btm 
the  tribe,  and  were  now  peaceable  cnltivators  of  the  soil,  wo  owed  allegianfle 
to  the  Shah,  and  paid  taxes  to  the  Persian  Govemor  of  Dereghez.  H  The  Persiy 
Government  considers,  that  importance  is  attached  by  Rassia  to  the  possessMi 
of  Gavers,  as  it  lies  on  the  direct  line  of  march  from  Akhal  to  the  Atek  i| 
Eelat  and  the  Tejjen.  A  force  moving  in  that  direction  wonld,  it  is  said,  2 
anable  to  pass  throagh  Gavers,  have  to  traverse  the  desert  farther  to  the  noith^ 
where  it  woald  enconnter  great  difficalty.  ||  Russian  Ëngineers,  with  an  escort 
of  Gossacks,  are  now  sarveying  the  districts  along  the  northem  frontiers  oi 
Khorassan,  and  they  have  permission  from  the  Persian  Government  to  pea 
into  Persian  territory  whenever  they  reqaire  to  do  so,  in  order  to  compleli 
their  sarveys.  The  Shah  bas  given  orders,  that  a  Persian  engineer  shonld  sisi 
visit  that  part  of  the  frontier,  and  prepare  a  map  for  the  Persian  Goven- 
ment;  hut  the  person  selected  for  this  duty  does  not  appear  to  possess  tk 

necessary  qaalifications.  ||  I  have,  <ftc. 

Ronald  F.  ThomsoiL   | 

Nr.    7652.     GROSBBRITAiranEN.  —  Botschafter  in  St-Petersbifg 

(Duffcrin)  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  (Granville).  ^ 
Die  rassische  Regierung  hat  nicht  die  Absicht,  Er- 
oberungcn  in  der  Merv-Oasc  za  machen. 

St-Petersborgh,  April  14^  1881. 

Nr.  7652.  My  Lord,  —  The  following  telegram  from  General  Skobeleff  has  jast  bed 

britl^ien.  reccived  at  St-Petersbnrgh :  —  ||  ^'Obaz-Moarad-Tykma-Serdar,  Chef  Prindiil 

u.ApruiRsi.  des  Tékés,  est  arrivé  Ie  28  Mars  k  Askhabad  poar  y  faire  sa  soomissioD.  U 

est  accompagné  d'anc  saite  nombrease,  dans  laqacUe  se  troavent  plosiears  Ser- 

dars  très-inflaents.     Tykma-Serdar  m'a  remis  son  sabre  et  je  Ie  lui  ai  readi 

aa  nom  de  votre  Altesse  Impériale,  et  en  lai  annon^ant  sa  grftce.   Le  Chd 
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nniti  hftd  trisen.  He  U7S:  —  ||  "Since  the  annooocemeBt  b^  ^onr  Lordship,  "'-  ^*^- 
io  October  1857,  of  Sir  William  OnGelej's  special  misBiOD,  the  President  haa  briunnin. 
ifiiled,  not  so  mnch  any  new  proposition  for  the  odjaEtment  of  the  Central ''''"'-'^', 
Anericui  qnestions  se  the  statement  in  detail,  which  he  had  been  led  to 
tipec^  of  the  metbod  by  which  Sir  William  Oascley  was  to  csrry  into  effect 
ie  prerious  proposition  of  the  British  Government.  To  make  this  plaia,  yonr 
Lordihip  will  pardon  me  for  making  a  brief  reference  to  what  bas  occnrred 
klween  the  two  GovenmientB  in  respect  to  Central  America  since  the  rtti- 
fotkm  of  the  Clayton-Bulwer  Treaty  of  1850.  ||  "White  the  declared  object 
af  tlmt  Conveution  had  reference  to  the  constraction  of  a  ehip-canal  by  the 
nj  of  San-Joan  and  the  Lakes  of  Nicaragua  and  Managua,  from  the  Atlantic 
lo  the  Pacific  Oceans,  i/et  ü  amwed  twne  the  kss  plaitUy  a  general  priw^pU 
M  rtference  lo  ofi  practicabh  communicaiiMs  across  the  islhmas,  and  laid  down 
»  distind  pólic)/  by  which  the  practical  operiMion  of'  this  principle  leas  likdj/ 
(0  ie  iepf  free  from  oK  embarrassment.  The  priticij^e  was,  that  the  inter- 
mam routes  shoiAd  reuKÜn  under  the  sooereignt^  of  the  States  tkrougk  whUA 
ttqr  ran,  and  shouid  be  neutral  and  free  to  all  tiations  alike.  The  policff 
mi  that,  t»  order  to  prevent  any  Government  outside  of  those  States  from 
«bttuung  iindv£  contral  or  inflttence  over  those  interoceanic  transits,  no  swcA 
«aöi»  shouid  erect  or  maintain  any  fortifications  commanding  the  aame,  or  in 
At  viaiüty  thereof,  or  shMÜd  'occupy,  or  fortify,  or  colonize,  or  aasume,  or 
ttttme,  any  dominion  over  Sicaragva,  Costa  Sica,  the  Moaquiio  eoast,  or  any 
jwi  of  Central  America'.  So  far  as  the  United  States  and  Great  Britain 
■ere  concemed,  those  stipnlations  nere  esprossed  in  unmistakable  terms;  and, 
in  reference  to  other  uations,  it  was  declared  that  the  'Contracting  Farties  in 
(luB  Conventiou  engage  to  invite  every  State  with  which  hoth  or  eitber  have 
friendlj  interconrse,  to  ent«r  into  stipnlations  with  them  similar  to  those 
iliidi  they  bare  entered  into  with  each  other'.  {|  "At  that  time  the  Vnited 
Edtes  had  no  possessions  wbatever  in  Central  America,  and  exercised  no  do* 
iiiDioQ  there.  In  respect  to  this  Government,  therefore,  the  provisions  of 
ArUcIe  I  of  the  Treaty  conld  operate  only  as  a  restriction  for  the  fntore;  bat 
Great  Britain  was  in  the  actnal  exercise  of  dominion  over  nearly  the  whole 
i*XtTü  coast  of  that  coontry,  and,  in  relatiou  to  her,  tbis  Article  had  a 
present  as  well  as  a  prospective  operation.  Sbe  was  to  abandon  the  occn- 
PUcy  vrhich  she  already  had  in  Central  America,  and  was  neitber  to  make 
*'^l''isitions,  or  erect  fortifications,  or  exercise  dominion  there  in  the  future. 
In  other  words,  she  was  to  place  herself  in  the  same  pogition  with  respect  to 
P'^Ksdons  and  dominion  in  Central  America  which  was  to  be  occupied  bj 
tlie  United  States,  and  whicb  both  of  the  Contracting  Parties  to  the  Treaty 
'«Saged  that  they  woald  endeavonr  to  indnce  other  uations  to  occupy.  ||  '^his 
'u  the  Treaty  as  it  was  understood  and  consented  to  by  the  United  States, 
""d  this  ia  the  Treaty  as  it  is  still  understood  by  this  Government" 

He  then  recapitnlates  the  discnssiona  and  abortive  negotiaüons  whicb  bad 
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OR0S8BSITANHIEN.  —  Min.  d.  Answ.  an  den  engl 
sandten  in  Washington. —  Die  engLRegiernng  h& 
Clayton-Bulwer-Vertrag  fest. 


Foreign  Oüfice,  Janoary  7, 
Sir^  —  In  mj  despatch  of  the  13th  ultimo  I  informed  you^  that  th( 
ted  States'  Minister  at  this  Court  had  communicated  to  me  the  substa 
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Nr.  7M9. 

GrosB- 
britannien. 

7.jm.  1882.  a  despatch  which  he  had  receivcd  from  Mr.  Blaine^  then  Secretarj  of 
on  the  subject  of  the  Convention  of  the  19th  April,  1850.  Finding,  ths 
Lowell  was  authorized  to  give  me  a  copj  of  this  despatch  if  I  wishe( 
requested  him  to  do  so,  and  I  have  alreadj  forwarded  to  jou  a  copj  fo 
Information.  ||  Her  Majestj's  Government  have  given  their  careful  conside 
to  the  views  set  forth  in  this  paper.  Thej  entirely  agree  in  the  stai 
made  towards  its  conclusion  as  to  the  cordial  relations  so  happilj  existu 
tween  the  two  countries^  and  as  to  the  opportunity  which  this  state  of 
affords  for  a  frank  ezposition  of  the  views  held  by  either  Government  v 
risk  of  misconstruction.  They  have  no  hesitation,  therefore^  in  proceec 
examine  the  grounds  advanced  by  Mr.  Blaine  for  desiring  a  modificat 
the  Gonvention.  ||  The  principles  npon  which  the  whole  argument  of  th 
patch  is  founded  are,  as  far  as  I  am  aware,  novel  in  luternational  La 
a  discussion  of  the  subject  on  the  abstract  grounds  of  public  right  wei 
med  useful  or  opportune ,  it  would  not  be  difficult  to  quote  passagen 
publicists  of  acknowledged  authority  in  both  countries  in  support  of  thi 
nion.  But  for  several  reasons  it  will  be  better  to  trcat  the  matter  fro 
side  of  the  practical  considerations  which  it  involves,  without,  of  course, 
precluded  from  reverting  at  any  future  stage,  in  case  of  need,  to  its 
aspect. 

Her  Majesty's  Government  cannot  admit,  that  the  analogy  which 
Bought  to  draw  from  the  conduct  of  Grcat  Britain  in  regard  to  the 
Gaual  is  correct  or  justified  by  the  facts.  Thcy  have  made  no  atten 
fortify  the  Island  of  Cyprus,  or  to  establish  it  as  an  armcd  position 
important  scale,  though  they  have  an  undoubted  right  to  do  so.  The 
tress  of  Gibraltar,  the  Island  of  Malta  and  the  Military  Establishmc 
Aden  came  into  the  possession  of  England  at  a  date  long  anterior  t 
time  when  the  Mediterranean  and  the  Red  Sea  could  be  regarded  as  a 
tary  route  to  India.  For  years  afterwards  the  whole  mass  of  reinforce 
for  India  was  sent  by  way  of  the  Cape  of  Good  Hope.  Nor  has  any  si 
addition  been  made  to  the  strength  of  these  positions  since  the  openi 
the  Ganal,  beyond  what  has  been  a  natural  consequence  of  the  improve: 
in  military  science.  Although  no  doubt  well  adapted  by  its  situation  to 
mand  the  Straits  of  Bab-el-Mandeb,  the  Island  of  Perim  has  not  in  anj 
sense  been  made  a  fortified  position.  The  fort  and  garrison  on  the  i 
are,  in  fact,  sufficiënt  only  to  protect  the  lighthouse,  which  has  been  er 
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there  for  the  general  benefit  of  navigation^  from  possible  attack  by  predatory  ^'-  '^•*** 
Arabs.  ||  The  Navy  Department  of  the  United  States  must  be  wcll  awarc^  that  briUmiieB. 
Her  Majest/s  Government  have  never  sought  to  bar  or  even  to  restrict  the  '*  ^*"'  '^®' 
Bse  of  the  Canal  by  the  naval  forces  of  other  countries,  and  that  even  daring 
.    tlie  recent  war  between  Russia  and  Torkey,  vrhen  the  Canal  itself  formed  a 
portion  of  the  territory  of  one  of  the  belligerents,  when  the  scat  of  conflict 
'    was  close  at  hand,  and  when  British  interests  might  in  many  other   respects 
haTC  been  nearly  involved,  they  contented  themselves  with  obtaining  an  assn- 
raoce  that  the  sphere  of  operations  shonld  not  be  extended  to  the  Canal. 

Her  Majest/s  Government  cordially  concnr  in  what  is  stated  by  Mr. 
Blaine  as  regards  the  nnexampled  developmcnt  of  the  United  States  on  the 
Puific  Coast,  and  the  capacity  which  they  possess  for  forthcr  progress.  That 
development  has  been  watched  in  this  country  with  admiration  and  interest, 
and  will  continue  to  be  so  regarded.  But  thongh  in  rapidity  it  may,  and 
probably  has,  excceded  the  most  sanguine  calculation.  Her  Majesty's  Govern- 
ment cannot  look  npon  it  in  the  light  of  an  unexpected  event,  or  suppose 
that  it  was  not  within  the  view  of  the  statesmen  who  were  parties  on  either 
side  to  the  Clayton-Bulwer  Treaty.  The  declarations  of  President  Monroe 
ind  of  his  Gabinet  in  1823  and  24,  whatever  may  be  the  view  taken  of  their 
scope  and  hearing,  and  of  the  admissibility  of  the  principles  which  they  in- 
ToWe,  or  which  it  is  sought  to  deduce  from  them,  show  at  least  that  at  that 
period— twenty-six  years  anterior  to  the  Treaty  now  under  discussion — there 
was  a  clear  prevision  of  the  great  future  reserved  to  the  Pacific  Coast.  It  is 
in  the  opinion  of  Her  Majesty's  Government  an  inadmissible  contention,  that 
tlie  regular  and  successful  operation  of  causes  so  evident  at  the  time,  and  in 
their  nature  so  irrepressible,  should  be  held  to  have  completely  altered  the 
coudition  of  affairs  to  the  extent  of  vitiating  the  foundations  of  an  agreement 
which  cannot  be  supposed  to  have  been  concluded  without  careful  thought  and 
deliberation.  ||  While  recognizing  to  the  fuUest  degree  the  extent  to  which  the 
United  States  must  feel  interested  in  any  Canal  which  may  be  constructed 
^ross  the  Isthmus  of  Panama,  Her  Majesty's  Government  would  be  wanting 

• 

^  regard  to  their  duty  if  they  failed  to  point  out  that  Great  Britain  has 

^e  Colonial  possessions  no  less  than  great  commercial  interests,  which  render 

uiy  means  of  unobstructed  and  rapid  access  from  the  Atlantic  to  the  North 

^^  South  Pacific  Oceans  a  matter  for  her  also  of  the  greatest  importance.  |! 

-^6  development  of  these  Possessions   and  interests  has  steadily  continued, 

P<^8ibly  with  less  rapidity,  but  on  a  scale  which  has  some  relation  even  to 

"^^  of  the  Pacific  States.    Her  Majesty's  Government  do  not  wish  to  ignore 

^^^  share  which  other  nations  have  acquired  in  the  commerce  of  Central  and 

^^h  America,  nor  to  exclude  from  consideration  the  interest  of  those  coun- 

'^^  in  any  Canal  which  may  be  made  across  the  Isthmus.    They  are  of  opi- 

^^H  that  snch  a  Canal  as  the  waterway  between  two  great  oceans  and  be- 

^Qen  all  Europe  and  Eastem  Asia  is  a  work  which  concerns  not  merely  the 
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Kr.  7649.   United  States  or  the  American  Continent,  but  the  whole  civilized  world.  This 

britannien.  IS  a  view  whicli  finds  its  exprcssion  in  the  VIth  Article  of  the  Treaty  of  1850 

r.  Jan.  1882.  jj^p  Majcstj's  Govomment  are  as  anxious  as  that  of  the  United  States,  that 

.     while  all  nations  shoold  enjoy  their  proper  sharc  in  the  bcnefits  to  be  ex- 

pected  from  the  undertaking,  no  single  country  should  acqaire   a  predomina- 

ting  influence  or  control  over  such  a  means  of  communication;  and  they  wil 

not  oppose  or  decline  any  discussion  for  the  purpose  of  securing  on  a  genera 

international  basis  its  universal  and  unrestricted  use. 

With  all  deference  to  the  considerations  which  have  prompted  the  pre 
posals  made  in  Mr.  Blaine's  despatch^  Her  Majesty's  Government  cannot  b( 
lieve  that  they  would  promote  this  object,  or  be  beneficial  in  themselve 
The  relations  of  the  United  States  with  the  European  Powers  are  fortunate 
of  a  nature  to  give  rise  to  no  feelings  of  suspicion  or  alarm.  The  gener 
tendency  of  their  foreign  policy  gives  good  promise,  that  they  will  so  continu 
But  if  provision  is  to  be  made  on  onc  side  for  a  different  state  of  affairs, 
must  be  expected  that  the  course  thus  indicated  will  find  its  natural  ai 
logical  counterpart  on  the  other.  Her  Majesty's  Government  can  conceive  i 
more  melancholy  spectacle  than  a  competition  among  the  nations  holding  Wc 
Indian  Possessions,  and  others  on  the  Central  and  South  American  Continei 
in  the  construction  of  fortifications  to  obtain  the  command  over  the  Car 
and  its  approaches,  in  the  event  of  occasion  arising  for  such  a  mcasure.  Th 
cannot  believe,  that  it  would  be  agreeable  or  convenient  to  any  South  Amc 
can  State  through  which  the  Canal  may  pass  to  find  itself  called  upon 
admit  a  foreign  Power  to  construct  and  garrison  on  its  territory  a  successi 
of  fortresses  of  increasing  magnitude,  designed  to  oppose  such  attcmpts,  c\ 
though  that  foreign  Power  be  a  neighbouring  one,  and  situated  upon  the  sa 
Continent.  And  when  the  claim  to  do  this  is  accompanied  by  a  declarat' 
that  the  United  States  will  always  insist  on  treating  the  waterway  which  sh 
unite  the  two  oceans  ^'as  part  of  her  coast  line",  it  is  difficult  to  imag 
that  the  States  to  which  the  territory  lying  between  that  waterway  and  i 
United  States  belongs  can  practically  retain  as  independent  a  position  as  tl 
which  they  now  enjoy. 

These  are  the  consequences  which,  in  the  conviction  of  Her  Majest 
Government;  would  almost  certainly  follow  from  a  claim  on  the  part  of  t 
United  States  to  assume  the  suprème  authority  over  the  Canal,  and  all  respo 
sibility  for  its  control.  Her  Majesty's  Government  hold,  on  the  contraf 
that  the  principlcs  which  guided  the  negotiators  of  the  Convention  of  18£ 
were  intrinsically  sound,  and  continue  to  be  applicablc  to  the  present  stal 
of  affairs.  Their  wish  would  be  that  those  principles  should  reccive  the  prac 
tical  development  which  was  contemplated  at  the  time,  and  that  effect  shool 
be  given  to  that  portion  of  the  Treaty  which  provides  that  the  Contractin 
Parties  shall  invite  all  other  States  with  whom  they  have  friendly  interconn 
to  enter  into  similar  stipulations  with  them.  ||  A  certain  amount  of  progre 
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IS  made  in  tbis  direction  by  the  conclusion  of  Conventions  with  Honduras  ^r.  7«45 
ld  Nicaragua  by  Great  Britain  in  1856  and  1860^  and  by  the  United  States  britumie 
i  1864  and  1867,  and  by  Nicaragua  with  France  in  1859,  with  the  object '•  J»». »» 
f  apholding  the  general  principles  inserted  in  the  Trcaty.   During  the  period 
hen  there  were  still  matters  to  regulate  with  respect  to  Grcy  Town,  the  Bay 
slands,  the  frontier  of  British  Honduras  and   the  protection  of  the  Mosquito 
ndiansy  and  when  the  construction  of  a  Canal  still  seemed  a  contingency  more 
ir  less  donbtful  and  remote,  it  was  not  strango  that  the  engagement  to  ad- 
Iress  ether   Powers   should  have  been  allowed  to  remain  dormant;  hut  the 
project  of  the  Canal  has  now  assumed  sufficiënt  shape  to  rendcr  such  an  ap- 
;)licatiou  reasonable  and  pertinent. 

Her  Majesty's  Government  believe,  that  the  extension  of  an  invitation  to 
lil  maritime  States  to  participate  in  an  agreement  based  on  the  stipulations 
)f  the  Convention  of  1850  would  obviate  any  objection  that  may  possibly  be 
-^sed  against  it  as  not  being  adequate  in  its  present  condition  for  the  pur- 
me  for  which  it  was  designcd.  This  course  formed  the  basis  of  Mr.  Fish's 
)roposal  to  Dr.  Cardenas,  the  Nicaraguan  Minister,  in  1877,  and  Her  Majesty's 
'ovemment  would  gladly  see  the  United  States  again  take  the  initiative  in 
ö  inviiation  to  the  Powers,  and  will  be  prepared  either  to  join  in  it,  or  to 
Wort  and  endorse  it  in  the  way  that  may  be  found  most  fitting  and  con- 
BDient,  provided  it  does  not  conflict  in  any  way  with  the  Clayton  -  Bulwer 
reaty.  ||  You  are  authorized  to  read  this  despatch  to  the  Secretary  of  State, 
ld  to  give  him  a  copy  of  it,  if  he  should  desire  it.  ||  I  am,  <fec. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


^-    7650.     OR08SBRITANNI£N.    —    Staatssecret&r    d.    Ausw.    an 

den  amcrik.  Gcsandten  in  London.  —  Die  früheren 
Verhandlungen  tibcr  die  Abanderung  des  Vertrages 
vom  englischen  Standpunkte  aus. 

Foreign  Office,  January  14,  1882. 
Sir,  —  In  my  despatch  of  the  31  st  ultimo  I  have  forwarded  to  you  a   Nr.  765C 
*y  of  a  despatch   from  Mr.  Blaine   to   the  United  States'  Minister   at  this  briunnie 
^rt,  containing  further  observations  in  support  of  his  arguments  and  proposalsi^J»»*® 
a  modification  of  the  Treaty  between  this  country  and  the  United  States 
the  19th  April,  1850.     In   this   despatch  Mr.  Blaine   gives  extracts  from 
ö  correspondence  which  passed  between  the  two  Governments  between  1856 
^d  1858,   in  consequcncc  of  questions  that  arosc  as  to  the  construction  to 
■  placed  on  certain  provisions  of  the  Treaty.     Mr.  Blaine  seeks  to  establish 
m  the  se  extracts,  that  ''the  vcxatious  and  imperfect  cliaracter  of  the  Treaty 
8  been  repeatedly  recognizod  on  both  sides*/'  and,  he  adds,  that  the  present 
}posal  of  the  United  States'  Government  "is  to  free  it  from  those  embarras- 
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Kr.  7650.   gj^g  featoTes.  and  to  leave  it,  as  its  framers  intended  it  should  be,  a  M 

Qross-  o  ;  ;  ; 

britannien.  perfect   settlement;  for  all  time,  of  all   possible  issaes  between  the  United 
u.jan.  1882.  g|;j^^^g  and  Grcat  Britain  with  regard  to  Central  America"  ||  The  correspondence 
in  qaestion  was   laid   before  Parliamcnt   in  1860,   and  the  principal  papers 
includcd  in  it  have  also  been  published  in  Hertslet's  State  Papers.*)    A  referenee 
to  the   context   of  the   passages  quoted  bj  Mr.  Blaine  will  be  necessarf  in 
order  to  appreciate  the  character  which  Mr.  Blaine  has  attribated  to  theoL 

In  cases  where  the  details  of  an  international  agreement  have  given  rise 
to  difficulties  and  discussions  to  such  an  extent  as  to  causc  the  Gontraeting 
Partiesy  at  one  time^  to  contemplate  its  abrogation  or  modification  as  one  of 
several  possible  alternativcs,  and  where  it  has  yet  been  found  preferable  to 
arrive  at  a  solution  as  to  those  details  rather  than  to  sacrifice  the  general 
basis  of  the  engagement^  it  most  surely  be  allowed  that  such  a  fact^  far  from 
being  an  argument  against  that  engagement^  is  an  argument  distinctly  in  its 
favour.  It  is  equally  plain,  that  either  of  the  Gontraeting  Parties  which  had 
abandoned  its  own  contention  for  the  purpose  of  preserving. the  agreement 
in  its  entircty  would  have  reason  to  complain  if  the  differences  which  had 
been  settlcd  by  its  concession  were  afterwards  urged  as  a  reason  for  essen- 
tially  modifying  those  other  provisions  which  it  had  made  this  sacrifice  to 
maintain.  That  both  these  arguments  apply  in  the  present  instance  a  brief 
review  of  the  correspondence  will,  I  think^  suffice  to  show. 

The  Treaty  of  1850  was  concluded  (as  is  declared  in  the  VlIIth  Article) 
with  the  desire  ''not  only  to  accomplish  a  particular  object,  but  also  to 
establish  a  general  principle/'  in  regard  to  the  protection,  by  Treaty  stipulations^ 
of  any  practicable  Communications,  whether  by  canal  or  railway,  across  the 
isthmus  which  connects  North  and  South  America.  I 

The  Preamble  and  Ist  Article  of  the  Treaty  run  as  folio ws:  —  ^ 

^'Her  Britannic  Majesty  and  the  United  States  of  America,  being  desirons 
of  consolidating  the  relations  of  amity  which  so  happily  subsist  between  theasi 
by  setting  forth  and  fixing  in  a  Convention  their  views  and  intentions  with 
referenee  to  any  means  of  communication  by  ship-canal,  which  may  be  cob- 
structed  between  the  Atlantic  and  Pacific  Oceans,  by  the  way  of  the  Biver 
St.  Juan  de  Nicaragua,  and  either  or  both  of  the  Lakes  of  Nicaragua  or 
Managua,  to  any  port  or  place  on  the  Pacific  Ocean. 

aft 

"Art.  1.  The  Govemments  of  Great  Britain  and  the  United  States  herelff 
dcclare,  that  neither  the  one  nor  the  other  will  ever  obtain  or  maintain  fof 
itself  any  exclusive  control  over  the  said  ship-canal;  agreeing  that  neith^ 
will  ever  erect  or  maintain  any  fortifications  commanding  the  same,  or  in  the 
vicinity  thereof,  or  occupy,  or  fortify,  or  colonizC;  or  assume  or  exercise  an/ 


•)  Vol.  xl,  p.  963;  xü,  p.  767;  xlii,  p.  158;  xlvi,  p.  244;  xlvii,  p.  661;  xlviii,  p.680; 
1,  p.  126. 
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omimon  over  Nicaragua,  Costa  Rica,  the  Mosquito  Coast,  or  any   part  of  ^^'J^' 

eotral  America;  nor  will   either  make  use  of  any  protection  which  either  britannien. 

Fords,  or  may  afford,  or  any  alliance  which  either  has,  or  may  have,  to  or  "■•^*"*  *®®^' 

ith  any  State  or  people,   for  the   purpose  of  erecting  or  maintaining  any 

ch  fortifications,  or  of  occupying,  fortifying,  or  colonizing  Nicaragua,  Costa 

ca,  the  Mosquito  Coast,  or  any  part  of  Central  America,  or  of  assnming  or 

ercising  dominion  over   the  same.    Nor  will  Great  Britain  or  the  United 

ites  take  advantage  of  any  intimacy,   or  use  any  alliance,   connection,  or 

Inence  that  either  may  possess  with  any  State  or  Government  through  whose 

ritory  the  said  canal  may  pass,   for   the  purpose  of  acquiring  or  holding, 

ectly  or  indirectly,  for  the  subjects  or  citizens  of  the  one,   any  rights  pr 

antages  in  regard  to  commerce  or  navigation  through  the  said  canal,  which 

11  Dot  be  offered,   on  the  same  terms,  to  the  subjects  or  citizens  of  the 

er. 

Soon  after  the  signature  of  the  Treaty  various  discussions  arose  as  to 

interpretation  to  be  put  upon  those  clauses  which  debarred  either  of  the 
itracting  Parties  from  occupying,  fortifying,  or  colonizing,  or  assuming  or 
rcising  any  dominion  over  Nicaragua,  Costa  Rica,  the  Mosquito  Coast,  or 

part  of  Central  America^  &c.  Great  Britain  being  at  the  time  in  posses- 
1  of  Ruatan  and  other  islands  of  the  coast  of  Honduras,  and  having  a 
>tectorate  over  the  Mosquito  Indians  located  on  the  coast  of  Nicaragua,  a 
^hened  correspondence  arose  as  to  the  effect  to  be  given  to  the  Treaty 
this  respect,  and  also  as  to  the  boundary  of  British  Honduras.  A  Treaty 
i  eventually  signed  by  Lord  Clarendon  and  Mr.  Dallas,  for  the  settlement 
the  various  questions  at  issue,  on  the  17th  October,  1856;  but  this  agree- 
it  was  not  received  with  favour  by  the  United  States'  Senate,  and  the 
)ining  Government  of  President  Buchanan,  who  had  acceded  to  office  in 
^ch  1857,  declined  to  confirm  it  without  certain  modifications.  To  these 
British  Government  proposed  further  amendments,  which  were  not  at  that 
B  deemed  acceptable  by  that  of  the  United  States,  and  the  Treaty  was 
er  fonnally  ratified.  ||  To  show  how  far  this  part  of  the  discussion  belonged 
some  of  its  features  to  a  state  of  affairs  that  is  now  past,  one  of  the 
ïctions  taken   by  General  Cass   to   the  Treaty  in  its   last  amended  form, 

that  it  involved  a  recognition  by  the  United  States  of  a  Treaty  between 
&t  Britain  and  Honduras  for  the  cession  of  the  Bay  Islands  to  the  latter 
^try,  in  which  it  was  stipulated,  that  slavery  should  not  at  any  time  be 
lütted  to  exist  there.  General  Cass  stated,  that  ^'a  Treaty  with  such  a 
^sion  would  never  be  recognized  by  a  United  States'  Senate."  (Lord 
'ier  to  Lord  Clarendon,  May  3,  1857.) 

1  now  proceed  to  examine  some  of  the  extracts  given  in  Mr.  Blaine's 
?atsch.  II  The  first  paper  quoted  is  one  from  Lord  Napier  to  the  Earl  of 
rendon,  dated  the  12th  March,  1857.  ||  The  only  passage  quoted  is  as 
ows:—  II  ''General  Cass  then  passed  some  reflections  on  the  Clayton-Bulwer 
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Nr.  7650.  Treatj;  he  had  voted  for  it,  and,  in  doing  so,  he  believed,  that  it  abrogate 
briunnien.  &11  intervention  on  the  part  of  England  in  the  Central  American  territor] 
ii.jan.  1882.»^)^^  British  Govemment  had  put  a  different  construction  on  the  Treaty,  an 
he  regretted  the  vote  he  had  given  in  its  favour."  ||  But  the  despatch  go( 
on  to  say:  —  ||  "He  did  not,  however,  pretend,  that  the  British  Govemmei 
should  now  unconditionally  abandon  the  Mosquitos,  with  whom  they  had  reb 
tions  of  an  ancient  date;  it  was  just,  and  consistent  with  the  practice  of  tl 
United  States,  that  those  Indians  should  be  secured  in  the  separate  possessii 
of  lands,  the  sale  of  which  should  be  prohibited,  and  in  the  enjojment 
riglits  and  franchiscs,  though  in  a  condition  of  dependency  and  protectie 
The  Britisl)  Government  had  already  removed  one  impediment  to  the  executi 
of  the  Bulwer-Clayton  Treaty,  by  the  cession  of  their  claims  on  Ruatan;  t 
difficulties  now  remained  —  the  frontier  of  Belize,  and  the  delimitation  a 
settlement  of  the  Mosquito  tribe.  If  the  frontier  could  be  dcfined,  and  if  t 
Mosquitos  could  be  placed  in  the  enjoyment  of  their  territory  by  TreJ 
between  Grcat  Britain  and  Nicaragua,  in  which  the  concessions  and  guarant( 
of  the  latter  in  favour  of  the  Indians  should  be  associated  with  the  recogniti 
of  the  sovereignty  of  Nicaragua  —  so  I  understood  the  General  —  tJien 
Bulwer-Clayton  Treaty  migJU  be  a  permanent  and  satisfactory  settlem 
heticeen  the  Contracfing  Parties.  Tlie  United  States  desircd  nothing  else  tl 
an  absolute  and  entire  neutrality  and  independence  of  the  Central  Ameri( 
region,  free  from  the  exercise  of  any  exclusivc  influence  or  ascendency  wh 
ever." 

The  ncxt  quotation  is  from  anothcr  despatch  of  Lord  Napier,  dated  I 
6th  May,  1857,  and  the  passage  given  runs  thus:  —  ||  "The  President  ( 
nounced  the  Clayton-Bulwer  Treaty  as  one  which  had  been  fraught  with  no 
understanding  and  mischief  from  the  beginning;  it  was  conclud  d  under  I 
most  oppositc  constructions  by  the  Contracting  Parties.  If  the  Senate  h 
imagined,  that  it  could  obtain  the  interpretation  placed  upon  it  by  On 
Britain,  it  would  not  have  passed.  If  he  had  been  in  the  Senate  at  the  tii 
that  Treaty  never  would  have  been  sanctioned."  ||  But  President  Bncbao 
went  on  to  say:  —  ||  "With  reference  to  arbitratiou  (which  Lord  Napier  h 
only  thrown  in  as  a  suggestion  of  his  own),  he  could  not  give  any  opiui 
at  present.  The  President  also  inveighed  against  the  excess  of  Treaties,  afi 
ming  that  they  were  more  frequently  the  cause  of  quarrel  than  of  hannoi 
and  that,  if  it  were  not  for  the  iuteroceanic  Communications,  he  did  not  s 
there  was  any  necessity  for  a  Treaty  respecting  Central  America  at  all'' 

It  seems,  therefore,   that  the  President's  condemnation  of  the  Clayto 
Bulwcr  Treaty  was  principally  foundcd  on  the  construction  placed  upon  it 
Great  Britain  at  the  time,  and  was  also  in   some  measure  explained  by  l 
objections  to  Treaties  in  general,  but  that  he  admitted  that  the  question 
the  iuteroceanic  connection  made  such  an  agreement  necessary. 

Mr.  Blaine  then  quotes  a  note  from  Mr.  Cass  to  Lord  Napier  of  t 
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WiMfcy,  1857,  as  foUows:  —  H  "Tho  Clayton-Bnlwer  Treaty,  concinded  in   "*'• ' 
be  bope,  tbat  it  wonld  pnt  an  end  to  tbc  diffcrcuces  which  had  arisen  bctwecn  britu 
ibe  üsited  SUtes  and  Great  Britain,  conceming  Central  American  A&irs,  had"-'"' 
tm  rendercd  inopcratirG  in  sumo  of  its   most   csscotial   provisions   hy  the 
lïerent  coDStnictioDs  whicli  had  heen  rcciprocallf  given  to  it  by  the  parties. 
lad  little  is  hazarded  iu  eaying  tbat,  had  the  interpreüition  since  put  npon 
k  Treaty  by  the  British  Government,  and  yet  maintained,  been  anticipated,  it 
nrald  Dot  have  been  negotiated  onder  the  instmctions  of  any  Ëxecntirc  of  the 
Jnted  States,  nor  ratified  by  the  branch  of  the  Government  intniEted  with 
be  power  of  ratificatiun."  ||  Bnt  how  does  Goneral  Cass  continue?    He  goes 
o  to  ny:  —  jj  "A  protracted  discnssion,  in  whicfa  the  subject  nas  exhansted, 
liled  to  reconcile  tho  conflicting  views  of  the  parties;  and,  as  a  last  resort, 

oegotiBtioD  was  opened  for  tbc  parpose  of  forming  a  Snpplemeutary  Treaty, 
liieb  shonld  remove,  if  practicable,  tho  difücnlties  in  tho  way  of  tbeir  mutnal 
»d  onderstaoding,  and  learc  unnccessary  any  fnrtbcr  discnssion  of  the  con- 
OTGTted  prorisions  of  the  Clayton-Bnlwer  Treaty.  It  was  to  effect  this  object, 
It  the  GoTcmment  of  tbc  United  States  agrced  to  open  tbc  ncgotiation, 
liich  terminated  in  the  Treaty  of  tbe  17th  October,  1856,  and  thongh  tbe 
DTitioDs  of  tbat  iuBtmment,  even  with  tho  amendments  proposed  by  the 
ünte,  were  not  wboUy  unobjectionable  either  to  tbat  body  or  to  tbe  Presi- 
tt,  still,  so  intportani  dtd  (het/  eonsidcT  a  salisfadorg  arrangement  of  thie 
tipikated  subjed,  tbat  tbey  yietdcd  tbeir  objections,  and  sanctioned,  by  tbeir 
t  uf  ratification,  tlic  Convention  as  amended.  It  was  then  transmittod  to 
wdon  for  the  consideration  of  lier  Britannic  Majesty's  Government,  and, 
iving  failed  to  meet  its  approbation,  bas  been  retnmed  unratified.  Tbe 
rties  are  tbns  thrown  back  npon  the  Bulwer-Clayton  Treaty,  with  its  dis- 
ited  phraseology  and  its  conflicting  interpretations;  and,  aftcr  the  lapse  of 
na  years,  not  one  of  tbe  objccts  connectcd  with  the  political  condition  of 
ïntial  America,  which  the  United  States  had  hoped  to  obtain  by  the  arrange-  ' 
^nt,  bas  been  accompUsbed." 

It  was  not,  tberefore,  to  the  principles  or  basis  of  the  arrangement  (the    . 
ipurtanee  of  which  was  folly  recognized),  bnt  to  the  uufortnnate  phraseology 

*  «ngle  portion  of  the  Treaty,  tbat  objection  was  taken. 

}lit.  Blaine  then  refers  to  Sir  V.  Gore  Ooseley's  Mission,  the  object  of 
uch  was  to  scttle  the  points  at  issne  in  a  manner  practïcally  satlsfoctory 

Ibe  United  States  by  independent  negotiation  with  the  Central  American 
Ucs,  after  first  commonicating  with  the  Government  at  Washington.  Mr, 
>ine  quotes  a  passage  from  a  letter  of  General  Cass  to  Lord  Napier  of  the 
tb  October,  1857,  as  follows:  —  ||  "1  have  thns  endeavoured  to  meet  the 
wk  saggestions  of  yonr  Lordship  by  rc-staüng,  with  corresponding  franknesa, 
s  general  policy  of  the  United  States  with  respect  to  tbe  Govemments  and 
•  ioteroceanic  transits  of  Central  America;  bnt  since  yonr  Lordsbip  bas 
^d  to  the  Clayton-Bnlwer  Treaty  of  1850  as  contemplating  a  'hanno- 

Bt»l»iakiT  XI. 
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Nr.  7«5o.  QiQiig  conrse  of  action  and  counsel  between  the  Gontracting  Parties  in 
briUnDMn.  setüement  of  the  Central  American  interests/  yon  will  pardon  me  for  remin-* 


4.jaiui882.(jijig  your  Lordship,  that  the  diffcrences  which  this  Treatj  was  intended 

adjust  between  the  United  States  and  Great  Britain  still  remain  unsetUed^ 
while  the  Treaty  itself  has  become  the  subject  of  new  and  embarrassing  eoD* 
plieations." 

It  will  be  useful  to  refer  to  the  previous  portion  of  this  note  to  stow 
what  was  the  statement  of  the  ^'general  policy  of  the  United  States"  tlms 
referred  to,  and  how  far  that  policy  corresponds  with  Mr.  Blüne's  present 
proposals.  The  note  begins  thus: —  ||  H  have  had  the  honour  to  receive  jour 
Lordship's  communication  of  the  9th  instant^  in  referonce  to  the  existing  rela- 
tions between  Nicaragua  and  Costa  Rica^  and  have  submitted  it  to  the  cond- 
deration  of  the  President  ||  'These  relations  have  attracted  the  eamest  atten- 
tion  of  the  President;  not  only  from  the  importance  of  the  San-Juan  tiansit 
to  the  commerce  of  the  world,  but  from  the  interest  which  is  natnrally  feit 
by  the  United  States  in  the  neighbouring  Republics  of  this  Continent  Tbe 
President  has  witnessed,  therefore,  the  restoration  of  peacc  to  Nicaragua  9aé 
Costa  Rica  with  the  highest  gratification;  and  he  sincerely  hopes,  that  it  maj ., 
not  again  be  interrupted  either  by  the  calamity  of  civil  war,  or  the  inTOaa:4 
of  their  territory  from  other  countries.  Their  security  and  welfare  wodd  1 
undoubtedly  be  promoted  by  a  just  and  friendly  settlement  between  them  of 
their  mutual  boundaries  and  jurisdiction;  and  I  need  hardly  add,  that  sich 
an  adjustment  would  be  viewed  with  satisfaction  by  the  United  States.  Wi 
Govemmenty  however,  has  never  admitted  the  pretensions  of  Costa  Rica  to  u 
eqnal  control  with  Nicaragua  of  the  San-Juan  River,  but  has  regarded  tbe 
sovereignty  of  the  river^  and  consequently  of  the  interoceanic  transit  by  tkst 
route,  as  rightfuUy  belonging  to  the  Republic  of  Nicaragua.  ||  '^A  similar  fievr 
of  the  question  appears  to  have  been  recognized  by  Great  Britain;  tad» 
whatever  may  be  the  rights  of  Costa  Rica  with  respect  to  the  free  passago 
of  her  own  products  by  the  river  to  the  ocean,  it  is  better,  probably,  thal 
what  has  been  thus  acquiesced  in,  and  has  led,  moreover,  to  important  oon* 
tracts  and  responsibilities,  should  not  now  be  disturbed.  But  under  any  eir- 
cumstances  the  commercial  nations  of  the  world  can  never  permit  the  iiM^ 
oceanic  passages  of  the  isthmus  to  be  rendered  useless  for  all  the  great  pfl^ 
poses  which  belong  to  them,  in  consequence  of  the  neglect  or  incapad^^ 
the  States  through  whose  territories  they  happen  to  run.  The  UnUed  SUkh 
as  I  have  hefare  had  occasion  to  assure  tfour  Lordship,  demand  no  exdÊ0if 
privüeges  in  these  passages^  but  will  always  exert  their  influence  to  seeir» 
their  free  and  unrestricted  benefits,  both  in  peace  and  war,  to  the  ooibbm0O^ 
of  the  world." 

And  in  a  later  note  to  Lord  Napier  of  the  8th  November,  1868»  Geaeiil 
Caas  States  with  süll  greater  cleamess  the  object  with  which  the  Trei^  ^ 
concluded,  and  the  gronnds  on  which  the  difference  between  the  two  Govem- 


Puuuna-GaiiaL  131 

had  aiïsen.    He  sajs:  —  ||  ^Since  the  annonncement  by  yonr  Lordship,  ^''  '^ 

«ber  1857;  of  Sir  William  Oaseley's  special  mission,  the  President  bas  briumi 

dy  not  so  mach  any  new  proposition  for  the  adjustment  of  the  GentraP^'*^*^' 

;aii  qnestions  as  the   statement   in   detail,   which  he  had  been  led  to 

,  of  the  method  bj  which  Sir  William  Ouseley  was  to  carry  into  effect 

evious  proposition  of  the  British  Government    To  make  this  plain,  yoor 

ip  will  pardon  me  for  making  a  brief  reference  to  what  has  occorred 

D  the  two  Governments  in  respect  to  Central  America  since  the  rati- 

of  the  Clayton -Bulwer  Treaty  of  1850.  ||  "While  the  declared  object 

Gonvention  had  reference  to  the  construction  of  a  ship-canal  by  the 

San- Joan  and  the  Lakes  of  Nicaragua  and  Managua,  from  the  Atlantic 

Pacific  Oceans,  pet  U  avotved  fwne  the  less  plaitdy  a  general  prindple 

ence  to  aU  practicdble  Communications  across  the  isthmus,  and  laid  down 

^  poliep  hy  which  the  practical  operatum  of  this  prindple  was  likdp 

'Cpt  free  from  dU  cmharrassment,     The  prindple  was  f  that  the  inier- 

rondes  shovM  remain  nnder  the  sovereignty  of  the  States  through  which 

n,  and  should  he  neutral  and  free  to  aU  nations  aiike.     The  policy 

U,  in  order  to  prevent  any  Government  outside  of  those  States  from 

g  undue  control  or  influence  over  those  interoceanic  transitSy  no  sudi 

should  erect  or  maintain  any  fortifications  commanding  the  same,  or  in 

mly  thereof,  or  should  ^occupy,  or  fortify,  or  cohnize,  or  assumey  or 

any  dominion  over  Nicaragua,  Costa  Bica,  the  MosguHo  coast,  or  any 

Central  America'.     So  far  as  the  United  States   and  Great  Britain 

ncerned;  those  stipulations  were  expressed  in  unmistakable  terms;  and, 

ence  to  other  uationS;  it  was  declared  that  the  'Gontracting  Parties  in 

ivention  engage  to  invite  every  State  with  which  both  or  either  have 

intercourse,   to   enter   into   stipulations   with   them  similar  to  those 

hey  have  entered  into  with  each  other'.  ||  ^'At  that  time  the  United 

lad  no  possessions  whatever  in  Gentral  America,  and  exercised  no  do- 

there.     In  respect  to  this  Government,  therefore,  the  provisions  of 

I  of  the  Treaty  could  operate  only  as  a  restriction  for  the  future;  but 

Iritain  was  in  the  actual  exercise  of  dominion  over  nearly  the  whole 

coast  of  that   country,   and,  in  relation  to  her,  this  Article  had  a 

as  well  as  a  prospective  operation.    She  was  to  abandon  the  occu- 

rhich  she  already  had  in  Gentral  America,  and  was  neither  to  make 

ions,  or  erect  fortifications,  or  exercise  dominion  there  in  the  future. 

r  words,  she  was  to  place  herself  in  the  same  position  with  respect  to 

ons  and  dominion  in  Gentral  America  which  was  to  be  occupied  by 

ted  States,  and  which  both  of  the  Gontracting  Parties  to  the  Treaty 

that  they  would  endeavour  to  induce  other  nations  to  occupy.  ||  ^his 

Treaty  as  it  was  understood  and  consented  to  by  the  United  States, 

3  is  the  Treaty  as  it  is  still  understood  by  this  Government'' 

then  recapitulates  the  discussions  and  abortive  negotiations  which  had 

9' 
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Nr.  7650.   g^g  features.  and  to  leave  it.  as  its  framers  intended  it  shonld  be,  a  M  and 

Groas-  - 

briunnien.  perfect  settlement^  for  all  time^  of  all  possible  issues  between  the  United 
H.Jan.  1R82.  gtates  aud  Great  Britain  with  regard  to  Central  America"  ||  The  correspondence 
in  question  was  laid  before  Parliament  in  1860;  and  the  principal  papers 
included  in  it  have  also  been  published  in  Hertslet's  State  Papers.*)  A  reference 
to  the  context  of  the  passages  quoted  by  Mr.  Blaine  will  be  necessary  in 
order  to  appreciate  the  character  which  Mr.  Blaine  has  attributed  to  them. 
In  cases  where  the  details  of  an  international  agreement  haye  given  rise 
to  difficulties  and  discussions  to  snch  an  extent  as  to  caose  the  Gontracting 
Parties;  at  one  time,  to  contemplate  its  abrogation  or  modification  as  one  of 
several  possible  alternatives;  and  where  it  has  yet  been  foond  preferable  to 
arrive  at  a  solntion  as  to  those  details  rather  than  to  sacrifice  the  general 
basis  of  the  engagement,  it  most  snrely  bc  allowed  that  snch  a  fact,  far  from 
being  an  argument  against  that  engagement,  is  an  argument  distinctly  in  its 
favour.  It  is  equally  plain,  that  either  of  the  Gontracting  Parties  which  bad 
abandoned  its  own  contention  for  the  purpose  of  preserving .  the  agreement 
in  its  entirety  would  have  reason  to  complain  if  the  differences  which  had 
been  settled  by  its  concession  were  afterwards  urged  as  a  reason  for  essen- 
tially  modifying  those  other  provisions  which  it  had  made  this  sacrifice  to 
maintain.  That  both  these  arguments  apply  in  the  present  instance  a  brief 
review  of  the  correspondence  will,  I  think,  suffice  to  show. 

The  Treaty  of  1850  was  concluded  (as  is  declared  in  the  VlUth  Article) 
with  the  desire  ^'not  only  to  accomplish  a  particular  object,  but  also  to 
establish  a  general  principle,"  in  regard  to  the  protection,  by  Treaty  stipulations^ 
of  any  practicable  Communications,  whether  by  canal  or  railway,  across  the 
isthmus  which  connects  North  and  South  America. 

The  Preamble  and  Ist  Article  of  the  Treaty  run  as  follows:  — 
'^er  Britannic  Majesty  and  the  United  States  of  America,  being  desirons 
of  consolidating  the  relations  of  amity  which  so  happily  subsist  between  them, 
by  setting  forth  and  fixing  in  a  Convention  their  views  and  intentions  with 
reference  to  any  means  of  communication  by  ship-canal,  which  may  be  con- 
structed  between  the  Atlantic  and  Pacific  Oceans,  by  the  way  of  the  Biver 
St.  Juan  de  Nicaragua,  and  either  or  both  of  the  Lakes  of  Nicaragaa  or 
Managua,  to  any  port  or  place  on  the  Pacific  Ocean. 

"Art.  1.  The  Governments  of  Great  Britain  and  the  United  States  h&éf 
dcclare,  that  neither  the  one  nor  the  other  will  ever  obtain  or  maintiun  foir 
itself  any  exclusive  control  over  the  said  ship-canal;  agreeing  that  neither 
will  ever  erect  or  maintain  any  fortifications  commanding  the  same,  or  in  the 
vicinity  thereof,  or  occupy,  or  fortify,  or  colonize^  or  assume  or  exercise  »ƒ 


•)  Vol.  xl,  p.  963;  xli,  p.  767;  xlü,  p.  158;  xlvi,  p.  244;  xlvii,  p.  661;  xlviii,  p.6a0» 
1,  p.  126. 
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ominion   over  Nicaragua,  Costa  Rica,  the  Mosquito  Coast,  or  any   part  of  ^^-J^ 
'entnl  America;   nor  will   either  make  nse  of  any  protection  which  either  bntanni 
lords,  or  may  afford,  or  any  alliance  which  either  has,  or  may  have,  to  or^*-'*"-^* 
ith  any  State   or   people,   for  the   parpose  of  erecting  or  maintaining  any 
ich  fortifications,  or  of  occupying,  fortifying,  or  colonizing  Nicaragua,  Costa 
ica,  the  Mosquito  Coast,  or  any  part  of  Central  America,  or  of  assuming  or 
lercising  dominion  over   the  same.    Nor  will  Great  Britain   or  the  United 
ites  take  advantage  of  any  intimacy,   or  use  any  alliance,   connection,  or 
flnence  that  either  may  possess  with  any  State  or  Government  through  whose 
rritory  the  said  canal  may  pass,  for  the  purpose  of  acquiring  or  holding, 
irectly  or  indirectly,  for  the  subjects  or  citizens  of  the  one,   any  rights  or 
Irantages  in  regard  to  commerce  or  navigation  through  the  said  canal,  which 
lall  DOt  be  offered,   on  the  same  terms,   to  the  subjects  or  citizens  of  the 
Iher." 

Soon  after  the  signature  of  the  Treaty  various  discussions  arose  as  to 
ie  interpretation  to  be  put  upon  those  clauses  which  debarred  either  of  the 
ontracting  Parties  from  occupying,  fortifying,  or  colonizing,  or  assuming  or 
lercising  any  dominion  over  Nicaragua,  Costa  Rica,  the  Mosquito  Coast,  or 
D7  part  of  Central  America,  &c.  Great  Britain  being  at  the  time  in  posses- 
ion  of  Ruatan  and  other  islands  of  the  coast  of  Honduras,  and  having  a 
totectorate  over  the  Mosquito  Indians  located  on  the  coast  of  Nicaragua,  a 
'ngthened  correspondence  arose  as  to  the  effect  to  be  given  to  the  Treaty 
I  this  respect,  and  also  as  to  the  boundary  of  British  Honduras.  A  Treaty 
us  eventually  signed  by  Lord  Clarendon  and  Mr.  Dallas,  for  the  settlement 
^  the  various  questions  at  issue,  on  the  17th  October,  1856;  hut  this  agree- 
lent  was  not  received  with  favour  by  the  United  States'  Senate,  and  the 
icoming  Government  of  President  Buchanan,  who  had  acceded  to  office  in 
(arch  1857,  declined  to  confirm  it  without  certain  modifications.  To  these 
te  British  Government  proposed  further  amendments,  which  were  not  at  that 
ine  deemed  acceptable  by  that  of  the  United  States,  and  the  Treaty  was 
ever  formally  ratified.  ||  To  show  how  far  this  part  of  the  discussion  belonged 
'  some  of  its  features  to  a  state  of  affairs  that  is  now  past,  one  of  the 
bjections  taken  by  General  Cass  to  the  Treaty  in  its  last  amended  form, 
*s  that  it  involved  a  recognition  by  the  United  States  of  a  Treaty  between 
reat  Britain  and  Honduras  for  the  cession  of  the  Bay  Islands  to  the  latter 
^^try,  in  which  it  was  stipulated,  that  slavery  should  not  at  any  time  be 
snnitted  to  exist  there.  General  Cass  stated,  that  "a  Treaty  with  such  a 
"^Vision  would  never  be  recognized  by  a  United  States'  Senate."  (Lord 
Napier  to  Lord  Clarendon,  May  3,  1857.) 

1  now  proceed  to  examine  some  of  the  extracts  given  in  Mr.  Blaine's 
^tsch.  II  The  first  paper  quoted  is  one  from  Lord  Napier  to  the  Earl  of 
Rendon,  dated  the  12th  March,  1857.  ||  The  only  passage  quoted  is  as 
ollows:—  II  "General  Cass  then  passed  some  reflections  on  the  Clayton-Bulwer 
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Nr.  7650.  Treatj;  he  had  voted  for  it,  and,  in  doing  so,  he  believed,  that  it  abroj 
briunnien.  all  intervention  on  the  part  of  England  in  the  Central  American  terr 
lUan.  i882.'phe  British  Government  had  put  a  different  construction  on  the  Treaty, 
he  regretted  the  vote  he  had  given  in  its  favour.''  ||  But  the  despatch 
on  to  say:  —  ||  "He  did  not,  however,  pretend,  that  the  British  Goverr 
should  now  unconditionally  abandon  the  Mosquitos,  with  whom  thej  had 
tions  of  an  ancient  date;  it  was  just,  and  consistent  with  the  practice  o 
United  States,  that  those  Indians  should  be  secured  in  the  separate  poss( 
of  lands,  the  sale  of  which  should  be  prohibited,  and  in  the  cnjojrme 
rights  and  franchiscs,  though  in  a  condition  of  dependencj  and  prote 
The  British  Government  had  already  removed  one  impediment  to  the  exec 
of  the  Bulwer-Clajton  Treaty,  by  the  cession  of  their  claims  on  Ruatan 
difficulties  now  remained  —  the  frontier  of  Belize,  and  the  delimitatioi 
settlement  of  the  Mosquito  tribe.  If  the  frontier  could  be  defined,  and  : 
Mosquitos  could  be  placed  in  the  enjoyment  of  their  territory  by  1 
bctween  Great  Britain  and  Nicaragua,  in  which  the  concessions  and  guan 
of  the  latter  in  favour  of  the  Indians  should  be  associated  witii  the  recog 
of  the  sovereignty  of  Nicaragua  —  so  I  understood  the  General  —  Uu 
'  Buitver '  Clayton  Treaty  migJd  he  a  permanent  and  satisfactory  settl 
between  the  Contracting  Parlies.  The  United  States  desired  nothing  else 
an  absolute  and  entire  neutrality  and  indepcndcnce  of  the  Central  Am< 
region,  free  from  tlie  exercise  of  any  exclusive  influence  or  ascendency 
ever." 

The  next  quotation  is  from  another  despatch  of  Lord  Napier,  date 
6th  May,  1857,  and  the  passage  given  runs  thus:  —  ||  "The  Presidei 
nounced  the  Clayton-Bulwer  Treaty  as  one  which  had  been  fraught  witfc 
understanding  and  mischief  from  the  beginning ;  it  was  conclud  d  unde 
most  oppositc  constructions  by  the  Contracting  Partics.  If  the  Scnat< 
imagined,  that  it  could  obtain  the  interpretation  placed  upon  it  by 
Britain,  it  would  not  have  passed.  If  he  had  been  in  the  Senate  at  the 
that  Treaty  never  would  have  been  sanctioned."  ||  But  President  Buc 
went  on  to  say:  —  ||  "With  reference  to  arbitration  (which  Lord  Napie 
only  thrown  in  as  a  suggestion  of  his  own),  he  could  not  give  any  o] 
at  present.  The  President  also  invcighed  against  the  excess  of  Treaties, 
ming  that  they  were  more  frequently  the  cause  of  quarrcl  than  of  har 
and  that,  if  it  were  not  for  the  interoceanic  Communications,  he  did  u( 
there  was  any  necessity  for  a  Treaty  respecting  Central  America  at  all. 

It  seems,  therefore,   that  the  Presidentes  condemnation  of  the  Cis 
Bulwer  Treaty  was  principally  foundcd  on  the  construction  placed  upon 
Great  Britain  at  the  time,  and  was  also  in  some  measure  explained  b 
objections  to  Treaties  in  general,  but  that  he  admitted  that  the  questi< 
the  interoceanic  connection  made  such  an  agreement  necessary. 

Mr.  Blaine  then  quotes  a  note  from  Mr.  Cass  to  Lord  Napier  oi 
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9th  May,  1857,  as  foUows:  —  ||  "The  Clayton-Bulwcr  Treaty,  concluded  in  ^q^' 

ie  hope,  that  it  woold  put  an  end  to  the  diffcreuccs  which  had  arisen  betwecn  briunnien. 

ie  United  States  and  Great  Britain,  concerning  Central  American  Affairs,  had"*^*"-^^^ 

ïen  rendered  inoperative  in  some  of  its   most   essential   provisions   by  the 

ferent  constractions  which  had  been  reciprocally  given  to  it  by  the  parties. 

Dd  little  is  hazarded  in  saying  that,  had  tlie  interpretation  since  put  opon 

e  Treaty  by  the  British  Government,  and  yet  maintained,  been  anticipated,  it 

)ald  not  have  been  negotiated  ander  the  instructions  of  any  Ëxecative  of  the 

Dited  States,  nor  ratified  by  the  branch  of  the  Government  intrusted  with 

e  power  of  ratification."  ||  Bat  how  does  General  Cass  continae?    He  goes 

1  to  say:  —  |j  ^'A  protracted  discassion,  in  which  the  sabject  was  exhaasted, 

iled  to  reconcile  the  conflicting  views  of  the  parties;  and,  as  a  last  resort, 

negotiation  was  opened  for  the  parpose  of  forming  a  Supplementary  Treaty, 

iüch  shoold  remove,  if  practicable,  the  difficnlties  in  the  way  of  their  mntaal 

*od  onderstanding,  and  leave  unnecessary  any  farthcr  discassion  of  the  con- 

jverted  provisions  of  the  Clayton-Bulwcr  Treaty.    It  was  to  effect  this  object, 

at  the  Government  of  the  United  States   agreed  to  open  the   negotiation, 

lich  terminated  in  the  Treaty  of  the  17th  Octobcr,  1856,  and  thoagh  the 

t)?ision5  of  that  instrument,   even   with   the  amendraents  proposed  by  the 

iwtte,  were  not  whoUy  anobjectionable  either  to  that  body  or  to  the  Presi- 

nt,  still,  80  important  did  they  consider  a  satisfacfory  arrangement  of  this 

mplicated  sidjcd,  that  they  yielded  their  objections,  and  sanctioned,  by  their 

t  of  ratification,  the  Convention  as  amended.    It  was  thcn  transmitted  to 

)ndon  for  the   consideration  of  Her  Britannic  Majesty's  Government,   and, 

^ving  failed   to  meet  its   approbation,   has   been   retamed  anratified.     The 

nües  are  thas  thrown  back  apon  the  Bulwer-Clayton  Treaty,  with  its  dis- 

ited  phraseology  and  its  conflicting  intcrpretations;  and,  after  the  lapse  of  _ 

ven  years,  not  one  of  the  objects  connected  with  the  political  condition  of    ^  ^-"^.^lll 

intral  America,  which  the  United  States  had  hoped  to  obtain  by  the  arrange-  '    .'-^ 

ent,  has  been  accomplished."  ^      ":Cl.  L 

It  was  not,  therefore,  to  the  principles  or  basis  of  the  arrangement  (the    v^yc  .^. 

iportance  of  which  was  fally  recognized),  but  to  the  unfortanate  phraseology     ^^-X[Oi 
a  single  portion  of  the  Treaty,  that  objection  was  taken. 

Mr.  Blaine  then  refers  to  Sir  W.  Gore  Ouseley's  Mission,  the  object  of 
lufih  was  to  settle  the  points  at  issue  in  a  manner  practically  satisfactory 
'  the  United  States  by  independent  negotiation  with  the  Central  American 
^s,  after  first  communicating  with  the  Government  at  Washington.  Mr. 
^e  quotes  a  passage  from  a  letter  of  General  Cass  to  Lord  Napier  of  the 
Ml  October,  1857,  as  follows:  —  ||  *^  have  thus  endeavoured  to  meet  the 
^  suggestions  of  yonr  Lordship  by  rc-stating,  with  corresponding  frankness, 
'c  general  policy  of  the  United  States  with  respect  to  the  Govemments  and 
'^  iBteroceanic  transits  of  Central  America;  but  since  your  Lordship  has 
ferred  to  the  Clayton-Bulwer  Treaty  of  1850  as  contemplating  a  'harmo- 
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Nr.  7«5o.  QJong  eonrse  of  action  and  connsel   between  the  Gontracting  Parties  in  the 

bhUnDMn.  settlement  of  the  Central  American  intercsts/  yon  will  pardon  me  for  remin- 

14. Jan,  1882.  ding  your  Lordship,  that  the  differences  which  this  Treaty  was  intended  to 

adjust  between  the  United  States   and  Great  Britain   still   remain   onsettled, 

while  the  Treaty  itself  has  become  the  snbject  of  ncw  and  embarrassing  oom- 

plieations." 

It  will  be  usefnl  to  refer  to  the  previoos  portion  of  this  note  to  show 
what  was  the  statement  of  the  ^'general  policy  of  the  United  States"  thos 
referred  to,  and  how  far  that  policy  corresponds  with  Mr.  Blaine's  present 
proposals.  The  note  begins  thus: —  ||  '^I  have  had  the  honour  to  receive  yoor 
Lordship's  commnnication  of  the  9th  instant,  in  referonce  to  the  existing  rela- 
tions between  Nicaragua  and  Costa  Rica^  and  have  submitted  it  to  the  consi- 
deration  of  the  President  ||  '^These  relations  have  attracted  the  eamest  atten- 
tion  of  the  President,  not  only  from  the  importance  of  the  San-Juan  transit 
to  the  commerce  of  the  world,  bat  from  the  interest  which  is  natnrally  feit 
by  the  United  States  in  the  neighbonring  Republics  of  this  Continent  The 
President  has  witnessed,  therefore,  the  rcstoration  of  peace  to  Nicaragna  and 
Costa  Rica  with  the  highest  gratification;  and  he  sincerely  hopes,  that  it  may 
not  again  be  interrupted  either  by  the  calamity  of  civil  war,  or  the  invasioB 
of  their  territory  from  other  coontries.  Their  security  and  welfare  wooU 
undonbtedly  be  promoted  by  a  jast  and  friendly  settlement  between  them  of 
their  mutual  boandaries  and  jarisdiction;  and  I  need  hardly  add,  that  sneb 
an  adjastment  wonld  be  viewed  with  satisfaction  by  the  United  States.  This 
Govemmenty  however,  has  never  admitted  the  pretensions  of  Costa  Rica  to  an 
eqnal  control  with  Nicaragna  of  the  San-Juan  River,  but  has  regarded  the 
sovereignty  of  the  river,  and  consequently  of  the  interoceanic  transit  by  that 
route,  as  rightfully  belonging  to  the  Republic  of  Nicaragua.  ||  ^'A  similar  view 
of  the  question  appears  to  have  been  recognized  by  Great  Britain;  and, 
whatever  may  be  the  rights  of  Costa  Rica  with  respect  to  the  free  passage 
of  her  own  products  by  the  river  to  the  ocean,  it  is  better,  probably,  that 
what  has  been  thus  acquiesced  in,  and  has  led,  moreover,  to  important  oon- 
tracts  and  responsibilities,  should  not  now  be  disturbed.  But  onder  any  ci^ 
cumstances  the  commercial  nations  of  the  world  can  never  permit  the  inter- 
oceanic passages  of  the  isthmus  to  be  rendered  useless  for  all  the  great  pa^ 
poses  which  belong  to  them,  in  consequence  of  the  neglect  or  incapaci^of 
the  States  through  whose  territories  they  happen  to  run.  The  United  8U«h 
as  I  have  hefore  had  occasion  to  assure  ffour  Lordship,  demand  no  exduti^ 
privüeges  in  these  passages^  but  will  always  exert  their  influence  to  seeare 
their  free  and  unrestricted  benefits,  boih  in  peace  and  war,  to  the  oommeioe 
of  the  world." 

And  in  a  later  note  to  Lord  Napier  of  the  8th  November,  1858»  Gaarü 
Gass  States  with  süll  greater  cleamess  the  object  with  which  the  Treatif  ^^ 
concluded,  and  the  gronnds  on  which  the  difference  between  the  two  Gofero- 
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neoto  had  arisen.  He  says:  —  ||  ^Since  the  annonncement  by  yonr  Lordship,  Nr.  tsso. 
in  October  1857,  of  Sir  William  Onseley's  special  mission,  the  President  has  briunnien. 
iwaitedy  not  so  much  any  new  proposition  for  the  adjustment  of  the  CentraP**'"'-^®* 
American  qnestions  as  the  statement  in  detail,  which  he  had  been  led  to 
expect,  of  the  method  by  which  Sir  William  Ouseley  was  to  carry  into  effect 
the  previons  proposition  of  the  British  Government  To  make  this  plain,  your 
Lordship  will  pardon  me  for  making  a  brief  reference  to  what  has  occorred 
between  the  two  Govemments  in  respect  to  Central  America  sincc  the  rati- 
fication  of  the  Glayton-Bulwer  Treaty  of  1850.  ||  '^While  the  declared  object 
of  that  Convention  had  reference  to  the  construction  of  a  ship-canal  by  the 
way  of  San- Juan  and  the  Lakes  of  Nicaragua  and  Managua,  from  the  Atlantic 
to  the  Pacific  Oceansi  pet  U  avotoed  fwne  the  less  plaitdy  a  general  prindple 
m  reference  to  aU  practicabïe  Communications  across  the  isthmus,  and  laid  down 
a  distmet  poticy  hy  which  the  practical  operation  of  this  prindple  was  Ukdy 
k  he  k^  free  from  aU  cmbarrassment,  The  prindple  was^  that  the  inter- 
oee(mc  routes  shotdd  remain  nnder  the  sovereignty  of  the  States  through  which 
iheif  ran,  and  should  he  neutral  and  free  to  aU  nations  aiike.  The  policy 
was  thatf  in  order  to  prevent  any  Government  outside  of  those  States  from 
étkimng  undue  control  or  influence  over  those  interoceanic  transits^  no  such 
Mo^to»  should  erect  or  maintain  any  fortifications  commanding  the  same,  or  in 
the  vicinity  thereofj  or  should  ^occupy,  or  fortify^  or  cóUmize,  or  assume^  or 
txercisej  any  dominion  over  Nicaragua,  Costa  Rica,  the  Mosquito  coast,  or  any 
part  of  Central  America'.  So  far  as  the  United  States  and  Great  Britain 
were  concemed,  those  stipulaüons  were  expressed  in  unmistakable  terms;  and, 
in  reference  to  other  nations,  it  was  declared  that  the  ^Contracting  Parties  in 
this  Convention  engage  to  invite  every  State  with  which  both  or  either  have 
^endly  intercoorse,  to  enter  into  stipolations  with  them  similar  to  those 
which  they  have  entered  into  with  each  other'.  ||  ^^At  that  time  the  United 
States  had  no  possessions  whatever  in  Central  America,  and  exercised  no  do- 
minion there.  In  respect  to  this  Government,  therefore,  the  provisions  of 
Article  I  of  the  Treaty  coold  operate  only  as  a  restriction  for  the  future;  but 
Great  Britain  was  in  the  actual  exercise  of  dominion  over  nearly  the  whole 
eastem  coast  of  that  country,  and,  in  relation  to  her,  this  Article  had  a 
present  as  well  as  a  prospective  operation.  She  was  to  abandon  the  occu- 
Pincy  which  she  already  had  in  Central  America,  and  was  neither  to  make 
t^nisitions,  or  erect  fortifications,  or  exercise  dominion  there  in  the  future. 
^  other  words,  she  was  to  place  herself  in  the  same  position  with  respect  to 
possessions  and  dominion  in  Central  America  which  was  to  be  occupied  by 
^  United  States,  and  which  both  of  the  Contracting  Parties  to  the  Treaty 
engaged  that  they  would  endeavour  to  induce  other  nations  to  occupy.  ||  ''This 
^^  the  Treaty  as  it  was  understood  and  consented  to  by  the  United  States, 
*^d  this  is  the  Treaty  as  it  is  stiU  understood  by  this  Government" 

He  then  recapitulates  the  discussions  and  abortive  negotiations  which  had 
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Nr.  7659.  gg^^  Douiiba  et  Tonn-tchcou.  La  même  voic  sera  prisc  par  les  marchandise 
nnd  China,  dirigées  suT  Tien-tsin,  de  la  frontière  Russe,  par  Eobdo  et  Eoaï-hooa-tchen. 
24.p*br.i88i.  L^g  marchands  doivent  être  manis  de  permis  de  transport  délivrés  par  Ie 
autorités  Rnsses^  düment  visés  par  les  autorités  Chinoiscs  compétentes,  portani 
iudicatioD,  en  langues  Russe  et  Ghinoise^  du  nom  du  propriétaire  de  la  mar- 
chandise; du  nombre  des  colis  et  du  genre  de  la  marchandise  qu'ils  contien- 
nent  ||  Les  fonctionnaires  des  Douanes  Chinoises  situées  sur  la  route  saine 
par  les  marchaudises  procéderont^  sans  retard,  k  la  vérification  du  nombre  des 
colis  et  k  la  visite  des  marchaudises  qu'ils  laisseront  passer^  après  avoir  ap- 
posé  Ie  visa  sur  Ic  permis.  ||  Les  colis  ouverts  durant  la  visite  Douanière  se- 
ront  refermés  par  les  soins  de  la  Douane  ^  qui  marquera  sur  Ie  permis  Ie 
nombre  des  colis  ouverts.  ||  La  visite  Douanière  ne  doit  pas  durer  plus  de 
deux  heures.  ||  Les  permis  devront  être  présentés,  dans  un  délai  de  six  mois» 
k  la  Douane  de  Tien-tsin,  pour  ètre  annulés.  Si  Ie  propriétaire  des  marchan- 
dises  trouve  ce  délai  insuffisant,  11  est  tenu  d'en  informer,  en  temps  et  liea, 
les  autorités  Chinoises.  ||  En  cas  de  perte  du  permis,  Ie  marchand  est  tenu  d'ei 
aviser  les  autorités  qui  Ie  lui  ont  délivré  pour  obtenir  un  duplicata,  et  de  dé- 
clu'er  k  eet  effet  Ie  numero  et  la  date  du  permis  cgaré.  La  Douane  la  plu 
proche,  située  sur  sa  route,  après  avoir  constaté  Texactitude  de  la  déclantioi 
du  marchand,  lui  délivre  un  certificat  provisoire,  avec  leqnel  les  marchandisai 
peuvent  ètre  dirigées  plus  loin.  ||  Une  déclaration  inexacte  de  la  quantité  dei 
marchandises,  s'il  est  prouvé  qu'elle  a  été  faite  avec  Tintention  de  dissimvkr 
des  ventes  opérées  en  route,  ou  d'échapper  au  paiement  des  droits,  entiaine^ 
pour  Ie  marchand,  Tapplicatiou  des  peines  établies  dans  TArticle  8  du  présot 
Reglement. 

Art  4.  Les  marchands  Russes  qui  désireraient  vendre  k  Kalgan  one  pl^ 
tie  quelconque  des  marchandises  imi4>rtées  de  Russie,  doivent  en  fêirt  la  dé- 
claration k  Vautorité  locale  dans  Ie  délai  de  cinq  jours.  Celle-ci,  après  ae- 
qoittement  par  Ie  marchand  des  droits  d'importation  entiers,  lui  délivre  0 
permis  de  vente  des  marchandises. 

Art  5.  Les  marchandises  importées  de  Russie  par  voie  de  terre,  par  kf 
marchands  Russes,  k  Tien-tsin,  j  acquitteront  un  droit  d'importation  équifaleat 
aiix  deux  tiers  des  droits  établis  par  le^Tarif.  ||  Les  marchandises  importen 
èle  Russie  k  Sou-tcheou  (Tsia-yu*kouan)  paieront,  dans  cette  ville,  les  mèaei 
droits  et  seront  soumises  aux.  mèmes  règlements  qn'k  Tien-tsin. 

Art  6.  Si  les  marchandises  laissées  k  Kalgan  et  qui  y  ont  aoquitté  Itf 
droits  d'entrée,  n'y  sont  point  vendues,  leur  propriétaire  pourra  les  expédier 
k  Toun-tcheou,  ou  k  Tien-tsin,  et  la  Douane,  sans  percevoir  de  nouveaux  droit^ 
restituera  au  marchand  un  tier  du  droit  d'entrée  pajé  k  Kalgan,  en  fuitf^ 
une  annotation  correspondante  sur  Ie  permis  délivré  en  ce  cas  par  la  Doaii* 
de  Kalgan.  ||  Les  négociants  Russes  peuvent  expédier  sur  les  marchés  de  fr 
térieur  les  marchandises  laissées  k  Kalgan  et  qui  y  ont  acqnitté  1«6  dnft 
d'entrée,  en  se  conformant  aux  conditions  générales  établies  pour  Ie  oonnere^ 
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étnager  en  Ghine,  après  acquittement  d'un  droit  de  transit  (♦.  e.,  la  moitié  J^J^' 
ks  droits  apécifiés  dans  Ie  Tarif).    Il  sera  délivré  pour  ces  marchandises  on  and  chin». 
fennis  de  transport  qui  doit  étre  exhibé  k  toutes  les  douanes  et  barrières  si-^-^*^'-*"*- 
iiées  sur  la  route.    Les  marchandises  non  accompagnées  de  ce  permis  auront 
iicquitter  les  droits  aux  Douanes  qu'elles  traverseront,  et  Ie  U-kin  n,m  barrières. 

Art  7.  Les  marchandises  importées  de  Russie  k  Sou-tcheou  (Tsia-yu- 
kmnud)  penvent  être  expédiées  sur  les  marchés  de  Tintérieur^  aux  conditions 
üiralóes  dans  l'Article  9  du  présent  Bèglement,  pour  les  marchandises  expé- 
iées  de  Tien^tsin  en  destination  des  marchés  de  Tintérieur. 

Art  8.    8'il  était  constaté^  lors  de  la  visite  Douanière  des  marphandises 
ni]K)rtée8  de  Rossie  h  Tien-tsin^  que  les  marchandises  spécifiées  dans  Ie  per- 
■is  ont  été  retirées  des  colis  et  remplacées  par  d'autres;  ou  bien  que  leur 
qiantité  (déduction  faite  de  ce  qui  en  aura  été  laissé  k  Ealgan)  est  inférieure 
11  chiffre  indiqué  dans  Ie  permis,  toutes  les  marchandises,  présentées  k  la  vi- 
site seront  confisquées  par  la  Douane.  ||  Il  est  entendu  que  les  colis  avariés 
«B  route  et  qui,  par  suite  de  cela,  auront  subi  un  réemballage,  ne  seront  pas 
snjets  k  confiscation,   si  toutefois  Ic  fait  d'avarie  a  été  düment  déclaré  k  la 
Boune  la  plus  proche  et  si  cette  demière,  après  constatation  de  Tétat  intact 
öe  la  marchandise  primitivement  expédiée,  a  fait  une  annotation  correspondante 
nr  Ie  permis.   ||   Seront  sujettes  k  confiscation  les  marchandises  dont  il  sera 
CQBstaté  qu'une  partie  a  été  vendue  en  chemin.  ||  Si  les  marchandises  ont  été 
tnnsportées  par  des  voies  détoumées,  afin  de  les  soustraire  aux  visites  des 
I^ooanes  établies  sur  les  routes  indiquées  k  l'Article  3,  Ie  propriétaire  en  sera 
Pttsible  d'une  amende  egale  au  droit  d'importation  entier.  ||  Si  l'infraction  aux 
règlements  susmentionnés  a  été  commise  k  Tinsu  et  sans  la  participation  dt 
propriétaire  de  la  marchandise ,  par  les  voiturierS;  les  Douanes,   en  fixant 
l'imende,  prendront  cette  circonstance  en  considération.    Cette  disposition  se 
^pporte  exelusivement  aux   localités  traversées  par  Ie  commerce  Russe  par 
voie  de  terre,  et  ne  saurait  être  appliquée  k  des  cas  analogues  qui  se  pro- 
<hiinient  dans  les  ports  «t  dans  Tintérieur  des  provinces.  H  En  cas  de  confis- 
cation des  marchandises,  Ie  négociant  a  Ie  droit  de  libérer  celles-ci  mojennant 
Ie  Tersement  d'une  somme  équivalente  k  leur  valeur,  düment  déterminée  par 
>Be  entente  avec  les  autorités  Ghinoises. 

Art  9.  A  Texportation  de  Tien-tsin,  par  mer,  en  destination  de  quelque 
*<itre  port  Ghinois,  ouvert  par  les  Traites  au  commerce  étranger,  des  marchan- 
^üfies  importées  de  Russie  par  voie  de  terre,  la  Douane  de  Tien-tsin  prélève 
^  ees  marchandises  un  tiers  des  droits  entiers  fixés  par  Ie  Tarif,  en  sus  des 
^W  tiers  déjè  per^us.  Aucun  droit  ne  sera  prélevé  sur  ces  marchandises 
^8  les  autres  ports.  P  Les  marchandises  exportées  de  Tien-tsin,  ou  des  autres 
P^  en  destination  des  marchés  intérieurs,  seront  frappées  du  droit  de  tran- 
^^  (i  e.f  la  moitié  des  droits  spécifiés  dans  Ie  Tarif)  d'après  les  dispositions 
^^itériles  établies  pour  Ie  commerce  étranger. 

Art  10.     Les  marchandises  Ghinoises,  exportées  de  Tien-tsin  en  Russie 
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Nr.  7M9.  par  les  marchands  Rasses,  doivent  être  dirigécs  sur  Ealgau  par  la  voie  in- 
and  chhia.  (üquée  k  TArticle  3.  ||  Il  sera  prélevé  sur  ces  marchandises,  k  leur  sortie^  dei 
34.Pebr.i88i.  droits  d'cxportatioii  entiers.  Toutefois,  les  marchandises  de  réimportatioi  j 
achetées  k  Tien-tsin,  ainsi  que  celles  achetées  dans  un  aatre  port  et  expédiéo^ 
en  transit,  k  Ticn-tsin,  ponr  exportation  en  Rassie,  étant  accompagnées  d'u 
roQU  de  la  Douane  constatant  Ie  paiement  des  droits  de  sortie,  n'en  seront  pu 
firappées  one  seconde  fois,  et  Ie  demi-droit  de  réiraportation  (droit  cótier),  vené 
k  Tien-tsin,  sera  restitné  au  marchand,  si  les  marchandises  qni  anront  acqnitté 
ce  droit  sont  exportées  en  Rnssie  dans  Ie  délai  d'un  an  après  Ic  versemeit 
de  ce  droit  |l  Le  Consul  de  Russie  délivre,  pour  ie  transport  des  marchandiMi 
en  Russie,  un  permis  portant  indication,  en  langues  Russc  et  Ghinoise,  dn  non 
du  propriétaire  de  la  marchandise,  du  nombre  des  colis  et  des  marchandisei 
qu'ils  contiennent.  Ces  permis  seront  visés  par  la  Douane  du  port  et  devn»t 
accompagner  les  marchandises,  pour  être  exhibés  lors  de  la  visite  de  celles-d 
aux  Douanes  établics  sur  la  route.  ||  On  se  conformera  aux  régies  détailléesè 
TArticlc  3  quant  au  dólai  dans  lequel  le  permis  doit  ètre  présenté  k  la  Douiae 
pour  être  annulé,  et  pour  les  cas  de  pertc  de  permis.  ||  Les  marchandises  doi- 
vent suivre  la  voie  indiquéc  k  TArticle  3  et  nc  dcvront  pas  être  vendues  et 
route;  Finfraction  k  cctte  règlc  entrafnera,  pour  le  marchand,  l'applic&tion  d( 
pénalités  indiquécs  k  TArticlc  8.  La  visite  des  marchandises  aux  Douanes  s^j 
tuées  sur  la  route  se  fcra  conformémcnt  aux  regies  indiquées  k  TArticle  3.  \ 
Les  marchandises  Chinoiscs  que  les  marchands  Russes  achèteront  k  Sou-tcheoi 
(Tsia-you-kouan)  ou  qu'ils  j  amèneront  des  marchés  de  Tintérieur  en  destütt- 
tion  de  la  Russie,  auront  k  acquitter,  k  leur  exportation  de  Sou-tcheou  et 
Russie,  les  droits  fixés  pour  les  marchandises  exportées  de  Tien-tsin,  et  seroit 
soumises  aux  règlements  établis  pour  ce  port. 

Art.  IL    Les  marchandises  achetées  k  Toun-tcheou  auront  k  acqnittei^ 
k  leur  exportation  en  Russie  par  voie  de  terre,  les  droits  de  sortie  enti^ 
selon  le  Tarif.  ||  Les  marchandises  achetées  k  Kalgan  acquitteront  dans  cetta 
ville,  k  leur  exportation  en  Russie,  un  droit  équivalent  k  la  moitié  des  droiti 
spécifiés  dans  lo  Tarif.  ||  Quant  aux  marchandises  achetées  par  les  négociioti 
Russes  sur  les  marchés  intérieurs  et  importées  k  Toun-tcheou  et  Kalgan,  povr 
être  exportées  de  \k  en  Russie,  elles  seront,  en  ontre,  f  rappees  de  droits  éi 
transit,  conformémcnt  aux  régies  générales  établies  pour  le  commcrce  étnafi 
sur  les  marchés  intérieurs.  ||  Les  Douanes  locales  des  villes  ci-dessus  énoDé- 
rées,  après  avoir  prélevé  les  droits,  délivrcront  au  marchand  un  permis  po* 
le  transport   des  marchandises.     Pour   les  marchandises  exportées   de  T(Nü- 
tcheou,  ce  permis  sera  délivré  par  la  Douane  de  Donnba,  k  laquelle  se  hné 
la  demande  de  ce  permis,  ainsi  que  le  verscment  des  droits  que  les  mardm' 
dises  auront  k  acquitter.    Il  sera  fait  mention  dans  le  permis  de  la  détaie 
de  vendre  les  marchandises  en  route.  ||  Les  régies  détaillées  k  l'Article  3,  i^ 
latives  aux  permis,  k  la  visite  des  marchandises,  &c,,  se  rapportent  égalaMit 
aux  marchandises  exportées  des  localités  énumérées  dans  le  présent  Artidei 
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Art.  12.    Les  mftrcluuidises  de  provenance  étrangère,  exportées  en  desti-  ^^'  ^*^* 
üon  de  la  Bnssiey  par  voie  de  terrc,  de  Ticu-tsiii;  de  Toun-tcheou^  de  Sal-  and  china. 
m  et  de  Sou-tcheou  (Tsia-yu-kouan),  n'auront  pas  de  droits  k  acqaitter  si^*"*^'-*^^* 
I  marchand  prodnit  un.  regu  de  la  Douane  accusant  paiement  des  droits  d'im- 
»itation  et  de  transit  sur  ces  marchandises.     Si  ellcs  n'ont  acquitté  que  les 
roits  d'entrée,  la  Douane  competente  réclamera^  en  outre,  du  négociant^  Ie 
Hiement  du  droit  de  transit  fixé  par  Ie  Tarif. 

Art  13.  Les  marchandises  importées  en  Chine  par  les  marchands  Russes, 
1  exportées  par  eux,  acquittcront  les  droits  de  Douane,  selon  Ie  Tarif  Général 
abli  poor  Ie  commerce  étranger  en  Chine,  et  selon  Ie  Tarif  Additionncl  établi 
1  1862  pour  Ie  commerce  Russe.  ||  Les  marchandises  non  énumérées  dans 
in  OU  dans  Tautre  de  ces  Tarifs  seront  imposées  d'un  droit  de  5  pour  cent 
l  vaiorem. 

Art  14.  Seront  admis,  en  franchise  de  droits,  k  Timportation  et  k  Tex- 
irtation,  les  articles  suivantes:  —  [|  L'or  et  Vargent  en  lingots,  la  monnaie 
rangèrC;  les  farines  de  toute  espèce,  Ie  sagou,  les  biscuits,  les  viandes  et  les 
g[ames  en  conserves,  Ie  fromage,  Ie  beurre,  les  produits  de  confiserie,  les 
tements  étrangers,  les  objets  de  joaillerie  et  Vargenteric,  les  parfums  et  les 
f  ons  de  toute  espèce,  Ie  charbon  de  bois,  Ie  bois  de  chauffage,  les  bougies 
i  fabrication  étrangère,  Ie  tabac  et  les  cigares  étrangers,  les  yins,  la  bière, 
s  boissons  spiritueuses,  les  prorisions  et  utensiles  de  ménage,  employés  dans 
s  maisons  et  sur  les  navires,  Ie  bagage  des  voyageurs,  les  foumitures  de 
lancellerie,  les  articles  de  tapisserie,  la  coutellerie,  les  médicaments  étrangers, 
Terroterie  et  les  objets  en  cristal  ||  Les  articles  ci-dessus  énumérés  passe- 
int  en  franchise  de  droits,  k  leur  entree  et  k  leur  sortie  par  voie  de  terre; 
ais  s'ils  sont  expédiés,  des  villes  et  des  ports  mentionnés  dans  Ie  présent 
èglement,  sur  les  marchés  intérieurs,  ils  seront  frappés  d'un  droit  de  transit 
1  taux  de  2%  pour  cent  ad  vaiorem.  Seront,  toutefois,  exempts  du  paiement 
ce  droit:  Ie  bagage  des  voyageurs,  Tor  et  Targent  en  lingots  et  la  mon- 
de étrangère. 

Art  15.  Sont  prohibés  tant  pour  Timportation  que  pour  Texportation, 
sont  sujets  k  confiscation  dans  Ie  cas  de  transport  en  contrebande,  les  ar- 
'les  snivants:  —  ||La  poudre,  les  munitions  d'artillerie,  les  canons,  les  fusils, 
8  carabines,  les  pistolets  et  toutes  les  armes  k  feu.  Les  engins  et  munitions 
i  gaerre,  Ie  sel,  Topium.  ||  Les  sujets  Russes  se  rendant  en  Chine  pourront 
^ir,  chacun  pour  leur  défense  personnelle,  un  fusil  ou  un  pistolet,  ce  dont 
ention  devra  être  faite  dans  Ie  permis  dont  ils  seront  porteurs.  ||  Limpor- 
ktioD,  par  les  sujets  Russes,  du  salpêtre,  du  soufre  et  du  plomb,  n'est  admise 
Qe  sur  nne  autorisation  spéciale  des  autorités  Chiuoises,  et  ces  articles  ne 
oorront  être  vendus  qu'aux  sujets  Chinois  qui  auront  rcgu  un  permis  d'achat 
PéciaL  II  L'exportation  du  riz  et  de  la  monnaie  de  cuivre  Chinoise  est  pro- 
ibée.  Par  contre,  Timportation  du  riz  et  de  toutes  les  céréales  est  autorisée 
1  franchise  de  droits. 

BtaAtsareliiT  XLu  11 
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Kr.  7659.  ^j^  16.    U  ost  intordit  anx  négociants  Busses  de  transporter  les  mir- 

nnd  China,  chaüdises  appartenant  &  des  commerQants  Chinois,  en  les  ÜEüsant  passer  ponr 
a4.Febr.i88i.  leur  propriété. 

Art  17.    Les  autorités  Ghinoises  aoront  Ie  droit  de  prendre  telles  me-' 
sores  que  seront  nécessaires  centre  Ie  commerce  de  contrebande. 
Fait  &  St-Pétersbourg^  Ie  12/24  Février^  1881. 

(Signé)        Nicolas  de  Giers.  (Signé)        Tseng. 

(L.S.)  (L.S.) 

(Signé)        Engène   Bntzow. 

(L.S.) 


ScMedsgericht  über  den  Managua -Vertrag*). 

.   7660.      GBOSSBSITAinnEK    and    NICABAOVA.    —    Managua - 

Vertrag  vom  28.  Januar  1860. 

Her  MajeBty  the  Queen  of  the  United  Kingdom  of  Great  Britain  and   ^'-  ^**o- 

Oron- 

land,  and  the  Bepablic  of  Nicaragua,  being  desirous  to  settle  in  a  friendly  bntannien 
oner  certain  questions  in  which  they  are  mutually  interested,  have  resolved      "°* 
conclude  a  Treatj  for  that  pnrpose,  and  have  named  as  their  Plenipoten-28.jan.i86( 
riesy  that  is  to  say:    ||    Her  Majesty  the  Queen  of  the  United  Kingdom  of 
eat  Britain  and  Ireland,  Charles  Lennox  Wyke,  Esquire,  Companion  of  the 
tst  Honourable  Order  of  the  Bath,  Her  Britannic  Majesty's  Envoy  Extra- 
ünary  and  Minister  Plenipotentiary  on  a  Special  Mission  to  the  Republics 
Central  America;   ||   And  His  Excellency  the  President  of  the  Republic  of 
caragua.  Don  Pedro  Zeledon,  Minister  for  Foreign  Affairs;    ||    Who,  after 
.ving  communicated  to  each  other  their  respective  full  powers,  found  in  good 
ld  due  fonUy  have  agreed  upon  and  concluded  the  following  Articles:  — 

Art  L  On  exchanging  the  ratifications  of  the  present  Treaty,  Her  Bri- 
nnic  Majesty,  subject  to  the  conditions  and  engagements  specified  therein, 
ld  without  prejudice  to  any  question  of  boundary  between  the  Republics  of 
Icaragna  and  Honduras,  will  recognize  as  belonging  to  and  under  the  sove- 
iignty  of  the  Republic  of  Nicaragua,  the  country  hitherto  occupied  or  claimed 
r  the  Mosquito  Indians  within  the  frontier  of  that  Republic,  whatever  that 
'ontier  may  be.  ||  The  British  Protectorate  of  that  part  of  the  Mosquito  terri- 
^17  shall  cease  three  months  after  the  exchange  of  the  ratifications  of  the 
resent  Treaty;  in  order  to  enable  Her  Migesty's  Government  to  give  the  ne- 
'Ssary  instructions  for  carrying  out  the  stipulations  of  said  Treaty. 

Art  IL  A  district  within  the  territory  of  the  Republic  of  Nicaragua  shall 
^  assigned  to  the  Mosquito  Indians,  which  district  shall  remain  as  above  sti- 
alated,  under  the  sovereignty  of  the  Republic  of  Nicaragua.    ||   Such  district 

*)  Die  speciell^  Actenstttcke  befindeu  sich  in  dem  englischen  Blaubuch :  G~3058 . 

11* 
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Nr.  76eo.   ghi^ii  {)e  comprised  in  a  line  which  shall  begin  at  the  month  of  the  ] 
briiMiBien  Rama  in  the  Caribbean  Sea;  thence  it  shall  nm  up  the  midcoorse  of  that 
°°^       to  lts  soorce,  and  from  such  soorce  procced  in  a  line  due  west  to  the  i 

NiCMragoa. 

t8.ju.i860.  dian  of  84^  15'  longitnde  west  from  Greenwich;  thence  due  north  up  the 
meridian  ontil  it  strikes  the  River  Hueso^  and  down  the  midcoorse  of 
river  to  its  mouth  in  the  sea  as  laid  down  in  Baily's  map,  at  about  lat 
from  14^  to  15^  north,  and  longitude  83^  west  from  the  meridian  of  Gi 
wich;  and  thence  sontherly  along  the  shore  of  the  Caribbean  Sea  to  the  m 
of  the  River  Rama,  the  point  of  commencement  ||  Bat  the  district  thns  assi 
to  the  Mosqoito  Indians  may  not  be  ceded  by  them  to  any  foreign  pers( 
State,  but  shall  be  and  remain  onder  the  sovereignty  of  the  Repoblic  oj 
caragoa. 

Art.  ni.  The  Mosqoito  Indians,  within  the  district  designated  in  the 
ceding  Article,  shall  enjoy  the  right  of  governing,  according  to  their 
costoms,  and  according  to  any  regolations  which  may  from  time  to  tim 
adopted  by  them,  not  inconsistent  with  the  sovereign  rights  of  the  Rep 
of  Nicaragoa,  themselves^  and  all  persons  residing  within  soch  district  Sn 
to  the  above-mentioned  reserve,  the  Repoblic  of  Nicaragoa  agrees  to  re 
and  not  to  interfere  with  soch  costoms  and  regolations  so  established,  < 
be  established,  within  the  said  district. 

Art.  rv.  It  is  onderstood,  however,  that  nothing  in  this  Treaty  sha 
constroed  to  prevent  the  Mosqoito  Indians,  at  any  fotore  time,  from  agr 
to  absolote  incorporation  into  the  Repoblic  of  Nicaragoa  on  the  same  fo 
as  other  citizens  of  the  Repoblic,  and  from  sobjecting  themselves  to  bc 
verned  by  the  genend  laws  and  regolations  of  the  Repoblic,  instead  of  by 
own  costoms  and  regolations. 

Art  Y.  The  Repoblic  of  Nicaragoa  being  desiroos  of  promoting  th 
cial  improvement  of  the  Mosqoito  Indians,  and  of  providing  for  the  maintei 
of  the  aothorities  to  be  constitoted  onder  the  provisions  of  Article  III  ol 
Treaty,  in  the  district  assigned  to  the  said  Indians,  agrees  tó  grant  to  the 
aothorities,  for  the  space  of  ten  years,  with  a  view  to  soch  parposes,  ao 
noal  som  of  five  thoosand  hard  dollars.  The  said  som  shall  be  paid  at  C 
town,  by  half-yearly  payments^  to  soch  person  as  may  be  aothorized  h] 
Ghief  of  the  Mosqoito  Indians  to  receive  the  same,  and  the  first  payment  i 
be  made  six  months  after  the  exchange  of  the  ratifications  of  the  pR 
Treaty.  ||  For  the  payment  of  this  som  Nicaragoa  will  levy  and  especially 
sign  a  doty,  to  be  levied  according  to  weight,  on  all  packages  of  goodi 
are  imported  into  that  port  for  consomption  in  the  territory  of  the  Bqpil 
and  in  case  this  doty  shall  not  soffice  for  the  payment  of  said  som,  the 
ficit  shall  be  made  op  from  the  other  doties  levied  in  the  Repoblic. 

Art  VL  Her  Britannic  Majesty  engages  to  ose  her  good  offices  with 
Chief  of  the  Mosqoito  Indians,  so  that  he  shall  accept  the  stipolatioiii  vi 
are  contained  in  this  Convention. 
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Art  Vn.     The  Repnblic  of  Nicaragua  shall  constitute  and  declare  the  ^^'  '^^ 
t  of  Greytown,   or  San-Jnan  del  Norte,  a  free  port  ander  the  sovereign  britMmim 
Qiority  of  the  Bepablic.    But  the  Repnblic.  taking  into  consideration  the  im-     .  ^^^ 
Bties  beretofore  enjojed  bj  the  inhabitants  of  Grcjtown,  consents  that  trial  as. jaiuisoq. 
f  jKTj  in  all  cases,  civil  or  criminal,  and  perfect  freedom  of  religious  belief 
i  worsbipy  public  and  private,   snch  as  has  hitherto  been  enjojed  by  them 
f  to  the  present  moment,  shall  be  gnaranteed  to  tliem  for  the  future.  ||  No 
ttSes  or  charges  shall  be  imposed  upon  vessels  arriving  in,  or  departing  from^ 
k  free  port  of  Greytown,  other  than  such  as  maj  be  sufficiënt  for  the  due 
Mmtenance  and  safetj  of  the  navigation,   for  providing  lights  and  beacons, 
■d  for  defraying  the  expense  of  the  police  of  the  port;  neither  shall  any  du- 
ns or  charges  be  levied  in  the  free  port  on  goods  arriving  therein,  in  transit 
RRD  sea  to  sea.    But  nothing  contained  in  this  Article  shall  be  construed  to 
■went  the  Repnblic  of  Nicaragua  from  levying  the  usual  duties  on  goods  de- 
ttned  for  consumption  within  the  territory  of  the  Republic. 

Art  VIII.  All  hond  fide  grants  of  land  for  due  considcration  made  in 
he  name  and  by  the  authority  of  the  Mosquito  Indians,  since  the  Ist  January^ 
|B48^  and  lying  beyond  the  limits  of  the  territory  reserved  for  the  said  In- 
luiSy  shall  be  confirmed,  provided  the  same  shall  not  exceed  in  any  case  the 
Btent  of  one  hundred  yards  square,  if  within  the  limits  of  San-Juan  or  Grey- 
JMniy  or  one  league  square  if  without  the  same,  and  provided  that  such  grants 
|bll  not  interfere  with  other  legal  grants  made  previously  to  that  date  by 
Ipain,  the  Republic  of  Central  America,  or  Nicaragua;  and  provided  fnrther, 
^  no  such  grant  shall  include  territory  desired  by  the  (lovemment  of  the 
Itter  State,  for  forts,  arsenals,  or  other  public  buildings.  This  stipulation 
«üj  embraces  those  grants  of  land  made  since  the  Ist  January,  1848.  ||  In 
■ie,  however,  any  of  the  grants  rcferred  to  in  the  preceding  paragraph  of 
lÜi  Article  shoold  be  found  to  exceed  the  stipulated  extcnt,  the  Commissioners 
keinafter  mentioned  shall,  if  satisfied  of  the  bona  fides  of  any  such  grants, 
JMrm  to  the  grantee  or  grantees,  or  to  his  or  their  rcpresentatives  or  assigns, 
>n  area  only  equal  to  the  stipulated  extcnt  ||  And  in  case  any  hond  fide  grant, 
^  any  part  thereof,  should  be  desired  by  the  Government  for  forts,  arsenals, 
^  other  public  buildings,  an  equivalent  extcnt  of  land  shall  be  allotted  to  the 
(natees  elsewhere.  |!  It  is  understood,  that  the  grants  of  land  treated  of  in 
kis  Article  shall  not  extend  to  the  westward  of  the  territory  reserved  for  the 
Kosquito  Indians  in  Article  II  further  than  ^4^  30'  of  longitude,  in  a  line 
^rallel  and  equal  with  that  of  the  said  territory  on  the  same  side;  and  if  it 
Aiodd  appear,  that  any  grants  have  been  made  further  in  thé  interior  of  the 
Kepnblic,  the  lands  acquired  hot}4  fide  shall  be  replaced  with  those  that  are 
•rltfain  the  limit  defined  under  the  regulations  agreed  upon. 

Art  IX.  Her  Britannic  Majesty  and  the  Republic  of  Nicaragua  shall, 
Within  sis  months  after  the  exchange  of  the  ratifications  of  the  present  Treaty, 
^PPoint  cach  a  Ciommissioner  for  the  purpose  of  deciding  upon  the  bona  fides 
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Kr.  76Ö0.   Qf  uil  grants  of  land  mentioned  in  the  preceding  Article  as  having  be< 
britanoien   bj  the  Mosquito  Indians,    of  lands  heretofore  possessed  by  theiQ;   ar 
^*       bevond  the  limits  of  the  temtory  described  in  Article  I. 

Micaragiu. 

38.  Jan.  1880.  Art.  X.  The  Commissioners  mentioned  in  the  preceding  Article  : 
the  earliest  convenient  period  after  they  shall  have  been  respectively 
meet  at  such  place  or  places  as  shall  bc  hereafter  fixed;  and  shall. 
procecding  to  any  business,  make  and  subscribe  a  solemn  dcclaration,  t] 
will  impartially  and  carefüUy  examine  and  deelde,  to  the  best  of  their  ju 
and  according  to  justicc  and  eqnity,  without  fear,  favour,  or  affection 
own  country,  all  the  matters  referred  to  them  for  their  decision;  and  s 
claration  shall  be  entered  on  the  record  of  their  procecdings.  ||  The  i 
sioners  shall  then,  and  before  proceeding  to  any  other  business,  nan 
third  person  to  act  as  Arbitrator  or  Umpire  in  any  case  or  cases  ii 
they  may  themselves  differ  in  opinion.  If  they  should  not  be  able  t 
upon  the  selection  of  such  a  person,  the  Commissioner  on  either  si( 
name  a  person;  and  in  each  and  every  case,  in  which  the  Commission 
differ  in  opinion  as  to  the  decision  which  they  ought  to  give,  it  shall 
termined  by  lot  which  of  the  two  persons  so  named  shall  be  Arbiti 
Umpire  in  that  particular  case.  The  person  or  persons  so  to  be  chosi 
before  proceeding  to  act,  make  and  subscribe  a  solemn  dcclaration,  ir 
similar  to  that  which  shall  alrcady  have  been  made  and  snbscribed 
Commissioners,  which  dcclaration  shall  also  bc  entered  on  the  recorc 
procecdings.  In  the  cvent  of  the  death,  absence,  or  incapacity  of  snel 
or  persons,  or  of  bis  or  their  omitting,  or  dcclining,  or  ceasing,  to  act 
Arbitrator,  or  Umpire,  another  person  or  other  persons  shall  be  m 
aforesaid  to  act  in  his  or  their  place  or  stead,  and  shall  make  and  s 
such  dcclaration  as  aforesaid.  ||  Her  Britannic  Majesty  and  the  Republi 
caragua  shall  engage  to  considcr  the  decision  of  the  two  Ck)mmission* 
jointly,  or  of  the  Arbitrator  or  Umpire,  as  the  case  may  be,  as  final  i 
clusive  on  the  matters  to  be  referred  to  their  decision,  and  forthwith 
full  effect  to  the  same. 

Art  XI.  The  Commissioners  and  the  Arbitrators  or  Umpires  shi 
accurate  records  and  correct  minutes  or  notes  of  all  their  proceeding 
the  dates  thereof,  and  shall  appoint  and  cmploy  such  clcrk  or  clerks,  < 
persons,  as  they  shall  find  necessary  to  assist  them  in  the  transactioi 
business  which  may  como  before  them.  ||  The  salaries  of  the  Commission 
of  the  Clerk  or  Clerks  shall  be  paid  by  their  respective  Government 
salary  of  the  Arbitrators  or  Umpires,  and  their  contingent  expenses,  s 
defrayed  in  equal  moieties  by  the  two  Govemments. 

Art.  XII.    The  present  Treaty  shall  be  ratified  by  Her  Britannic  H 
and   by   the  Congress    of  the  Repnblic    of  Nicaragua,   and   the   ratifi 
shall    be    exchanged  at  London  as  soon  as  possible  within  the  spaee 
months. 
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In  wftness  whereof  the  respective  Plenipotentiaries  have  signed  the  same,  ^^^J^ 
d  hM!fe  affixed  thereto  their  respectiye  seals.  brftaiuiea 

Done  at  Managua^  this  twenty-cighth  day  of  Jannary,  in  the  year  of  our      "■* 
rad  one  tboasand  eight  hundred  and  sixty.  28.jan.iM0. 

(L.  S.)        Charles  LennoxWyk e. 
(L.  S.)        Pedro  Zeledon. 


DeclaraHon. 

In  proceeding  to  the  exchange  of  the  ratifications  of  the  Treaty  conclnded 
ind  signed  at  Managna  on  the  28th  Jannary,  1860;  between  Her  Majesty  the 
Qaeen  of  the  United  Kingdom  of  Great  Britain  and  Ireland  and  the  Repnblic 
of  Nicaragua  y  relative  to  the  Mosquito  Indians  and  to  the  rights  and  claims 
of  Britisb  snbjectS;  the  Undersigned,  Her  Britannic  Majesty's  Principal  Secre- 
tary  of  State  for  Foreign  Affairs  and  the  Envoy  Extraordinary  and  Minister 
Plenipotentiary  of  the  Republic  of  Nicaragua^  hereby  declare,  that  the  limitation 
laid  down  in  the  paragraph  added  by  the  Congress  of  the  Republic  to  Ar- 
ticle  VUI  of  the  said  Treaty  applies  to  grants  of  land  to  the  west  of  the  me- 
ridian  of  84^  30'  of  longitade  thronghout  the  whole  extent  of  the  territory 
kitherto  occnpied  or  claimed  by  the  Mosqnito  Indians  within  the  frontier  of 
the  Republic^  bat  not  to  grants  in  any  part  of  the  said  territory  to  the  east 
>f  that  meridian  line. 

In  witness  whereof  the  Undersigned  have  signed  the  present  Declaration^ 
oid  bare  affixed  thereto  their  respective  seals. 

Done  at  London^  the  second  day  of  Angost,  in  the  year  of  our  Lord  1860. 

(L.  S.)        J.  Russel. 
(L.  IS.)        J.  de  Marcoleta. 


Nr.   7661.     HICARAGUA.  —   Min.  d.  Ausw.  an  den  österr.-ungar. 

Min.  d.  Ausw.  —  Bitte  um  üebernahme  des  Schieds- 
richteramts  durch  den  Kaiser. 

tTranslation.)  Managua,  January  31,  1879. 

Sir,  —  The  undersigned,  Minister  for  Foreign  Affairs  of  the  Republic  of  Nr.  76ei. 
Nicaragua^  bas  the  honour  to  address  bis  Excellency  the  Minister  of  State  of  31^1^0,1879. 
tie  Empire  of  Austria,  to  infonn  him,  that  there  exist  between  the  Govem- 
nent  of  this  Republic  and  that  of  Great  Britain  several  questions  arising  out 
^  the  Treaty  signed  between  thcm  in  1860,  and  that  not  baving  been  able 
^  tgree  upon  their  solution  they  have  detennined  to  submit  them  to  the  de- 
^D  of  an  Arbitrator,  for  which  purpose  Her  Britannic  Majest/s  Govem- 
^^t  proposed,  among  others,  that  of  His  Majesty  the  Emperor  of  Austria, 
^hich  Nicaragua  hastens  to  accept  ||  Therefore  the  Undersigned  bas  received 
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Nr.  7668.  j^^  j[^    d[q  RepubUk  Nicaragna  ist  berechtigt;  znr  Ersichtlichmach 

Oeftêiroich- 

üiif»ni.    ilii'^r  Souver&nitöt  anf  dem  den  Mosqaito-Indianern  zngewiesenen  Geblete 
2.  Juli  1881.  Fabne  der  Republik  aufzupflanzen. 

Art  III.  Die  Republik  Nicaragua  ist  berechtigt,  zur  Wahmehmnng  ili 
Souverllnitlitsrechte  in  dem  den  Mosquito-Indianem  zngewiesenen  Gebiete  ei 
Gommissar  zu  bestellen. 

Art.  lY.  Den  Mosquito-Indianem  ist  es  gestattet;  anch  femerhin  i 
eigene  Flagge  zu  fohren;  sie  mussen  jedoch  mit  derselben  ein  Emblem  derS 
ver&nit&t  der  Republik  Nicaragua  verbinden. 

Art.  V.    Die  Republik  Nicaragua  ist  nicht  bcrechtigt^   Goncessionen 
Gewinnung  von  Naturprodukten  des  den  Mosquito-Indianem  zugewiesenen  Te 
toriums  zu  ertheilen.     Dieses  Recht  steht  der  Mosquito-Regierang  zu. 

Art  YI.    Die  Republik  Nicaragua  ist  nicht  berechtigt^   den  Handel 
Mosquito-Indianer  zu  regeln  und  von  Waaren^  welche  in  das  den  Mosquito- 
dianern  vorbehaltene  Gebiet  eingeführt,  oder  aus  demseibcn  ausgeführt  wen 
flinfuhr-  oder  Ausfuhrzölle  zu  erheben.    Dieses  Recht  steht  der  Mosqnj 
Regierang  zu. 

Art  YU.  Die  Republik  Nicaragua  ist  schuldig^  die  Rückst&nde  der 
Artikel  Y  des  Yertrages  von  Managua  den  Mosquito-Indianem  zugesichei 
Jahresrente  im  Betrage  von  30;859  dol.  3  c.  densclben  auszubezahlen. 
diesem  Ënde  ist  die  von  der  Republik  Nicaragua  in  der  Bank  von  Ëngli 
deponirte  Summe  von  30,859  dol.  3  c.  sammt  den  mittlerweile  daselbst  i 
gelaufenen  Zinsen  der  Regierung  Ihrer  britischen  Majest&t  auszufolgen.  || 
Republik  Nicaragua  ist  nicht  schuldig,  Ycrzugszinsen  von  der  rückst&ndij 
Summe  zu  bezahlen. 

Art  YIII.  Die  Republik  Nicaragua  ist  nicht  bcrechtigt,  von  Waai 
welche  in  das  Gebiet  des  Freihafens  San-Juan  del  Norte  (^Greytown")  eini 
fQhrt,  oder  aus  demselben  ausgeführt  werden,  £in-  oder  Ausfuhrzölle  za 
heben.  ||  Die  Republik  Nicaragua  ist  jedoch  berechtigt,  von  Waaren  bei  ihr 
Uebertritt  aus  dem  Gebiete  des  Freihafens  San-Juan  del  Norte  (^Grejtovr. 
in  das  Gebiet  der  Republik  Ëinfuhrzölle  und  bei  ihrem  L'ebertritt  aas  di 
Gebiete  der  Republik  in  das  Gebiet  des  Freihafens  San-Juan  del  Norte  ("Gf^ 
tovm'')  Ausfuhrzölle  zu  erheben. 

Urkundlich  dessen  Unsere  höchsteigenhandige  Unterschrift  und  beigedmck 
kaiserliches  Insiegel. 

Gegeben  Wien,  am  2.  Juli  1881. 

Franz  Josel 


(rtUachtefu 
1.  üm  die  Differenzen,  welche  sich  zwischen  den  Regierungen  Ibrer  ^ 
tischen  MajesUt  und  der  Republik  Nicaragua  in  Betref  der  Auslegong  eiDlg 
Artikel  des  von  ihnen  am  28.  Januar,  1860,  zu  Managua  geschlossenen  Te 
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rsges  eigeben  haben,  würdigen  and  schlichten  zn  können^  ist  es  nöthig,  die   ^^  ^^^ 
ïrwickelten  Verhftltnisse  und  widerstreitenden  Ansprtiche,  welche  vor  Anfrich-    ungam. 
iDg  dieses  Vertrages  bestanden  und  zur  Abschliessung  desselben  geführt  haben,^  ^^**  ^^i- 
soweit  sie  für  die  F&llung  des  Schiedssprnches  von  Belang  sind,  in  gedrang- 
ster  Kflrze  sicb  zu  vergegenwartigen*). 

Die  rechtliche  Herrschaft  über  das  von  den  Mosqnito-Indianern  bewohnte, 
^h  innen  nicbt  genau  abgegrenzte  Gebiet  an  der  Ostküste  Centralamerika's 
Qgs  des  caraibischen  Meerbuscns  war  seit  langer  Zeil  streitig.  Anf  der  einen 
ite  wnrde  dieselbe  von  jenen  Repnbliken  in  Anspruch  genommen^  welche  sich 
n  Spanien  lm  dritten  Decennium  dieses  Jabrhunderts  losgcrissen  batten  und 
r  Anrecbt  anf  das  Mosquito- Gebiet  auf  ihre  Succession  in  die  Rechte  des 
atterlandes  gründeten.  Die  Erone  Spanien  batte  sich  von  Alters  her  die 
srrsehaft  fiber  die  Mosquito-Indianer  zugesprochen  und  derselben  im  Jahre 
K)3  mittelst  eines  Decrets,  das  die  territoriale  Abgrenzung  und  die  admini- 
rative  Zutheilung  des  Etistengebiets  regelte^  bestimmenden  Ausdruck  gegeben. 
i  aber  weder  Spanien  noch  die  von  ihm  abgefallenen  und  zur  Unabh&ngigkeit 
'langten  Colonieen  die  prütendirte  rechtliche  Herrschaft  über  das  Mosquito- 
ibiet  factisch  ausgeübt  batten  und  somit  der  behaupteten  Occupation  das  we- 
ntliche  Element  der  thats&chlichen  Besitzergreifung  fehlte,  so  konnten  anderer- 
its  die  Mosquito-Indianer,  wie  ihre  Tactische  Selbst^ndigkeit,  so  ihre  rechtliche 
mbh&ngigkeit  behaupten  und  sich  als  cigenes  Gcmeinwesen  benehmen.  Als 
Iches  traten  die  Mosquito-Indianer  in  commercielle  und  völkerrechtliche  Be- 
^hangen,  namentlich  zu  England.  Die  Beziehungen  zu  dieser  Macht  reichen 
3  in  die  Zeit  unmittelbar  nach  der  Eroberung  Jamaica's  in  der  zweiten  H&lfte 
s  17.  Jabrhunderts  hinauf,  führten  im  Jahre  1720  zu  einem  förmlichen  Ver- 
ige  zwischen  dem  Gouverneur  von  Jamaica  und  dem  "König"  betitelten  Haupt- 
g  der  Mosqtiito-Indianer  und  gestalteten  sich  endlich  zu  einem  völkerrecht- 
hen  Schutzverhaltniss.  Dieses  Protectorat  Englands  wurde  jedoch  nicht  nur 
Q  den  centralamerikanischen  Republiken^  sondern  auch  von  den  Yereinigten 
laten  Nordamerika's  um  so  lebhafter  angestritten^  als  die  vielumworbenen 
genden  um  die  Mündung  des  San-Juan-Flusses  im  Hinblick  auf  die  beab- 
btigte  Errichtung  eines  interoceanischcn  Canals  der  Yerbindung  des  Atlan- 
^hen  und  des  Stillen  Meercs  in  handclspolitischer  Beziehung  an  Wichtigkeit 
r  gewonnen  batten. 

Als  die  Mosquito-Indianer  im  Jahre   1848  mit  Hilfè  Englands  sich  der 

*)  Bic  folgende  Darstellung  stützt  sich,  abgesehen  von  dem  in  den  Streitschriften 
Ier  Regierungen  enthaltenen  Materiale,  hauptslU^hlich  auf  nachbenannte  Werke: 
Martens-Samwer,  "Recueil  général  de  Traites",  tome  XV,  pp.  158—250. 
von  Reden,  "Das  Mosqnito-Gebiet",  in  Petermann's  "Geographischen  Mittheilungen, 

1856",  p.  250  fg. 
Samwer,  ''Die  Gebietsverhaltnisse  Centralamerikas",  ebenda,  p.  257  fg. 
Scberzer,  "Wanderangen  durch  Nicaragua,  Honduras  und  San  Salvador,  1857." 
P.  Lév}',  "Notas  Geogrdficas  y  Económicas  sobre  la  Républica  de  Nicaragua", 

Paris  1873. 
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Nr.  7fl63.   gQ  der  Mflndang  des  San-Joan-Flasses  gelegenen  wichtigen  Hafenstadt  San- 
Ungarn/  ^^^  ^^^  Norte  (GreTtown)  nach  manchen  WechselfóUen   bem&chtigt  hatten, 
2.  Jnii  1881.  drohten  kriegerische  Verwicklungen  mit  den  Vereinigten  Staaten  auszabrechen^ 
nnter  deren  Schntz  die  Repnblik  Nicaragua  sich  gestellt  hatte.     Um  diesea 
Gefahren  vorzubengen  and  um  die  Basis  fttr  eine  gleichm&ssige  Enthaltungs- 
politik  Englands  und  der  Vereinigten  Staaten  in  Ansehung  der  Gegenden  l&ngQ 
des  beabsichtigten  interoceanischen  Ganals  zu  gewinnen,  schlossen  beide  Staaten 
im  April   1850   den   sogenannten  Bulwer-Glayton-Vertrag*)  (Case,   Appendis^ 
p.  69  sq.);   der  aber  selbst  wieder  zum  Ausgangspunkte  neuer  Streitigkeiteu 
wurde.     England  suclite  nunmehr  durch  Verhandlungen  mit  den   Vereinigten 
Staaten  die  Grundlagen  fttr  ein  Arrangement  der  ccntralamerikanischen  Ange- 
legenheiten  zu  erlangen  und  insbesondere  das  Schicksal  der  Mosquito-Indiuier 
und  die  staatsrechtliche  Stellung  der  wichtigen  Hafenstadt  San-Juan  del  Norte 
(Greytown)  zu  regeln  und  in  dieser  Beziehung  zun&chst  mit  den  Vereinigten 
Staaten  zu  bestimmten  vertragsm&ssigen  Resultaten  zu  gelangen^  zu  deren  An- 
nahme  beide  Staaten  hierauf  die  Republik  Nicaragua  zu  bewegen  suchen  sollten. 
Auf  diese  Weise  entstand  im  April  1852  der  sogenannte  Grampton-Webster'sche 
Vertrag  (Martens-Samwer,  "Recueil  de  Traites",  tome  XV,  pp.  195  sq.),  worin 
England  auf  das  Protectorat  über  die  Mosquito-Indianer  stillschweigend  ve^ 
zichtete  und  wonach  das  ganze,  innerhalb  der  Grenzen  Nicaragua's  gelegene 
Mosquito-Gebiet  unter  die  Souveranit&t  der  Republik  gelangen  soUte,  mit  Aus- 
scheidung  jedoch  eines  genau  abgegrenzten  Territoriums,   das  den  Mosquito- 
Indianem  zu   selbst&ndiger   und   unabh&ngiger  Herrschaft   überlassen   bleiben 
sollte  (Artikel  Ij.    Diese  Vertragsgrundlagen  wurden  jedoch  von  Nicaragua  nicht 
angenommen,  welches  den  Mosquito-Indianem  ein  unabh&ngiges  Gebict  aoch 
nicht  theilweise  belassen,  sondem  die  ganze  Küstc  seiner  eigenen  Souverftnittt 
unterstellt  wissen   wollte.      Da   weitere  Verhandlungen   mit    den  Vereinigten 
Staaten  nicht  zum  Ziele  ftthrten    und   insbesondere   ein  im  Jahre   1856  ge- 
schlossener  Vertrag  (sogenannter  Glarendon-Dallas'scher  Vertrag  —  Case,  Appen- 
dix,  pp.  72  sq.)  nicht  ratiücirt  wurde,    so  schlug  England  den  Weg  directer 
Negociationcn  mit  der  Republik  Nicaragua  ein  und  schloss  endlich  am  28.  Janotfi 
1860,  den  Vertrag  zu  Managua  ab,  der  eine  Ausgleichung  der  widerstreitenden 
Interessen  und  Ansprttche  enthS,lt  und  für  dessen  historisches  Verst&ndnisB  and 
richtigeGesammtauffassung  die  vorausgegaugenen  Vertragsverhandlungen  zwiscben 
England  und  den  Vereinigten  Staaten  nicht  ohne  Bedcutung  sind. 

II.  In  dem  Vertrage  von  Managua  wurde  von  England  das  Protectont 
über  das  Mosquito-Gebiet  ausdrücklich  aufgcgebcn  (Art.  I,  Alin.  2),  die  Sod- 
verïlhit&t  der  Republik  Nicaragua  über  das  ganze,  innerhalb  ihrer  Gt&a^ 
gelegene  Gebiet  der  Mosquito-Indianer  unter  den  im  Vertrage  specificirten  Be* 
dingungen  und  Verpflichtungcn  anerkannt  (Art.  I,  Alin.  1),  zugleich  aber  den 
Mosquito-Indianem  ein  genau  abgcgrcnztes  Territorium  zugewicsen  und  v<V' 
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ehaltea  (Art  II,  VIII),  inucrhalb  dcsselben  sic  das  Recht  der  Selbstregienmg  ^''  ^^ 

iself-gOTemment")  zu  geDicsscn  haben  (Art.  III).  ||  Der  Streit   zwischen  den    un^arn. 

aden  Regiemugen   bctrifft   das  Verh&ltniss    der   nebcueinander  bestehenden^*  ^^  *®^' 

mver&nitftt  and  Selbstregienmg  (^self-govcmmcnt'')  za  einander^  den  Inhalt 

ld  Umfang   der    eiuerseits   der   Bepublik   zustehenden   Ilerrschaft   und   der 

idererseits  den  Mosquito-Indianern  einger&umten  Selbstbestimmong.  ||  Eine  nn- 

fangene  Erw&gnng  der  Sachlage  ftthrt  zu  folgenden  Ërgebnissen: —  ||  Die  von 

r  Republik  Nicaragua  zu  allen  Zeitcn  in  Anspmch  geuommene  Souver&nit&t 

»er  das  ganze  Eüstengebiet  ist  vertragsm&ssig  anerkannt  worden.     Die  Aus- 

heidong  eines  Theiles  dieses  (jebietes  znr  Erhaltung  oder  Constitoirong  eines 

Uig  onabli&ngigen,  in  staats-  nnd  völkerrechtlicher  Beziehung  selbst&ndigen 

imeinwesens  der  Mosqoito-Indianer,  wie  sie  noch  in  den  Yertragsverhand- 

Qgen  zwischen  England  und  den  Yereinigten  Staaten  in  Aussicht  genommen 

ir,  bat  nicht  stattgefunden.  ||  An  die  Stelle  des  bisherigen  völkerrechüichen 

ihntzverh&ltnisscs  ist  ein  staatsrcchtliches  Unterwerfungsverh&ltniss  getreten: 

e  Mosqoito-Indianer  haben  an  Stelle  ihres  bisherigen  Beschützers  (England) 

Den  Beherrscher  (die  Bepnblik  Nicaragua)  crhalten,  dessen  staatsrechtlicher 

üwalt  und  Autoritüt  sie  unterstellt  sind.  ||  Aber  auf  der  anderen  Seite  ist  den 

osqoito-Indianem  ein  genau  abgegrenztes  Territorium  zugewiesen  und  ihnen 

e  Selbstregierung  innerhalb  desselben  tiberlassen  worden.  ||  Dieses  den  Mos- 

lito-Indianem  vorbehaltene  Territorium,  welches  daher  gemeiniglich  ^eserva 

osqnita"  genannt  wird,  bildet  einen  integrirendeu  und  untrennbaren  Bestand- 

eil  des  Gesammtterritoriums  der  Republik,  eine  staatsrechtliche  Pertinenz  des 

aaptlandes.  ||  Auf  diesem  geschlossenen  und  aparten  Geblete  haben  die  Mos- 

dto-Indianer  ihr  eigenes  Leben  und  nationales  Dasein  zu  führen;  dieses  Ter- 

torinrn  ist^  obgleich  es  bleibend  zu  der  Republik  Nicaragua  gehort,  als  zu- 

^hst  und  unmittelbar  den  Indianem  gehörig,  als  ihr  Territorium,  als  das 

ind  der  Mosquitos,  anzusehen.    Dies  ergibt  sich  indirect  auch  aus  dem  Ver- 

>t  der  Abtretung  dieses  Landstrichs   durch  die  Mosquito-Indianer  an  eine 

Bmde  Person  oder  Macht  (Art.  II,  Alin.  3).     Die  Mosquito-Indianer  dürfen 

r  Liand  nicht  einem  Anderen  zur  Herrschaft  auftragen.  ||  Innerhalb  dieses 

'rritoriums  und  auf  demselben  ist  den  Mosquito-Indianern  zugestanden:  ^e 

?bt  of  goveming,  according  to  their  own  customs  and  according  to  any  regu- 

üoDs  which  may  from  time  to  time  be  adopted  by  them,  not  inconsistent 

th  the  sovereign  rights  of  the  Republic  of  Nicaragua,  themselves  and  all 

i^ons  residing  within  such  district.    Subject  to  the  above-mentioned  reserve, 

^  Republic  of  Nicaragua  agrces  to  respect  and  not  to  interfere  with  such 

stoms  and  regulations  so  established,  or  to  be  established,  within  the  said 

strict''  (Art  III).     Bei  vorurtheilsloser  Prüfung  und  Auslegung  dieser  Ver- 

^bestimmung  kann  mau  wohl  nicht  nmhin,  anzuuehmeu,  dass  darin  das  Zu- 

st^ndniss  der  Selbstregierung  ("self-government")  im  Sinne  von  Selbstgesetz- 

bung  luxd  Selbstverwaltung  euthalten  sci.     Zu  diesem  Resultate  führt  mit 

^thwendigkeit  auch  die  Bcstimmung  des  Artikels  IV,  wonach  die  Mosquito- 
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Hr.  7663.  indiancF  za  kciner  Zeit  verhindert  sein  sollen  *^om  agreeing  to  absolute  in- 
ungarn.  corporaüon  iuto  the  Repnblic  of  Nicaragua  on  the  same  footing  as  other  citi- 
2.  Jïii  1881. 2cns  of  the  RepubliC;  and  from  subjecting  themselves  to  be  governed  by  the 
general  laws  and  regulations  of  the  Republic,  instead  of  bj  their  own  costoms 
and  regulations."  Solange  dies  nicht  geschehen  ist  —  und  die  Bemflhangen 
der  Republik  Nicaragua  in  dieser  Beziehung  sind  bisher  vergeblich  gewesen  — , 
sind  die  Mosquito-Indianer  der  Republik  Nicaragua  nicht  voUst&ndig  einve^ 
leibt;  sie  stehen  nicht  anf  demselbeu  Fnsse  wie  die  anderen  Unterthanen  der 
Repnbliky  sie  onterliegen  nicht  den  allgemeinen  Gesetzen  and  Verordnungen 
der  Republik,  sondern  sie  regieren  sich  selbst  nach  eigenen  Gewohnheiten 
und  Gesetzen:  bis  zum  Zeitpunkt  jener  freiwilligcn  Yereinbarung,  einem  dies 
incertus  an  et  quando,  ist  die  Incorporation  des  Mosquito-Gebietes  in  das  Ter- 
ritorium der  Republik  eine  relative  und  unvoUst&ndige.  Die  Mosquito-Indiaoer 
befinden  sich  sonach  in  eincr  vertragsmlissig  gew&hrleisteten  Sonderstellang: 
ihr  Territorium  ist  ein  von  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  der  Republik 
exemtes  Gebiet  und  bildet  eine  eigene ,  selbstlindige  Gesetzgebungs-  und  Ver- 
waltungssph&re.  Diese  locale  Autonomie  ('^ocal  self-government'')  ist  der  letzte 
Rest  der  von  den  Mosquito-lndianern  durch  Jahrhunderte  beanspmchten  imd 
ausgeflbten  Unabh&ngigkeit  und  Selbstlindigkeit.  ||  Diese  Selbstregiemng  (^elf- 
govemment*")  kann  sich  naturgemSlss  nicht  auf  die  ausw&rtigen  Angclegenheit^ 
beziehen,  da  die  ^'Reserva  Mosquita'*  mit  der  Republik  Nicaragua  ein  stasts- 
nnd  völkerrechtliches  Ganzes  bildet.  Die  Mosquito-lndiancr  haben  daher  nidit 
das  Rechty  mit  fremden  Staaten  in  Beziehungen  zu  treten  und  Yertrftge  n 
schliessen,  Gesandte  abzusendeu  oder  zu  empfangen,  Krieg  zu  führen  und 
Frieden  zu  machen.  Wohl  aber  erstreckt  sich  ihre  Selbstregiemng  bei 
allgemein  lautenden  Fassung  des  Artikels  111  auf  den  ganzen  Umkreis 
inneren  Angelegenheiten,  in  deren  Regelung  sich  nicht  einzumischen  ^t  Be* 
Republik  Nicaragua  zugesagt  hat. 

Der  Standpunkt;  welchen  die  Regiemng  der  Republik  Nicaragua  einniiniBt 
and  in  ihren  Streitschriften  zu  vertreten  sucht,  l&sst  sich  nicht  rechtfertigeD. 
';  Die  Regierang  der  Republik  stellt  in  Abrede,  dass  den  Mosquito-Indianem 
'^one  autonomie  véritablc,  unc  autonomie  séparée  du  reste  de  la  Républiqne* 
cinger&umt  worden  sei  (Réponse,  pp.  9,  12).  Nach  ihrer  Ansicht  wftre  die  der 
Republik  zustehende  Souver&nit&t  auch  in  Ansehung  des  Mosquito-Gebietes  eioe 
absolate  und  vollst&ndige  ("pleine  et  absolue",  Réponse,  pp.  4,  10)  und  die  Be 
publik  berechtigty  auch  auf  dem  Mosquito-Boden  die  Herrschaft  in  ihrem  voilo 
Inhalt  und  Umfang  geitend  zu  machen  (^'d'êtro  pratiquement  souverain'',  Es* 
posé;  pp.  4;  49 — 51;  63);  die  ganze  Fülle  der  in  der  Souver&nit&t  enthalteiiei 
Hoheits-  und  Regierungsrechte  auszuüben  (^de  uommer  scs  employés ;  d'oovifr 
des  ports  de  mer,  de  déterminer  les  droits  de  douane  ...  en  on  mot  d^ 
établir  comme  dans  toutes  les  autres  parties  de  la  natioii  la  constitntion  et }» 
leis  de  la  République'';  Réponse,  p.  10);  und  h&tte  sie  sich  nur  aller  ËingrÜB 
in  die  nationalen  Sitten  und  municipalen  Gebr&uche  (''us  et  coutumes^  <kr 
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Ibfgoito-Indianer  zu  enthalten  (Exposé,  pp.  5,  43:  Réponse,  p.  12).  I'  Diese  Be-  ^'-  '^^' 
kiptoDg  steht  in  directem  Widerspruch  mit  den  Artikeln  I — lY,  worin  die  ungarn. 
Soarertoiült  der  Repnblik  nur  in  limitirter  Weise  anerkannt  ("subject  to  the  ^-  ^^^^  ^^^* 
EQDditions  and  engagements  specified  in  the  present  Treaty"),  die  Unverbind- 
iehkeit  der  "general  laws  and  regnlations  of  the  Bepablic"  för  die  Mosqnito- 
üdianer  stipulirt  and  diesen  die  Berechtigong^  nicht  nnr  sich  selbst,  sondem 
berhaapt  alle  in  Mosqnitia  residirenden  Personen  zu  regieren,  zugestanden  ist. 
ie  steht  femer  in  indirectem  Widerspruch  mit  Artikel  V,  wonach  die  von 
er  Republik  zu  leistende  Subvention  auch  gewd,hrt  wird  fttr  die  Erhaltung 
sr  Regierungsbehörden  der  Mosquitos:  '^for  the  maintenance  of  the  autho- 
Ides  to  be  constituted  under  the  provisions  of  Article  III.''  Die  Behauptung 
er  Regierung  der  Bepublik  enth&lt  eine  durchaus  uuberechtigte  und  nicht  zu 
sehtfertigende  Anticipation  der  in  Artikel  IV  einer  zukfinftigen  freien  Ver- 
inbanmg  vorbehaltenen  absoluten  Incorporation  und  durchg&ngigen  Gleich- 
iellting  der  Mosquito-Indianer  mit  den  tibrigen  Unterthanen  der  Republik.  {{ 
^enn  die  Regierung  der  Republik  die  Ansicht  ausspricht,  dass  der  Stamm 
er  Mosquito-Indianer  eine  verkommene,  entartete,  bildungs-  und  entwicklungs- 
DfiUiige  Race  sei  und  dass  ihm  daher  alle  zur  Selbstregierung  erforderlichen 
Blagen  und  Voraussetzungen  fehlen  (Réponse,  pp.  4,  9);  so  ist  dagegen  zu  be- 
erkeU;  dass  unbefangene  und  mit  den  Verh&ltnissen  wohl  vertraute  Schriftsteller 
iese  Ansicht  nicht  unbedingt  theilen;  dass  die  Republik  Nicaragua  die  zehn- 
iuige  Subvention  auch  zu  dem  Ende  zugesagt  hat,  um  "the  social  improve- 
ent"  der  Mosquito-Indianer  zu  befördern  (Art.  V);  dass  dieselben  im  Fall  der 
m  der  Republik  Nicaragua  so  sehr  angestrebten  absoluten  Incorporation  so- 
n  die  gleichen  Rechte  wie  alle  andem  Burger  der  Republik  geniessen  sollen 
LTt  IV)  und  dass  nach  der  Aussage  ("statement")  ihres  Chefs  bereits  eine  An- 
üü  von  Schulen  u.  s.  w.  errichtet  wurde  (Case,  p.  52),  wfthrend  ftir  die  Ver- 
Bssenmg  der  Lage  der  ausserhalb  des  reservirten  Territoriums  wohnenden, 
er  Republik  Nicaragua  voUst&ndig  einverleibten  Mosquito-Indianer  angeblich 
ichts  geschehen  sei.  Wie  dem  aber  auch  sei,  dieses  Bedenken  h&tte  seiner- 
eit  die  Regierung  der  Republik  abhalten  mtlssen,  den  Vertrag  zu  Managua 
of  solchen  Grundlagen  abzuschliessen;  sie  h&tte  dann  dem  Beispiel  der  Re- 
^blik  Honduras  folgen  mussen,  in  deren  mit  England  zu  Comayagua  am 
•^.  November  1859  geschlossenem  Vertrage  den  auf  dem  Gebiet  dieser  Re- 
inblik  befindlichen  Mosquito-Indianern  ein  besonderes  Territorium  zur  Selbst- 
^enmg  nicht  vorbehalten,  sondern  deren  absolute  Incorporation  und  sofortigc 
Abedingte  Gleichstellung  mit  den  Qbrigen  Unterthanen  der  Republik  Honduras 
^«tgesetzt  wurde  (Artikel  II  und  lU).  ||  Die  Berufung  der  Regierung  Nicaragua's 
^  die  rechtliche  Lage  der  Indianer  innerhalb  der  Vereinigten  Staaten  Nord- 
^erikas  ist  gleichfalls  unzutreffend.  Nach  dem  Zeugniss  von  Kont  ("Commen- 
*ies  on  American  Law",  5  edit.,  1844,  vol.  üi,  p.  378  sq.)  wurden  die  In- 
^nerstftmme  in  Nordamerika  stets  behandelt  "as  free  and  independent  tribes, 
^vemed  by  their  own  laws  and  usages,  under  their  own  Chiefs,  and  com- 
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Nr.  7663.   ^q^^qj^^  to  act  in  a  uational  character  and  cxercise  sclf-government,  and  while 

OMterreich-  .  ' 

Ungarn.  rcsiding  in  thcir  owu  territones  owing  uo  allegiancc  to  Uie  municipal  laws  of 
2.  Juli  18H1.  tjjg  whites''  (p.  384).  Sic  standen  zu  den  Vcrcinigten  Staaten  in  eiucm  Schutz- 
verhaltniss  and  wurdcn  als  '^dependent  allies''  angcschen  and  behandelt  (Keot, 
pp.  383,  385;  Wheaton,  "Eléments  de  Droit  International",  1848,  i,  p.  60  sq.; 
Beach-Lawrence,  ^'Commentaire  sur  les  Eléments  de  Droit  International  de 
H.  Wheaton*',  1868,  i,  p.  264  sq.;  Calvo,  "Le  Droit  International",  3*  édit,  1880^ 
i,  §  69,  p.  178  sq.;  Rüttimann,  ''Das  Nordamerikanische  Bandesstaatsrecht",  i, 
1867,  S.  1  fg.)  Ërst  in  neucster  Zeit  (3.  M&rz  1871)  warde  vom  Congress  n 
Washington  beschlossen,  dass  die  Indianerstammc  in  Hinkanft  nicht  mehr  als 
onabh&ngige  Völkerschaften  zu  betrachten  seien  and  dass  mit  ihucn,  onbe- 
schadet  der  Gflltigkeit  and  Wirksamkeit  der  bereits  abgeschlossencn  Yertrige, 
keine  Allianzvertr&ge  mehr  abzaschliessen  seien  ('^evised  Statates  of  the 
United  States",  1873—74,  §  2079,  p.  366).  Es  ist  tibrigens  schon  niit  Rück- 
sicht  auf  die  Verschiedenheit  der  geographischen  and  ethnographischen  Ver* 
h&ltnisse  gaiiz  anthanlich,  cine  Parallele  zu  ziehen.  Wahrend  die  Indianer- 
st&mme  in  den  Yereinigten  Staaten  allerwarts  in  euclavirten  Gebieten  wohnen 
and  eiuer  sie  erdrückenden  immensen  and  angemischten  weissen  Bevölkcnmg 
gegenüberstehen,  bewohnen  die  Mosquito-Indianer  (ungefóhr  6000  an  der  ZaU] 
einen  abgesonderten  Küstenstrich,  and  hat  die  Repablik  Nicaragua  selbst  nir 
eine  schwache  and  gemischte  Bevölkening  (circa  250,000  bis  300,000  Eïb- 
wohner,  wovon  ^^  Ladinos,  ^/,{  Indianer,  ^^  Mulatten  and  Schwarze).  (Martij 
"The  Statesman's  Year-book",  1874,  pp.  543,  544;  Wappftus,  '^andbuch  der 
Geographie  des  ehemaligen  spanischen  Mittel-  and  Südamerika",  1870,  8.335; 
Meyer,  "Gonversations-Lexikon",  3.  Aufl.:  Art.  Nicaragua  nnd  Mosqaito-Kflste). 
Aos  der  vorstehenden  Erörterung  uud  Darstellung  ergibt  sich  als  ResalUt, 
dass  die  Sonver&nit&t  der  Republik  Nicaragua  auf  dem  Gebiet  der  Mosquito- 
Indianer  nicht  eine  volle  and  unbeschr^kte  ist,  sondem  dass  diesclbe  doick 
das  den  Mosquito-Indianem  einger&amte  Recht  der  Selbstregierang  beschrftiU 
and  begrenzt  ist  (Art.  I  des  Entwurfs)*). 

Dieses  Verh&ltniss  der  Repablik  Nicaragua  zu  der  '^Reserva  Mosqniti" 
llusst  sich  in  Eürze  durch  den  Satz  charakterisiren:  '^La  Répablique  rigae; 
mais  elle  ne  gouverne  pas.''  ||  Als  Souver&n  des  Mosquito-Gebietes  moss  die 
Repablik  Nicaragaa  ohne  weiteres  für  berechtigt  erkannt  werden,  zum  ZdcbeB 
ihrer  Herrschaft  (''en  signe  de  soaveraineté'')  die  Fahne  der  Repablik  aaf  defl 


*)  Es  kommt  wohl  aaf  dasselbe  hinaus,  wenn  P.  Lévy  in  seinem  mit  der 
und  pecuni&ren  Unterstützung  der  Regierung  Nicaragua's  herausgegebenen  Wedtf: 
**Notas  Geogr&ficas  y  Económicas  sobre  la  Repüblica  de  Nicaragua"  (Paris  1873];  td 
Seite  400  bemerkt:  "En  cuanto  d  Nicaragaa,  per  la  Convcncion  de  Managua  te  k 
sustituido  d  la  Imjlatcrra  en  el  protedorato  de  los  Mosqtiitos,  pero  con  la  condiae» 
expresa  de  que  aqueUos  reconocieran  su  sóberania.  El  anttguo  rey  de  SHeufiM  é 
sus  legitimos  sucesores  conservan  ufia  autoridad  puramente  adminigtraHw  mftf*  ^ 
jwriadiocwn  que  hemos  indicado  artiba^''  (d.  i.  die  Beserva  Mosquitu). 
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rerritorinm  der  Mosqnito-Indianer  auCzupflanzen  (Entw.,  Art  II).  Diesem  An-  ^'*  '*^^ 
pradi  der  Begiemng  der  Republik  (Exposé;  p.  55)  setzt  auch  die  englische  uogarn. 
tegienmg  keinen  Widerstand  entgegen  (Counter-Case;  p.  8,  No.  16),  obwohl^- J^^^  i^si. 
erseibe  einen  Beschwerdepankt  in  dem  Mémoire  des  U&aptlings  der  Mosqoito- 
idianer  bildet  (Case,  p.  52).  Ebeuso  muss  der  Republik  Nicaragua  das  Recht 
Krkannt  werden,  einen  Commissar  zn  bestellen,  der  darüber  zu  wachen  hat; 
IS8  die  Mosquito-Regiemng  ihren  Wirkungskreis  nicht  überschreite  and  in 
6  Souver&nit&tsrechtc  der  Republik  (Art.  III)  nicht  übergreife  (Entw.,  Art  III). 
ieser  Commissar  darf  sich  jedoch  in  die  inneren  Angelegenhciten  der  Mosquito- 
idianer  nicht  mischen  nnd  keinerlei  Jnrisdiction  auf  dem  Mosquito-Gebiet 
Kflben.  '  Insoweit  das  nicaraguanische  Pr&sidial-Decret,  vom  6.  Januar  1875 
!iee,  p.  82)  hiemit  in  Widerspruch  steht,  wird  dasselbe  daher  ausser  Kraft 
1  treten  haben.  ||  Den  Mosqnito-Indianern  kann  es  füglich  nicht  verwehrt 
erden,  ihre  alte  Flagge  auch  fernerhin  zn  führen.  Sie  mussen  jedoch  ein 
eichen  der  Souver&nit&t  der  Republik  Nicaragua,  der  sie  unterworfen  sind, 
amit  verbinden,  urn  dieses  Herrschaftsverh&ltuiss  zum  allgemein  erkeqnbaren 
osdmck  zn  bringen  (Entw.,  Art  IV).  Dies  ist  umsomehr  gebeten,  als  selbst 
tiiten,  welche  nor  ein  Protectorat  ansübeu,  darauf  gedrongen  haben,  dass  der 
eschfltzte  Staat  an  seiner  Flagge  ein  Zeichen  dieses  Schutzvcrh&ltnisses  (^'as 
mark  of  the  protection")  anbringe.  ||  So  mussten  die  ionischen  Insein,  so- 
Age  sie  sich  nnter  dem  Protectoratc  Englands  befanden,  dieses  Yerh&ltniss 
I  ibrer  Flagge  ersichtlich  machen  (Phillimore,  ^'Commentaries  upon  Inter- 
itional  Law'',  i,  p.  96  sq.). 

III.  Die  Selbstverwaltung  begreift  die  eigene  Verwaltung  der  wirthschaft- 
hen  Angdegenheiten  in  sich.  Gerade  auf  dem  Geblete  der  materiellen  In- 
'essen  gelangt  das  Recht  der  Selbstregierung  zu  besonderer  praktischer 
deutung.  ||  Die  Mosquito-Indianer  sind  darauf  angewiesen,  die  gesammten  Be- 
rfioisse  ihrer  nationalen  Sonderexistenz  und  alle  Kosten  ihrer  Selbstregierung 
s  eigenen  Mitteln  zu  bestreiten.  Sie  haben  fttr  die  Herbeischaffung  dieser 
ittel  selbst  za  sorgen  und  können  dieselben  nur  durch  Gewinnung  der  Natur- 
'odncte  ihres  Territoriums  nnd  möglichst  vortheilhaften  Absatz  derselben  auf- 
ingen.  In  der  Ueberlassung  eines  eigenen  Territoriums  liegt  von  selbst  die 
eberlassong  desselben  zu  eigener  Ausntttzung.  In  Folge  der  den  Mosquito- 
idianem  einger&omten  territorialen  und  gouvemementalen  Sonderstellung  bildet 
u  ihnen  Torbehaltene  Gebiet  ein  eigenes  selbst&ndigcs  Wirthschaftsgebiet 
ine  Bothwendige  Consequenz  hiervon  ist  es,  dass  der  Mosquito-Regierung  das 
Mit  zostehen  muss,  Licenzen  zur  Gewinnung  der  Naturproducte  ihres  Tcrri- 
>iiQms  (Holz,  Eautschuk,  Gummi,  Cocosnttsse,  Mineralien  u.  s.  w.)  zu  ertheilen 
^  GebOhren  dafür  zu  erheben.  ||  Es  wttrde  gegen  allgemeine  Rechtsgrund- 
^  Terstossen,  wenn  derjenige,  dem  der  Boden  gehort,  nicht  berechtigt  w&re, 
^  Frttchte  desselben  selbst  zu  ziehen  oder  die  Gewinnung  derselben  gegen 
■itgelt  Anderen  zu  ttberlassen.  Die  Ausnützung  des  Mosquito-Bodens  kann 
^  dfin  Mosqoitos  zustehen,  and  die  Republik  Nicaragua  kann  daher  nicht  für 
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Nr.  7663.   bercchtigt  erkannt  werden,  ''de  délivrer  des  patentes  pour  Texploitation  dej 
*üng»ni. '  produits  naturels  de  la  Mosquitia"  und  den  Mosqmtos  hiemit  diese  Einnahme- 
2.  Juli  1881.  quelle  zu  entziehen  (Entw.,  Art  V).    Die  Inanspruchnahmo  dieser  Berechtigonj 
seitens  der  Regierang  der  Republik  (Exposé,  p.  49  sq.)  beraht  anf  einer  Yer- 
wechslong  des  staatsrechtJichen  Begriffs  der  Soaver&nitat  mit  dem  privatrecht- 
lichen  Begriff  des  Eigenthoms.  ||  Da  die  Mosqnito-Indianer  nnter  der  Herrschafi 
der  Bepnblik  Nicaragua  ein  eigenes,  mit  ''self-government"  ausgestattctes  Ge- 
meinwesen  ausmachen,  so  mussen  sie  auch  für  berechtigt  erkannt  werden,  ihren 
Handel  durch  eigene  Anordnungen  (''Regulations'')  zu  regeln  (Art  III)  und,  Mis 
es  ihnen  zweckm&ssig  scheint,  von  Waaren,  die  in  ihr  Gebiet  cingeftthrt  oder 
aus  demselben  ausgeführt  werden,   Zölle  zu  erheben  und  sich  dadurch  eine 
Einnahmequelle  zu  eröffnen.  ||  Wenn  die  Regierung  der  Republik  Nicaragot 
diese  Rechte  für  die  Republik  ''en  sa  qualité  de  Souverain''  in  Anspruch  mmsA 
und  derselben  die  Befugniss  vindicirt  "de  réglementer  Ie  commerce  extérieur 
de  la  Reserva  Mosquita,  de  réglementer  Ie  cabotage,   d'ouvrir  et  de  fermer 
ceux  des  ports  pour  lesquels  Tune  ou  Tautre  de  ces  mesures  lui  paratt  oppo^ 
tune"  (Exposé,  pp.  51,  63),  "d'imposer  les  droits   généraux   d'importation  et 
d'exportation  dans  Ie  territoire  de  la  Reserva"  (Exposé,  pp.  52,  53),  so  isl 
dies  nur  eine  Gonsequenz  ihrer  irrigen  principiellen  Auffassung,  wonach  der 
Republik  Nicaragua  die  volle  und  unbeschr&nkte  Ausübung  der  Souver&nititts- 
rechte  auch  auf  dem  Mosquito- Territorium  zusteben  soll.     Die  Behauptinb 
dass  der  Republik  das  Recht  zustehe  "d'appliquer  dans  Ie  territoire  de  la  Be- 
serva  les  droits  généraux  qui  régissent  les  autres  partics  de  la  Républiqie" 
(Exposé,  p.  63),  steht  vollends  im  Widerspruch,  sowohl  mit  den  Artikeln  III 
und  lY  des  Yertrages,  wonach  die  "General  Laws  and  Regulations  of  the  Re- 
public"  auf  dem  Mosquito-Gebiet  nicht  gelten  sollen,  als  mit  dem  den  Hos* 
quitos  gew&hrleisteten  Rechte  der  Selbstregicrung,  da  darin  unzweifelhaft  dit 
ausschliessliche  Recht  der  Selbstbesteuerung,  der  directen  wie  der  indirecte^ 
enthalten  ist  ||  Die  Regierung  der  Republik  Nicaragua  beruft  sich  fOr  ihre  Be- 
rcchtigung,  die  in  Greytown  importirtcn,  zum  Verbrauch  im  Mosquito-Gebiei 
bestimmten  Waaren  bei  ihrer  Wiederausfuhr  zur  See  aus  diesem  Hafen  oit 
einem  Zoll  zu  belegen,  auf  den  Schlusssatz  des  Artikels  YII,  wonach  die  Out 
stituirung  von  San-Juan  del  Norte  (Greytown)  zu  einem  I  reihafen  die  RepvUik 
Nicaragua  nicht  hindern  soll,  die  üblichen  Zölle  von  Waaren,  die  zum  Ver- 
brauch innerhalb  des  Territoriums  der  Republik  bestimmt  sind,  zu  erhebei; 
zu  dem  Gebiet  der  Republik  gehore  aber  auch  das  Mosquito-Gebiet;  die  Ba- 1 
pnblik  müsse  daher  berechtigt  sein,  von  den  aus  dem  Freihafen  Grejtown  vmA 
Mosquitia   exportirten   Waaren   einen  Zoll   zu  erheben  (Exposé,  pp.  53,  53; 
Rcponse,  p.  18).    AUein  in  dem  Schlusssatz  des  Artikels  YII,  der  flberiuwF^ 
nicht  das  Yerh&ltniss  Nicaragua's  zur  Mosquita  betrifft,  können  ebenso,  wie  i* 
Artikel  Y,  Alinea  2,  die  Worte  "territory  of  the  Republic"  nicht  die  Bedef 
tung  vom  Gesammtterritorium  der  Republik  haben,  sondern  es  ist  danmter  Am 
eigentliche  Territorium  der  Republik  mit  Ausschluss  des  "territory  reservvd 
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ï  Indians"  (Art.  VIII)  zu  verstehen.     Ueberdies  aber  ist  die  Erhebung   ^'-  '^^^• 

06sterr«ich- 

loUes  unvertraglich  mit  dem  Freihafencharakter  von  Greytown  (Nr.  V).    ung»ra. 

Besorgniss  der  Regierang  der  Republik  Nicaragua,  dass  die  zoUfreie  Ein-  2-  ^^^  's^i. 

)n  Waaren  in* den  Mosquito-District  Schmaggel  in  die  übrigen  Gebiets- 

der  Bepnblik  zur  Folge  haben  oder  befördern  würde  (Exposé,  p.  51), 

et  die  Begierung  Ihrer  britischen  Majest&t  mit  der  Einwendong,  dass  die 

egenden  des  Mosqoito-Gebietes  ganz  unwegsam  seien  (Counter-Case,  p.  28, 

).     W&re  dies  nicht  der  Fall,  so  bliebe  der  Republik  Nicaragua  nichts 

als  eine  ZwischenzolUinie  zn  errichten.    Die  Schwierigkeit  oder  Unaus- 

rkeit   einer   solchen   Untemehmung  vermag  dem  Recht  der  Mosquito- 

T,  wie  es  sich  nun  einmal  aus  dem  Yertrage  von  Managua  ergibt,  keinen  / 

ïh  zu  thun.  II  Es  muss  dahcr  erkannt  werden,  dass  die  Republik  Nica- 

nicht  berechtigt  ist,  den  Handel  der  Mosquito-Indianer  zu  regeln  und 

aaren,  die  in  das  Mosquito-Gebiet  eingeführt  oder  aus  demselben  ausge- 

wrerden,  Einfuhr-  oder  AusfuhrzöUe  zu  erheben  (Entw.,  Art  VI).     Die 

im  Widerspruch  stehendcn  Artikel  1  und  2  des  nicaraguauischen 
ial-Decrets  vom  4.  October  1864  (Case,  p.  82)  werden  sonach  ausser 
zu  treten  haben. 

J,  lm  Artikel  V  des  Vertrages  von  Managua  übernahm  die  Republik 
gua  auf  die  Dauer  von  10  Jahren  die  Yerpflichtung,  den  Mosquito- 
3m  zum  Zweck  der  Aufbesserung  ihrer  socialen  Lage  und  der  Erhal- 
hrer  auf  Grund  des  Artikels  UI  constituirten  Regierungsbehörden  eine 
he  Rente  von  5000  dol.  zu  zahlen.  Diese  Rente  soU  halbj&hrig  zu 
wn  einer  vom  H&uptling  der  Mosquitos  zum  Empfang  bevoUm&chtigten 
.  ausbezahlt  und  die  erste  Rate  sechs  Monate  nach  Austausch  der  Ra- 
3nen  des  Managua- Vertrages  entrichtet  werden.  ||  Dieser  Austausch  erfolgte 

August  1860  in  London.  ||  Die  Zahlung  der  Rente  geschah  unregel- 

und  gerieth  bald  völlig  ins  Stocken.  Als  im  November  1865  der  H&upt- 
3r  Mosquito-Indianer  starb  und  dessen  Vetter,  ein  elfj&hriger  Enabe,  als 
>lger  proclamirt  wurde,  verweigerte  die  Republik  Nicaragua  die  An- 
lung  desselben.  Es  braucht  hier  nicht  untersucht  zu  werden,  ob  diese 
igerung  auf  statthaften  Gründen  beruhte,  oder  ob  sie  nur  den  will- 
men  Vorwand  bieten  sollte,  um  die  Zahlungen  der  Subvention  zurück- 
m.  Jener  Hauptling  ist  seither  (nach  1875)  gestorben  und  gegen  die 
nitat  seines  Nachfolgers  kein  Anstand  erhoben  worden.  Da  nun  die 
e,  zu  deren  Erreichung  die  Subvention  zugesagt  wurde,  nach  wie  vor 
stehen,  und  da  die  Zahlung  derselben  an  keinerlei  Bedingungen  geknüpft 

kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  Republik  Nicaragua  schul- 
kannt  werden  muss,  die  rückst&ndige  Summe  im  Betrage  von  30,859  dol. 
:a  bezahlen.  Diese  Summe  ist  mittlerweile  von  der  Republik  Nicaragua 
r  Bank  von  England  mit  der  Bestimmung  hinterlegt  worden  (Case,  p.  78), 
lieselbe  nach  Fallung  eines  auf  Zahlung  lautenden  Schiedsspruches  der 
:hen  Begierung  zu  Gunsten  der  Mosquito-Indianer  ausgefolgt  werde.  (Entw., 

12' 
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Nr.  im.  Art  VIL)  ||  Wenn  die  Regierung  der  Republik  Nicaragua  das  Begehren  stelli 
u^^rn."  ^^^s  ^^^  ^^  ^^^  Bank  von  England  depouirte  Summe  ihr  ausgefolgt  werdc 
st  Joii  1681,  mn  dieselbe  in  entsprecliender  Weise  zum  Besten  der  Mosquito-Indianer  zi 
verwenden^  da  Niemand  besser  in  der  Lage  sei^  zu  beurtheilen,  was  zu  thon  flei 
als  ^^le  Souverain  dans  ses  domaines,  et  que  Ie  territoire  de  Mosquitia  se  troi^ 
vant  dans  les  limites  et  sous  la  jnridiction  de  la  Républiqne^  il  est  de  sa 
devoir  de  s'enquérir  de  ses  besoins  pour  j  subvenir  autant  que  possibtej 
prenant  toutes  les  mesures  qui  peuvent  contribner  k  ravancement  moral  et  m 
progrès  matériel  de  ce  district"  (Réponse^  p.  16), —  so  übersieht  sie  zun&clulj 
dass  die  Subvention  nicht  nur  znr  Yerbesserung  der  socialen  Lage  der  Mot" 
quitos,  sondcrn  auch  zur  Erhaltung  ihrer  eigenen  Regierungsbehörden  dienei 
soU.  Sie  sucht  sich  hiedurch  aber  auch  in  principiell  unzul&ssiger  Weise  ii 
die  Stelle  der  Mosquito-Regierung  zu  setzen,  die  zur  eigenen  und  selbst&ndigei 
WahmehmuDg  und  Besorgung  der  Angelegenheiten  und  Interessen  der  Mm* 
quitos  berufen  ist.  Ist  doch  selbst  in  dem  Vertrage,  den  die  Republik  Hoi' 
duras  mit  Grossbritannien  am  28.  November  1859  zu  Comayagua  geschlossa 
hat,  stipulirt  worden,  dass  die  von  dieser  Republik  den  voUstandig  eioTer- 
leibten  Mosqnitos  zum  Zwecke  der  Yerbesserung  ihrer  intellectuellen  and  M* 
teriellen  Lage  zu  entrichtende  zehnj&hrige  Subvention  von  5000  doL  pro  Jak 
dom  H&uptling  derselben  ausbezahlt  werden  soUe  (Art.  III,  Alin.  2).  ||  Die  Be^ 
publik  Nicaragua  kann  jedoch  nicht  verhalten  werden,  von  der  rückst&ndi^a 
Subventionssumme.Yerzugszinsen  zu  zahlen.  Die  Subvention  ist  zwar 
wie  die  Regierung  der  Republik  Nicaragua  meint  (Réponse,  p.  18),  eine 
Schenkung  (^^un  don  gratuit,'  un  présent"),  da  sie  vielmehr  mit  Rflcksicht  fte 
considération")  auf  die  mannigfachen  Yortheile  versproclien  worden  ist,  wekhl 
der  Republik  in  dem  Yertrage  zugesichert  und  aus  demselben  erwachsen  füi^ 
wie  das  Aufgeben  des  Protectorats  seitens  Englands  und  die  Anerkennuog  M 
Souver£lnit&t  der  Republik  über  das  ganze  Mosquito-Gebiet,  die  Stadt  San-JM 
del  Norte  (Greytown)  mit  inbegriffen.  Wenn  aber  die  Subvention  auch  roM 
den  Charakter  einer  reinen  Schenkung  hat,  so  hat  sie  doch  immerliiii  étf, 
Charakter  einer  remuneratorischen  Liberalit&t,  und  die  aus  der  Natur 
solchen  Rechtsverh&ltnisses  sich  ergebende  Billigkeit  schliesst  die  Verpflidir 
tung  zur  Zahlung  von  Yerzugszinsen  aus  (Entw.,  Art.  YII). 

Y.  Wie  in  Theorie  und  Praxis  allgemein  anerkannt  ist,  besteht  das  Wm 
eines  Freihafens  darin,  dass  daselbst  alle  frei  uud  ohne  Entrichtong  von  ZNM 
ein-  und  ausgeführten  Waaren  im  Gebict  des  Hafens  selbst  verbleibeDy  ■ 
daselbst  verkauft  oder  verbraucht  zu  werden,  oder  dass  sie  aus  demselben  mé 
cinem  im  Inland  oder  im  Ausland  gelegenen  Orte  wieder  ausgeführt  w€fte 
Ein  Freihafen,  der  zu  einem  bestimmten  Staatsgebict  gehort  und  dato  vMr 
der  Souverlïnit&t  dicses  Staatcs  steht,  ist  cbcn  in  Bezug  auf  ZoUsaclMii  ik 
Ausland  anzusehcn.  Sobald  jedoch  die  Waaren  aus  dem  Gebietc  des  FMkiM 
in  das  übrigc  Staatsgebiet  eingcführt  werden,  könuen  dieselben  bei  ihraB  B^ 
tritt  in  dieses  Gcbiet,  also  ausserhalb  des  Freihafen^ebietes,  mit  eioea  Br 
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fénoW  belegt  werden.  Nur  in  diesem  Sinne  können  die  Schlussworte  des  ^'-  "^ 
Artikels  VII  des  Vertrages  von  Managua  verstanden  werden,  welclie  ihr  rechtes  ungam. 
Liebt  durch  die  unmittelbar  vorhergehende  Bestimmung  erhalten,  wonach  es^- J°"  ^®^^ 
èr  Bepablik  Nicaragua  nicht  gcstattet  sein  soll,  von  Waaren,  welche  von 
■mt  zu  Meer  durch  das  Gebiet  der  Rcpublik  auf  dem  projectirten  inter- 
•eeanischen  Ganale  gehen,  Durchfuhrzöllo  zu  erheben.  Desgleichen  können  die 
ns  dem  Inland  ausgeführten  Waaren  ("les  articles  du  pays")  zwar  nicht  bei 
ftrem  Anstritt  aus  dem  Frcihafen,  wohl  aber  bei  ihrem  Uebertritt  aus  dem 
Sttttsgebiet  in  das  Gebiet  des  Freihafens  mit  einem  Ausfuhrzolle  belegt  werden 
Entw.,  Art  VIII).  Das  mit  diesen  Grundsatzen  im  Widerspruch  stehendc 
ucaragoanische  Pr&sidial-Decret  vom  22.  Juni  1877  (Case,  pp.  92,  93),  welches 
fllr  die  Dauer  der  Litispendens  durch  Pr^sidial-Dccret  vom  10.  April  1878 
Cmc,  pp.  93,  94)  für  San-Juan  del  Norte  (Greytown)  bereits  suspendirt  ist, 
irird  daher  für  diesen  Freihafcn  definitiv  ausser  Kraft  zu  setzen  sein.  ||  Da  in 
nnem  Freihafen  Z6lle  von  Waaren  überhaupt  nicht  erhoben  werden  dttrfcn, 
10  ist  es  auch  unstatthaft,  Zölie  von  daselbst  ein-  oder  ausgeführten  Waaren 
n  dem  Zwecke  zu  erheben,  um  die  Kosten  der  Verwaltung  der  Hafenstadt 
md  der  Erhaltung  des  Freihafens  zu  bestreiten.  Die  Mittel  zur  Bedeckung 
lolcher  localen  Bedürfnisse  mussen  durch  Localbesteuerung  in  anderen  Formen 
•■(gebracht  werden,  wie  z.  B.  durch  Auf  legnng  ciner  Steuer  auf  den  Verbrauch 
fon  zollfrei  eingeführten  Waaren.  Das  durch  Prasidial-Decret  vom  20.  Februar 
1661  (Case,  pp.  88,  89)  eingeführte  System  der  Aufbringung  der  Kosten  für 
ie  Verwaltung  der  Stadt  und  die  Erhaltung  des  Freihafens  Greytown  durch 
oaen  EinfohrzoU  auf  die  daselbst  importirten  Waaren  wird  daher  durch  ein 
ttderes  System  zu  ersetzen  sein.  ||  Uebcr  das  Recht  der  Bepublik  Nicaragua, 
h  Freihafen  San-Juan  del  Norte  (Greytown)  von  Schiffen  Abgaben  ("duties 
Uid  charges")  zu  Zwecken  des  Hafens  zu  erheben  (Art.  VIII),  herrscht  kein 
^it  II  Auf  die  übrigen,  von  der  Regierung  Ihrer  britischen  Majest&t  zur  Ur- 
heilsf&lluDg  verstellten  Punkte  (Counter- Case,  pp.  32,  33,  Nr.  15 — 19)  kann 
Iglich  nicht  eingegangen  werden,  da  einige  dcrselben  theils  Administrations- 
^elegenheiten,  civilrechtliche  Rückforderungs-Ansprüche  einzelner  Privat- 
ersonen  betreffen,  rücksichtlich  auderer  Punkte  aber  das  zur  Entscheidung 
öthige  statistische  und  rechnungsm3.ssige  Material  nicht  zu  Gebote  steht 

VL  Die  Regierung  der  Republik  Nicaragua  bestrcitet  das  Recht  der  Re- 
litnnig  Ihrer  britischen  Majestat,  sich  der  Angelcgenheiten,  welche  die  Mos- 
[tuto-Indianer  und  den  Freihafen  San-Juan  del  Norte  (Greytown)  betreffen, 
ouimehmen  und  in  der  vorliegenden  Streitsache  die  RoUe  des  Bcschwerde- 
^Uvers  zu  flbernehmen,  da  hierin  eine  unbefugtc  Einmischung  in  die  inneren 
^Bgelegenheiten  Nicaragua's  und  eine  vertragswidrige  Geltendmachung  des  auf- 
^beoen  Protectorates  über  Mosquitia  liegc  (Exposé,  pp.  53,  54,  63;  Réponsc, 
^P*  16,  17).  II  Diese  Bestreitung  der  Lcgitimation  Englands  ad  causam  kann 
'cht  fflr  begrtlndet  erkannt  werden.  ||  Was  zunachst  den  Ilafcu  von  San-Juan 
^^  Norte  (Greytown)  betrifft,  so  hat  die  Republik  Nicaragua  ira  Artikel  VII 
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Nr.  7663.    ^jgg  mit  Eogland  abgeschlossenenVertrags,  von  Managua  die  Verpflichtung 

Oestdrreich- 

üngarn.    nommeU;  denselben  als  Freibafen  zn  constituiren  und  zu  erkl&ren.    Diesc 
2.  Juli  1881.  g^i|.Q|j.Qjjg  Qjj^  Erkiarung  ist  durch  Pr^sidial-Decret  vom  23.  November 

(Case^  p.  87)  denn  auch  erfolgt  Aber  England  bat  ein  vertragsm&ssiges  I 
aucb  darauf  za  dringen,  dass  diese  CoDstituirung  und  Erkl&rung  nicbt 
eine  nominelle  sei,  sondern  dass  von  der  Regierung  der  Republik  Nica 
keine  Verfügungen  und  Anordnungen  getroffen  werden,  welche  mit  dem  ^ 
und  dem  Charakter  eines  Freihafens  unvertraglicb  sind.  Wenn  nun  d 
Greytown  ans&ssigen  oder  dahin  Handel  treibenden  englischen  Eaafleutc 
Scbutz  und  das  Einscbreiten  der  engliscben  Regierung  gegen  Maassregeb 
Regierung  Nicaragua  anrufen,  welche  den  Freihafencharakter  Greytowns 
dadurch  ihre  Handelsinteressen  beeintr&chtigen,  und  wenn  Angehörige  d 
Staaten  sich  solcben  Schritten  anschliessen,  so  liegt  hierin  kein  Yorgani 
mit  den  Normen  des  Yölkerrechts  und  der  allgemein  üblichen  und  für  zu 
erkannten  Praxis  im  Widerspruche  stünde.  ||  Was  abcr  die  Angelegenheite 
Mosquito-Indianer  betrifft,  so  hat  England  in  dem  Yertrage  von  Managua 
die  SouverSlnitslt  der  Republik  Nicaragua  anerkannt  und  auf  sein  Prote< 
verzichtet,  aber  dies  doch  nur  unter  vertragsmSlssiger  Ausbedingung  ge^ 
staatsrechtlicher  und  pecuniarer  Yortheile  für  die  Mosquitos  gethan  (^'si 
to  the  conditions  and  engagements  specified  in  the  Treaty,  Art.  I").  En 
hat  ein  eigenes  Interesse  an  der  ErfüUung  dieser  zu  Gunsten  seiner  ebemt 
Schutzbefohlenen  stipulirten  Bedingungen  und  deshalb  auch  ein  eigenes  I 
auf  die  ErfüUung  dieser  Zusagen  wie  aller  übrigen  Yertragsclauseln  zu  dri 
Mit  Unrecht  nennt  dies  die  Regierung  Nicaragua's  eine  unzul&ssige  ''1 
vention'',  da  in  die  Eategorie  der  allerdings  verpönten  Einmischung  ü 
inneren  Angelegenheiten  eines  fremden  Staates  das  Andringen  auf  Erffl 
von  demselben  vertragsmSssig  übemommener  Yerpflichtungen  nicht  ge 
Nicht  minder  unrichtig  ist  es,  wenn  die  Regierung  Nicaragua's  diese  Geil 
machung  vertragsm&ssiger  Ansprüche  als  eine  fortgesctztc  Ausübung  des 
gegebenen  Protectorates  zu  qualificiren  sucht  und  Englands  Einscbreiten 
diesem  Grunde  für  unzulSlssig  erklaren  will.  ||  Die  Regierung  der  Repi 
Nicaragua  stellt  endlich  auch  das  Begehren  (Réponse,  p.  17):  es  werdi 
Schiedsspruche  ausgesprochen,  dass  der  Yertrag  von  Managua,  nachdem  er  s( 
Zweck  erfüllt  habe,  in  Ansehung  der  Mosquitia  annuUirt  sei  und  dass  in 
kunft  die  betheiligten  Parteien  sich  in  dieser  Beziehung  lediglich  an  dit 
Schiedsspruch  getroffenen  und  aufgez&hlten  Bestimmungen  zu  halten  verpfli( 
seien.  Dieses  Begehren  verstösst  gegen  allgemeinc  Rcchtsgrunds&tze,  und  \ 
demselben  daher  nicht  stattgegeben  werden.  Die  Auslegung  eines  Yerte 
kann  nimmermehr  an  die  Stelle  des  ausgelegten  Yertrages  treten,  und 
richterliche  Urtheil  schafft  nicht  neues  Recht,  sondern  bringt  nur  daa  \ 
handene  Recht  zur  Feststellung  und  Anerkennung. 
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7664.  GBOSSBBITAHinEH.  —  Botschafter  in  Eonstantinopel 
(Ooschen)  an  den  engl.  Min.  d.  Aasw.  (Granville).  — 
Dringt  auf  Wiederanregnng  der  Reformen  in  Armenien. 

tract.)  Constantinople,  Noyember  16,  1880. 

I  have  the  honour  to  inclose  a  despatch  from  Capitain  Glajton  embodj-   ^orwSJ* 

complaints  by  the  Nestorians  and  containing  some  very  interesting  infor-  britaimieii. 
don  as  to  the  grouping  of  communes  according  to  popolation  in  some  of^**^®^'^®^* 

districts  of  the  Yilajet  of  Van.  ||  Colonel  Wilson  will,  during  the  winter, 
ie  into  contact  with  the  population  of  some  important  districts,  and  before 
left  he  asked  me  what  language  he  should  hold  when  questions  would  be 

to  him,  as  would  certainlj  be  the  case,  with  regard  to  those  reforms,  the 
ort  of  which  seems  to  have  penetrated  throughout  Asia  Minor,  hut  of  the 
Uzation  of  which  tht  people  remain  absolutely  without  proof.  He  presumed 
must  recommend  patience,  as  he  had  done  hitherto;  but  he  did  not  con- 
1  his  opinion,  that  such  language  could  not  be  held  much  longer  with  any 
^antage  or  effect  ||  The  agitation,  of  which  the  sjmptoms  are  being  re- 
rted  by  our  Gonsular  Agents,  the  instructions  which  must  from  time  to 
ie  be  given  to  Her  Majesty's  Representatives  in  the  provinces  inhabited 

Armenians,  the  dangers  and  the  discredit  of  a  prolongation  of  the  present 
^  of  things,  make  it  imperative  for  me  to  urge  on  Her  Majest/s  Govem- 
int  that,  whatever  difficulties  may  interpose  in  the  solution  of  the  Montene- 
in  and  Greek  questions,  the  Porte  should  not  be  allowed  to  think,  that  the 
>wers  have  become  silent  or  indifferent  as  to  Asiatic  reforms.  The  Porte 
tt  called  on  to  fulfil  her  obligations  in  this  respect  in  the  identic  note  sent 

by  the  Representatives  of  the  Great  Powers  on  the  11  th  June*).  The 
)rte  replied  to  the  part  of  the  note  relating  to  the  reforms  in  the  provinces 
^bited  by  the  Armenians  on  the  5th  July**),  and  stated  what  reforms  the 

*)  S.  Staatsarchiv  Bd.  XXXYU  Nr.  7156. 
••)  Bd.  XXXVn  Nr.  7295. 
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Kr.  7664.    ottoman  Government  proposed  to  introducé,  j]  The  utter  inadequacy  of  these 

britennkiu  proposals  was  explained  to  the  Porte  in  a  coUective  note  on  the  7th  Septem- 

i6.N«T.i88o.^gj.*j     gjjjgg  tjjgj^  UQ  g^gpg  jjj^yg  ^QQj^  taken  to  follow  up  the  subject    The  j 

Porte  in  its  aggressive  note  of  the  3rd  October**),  which  professed  to  detl  j 
with  all  the  questions  still  pending  under  the  Treatj  of  Berlin,  stated  wint  • 
it  was  prepared  to  do  as  regards  reforms  in  Asia  Minor^  but  without  refis» 
rence  either  to  its  own  proposals  made  in  its  note  of  the  5th  July,  or  to  the 
criticisms  of  the  Great  Powers  upon  them.  ||  In  fact,  the  last  note  of  the  Re- 
presentatives  of  the  Great  Powers  on  the  Treatj  obligations  of  the  Porte  u 
to  the  provinces  inhabited  by  Armenians  has  remained  unanswered.    In  fad^ 
it  has  not  only  not  been  answered;  but  in  the  next  commuiiication  of  tlie 
Porte  on  the  subject  of  the  reforms  it  is  completely  ignored.  ||  The  note  ef  \ 
the  Porte,  dated  the  3rd  October^  has  now  been  six  weeks  in  the  hands  of 
the  Powers;  but  no  protest  has  been  made  to  the  course  of  the  Porte  as  re* 
gards  this  Armenian  question,  nor  has  any  notice  been  taken  either  of  their 
action  or  inaction.    The  inevitable  effect  on  the  mind  of  the  public  must  be^ 
that  the  Powers  are  not  disposed  to  press  their  previous  views  and  that  tke 
Turkish  Government  may  proceed  to  the  solution  of  the  question  in  the  mode 
they  think  best.  ||  I  am  aware^  that  among  some  of  the  Great  Powers  the  Tiew 
has  prevailed;  that  the  Montenegrin  question  must  be  first  brought  to  a  so- 
lution before  other  questions  were  pressed;  but  this  view^  as  a  not  unnatud 
consequence  of  the  long  delays  which  have  exhausted  the  patience  of  Eorope^ 
appears  to  have  developcd  into  the  feeling,  that  even  when  the  Montenegrii 
question  is  settled^  instead  of  the  time  being  come  for  urging  the  fulfihneBt 
of  other  engagementS;  respite  from  pressure  should  be  allowed  to  the  Porte.] 
I  cannot  too   strongly  express  to  your  Lordship  my  profound  convictioo  ef 
the  dangers  of  such  a  course,  and  if  I  do  not  dilale  i^on  them,  it  is  becaase 

I  know,  that  Her  Majesty's  Government,  through  the  able  reports  of  oor  O»' 
sular  Agents  in  Anatolia  and  Kurdistan,  are  thoroughly  acquainted  with  fle 
prevailing  state  of  things.  Other  Powers  may  not  have  equal  knowledge,  of 
having  equal  knowledgc,  may  be  more  indifferent  to  the  events  which  07 
ensue  from  the  course  of  action  which  they  prefer.  But  it  is  impossible  t> 
deny,  that  the  Armenians  cannot  be  expected  to  have  patience  mnch  laofi 
and  that  the  misgovernment  and  oppression  under  which  they  suffer  aV 
lead  them,  when  they  see,  that  nothing  is  to  be  hoped  for  from  the  Pofftf^ 
into  acts  of  rebellion,  or  at  all  events  into  preparations  for  a  rising,  of  wUd 
the  consequences  may  be  terrible  scènes  between  the  Armenians  and  tte 
Eurds  and  a  repetition  of  horrors,  which  occurred  in  Bulgaria  and  ebewher^ 

II  Your  Lordship  is  aware  from  my  despatches,  that  I  have  never  lost  » op 
portunity  to  warn  the  Turkish  authorities  as  to  what  was  to  be  expected  o 


•)  S.  Staatsarchiv  Bd.  XXXVII  Nr.  7298. 
••)  Bd.  XXXVII  Nr.  7269. 
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f  did  not  more  cffectaallj  control  the  Kurds.  They  now  see  the  conse-  ^''  '•^* 
nces  of  their  neglect  I  have  warned  them  uow  as  to  symptoms  of  agi-  britennieiu 
ion  in  Armenia,  and  I  have  nrged  them,  at  least  pending  the  solation  of  ^^•^*^'^®*^- 
reform  qaestion,  to  send  their  best  and  most  trasted  men  to  govern  the 
ijetfi  inhabited  by  Armenians.  I  have,  personally  and  confidentially,  even 
Bed  men  to  them  in  whom  I  understand  the  Armenians  would  have  con- 
ence.  Bat  while  all  the  Powers  are  silent  as  to  the  Armenians,  I  cannot 
peet  to  prodace  much  effect,  and  precisely  as  in  European  Turkey  the  Otto- 
in  anthorities  will  take  no  steps  which  would  offend  the  Albanians,  so  in 
da  Minor  it  is  hopeless  to  expect,  that  they  will  do  anything  which  might 
end  the  Enrds.  ||  In  view  of  the  position  sach  as  I  have  described  it,  I  ven- 
re  to  sabmit  to  your  Lordship  whether  the  time  has  not  come  when  the 
her  Powers,  Signatories  to  the  Treaty  of  Berlin,  shonld  be  again  summoned 
nnite  with  Her  Majest/s  Government  for  a  combincd  effort  to  ameliorate 
6  state  of  things  in  Asia.  ||  If  they  refuse,  or  give  only  lokewarm  support, 
e  responsibility  will  not  lie  with  Her  Majesty's  Government 


r.  7665.     GSOSSBSITANiriEH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  die  engL  Bot- 

schafter  in  Berlin,  Paris,  St-Petersburg,  Rom  und 
Wien.  —  Aufforderung  zu  einer  gemeinschaftlichen 
Yorstellung  bei  der  Pforte  wegen  der  armenischen 
Reformen. 

Foreign  Office,  Janoary  12,  1881. 
My  Lord;  —  In  inclose  copy  of  a  despatch  from  Captain  Clayton,  Vice-   N'-  '*ö5. 
«sul  at  Yan,  with  an  extract  from  a  petition  which  he  has  received  hearing  britanniên. 
e  signatures  of  900  Armenians,  describing  the  maladministration  of  the  Tur-  i*-J«*°-  issi. 
sh  officials  in  that  district,  more  especially  in  regard  to  the  mode  in  which 
ey  are  carrying  out  the  scheme  for  the  rearrangement  of  the  communes,  a 
lorm  offered  by  the  Porte  itself  in  its  note  of  the  5th  July  last,  and  are 
Bisisting  in  nominating  the  Mudirs  notwithstanding*  the  protest  of  the  Powers 
^inst  that  mode  of  appointment.  ||  I  have  to  request  your  Excellency  to  call 

ïe  attention  of  the . Government  to  the  state  of  affairs  revealed 

t  these  papers.  ||  The  way  in  which  the  Porte  is  dealing  with  its  offer  of 
^orms  would  appear  to  farnish  grounds  for  remonstrance  on  the  part  of 
^^  Representatives,  and  Her  Majest/s   Government  would   be   glad   if  the 

— Government  would  instruct  their  Ambassador  at  Constantiuople 

)  join  with  his  colleagues  in  a  representation  to  the  Porte  on  the  subject  ^^ 

am,  4c 

Granville. 
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^'-  '*®^  Captain  Clayfon  f  o  Major  Troiter. 

Orofis- 

britennien.  (Extract.)  Van,  Novembor  16,  1880. 

i2,j»n.i88i.  Yesterday  a  depatation  of  the  Armenians  of  Van  waited  upon  me  lod 
presented  me  with  a  paper  foliowed  bj  upwards  of  900  signatures,  of  wbidi 
I  now  inclose  a  translation.  ||  I  am  compelled  to  saj;  that  I  entirelj  indone 
what  is  stated  in  this  paper.  The  so-called  reform  of  the  formation  of  com- 
munes and  appointment  of  Mudirs  is  a  perfect  farce.  Armenians  who  have 
been  associated  with  Tarkish  employés  in  the  arrangement  of  the  new  com- 
mnnes  have  come  to  me  and  said^  that  the  most  flagrant  miscalcnlatioiis  of 
the  relative  nombers  of  Ghristians  and  Moslems  had  been  made;  that  they 
had  protested,  bat  were  not  listened  to  and  in  some  cases  had  refased  to 
sign  the  Reports  of  proceedings.  The  various  local  MedjUsses  had  in  8e?enl 
instances  been  forced  by  threats  to  sign.  Moreover,  the  Mudirs  chosen  are 
alwajs  such  as  will  be  likelj  to  be  the  tools  of  the  Government  In  the  case 
mentioned  in  mj  despatch  of  the  26th  October,  1880,  althongh  the  Vali  pro- 
mised  me  to  look  into  the  matter,  nothing  has  been  done,  and  he  sent  for 
the  men  who  came  to  me,  abused  them  for  having  brought  their  case  to  mf 
notice  and  sent  them  off  home  at  once,  threatening  to  imprison  them  if  thej 
remained  here.  ||  Fresh  reports  continue  to  come  in  almost  dailj  of  Eordisli 
pillage;  but  the  authorities  do  absolutely  nothing  to  prevent  it  ||  As  regards 
the  question  of  hearing  arms,  I  have  been  informed  by  several  different  per- 
sons, that  on  his  recent  tour  the  Vali  distributed  arms  to  the  Eurds,  osteo- 
sibly  to  enable  them  to  protect  themselves  against  pillage,  and  there  seems 
no  room  to  doubt,  that  he  did  so.  Unquestionably  the  Turkish  authorities 
have  had  their  suspicions  aroused  as  to  the  existence  of  disaffection  amoog 
the  Armenians  tending  towards  revolt,  and  are  taking  what  thej  consider  d^ 
sirable  precautions;  but  it  is  their  own  misgovernment  that  has  prodaced 
this  disaffection.  ||  The  Vali  started  last  week  on  a  fresh  tour  to  appoint  Mo- 
dirs  in  the  districts  immediately  round  Van,  but  has  only  as  yet  got  as  &r 
as  a  village  about  a  couple  of  miles  from  the  town.  ||  I  promised  the  Armeniaa 
deputation  to  forward  a  translation  of  their  paper  to  you  and  begged  thes 
to  use  their  influence  with  the  people  to  encourage  them  and  calm  their  ex- 
citement,  as  the  European  Powers  are  earnestly  engaged  in  the  endeavoor  to 
obtain  an  amelioration  of  their  condition,  and  they  ought  at  least  to  await  tbe 
result  of  their  cfforts  and  not  to  compromise  the  hoped-for  end  by  t^ 
action. 


Letter  addressed  to  Captain  Clayton  hy  the  Arnieni<ins  of  Van. 
(Translation.)  Van,  November  14,  188a 

Sir,  —  For  five  long  centuries  the  Armenian  population  of  Vasbonng»»» 
suffering  from  heavy  oppressions  under  the  Turkish  rule,  has  succeeded  » 
maintaining  its  existence  miraculously  until  this  time,  when  the  Divine  Pi^ 
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ridence  at  last  began  to  pity  us  and  sent  you  here,  who  represent  Her  Most  ^'-  '*^^' 

GroM- 

jfncioas  Migesty  Queen  Victoria  of  Great  Britain.  It  is  a  great  favoar,  in-  briunnien. 
leed,  that  England  rendered  to  Armenia,  by  which  she  grves  the  Turks  to^*"'*"*'^^* 
oderstandy  that  she  has  the  intention  and  really  desires  to  protect  the  Ar- 
lenians  from  oppression  and  injustice  and  to  ameliorate  their  pitifnl  con- 
ition.  We  therefore  are  much  obliged  to  the  magnanimons  English  nation, 
ld  onr  hearts  are  always  fiUed  with  sentiments  of  gratitude,  and  we  beg  you 
be  kind  enough  to  express  our  thanks  to  Her  Majesty's  Government  for 
e  high  protection  and  sympathy  England  intends  to  grant  to  Armenia.  {| 
ifteen  months  have  already  elapsed,  Sir,  since  you  have  set  your  foot  in  this 
lontry,  when  our  hearts  were  consoled  and  we  forgot  all  the  oppressions, 
ifferings  and^^pains  of  the  past  time  and  hoped,  that  our  miserable  condition 
onld  very  soon  be  ameliorated.  But  you  will  testify  yourself^  that  not  a 
ogle  improvement  has  taken  place  during  this  precious  time,  and  our  con- 
Ition  has  become  worse  than  before,  so  that  we  are  driven  to  despair,  for:  | 
1  the  first  place  we  see,  that  the  Turkish  Government,  on  the  pretext  of 
irrying  out  the  reforms  promised  by  the  Porte,  is  becoming  more  oppressive 
ad  is  trying  to  deprive  the  Armenians  of  their  rights  which  they  have  en- 
)yed  for  so  many  centuries.  For  instance,  the  peasantry  have  had  hitherto 
ie  right  to  choose  their  Headman,  and  if  they  found  him  unfit  for  his  office 
lej  could  dismiss  him  and  put  another  one  in  his  place.  But  now  the  Go- 
eniment,  pretending  to  ameliorate  the  sad  condition  of  the  peasantry,  is  ap- 
ointing  Mndirs  to  the  Armenian  villages  without  asking  the  people  whom  they 
ish  to  have  as  their  Headman.  Besides,  the  persons  who  are  appointed 
fudirs  are  generally  very  unpopular  and  not  of  much  use  for  the  people.  | 
ecoDdly,  we  are  very  sorry  to  see,  that  ignorant,  corrupt  and  fanatic  Turks 
Qd  Eurds,  who  are  the  chief  oppressors  and  the  sworn  enemies  of  the  Arme- 
ians,  not  only  continue  in  their  offices,  but  also  in  their  oppressive  conduct, 
Qd  that  when,  on  account  of  the  Consular  interference,  they  are  dismissed, 
fter  some  time  they  are  reappointed  to  the  same  office.  And  it  is  a  matter 
f  fact,  that  the  most  important  offices  in  the  country  are  confided  to  them 
I  order  to  oppress  and  impoverish  the  Armenians.     And  one  can  easily  ima- 

» 

'De  what  terrible  intrigues  they  carry  on.  ||  Thirdly,  we  are  quite  at  a  loss 
^at  to  say  when  we  see,  that  our  Vali  telegraphs  to  the  Porte  to  the  effect, 
lat  the  condition  of  our  country  is  satisfactory  and  that  crimes,  such  as 
'trages,  murders  and  robberies,  are  not  committed  by  the  Kurds,  while,  as 
'Q  know  perfectly  well,  not  a  single  day  elapses  without  new  crimes  which 
ö  repacious  Kurds  are  continually  committing  in  the  whole  country.  ||  Fourthly, 
'  see  with  much  regret,  that  the  local  authorities  no  longer  take  our  pre- 
uts into  consideration;  on  the  contrary,  they  try  openly  and  in  secret  to 
fle  our  voice  which  we  raised  up  to  Europe  against  our  oppressors,  against 
^  injustice  and  violence  that  we  are  still  obliged  to  endure.  We  beg  your 
•^ntion,  Sir,  to  this,  for  which  purposc  cspecially  we  present  to  you  this 
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Nr.  7685.  gtatement.  The  abuses  of  the  authoritics,  the  misconduct  of  tlie  officials,  the 
britenniAn.  oppressioüs  of  the  gendarmes  and  the  Imperials  troops^  which  are  asual  things 
i2.Jan.i88i.  fQj.  ^Jjq  Turks,  thcy  altogether  try  toconceal.  This  means  to  say,  thatthey  j 
wish  that  the  Armenian  popalation  of  Yasbouragan  should  be  left  bnried  in  ^ 
its  present  extremelj  bad  condition.  For  this  purpose  telegrams  and  letters 
are  kept  back^  and  whenever  our  oppressed  brethren  cnme  to  you  in  order 
to  find  some  remedy  for  their  hopeless  condition  the  Government  threatensto 
put  them  in  prison,  and  they  are  sent  off  withoat  gctting  any  satisfaction  for 
their  complaints.  ||  In  the  fifth  place  ^  our  hearts  are  filled  with  donbts  when 
we  see,  that  the  Local  Government^  instead  of  respecting  the  natural  rigfat 
of  Armenians  to  defend  themselves  against  thieves  and  robbers  who  are  boldly 
going  round  aboat  the  country  stripping  the  people  on  the  road  and  plunder- 
ing the  villageS;  is  arresting  these  Armenians  who  are  obllgedf  to  take  arms 
with  them  for  self-dcfence  when  they  are  travelling  in  the  villages,  becaose 
a  complete  anarchy  is  prevailing  in  the  country,  and  the  authorities  have 
neither  the  intention  nor  the  means  to  protect  them  from  being  robbed  and 
killed.  Thus^  while  the  rapacions  Kurds,  who  are  much  esteemed  by  the 
Turks,  have  the  privilege  not  only  to  ramble  armed,  but  to  plunder  and  min 
the  country,  the  Armenians  are  not  allowed  to  have  the  most  necessary  means 
to  ma  ntain  their  existence;  and  while  our  Vali  distributes  to  the  Eurds  the 
best  rifles  caüed  '^Martini",  the  Armenians  have  no  right  even  to  buy  a  re- 
volver. II  Having  before  our  eyes  all  these  cases,  we  are  obliged  to  sign  aod 
present  to  you  this  memorandum,  in  hopes,  that  you  will  kindly  take  into 
consideration  our  deplorable  and  dangerous  condition.  We  beg  also,  Sir,  yotf 
attention  to  all  those  unsatisfactory  and  incomplete  means  by  which  the  Tor* 
kish  Government  is  now  trying  to  improve  the  condition  of  the  country.  Bit 
we  are  sure,  that  by  your  philantropic  efforts  the  truth  will  be  disclosed  and 
justice  will  finally  have  the  victory. 

(Signed  by  940  Armenians  of  Van.) 


Nr.    7666.     GEOSSBKITAHNIEN.  —  Botschafter  in  Berlin  an  den 

engl.  Min.  d.  Ausw.  —   Bismarck  wünscht  die  arme- 
nische  Frage  bis    zur  Becndigung   der   griechischeo 

Frage  zu  verschieben. 

Berlin,  Janoary  28,  188L 

Nr.  7666.  My  LorJ,  —  On  rcceiving  your  Lordship's  despatch  of  the  12th  instii* 

briun^ên.  ^especting  the  maladministration  of  the  Turkish  officials  in  the  district  rf 
28.jan.  1881.  Van,  I  communicatcd  its  substance  to  the  Minister  for  Foreign  Affairs  and 
said,  that  Her  Majesty's  Government  would  be  glad  if  the  German  Govemmfl»^ 
would  instruct  their  Ambassador  at  Constantinople  to  join  with  his  coUeago^' 
in  a  representation  to  the  Porte  on  the  subject.  ||  Count  Limburg- Stimm  h" 
now  told  me,  in  reply,  that  Prince  Bismarck  is  of  opinion,  that  it  wonld  l* 
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ter  to  delay  pressing  the  Armcnian  question  on  the  Porte  until  the  Greek   ^'-  '^••• 

Grosf* 

mtier  qaestion  is  settled^  which  His  Highness  thinks  will  be  more  specdily  britannien. 
ieved  by  concentrating  the  representations  of  the  Powers  on  one  question  ^•'^•"•^^** 
a  time.    When  the  Greek  question  is  over,  then  will  be  the  moment  to 
io  the  Armenian   question;   but  to   press  both   simnltaneouslj  would,  in 
ice  Bismarck's  opinion,  be  giving  the  Porte  a  welcome  excuse  for  further 
*y  and  procrastination.  ||  I  have  &c, 

Odo   Russell. 

P.S.  —  I  have  been  privately  informed,  that  the  French  Government,  after 
iültation  with  the  German  Government,  have  agreed  to  send  a  similar  reply 
ïer  Majestj's  Government 

O.  R. 


.  7667.  FBANKBEICH.  ^  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschaf- 
ter  in  Paris.  —  Dilatorische  Antwort  mit  Rücksicht 
auf  die  ablehnende  Ualtung  der  deutscheu  Regierung. 


Paris,  Ie  29  Janvier,  1881. 

M.  TAmbassadeur,  —  Vous  m'avez  fait  Vhonneur  de  me  remettre  Ie  23  Nr.  7667. 
;o  mois  une  note  ayant  pour  objet  d'appeler  Tattention  du  Gouvernement  2^j"/\^j 
a  République  Fran^^aise  sur  les  nouvelles  violences  des  Kurdes  contre  les 
énieus,  et  d'une  maniere  plus  générale  sur  les  réformes  que  la  Porte  avait 
Qis  de  faire  par  sa  dépêche  du  5  Juillet  dernier,  et  qui  sont  restées  in- 
nitées.  II  Vous  avez  bien  voulu  me  communiquer  en  même  temps  k  titre 
identiel  un  document  imprimé,  qui  contient  Ie  texte  d'une  pétition  adressée 
un  grand  nombre  d'Arméniens  au  Vice-Consul  de  la  Reine  k  Van.     Sui- 

le  désir  que  vous  m'avez  exprimé  je  vous  renvoie  ei- joint  ce  document. ;[ 
préscnce  des  faits  qui  lui  sont  signalés  Ie  Gouvernement  de  la  Reine  croit 
l  y  aurait  lieu  d'adresser  des  remontrances  è,  la  Porte  Ottomane,  et  vous 
demandez  si  Ie  Gouvernement  Francais  serait  disposé  k  entrer  dans  cette 
,  d'accord  avec  les  Représentants  des  Grandes  Puissances.  J'apprécie  Tim- 
ADce  du  but  que  vous  nous  proposez,  et  je  n'aurai  aucune  objection  k  Ie 
rsuivre  de  concert  avec  les  autres  Puissances;  mais  les  indications  que  je 
>is  de  notre  Ambassadeur  k  Berlin  me  font  craindre  qu'un  accord  k  eet 
-  ne  s'établisse  difficilement  entre  les  Cabinets.  ||  M.  de  St-Vallier  me 
de  que  Lord  Odo  RusscU  ayant  transmis  k  la  Chancellerie  Allemande  une 
jestion  analogue  k  celle  dont  votre  Excellence  a  bien  voulu  m'entretenir, 
i*rince  de  Bismarck  a  exprimé  Topinion  qu'il  y  aurait  un  sérieux  incon- 
ent  k  soulever  la  question  Arménienne  avant  d'avoir  définitivement  réglé 
[uestion  Grecque,  et  quou  risquerait  par-lè,  d'exposer  k  un  échec  presque 
ain  les  efforts  que  font  en  ce  moment  les  Puissances  pour  apaiser  Ie  dif- 
Qd  Turco-IIellénique.  ||  Je  vous  serai  obligé  de  vouloir  bien  me  faire  savoir 
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Nr.  7667.  gi  Ie  Gouvemement  de  la  Reine,  malgré  les  objections  élevées  par  Ie  Gou? er- 

29.jan.i88Lnement  Allemand,  persiste  k  regarder   comme  immédiatcment  opportunes  les 

démarches  qu'il  nous  a  recommandées  k,  Gonstantinople.  ||  Agréez,  &c. 

B.    St-Hiiaire. 


Nr.  7668.     KUSSLAND.  —  Staatssecret&r  d.  Ausw.  (Giers)  an  den  j 

engl.  Botschafter  in  St-Petersburg.  —  Zustimmang  ^ 
zu  dem  englischen  Yorschlage. 

i 
St-Pétersbourg,  Ie  20  Janvier/I  Février  1881. 

Kt.  7668.  M,  TAmbassadcur,  —  Je  n'ai  pas  manqué  de  prendre  les  ordres  de  Sa 

i.F«br.i88i.Maje8té  TEmpereur  au  sujet  de  la  note  de  votre  Excellence  du  5/17  Janvier 

courant,  qui  concerue  Topportunité  d'une  démarche  auprès  de  la  Porte  afin 

de  lui  faire  des  remontrances  sur  la  maniere  dont  ellc  exécute  les  réformes 

qu'elle  a  promises  en  Armenië.  ||  Je  suis  autorisé  h  prescrire  k  TAmbassadeor 

de  Sa  Majesté  h  Gonstantinople  de  se  joindre  è,  cctte  démarche  si  elle  m- 

contrc  Tassentiment  de  toutes  les  Puissances  Signataires  du  Traite  de  Beilin. 

|:  En  portant  cette  décision  k  la  connaissance  de  votre  Excellence,  je  saisis,  ^ 

Giers. 


Nr.    7669.     ITALIEH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter 

in  Eom.  —  Zustimmung  zu  dcm  englischen  Yorschlagei 

(Translation.)  Rome,  February  1,  1881. 

Nr.  7669.  |^^  TAmbassadeur,  —  Your  Excellency  was  so  good  as  to  send  me,  oa 

Itftlion.  - 

i.Pebr.  1881. the  24th  ultimo,  a  note  inclosing,  together  with  a  Gonfidential  Report  noa 
the  British  Vice-Cousul  at  Van,  the  extract  of  a  petition  signed  bj  900  A^ 
menians,  conceming  the  maladministration  of  the  Ottoman  authorities  inthat 
district,  and  to  inform  me  that  Her  Majesty's  Government  would  be  glad  if 
the  Italian  Representative  at  Gonstantinople  werc  furnished  with  instnictiooi 
to  unite  with  his  colleagues  in  remonstrating  with  the  Porte  respecting  tfadr 
mode  of  carrying  out  the  projected  reforms  in  Armenia.  ||  I  have  the  hononr 
to  inform  your  Excellency,  that  I  have  hastcned  to  avail  myself  of  the  op- 
portunity  of  doing  what  is  agreeable  to  Her  Majesty's  Government,  by  ü»" 
mcdiately  sending  the  desired  instructions  to  Gount  Corti.  ||  I  avail,  &c 

Maffei. 
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7670.     GKOSSBBITANinEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  deu  eugl.  Bot- 

schafter  in  Eonstantinopel  (Goschen).  —  Anweisung, 

den  Sultan  auf  die  Lage  in  Armenien  anfmerksam  zu 

machen. 

Foreign  Office,  February  9,  1881. 

Sir,  —  Her  Majesty's  Government  continue  to  receive  deplorable  accounts  ^^J^^' 
he  condition  of  the  population  of  Asia  Minor^  more  particularlj  of  the  briunnien. 
5tian  portion  of  them.  ||  Their  special  attention  has  been  directed  to  somc^'^***'*^^^' 
nt  reports  from  the  Vilayet  of  Erzeroum,  which  represent  the  state  of 
^OYemment  and  oppression  to  be  such  as  to  be  a  serieus  cause  of  danger 
;he  permanent  maintenance  of  the  authority  of  the  Porte.  ||  In  the  district 
^egli  every  encouragement  is  given  to  the  Beys  to  recommence  their  op- 
ssions;  petitions  from  Christians^  even  when  praying  for  justice  in  cases 
nurder,  are  torn  up  or  disregarded.  ||  The  people  are  exaspcratcd  by  the 
efaced  frauds  committed  in  the  collection  of  the  tithes.  ||  In  the  Sandjak 
Bayazid  the  Mutessarif  beats   and  imprisonS;   without   discriminatiou;  in 
er  to  extort  the  payment  of  the  taxes  from  the  impoverished  people  ^  who 

forced  to  sell  all  they  possess  to  meet  his  demands.  ||  The  prisoners  are 
cared  for  and  lie  in  confinement  without  knowing  whether  their  cases  have 
Q  dlsposed  of  or  not.  ||  Between  Sarau  and  Hamad  a  boy  and  a  girl  of  13, 
;d  on  their  way  to  the  salt  lake  at  the  latter  place ;  were  intercepted  by 
'ds  and  the  former  severely  beaten  and  the  latter  violated,  and  no  steps 
e  been  taken  to  punish  the  perpetrators  of  these  outrages.  ||  As  an  examplc 
the  class  of  persons,  to  whom  the  welfare  of  the  people  is  intrusted,  it  is 
f  Decessary  to  say,  that  out  of  the  seventeen  Mudirs  appointed  to  the 
lies,  into  which  the  district  of  Passin  has  recently  been  divided,  one  only 

read  or  write  Turkish.  ||  During  the  last  twelve  months  matters  have 
wn  worse  rather  than  better;  there  appear  to  be  less  security  for  life  and 
perty,  greater  poverty,  more  injustice,  and  an  increase  of  oppression  and 
mption.  Il  Her  Majesty's  Government  cannot  suppose,  that  the  Sultan  can 
aware  of  the  existence  of  this  state  of  affairs,  and  Her  Majesty's  Govem- 
it  desire,  that  you  will  take  an  early  opportunity  of  bringing  it  to  His 
est/s  notice.  You  will  state,  that  the  Information  received  by  Her  Ma- 
f$  Government  describes  the  patience  of  the  people  as  well  nigh  exhausted, 

that  rather  than  remain  in  their  present  condition  they  would  be  ready 
oin  in  any  scheme  which  might  offer  the  faintest  chance  of  liberation  from 
r  present  intolerable  lot.  For  this  feeling  the  Local  Governments  are 
ely  responsible.     If  the  Christians  had  been  treated  with  consideration 

might  have  waited  patiently  till  the  Porte  was  in  a  position  to  intro- 
I  a  large  scheme  of  reform;  but  their  just  complaints  are  treated  with 
empt,  and  their  appeals  for  redress  only  entail  the  imposition  of  extra 
rity  as  a  punishment  for  their  presumption  in  calling  attention  to  them.  |l 
}ss  the  Porte  can  be  induced  at  once  to  make  a  real  beginning  with  re- 
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Nr.  7670.    form.  tho  approach  of  spring  is,  according  to  all  accounts,  likelj  to  bring 

Oross* 

britannien.  about  such  troublcs  as  may  deal  a  severe  blow  to  the  aathority  of  the  Saltan 


9.F6br.  i88i.|jj  yg  frontier  provinces.  ||  I  am,  &c 


GranviUe. 


Kr.    7671.     OBOSSBBHANinEN.  -—  Min.  d.  Aasw.  an  den  cngl.  Bot- 

schafter  in  Paris.  —  Die  englische  Regierung  hat  die 
diplomatische  Action  in  Folgc  von  Deutschlands 
Widerspruch  aufgeschoben. 

Foreign  Office,  Febroary  10,  1881. 
Vr,  7671.  ^j  Lord,  —  I  have  received  your  Excellency's  despatch  of  the  Ist  in- 

britanmen.  stant,  Inclosing  a  copy  of  a  note  from  the  French   Government  referring  to  . 
ia.F6br.i88i.^jjg  proposal  of  Her  Majesty's  Government  for  a  joint  representation  of  the 
Powers  to  the  Porte  in  regard  to  the  maladministration  of  affairs  in  Annenia 
and  particalarly  in  the  Proviiice  of  Van,  and  Calling  attention  to  the  gronnds, 
on  which  the  German  Government  deprecate  this  qaestion  being  nrged  at  the 
present  moment,  namely,  that  the  efforts  of  the  Powers  to  arrive  at  a  soln- 
Üon  of  the  Grcek  Fronticr  qaestion  would  be  thereby  prejudicially  afiected.| 
I  have  now  to  requcst  your  Excellency  to  state  to  M.  Barthélemy  St-Hiliirt 
in   consequence  of  the  objections   thus   raised   by   the  German   Govemme^ 
Mr.  Goschen  will  not  be  instracted  to  pat  forward  the  Armcnian  qaestion  !■• 
mediately  on  his  rctarn  to  Constantinople.  ||  I  am,  <S;c. 

Granville. 


Transvaal. 


OSOSSBBTTANNIEH  and  TBAHSVAAL.  —  Eonvention 
fiber  dieWiederherstelluDg  derAutonomie  Yon  Trans* 
vaal  vom  3.  August  1881. 

T  Majestj's  Commissioners  for  the  settlement  of  the  Transvaal  Terri-  ^'-  '*"*• 

Oross- 

ily  appointed  as  such  bj  a  Gommission  passed  under  the  Royal  Sign  britumien 

and  Signet,  hearing  date  the  5th  of  April  1881,  do  hereby  undertake      ^^^ 
arantee^  on  behalf  of  Her  Majesty,  that  from  and  after  the  8th  daja.ing.  issi. 
ust  1881  complete  self-govemmenty  subject  to  the  suzerainty  of  Her 
f,  her  Heirs  and  Successors,  will  be  accorded  to  the  inhabitants  of  the 
aal  Territory^  upon  the  foUowing  terms  and  conditions^  and  subject  to 
llowing  reservations  and  limitations:  — 

rticle  1.  The  said  Territory,  to  be  herein-after  called  the  Transvaal 
will  embrace  the  land  lying  between  the  foUowing  boundaries,  to  wit: 
ieginning  from  the  point  where  the  north-eastern  boundary  Une  of  Griqua- 
Vest  meets  the  Vaal  River^  up  the  course  of  the  Vaal  River  to  the 
of  junction  with  it  of  the  stream  called  Gansvlei;  thence  up  the  Gansvlei 
i  to  its  sonrce  in  the  Drakensberg;  thence  to  a  beacon  in  the  boundary 
a\  situated  immediately  opposite  and  close  to  the  source  of  the  Gansvlei 
\]  thence  in  a  north-easterly  direction  along  the  ridge  of  the  Drakens- 
dividing  the  waters  flbwing  into  the  Gansvlei  stream  from  the  waters 
g  into  the  sources  of  the  Buffalo,  to  a  beacon  on  a  point  where  this 
tain  ceases  to  be  a  continuous  chain;  thence  to  a  beacon  on  a  plain  to 
orth-east  of  the  last  described  beacon;  thence  to  the  nearest  source  of 
iill  stream  called  ''Division  stream'';  thence  down  this  division  stream, 
ferms  the  southern  boundary  of  the  farm  Sandfontein,  the  property  of 
'S.  Meek;  to  its  junction  with  the  Goldstream;  thence  down  the  Gold- 
^  to  its  junction  with  the  Buffalo  or  Umzinjati  River;  thence  down  the 
'  of  the  Buffalo  River  to  the  junction  with  it  of  the  Blood  River;  thence 
-  course  of  the  Blood  River  to  the  junction  with  it  of  Lyn  Spruit  or 
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Nr.  7672.   Dudusi;  thencG  up  the  Dadusi  to  its  source:  thence  80  yards  to  Bea. 

Gross-  I  7  ^ 

britonnien  taated  OD  a  spar  of  the  N  Qaba-Ea-hawana  Moontains;  thence  80  ya 
^  ^°^  ^   the  N'Sonto  River:  thence  down  the  N'Sonto  River  to  its  junction  wi 
8.  Attg.  1881.  White  Umvulozi  River;  thence  up  the  White  Umvulozi  River  to  a  whit 
where  it  rises;  thence  800  yards  to  Eambula  Hill  (Bea.  II);    thence 
source  of  the  Pemvana  River^  where  the  road  from  Kambula  Camp  to  B 
Lager  crosses;  thence  down  the  Pemvana  River  to  its  junction  with  the 
River;  thence  down  the  Bivana  River  to  its  junction  with  the  Pongolo 
,    thence   down   the   Pongolo  River   to  where   it   passes   through   the  L 
Range;  thence  along  the  summits  of  the  Libombo  Range  to  the  norther 
of  the  N'Yawos  Hill  in  that  range  (Bea.  XVI);    thence  to  the  northen 
of  the  Inkwakweni  Hills  (Bea.  XY);  thence  to  Sefunda,  a  rocky  knoll  di 
from  and  to  the  north-east  end  of  the  White  Eoppies  and  to  the  s 
the  Musana  River  (Bea.  XIY);   thence  to  a  point  on  the  slope  near  th 
of  Matanjeni^  which  is  the  name  given  to  the  south-eastem  portion 
Mahamba  Hills  (Bea.  XIII);   thence  to  the  K'gwangwana,  a  double-poin* 
(one  point  is  bare^  the  other  wooded,  the  beacon  being  on  the  former), 
left  bank  of  the  Assegaai  River  and  upstream  of  the  Dadusa  Spruit  (Bei 
thence  to  the  southern  point   of  Bendita^  a  rocky  knoll  in  a  plain  1 
the  Little  Hlozane  and  Assegaai  Rivers  (Bea.  XI);   thence  to  the  highei 
of  Suluka  Hilly  round  the  eastem  slopes  of  which  flows  the  Little  I: 
also  called  Ludaka  or  Mudspruit  (Bea.  X);    thence  to  the  beacon  kn 
**Viljoen's",  or  N'Duko  Hill;  thence  to  a  point  north-east  of  Derby 
known  as  Magwazidili's  Beacon;  thence  to  the  Igaba,  a  small  knoll 
Ungwempisi  River^  also  called  ^'Joubert's  Beacon''^  and  known  to  the 
as  ^^Piet's  Beacon"  (Bea.  IX);    thence  to  the  highest  point  of  the  N'D 
walili  or  Houtbosch^  a  hill  on  the  northem  bank  of  the  Ungwempisi 
(Bea.  Vni);    thence  to  a  beacon  on  the  only  flat-topped  rock,  about  ] 
high  and  about  30  yards  in  circumference  at  its  base,  situated  on  the 
side  of  the  Lamsamane  range  of  hills,  and  overlooking  the  valley  of  th 
Usuto  River;  this  rock  being  45  yards  north  of  the  road  from  Camd 
Lake  Banagher  to  the  forests  on  the  Usuto  River  (sometimes  called 
lanas  Beacon)  (Bea.  VU);  thence  to  the  Gulungwana  or  Ibubulundi,  fonr 
bare  hills,  the  highest  in  that  neighbourhood,  situated  to  the   south 
Umtuli  River  (Bea.  VI);  thence  to  a  flat-topped  rock,  8  feet  high,  on  th 
of  the  Busuku,  a  low  rocky  range  south-west  of  the  Impulazi  River  (B 
thence  to  a  low  bare  hill  on  the  north-east  of,  and  overlooking  the  Ii 
River,  to  the  south  of  it  being  a  tributary  of  the  Impulazi,  with  a  consi( 
waterfall,  and  the  road  from  the  river  passing  200  yards  to  the  nori 
of  the  beacon  (Bea.  IV);   thence  to  the  highest  point  of  the  Mapomula 
the  watershed  of  the  Little  Usuto  River   on  the   north,   and  the  Uii 
River  on  the  south,  the  hill,  the  top  of  which  is  a  bare  rock,  falling  al 
towards  the  Little  Usuto  (Bea.  III);    thence  to  the  western  point  of  a  d 
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sinted  rocky  hill,  precipitoas  on  all  sides,  called  Makwana^  its  top  being  a  ^'-  ^'~^* 
ure  rock  (Bea.  II);  thence  to  the  top  of  a  ragged  hill  of  óonsiderable  height  bnuanien 
lÜDg  abruptly  to  the  Eomati  River,  this  hill  being  the  northern  extremity  "°^^ 
the  Isilotwani  range,  and  separated  from  the  highest  peak  of  the  range  3.  log.  issi. 
comokazi  (a  sharp  cone)  by  a  deep  neck  (Bea.  I).  (On  a  ridge  in  the  straight 
e  between  Beacons  I  and  n  is  an  intermediate  beacon.)  From  Beacon  I 
:  boondary  mns  to  a  hiU  across  the  Eomati  River,  and  thence  along  the 
st  of  the  range  of  hills  known  as  the  Makongwa,  which  runs  north-east 
L  soQth-westy  to  Eamhlubana  Peak;  thence  in  a  straight  line  to  Mananga, 
)oint  in  the  Libombo  range,  and  thence  to  the  nearest  point  in  the  Porta- 
»e  Crontier  on  the  Libombo  range;  thence  along  the  summits  of  the  Li- 
nbo  range  to  the  middle  of  the  poort  where  the  Eomati  River  passes 
'ongh  it,  called  the  lowest  Eomati  Poort;  thence  in  a  north  by  easterly  di- 
;tion  to  Pokigens  Eop,  sitaated  on  the  north  side  of  the  Oüfant's  River, 
ere  it  passes  throogh  the  ridges;  thence  about  north-north-west  to  the 
irest  point  of  Serra  di  Chicondo,  and  thence  to  the  janction  of  the  Pafnri 
rer  with  the  Limpopo  or  Crocodile  River;  thence  up  the  conrse  of  the  Lim- 
po  River  to  the  point  where  the  Marique  River  falls  into  it  Thence  up 
)  course  of  the  Marique  River  to  ^'Derde  Poort",  where  it  passes  through 
low  range  of.  hills,  called  Sikwane,.a  beacon  (No.  10)^  being  erected  on  the 
or  of  said  range  near  to  and  westward  of  the  banks  of  the  river;  thence, 
a  straight  line,  through  this  beacon  to  a  beacon  (No.  9),  erected  on  the 
[>  of  the  same  range,  about  1,700  yards  distant  from  beacon  No.  10;  thence, 
a  straight  Une,  to  a  beacon  (No.  8),  erected  on  the  highest  point  of  an 
)lated  hill,  called  Dikgagong,  or  ^^ildebeest  Eop'',  situated  south-eastward 
and  about  3^8  niiles  distant  from  a  high  hill,  called  Moripe;  thence,  in  a 
raight  Une,  to  a  beacon  (No.  7)  erected  on  the  summit  of  an  isolated  hill 
'  ^koppie"  forming  the  eastem  extremity  of  the  range  of  hills  called  Mosh- 
ea,  situated  to  the  northward  of  and  about  two  miles  distant  from  a  large 
olated  hill  called  Chukudu-Chochwa;  thence,  in  a  straight  line,  to  a  beacon 
ïo.  6)^  erected  on  the  summit  of  a  hill,  forming  part  of  the  same  range, 
bshweu;  thence,  in  a  straight  line,  to  a  beacon  (No.  5),  erected  on  the  sum- 
üt  of  a  pointed  hill  in  the  same  range;  thence,  in  a  straight  line,  to  a  bea- 
on  (No.  4),  erected  on  the  summit  of  the  western  extremity  of  the  same 
uige;  thence,  in  a  straight  line,  to  a  beacon  (No.  3),  erected  on  the  summit 
f  the  northern  extremity  of  a  low,  bushy  hill,  or  ^^Eoppie",  near  to  and  east- 
^ard  of  the  Notwane  River;  thence,  in  a  straight  line,  to  the  junction  of  the 
^oam  called  Metsi-Mashwane  with  the  Notwane  River  (No.  2);  thence,  up  the 
i^orse  of  the  Notwane  River  to  Sengoma,  being  the  Poort  where  the  river 
tsses  through  the  Dwarsberg  range;  thence,  as  described  in  the  Award  given 
r  Lientenant-Govemor  Eeate,  dated  October  17,  1871,  by  Pitlanganyane 
i^rrow  place),  Deboaganka  or  Schaapkuil,  Sibatoul  (bare  place),  and  Maclase, 
Bamatlabama,  a  pool  on  a  spruit  north  of  the  Molopo  River.    From  Ra- 
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Nr.  7672.   matlabama  the  boandary  shall  run  to  the  summit  of  an  isolated  hill,  caUed 

Oro<>8- 

britonnien  Leganka;  thence^  in  a  straight  line^  passing  north-east  of  a  Native  Station, 
^"*^  near  "Buurman's  Drift",  on  the  Molopo  River,  to  that  point  on  the  road  from 
3.Ang.i88i.Mo8iega  to  the  old  drift^  where  a  road  tams  oat  throogh  the  Native  Statioo 
to  the  new  drift  below;  thence  to  ^^aurman's  Old  Drift'';  thence^  in  a  straight 
line^  to  a  marked  and  isolated  damp  of  trees  near  to  and  north-west  of  the 
dwelling-house  of  C.  Austin,  a  tenant  on  the  farm  "Vleifontein",  No.  117; 
thence^  in  a  straight  line^  to  the  north-westem  corner  beacon  of  the  hm 
^^Mooimeisjesfontein",  No.  30;  thence,  along  the  western  line  of  the  said  &ni 
^oóimeisjesfontein"^  and  in  prolongation  thereof,  as  far  as  the  road  leadiog 
from  ''Ludik's  Drift",  on  the  Molopo  River,  past  the  homestead  of  ''Mooimeis- 
jesfontein",  towards  the  Salt  Fans  near  Harts  River;  thence,  along  the  said 
road,  to  a  point  thereon,  eight  miles  north  of  the  dwelling  of  Goaws,  at  the 
Salt  Pan;  thence,  in  a  straight  line,  tö  a  point  one  mile  due  west  of  the 
more  northerly  Pan,  measured  from  its  western  edge;  thence,  in  a  strught 
line,  to  the  most  westerly  beacon  of  the  farm  Rietpan,  No.  150;  thence  aloog 
the  line  of  the  said  farm  to  the  drift  on  the  Harts  River,  near  the  mined 
house,  known  as  'T*iedenberg's";  thence  down  the  Harts  River  to  the  drift 
about  two-and-a-half  miles  below  Mamusa  and  opposite  the  dwelling-house  d 
Thcodor  Doms;  thence,  in  a  straight  line,  to  the  summit  of  an  isolated  hill, 
known  as  'Moppie  Enkel",  situated  between  the  Vaal  and  Harts  Rivers,  lad 
about  36  miles  from  Mamusa,  and  about  18  miles  north  of  the  village  of 
Ghristiana;  thence,  in  a  straight  line,  to  that  point  on  the  north-east  bonndary 
of  Griqualand  West  as  beaconed  by  Mr.  Surveyor  Ford,  where  two  farw^ 
rcgistered  as  Nos.  72  and  75,  do  meet,  about  midway  between  the  Vaal  ud 
Harts  Rivers,  measured  along  the  said  boundary  of  Griqualand  West;  theoee 
to  the  first  point  where  the  north-east  boundary  of  Griqualand  West  meets 
the  Vaal  River. 

Article  2.  Her  Majesty  reserves  to  herself,  her  Heirs  and  Successon» 
(a)  the  right  from  time  to  time  to  appoint  a  British  Resident  in  and  for  the 
said  State,  with  such  duties  and  functions  as  are  hereinafter  defined;  (b)  the 
right  to  move  troops  through  the  said  State  in  time  of  war,  or  in  case  of  the 
apprehension  of  immediate  war  between  the  Suzerain  Power  and  any  fordii 
State,  or  Native  tribe  in  South  Africa;  and  (o)  the  control  of  the  extemal  i^ 
lations  of  the  said  State,  including  the  conclusion  of  treaties,  and  the  oon- 
duet  of  diplomatic  intercoursc  with  foreign  powers,  such  intercourse  to  h6 
carried  on  through  Her  Majesty's  diplomatic  and  consular  officers  abroai 

Article  3.  Until  altercd  by  the  Volksraad  or  otber  competent  anthori^i 
all  laws,  whether  passed  bcfore  or  after  the  annexation  of  the  Transvaal  teffi- 
tory  to  Her  Majesty 's  dominions,  shall,  except  in  so  far  as  they  are  iiMr 
sistent  with  or  repugnant  to  the  provisions  of  this  Gonvention,  be  and  raaiii 
in  forcc  in  the  said  State,  in  so  far  as  they  shall  bc  applicable  tberoto*' 
Provided,  that  no  future  enactment  specially  affecting  the  interosts  of  ïïBÜff^ 
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lU  hftYC  any  force  or  effect  in  the  said  State  without  the  consent  of  Her  ^'-  ^^^- 
yestjy  her  Heirs  and  SuccessorS;  first  had  and  obtained  and  signified  to  the  briunnien 
yerameiit  of  the  said  State  throogh  the  British  Resident:  Provided  further,      ^°^ 

Tnuuraal. 

X  in  no  case  will  the  repeal  or  amendment  of  any  laws  which  have  been3.A!ig.  issi. 
icted  since  the  annexation  have  a  retrospective  effect  so '  as  to  invalidate  * 
r  acts  done  or  liabilities  incnrred  by  virtue  of  such  laws. 

Article  4.  On  the  8th  day  of  August,  1881;  the  Government  of  the 
1  State,  together  with  all  rights  and  obligations  thereto  appertaining,  and 
State  property  taken  over  at  the  time  of  annexation,  save  and  except  mn- 
lons  of  *  war,  will  be  handed  over  to  Messrs. 

Stephanus  Johannes  Panlus  Eruger, 
Martinus  Wessel  Pretorius,  and 
Petrus  Jacobus  Joubert,  or  the 
vivor  or  survivors  of  them,  who  will  forthwith  cause  a  Volksraad  to  be 
cted  and  convened;  and  the  Volksraad  thus  elected  and  convened  will  de- 
e  as  to  the  further  administration  of  the  Government  of  the  said  State. 

Article  5.  All  sentences  passed  upon  persons  who  may  be  convicted  of 
tnces, .  contrary  to  the  rules  of  civilised  warfare,  committed  during  the  re- 
it hostilities,  will  be  duly  carried  out,  and  no  alteration  or  mitigation  of 
h  sentences  will  be  made  or  allowed  by  the  Government  of  the  Transvaal 
te  without  Her  Majesty's  consent,  conveyed  through  the  British  Resident 
case  there  shall  be  any  prisoners  in  any  of  the  gaols  of  the  Transvaal 
te,  whose  respective  sentences  of  imprisonment  have  been  remitted  in  part 
Her  Majesty's  Administrator,  or  other  officer  administering  the  Govern- 
it,  such  remission  will  be  recognised  and  acted  upon  by  the  future  Go- 
Qment  of  the  said  State. 

Article  6.  Her  Majesty's  Government  will  make  due  compensation  for 
losses  or  damage  sustained  by  reason  of  such  acts  as  are  in  the  8th  Article 
einafter  specified,  which  may  have  been  committed  by  Her  Majesty's  forces 
ing  the  recent  hostilities,  except  for  such  losses  or  damage  as  may  alrcady 
^e  been  compensated  for,  and  the  Government  of  the  Transvaal  State  will 
ke  due  compensation  for  all  losses  or  damage  sustained  by  reason  of  such 
s  as  are  in  the  8th  Article  hereinafter  speciefied,  which  may  have  been 
nmitted  by  the  people  who  were  in  arms  against  Her  Majesty  during  the 
^t  hostilities,  except  for  such  losses  or  damage  as  may  already  have  been 
npensated  for. 

Article  7.  The  decision  of  all  claims  for  compensation,  as  in  the  last 
iceding  article  mentioned,  will  be  referred  to  a  Süb-Gommission,  consisting 
the  Honourable  George  Hudson,  the  Honourable  Jacobus  Petrus  de  Wet 
I  the  Honourable  John  Gilbert  Eotzé.  ||  In  case  one  or  more  of  such  Sub- 
lunissioners  shall  be  unable  or  unwilling  to  act,  the  remaining  Sub-Com- 
sioner  or  Snb-Commissioners  will,  after  consultation  with  the  Government 
the  Transvaal  State,  submit  for  the  approval  of  Her  Majesty's  High  Gom- 
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Nr.  7672.   missioner,  the  names  of  one  or  more  persons  to  be  appointed  by  him,  to  fill 
britumien  the  pUce  or  places  thus  vacated.  ||  The  decision  of  the  said  Sab-Ck>mmis8iooeny 

^"^      or  of  a  majoritj  of  them,  will  be  final.  Il  The  said  Snb-Commissioners  wül  ; 
3.  log.  1881.  enter  upon  and  perfonn  their  duties  with   all  convenient  speed.     They  wül,  I 

I 

before  taking  evidence,  or  ordering  evidence  to  be  taken ;   in   respect  of  9Bf  \ 
claim  y  decide  whether  such  claim  can  be  entertained  at  all  onder  the  ndci  ! 
laid  down  in  the  next  succeeding  article.  ||  In  regard  to  claims^  which  can  be 
so  entertained;  the  Sab-Commissioners  will,  in  the  first  instance,   afford  ev&j  \ 
facilitj  for  an  amicable  arrangement  as  to  the  amomit  payable  in  respect  of  i 
any  claim,  and  only  in  cases,  in  which  there  is  no  reasonable  groand  for  b^  ; 
lieving,  that  an  immediate  amicable  arrangement  can  be  arrived  at,  will  they  ; 
take  evidence;  or  order  evidence  to   be  taken.  ||  For  the  parpose  of  taldog  ' 
evidence  and  rcporting  thereon,  the  Sub-Gommissioners  may  appoint  depntieiy  : 
who  will  without  delay  submit  records  of  the  evidence  and  their  reports  to 
the  Sub-Gommissioners.  ||  The  Sub-Gommissioners  will  arrange  their  sittingi  ^ 
and  the  sittings  of  their  deputies,  in  such  a  manner  as  to  afford  the  greateit  ^ 
convenience  to  the  parties  concemed  and  their  witnesses.     In  no  case  will  i 
costs  be  allowed  to  either  side,  other  than  the  actual  and  reasonable  expeuei  J 
of  witnesses  whose  evidence  is  certified  by  the  Sub-Gommissioners  to  ïam  \ 
been  necessary.    Interest  will  not  run  on  the  amount  of  any  claim  exeept  n  ^ 
is  hereinafter  provided  for.  ||  The  said  Sub-Gommissioners  will  forthwith,  tfter 
deciding  upon  any  claim,  announce  their  decision  to  the  Government,  agiiMt 
which  the  award  is  made,  and  to  the  claimant.  ||  The  amount  of  remuneratioi 
payable  to  the  Sub-Gommissioners  and  their  deputies  will  be  determined  IfJ 
the  High  Gommissioner  after  all  the  claims  have  been  decided  upon.    Tke 
British  Government  and  the  Government  of  the  Transvaal  State  will  pay  pro* 
portionate  shares  of  the  said  remuneration  and  of  the  expenses  of  the  Sub- 
Gommissioners  and  their  deputies,  according  to  the  amounts  awarded  agtiBi^ 
them  respectively. 

Article  8.  For  the  purpose  of  distinguishing  claims  to  be  accepted  firoii 
those  to  be  rejected  the  Sub-Gommissioners  will  be  guided  by  the  folloiM 
ruleS;  viz.:  Gompensation  will  be  allowed  for  losses  or  damage  sustained  If 
reason  of  the  foUowing  acts  committed  during  the  recent  hostilitieS;  vii:  -' 
(a)  commandeering,  seizure,  confiscation,  or  destruction  of  property,  or  d$M0 
done  to  property;  (p)  violence  done  or  threats  nsed  by  persons  in  arms.  |  ^ 
regard  to  acts  under  (a),  compensation  will  be  allowed  for  direct  losses  oilT'i 
In  regard  to  acts  falling  under  (&),  compensation  will  be  allowed  for  aeti^ 
losses  of  property,  or  actual  injury  to  the  same,  proved  to  have  been  tÊ0i 
by  its  enforced  abandonment.  ||  No  claims  for  indirect  losses,  except  svck  tf 
are  in  this  article  specially  provided  for,  will  bo  entertained.  ||  No  claimi^ii^ 
have  been  handed  in  to  the  Secretary  of  the  Royal  Gommission  after  the  ^ 
day  of  Jnly  1881,  will  be  entertained,  unless  the  Sub-Gommissioners  sliall  k 
satisfied,  that  the  delay  was  reasonable.  ||  When  claims  for  loss  of  prüpo9 
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re  coDsidered,  the  Snb-Commissioners  will  require  distinct  proof  of  the  exi-  ^'-  ''^^^' 
ence  of  the  propertj;  and  that  it  neither  has  reverted;  nor  will  revert  to  briunniea 
ie  claimant.  ™  ""*  . 

Traniraiu. 

Article  9.  The  Government  of  the  Transvaal  State  will  pay  and  satisfy8.Aag.i88i. 
te  arnonnt  of  every  claim  awarded  against  it  within  one  month  after  the 
nb-Commissioners  shall  have  notified  their  decision  to  the  said  Govemment| 
ld  in  defaolt  of  snch  payment  the  said  Government  will  pay  interest  at  the 
Ue  of  six  per  cent  per  annom  from  the  date  of  such  default;  but  Her  Ma- 
sty's  Government  may^  at  any  time  before  such  payment,  pay  the  amonnt, 
ith  interesti  if  any,  to  the  claimant  in  satisfaction  of  his  claim,  and  may 
id  the  som  thos  paid  to  any  debt  which  may  be  due  by  the  Transvaal  State 
)  Her  Majesty's  Government,  as  hereinafter  provided  for. 

Article  10.  The  Transvaal  State  will  be  liable  for  the  balance  of  the 
ebts,  for  which  the  South  African  Republic  was  liable  at  the  date  of  anneza- 
OD,  to  wit:  the  som  of  48;000  L  in  respect  of  the  Cape  Commercial  Bank 
lOaD,  and  85,667 1.  in  respect  of  the  Railway  Loan,  together  with  the  amount 
ae  on  the  8th  August  1881,  on  account  of  the  Orphan  Chamber  debt  which 
OW  stands  at  27,226^.  15^.,  which  debts  will  be  a  first  charge  upon  the 
erenues  of  the  State.  The  Transvaal  State  will  moreover  be  liable  for  the 
iwfol  expenditure  lawfully  incurred  for  the  necessary  expenses  of  the  Pro- 
ince  since  annexation,  to  wit:  the  sum  of  265,000  2.,  which  debt,  together 
rith  such  debts  as  may  be  incurred  by  virtue  of  the  9th  Article,  will  be  a 
m)nd  charge  upon  the  revenues  of  the  State. 

Article  11.  The  debts  due  as  aforesaid  by  the  Transvaal  State  to  Her 
üajest/s  Government  will  bear  interest  at  the  rate  of  three  and  a  half  per 
'M^  and  any  portion  of  such  debt  as  may  remain  unpaid  on  the  8th  August, 
IB82,  shall  be  repayable  by  a  payment  for  interest  and  Sinking  Fund  of  six 
iK)QDds  and  nine  pence  per  100  L  per  annum,  which  will  extinguish  the  debt 
A  twenty-five  years.  The  said  payment  of  six  pounds  and  nine  pence  per 
1002.  shaU  be  payable  half-yearly,  in  British  currency,  on  the  8th  February 
uid  8th  August  in  each  year:  Provided  always,  that  the  Transvaal  State  shall 
^7}  in  reduction  of  the  said  debt,  the  sum  of  100,000 1.  before  the  8th  August, 
1882,  and  shall  be  at  liberty  at  the  close  of  any  half-year  to  pay  off  the 
vhole  or  any  portion  .of  the  outstanding  debt 

Article  12.  All  persons  holding  property  in  the  said  State  on  the  8th 
%  of  Augusty  1881,  will  continue  to  enjoy  the  rights  of  property  which  they 
!*ve  enjoyed  since  the  Annexation.  No  person  who  has  remained  loyal  to 
Ier  Hajesty  during  the  recent  hostilities  shall  suffer  any  molestation  by  reason 
'f  his  loyalty,  or  be  liable  to  any  criminal  prosecution  or  civil  action  for 
^7  part  taken  in  connexion  with  such  hostilities;  and  all  such  persons  will 
*^e  fiül  liberty  to  reside  in  the  country,  with  enjoyment  of  all  civil  rights 
^i  protection  for  their  persons  and  property. 

Article  13.     Natives  will  be  allowed  to  acquire  land;  but  the  grant  or 
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BTr.  7672.  transfer  of  such  land  will  in  every  case  be  made  to  and  registered  in  the 

Oron- 

briUnBien  name  of  the  Native  Location  Commission  hereinafter  mentioned,  in  trost  for 
*"*      such  natives. 

Tranaraal. 

3.Ang.i88i.  Article  14.  Natives  wül  be  allowed  to  move  as  freely  within  the  country 
as  may  be  consistent  with  the  requirements  of  public  order,  and  to  leave  it 
for  the  purpose  of  seeking  employment  elsewhere^  or  for  other  lawful  purpo- 
ses, subject  always  to  the  Pass  Laws  of  the  said  State,  as  amended  by  the 
Legislature  of  the  Province,.  op  as  may  hereafter  be  enacted,  under  the  pro- 
visions  of  the  3rd  Article  of  this  Convention. 

Article  1&.  The  provisions  of  the  4th  Article  of  the  Sand  Biver  Con- 
vention are  hereby  re-affirmed,  and  no  slavery  or  apprenticeship  partaking  of 
slavery  will  be  tolerated  by  the  Government  of  the  said  State. 

Article  16.  There  will  continue  to  be  complete  freedom  of  religiën  and 
protection  from  molcstation  for  all  denominations,  provided  the  same  be  not 
inconsistent  with  morality  and  good  order;  and  no  disability  shall  attach  to 
any  person  in  regard  to  rights  of  property  by  reason  of  the  religious  opi- 
nions  which  he  holds. 

Article  17.  The  British  Resident  will  receive  from  the  GoTemment  rf 
the  Transvaal  State  such  assistance  and  support  as  can  by  law  be  given  te 
him  for  the  due  discharge  of  his  functions.  He  will  also  receive  every  assi- 
stance for  the  proper  care  and  preservation  of  the  graves  of  such  of  Her  ] 
Majest/s  Forces  as  have  died  in  the  Transvaal  and,  if  need  be,  for  the  ei- 
propriation  of  land  for  the  purpose. 

Article  18.  The  following  will  be  the  duties  and  functions  of  the  Biitidi 
Resident :  — 

(1.)  He  will  perform  duties  and  functions  analogous  to  those  dischaiigel 

by  a  Chargé  d'Affaires  and  Consul  General. 
(2.)  In  regard  to  Natives  within  the  Transvaal  State  he  will,  (a)  repoit 
to  the  High  Commissioner,  as  representative  of  the  Suzerain,  as  te 
the  working  and  observance  of  the  provisions  of  this  Convention; 
(h)  report  to  the  Transvaal  authorities  any  cases  of  ill-treatment  of 
Natives,  or  attempts  to  incite  Natives  to  rebellion,  that  may  cM 
to  his  knowledge;  (c)  use  his  influence  with  the  Natives  in  &TOor  of 
law  and  order;  and  (d)  generally  perform  such  other  duties  m  V9 
by  this  Convention  entrusted  to  him,  and  take  such  steps  for  tke 
protection  of  the  persons  and  property  of  Natives  as  are  consistest 
with  the  laws  of  the  land. 
(3.)  In  regard  to  natives  not  residing  in  the  Transvaal,  (a)  he  will  report 
to  the  High  Commissioner  and  the  Transvaal  Government  any  eo- 
croachments  reported  to  him  as  having  been  made  by  Transvaal  f^ 
sidents  upon  the  land  of  such  Natives,  and  in  case  of  disagreeiaeit 
between  the  Transvaal  Government  and  the  British  Resident,  as  to 
whethcr  an  encroachmeut  had  been  made,  the  decision  of  the  SnieraiB 
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will  be  final.    (b)  The  British  Resident  will  be  the  medium  of  com-   N'-  '<^'*- 
mnnication  with  Native  Chiefs  outside  the  Transvaal,  and,  subject  to  brituinieii 
the  approval  of  the  High  Commissioner,  as  representing  the  Suzerain,      ^^^ 
he  will  control  the  conclusion  of  treaties  with  them,  and  (c)  he  will3.Aag.  issi. 
arbitrate  upon  everj  dispute  between  Transvaal  residents  and  Natives 
outside  the  Transvaal  (as  to  acts  committed  beyond  the  boundaries 
of  the  Transvaal)  which  may  be  referred  to  him  by  the  parties  interested. 
l.)  In   regard   to   Communications   with  Foreign  Powers,   the  Transvaal 
Government  will  correspond  with  Her  Majest/s  Government  through 
the  British  Resident  and  the  High  Commissioner. 
rticle  19.    The  Government  of  the  Transvaal  State  will  strictly  adherè 
boundaries  defined  in  the  first  article  of  this  convention,  and  will  do 
DOst  to  prevent  any  of  its  inhabitants  from  making  any  encroachment 
lands   beyond  the    said  State.     The  Royal  Commission   will   forthwith 
t  a  person  who  will  beacon  off  the  boundary  line  between  Ramatlabama 
ie  point  where  such   line  first  touches  the  Griqualand  West  boundary, 
f  between  the  Vaal  and  Hart  Rivers.     The  person  so  appointed  will 
ructed  to  make  an  arrangement  between  the  owners  of  the  farms  ''Groot- 
"  and  ''Valleifontein''  on  the   one  hand  and   the  Barolong   authorities 
other,  by  which  a  fair  share  of  the  water  supply  of  the  said  farms 
)e  allowed  to  flow  undisturbed  to  the  said  Barolongs. 
rticle  20.     All  grants  or  titles  issued  at  any  time  by  the  Transvaal 
iment  in  respect  of  land  outside  the  boundary  of  the  Transvaal  State, 
ined  in  Article  1,  shall  be  considered  invalid  and  of  no  effect,  except 
far  as  any   such  grant   or  title  relates  to  land  that  falls  within  the 
iry  of  the  Transvaal  State;   and  all  persons  holding  any  such  grant  so 
ered  invalid  and  of  no  effect  will  recêive  from  the  Government  of  the 
raal  State  such  compensation,  either  in  land  or  in  money,  as  the  Volks- 
shall  determine.    In  all   cases,  in  which    any  Natives  Chiefs   or  other 
ities  outside  the  said  boundaries  have  received  any  adequate  considera- 
rom  the  Government  of  the  formcr  South  African  Republic  for  land  ex- 
from  the  Transvaal  by  the  first  article  of  this  convention,  or  where 
nent  improvements  have  been  made  on  the  land,  the  British  Resident 
mbject  to  the  approval  of  the  High  Commissioner,  use  his  influence  to 
r  from  the  native  authorities  fair  compensation  for  the  loss  of  the  land 
xcluded,  or  of  the  permanent  improvements  thereon. 
LTticle  21.    Forthwith,  after  the  taking  effect  of  this  convention,  a  Na- 
lOcation  Commission  will  be  constituted,  consisting  of  the  President  (or 
absence  the  Vice-President)  of  the  State,  or  someone  deputed  by  him, 
esident,  or  someone  deputed  by  him,  and  a  third  person  to  be  agreed 
by  the  President  (or  the  Vice-President,  as  tlie  case  may  be)  and  the 
mt;  and  such  Commission  will  be  a  standing  body  for  the  performance 
!  duties  hereinafter  mentioned. 
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Oro88- 

bniannien  trlbcs  of  the  statc  suck  locatious  as  they  may  be  fairly  and  equitably  entitle 
T  ^"*^a^  ^'  ^^®  regard  being  had  to  the  actual  occupation  of  such  tribes.  The  Ifa* 
8.Aag.i88i.  tiye  Location  Commission  will  clearly  define  the  boundanes  of  such  locations, 
and  for  that  parpose  will,  in  every  instance,  first  of  all  ascertain  the  wishes 
of  the  parties  interested  in  such  land.  In  x;ase  land  already  granted  in  ia- 
dividual  titles  shall  be  reqoired  for  the  purpose  of  any  location,  the  owners 
will  receive  such  compensation,  either  in  other  land  or  in  money,  as  the 
Yolksraad  shall  determine.  After  the  boundanes  of  any  location  have  been 
fixed,  no  fresh  grant  of  land  within  such  location  will  be  made,  nor  will  the 
boundanes  be  altered  without  the  Consent  of  the  Location  Commission.  No 
fresh  grants  of  land  will  be  made  in  the  districts  of  Waterberg,  Zoutpans- 
berg  and  Lydenburg,  until  the  locations  in  the  said  districts  respectively  shall 
have  been  defined  by  the  said  Commission. 

Article  23.  If  not  released  before  the  taking  effect  of  this  Conventioo, 
Sikukuni  and  those  of  his  followers  who  have  been  imprisoned  with  him, 
will  be  forthwith  released,  and  the  boundanes  of  his  location  will  be  defined 
by  the  Native  Location  Commission  in  the  manner  indicated  in  the  last  pre* 
ceding  Article. 

Article  24.  The  independence  of  the  Swazies,  within  the  boundary  line 
of  Swaziland,  as  indicated  in  the  first  article  of  this  Convention,  will  be  follj 
recognised. 

Article  25.  No  other  or  higher  duties  will  be  imposed  on  the  impoiti- 
tion  into  the  Transvaal  State  of  any  article,  the  producc  or  manafeurtnre  of 
the  dominions  and  possessions  of  Her  Majesty,  from  whatever  place  arriving; 
than  are  or  may  be  payable  on  the  like  article,  the  produce  or  mannfacton 
of  any  other  country,  nor  will  any  prohibition  be  maintained  or  imposed  09 
the  importation  of  any  article,  the  produce  or  manufacture  of  the  dominions 
and  possessions  of  Her  Majesty,  which  shall  not  equally  extend  to  the  im- 
portation of  the  like  articles,  being  the  produce  or  manufacture  of  any  other 
country. 

Article  26.  All  persons  other  than  natives  conforming  themselves  to  the 
laws  of  the  Transvaal  State  (a)  will  have  fuU  liberty,  with  their  families,  to 
enter,  travel,  or  reside  in  any  part  of  the  Transvaal  State;  (b)  they  will  be 
entitled  to  hire  or  possess  houses,  manufactories,  warehouses,  shops  and  pre- 
miscs;  (c)  they  may  carry  on  their  commerce  either  in  person  or  by  any  agetf» 
whom  they  may  think  fit  to  employ;  {d)  they  will  not  be  subject,  in  respect 
of  their  persons  or  property,  or  in  respect  of  their  commerce  or  indostry,  ^ 
any  taxes,  whether  general  or  local,  other  than  those  which  are  or  maj  be 
imposed  upon  Transvaal  citizens. 

Article  27.  All  inhabitants  of  the  Transvaal  shall  have  firee  accessto 
the  Courts  of  Justice  for  the  prosecution  and  defence  of  their  rights. 

Article  28.     All  persons,  other  than  natives,  who  established  their  doBi- 


.J 
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the  Transvaal  between  the  12th  day  of  April,  1877,  and  the  date  ^'*  '•^*- 
8  Gonvention  comes  into  efifect^  and  who  shall  within  twelve  months  britonnien 
h  last-mentioned  date  have  their  names  registered  bj  the  British  Re-      '*"* 

TransTMl. 

ball  be  exempt  from  all  compulsory  military  service  whatever.    The8.AaK.  issi. 
shall  notify  such  registration  to  the  Government  of  the  Transvaal  State. 
2le  29.    Pro  Vision  shall  hereafter  be  made  by  a  separate  instrument 
mtoal  eitradition  of  criminals,  and  also  for  the  sorrender  of  deser- 
Her  Majesty's  Forces. 

:le  30.  All  debts  contracted  since  the  Annexation  will  be  payable 
me  currency,  in  which  they  may  have  been  contraeted.  ||  All  uncan- 
>tage  and  other  revenue  stamps  issued  by  the  Government  since  the 
n  will  remain  valid^  and  will  be  accepted  at  their  present  valae  by 
t  Government  of  the  State.  All  licenses  dnly  issued  since  the  An- 
¥ill  remain  in  force  during  the  period,  for  which  they  may  have  been 

;le  31.  No  grants  of  land  which  may  have  been  made,  and  no 
or  mortgages  which  may  have  been  passed  since  de  date  of  Annexa- 
be  invalidated  by  reason  merely  of  their  having  been  made  or  passed 
i  date.  II  All  transfers  to  the  British  Secretary  for  Native  Affairs  in 
Natives  will  remain  in  force,  the  Native  Location  Commission  taking 
of  such  Secretary  for  Native  Affairs. 

ile  32.  This  Convention  will  be  ratified*)  by  a  newly-elected  Volks- 
in  the  period  of  three  months  after  its  execution,  and  in  default  of 
ication  this  Gonvention  shall  be  null  and  void. 
Ie  33.  Forthwith  after  the  ratification  of  this  Convention,  as  in  the 
ding  article  mentioned,  all  British  troops  in  Transvaal  Territory  will 
same,  and  the  mutual  delivery  of  munitions  of  war  will  be  carried  out. 

ïd  at  Pretoria  this  3rd  day  of  August,  1881. 

Hercules   Robinson, 

President  and  High  Commissioner. 

Evelyn   W  o  o  d ,  Major  General, 

Officer  Administering  the  Government 

J.  H.  de  V  i 1 1  i e r  s. 

the  nndersigned,  Stephanus  Johannes  Paulus  Kruger,  Martinus  Wessel 
and  Petrus  Jacobus  Joubert,  as  representatives  of  the  Transvaal 
do  hereby  agree  to  all  the  above  conditions,  reservations  and  limi- 
ider  which  self-Government  has  been  restored  to  the  inhabitants  of 
vaal  Territor^j  subject  to  the  suzerainty  of  Her  Majesty,  her  Heirs 
ssors,  and  we  agree  to  accept  the  Government  of  the  said  Territory, 
ights  and  obligations  thereto  appertaining,  on  the  8th  day  of  August, 

chehen  am  25.  October  1881.  A.  d.  Red. 
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Nr.  7672.    jggj    ^^^1  ^fB  pfomise  and  undertake,  that  this  Convention  shall  be  ratified 
briiannien  bj  a  ncwly-elected  Volksraad  of  the  Transvaal  State  witbin  tbree  montbs  fron 
^^*  ,   this  date. 
3.Ang.  1881.         Signed  at  Pretoria^  tbis  3rd  day  of  Angust,  1881. 

S.  J.  P.  Krnger. 

M.  W.  Pre to rins. 

P.  J.  Joubert 


Nr.    7673.     OBOSSBBITAHHIEH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  s&mmtliche 

diplomatiscben  Yertreter  Ënglands.  —  Uebersendnng 
der  Eonvention  mit  Transvaal 


Foreign  Office,  November  80,  1881. 
^Qt^^  My  Lord  (Sir),  —  I  transmit  to  your  Excellency  (you)  berewitb  for  com- 

britonnien.  munication  to  the  Government;  to  whicb  you  are  accredited,  a  copy  of  the 
80.Nov.i88i.  Q^jjygjjIJQjj  wbicb  bas  been  concluded  witb  the  Transvaal,  and  wbicb  was  ra- 
tified by  tbe  Volksraad  of  that  State  on  the  25th  of  October  last  ||  In  fomish- 
ing  the  Minister  for  Foreign  Affairs  with  the  enclosed  paper  you  will  caü 
.  bis  Excellency's  special  attention  to  tbe  provisions  of  Article  2  of  tbe  God* 
vention,  by  whicb  the  Qneen  bas  reserved  to  herself  the  control  of  the  ex-J 
ternal  relations  of  the  new  Transvaal  State,  including  the  conclusion  of  treatiai;;; 
and  the  condact  of  diplomatic  interconrse  with   foreign  powers,  sneb  inler, 
course  to  be  carried  on  by  Her  Majesty's  Diplomatic  and  Consolar  OfSeen^, 
and  you  will  point  out  to  bim,  as  hearing  further  upon  this  point,  that  tj 
Article  18  it  is  provided,  that  the  British  Resident  to  be  appointed  by  Her 
Majesty  in  and  for  the  Transvaal  State,  shall  perform  duties  and  fimetioBi 
analogous  to  those  discharged  by  a  Chargé  d'Affaires  and  Consul-General,  aal 
that;  in  regard  to  Communications  with  foreign  powers,  the  Transvaal  Gonof 
ment   will   correspond  with  Her  Majesty's  Government  tbrougb  the  Brituh 
Resident  and  the  High  Gommissioner.  ||  I  have,  &c,  , 

Granville. 
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,  GEOSSBBITANNIEH.  —  Unterstaatssecretar  Dilke  an 
den  franz.  Botschafter  in  London^(Challemel-Lacoar). 
—  Standpankt  der  engl.  Regierung  bez.  des  neuen 
Handelsvertrages  mit  Frankreich. 

Foreign  Office,  August  23,  1880. 
ibassadeur,  —  I  have  now  the  honour  to  transmit  to  your  Excel-  Nr.  7674. 
Dorandum  in  which  are  stated  in  general  terms  the  views  of  Her  briJn^iên. 
overnment  with  respect  to  the  revision  of  the  French  Tariff  in  23.Aug.i88o. 
iaty  of  Commerce  and  Navigation  with  France^  and  also  the  re- 
>  which  have  been  made  to  Her  Majest/s  Government  relative  to 
D  the  present  Tariff  on  certain  British  goods.  This  Memorandum 
rawn  np  in  order  to  give  effect  to  the  basis  of  negotiation  on 
iuggested  by  M.  Léon  Saj,  namely^  ''amélioration  du  statu  quo 
\  du  développement  des  relations  commerciales."  I  may  add,  that 
ercial  negotiations  were  commenced  in  1877  Her  Majesty's  Gk)- 
iderstood,  that^  the  Tariff  arrangements  made  in  1860  would  be 
ad  that  in  the  Communications  in  regard  to  the  commercial  rela- 
!n  the  two  couütries  which  have  taken  place  since  lb77  the  same 
has  been  held  out  Her  Majesty's  Government,  therefore,  received 
vely  satisfaction  the  overtures  made  by  M.  Say  as  calculated  to 
lts  which  will  promote  the  best  interests  of  the  two  countries.  Be- 
Qclusion  is  come  to  with  respect  to  the  conversion  of  ad  valoretn 
duties,  Her  Majesty's  Government  are  of  opinion,  that  the  third 
sted  by  M.  Say,  namely,  "Recherche  des  moyens  de  faire  dis- 
fraudes de  Douane",  should  be  fuUy  examined,  and  that  the  na- 
Ltent  of  the  frauds  referred  to  should  be  explained.  ||  Your  Ex- 
il perceive,  that  I  do  not  on  this  occasion  enter  into  shipping 
or  advert  to  the  colonial  and  other  matters  which  will  also  have 
lered  in  the  course  of  any  commercial  negotiations  between  Great 
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Nr.  7674.  Britaüi  aud  France.  I  beg  to  assure  you,  that  Her  Majesty's  Govemment 
britaimien.  will  be  readj;  on  receiviüg  notice  beforehand  of  the  time  when  the  Frendi 
23.Aug.i880.  Government  will  be  prepared  to  enter  upon  these  inquiries,  to  discuss  the» 
various  subjects  in  sach  manner  as  may  be  most  convenient  to  the  Freock 
Government.  Any  proposed  changes  of  classification  or  duty  will;  howefffi 
require  carefal  consideration^  probably  in  consaltation  with  persons  technicillj 
acquainted  with  the  trade  and  the  particular  goods  in  question.  ||  In  condo- 
sion,  allow  me^  M.  TAmbassadeur  to  request  the  careful  and  best  attentiM 
of  the  French  Government  to  the  representations  now  submitted  to  yoiL  1 1 

have^  &c. 

Charles  W.  Dilke. 


Memorandum  respccting  Tariff  Arrangements. 

In  considering  the  stipulations  in  regard  to  the  French  Tariff  to  be 
entered  into  by  a  new  Commercial  Treaty  between  France  and  Great  Britii^ 
it  is  advisable  to  state  in  the  first  place  the  basis  on  this  point  of  the  oe* 
gotiations  of  1860.  This  basis  was  on  the  side  of  France^  a  general  tnofi- 
tion^  so  far  as  British  commodities  are  concemed,  from  prohibition,  or  bigli 
dnty  to  daties  at  a  moderate  rate,  and  on  the  side  of  England,  the  total  ibo- 
lition  of  customs  dnty  on  French  production,  where  fiscal  consideraUons  wooM 
permlt  it^  and  redaction  to  the  lowest  practicable  point^  together  with  tk 
entire  abandonment  of  any  protective  impost  on  behalf  of  a  British  and  aganit 
a  French  commodity,  where  fiscal  considerations  would  not  allow  total  abol- 
tion.  At  that  time  the  rule  of  the  French  Tariff  was  high  dnty  in  genenl^ 
with  a  large  measnre  of  absolute  prohibition;  the  rule  of  the  British  TtfÜ 
was  low  duty  in  general,  with  a  large  nnmber  of  articles  absolutely  free,  ui 
with  certain  exceptions  of  high  duty  imposcd  for  fiscal  purposes.  This  nte 
of  the  respective  Tariffs  of  the  two  countries  formed  the  point  of  depaxton 
in  the  adoption  of  the  basis  above  mentioned.  ||  When  the  details  of  the  YroA 
Tariff  annexed  to  the  Supplementary  Conventions  of  the  12th  October  ai 
the  16th  November,  1860,  had  been  settled,  Mr.  Cobden  announced,  thatoi 
the  average  the  duties  so  settled  would  not  bc  more  than  15  per  cent  b 
consequence  of  representations  then  made  by  Mr.  Cobden,  Her  Majesty's  Go- 
vernment reduced  the  duty  on  light  wines  beyond  the  engagements  contaioed 
in  the  Treaty  of  the  23rd  January,  1860;  for  in  1862  the  limit  of  streag* 
for  wines  admitted  at  the  1  s.  rate  of  duty  was  raised  from  15  to  26  dep^ 
Her  Majesty's  Government  thus,  on  their  part,  carried  the  Treaty  into  tf 
effect  in  1862;  while,  as  regards  France,  it  did  not  come  into  fuü  opentiB* 
until  the  Ist  October,  1864.  The  commercial  relations  cannot  be  sepantB' 
from  the  general  and  political  relations  between  Great  Britain  and  Fnac^ï 
and  the  beneficial  influence  of  the  Treaty  of  1860  has  been  feit  in  many  wV 
and  on  many  occasions  during  the  last  twenty  years.    As  regards  the  aoo^ 
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he  tradc  which  has  grown  up  under  the  Treatj  of  1860,  at  the  present  ^'-  '^^"** 
i  Franco-English  trade  is  about  22  per  cent.  of  the  total  trade  of  France;  briunnien. 
Ie  Anglo-French  trade  is  about  11  per  cent.  of  the  total  trade  of  the  United  ^^•^*^'^®^- 
gdom.  From  this  point  of  view  France  is  much  more  interested  than 
;land  in  the  conclnsion  of  a  Treaty  which  shall  confirm  the  existing  com- 
'cial  relations  between  the  two  conntries;  and  place  the  trade  between  them 
a  still  more  satisfactorj  footing.  ||  It  is  to  be  observed  generally,  that  the 
ired  conditions  of  mannfacture,  and  of  qnestions  affecting  laboar,  and  the 
in  prices  since  1860,  have  raised  considerably  the  incidence  of  the  rates 
dntj  then  fixed.  Rates  which  were  then  moderate  have  now  become  op- 
ssive  to  trade,  or  even  prohibitive.  This  has  been  the  result  both  as  re- 
ds  ad  iHÜorem  and  specific  dnties.  ||  The  relative  proportion  of  profits  to 
ne  haying  altered,  a  10  or  15  per  cent.  dnty  ad  valorem  presses  more 
ivily  now  than  it  did  in  1860;  while  as  regards  the  specific  dnties  then 
reed  npon,  there  is,  in  many  instances,  good  reason  for  saying,  that  at  the 
jsent  time  they  far  exceed  the  ad  valorem  rates  for  which  they  were  ori- 
lally  intended  to  be  equivalent,  and  that  in  some  instances  they  even  ex- 
3d  the  maximum  rate  of  25  per  cent  stipulated  in  the  Treaty  of  1860.  This 
ter  resolt  appears  to  be  the  case  more  especially  in  regard  to  ccrtain  cotton 
d  iron  goods,  certain  chemicals  and  salt.  ||  If  the  matter  is  rightly  under- 
)od,  the  amount  of  duty  raised  in  France  on  each  of  the  foUowing  descrip- 
ins  of  goods  does  not  exceed  2,000,000  fr.,  namely,  iron,  r^  and  cast; 
m,  wrought;  tools  and  other  metal  wares;  steel;  linen  and  hemp  yarus; 
len  and  hemp  tissues;  silk  tissues;  raw  wool;  glass,  <&c.;  seed  oils.  ||  The  ad- 
ntage  to  the  revenue  thus  obtained  is  insignificant,  and,  in  fact,  besides  the 
Qdrance  to  the  prosperity  of  the  country  occasioned  by  unprofitable  taxation, 
e  revenue  derived  can  hardly  be  said  to  be  worth  collection.  ||  Further,  as 
gards  Chemicals,  soap,  china  and  glass,  yarns,  wool  tissues,  linen  and  hemp 
»«ies,  paper,  leather  (wrought)  and  tools,  the  statistics  of  French  trade 
tondantly  prove,  that  French  manufactnrers  are  in  a  position  to  compete 
iccessfnlly  in  foreign  markets. 

But,  besides  these  general  considerations,  it  has  been  admitted  in  France 
1  official  authority,  that  French  textile  manufactnrers  do  not  require  pro- 
tction:  For,  in  a  statement  on  general  conditions  of  manufacture  by  M.  Bal- 
^  and  M.  Feman  Raoul  Duval,  Reporters  on  Textile  Manufactures,  submitted 
>  the  Conseil  Supérieur  du  Commerce,  and  annexed  to  the  Minutes  of  the 
leeting  held  on  the  25th  March,  1876,  the  folio wing  important  passage 
Bciurs:  —  ^n  étudiant  en  détail,  pour  les  diverses  industries  textiles,  dans 
^  locaUtés  variées  oü  elles  sont  exercées,  les  éléments  spéciaux  des  prix  do 
^▼ient,tels  que  main  d'oeuvre,  combustible,  impóts,  coüt  des  établissements,  &c., 
^  peut  affirmer  avec  des  différences,  tantót  en  plus,  tantót  en  moins,  et  par 
^QBéquent  se  compensant  dans  une  certaine  mesure,  qu'il  n'y  a  pas  au  total 
^  écart  actuel  de  plus  de  3  ^  4  pour  cent  au  détriment  de  la  France  par 
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Nr.  7674.   rappoft  k  TAngleterre,  dans  Ie  coftt  de  la  production  —  écart  qui,  au  pc 
britumien.  de  Yoe  do  notre  marché  extérieur  ^  est  dans  bien  des  cas  compensé  par 
28.Ang.i88o.  j^j^jg  ^g  tHuisport  Quc  les  prodoits  Anglais  ont  k  supporter  pour  venir  c 
currencer  les  nötres  en  ce  qoi  concerne  la  consommation  nationale.'' 

In  proceeding  now  to  state  the  nature  of  representations  which  b 
been  made  to  Her  Majest/s  Government^  relative  to  Tariff  arrangements  i 
reference  to  the  pending  commercial  negotiations^  it  is  taken  for  granted,  i 
the  French  Government  will  not  approach  the  subject  in  a  spirit  less  lib 
than  in  1860,  and  that  the  policy  tben  adopted  will  not  onlj  be  adhered 
but  will  be  now  carried  into  more  complete  effect.  These  representations 
be  stated  brieflj,  because,  from  the  nature  of  the  case,  they  most  in  n 
instances  be  examined  and  considered  in  communication  with  persons  who 
technically  acquainted  with  the  subject  to  be  discussed.  This  coorse;  it 
be  remarked,  was  adopted  in  the  negotiations  in  1860  and  in  1872. 

First,  as  regards  textile  manufactures,  it  is  representcd,  that  the  pre 
dutj  is  in  effect  prohibitory  with  respect  to  many  descriptions  of  cottons,  e 
and  jute  tissues. 

As  regards  (1)  cotton  tissues,  a  duty  of  10  per  cent.  ad  vdlarem,  oi 
equivalent  specific  rate,  is  asked  for  all  descriptions  of  these  goods:  for  (2) 
tissues,  entire  remission  of  duty;  and  for  (3)  jute  tissues,  remission  or 
duction  to  5  per  cent  ad  vatorens,  or  an  equivalent  specific  duty  is  a& 
With  respeot  to  (4)  wool  tissues,  a  reduction  of  duty  to  5  per  cent.  ad  v 
rem,  and  the  maintenance  of  an  ad  valorcm  duty,  especially  for  mixed  woo 
goods,  is  asked,  and  also  that  carpets  may  be  formally  included  in  this  an 
gement;  (5)  the  maintenance  of  the  existing  mode  of  assessing  duties  is  stroi 
urged  in  the  case  of  linen  tissues,  and  some  reduction  of  duty  is  sought  for 

As  to  all  yarns  and  likewise  silk  thread,  it  is  pointed  out,  that  tl 
goods  are  in  only  a  half-manufactured  state,  that  they  are  much  wanted 
France  for  nse  in  the  more  complete  manufactures  of  the  country,  and  i 
they  should  ther^fore,  even  from  a  protectionist  point  of  view,  be  admii 
free  or  at  nominal  rates  of  duty. 

With  respect  to  iron,  it  is  shown,  that  for  some  wares  the  present  n 
are  prohibitory;  abolition  of  duty  is  asked  for  on  pig-iron,  and  abolition, 
at  least  a  considerablc  reduction,  on  cast  and  malleable  iron.  The  pree 
duties  on  steel  goods  are  much  too  high,  and  should  be  assimilated  to  th 
on  iron  wares;  in  fact,  the  whole  of  the  duties  on  all  descriptions  of  i 
and  steel  goods  require  to  bc  thoroughly  revised  and  simplified.  Fmther 
vision  is  also  required  for  other  metal  goods,  in  order  to  readjust  duty 
some  and  to  include  in  the  Treaty  Tariff  articles  at  present  omitted,  sneh 
copper  and  yellow  metal  sheathing  for  ships. 

Chemicals,  —  Prices  have  greatly  fallen  since  1860;  and  the  followi 
examples,  which  it  is  sufficiënt  to  cite,  show  the  altered  incidence  of  the  i 
then  fixed:  — 
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Soda  ash  .  . 
Soda  crystals  . 
Gaastic  soda  . 
Bleaching  powder 


Treaty  equivalent. 


Present  rate. 


Per  cent. 

15 
15 
13 


Per  cent 
10 
20 
25 
19 


^    Nr.  7674. 

GroAB- 
^   brituuüttn. 
"  8S.Aiig.1880. 


Redaction  is  asked  for  on  all  classes  of  cbemicals;  and  inquirj  as  to 
tes  of  compensatory  dnties  levied. 

ML  —  In  1860  circumstanceS;  which  it  is  annecessary  to  set  forth  in 
tail  on  this  occasion^  rendered  the  French  Government  desirous  of  deferring 
e  redaction  to  be  made  in  the  rate  of  duty.  Mr.  Gobden  waS;  it  is  stated^ 
ren  to  onderstand,  that  this  redaction  woald  shortly  take  place ^  and  that 
e  revised  daty  should  not  exceed  10  per  cent.  ad  valarem.  Nothing,  ho- 
iver,  has  yet  been  donc  in  the  matter,  and  it  is  strongly  urged,  that  this 
derstanding  should  be  forthwith  carried  into  effect. 

Plate  Glass.  —  It  is  well  known,  that  this  article  was,  through  inad- 
rtence,  not  sufficiently  considered  when  the  Tariff  of  1860  was  settled;  re- 
iction  of  duty  is  strongly  orged. 

Paper,  —  It  is  asked,  that  the  abolition  of  the  export  duty  on  rags 
All  be  a  stipulation  of  the  Treaty  Tariff,  that  the  rate  of  duty  on  writing 
ld  printing  paper  shall  be  reduced,  and  that  a  moderate  ad  valorem  duty 
laü  be  fized  for  paper  hangings. 

Leather,  —  It  is  represented,   that  the  tanning  process  used  for  sheep, 
óns  and  goat  skins  renders  it  very  difficult,  if  not  impossible,  to  distinguish 
lese  articles,  and  that  they  should  therefore  be  assimilatcd  in  the  Tariff.  It 
asked  also,  that  all  leather  goods,  or,  at  all  events,  unwrought  leather, 
K)ald  be  admitted  frec  of  duty. 

Application  is  made  with  regard  to  ammunition  —  caps  and  cartridge 
töes;  it  is  asked,  that  ammunition  should  not  be  classed  with  fire-arms,  that 
>6  present  duty  on  cartridge  cases  and  percussion  caps  should  not  be  in- 
"eased,  and  that  loaded  sporting  cartridges  should  be  admitted  at  a  mode- 
*e  duty. 

Beduction  of  duty,  if  remission  cannot  be  granted,  is  asked  for  the  foUow- 

S  goods:   bookbinders'  cloth,  vulcanite  combs,  seed  and  resin  oils,  wooden 

Tews,  and  is  especially  urged  for  fish.    With  regard  to  starch,  it  is  pointed 

it  that  while  the  present  duty  is  not  open  to  much  objection,  the  system 

charging  a  separate  and  additional  duty  on  the  boxes  in  which  it  is  packed 

vexatioos  and  is  a  serious  hindrance  to  trade. 

It  is  sufficiënt  at  present  to  call  attention  to  the  goods  above  enumerated; 
It  it  may  perhaps  be  necessary  to  advert  to  others  when  Tariff  matters  are 
Uy  discussed. 

8t%fttf»r6hiT  XL.  U 
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Nr.  7674.  i^\^q  principlcs  of  negotiation  above  indicated^  and  the  statements  ad 

britMniem  reprcscntations  here  submitted  for  considcration^  seem  very  fairly  to  lead  ti^ 

2S.Aiig.  1880.  the  foUowing  conclusions  as  to  the  bases   of  the  now  Treaty  stipnlatioDS 

regard  to  the  changes  to  be  made  in  the  French  Conventional  Tariff:  ~ 

1.  That  15  per  cent  shall  be  the  maximum  rate  of  duty;  bat  if 
French  Government  wish  to  make  exception  in  regard  to  certain  goods  to 
specified  by  them^  no  objection  shall  be  made  thereto  d  priori, 

2.  That  10  instead  of  15  per  cent  shall  be  the  average  rate  of  dutf  j 
on  British  prodnce  and  manufactnres  imported  into  France. 

3.  That  goods  now  charged  10  per  cent  shall  be  charged  7^9  P^  c^j 
It  is  to  be  remembered;  that  expenses  of  transport  considerably  increase  dj 
these  rates. 

4.  That  to  some  extent  at  least  entire  remission  of  duty  shall  be  WÊk\ 
in  the  new  Treaty  Tariff. 

5.  That  any  changes  of  classification,  and  the  determination  of  the  spa»] 
cific  rates  which  shall  be  equivalent  for  the  corresponding  <id  vdlorem  di 
if  any  alteration  in  the  mode  of  assessment  of  duty  is  agreed  upon,  shiU 
settled  aftcr  due  examination  and  by  consent  of  both  Powers. 


Nr.    7675.     FRANESEIGH.  —   Memorandum   des   franz.   Handeli-i 

ministers  (Rouvier)  über  den  Handelsvertrag. 

Nr.  7675.  Lo  Mémoraudum  du  Gouvernement  Anglais  qui  nous  a  été  transmis  pt\ 

24.sepu^.^  Challemel-Lacour  au  sujet  des  arrangcments  Douaniers  entre  la  France  etj 
l'AngleterrC;  débute  par  une  analyse  des  bases  sur  lesquelles  a  été  établi  11 
Traite  de  1860.    U  résulterait  de  cette  analyse  que  la  France  a  été  la  ptai 
favorisée  des  deux  Parties  GontractanteS;  et  qne^  par  suite^  c'est  elle  qii  i 
tiré  de  ce  Traite  Ie  meilleur  profit  ||  Ces  prémisscs  poséeS;  Tauteur  dn  M^ 
morandum  en  conclut  que  la  France  est  bien  plus  intéressée  que  TAn^etaic 
k  l'établissement  d'un  nouveau  Traite;  puis  il  développc  les  motiüs  qoi  doifot 
détcrminer  la  France  è  consentir  des  abaissements  de  droits  sur  on  eertiii 
nombre  d'articles  de  son  Tarif  Couventionnel.  ||  Sans  entrer  dans  les  détA 
du  Traitó  de  1860;  je  rcconnais  que  Ie  Tarif  Anglais  est  moins  élevé  q«e  11 
Tarif  Fran^ais^   et  que  Ic  Gouvernement  Britannique  a  loyalement  temi  ki 
engagements  qu'il  avait  pris  dans  les  préliminaires  des  négociations.  H  Vvsi 
importe  de  faire  observer  que  Ic  résultat  de  ces  négociations  n'a  pas  Mf 
stitué  une  faveur  spéciale  k  la  France  en  échange  des  sacrifices  que  edle-^ 
s'imposait;  mais   bien   un  changement  dans   la  législation  Douanière  de  k 
Grande  Bretagne  qui  a  profité  et  profite  encore  k  toutes  les  Puissances  ^ 
mondC;  sans  aucune  exception.  ||  L'on  peut  donc  dire  que  la  France  n'a  jori 
en  AngleterrC;  depuis  1860^  d'aucun   privilege,   et  que  ses   produite  se  ifl^ 
rencontres  sur  les  marchés  Anglais  en  librc  concurrcnce  avec  les  prodoits  ^ 
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lODde  entier,  mème  avec  cenr  des  Puissances  qoi  n'accordaiont  aucune  faveur   ^r-  7^"^- 
u  prodoits  Aoglais.  ||  La  France;  au  contraire^  na  consent!  a  ouvrir  sonsé^ptisso. 
larché  dans  les  conditions  oü  il  était  ouvert  k  rAngleterre^  qu'aux  Puissances 
u  lui  accordaient  des  avantages  dont  TAngleterre  elle-même  a  largement 
rofité.  y  C'est  ainsi  que  la  France  rencontre  sur  les  marchés  Anglais  la  con- 
Drence  k  égalité  des  produits  Américains^  tandis  que  TAngleterre  n'a  pas 

hitter  en  France  contre  la  concurrence  de  ces  mèmes  produits.  ||  Cette 
mie  observation  n'est  point  une  critique.  Je  yeux  seulement  établir^  en 
Quit  la  position  respective  des  parties^  qu'il  ne  serait  pas  juste  de  la  part 
i  TAngleterre  d'opposer  cxclusivement  k  la  France  les  avantages  d'une  lé- 
slation  dont  tout  Ie  monde  a  profité  comme  elle.  ||  Je  ne  veux  pas  non  plus 
itamer  une  dissertation  théorique  sur  Ie  mérite  4a  sjstème  que  la  puissance 
odoctrice  de  l'Angleterre  lui  a  permis  d'adopter.  Je  n'hésiterais  mème  pas 
reconnattre  qu'en  s'affranchissant  des  Tarifs  protecteurs;  TAngleterre  a  fait 
ie  saine  application  des  meilleurs  principes  énonomiques;  mais  quel  que  soit 

mérite  de  ce  système,  il  faut  bien  reconnattre  qu'il  est;  au  moins  aujour- 
bd^  d'une  application  impossible  en  France.  Nous  ne  pouvons  consentir 
s  abaissements  sur  notre  Tarif  Général  qu'autant  qu'ils  nous  procurent  des 
antages  réciproquesi  en  tenant  comptC;  bien  entendU;  de  la  situation  écono- 
iqoe  des  Parties  Contractantes.  [|  Or^  en  Tétat  actuel;  la  Grande  Bretagne 
a  rien  k  nous  accorder  de  plus  que  cc  qu'ello  accorde  k  tous  les  autres 
lysy  tandis  que  Ie  moindre  abaissement  de  nos  Tarifs  constitue  pour  elle  une 
iritable  faveur.  ||  Je  sais  bien  que  cette  faveur  n'est  pas  exclusive  et  qu'elle 
rofitera  k  toutes  les  Puissances  qui  traiteront  avec  nous;  mais  comme  nous 
e  tndtons;  je  Ie  répète^  qu'^  la  condition  d'obtenir  des  abaissements  de  Ta- 
is  dont  généralement  TAngleterrc  profite,  il  en  résulte  que  nos  propres 
"nutés  lui  constituent  de  réels  avantages.  ||  Il  y  a  lieu  de  tenir  comptc  aussi 
6  Ia  situation  qui  nous  est  faitc  par  l'Article  XI  du  Traite  de  Francfort, 
Qx  termes  duquel  nous  transférons  immédiatement  k  TAUemagne  tous  les 
Tantages  commerciaux  que  nous  concédons  k  Tune  des  six  Puissances  dé- 
ommées  dans  ce  Traite  et  parmi  lesquelles  figure  TAngleterrc.  ||  ü  est  vrai 
06  nous  jouironS;  par  réciprocité;  de  tous  les  avantages  que  TAllemagnc 
^'Qrra  concéder  k  Tune  de  ces  six  Puissances;  mais  en  fait^  11  n'apparait  pas 
ae  Ie  Gouvernement  de  Berlin  soit  disposé  k  consentir  aucun  abaissement  de 
'sHÜB  ni  même  que.personnc  lui  en  fasse  la  demande;  de  telle  sorte  que  la 
itnde  Bretagne  en  exigeant  de  nous  des  sacrifices  qu'elle  n'exige  pas  de 
lUemagne,  tout  en  lui  accordaut  Ie  même  traitement^  nous  place  dans'  cette 
ogolière  situation,  que  nous  accorderions  k  cette  demière  Puissance  des 
^aissements  de  Tarifs,  sans  aucune  réciprocité.  ||  Ces  observations  n'ont  certes 
^  pour  bat  d'opposer  une  fin  de  non  recevoir  au  projet  d'une  nouvelle  Con- 
ifition  commerciale  avec  la  Grande  Bretagne.  Notre  sincère  désir  est,  au 
^otnirCy  je  l'ai  affirmé  en  maintes  circonstances,  de  continuer  avec  nos  voi- 
(tt  d'Outre  Manche  les  relations  amicales  qui,  tant  au  point  de  vue  écono- 
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Nr.  7675.    miquc  qu'au  point  de  vue  politique,  ont  été  si  profitables  aux  deux  pays.  Mri 

Frankreich. 

24.sept.i88o.  je  les  ai  crues  nécessaires  pour  bien  établir  notre  situation  et  aller  aa  deTül 
des  critiques  que  la  CoDvention  k  intervenir  pourra  sosciter  de  la  part 
adversaires  des  Traites  de  Commerce.    Il  ne  faut  pas  oublier^   en  effei, 
nos  Traites  doivent  être  soumis  k  la  ratification  du  Parlement;  et  sans  voi 
préjuger  la  solution  définitive  du  Sénat  k  Tégard  du  Tarif  Général  des  Di 
neS;  Ton  peut  affirmer^  dès  k  présent,  que  dans  la  discussion  Ie  principe 
des  Traites  de  Commerce  sera  vigoureusement  combattu.  ||  Il  est  donc  m 
saire  de   ne  pas   augmenter   les   difficultés   résultant   de  cette   discussion 
fonrnissant  k  nos  adversaires  des  arguments  qu'ils  pourraient  tirer  des 
fices  qui  nous  auraient  été  imposés^   et  que  nous  aurions  consentis.  || 
nécessité  est  d'autant  plus  impérieuse   que  les  producteurs  agricoles,  soos 
coup  des  pcrtcs  qu'ils  ont  éprouvées  par  suite  d'une  série  de  mauvaises 
colteS;  ont  abandonné  pour  la  plnpart  les  idécs  libre-échangistes  qu'ils 
fessaient  dans  des  temps  plus  prospères.     La  situation  vraiment  désasi 
d'un  certain  nombre  de  départemcntS;  tres  habilement  exploitée,  est  Ie  %h 
k  Taide  duquel  les  partisans  du  régime  protectionniste  comptent  entrainer 
Yotes  dn  Parlement  ||  Il  ne  faut  pas  se  dissimulcr  que  ce  thème  est  facflft 
soutenir  aujourd'hui;  car  la  France  a  cruellcment  resseuti  les  effets  de  la 
agricole,  commerciale    et  industrielle  qui;  depuis  plusicurs  années;  règnfi 
tous  pays.    Il  importe,  en  effet,  de  ne  pas  oublier  que  nos  exportations 
sensiblement  diminué  depuis  quatre  années,  tandis  qu'au  contraire  nos  im] 
tations  ont  pris  d'énormes  proportions.  ||  Nulle  part,  du  reste,  la  consonunil 
des  produits  manufacturés  n'a   suivi   Ie  mouvement  ascensionnel   de  la 
dnction.     L'abaissement  des  prix  a  été  la  conséqnence  de  eet  accroi 
de  prodnctiou;  sans  débouché  suffisant;  de  \k  des  plaintes  et  des  prote 
contre  Ie  régime  des  Traites  qui;  disent  ses  adversaires,  en  livrant  Ie 
intérieur  k  la  concurrence  étrangère;  entrafne  Tavilissement  des  prix,  la 
pression  des  bénéfices  du  capital  et  Tabaissement  des  salaires.  ||  Sans  atttdtf 
k  ces  plaintes  et  k  ces  protestations  plus  de  valeur  qu'elles  n'en  mentent,  é 
sans  qu'il  soit  besoin  de  reproduire  ici  les  arguments  que  j'ai  moi-mème  tf 
valoir  pour  les  combattrC;  Ton  ne  peut  méconnaitrc  que  Tactualité  de  toi^ 
tuation  leur  donne  une  apparence  de  sincérité  de  nature  k  impressionner  ki 
esprits  les  moins  prévenus.     Aussi  ai-je  dü;  pour  calmer  les  appréhenAM 
et  les  crainteS;  déclarer  k  plusieurs  reprises  que  Ie  Gouvernement  n^enteslrf: 
pas  se  livrer  k  des  tentatives  hasardeuseS;  et  qu'il  s'en  tiendrait,  dans  hl 
fntures  négociationS;  au  maintien  du  statu  qtw  et  k  la  rectification  de  qvdtMl 
erreurs.  ||  Le  moment  serait  donc  tres  mal  choisi  pöur  proposer  k  la  itSkt 
tion  du  Parlement  un  Traite  qui  contiendrait  des  abaissements  de  Tarifs.  IfMi; 
irions  k  un  échec  certain.  ||  Je  suis  donc  obligé  de  combattre  les  propositiflM 
du  Memorandum  AnglaiS;  dans  Tintérêt  même  d'un  arrangement  fator;  ctf  ji 
considérerais  comme  tres  regrettablc  la  rnpture  de  nos  ^GonTentions  oomatf" 
ciales  avec  la  Grande  Bretagne.  ||  Je  ne  conteste  cependant  pas  d'ime  tuf^ 
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absoloe  la  valeur  de  certaines  observations  contenues  dans  ce  Memorandum.  /'J^;*: 

Frankreich. 

Je  reconnais,  notamment,  que  les  modifications  apportées  dans  la  fabrication  24.sept.i880. 
pr  Ie  perfectionnement  des  ontillages,  l'abaissemcnt  des  salaires  et  même  par 
celui  de  certaines  matlères  premières,  ont  changé  Ie  pourcentage  des  droits 
édblis  en  1860.  ||  Mals  c'est  précisémcnt  eet  abaissement  cles  prix  qoi  cause 
ks  protestations  dont  je  parlais  tont  h  Theure.  Les  cnltivateurs  se  plaignent 
k  pen  de  valear  des  produits  de  calture  industrielle;  les  ouvriers  soaffrent 
des  chömages  et  de  rinsuffisanee  de  leur  salaire;  les  industriels  ne  trouvent 
1I08  lenrs  capitaox  suffisamment  garantis  contre  les  risques  de  leurs  entre- 
irises.  II  C'est  donc  one  même  cause,  ^l'abaissement  des  prix/'  qui  motive  de 
I  part  des  industriels  Anglais  une  demande  de  diminution  et  de  la  part  des 
idostriels  Francais  une  augmentation  de  Tarifs.  ||  Les  fluctuations  des  valeurs, 
otamment  en  ce  qui  concerne  la  metallurgie  et  les  fils  et  tissus  de  coton, 
ont  Ie  marché  Anglais  est  Ie  grand  régulateur,  ne  permettent  pas  d'établir 
ne  comparaison  bien  précise  entre  la  moyenne  des  prix  avant  1860  et  de- 
als; mais  il  est  permis  d'affirmer  que  la  concnrrence  Anglaise  a  fait  souvent 
t  brusquement  descendre  ces  prix  k  des  chiffres  ruineux,  et  qui  ont  causé 
u  France  de  sensibles  pertes.  Donc,  en  maintenant  les  Tarifs  actuels,  Ie 
roavemement  Francais  ne  se  montrera  pas  moins  libéral,  suivant  Texpression 
u  Memorandum,  qu'en  1860.  Je  pourrais  même  ajouter  qu'il  se  montrera 
los  libéral;  car  les  charges  qui  pèsent  sur  la  production  Frangaise  se  sont 
ingnlièrement  aggravées  depuis  cette  époque,  tant  sous  Ie  rapport  des  impóts 
[ne  sous  Ie  rapport  du  service  militaire,  qui  apporte  de  si  grandes  entraves 
A  travail  de  nos  manufactures. 

Le  Memorandum  fait  remarquer  que  Ie  droit  actuel  est  de  fait  prohibitif 
Kmr  UD  grand  nombre  de  tissus  de  coton,  de  soie  et  de  jute.  Or,  il  résulte 
te  noi^  statistiques  de  Douane  que  les  importations  Fran^aises,  qui  n'étaient 
^  1864  que  de  9,500,000  fr.  pour  les  tissus  de  coton,  se  sont  élevées  en 
L878  k  68,000,000  fr.;  celles  des  tissus  de  soie  ont  passé  de  100,000  fr.  è 
^5)800,000  fr.;  et  enfin  celles  du  jute,  qui  n'existaient  pas  en  1860,  s'élèvent 
Ugoordliai  è  plus  de  2,300,000  fr.  Ces  chiffres  prouvent  que  nos  Tarifs  ne 
Bo&t  pas  aossi  prohibitifs  que  le  dit  le  Memorandum. 

En  ce  qui  concerne  les  fils,  il  me  serait  facile  de  faire  une  démonstra- 
^&  tont  aossi  saisissante,  et  s'il  est  vrai  qu'une  partie  de  nos  ateliers  de 
'i^sage  est  intéressée  k  Tabaissement  des  droits,  il  faut  bien  reconnaftre  que 
^  abaissement  serait  tres  préjudiciable  k  nos  filateurs,  qui  ont  déj^  tant 
^  peine  k  soutenir  la  concurrence  Anglaise,  Allemande,  Beige  et  Suisse. 

En  ce  qui  concerne  la  distinction  entre  les  droits  sur  les  laines  peignées 
^  sar  les  laines  cardées,  je  dois  rappeler  que  cette  distinction  a  été  établie 
^'^rès  l'avis  du  Conseil  Supérieur  du  Commerce,  pour  réparer  une  erreur 
^  8'était  glissée  dans  cette  partie  du  Tarif,  au  moment  de  la  conclusion  des 
'faités  de  Commerce.  Ces  Traites  n'avaient  fait  aucune  distinction  entre  les 
la  de  laine  peignée  et  les  fils  de  laine  cardée.    Or,  la  filature  de  ces  deux 
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Hr.  7872.  jggj  and  ^e  promise  and  undertake,  that  this  Convention  shall  be  ratified 
briunnien  bj  a  newly-elected  Yolksraad  of  the  Transvaal  State  within  three  months  trom 
^^'^^  ,    this  date. 

Transraal. 

s.Ang.  1881.         Signed  at  Pretoria;  this  3rd  day  of  Angost^  1881. 

S.  J.  P.  K  rug  er. 
M.  W.  Pretorius. 
P.  J.  Joubert 


Nr.    7673.     OKOSSBSTTANHIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  sftmmtliche 

diplomatischen  Vertreter  Englands.  —  Uebersendang 
der  Eonvention  mit  Transvaal 

Foreign  Office,  November  30,  1881. 
Nr.  7678.  |^y  Lord  (Sir),  —  I  transmit  to  jour  Excellency  (you)  herewith  for  com- 

britannien.  muuication  to  the  Governmont;  to  which  you  are  accredited,  a  copy  of  the 
80.Nov.i88i.  Convention  which  has  been  concluded  with  the  Transvaal,  and  which  was  n- 
tified  by  the  Yolksraad  of  that  State  on  the  25th  of  October  last  ||  In  fiimish- 
ing  the  Minister  for  Foreign  Affairs  with  the  enclosed  paper  you  will  call 
.  his  Excellenc/s  special  attention  to  the  provisions  of  Article  2  of  the  Gon- 
ventiou;  by  which  the  Queen  has  reserved  to  herself  the  control  of  the  o- 
ternal  relations  of  the  new  Transvaal  State^  including  the  conclusion  of  treitiei 
and  the  conduct  of  diplomatic  intercourse  with  foreign  powerS;  such  inüxx^ 
course  to  be  carried  on  by  Her  Majesty's  Diplomatic  and  Consular  Officen^ 
and  you  will  point  out  to  him^  as  hearing  further  upon  this  point,  that  by 
Article  18  it  is  provided,  that  the  British  Resident  to  be  appointed  by  Hff 
Mi^esty  in  and  for  the  Transvaal  State,  shall  perform  duties  and  fanctioBi 
analogous  to  those  discharged  by  a  Chargé  d' Affaires  and  Consul-General,  $d 
that;  in  regard  to  Communications  with  foreign  powers,  the  Transvaal  Gonsor 
ment  will  correspond  with  Her  Majesty's  Government  through  the  Britisk 
Resident  and  the  High  Commissioner.  ||  I  have^  <&c.  , 

Granville. 


Englisch-Französischer  Handelsvertrag. 

'674«  OKOSSBBITAHNIEN.  —  Unterstaatssecret&r  Dilke  an 
den  franz.  Botschafter  in  London^  (Ghallemel-Laconr). 
—  Standpunkt  der  engl.  Regierang  bez.  des  neaen 
Handelsvertrages  mit  Frankreich. 

Foreign  Office,  August  28,  1880. 
[.  rAmbassadeor,  —  I  have  now  the  hononr  to  transmit  to  your  Excel-  Nr.  7674. 
a  Memorandum  in  which  are  stated  in  general  terms  the  views  of  Her  briJn^ên. 
fs  Government  with  respect  to  the  revision  of  the  French  Tariff  in  23.A«g.i88o. 
w  Treaty  of  Commerce  and  Navigation  with  France^  and  also  the  re- 
tations  which  have  been  made  to  Her  Majesty's  Government  relative  to 
ities  in  the  present  Tariff  on  certain  British  goods.  This  Memorandum 
3en  drawn  up  in  order  to  give  effect  to  the  basis  of  negotiation  on 
oint  suggested  by  M.  Léon  Say^  namely;  ''amélioration  du  statu  quo 
e  sens  dn  développement  des  relations  commerciales."  I  may  add;  that 
commercial  negotiations  were  commenced  in  1877  Her  Majesty's  Go- 
mt understood;  thal;  the  Tariff  arrangements  made  in  1860  would  be 
ed,  and  that  in  the  Communications  in  regard  to  the  commercial  rela- 
3etween  the  two  countries  which  have  taken  place  since  lb77  the  same 
ation  has  been  held  out  Her  >f J^jesty's  Government,  therefore,  received 
ery  lively  satisfaction  the  overtures  made  by  M.  Say  as  calculated  to 
3  results  which  will  promote  the  best  interests  of  the  two  countries.  Be- 
oy  conclusion  is  come  to  with  respect  to  the  conversion  of  ad  valorem 
)ecific  duties;  Her  Majesty's  Government  are  of  opinion,  that  the  third 
suggested  by  M.  Say,  namely,  ''Recherche  des  moyens  de  faire  dis- 
*e  les  fraudes  de  Douane",  should  be  fuUy  examined,  and  that  the  na- 
nd  extent  of  the  frauds  referred  to  should  be  explained.  ||  Your  £x- 
y  will  perceive,  that  I  do  not  on  this  occasion  enter  into  shipping 
)ns,  nor  advert  to  the  colonial  and  other  matters  which  will  also  have 
considered  in  the  course  of  any  commercial  negotiations  between  Great 
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Nr.    7676.     FRANKREIGH.  —  Memorandum  über  die   Grundlagen 

des  nenen  Handelsvertrages. 

Nr.  7676.  I^ans  UDC  notc  prO'tnemorid  portant  la  date  du  21  Février,  son  Excel- 

^  '^  'j 

Frankreich.  lence  Lord  Lvous  a  témoigné,  au  nom  du  Gouvernement  de  Sa  Majesté  Bri- 
tannique,  Ie  désir  de  connaitre  les  vues  du  Gouvernement  de  la  Républiqw 
sur  divers  points  se  rattachant  k  la  négociation  projetée  d'nn  Traite  de  Com- 
merce  et  de  Navigation  entre  la  France  et  l'Angleterre.  ||  En  ce  qni  concenN^ 
tout  d'abord,  Tépoque  k  laquelle  Ie  nouveau  Tarif  Général  des  Douanes  sen. 
voté  et  promulgué,  Ie  Gouvernement  Francais  a  tout  lieu  de  penser^  comBe 
Ie  suppose  la  note  de  Lord  Lyons,  que  ce  vote  et  cette  promulgation  anrook 
lieu  dans  la  première  moitié  de  cette  année,  sans  qu'il  soit  possible,  cepen- 
dant;  de  Taffirmer  en  toute  certitude.    Il  se  peut  aussi  que  la  promulgation  dl 
ce  Tarif  Général  soit  faite  trop  peu  de  temps  avant  la  prorogation  du  Par- 
lement pour  qu'un  nouveau  Traite  obtienne  Tapprobation  des  Ghambres  avant 
Texpiration  du  délai  de  six  mois,  au  terme  duquel  les  Conventions  actaelles 
doivent  cesser  d'être  en  vigueur.  ||  Appréciant,    dans  tous  les  cas,  de  mêoe 
que  Ie  Gouvernement  Britannique,  Tintérêt  de  héter  autant  que  possible  rouTcr- 
ture  des  négociations,  Ie  Gouvernement  Francais  serait,  d'ailleurs,  disposé  l 
les  engager  dès  que  Ie  Sénat   aura  terminé  la  discussion  du   Tarif  Généraly 
sans  attendre  Ie  vote  définitif^  subordonné  h  une  entente  avec  la  Chambre  dei 
Députés.  II  D'un   autre   cöté,   son  Excellence  Lord  Lyons   a  signalé  Ie  pril 
qu'attacherait  son  Gouvernement  k  être  informé,  d'une  maniere  générale,  avut 
même  que  des  Délégués  Francais  fussent  envojés  k  Londres,  des  principiltt 
dispositions  qui  devraient;  dans  la  pensee  du  Gouvernement  de  la  Répabliqoe^ 
être  admises  comme  base  du  nouveau  Traite  de  Commerce.  ||  En  reservaat  li 
question  relative  au  choix  de  la  ville  oü  se  suivront  les  négociations,  Ie  Goi- 
vernement  Francais  résumé,  ainsi  qu'il  suit,  les  indications  qui  lui  sont  de- 
mandées:  ||  Le  Traite  nc  comprendra  ni  les  céréales,  ni  les  bestiaux.    Lei 
droits  spécifiques  seront  substitués  aux  droits  ad  valorem,  ||  Qua§t  au  droiti 
k  inscrire  dans  la  Convention,  ils  seraient*ceux  du  Tarif  Général,   moins  I» 
majoration  de  24  pour  cent,  dont  la  suppression  déterminerait,  pour  la  plnptft 
des  articles,  la  base  des  taxes  conventionnelles.  ||  En  ce  qui  conceme,  notia- 
ment,  les  fers,  fontes  et  aciers,  les  droits  du  Tarif  Général  ont  été  ramenéi 
k  ceux  du  Tarif  Gonventionnel  actuel ,  et  même  au-dessous,  pour  certains  tf^ 
ticles:  ces  droits  seraient  inscrits  dans  la  nouvelle  Convention.  ||  Les  artieiei 
k  comprendre  dans  le  Traite  seraient  limités  strictement  aux  produits  Svtr 
portation  Anglaise,  de  maniere  k  ne  pas  y  consacrer  des  avantages  qui,  sibi 
utilité  pour  TAngleterre,  profiteraient  aux  autres  Etats  pouvant  réclamer  ie 
traitement  de  la  nation  la  plus  favorisée.  ||  Tels  sont   les  principaox  points 
que  le  Gouvernement  de  la  Képublique  croit  pouvoir,  dès  k  présent,  indiqotf 
sommairement  en  réponse  k  la  note  que  Lord  Lyons  a  bien  voulu  remettre  è 
M.  Barthélémy-St.-Hilaire. 

Paris,  le  28  Février,  1881. 
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•.  7677.  OE088BMTAHNIEH.  —  Botschafter  in  Paris  (Lyons) 
an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.  (Barthélémy  St-Hilaire). 
—  Antwort  der  englischen  Regierung  auf  das  fran- 
zösische  Memorandam. 

Paris,  March  15,  1881. 
The  Minister  for  Foreign  Affairs   was   so   good  as   to   commnnicate   to   ^'-  '^®'^- 
d  LjonS;  in  the  form  of  a  memorandum ^  dated  the  28th  of  last  month^  britannien. 
views  of  the  French  GoTernment  relative  to  the  intended  commercial  ne- ^^•'•'"^^^• 
ations  between  Great  Britain  and  France.  ||  Lord  Lyons  has  now  the  honour 
lay  before  his  Excellency,  in  the  same  form,  the  observations  which  the 
Dorandnm  in  question   has  snggested  to  Her  Majesty's  Government.  ||  In 
)mmending  the  inclosed  paper  to  the  attentive  consideration  of  the  French 
emmenty  Lord  Lyons  avails,  &c. 


Memorandum. 


Her  Majesty's  Government  have  attentively  considered  the  memorandum; 
ed  the  28th  February,  which  Barthélémy  St-Hilaire  was  so  good  as  to 
d  to  Lord  Lyons  on  the  2nd  of  the  present  month.  ||  It  is  admitted  in  that 
tnorandum;  that  it  is  possible,  that  the  promulgation  of  the  new  General 
iff  Law  may  take  place  too  short  a  time  before  the  prorogation  of  the 
inch  Ghambers  to  allow  of  a  new  Treaty  obtaining  the  sanction  of  the 
(islatnre  before  the  expiration  of  the  term  of  six  months  at  the  end  of 
ich  the  existing  Treaties  are  to  cease  to  be  in  force.  ||  The  termination  of 

present  Treaties  is  the  act  of  the  French  Government,  and  Her  Majesty's 
?emment  have  repeatedly  represented  to  them,  that  time  will  be  required 

discussion  and  consideration  of  the  various  matters  to  be  dealt  with  in 
ning  a  fresh  Treaty,  especially  if  changes  in  the  mode  of  assessment  of 
y  be  proposed.  Her  Majesty's  Government  cannot  contemplate  without  the 
vest  apprebension  a  possibility,  that  the  Commercial  Treaties  now  in  force 
ween  the  two  countries  may  lapse  before  the  new  Treaty  comes  into  ope- 
ion.  They  feel  bound  to  state  formally  and  explicitly  to  the  French  Go- 
nment,  that  such  a  lapse  of  the  Treaties  would  give  rise  to  an  unpleasant 
diüon  of  things,  and  they  considcr  it  to  be  their  duty  to  protest  in  ad- 
ce  against  this  contingency  and  to  ask,  that  the  French  Government  shall 
ö  timely  measures   to  prevent   the  lapse  of  the   existing  Treaties  before 

French  Legislature  shall  have  sanctioned  the  new  Treaty,  and  the  rati- 
tions  of  it  shall  have  been  exchanged.  It  belongs  to  the  French  Govem- 
it  to  decide  what  course  should  be  taken  for  the  purposc  of  avoiding  the 
unity  which  would  otherwise  fall  upon  both  countries;  but  it  seems  plain 
>  if  it  is  intended,  that  the  new  General  Tariff  shall  be  promulgated  at  an 
y  date,  it  will  be  advisable,  that  the  duration  of  the  existing  Treaties  and 
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Nr.  7677.  Conventional  Tariff  shall  be  prolonged  for  such  a  period  as  will  allow  of  a 
britannien.  new  Treatj  beiüg  deliberately  negotiated,  being  sanctioned  by  the  French 
i5.iii«i88i.  Lggiglature,  and  being  definitivelj  ratified  and  bronght  into  actnal  operation. 
{{  Her  Majesty's  Government  much  regret;  that  no  proposal  is  made  in  the 
memorandum  for  diminntion  of  dnties  and  improvement  in  Gastoms  Regola- 
tions.  II  '^Amelioration  of  the  staius  qtto,  with  a  view  to  develop  commercial 
relations";  was  one  of  the  bases  of  negotiation  laid  down  in  M.  LéonSay's 
note  of  the  8th  Jone  last.  Expectations  have  accordingly  been  raised  in 
Great  Britain,  and  it  is  to  be  feared;  therefore^  that  the  memorandmn  wil) 
occasion  great  disappointment  It  appears  to  Her  Majesty's  Government,  that 
the  circomstances  of  the  case  do  not  reqoire  the  mainten^ce,  either  for  fiscal 
or  protective  purposes,  of  the  French  Customs  Tariff  either  in  its  present  or 
proposed  shape.  The  views  of  Her  Majesty's  Government  on  this  point  are 
fully  explained  in  the  note  addressed  on  the  23rd  August  last  to  the  French 
Ambassador  in  London.  ||  Again,  M.  Léou  Say  proposed  as  a  basis  of  nego- 
tiation an  ^'inquiry  into  the  means  of  suppressing  frauds  on  the  Gustonu''; 
but,  instead  of  foUowing  this  course,  the  memorandum  lays  down  absolntely 
the  suppression  of  ad  valorem  duties.  Her  Majesty's  Govemment|  howerer, 
while  ready  to  examine  such  alleged  frauds  and  to  agree  to  measures  (or 
their  suppression,  attach  much  importance  to  the  maintenance  of  ad  voUün» 
duties,  which,  unless  customs  duties  are  extremely  low,  seem  to  be  mittff 
of  necessity  for  certain  branches  of  British  goods,  if  any  trade  is  to  be  dooe 
in  them.  ||  Restriction  in  regard  to  the  goods  to  be  comprised  in  the  Tarif 
to  be  annexed  to  the  Treaty  is  suggested  in  the  memorandum.  On  this  poiiity 
however,  and  on  details  of  Tariff  gcnerally,  the  memorandum  is  not  suffidenilr 
explicit  to  enable  Her  Majesty's  Government  to  understand  fully  the  intefi- 
tions  of  the  French  Government.  There  are  several  outstanding  qaestioDS; 
such  as  mineral  oils,  expertise,  <&c.,  which,  in  the  opinion  of  Her  Hajest/s 
Government,  might  with  advantage  be  dealt  with  in  the  course  of  the  ap- 
proaching  commercial  negotiations.  ||  As  regards  the  place  where  the  negotli- 
tions  shall  take  place,  although  no  formal  agreement  has  been  come  to,  it 
has  been  understood,  from  the  language  held  during  recent  communicatioBiy 
that  they  would  be  carried  on  in  London.  Her  Majest/s  Government  tfe  d 
opinion,  that  this  course  would  be  the  most  convenient.  |]  Her  Majesty's  Ckh 
vemment  are  willing,  that  the  commercial  negotiations  between  Great  Britaio 
and  France  shall  precede  the  similar  negotiations  between  France  and  otter 
countries,  and  they  are  desirous,  as  far  as  may  be  in  their  power,  to  9td 
the  wishes  of  the  French  Government  in  expediting  matters;  but,  previoudy  ^ 
beginning  the  actual  negotiations,  it  will  be  necessary  for  them  to  coosftf 
the  proposed  changes  of  Tariff  and  matters  connected  with  those  changes.  1^ 
Information  now  beforc  Her  Majesty's  Government  is  not  sufficiënt  to  enaUc 
them  to  deal  with  those  questions  in  a  satisfactory  manner;  and,  in  order  to 
avoid  delay,  they  would  suggest  to  the  French  Government  to  send  at  ^ 
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some  competent  person  to  London  to  give  explanations  on  these  points  before  ^^  ''^^* 
the  commencement  of  formal  negotiation.  britumien. 

Paris,  March  15,  1881.  i5.M4ni88L 


Nr.   7678.     OK08SBSITANHIEN.   —   Min.   d.   Answ.   an   den  franz. 

Botschafter  in  London.  —  Die  englische  Regierang 
wflnscht  Abschluss  eines  nenen  Handelsvertrages  anf 
Grnndlage  des  alten. 

Foreign  Office,  May  10,  1881. 

M.  TAmbassadear,  —  I  have  the  honour  to  acknowledge  the  receipt  of  *^'-  "•'^• 
roor  Excellenc/s  note  of  the  8th  instant,  informing  me,  that  the  new  French  briunnien. 
jeneral  Tariff  had  been  promnlgated  on  that  day,  and  that  in  accordance  ^®*  *'"  ^^^' 
irith  the  terms  of  the  Declaration  signed  on  the  lOth  October,  1879,  the 
ixisting  (Jommercial  Treaties  between  Great  Britain  and  France  will  expire 
91  months  after  the  said  date  of  the  promalgation  of  the  new  General  Tariff. 
In  replj,  I  beg  to  point  out,  that  yonr  Excellenc/s  commnnication  makes 
10  allasion  to  the  snbject  of  negotiations  for  the  conclosion  of  a  fresh  Treaty 
)f  Commerce  between  the  two  conntries.  As  your  Excellency  is  aware,  Her 
^jesty's  Government  have  taken  the  necessary  steps  to  obtain  explanations 
Dn  eertain  preliminary  qnestions  to  be  considered  in  connection  with  formal 
sommercial  negotiations.  Bnt  Her  Majest/s  Government  have  not  as  yet  re- 
ïeived  any  explicit  or  definite  statement  relativc  to  the  views  of  the  French 
SoTemment  with  respect  to  these  negotiations.  It  is  to  be  remembered,  that 
^e  French  Government  denoanced  the  Treaties  now  in  force,  Treaties  under 
ifhose  influence  the  commercial  and  friendly  relations  of  the  two  conntries 
iuive  been  greatly  promoted,  to  their  mntnal  advantagc,  and,  fnrther,  that  the 
french  Government  have  expressed  the  desire  to  make  alteration  in  the  sti- 
>nlations  of  these  Treaties.  ||  Under  the  circumstances  Her  Majesty's  Govem- 
Q^t  think,  that  it  is  now  for  the  French  Government  to  propose  to  them  the 
)i^  of  negotiation  for  the  conclnsion  of  a  fresh  Commercial  Treaty;  and, 
nore  especially,  to  commonicate,  as  soon  as  possible,  the  draft  of  the  proposed 
^w  Conventional  Tariff.  ||  I  think  it  well  to  remind  yonr  Excellency,  that  the 
<^llowing  bases  were  proposed  last  year,  by  M.  Léon  Say,  for  the  negotiation 
or  the  renewal,  with  modifications,  of  the  Treaties  of  Commerce  at  present 
Qbsisting  between  the  two  conntries:  — 

^1.  Recherche  d'nne  classe  de  vins  payant  k  l'entrée  en  Anglcterre  nn 
roit  rédnit 

^.  Maintien  sous  Ie  régime  dn  Tarif  Général  ^  Tentrée  en  France  des 
estiaox  et  matières  agricoles,  qni,  par  conséquent,  ne  devraient  pas  fignrer 
ins  Ie  Traite. 

^3.  Recherche  des  moyens  de  faire  disparaitre  les  fraudes  de  Douane. 


210  EDglisch-FraDzösischer  Handelsvertrag. 

Nr.  7674.  '^[^q  piiiiciplcs  of  negotiation  aboTe  indicated;  and  the  statements  and 

britamüen.  reprcsentations  here  snbmitted  for  consideration,  seem  very  fairly  to  lead  to 
2S.Ang.  1880.  the  foUowing  conclusions  as  to  the  bases   of  the  new  Treaty  stipulations  in 
regard  to  the  changes  to  be  made  in  the  French  Conventional  Tariff:  — 

1.  That  15  per  cent  shall  be  the  maximum  rate  of  doty;  bnt  if  the 
French  Government  wish  to  make  exception  in  regard  to  certain  goods  to  be 
specified  by  them^  no  objection  shall  be  made  thereto  et  prioru 

2.  That  10  instead  of  15  per  cent.  shall  be  the  average  rate  of  doty 
on  British  produce  and  manufactures  imported  into  France. 

3.  That  goods  now  charged  10  per  cent.  shall  be  charged  7  Va  per  ce&t 
It  is  to  be  remembered|  that  expenses  of  transport  considerably  increase  all 
these  rates. 

4.  That  to  some  extent  at  least  cntire  remission  of  duty  shall  be  nuide 
in  the  new  Treaty  Tariff. 

5.  That  any  changes  of  classification;  and  the  determination  of  the  spe- 
cific  rates  which  shall  be  equivalent  for  the  corresponding  ad  vdlorem  daties, 
if  any  alteration  in  the  mode  of  assessment  of  duty  is  agreed  upon,  shall  be 
settled  after  due  examination  and  by  consent  of  both  Powers. 


Nr,    7675.     FRANKSEIGH.  —   Memorandum   des   franz.   Handels- 
ministers (Rouvier)  über  den  Handelsvertrag. 

Nr.  7675.  Lc  Mémoraudum  du  Gouvernement  Anglais  qui  nous  a  étó  transmis  ptf 

24.sepu^.^  Ghallemel-Lacour  au  sujet  des  arrangements  Douaniers  entre  la  France  ei 
rAngleterrc,  débute  par  une  analyse  des  bases  sur  lesquelles  a  été  établi  Ie 
Traite  de  1860.  U  résulterait  de  cette  analyse  que  la  France  a  été  la  ^ 
favorisée  des  deux  Parties  Contractantes^  et  que^  par  suitei  c'est  elle  qai  ^ 
tiré  de  ce  Traite  Ie  meillenr  profit.  ||  Ces  prémisses  posées,  Tanteur  dn  Mi* 
morandum  en  conclut  que  la  France  est  bien  plus  intércssée  que  rAngleterre 
k  Tétablissement  d'un  nouveau  Traite;  puis  il  développe  les  motifis  qui  daim» 
détcrminer  la  France  è  consentir  des  abaissements  de  droits  sur  on  oeftiii 
nombre  d'articles  de  son  Tarif  Conventionnel.  ||  Sans  entrer  dans  les  détailt 
du  Traite  de  1860;  je  reconnais  que  Ie  Tarif  Anglais  est  moins  élevé  qoe  k 
Tarif  Francais,  et  que  Ie  Gouvernement  Britanniquc  a  loyalement  tenn  ki 
engagements  qu'il  avait  pris  dans  les  préliminaires  des  négociations.  ||  Hais  i 
importe  de  faire  observer  que  Ie  résultat  de  ces  négociations  n'a  paa  eof 
stitué  unc  faveur  spéciale  h  la  France  en  échangc  des  sacrifices  que  cellHi 
s'imposait;  mais  bien  un  changement  dans  la  législation  Douaniëre  de  k 
Grande  Bretagne  qui  a  profité  et  profite  encore  k  toutes  les  Puissances  ^ 
mondC;  sans  aucune  exception.  ||  L'on  peut  donc  dire  que  la  France  n'a  joii 
en  AngleterrC;  depuis  1860;  d'aucun  privilege;  et  que  ses  produita  se  aeat 
rencontres  sur  les  marchés  Anglais  en  libre  coucurreuce  avec  les  prodoits  dl 
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tions  should  be  continacd  iu  London,  where  they  were  commenced  last  year   ^'-  '®'®- 

Grots- 

bj  M.  Léon  Say,  or  whether  they  should  be  conducted  in  Paris.  ||  I  have,  &c.  briunnien. 

Granville.         io.Maii88i, 


^Y.  7679.     OEOSSBEITANNIEN.   —   Min.   d.   Ausw.   an   die  cngli- 

schen  Unterhandler.  —  Instruction  für  die  Verhand- 
langen  über  den  französischen  Handelsvertrag. 

Foreign  Office,  May  24,  1881. 
Gentlemen,  —  I  have  to  inform  yoo,  that  Her  Majesty's  Government  have  Nr.  7679. 
ccepted  a  proposal  from  the  French  Government,  that  negotia tions  shall  be  i,,i^^^„ 
ommenced  in  London  for  the  conclusiou  of  a  new  Treaty  of  Commerce  and  24.  Mai  issi 
^arigation  between  Great  Britain  and  France;  and  that  I  have  recommended 
lie  Queen  to  appoint  yon  to  be  a  Royal  Commission  to  condact  these  nego- 
ations  on  the  part  of  Her  Majesty's  Government  ||  The  French  Government 
aye  given  notice  to  terminate  the  foUowing  Treaty  engagements  between  the 
m  comitries,  namely:  —  ||  The  Treaty  of  the  23rd  January,  1860;  ||  The  Ist 
dditional  Article  of  the  25th  Febniary,  1860;  ||  The  Ilnd  Additional  Article 
f  the  27th  Jsie,  1860;  ||  The  First  Sapplementary  Convention  of  the  12th 
'ctober,  1860;  ||  The  Second  Sapplementary  Convention  of  the  16th  Novem- 
er  1860;  ||  The  Treaty  of  the  23rd  July,  1873*);  ||  The  Sapplementary  Con- 
ention  of  the  24th  January,  1874;  |I  The  Declaration  of  the  24th  January,  1874, 
iopting  the  Protocol  of  the  22nd  January,  1874,  relative  to  Expertise.  ||  The 
rst  of  these  engagements,  the  Treaty  of  the  23rd  January,  1860,  with  its  Ad- 
itional  Articles  and  Supplementary  Gonventions,  places  commerce  between  the 
nitedEingdom  and  France  upon  most-favoured-nation  footing.  It  regulates  the 
ttties  leviable  upon  the  produce  and  manufactures  of  the  one  country  on  impor- 
ition  into  the  other,  and  provides  that  vessels  of  the  other  country  are  to  be 
•ïwged  shipping  duties,  in  France  and  the  United  Kingdom  respectively,  on  the 
H)ting  of  national  vessels.  ||  The  Treaty  of  the  23rd  July,  1873,  renews  the 
■^gagements  of  1860,  notice  for  the  termination  of  which  had  been  given  by 
^e  French  Government  in  1872.  ||  It  contains  more  complete  stipulations  with 
^pect  to  most-favoured-nation  treatment  as  regards  commerce,  and  places 
^^oes  and  shipping  in  indirect,  as  well  as  in  direct,  navigation  upon  natio- 
*1  footing.  II  The  Supplementary  Convention  of  the  24th  January,  1874,  con- 

• 

•ins  more  explicit  stipulations  with  regard  to  compensatory  duties  on  account 
excise  taxes,  expertise,  trade  marks,  pattems  and  certain  minor  matters.  |{ 
^^  Protocol  of  the  22nd  and  Declaration  of  the  24th  January,  1874,  provide 
i*  measures  to  improve  the  working  of  the  system  of  expertise  established 
f  the  Treaty  of  1860.  ||  I  inclose  herewith  copies  of  these  several  documents. 


•)  S.  Staataarchiv  XXVI,  Nr.  5247. 
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Nr.  7675.    miquc  qu'au  point  de  vue  politiquc,  ont  cté  si  profitables  aux  deux  pays.  Mais 

Frankreich. 

24.sept.i88o.  je  Ics  ai  crues  nécessaires  pour  bien  établir  notre  situation  et  aller  aa  devant 
des  critiques  que  la  Convention  k  intervcnir  pourra  sasciter  de  la  part  des 
adversaires  des  Traites  de  Commercc.  Il  ne  faut  pas  oublier;  en  effet;  qne 
nos  Traites  doivent  être  soumis  k  la  ratification  du  Parlement;  et  sans  vooloir 
préjuger  la  solution  définitive  du  Sénat  k  Végard  du  Tarif  Général  des  Dooa- 
nes;  Ton  peut  affirmer^  dès  k  présent,  que  dans  la  discussion  Ie  principe  mème 
des  Traites  de  Commerce  sera  vigoureusement  combattu.  ||  Il  est  donc  néces- 
saire de  ne  pas  augmenter  les  difficultés  résultant  de  cette  discussion  ^ 
fonmissant  k  nos  adversaires  des  arguments  qu'ils  pourraient  tirer  des  sacri- 
fices  qui  nous  auraient  été  imposéS;  et  que  nous  aurions  consentis.  ||  Cette 
nécessité  est  d'autant  plus  impérieusc  que  les  producteurs  agricoleS;  soos  Ie 
coup  des  pertes  qu'ils  ont  éprouvées  par  suite  d'une  série  de  mauvaises  ré- 
coltes;  ont  abandonné  pour  la  plnpart  les  idees  libre-échangistes  qu'ils  pro- 
fessaient  dans  des  temps  plus  prospères.  La  situation  vraiment  désastreose  i 
d'un  certain  nombre  de  départementS;  tres  habilemcnt  cxploitée,  est  Ie  thème^ 
k  Taide  duqucl  les  partisans  du  régime  protectionniste  comptent  cntrainer  les 
votes  du  Parlement.  ||  Il  ne  faut  pas  se  dissimuler  que  cc  thêmo  est  facile  ï 
soutenir  aujourd'hui;  car  la  France  a  cruellement  ressenti  les  cffets  de  la  crise 
agricole,  conmierciale  et  industrielle  qui;  dcpuis  plusicurs  annéeS;  règne  fl 
tous  pajs.  Il  importe^  en  efifct,  de  he  pas  oublier  que  nos  exportations  oit 
sensiblement  diminué  depuis  quatre  années,  tandis  qu'au  contraire  nos  impo^ 
tations  ont  pris  d'énormes  proportions.  ||  NuUe  part;  du  reste^  la  consommttioi 
des  produits  mannfacturés  n'a  suivi  Ie  mouvement  ascensionnel  de  la  pro- 
duction. L'abaissement  des  prix  a  été  la  conséqucnce  de  eet  accroissement 
de  productiou;  sans  débouché  suffisant;  de  \k  des  plaintes  et  des  protestatiOBf 
contre  Ie  régime  des  Traites  qui;  disent  ses  adversaires,  en  livrant  Ie  maiehé 
intérieur  k  la  concurrence  étrangèrC;  entrafne  Tavilissement  des  priX;  la  sop- 
pression  des  bénéfices  du  capital  et  Tabaissement  des  salaires.  ||  Sans  attacher 
k  ces  plaintes  et  k  ces  protestations  plus  de  valeur  qu'elles  n'en  mentent,  et 
sans  qu'il  soit  besoin  de  reproduire  ici  les  arguments  que  j'ai  moi-mème  M 
valoir  pour  les  combattre ,  Ton  ne  peut  méconnattre  que  Tactualité  de  la  si- 
tuation leur  donne  nne  apparencc  de  sincérité  de  nature  k  impressionner  les 
esprits  les  moins  prévenns.  Aussi  ai- je  dü,  pour  calmer  les  appréhensov 
et  les  crainteS;  déclarer  k  plusieurs  reprises  que  Ie  Gouvernement  n'entOïlA 
pas  se  livrer  k  des  tentatives  liasardeuses,  et  qu'il  s'en  tlendrait,  dans  les 
futnres  négociationS;  au  maintien  du  statu  qiio  et  k  la  rectification  de  quel^ 
erreurs.  ||  Le  moment  serait  donc  tres  mal  choisi  pöur  proposer  k  la  ratlto' 
tion  dn  Parlement  un  Traite  qui  contiendrait  des  abaissemcnts  de  Tarifs.  Nois 
irions  k  un  échec  certain.  ||  Je  suis  donc  obligé  de  combattre  les  propositiotf 
dn  Memorandum  AnglaiS;  dans  Tintérêt  même  d'un  arrangement  futor;  car  je 
considérerais  comme  tres  regrettable  la  rupture  do  nos  ConTentions  collUBe^ 
ciales  avec  la  Grande  Bretagne.  ||  Je  ne  conteste  cependant  pas  d'one  bV^ 
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absolae  la  valeur  de  certaines  observations  contcnucs  dans  cc  Memorandum,   ^r- ^^;^; 

Frankreich. 

Je  reconnais,  notammcnt,  que  les  modifications  apportées  dans  la  fabrication  24.sept.i880. 

par  Ie  perfectionnement  des  ontiUagcS;  l'abaissement  des  salaires  et  même  par 

celoi  de  certaines  matières  premières,  ont  changé  Ie  poarcentage  des  droits 

établis  en  1860.  ||  Mais  c'est  précisément  eet  abaissement  cles  prix  qui  canse 

les  protestations  dont  je  parlais  tout  h  Thenre.    Les  cultivatears  se  plaignent 

da  pen  de  valear  des  produits  de  culture  industricUc,  les  ouvriers  souffrent 

des  chdmages  et  de  Tinsuffisance  de  leur  salaire;  les  industriels  ne  trouTcnt 

plas  leurs  capitaux  saffisamment  garantis  contre  les  risques  de  leurs  entre- 

prises.  II  C'est  donc  une  même  cause,  'Tabaissement  des  prix/'  qui  motive  de 

It  part  des  industriels  Anglais  une  demande  de  diminution  et  de  la  part  des 

iodnstriels  Francais  une  augmentation  de  Tarifs.  ||  Les  fluctuations  des  valeurs; 

notamment  en  ce  qui  concerne  la  metallurgie  et  les  fils  et  tissus  de  cotou; 

dont  Ie  marché  Anglais  est  Ie  grand  régulateur,   ne  permettent  pas  d'établir 

lae  comparaison  bien  précise  entre  la  moyenne  des  prix  avant  1860  et  de- 

)Qis;  mais  11  est  permis  d'affirmer  que  la  concurrence  Anglaise  a  fait  souTcnt 

st  brusquement  descendre  ces  prix  k  des  chiffres  ruineux,  et  qui  ont  causé 

sn  France  de  sensibles  pertes.     Donc,  en  maintenant  les  Tarifs  actuels,   Ie 

OroaTemement  Frangais  ne  se  montrera  pas  moins  libéral,  suivant  Texpression 

in  Memorandum,  qu'en  1860.     Je  pourrais  même  ajouter  qu'il  se  montrera 

[tlns  libéral;  car  les  charges  qui  pèsent  sur  la  production  Frangaise  se  sont 

iingalièrement  aggravées  depuis  cette  époque,  tant  sous  Ie  rapport  des  impóts 

ipie  sous  Ie  rapport  du  service  militaire,  qui  apporte  de  si  grandes  entraves 

KB  travail  de  nos  manufactures. 

Le  Memorandum  fait  remarquer  que  Ie  droit  actuel  est  de  fait  prohibitif 
poor  un  grand  nombre  de  tissus  de  coton,  de  soie  et  de  jute.  Or,  il  résulte 
de  nq^  statistiques  de  Douane  que  les  importations  Fran^aises,  qui  n'étaient 
^  1864  que  de  9,500,000  fr.  pour  les  tissus  de  coton,  se  sont  élevées  en 
1878  k  68,000,000  fr.;  celles  des  tissus  de  soie  ont  passé  de  100,000  fr.  è 
^}800,000  fr.;  et  enfin  celles  du  jute,  qui  n'existaient  pas  en  1860,  s'élèvent 
^jourdTiui  k  plus  de  2,300,000  fr.  Ces  chiffres  prouvent  que  nos  Tarifs  ne 
sont  pas  aossi  prohibitifs  que  le  dit  le  Memorandum. 

En  ce  qui  concerne  les  fils,  il  me  serait  facile  de  faire  une  démonstra- 
tion  toot  aossi  saisissante,  et  s'il  est  vrai  qu'nne  partie  de  nos  ateliers  de 
'issage  est  intéressée  k  Tabaissement  des  droits,  il  faut  bien  reconnaftre  que 
^t  abaissement  serait  tres  préjudiciable  k  nos  filateurs,  qui  ont  dé'^k  tant 
^  peine  è  sootenir  la  concurrence  Anglaise,  Allemande,  Beige  et  Suisse. 

En  ce  qui  concerne  la  distinction  entre  les  droits  sur  les  laines  peignées 
^  sar  les  laines  cardées,  je  dois  rappeler  que  cette  distinction  a  été  établie 
i'après  Tavis  du  Conseil  Supérieur  du  Commerce,  pour  réparer  une  erreur 
lui  8'était  glissée  dans  cette  partie  du  Tarif,  au  moment  de  la  conclnsion  des 
l^raités  de  Commerce.  Ces  Traites  n'avaient  fait  aucune  distinction  entre  les 
^U  de  laine  peignée  et  les  fils  de  laine  cardée.    Or,  la  filature  de  ces  deux 
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Nr.  7679.  ^jjjgjj  mgj;  ^^  Paris  duriDg  the  summer  of  1860;  and  Mr.  Cobden,  in  a  Ie 
britannien.  dated  the  14th  November  of  that  jear^  stated,  that  the  dnties  in  the  Fre 
24.Maii88i.  rjij^j^  as  thus  settled  had  been  so  redueed,  that  on  the  average  they  w( 
not  be  more  than  15  per  cent  In  consequence  of  representations  then  d 
by  Mr.  Cobden  with  respect  to  the  farther  advantages  thns  obtained  for  Br 
goods  imported  into  France^  Her  Majesty's  Government  rednced  the  dntj 
light  wines  beyond  the  engagements  made  in  the  Treaty  of  the  23rd  Jani 
1860.  By  that  Treaty  the  dnty  for  these  wines  was  fixed  as  follows 
Under  15  degrees  1^.  per  gallon;  above  15  degrees  and  under  26  deg: 
1^.  6d.  In  1862  the  1^.  limit  was  raised  to  26  degrees.  Und  it  is  t< 
observed^  that  Her  Majesty's  Government  thns  on  their  part  carried  the  Ti 
into  full  effect  in  1862,  althoagh,  as  regards  Franco,  it  was  not  fuUy  m 
into  effect  until  the  J.st  October,  1864.  ||  By  these  arrangcments,  as  rcg 
British  trade  with  France,  prohibition  and  differential  treatment  were  pm 
end  to.  The  remissions  and  taxation  then  made  not  only  afforded  relie 
the  people  generally,  bat  were  accompanied  by  the  farther  benefit,  that 
simaltaneoas  reduction  of  cnstoms  daties  in  Great  Britain  and  in  France 
ned  ont  new  markets  to  the  prodacts  and  manafactares  of  the  two  coant 
I  The  foUowing  Tables  show  the  resnlts  of  the  changes  of  Tariff  then  effe 
apon  the  trade  of  the  United  Eingdom  and  of  France:  — 


UNITED  KINGDOM. 
Percentage  Proportion  of  Trade  with  France  to  Total  Trade  of  United  King» 


Periode. 


1854- 
1861- 
1866- 
1871- 
1876- 


•60 
65 
70 
•75 
•80 


Fercontage  of  Imports 

from  France 

to  Total  Importfi  into 

United  Kingdom. 


Percentage  of  British 

Experts  to  France 

to  Total  British 

Ezporis  from  United 

Kingdom. 


Percentage  of  T( 

Experts  te  Frtn 

to  Total  Expor 

firom  United  Kxag 


7-2 
11-7 
10-1 
10-0 
10-6 


FRANCE. 
Percentage  Proportion  of  Trade  with  United  Kingdom  to  Total  Trade  of  Fra 


Periods. 


1854- 

1861 

1866- 

1871- 

1876 


60 
65 
70 
75 

80 


Percentage  of  Import^ 

from  Uuted  Kingdom 

to  Total  Imports 

into  France. 


Percentage  of  French 

Exports  to  United 

Kingdom  to 

Total  French  Exports 

from  France. 


Percentage  of  To 
Exports  te 
United  Kingdff 
to  Total  Experts  i 
France. 


16-0 

23-1 

23-2 

20-3 

29-3 

28-6 

16-8 

31-7 

30-9 

17-9 

26-3 

26-0 

14.8 

28-6 

27-7 
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These  Tables  show,  that  the  proportion  of  the  trade  with  the  other  nation   ^'-  '*'*• 

the  total  trade  of  the  country  is  mach  greater  in  the  case  of  France  with  britanniea. 
5  United  Kingdom  than  in  that  of  our  trade  with  France,  Franco -English  2*- Maüssi 
dé  being  abont  21  per  cent.  of  the  total  trade  of  France,  while  Anglo- 
loch  trade  is  about  11  per  cent.  of  the  total  trade  of  the  United  Kingdom. 
m  this  point  of  view  France  is  mnch  more  interested  than  England  in 
conclosion  of  a  Treaty  which  shall  confirm  the  existing  commercial  rela- 
is between  the  two  conntries,  and  place  the  trade  between  them  on  a  still 
e  satisfactory  footing.  ||  It  was  hoped,  that  the  fiscal  measurcs  adopted  in 
Qce  to  give  effect  to  the  Treaty  of  1860  would  have  led  to  further  pro- 
is  in  the  direction  of  free  trade.  To  some  extont  this  expectation  was 
ized  in  reductions  of  duty  on  certain  goods,  for  example,  on  steel  and 
1  wares,  machinery,  ships  and  varions  yarns  and  textile  fabrics.  This  re- 
f  the  advantage  of  which  British  trade  enjoyed  ander  the  most-favoured- 
on  Article  of  the  Treaty  of  1860,  was,  however,  brought  about  by  means 
Commercial  Treaties  concluded  with  various  foreign  Powers  between  1860 

1866,  and  not  by  a  general  measure  of  Customs  reform.  But  the  ne- 
ity  experienced  in  France  in  1871  to  raise  a  larger  revenue  led,  amongst 
ir  measures,  to  an  increasc  in  the  ratc  of  certain  custonos  dutics.  In  two 
uices,  namely,  sugar  and  miucral  oils,  the  incrcase  thus  made  has  given 

to  discussions  which  are  not  yet  settled,  and  which  will  engage  your 
Qtion. 

Negotiations  were  opened  in  Paris  in  1877  for  the  conclusion  of  a  new 
imercial  Treaty.  ||  Definite  proposals,  the  particulars  of  which  are  given  in 
inclosed  papers,  were  made  by  the  Commissioners  of  the  two  Powers  for 
rations  of  Tariff  which  would  have  effected  a  decided  improvement  in  the 
ting  Tariff  arrangements  between  the  two  countries.  But  a  succession  of 
isterial  crises  in  France  prevented  the  French  Government  from  resuming 
e  negotiations,  which,  at  their  desire,  remained  suspended  after  May  1877. 
re  was,  however,  reason  to  think,  that  the  French  Government  continued 
idhere,  in  principle,  to  the  proposals  made  on  their  behalf  in  that  year, 
the  foUowing  proposal  forms  one  of  the  bases  laid  down  last  year  by 
Léon  Say,  in  the  correspondence  herewith  inclosed,  for  the  negotiation  for 
renewal,  with  modifications,  of  the  Treaties  of  Gommerce  at  present  sub- 
ing  between  the  two  countries,  namely  ^Amélioration  du  statu  qtw  dans 
sens  du  développement  des  relations  commerciales.'^  ||  I  have  recently  stated 
the  French  Ambassador  at  this  Court,  that  the  proposals  made  last  year 
M.  Léon  Say  were  received  with  much  satisfaction  in  this  country;  that 
f  were  met  with  great  readiness,  Parliament  taking,  on  the  recommenda- 

of  the  Chancellor  of  the  Exchequer,  the  unusual  step  of  a  permissive 
ration  of  the  wine  duties,  on  the  importance  of  which  M.  Léon  Say,  not 
^  in  his  official  capacity,  but  as  a  great  economical  authority,  had  laid 
h  stress.    I  have  assured  M.  Challemel-Lacour,  that  it  is  the  sincere  de- 
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Nr.  7670.   gjj.^  Qf  Her  Majcsty's  Government  to  maintain  and  increase  the  greatl?  dere- 

Gross- 

britannien.  lopcd  trade  betwcen  the  United  Eingdom  and  France,  which  has  grown  Mf 
24.ii»i  i88i.|uider  the  provisions  of  the  Treaty  of  1860,  although  its  stipulations  asre- 
gards  Tariff  have  not  been  as  -favourablé  as  was  anticipated  to  manj  branchei 
of  British  trade. 

There  was  the  further  reason  for  the  hope,  that  the  French  Govemmeni 
of  the  present  day  will  not  enter  npon  commercial  negotiations  in  a  spiiit 
Icss  liberal  than  that  which  actuated  the  French  Government  in  1860,  finn 
the  fact  that  on  gronnds  usually  put  forward  in  support  of  protectionist  argt 
ments  mauy  French  industries  would  be  greatly  and  immediately  benefited  bj 
a  comprehensive  measure  of  Tariff  reform,  apart  from  the  benefit  to  the  cob- 
sumer,  the  people  of  the  country  generally.  High  duties  on  yams,  half- 
wrought  mctals  and  other  semi-manufactured  commodities  actually  impede  the 
advance  of  commerce  in  finished  productions  in  which  France  more  espedaltf 
cxcels.  The  papers  placed  before  you,  and  more  particularly  the  MemortB- 
dum  communicated  to  M.  Challemel-Lacour  on  the  23rd  August  last,  show 
(1)  that  the  revenue  derived  from  silk  tissues,  linen  and  hemp  yams  nd 
tissues,  glass  wares,  iron  and  steel  wares,  and  some  other  articles,  can  hard|f 
defray  the  cost  of  its  coUection,  (2)  that  the  experts  of  certain  goeds,  for' 
cxample,  chemicals,  soap,  china  and  glass,  paper,  wrought  leather,  yams  geae-  ] 
rally,  and  silk,  wool,  linen  and  hemp  tissues,  prove  that  in  these  goeds  French  ^ 
manufacturers  are  in  a  position  to  compete  successfully  in  the  English  ui  i 
other  foreign  markets,  and  cannot  be  said,  speaking  from  a  protectionist  poiat  i 
of  view,  to  require  the  protection  of  customs  duties,  and  (3)  besides  these 
general  considerations,  it  has  been  admitted  in  France  on  official  authoritf 
that  French  textile  manufacturers  do  not  require  protection.  For  in  a  sttt^ 
ment  on  general  conditions  of  manufacture  by  M.  Balsan  and  M.  Fentf 
Baoul  Duval,  Reporters  on  Textile  Manufactures,  submitted  to  the  Goneefl 
Supérieur  du  Commerce,  and  annexed  to  the  Minutes  of  the  meeting  held  oi 
the  25th  March,  1876,  the  foUowing  important  passage  occurs:  —  *%!  (Har 
diant  en  détail,  ponr  les  diverses  industries  tcxtiles,  dans  les  localités  variéa 
oü  elles  sont  exercécs,  les  éléments  spéciaux  des  prix  de  revient,  tels  (p^ 
main-d'oeuvre,  combustible,  impöts,  coüt  des  établissements,  (&c.,  on  peotif' 
firmer  avec  des  différences,  tantot  en  plus,  tantot  en  moins,  et  par  conséqiot 
se  compensant  dans  une  certaine  mesure,  il  n'y  a  pas  au  total  un  óca^  acHd 
de  plus  de  3  ^  4  pour  cent  au  détriment  de  la  France  par  rapport  k  thsif^ 
terre,  dans  Ie  coüt  de  la  production  —  écart  qui,  au  point  de  vue  de  noW 
marché  exterieur,  est  dans  bien  des  cas  compensé  par  les  frais  de  taaasffi^ 
que  les  produits  Anglais  ont  k  supporter  pour  venir  concurrencer  les  nitm 
en  ce  qui  concerne  la  consommation  nationale." 

It  is,  at  the  same  time,  to  be  remembcred,  that  the  position  of  econo»fc 
questions  in  France  has  been  much  complicated  by  steps  which  have  te* 
taken   by  the  Government  and  the  Legislature  since   1875.  ||  ïlnquiries  wi* 
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ie  view  to  revision  of  the  French  Tariff  werc  opcned  hj  the  Comité  Con-  ^'-  '^*'®- 
iltatif  des  Arts  et  Manufactures^  and  by  the  Conseil  Sapéricur  du  Commerce  briunnien. 
i  1876.  The  effect  of  this  measure  was,  that  persons  and  trades  that  con-  ^-  ^"  ^^*' 
dered  themselves  aggrieved  bj  the  commercial  policy  of  the  Empire  hastened 
)  ayail  themselves  of  this  opportonitj  to  pat  forward  protectionist  views, 
hese  proceedings  excited  the  attention  of  the  commercial  community  in  this 
inntry.  The  accuracy  of  the  statements  submitted  to  these  Cooncils  was  in 
sreral  instances  contested,  and  the  French  Government  agreed,  that  the 
)iuiter-representations  of  Associations  and  persons  in  the  United  Kingdom 
Ltercsted  in  trade  with  France  shoold  be  heard  by  one  of  the  members  of 
oor  Commission,  Mr.  Eennedy,  and  by  M.  Gavard,  who  was  then  French 
eeretary  of  Embassy  in  London.  Copies  of  the  Parliamcntary  Paper  which 
Dntains  these  connter-reprcsentatious  are  likewise  herewith  inclosed.  ||  The  in- 
oiries  in  France  to  which  I  have  adverted  were  continued  by  Committees  of 
iie  Senate  and  the  Chamber  of  Depaties.  But  the  action  thus  taken  had, 
hnost  necessarily,  the  effect  of  encouraging  cxaggerated  statements  on  the 
art  of  French  mannfacturers,  and  demands  for  the  reimposition  of  protective, 
f  DOt  prohibitive,  daties.  ||  In  the  last  few  years  French  indastry,  like  the 
odnstry  of  the  United  Kingdom  and  of  all  conntries,  has  no  doubt  suffered 
rom  the  severe  and  long-continued  commercial  depression  which  has  every- 
vhere  prevailed.  But  the  statistics  of  trade,  to  which  I  have  referred  in  the 
triier  part  of  this  instruction,  and  the  uninterrupted  growth  of  the  French 
erenae,  show  conclusively,  that  the  crisis  has  not  been  so  acute  in  France 
18  in  many  countries,  and  that  there  is  not,  on  any  grounds  arising  out  of 
Us  distress,  any  real  foundation  for  the  demands  for  protection  thus  addres- 
led  to  the  French  Legislature  and  Government,  even  upon  the  hypothesis, 
rhich  Her  Majesty's  Government  do  not  admit,  that  temporary  commercial 
listress  can  be  relieved  by  an  augmentation  of  duties,  injurious  to  the  con- 
Runer,  and  of  more  than  doubtful  value  to  the  producer.  The  protectionist 
HSitation  which  hétö  thus  been  fostered  in  France  has  exerted  considerable  in- 
lience  on  the  form  which  the  new  General  Tariff  has  finally  taken.  In  the 
^  instance  it  was  understood,  that  this  Tariff  was  to  be  almost,  if  not  en- 
^ly,  identical  with  the  present  Conventional  Tariff.  But  in  its  progress 
^ugh  the  Legislature  many  changes  of  classification  have  been  proposed 
Uid  adopted,  ad  vahreni  duties  have  been  almost  entirely  abolishcd;  and  in 
^eiy  many  instances  increase  in  the  rate  of  duty,  sometimes  to  a  large  ex- 
ent,  has  been  made.  On  this  last  head,  it  is  to  be  observed,  that  in  the 
^^ce  of  yams  and  textiles,  chemicals  and  some  other  articlos,  an  avowed 
Qttjoration"  of  24  per  cent.  has  been  made  in  settling  the  rates  of  duty  for 
^e  new  General  Tariff.  It  is  evident,  however,  that  in  some  instances  this 
'^t  of  24  per  cent.  has  been  exceeded;  and  furthcr,  there  is  good  reason 
)  think,  that  in  the  changes  of  classification  and  of  duties  from  ad  valorem 
)  speeific  rates,  above  mentioned,  altcrations  of  Tariff  have  been  made  which 
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Nr.  7679.  ^jQ  jq  ^jjgi,.  eflfcct  still  fuither  augmeut  ratcs  of  duties.  A  marked  c 
briunnien.  &  Parüamentary  Paper  which  shows  in  parallel  colamns  the  old  Genen 
24.  Mai  1881.  ggjj^  Convcntional  and  new  General  Tariffs,  and  a  Tabular  Statement 
ticles  now  charged  in  the  Freuch  (Tonventional  Tariff  with  an  ad  i 
dntj,  on  which^  in  the  new  General  Tariff^  a  specific  dnty  is  impos< 
gether  with  the  rates  of  duty  under  each  Tariff,  is  annexed  for  conv 
of  reference. 

The  correspondence  herewith  inclosed  will  make  jou  acqnainted  y 
representations  made  bj  this  Office  and  Her  Majesty's  Ambassador  a 
to  the  French  Government  on  the  whole  subject  of  these  negotiatioi 
the  time  approached  for  their  commencement,  it  was  thought  advisabh 
ciallj  in  the  absence  of  any  definite  explanation  of  the  views  of  the 
Government,  that  personal  commanication  should  take  place,  with  the 
of  eliciting  a  statement  of  the  intentions  of  that  Government  in  th< 
arrangements  of  the  new  Treaty.  Mr.  Eennedy  was  accordingly  instn 
proceed  to  Paris  for  this  pnrpose,  and  I  have  to  call  yoor  attention 
Beports.  It  is  to  be  regretted,  that  the  French  Government  did  not 
on  that  occasion  or  in  the  draft  Tariff  lately  commanicated  by  M.  Chi 
Laconr,  definitely  express  their  intention  to  remove  at  the  ontset  thi 
^^majoration"  of  24  per  cent.  made  on  existing  duties,  even  if,  before  i 
tions  were  commenced,  they  were  unwilling  to  discuss  other  alteral 
Tariff.  The  course  thus  pnrsued  by  the  French  Government  cannot 
protract  the  negotiation  and  add  to  its  difficulty,  while  it  precludes  ü 
jesty's  Government  from  giving  assurances  to  our  commercial  communit 
would  do  much  to  calm  the  apprehensions  caused  by  the  new  Genera 
in  many  branches  of  trade  in  the  United  Kingdom. 

You  will  learn  from  the  representations  that  have  been  receiv( 
many  commercial  bodies,  which  are  contained  in  the  correspondence 
before  you,  that  there  exists  in  this  country  a  strong  feeling  against  the 
sion  of  a  new  Commercial  Treaty  with  France  unless  its  terms  are  an  ; 
on  the  part  of  France  in  the  direction  of  free  trade,  on  the  condit 
the  Treaty  and  Convention  of  1860.  Her  Majesty's  Government,  o 
part,  do  not  desire  to  bind  this  country  by  Treaty  engagements  in 
of  Tariff  unless  by  so  doing  substantial  advantages  can  be  secured 
trade  of  the  United  Kingdom.  It  would  be  well,  that  when  a  fitting 
tunity  presents  itself  you  should  hold  this  language,  and  make  kno 
public  feeling  on  the  subject  to  your  French  colleagucs.  You  should 
fore  bear  in  mind,  that  it  is  possible,  that  on  this  occasion  no  agreemc 
be  arrived  at  on  matters  of  Tariff.  Other  British  interests  involved, 
shipping,  the  position  of  British  subjects  resident  in  France,  trade  mai 
other  matters  of  detail,  would  rcnder  it  inexpedient,  that  the  Treaües  ( 
and  1873  should  entirely  lapse.  But  circumstanccs  may  very  possib^ 
in  the  course  of  these  negotiations  which  will  render  it  advisable  and  ] 
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a  replace  the  existing  Treaties  by  a  Treaty  which  shall  contain  simple  most-   ^'-  '^'^ 
iToored-natioü  provisions  rather  tlian  formal  cngagements  in  regard  to  Tariff.  briunnien. 

I  leave  to  jour  discretion,  after.  jour  first  Communications  with  the^*-**'^*  ^^^• 
reoch  CommissionerS;  to  decide  what  course  to  take  with  respect  to  Tariff 
scossions.  As  the  notice  to  terminate  the  present  Treaties  has  come  from 
rance,  and  as  the  French  Government  desire  to  alter  their  terms,  jou  should 
certain  the  desires  of  that  Government  in  the  matter  before  jou  enter  upon 
e  engagements  to  be  undertaken  bj  Her  Majestj's  Government  ||  The  foUow- 
l  points  appear  to  be  sufficiënt  to  indicate  for  jour  guidance  in  the  ab- 
nce  of  anj  formal  statement  from  the  French  Government:  — 

In  the  first  place^  jou  should  insist  stronglj  upon  the  basis  of  ^^Amélio- 
tions  du  statu  quo  dans  Ie  sens  du  développement  des  relations  commercia- 
'^\  laid  down,  officiallj;  bj  M.  Léon  Saj  then  French  Ambassador  at  this 
inrt  The  true  interests  of  both  France  and  Ëngland,  and  of  international 
ide  and  relations  generalij;  would  be  well  served  bj  a  policj  which  should 
re  full  effect  to  this  basis  of  negotiation.  Her  Majest/s  Government  are 
opinion,  that  the  foUowing  principles  might,  with  advantage,  be  adopted 
r  this  purposC;  namelj:  — 

1.  That  15  instead  of  25  per  cent.  shall  now  be  the  general  maximum 
te  of  dutj  on  goods  the  produce  or  manufacture  of  the  United  Eingdom 
tering  France,  except  as  regards  some  few  goods  which  the  French  Govern- 
mi  maj  wish  to  subject  to  a  higher  rate. 

2.  That  10  instead  of  15  per  cent  shall  be  the  average  rate  of  dutj  on 
e  produce  or  manufactures  of  the  United  Kingdom. 

3.  That  goods  now  charged  10  per  cent.  shall  be  charged  7^/2  per  cent 
It  is  to  be  rememberëd;  that  cxpenses  of  transport  considerablj  increase 

l  these  rates. 

4.  That  to  some  extent  at  least  entire  remission  of  dutj  shall  be  made 
the  case  of  goods  now  subject  to  import  dutj  in  France. 

5.  That  changes  of  classification,  and  the  determination  of  the  specific 
^  which  shall  be  equivalent  for  present  ad  vdlorem  duties,  if  alteration  is 
^ally  agreed  upon,  shall  be  settled  after  examination  and  bj  consent  of  both  Powers. 

Should  the  French  Gommissioners;  as  seems  possible,  not  accept  as  a 
•neral  basis  for  negotiation  the  amelioration  of  the  status  quo,  jou  should 
«  your  best  endeavours  to  effect  anj  special  improvements  which  maj  be 
"acticable;  and;  generalij;  to  preserve  in  their  spirit;  if  not  in  the  letter  of 
«ir  terms;  the  engagements  of  1860.  The  French  Government  have  ad- 
itted;  in  the  Memorandum  of  the  24th  September;  1880;  that  Great  Britain 
«  lojallj  fulfiUed  the  engagements  contracted  in  1860.  But  the  changes 
iw  proposed  to  be  made  in  the  French  Conventional  Tariff  constitute  a  se- 
M  departure  from  those  then  contracted  bj  France.  It  is  now  proposed 
abolish  ad.vahrem  duties;  which;  as  jou  are  aware,  undcr  present  condi- 
118  of  manufacture  and  trade  in  the  United  Eingdom;  are,  in  an  cspecial 
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Kr.  7679.   mannen  adapted  to  the  reqnirements  of  our  foreign  commerce.    Her  Maiesty 

Qtoêb- 

GoTemment,  nevertheless^  do  not  contest  the  right  of  foreign  nations  to  ftlt( 


24.  Mai  1881.  as  thcj  think  fit  the  mode  of  assessment  of  their  costoms  dnties,  bnt  at  tl 
same  time  they  think  it  simplj  fair  that  as  matter  of  friendlj  relations  ooi 
sideration  urged  with  respect  to  the  pressare  of  particular  daties  shoald  r 
ceive  attention,  and  that,  especially^  where  snch  changes  affect  Treaty  cngag 
ments,  thej  shall  be  fallj  examined  and  settled  hy  mntual  consent  In  tl 
present  instance  this  departare  from  the  arrangements  of  1860  is  aggrayat 
\>y  an  avowed  ''majoration"  for  many  descriptions  of  goods  on  the  existu 
rate  of  dütj,  which  is  alleged  to  be  24  per  cent.^  thongh  in  some  cases 
certainlj  exceeds  that  limit,  and,  fnrther,  by  changes  of  classification. 
woold  seem  well,  that,  at  the  commencement  of  the  discnssion  on  yams  ai 
textiles,  the  whole  ^majoration''  shoald  be  taken  off,  and  that,  when  this  st 
has  been  taken,  changes  of  classification  and  of  ad  valorem  to  specific  doti 
shoald  then  be  examined  and  discassed  and,  if  possible,  satisfactorily  setüe 
Toar  main  difficalties  on  these  points  will  be  in  regard  to  linen,  cottoo  ai 
mixed  wooUen  fabrics. 

Secondly,  yoa  will  perceive,  on  examining  the  French  Tariff,  that  < 
certain  goods,  more  particolarly  iron  and  steel  wares,  the  rates  of  datj  d( 
charged  exceed,  in  some  instances  largely,  the  maximnm  rate  of  25  per  cei 
fixed  by  Article  XVI  of  the  Treaty  of  the  23rd  January,  1860.  You  shon 
arge  a  readjastment  of  snch  daties  in  order  to  bring  them  back  to  tl 
amoonts  fixed  in  1860.  ||  In  like  manner  in  the  case  of  chemicals,  valnes  ha^ 
fallen,  and  processes  of  manafactore  have  been  improved  since  1860,  so  th 
at  the  present  time  the  rates  of  daty  charged  often  largely  exceed  the  t 
valorem  rates  for  which  they  were  fixed  as  the  eqnivalcut  in  1860.  T< 
shoald,  after  consaltation  with  the  trade,  press  for  a  readjastment  of  the  rü 
of  daty  charged  on  the  descriptions  of  chemicals  which  are  of  chief  impoi 
tance  to  British  trade  with  France. 

Thirdly,  the  foregoing  remarks  with  respect  to  the  incidence  of  specif 
daties  at  di£ferent  periods  may  be  ased  with  advantagc  as  an  argament  i 
sapport  of  ad  valareni  daties.  The  objections  arged  against  the  latter  ar 
that  serioas  differences  of  opinion  often  exist  with  respect  to  the  yalae  < 
particnlar  goods;  and  that  they  afford  an  easy  opening  to  frand  by  means  < 
false  declarations. 

Yoa  shoald  state  in  the  most  explicit  manner,  that  Her  Majest/s  Goren 
ment  are  desirons  of  co-operating  with  the  French  Government  to  prevel 
sach  fraads,  and  that  they  are  ready  to  adopt  effectaal  measares  for  the  p^ 
pose.  By  limitation  of  places  of  entry  and  strict  reqnirements  as  regtrt 
invoices,  and  other  precantions,  it  wonld  appear,  that  this  end  might  be  ^ 
tained  withont  any  serioas  difficalty.  |]  You  will  observe,  on  examining  tk 
draft  of  the  new  Treaty  Tariff,  that  it  is  proposed  to  leave  ont  of  it  varioi 
articles  which,  althoagh   not   of  principal  importance  to  British  trade  wit 
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>ssess,  nevertheless,  considerable  interest;  for  example^  agricaltoral  and  *'•  '^'•• 
'oduce,  beer,  starch,  dyes^  bottles^  &c.,  I  have  to  reqnest  jour  atten-  briunnien. 
ïse  subjects.  ||  Besides  the  questions  more  immediately  connected  with^****  ^^'• 
^  and  Tariffy  there  are  certain  matters,  to  some  extent  outside  them, 
e  been  onder  discussion  with  the  Frencb  Government  Yon  will 
!  corrcspondence  transmitted  to  yon  the  particolars  of  these  several 
)f  which  the  most  important  are  ship-brokerage^  expertise^  mineral 
)oanties  on  shipping  and  on  sogar.  On  these  matters  yon  will  take 
as  yon  may  think  most  expediënt^  at  the  time  appropriate  for  dis- 
em.  In  considcring  them^  and  details  of  Tariff  generally,  it  ml\  be 
and  in  some  instances  necessary^  that  yon  shoold  communicate  with 
of  Commerce,  Associations  and  persons^  who  are  acqaainted  techni- 
these  several  subjects;  and  on  some  occasions  it  would  be  well^  that, 
precedent^  their  statements  should  be  heard  by  the  French  Com- 
.  |]  There  are  also  colonial  questions  of  considerable  importance  con- 
;h  the  application  of  the  uew  Treaty  to  the  Colonies  and  possessions 
)  Powers;  to  which  I  have  also  to  request  your  attention,  and  alsO; 
ortunity  occurs,  the  question  of  a  Consular  Convention  with  France. 
foregoing  general  instruction  will  be^  at  present,  sufficiënt  for  your 
I  would  only  observe  further,  that,  if  amelioration  of  the  status 
to  be  obtained;  you  should  consider  whethcr  a  prolongation  for  a 
shorter  period  of  the  existing  Treaty  and  Tariff  should  again  be 
ind  lastly,  that,  if  you  find  that  the  French  Commissioners  are  not 

0  agree  to  such  alterations  of  Tariff,  especially  as  regards  conver- 

1  cdlorem  into  specific  duties,  and  classification,  as   will  secure  at 

naintenance  of  the  statiAs  quo,  you  should  ask  for  an  adjournment 

nt  Commission,  in  order  to  enable  you  to  report  the  circumstances 

ajesty's  Government,  and  obtain  their  instructions  as  to  your  future 

:s.  II I  am,  &c. 

Granville. 


30.     GE088BRITANNIEN.  —  Die  engl.  Unterh&ndler  an  den 

engl.  Min.   d.  Ausw.  —  Bisheriger  Verlauf  der  Ver- 

handlungen. 

Foreign  Office  July  11,  1881. 

jord,  —  We  have  now  the  honour  to  inform  your  Lordship  of  our   Nr.  «eso. 
;s  under  the  instructions  conveyed  to  us  in  your  letter  of  the  24th  May  ^jriUMiên. 

have  held  sixteen  joint  sittings  with  the  French  High  Commissioners,  n.Jaiiissi. 
had  many  meetings  with  representatives  of  Chambers  of  Commerce 

bodies  interested  in  the  trade  with  France.  jj  Tour  Lordship  stated 
our  appointment  that,  as  no  definite  bases  for  the  forthcoming  com- 
ïgotiations  had  been  proposed  by  tlie  French  Government,  you  were 

supply  us  with  complete  instructions  as  to  the  course  we  were  to 
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Nr.  7680.  purgue.  ||  We  are  still  unaware  of  the  precise  views  of  the  French  Govenunent 
briunnien.  OU  the  great  majoritj  of  the  details  of  the  Tariff.  We  have  examined  tke 
iLJiüi  1881.  ^j,^fi  Conventional  Tariff  in  detail  with  the  French  High  Commissioners,  ini 
on  each  head  which  had  any  considcrahle  interest  for  British  trade  we  haie 
made  proposalS;  hut  in  only  a  very  few  cases  have  these  been  met  bj  co1mte^ 
propositions^  and  then  chiefly  in  the  less  important  articles  which  we  namei 
A  careful  examination  of  the  proposed  Tariff  has  shown^  that  the  French  pro* 
posals  would  sabject  to  increased  dnties  the  principal  articles  in  which  tnde 
is  being  done  at  the  present  time.  When  wc  have  argned  against  these  in- 
creases;  we  have  been  told  in  some  instances  that  the  proposed  increase  is 
purely  for  fiscal  parposes;  in  other  cases ;  that  the  trade  in  question  is  not 
mainly  British^  but  either  SwisS;  Italian,  Belgian^  or  German,  as  the  case  nay 
be;  while  in  some  instances  it  has  been  admitted^  that  the  duty  is  protectife^ 
and  has  been  increased  for  the  parpose  of  protection.  ||  At  the  first  meetJBg 
the  French  High  Commissioners  repadiated — thoagh  not  without  a  strong  pro- 
test on  oar  part — the  basis  signed  last  year  by  yoar  Lordship  and  M.  Léoii 
Say;  without^  however^  repadiating  the  liberal  intention  by  which  these  bties 
had  been  inspired.  They  declined  to  adopt  our  suggestion^  that  inqoiry  shotdd 
be  made  into  the  fall  of  prices  since  1860,  with  the  view  to  readjust  preseit 
specific  daties  to  rates  eqaivalent  to  the  percentage  adopted  when  the  amoant 
of  these  daties  was  fixed  in  1860.  On  iron,  concessions  saggested  by  tbe 
French  High  Commissioners  were  at  a  later  meeting  virtaally,  or,  at  leut; 
temporarily,  withdrawn  by  them,  in  conseqaence  of  instractions  from  Paris; 
bat  at  the  fifteenth  meeting  it  seemed  understood,  that  these  redactions  wovU 
be  made  in  any  Treaty  that  might  be  signed.  Besides  these  concessions,  d^ 
finitc  redactions  on  rates  of  duty  proposed  in  the  draft  Conventional  Tarif 
have  been  offered  by  the  French  High  Commissioners  on  certain  cbemicals 
and  on  the  finest  class  of  linen  yarn  and  tissaes,  and  indefinite  concessioDS 
on  straw  hats  and  some  other  articles.  ||  The  greatest  divergency  of  views 
between  oar  French  colleagaes  and  oarselves  has,  unfortanately,  been  npoB 
the  chief  articles  of  trade  between  the  United  Eingdom  and  France,  namet/, 
in  regard  to  cotton  and  woollen  goods.  Of  woollen  goods  France  took  froB 
as  for  her  home  consamption  51000000  fr.  worth  in  1879,  her  import  frcm 
all  coantries  being  68  000  000  fr.  Of  cotton  goods,  France  imported  from  the 
United  Kingdom  27  000000  fr.  worth,  or  considerably  more  than  the  import 
from  Germany — the  coantry  next  most  interested.  These  great  cotton  and 
woolen  trades  are,  therefore,  essentially  British  interests,  and  we  regret  to 
say,  that  the  change  of  classification,  and  the  rates  of  daty  proposed,  wotddy 
in  oar  jadgment,  tend  to  check,  diminish  and  in  many  cases  destroy  tko 
existing  trade.  By  the  sabstitation  of  specific  daties,  only  nominally  based  o> 
average  valaes,  the  French  Government  will  strike  with  the  greatest  severiV 
the  very  cheap  goods  which  are  the  most  largcly  exported  from  this  coooW 
to  France.  |[  We  did  not  consider  it  necessary,  or  in  accordance  with  jwf 
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Lontóiip's  instractions.  to  refuse  consent,  absolutely,  to  the  change  from  ad  ^^'  "^®®- 

valorem  to  specinc  dnties.     On  the  contrarj,  wherever,  onder  present  circum-  britaaiiien. 

stances  of  trade^  the  mode  of  assessment  of  duty  is  a  matter  of  comparative"-^'*^^*®^- 

indifference,  we  raised  no  objection  on  the  groond  of  principle,  and  confined 

DDT  objections  to  the  amounts  proposed.    In  other  instances,  where  groonds  for 

iome  doabt  exist,  we  consented  with   relnctance   and  without  admitting  the 

ideqoacj  of  the  reasons  which  have  generally  been  pat  forward  for  the  snp- 

ïression  of  the  system  of  (ul  valoreni  assessment.     But  with  respect  to  certain 

ffticles  of  tho  Tari£f^  we  feel  nnable  to  accept  the  change  which  has  been 

iroposed   to   os.    We  convinced  ourselves^  and  we  nrged  upon  oor  French 

wUeagoeS;  that  a  scale  of  duties  framed  on  an  average  of  the  qualities  or 

lescriptions  of  articles  without  any  regard  to  the  proportion  in  which  they 

ffe  imported^  however  theoretically  accurate  it  might  appear  to  them^  must 

)f  necessity,  and  especially  in  trades  where  there  is  great  variety  of  manu- 

'actore^  operate  most  inequitably  and  injuriously.    We  pointed  out^  that  this 

rery  difficulty  was  experienced  after  the  Treaty  of  1860,  and  preventcd  com- 

)liaoce,  in  the  case  of  some  important  articles,  with  the  provision  of  that 

rreatj  which  stipulated  for  the  convcrsion  of  the   ad  ralorefn  into   specific 

hties.  II  The  French  Commissioners  were  disinclincd  to  entertain  any  discussion 

>f  this  question  upon  the  ground,  that  it  was  a  matter  of  principlc  which  had 

^n  deliberately  settled  by  their  Parliament;  but  they  did  not  reply  to  the 

)nuïtical  objections  to  the  changes  proposed  as  regards  cottons  and  wooUcns     . 

et  forth  in  papers  which  Mr.  Kennedy  had  communicated  in  Paris,  and  in 

'W  statements  during  our  recent  sittings.     We  were,  howewer,  so  much  im- 

*res8ed  with  the  grave  difficulty  and  inconvenience  of  a  too  rigid  application 

f  the  principle  for  which  they  contended  to  the  great  articles  of  cotton  and 

rooUen  piece-goods  and  a  few  other  items  of  the  Tariff,  that  we  feit  it  our 

tttj  to  insist,  subject  to  the  ultimate  decision  of  Her  Majesty's  Government, 

D  the  maintenance  of  ad  ualoretn  duties  in  thosc  exceptional  cases,  at  least 

8  an  altemative  scale,  the  system  of  assessment  for  duty  by  weight  or  value 

^  the  option  of  the  importer  being  recognized  to  some  extent  in  the  present 

rench  Conventional  Tariff.  ||  Wc  must  record  our  opinion,  that   the  present 

foposals  of  the  French   Government  with   regard   to   cottons   and  wooUens 

onld,  in  a  measure,  put  an  end  to  British  trade  in  many  descriptions  of 

ïese  goods.  II  It  is  true  that,  with  the  exception  of  certain  articles,  in  regard 

^  which  our  French  colleagues  allcged  that  mistakes  had  been  committed  in 

^60,  they  admitted  that  it  was  the  intention  of  their  Government  to  sub- 

itnte  for  present  ad  valoreni  duties  specific  duties  of  as  nearly  as  possible 

'®  exact  equivalent  amount.    The  accompanying  Minutes,  however,  will  prove, 

*t  the  new  rates,  in  the  manner  in  which  they  have  been  calculated  and 

^^,  are  not  equivalent  but  increased,  and  in  many  instances  very  greatly 

'ïeased.  II  We  had  thought  of  suspending  negotiations  after  discovering  how 

^  the  views  of  the  two  Commissions  were  apart,  and  because  it  was  evident 
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Nr.  7680.  ^^  ^g  ^^  ^  y^^j  eBTlj  perfod  of  the  negotiations,  that  none  of  the  five  prii 
hritannien.  ciples  laid  down  for  OUT  gaidance  in  yonr  Lofdship's  instractions  would  1 
ii.jaiii88i.  j^^j^p^g^  by  our  French  colleagnes.  For  various  reasons,  however,  we  co 
sidered  it  on  the  whole  more  prudent  to  complete  the  examination  of  t 
Tari£f  to  the  end.  In  adopting  this  conrse  we  bore  in  mind  your  Lordshi] 
directions;  that  we  should  nse  onr  best  endeavours  to  effect  any  special  ii 
provements  which  might  be  practicable,  and  it  further  enabled  as  to  sabn 
the  whole  case  for  the  instractions  of  Her  Majesty's  Government  in  accordas 
with  the  spirit  of  the  last  paragraph  of  yoar  Lordship's  instractions. 

Yoor  Lordship  will  observe,  that  the  French  Commissioners  proposed 
as,  at  oar  two  last  sittings,  that  negotiations  should  be  resumed  in  Paris 
the  end  of  the  present  month.  ||  We  have,  on  our  side,  requested,  that 
intimation  may  be  made  as  soon  as  possible  of  the  views  entertained  bj  1 
French  Government  of  our  counter-proposals.  We  think,  that  a  definite  i 
ceptance  of  the  invitation  should  depend  upon  the  nature  of  that  comma 
cation.  Unless  it  indicates  a  reasonable  prospect  of  the  conclusion  of  a  sal 
factory  Treaty,  we  consider,  that  it  would  not  be  advisable  for  us  to  contii 
the  negotiations  as  requested  by  the  French  Commissioners.  ||  We  have  t 
honour  to  forward  herewith,  for  the  information  and  consideration  of  jc 
Lordship,  copies  of  the  Minutes  of  the  proceedings  of  the  Commission,  togetli 
with  an  abstract  exhibiting  the  proposals  and  counter- proposals  affecting  t 
most  important  articles  of  British  trade.  ||  We  have,  &c. 

Charles  W.  Dilke. 

W.  E.  Baxter. 

C.  Rivers  Wilson. 

C.  M.  Kennedy. 

J.  A.  Cr  o  we. 


Nr.   7681.     GROSSBEirANNIEN.  —  Botschafter  in  Paris  an  de 

engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Uebersicht  über  die  noch  b( 

stehenden  Differenzen. 

Paris,  February  8,  1882. 

Nr.  7681.  My  Lord,  —  With  my  despatch  of  the  3rd  instant  I  had  the  honour  t 

britM^ên  ^^ausmit  to  your  Lordship  a  Memorandum,  drawn  up  by  Mr.  Crowe,  of  whi 
s.Febr.i882.passed  at  an  interview  which  he  and  I  had  had  on  that  day  with  M.  de  Fre; 
cinet  and  M.  Tirard.  ||  Yesterday  I  took  an  opportuuity  of  saying  to  V'  < 
Freycinet,  that  I  had  reflected  a  great  deal  upon  that  interview,  and  tbi 
much  to  my  regret,  I  had  become  more  and  more  convinced  that  it  had  ^ 
at  all  promoted  an  agreement  upon  the  terms  of  a  Commercial  Treaty.  '^ 
arguments  which  had  been  used  had,  I  said,  been  brought  forward  over  U 
over  again  at  meetings  of  the  Commission,  and,  in  fact,  discussion  of  this  kil 
seemed  to  me  to  be  completely  cxhausted.    Her  Majesty's  Government  ta 
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formed  their  opinion  lightlj  or  hastilj,  but,  on  the  contrary,  had  examined  ^'-  '^*- 
matter  with  very  great  care,  and  I  feit  boond  to  saj  distinctly  to  M.  de  briunniea. 
reinet,  that  they  had  not  foond  that  the  arrangements  proposed  in  the^-^®*'-'^^ 
lorandom  ^ven  to  me  bj  M.  Gambetta  on  the  25th  of  last  month  were 
.ny  means  equivalent  to  the  maintenance  of  the  status  quo.  In  short,  I 
I  said,  bonnd  to  inform  M.  de  Freycinet,  that  my  instructions  precladed 
lolding  ont  any  hope  that  those  arrangements  could  be  accepted  by  Her 
stfs  Government  ||  After  some  forther  conversation,  M.  de  Freycinet  asked 
o  send  him,  for  his  own  use,  a  Memorandum,  showing,  in  as  compend^ous 
m  as  possible,  the  points  of  di£ference  still  existing  between  the  two  Go- 
nents.  He  wonld,  he  said,  examine  it  carefolly,  in  order  to  see  whether 
was  still  any  means  by  which  a  change  could  still  be  made  in  the 
ch  proposals;  but  he  had  already  been  much  attacked  for  adhering,  when 
ime  into  office,  to  M.  Gambetta's  Memorandum,  and  it  was  very  doubtful 
ber  it  would  be  possible  to  obtain  the  sanction  of  the  Chambers  for  any 
'  duties.  II  No  one  was  present  at  the  interview  except  M.  de  Freycinet 
myself.  ||  In  compliance  with  M.  de  Freycinet's  request,  I  sent  him  to-day 
üemorapdum,  drawn  up,  at  my  request,  by  Mr.  Crowe,  a  copy  of  which 
JQ  the  honour  to  transmit  herewith  to  your  Lordship.  ||  I  have,  &c, 

L  y  o  n  s. 


Memorandum, 

L'accord  entre  Ie  Gouvernement  de  la  République  et  Ie  Gouvernement  de 
iajesté  Britannique  ne  semblerait  possible  qu'en  tant  qu'on  s'entendrait 
es  questions  qui  concement  spécialement  les  tissus  de  coton  et  de  laine.  {| 
t  aux  tissus  de  coton,  Ie  Gouvernement  Anglais  ava^t  demandé  qu'on 
It  bien  réduire,  k  cause  de  la  répercussion  sur  les  blanchis,  les  teints,  les 
imés,  <fec.,  les  droits  spécifiques  sur  les  écrus,  c'est-è-dire: —  ||  No.  364. 
ilog.  et  plus  aux  100  mètres  carrés:  30  fils  et  moins,  de  50  fr.  k  40  fr.; 
35  fils,  de  50  fr.  k  40  fr.;  36  fils  et  plus,  de  80  fr.  k  64  fr.;  7  k 
ilog.,  5  è  7,  et  3  è  5  kilog.  Pour  ces  trois  classes  des  réductions  pro- 
onnées,  et  c'est-èi-dire  de  20  pour  cent  sur  Ie  Tarif  Conventionnel  actuel. 
1  demières  propositions  du  Gouvernement  de  la  République  sur  toutes  les 
es  du  No.  364  en  regard  du  statti  quo  et  des  demandes  Anglaises  ont 
!elles-ci: — 


1. 

Statu  quo. 


11  kilog.— 

30  fils  et  moins 

31  k  35  fils     . 
36  fils  et  plus 


Fr. 

50 
50 
80 


2. 


3. 


Proposition     Proposition 
Fran^aise.        Aiiglaise. 


Fr.  c. 

47  50 
6000 
72  00 


Fr. 
40 

40 
64 
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Nr.  7681. 

Gro68- 

britannien. 

&  Febr.  188S. 


1. 
Statu  quo. 


7  è  11  kilog.— 

35  fils  et  moins 

36  k  43  üls  . 
44  üls  et  plus 

5^7  kilog. — 

27  fils  et  moins 

28  k  35  fils  . 
36  k  43  fils  . 
44  fils  et  plus 

3  è  5  kilog.— 

20  fils  et  moins 

21  k  27  fils  . 
28  k  35  fils  . 
36  è.  43  fils  . 
44  fils  et  plus 


2. 

Proposition 
Fraa^aise. 


Fr.  c. 

6000 
10000 
17000 


8000 
11700 
19000 
242  00 


11000 
14800 
193  00 
27000 
403  00 


Pn>i>OBitioi 
An^^lalae. 


Fr. 

48 

80 

X60 


64 
96 
152 
240 


64 

64 

96 

152 

240 


Le  Gouvernement  de  Sa  Majosté  Britanniqne  se  croit  en  devoir  d'insister 
ponr  Tadoption  des  taux  inscrits  k  la  troisième  colonne  ci-dessos.  ||  Foor  II 
classe  de  11  kilog.^  parce  que  les  réductions  proposées  par  le  Goavemenuait 
de  la  Républiqae  ne  représentent  que  5  et  10  ponr  cent  en  regard  i  ott 
angmentation  de  20  ponr  cent  snr  une  categorie  que  pour  TAngleterre  ^ 
d'une  importance  capitale.  Pour  la  classe  de  7  è  11  kilog.  et  de  5  ^  Tig, 
parce  que  les  réductions  proposées  par  le  Gouvernement  de  la  RépubliqM 
sont  tres  modiques,  et  d'autant  plus  sans  importance  que  les  aogmentstioii 
sur  la  classe  de  3  è  5  sont  extrêmement  fortes.  ||  Le  Gouvernement  de  Si 
Majesté  Britannique  est^  cependant^  pret  k  renoncer  è,  ses  demandes  sor  Itf 
écruS;  si  le  Gouvernement  de  la  République  veut  bien  maintenir,  conmie  tfftt* 
gement  temporaire,  les  droits  actuellement  en  vigueur  ad  vcUorem  ponr  Ifl 
tissus  non  écrus.  ||  Quant  aux  cords  et  moleskins;  le  Gouvernement  de  Si 
Majesté  se  voit  dans  la  nécessité  d'insister  sur  le  maintien  du  statu  guo,  lott 
60  fr.  et  85  fr.  pour  les  écrus  et  les  teintS;  au  lieu  des  droits  proposéi  d> 
72  fr.  et  97  fr.  ||  Le  Gouvernement  Anglais  attacbe  de  même  une  importmee 
capitale  k  la  réduction  des  droits  proposés  par  le  Gouvernement  de  Ia  Bé- 
publique  pour  les  lainages.  ||  Quant  aux  tissus  de  laine  pure^  il  trouve  que  Ifl 
droits  de  130  fr.,  110  fr.  et  96  fr.  sont  encore  plus  élevés  qu'ils  ne  devrtirf 
Têtre,  et  qulls  seraient  plus  équitables  en  deux  classes  d'au-dessous  et  tf* 
dessus  de  500  grammes.  ||  Il  croit  que  les  droits  des  tissus  mélanges  liM 
dominante  ne  sauraient  dépasser  90  fr.  pour  la  classe  de  200  grammes  tt 
plus,  et  qu'il  serait  avantageux  de  réduire  les  cinq  classes  proposées  k  tras» 
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'oits  sur  rechelle  de  90  fr.,  50  fr.,  et  30  fr.  ||  La  categorie  des   Nr.  768i. 
igés  de  renaissance  serait  plus  acceptable  si  on  modifiait  la  dé-  ï,J|[|J^Jin. 
établit,  OU,  plutót,  qui  restreiht  h  10  pour  cent  la  proportion  de8.Febr.i882. 
la  trame,  et  si,  au  lieu  de  ''trame  coton  et  chainc  coton  et  re- 
on  admettait  chalne  et  trame  coton  ou  mélange  de  coton  et  re- 
Ou  ne  prévoit  du  rcste  aucune  difficultó  pour  arriver  h  une  en- 
3as   les  points  indépendamment  de  ceux  qui  concernent  les  droits 
t  d'ctre  traite. 
Ie  8  Février,  1882. 


l.  OE088BSITAHNIEN.  —  Botschafter  in  Paris  an  den 
eugl.  Min.  d.  Ausw.  —  Die  schwierigc  Stellung  der 
französischen  Regieruug   gegenüber  dem  Parlament. 

Paris,  February  8,  1882. 
rd,  —  During  the  interview,  of  wbich  an  account  is  given  in  my   ^''  '^2. 

prcceding  despatch  of  to-day,  M.  de  Freycinet  expressed  a  hope,  britannieD. 
ajcsty's  Government  were   not  unaware  of  the  very  great  Parlia- ®- ^®**'- ^^^• 
iculties  he  had  to  contend  with  in  treating  on  commercial  matters. 
,  that,  if  they  could  form  an  adequate  estimate  of  the  nature  and 
ese  difficulties,  they  would  be  disposed  to  come  to  his  assistance 
as  far  as  possible  their  requirements.     It  was,    he  added,  to  be 

that  as  regarded  good  feeling.  between  the  two  countries,  no  less 
erests  of  commerce,  it  would  be  much  worse  than'useless  to  sign 
lich  would  be  rejected  by  the  Legislature.  ||  I  answered,  that  I  was 
er  Majesty's  Government  desired  to  make  every  possible  allowance 
culties  M.  de  Freycinet  had  to  encounter,  but  that  it  must  not  be 
lat  they  had  Parliamentary  difficulties  of  their  own,  and  they  were 
ke  by  their  own  convictions  and  by  the  pledges  they  had  given, 

a  retrograde  step  and  agreeing  to  a  Treaty  less  liberal  than  those 
tiug.  Il  I  proceeded  to  ask  whether,  after  all,  matters  might  not  be 
y  the  adoption  by  the  French  Government  of  a  larger  and  more 
licy.  Would  it,  I  inquired,  be  impossible  for  the  French  Govem- 
e  a  fresh  departure,  and  negotiate  avowedly  on  the  basis  of  a 
elioration  of  the  status  quo.  This  basis  being  taken,  might  not 
bc  iutroduced,  both  on  the  French  and  English  side,  which  would 

fovourable  to  trade,  and  much  more  advantageous  to  Franco  than 
conccssion  of  the  mere  stnttid  qtw.  ||  This  idea  did  not  seem  to 
elf  at  all  to  M.  de  Freycinet,  and  he  set  it  aside  as  incompatible 
ipositions  of  the  Chambers  and  with  public  feeling  in  France.  ||  I 

L  y  o  n  8. 
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Nr.    7683.     GEOSSBRITAHiriEN.  —   Botscbaftcr   in  Paris  an  de 

engl.  Miu.  d.  Ausw.  —  Die  &nsscrsten  Concessione 
der  französischen  Regierung. 

Paris,  February  14,  1882. 

Nr.  7083.  Mj  Lord,  —  Tlie  letter  containing  the  "last  words"  of  the  French  Gover 

Grosg-     ment,  which  was  promised  to  me  by  M.  de  Freycinet,  has  just  reached  n 

i4.Febr.i882.  and  I  hasten  so  send  it  to  jour  Lordship.  ||  I  await  instructions  from  yo 

Lordship  beforc  cxpressing  any  opinion  upon  it  to  the  French  Govermcnt 

I  have,  &o. 

L  y  o  n  s. 


M.  de  Freycinet  to  Lord  Lyons. 

Paris,  Ie  14  Février,  1882. 
Mon  cber  Ambassadeur,  —  M.  Tirard  a  étudié  avee  Ic  plus  grand  so 
la  note  que  vous  avez  bien  voulu  me  remettre  Ie  8  Février,  et  il  ne  pen 
pas  qu'il  soit  possible,  au  point  de  vue  commercial,  de  faire  aucune  rédncti 
sur  les  chiffres  indiqués  dans  la  réponse  de  M.  Rouvicr.  ||  Toutefois,  afin 
vous  prouver  ma  bonne  volonté  et  mon  vif  désir  de  resserrer  les  relatio 
cordiales  qui  existent  entre  nos  deux  Gouvernemcnts,  je  crois  pouvoir  prend 
sur  mol  d'introduire  les  réductions  ci-après:  — 

Cotons.    11.  kilog.  SO  fils  et  moins,  au  lieu  de  47  fr.  50  c 45 

„  „      31  l  35  fils,  au  lieu  de  60  fr 55 

Cords  et  moleskins.    Au  lieu  de  72  fr.  et  97  fr.  respectivement      .    .    69  et  90 
TissuB  de  laine  pure.   Au  lieu  de  130  fr.,  110  fr.  et  96  fr.,  respectivement  125, 105  et  90. 

Tous  les  autrcs  chiffres  sont  maintenus  comme  dans  la  lettre  de  M.  Ronvie 

I'  Je  croirais  manquer  h  la  franchise   que  je  vous  dois  dans  ces  conversatioi 

amicales,  si  je  ne  vous  disais  que  les  concessions  ci-dessus  indiquécs  sont  I 

demières   que  je   pourrais   proposcr    au   Gouvernement   et    aux   Chambres. 

Agréez,  <&c. 

C.  M.  Freycinet 


Nr.    7684.     OKOSSBBITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  don  englBot 

schafter  in  Paris.  —  Die  letzten  französischen  Vol 
schl&ge  sind  unannehmbar. 

Foreign  Office,  February  15,  1883. 

Nr.  7684.  My  Lord,  —  I  have   to  acknowledge    the   recoipt   of  your  Excellent 

briunnien.  d^spatch  of  ycstcrday,   forwarding   a  note  from  M.  de  Freycinet  stating  « 

i5.Pebr.i882.  final  proposals  of  the  French  Government  in  regard  to  the  French  Tarift  i 

the  negotiation  for  a  new  Commercial  Treaty  with  Fraucc.  ||  I  regret,  tli 

Her  Majesty's  Government   cannot   consider  the  concessions   now   offered  I 

M.  de  Freycinet  to   be  equivalent  to   the   status  quo,    The   case  of  Briti 
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aDo&ctaros  in  relation  to  the  new  Frcnch  Tariff  bas  bccu  fuU j  set  forth  iu   ^''  '®^ 

GroM- 

j  pre?ioas  despatches^  and  it  is  onnecessary  now  to  enter  again  at  any  briunnien. 
Qgth  into  the  subject  As  regards  cottons,  the  term  now  proposed  do  not  ^*  *'®^'*^®^ 
eet  the  representations  made  by  Her  Majest/s  Government  with  respect  to 
inted  and  fancy  goods^  the  duties  on  which  it  is  intended  to  change  from 
'  vcHorem  to  specific.  The  stattis  qiw  is  not  maintained  for  cords  and  mo- 
ikins.  In  the  case  of  woollens,  althongh  some  reduction  is  offered  for  pure 
tol  goods,  nothing  whatever  is  proposed  with  respect  to  mixed  wool  goods, 
lich  form  one  of  the  principal  grounds  of  remonstrance  on  the  part  of  Her 
ijestj's  Government  in  connection  with  the  manner  in  which  the  existing 
vdlorem  duties  in  the  French  Tariff,  as  established  by  the  Treaty  of  1860, 
n  been  converted  into  specific  rates.  ||  I  have,  therefore,  to  state,  that  un- 
s  the  French  Government  will  reconsider  the  matter,  and,  adopting  as  a 
üTtiog  point  the  maintenance  in  effect  of  the  status  quo,  and  the  conversion 
fair  and  equivalent  tcrms  of  ad  vdlorem  into  specific  duties,  will  either 
opt  the  last  proposals  of  Her  Majesty's  Government,  or  continue,  as  a  tem- 
rary  measure,  ad  vdlorem  duties  pending  an  understanding  as  to  their  'bond 
t  conversion  into  specific  rates,  Her  Majesty's  Government  on  their  part 
^t  to  say,  that  it  does  not  appear,  that  any  useful  result  is  likely  to  eusue 
)m  further  attempts  to  negotiate  a  Tariff  Treaty.  ||  In  this  event,  I  have  to 
qncst,  that  your  Excellency  will  proceed  with  the  negotiation  on  the  bases 
a  most-favoured-nation  Treaty  laid  down  in  my  despatch  of  the  10  th  ultimo. 
[  am,  &G, 

G  r  a  n  v  i  1 1  e. 


r.  7685.  GR088BMTANNIEN.  —  Botschafter  in  Paris  an  den 
engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Bedingungen,  unter  welchen 
die  französische  Regierung  einenMcistbegünstigungs- 
vertrag  abschliessen  will. 

Paris,  February  17,  1882. 
My  Lord,  —  M.  Tirard,  the  Minister  of  Commerce,  called  upon  me  this  Nr.  7686. 
nüng  and  told  me,  that  he  had  come  on  the  part  of  M.  de  Freycinet,  to  ^^^' 


len. 


ak  to  me  on  the  subject  of  the  commercial  negotiations.  ||  It  seemed,  hei7.Febr.i882. 
\  to  result  from  the  verbal  communication  I  had  made  to  M.  de  Freycinet 
terday,  that  therc  was  no  langer  any  prospect  of  the  two  Governments 
Dg  able  to  conclude  a  Tariff  Treaty.  ||  I  had,  however,  suggested  to  M.  de 
ïycinet,  that  a  simple  most-favoured-nation  Treaty  might  still  be  made,  and 
5  suggestion  commended  itself  strongly  to  M.  Tirard's  judgment.  He  was, 
said,  able  to  inform  me,  that  the  French  Government  would  willingly  con- 
ie  such  a  Treaty  with  Great  Britain,  on  condition,  that  Great  Britain,  on 
part,   engaged   not  to  alter  any  of  its  present  customs   duties  during  the 
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Nr.  7685.   duratioD  of  thc  Treaty.    This  condition  M,  Tirard  regarded  as  csscntiaL   H 

Grots- 

briunnien.  maiütaüicd;   that  without   it  Franco  and  Ëngland  woold   not   stand   apon  a 

i7.Febr.i882.  gq^ai  footing.    Franco,  he  averred,  hat  signed  Commercial  Treaties  with  vt 

rious  foreign  PowerS;  in  the  benefits  of  which,  for  the  whole  time  that  thc 

lastcd;   England  would  participate,   and  which    put   it   out   of  the  power  i 

Francc  to  modify  her  Tariff  during  that  time.     On  thc  other  hand,  Englu 

was  hampered  by  no  Conunercial  Treaties  of  any  impörtance,  and  she  won 

be  able  to  deal  with  her  customs  duties  just  as  she  pleased.  In  short,  accordü 

to  M.  Tirard,  England  would  remain  mistress  of  her  Tariff,  while  France  wou 

no  longer  be  mistress  of  hers;  and  this,  he  maintained,  was  a  state  of  thii^ 

to  which  the  French  Chambers  would  never  be  brought  to  agree.  ||  I  did  d 

admit  the  force  of  this  reasoning,   and  I  stated   the   objections  to  it,  whii 

are  so  obviqus,  that  I  nced  not  detain  your  Lordship  by  recapitulating  the 

here.  ||  M.  Tirard,  howevcr,  begged  me  to  communicate  to  Her  Majesty's  6 

vernmcnt  his  proposal,  that  a  most-favoured-nation  Treaty  should  be  made  i 

the  condition  he  had  named,   and   to  await  their  answer   on  the  subject 

This,  of  course,  I  could  not  but  agree  to  do,  but  I  asked  M«  Tirard  wheth 

he  liad  carcfully  considered  all  the  suggestions  which  I  had  made  to  H.  i 

Freycinet  as  to  the  terras  upon  which  a  Tariff  Treaty    might   still  be  mad 

In  refcrring  to  these  tcrms,   as  they  are   stated  in  your  Lordship's  despab 

of  the  day  bcfore  yesterday,  I  laid  special  stress  upon  the  suggcstion  thatt 

valorem  duties  should  bc  continued,   as   a   temporary  measure,   pending  t) 

settlement  of  equivalent   specific    duties  by  a  Joint  Commission.  ||  M.  Tirtfi 

liowever,    repeated   the  refusal   to  listen  to  this  suggestion,   which  had  bec 

expressed  by  him  and  by  M,  de  Freycinet  at  the   interview  which  thej  ha 

with  me  and  Mr.  Cr  o  we  on  the  3rd  instant.    Indeed,  Mr.  Tirard  went  sofi 

as  to  declare,   that  of  all   solutions  this  would  be  the  worst.  ||  It  would,  ii 

affirmed,  run  exactly  counter  to  the  feeling  now  prevailing  in  the  Chambö 

and  in  the  country  generally.     The  long-continued  commercial  discussions  i 

home  and  commercial  ncgotiations  with  foreign  Powers  had  produced  a  feein 

compounded  of  lassitude  and  vexation.     The  public  were  impatient  for  eer 

tainty;  they  wished  to  place  their  commercial  affairs  at  once  on  a  fixed  ptf 

manent  basis,  and  to  have  done  with  thc  whole  matter.    Indeed,  there  was  i 

growing  desire  to  have  no  Commercial  Treaties   at   all.    This  would  necesó 

tate  the  amendment  of  the  present  General  Tariff,   because   that  Tariff  hM 

been  drawn  up  with  a  special  view  to   negotiations  with  foreign  Powers.  I 

might,  however,  be  so  amended  as  to  lower  such  duties  as  would  check  tb 

imports  of  certain  articles  needful  to  France,   while   it  raised  the  duties  oi 

articles  the  home  manufacture  of  which  rcquired  protection.    These,  M.  Tiran 

said  in  conclusion,  werc  not  his  own  views,  but  they  were,  neverthelcss,  th 

views  of  a  large  and  iucreasing  party.  ||  I  have,  &c. 

Lyons. 


k 
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86.     OBOSSBRITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 

scbafter  in  Paris.   —   Ablehnung   der  französischen 

Bedingangen. 

Foreign  Office,  February  18,  1882. 

Lord,  —  1  have  to  acknowlcdge   the   receipt   of  your  Excellency's   ^'-  '^*- 

GroBS- 

01  jesterday,  reportiug  the  statement  made  to  yoa  by  M.  Tirard  as  britannicn. 
Qditions,  under  which  the  French  Government  would  be  disposed  to  ^^•^•^'•'^2. 

a  new  Commercial  Treaty  with  this  country  on  the  basis  of  most- 
lation  treatment.  ||  I  have  informed  your  Excellency  in  reply,  by  tele- 
at  Her  Majesty's  Government  cannot  consent  to  purchase  by  Tariff 
lts  mere  most-favourcd-nation  treatment,  the  refusal  of  which  would 
'riendly  act.  ||  The  argument  used  by  M.  Tirard  as  to  France  being 

Tariff  engagcments  whilc  Great  Britain  would  be  free  can  scarcely 
o  be  well  founded.  In  addition  to  the  uncertalnty  relative  to  the 
ariff  which  you  notice,  it  is  to  bc  observed  that,  under  M.  Tirard's 
roposal;  France  would  not  be  bound  by  any  specific  engagement  to- 
s  country.  ||  As  you  are  aware,  Her  «Majesty's  Government  hold,  that 

made  to  them  by  the  Government  of  the  Bepublic  with  respect  to 
h  Tariff  constitute  a  state  of  things  inferior  to  the  status  qm,  and 
3us,  that  the  Tariff  stipulations  in  the  Treaties  recently  concluded 
!;  and  which  are  as  yct  unratified,  are  even  much  less  favourable  to 
trade.  ||  I  have  to  point  out,  in  further  reply  to  M.  Tirard's  propo- 
3  difference  which  lurks  under  an  apparent  similarity  in  terms  be- 

remarks  as  applied  to  the  revenue  duties  in  the  Customs  Tariff  of 
i  Kingdom  and  the  protective  duties  of  the  French  Tariff.  ||  Her 
Government  approve  the  language  held  by  your  Excellency  to  M. 
id  I  have  to  request,  that  you  will  inform  the  French  Government 
ley  are  not  prepared  to  adopt  any  other  basis,  Her  Majesty's  Go- 
would  be  willing  to  conclude  a  most-favoured-nation  clause  Treaty 

duration.  I  may  remind  your  Excellency,  that  the  French  Govem- 
3  adopted  this  course  in  the  case  of  Austria-Hungary  in  the  Treaty 
h  November,  1881.  ||  I  am,  &c. 

G  r  a  n  v  i  1 1  e. 


37.     OBOBSBBITANNIEN.  —   Botschafter  in  Paris   an  den 

engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Verhandlungen  tlber  den  Meist- 

begünstigungsvertrag. 

Paris,  February  18,  1882. 

Liord,  —  I  had  this  afternoon  the  honour  to  receive  your  Lordship's   Nr.  7687. 
of  to-day,  in  which,  in  answer  to  my  report  of  the  communication  1,^^^^ 
me  yesterday  by  M.  Tirard,  your  Lordship  informed   me  that  Her  i8.Febr.i882. 
Government  could  not  consent  to  purchase  by  Tariff  arrangements 

rebiT  XL.  10 


242  Englisch-Französischer  Handelsvertrag. 

Nr.  7687.   jx^ofQ  most  -  favouTed  -  nation  treatmcnt,  the  refnsal  of  wbich  would  be  an  un- 

Grora- 

britannien.  friendlj  act,   but  that  tbey  would  be  willing   to  conclude  a  simple  Most-fa- 
i8.Fobr.i882.  vouTcd-natioü  Trcatj   of  short   duration.  ||  I  have   already  reported  to  your 
Lordship  by  telegraph  that,   without  auy   loss   of  time,   I  communicated  the 
contents    of  your   Lordship's    telegram    verbally   to   M.   de   Freycinet;  that, 
after  a  long  discussion,   I  failed  in  convicing  him,  that  under  a  simple  most- 
favoured- nation   clause  France  would  be  on  an   equal   footing  with  Ëngland; 
and  that  he  declared;  that  the  only  two  arrangements  (^'combinaisons")  which 
appeared   to   him  possible  were  the  following:  —  ||  "A  Most-favoured-natioii 
Treaty,   including  a  stipulation   that  Ëngland  should   not   change  her  datieii, 
which  Treaty  might,  if  such  should  be  the  wish  of  Her  Majest/s  Government, 
be   of   short   duration.  ||  A  Most- favoured -nation  Treaty,   with   a   stipolation 
that,  if  the  English  customs  duties   should  be   at   any  time  changed,  France 
should  thereupon  be  at  liberty  to  denounce  the  Treaty  at  very  short  notice." 
No  better  result  was  obtained;  but  perhaps  it  may  not  be  superfluous  for  me 
to  add  to  my  telegram  a  somewhat  fuUer   statement   of  the   general   purport 
of    the    discussion.   ||    On    my  '  side,    I    dwelt    strongly    on    the    desire  af 
Her   Majesty's    Government    to    maintain   cordial    feelings    between    the  two 
nations,   and   urged   that   France    would  not  be   responding  to   the  friendij 
and    neighbourly    feelings    of  Ëngland    if   she   refused   to    extend    to  Ëng- 
land commercial  facilities  which  she  conferred  upon  other  Powers,  in  shoit, 
if  she  refused  to  Ëngland  the  most-favour^d-nation  treatment  which  Englasd 
was  ready  and  desirous  to  bestow  upon  her.    1  pointed  out,   moreover,  that 
in  consequence  of  the  commercial  stipulation  in  the  Treaty  of  Frankfort,  and 
of  other  circumstances,  the  appearance  would  be,  that  Ëngland  was  specially 
singled  out  for  disfavour.  And  I  cited  as  a  precedent  for  a  Most-favoured-natios 
Treaty  of  short  duration  the  Convention  between  France  and  Austria-Hangarj, 
signed  on  the  7th  of  November  last  ||  In  answer  to  M.  de  Freycinet's  argu- 
ment, that  a  simple  most-favoured-nation  clause  would  not  place  France  and 
Ëngland  upon  an  equal  footing,  I  averred,  that  if  the  matter  was  to  be  trea- 
tcd  on  that  basis  I  could  not  help  observing,  that  the  French  proposals  ü' 
volved  an  inequality  much  to  the  disadvantage  of  Ëngland.     Ëngland  was,  I 
said,  called  upon  to  bind  herself  to  maintain  the  status  quo]  but  did  Frane^ 
on  her  side,  offer  the  status  quo  in  return  ?    Not  at  all.   What  France  offered 
to  Ëngland  was  simply  the  benefit  of  certain  Treaties,  which  established  It* 
riffs  of  import  duties  into  France  very  much   less   advantageous   than  thosa 
now  in  existence,  and  it  was  to  be  remembered,  that  not  one  of  those  Trea- 
ties had  yet  been  sanctioned  by  the  French  Chambers,  and  that  it  was  no^ 
certain,  that  all,  or  indeed  any,  of  them  would  ever  be  so  sanctioned.  H  H*  de 
Freycinet  did  not  admit,   that  there  was  any  probability,   that  the  Treaties 
already  signed  would  not  be  ratified  eventually;  and  he  dodined  to  discass 
the  matter  on  any  other  hypothesis  than  that  of  the  existence  of  Commereial 
Treaties  between  France  and  other  Powers.   He  averred,  that  the  conseqnence 
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WI8  that,  onder  a  Treaty  such  as  I  saggested^  France  woold  be  bouud  by  a  ^''  '^^^* 
oazifflum  Tariff,  tbat  resulting  from  her  engagements  with  other  Powers^  britannien. 
fhile  Ëngland  would  be  perfectly  free  to  raise  her  duties  just  as  she  plea-  i8.Febr.i882. 
sei  ThuSy  while  Ënglish  trade  would  enjoy  certainty  and  security  under  a 
Tiriff  fixed  by  Treaties,  French  trade  woold  have  no  certainty  at  all.  There 
iwdd  be  nothiogy  for  iustance;  to  prevent  the  English  doties  on  wines  and 
ijlks  being  raised  at  any  moment  It  mighty  or  might  not,  be  probablo,  that 
ikj  woold  be  raised;  bat  there  would  be  no  Treaty  security  against  it  This 
118  a  state  of  things  which  would  never  be  sanctioned  by  the  Legislature  in 
FnuLce,  even  if  the  Government  could  be  brought  to  assent  to  it  M«  de 
Frejdnet  throoghout  the  conversation  confined  himself  almost  exclusively  to 
tluB  one  pointy  and  he  ended  by  begging  me  to  submit  to  your  Lordship  the 
tffo  altemative  combinations  which  I  reported  to  you  by  telegraph,  and  which 
are  recited  above  in  the  present  despatch.  ||  As  I  had  also  the  honour  to  re- 
port to  yoor  Lordship  by  telegraph,  M.  de  Freycinet  expressed  a  stroug  de- 
sire  to  be  acqoainted  with  your  Lordship's  answer  the  day  after  to-morrow 
(Monday),  in  order,  that  he  might  be  able  to  bring  the  matter  before  the 
Cooncil  of  Ministers,   which  would   sit  very  early   on  Tuesday  morning.  ||  I 

bve,  <&c. 

L  y  o  n  s. 


Nr.  7688.     FRABEBEICH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  cngl.  Botschaf- 

ter  in  Paris.  —  England  soU  das  Recht  der  meist- 
begfinstigten  Nation  durch  Gesetz  gesichert  werden. 

Paris,  Ie  23  Février,  1882. 
Mon  cher  Ambassadeur,  —  Le  conseil  a  reconnu  que  toutes  les  combi- Frankretch. 
naisoüs  dont  nous  avons  parlé  ont  1'inconvénient  de  ne  pas  placer  la  France  ^•^•^'•^^^ 
^^  1'Angleterre  sor  un  pied  d'égalité,  en  ce  sens,  que  TAngleterre  'pourrait  k 
tont  instant  se  dégager  tandis  que  la  France  ne  le  pourrait  pas.  |l  Mais  nous 
^TOQs  pensé  que  eet  inconvénient  pourrait  ètre  évité,  en  même  temps  qu'on 
^^drait  l'avantage  que  nous  avons  en  vue  (è.  savoir:  éviter  Tapplication  du 
^uif  Général),  au  moyen  d'un  Projet  de  Loi  que  nous  présenterons  aujourd'- 
toy  et  qoi  concéderait  directement  k  TAngleterre  le  traitement  de  la  nation 
^  plus  üavorisée.  De  la  sorte,  chaqoe  pays  resterait  maltre  de  ses  actes 
(P^qoa  nous  pourrions  aussi  bien  abroger  cette  Loi  que  vous-mèmes  élever 
^^  Tarils);  et  cependant,  en  fait,  nous  jouirions  indéfiniment  les  uns  et  les 
^^s  des  Tarifs  réduits.  ||  J'espère  que  vous  approuverez  cette  idéé  de  M. 
-^^d,  qm  nous  a  paru  aussi  simple  qu'efficace.  ||  Je  n'ai  pas  jugé  utile  de 
^ous  envoyer  M.  Tirard  pour  plus  amples  explications.  ||  Je  suppose  que  cette 
lettre  voos  soffira.  ||  Croyez  moi,  &c. 

C-  de  Freycinet 

16* 
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Kr.   7689.     OBOSSBBITANNIEir.  —  Min.  d.  Aosw.  an  den  engl.  Bot* 

schafter  in  Paris.  —  Ëin  Meistbegfinstignngs-Gesetz 
ist  nicht  genügend. 

Foreign  Office,  Febroary  24,  1882. 
Nr.  7498.  ^y  Lord,  —  l  havc  to  acknowledge  the  receipt  of  your  Excellencj's  des- 

britannion.  patchcs  and  telegram  of  jesterdaj,  relative  to  the  announcement  made  to 
24.Febr.i8fti.  your  Excellencj  by  M.  de  Freycinet,  and  to  the  Chamber  of  Deputies  by 
M.  Tirard,  of  the  arrangement  by  which  the  French  Government  propose  to 
extend  to  British  commerce  most-favoured-nation  treatment  in  France.  ||  The 
announcement  made  by  the  French  Ministers  does  not  cover  the  whole 
ground  of  the  existing  Treaties,  or  of  the  commercial  negotiations.  Bo^, 
bef  ore  entering  upon  these  questions,  I  must  express  the  regret  of  Her 
Majesty's  Government  at  this  unsatisfactory  termination  of  the  existing 
Treaties  and  of  the  recent  negotiations.  ||  In  itself  the  arrangement  is 
open  to  considerable  objection.  It  places  all  business  transactions  in  a  pr^ 
carious  condition^  from  uncertainty  as  to  Tariff,  whilC;  as  regards  the  French 
Tariff^  the  future  state  of  things  with  respect  to  British  trade  will  be  mnch 
inferior  to.  the  status  quo.  \\  As  your  Excellency  is  aware,  the  changes  of  cUssi- 
fication  and  duty  on  some  pf  the  principal  branches  of  British  trade  with 
France  will  largely  raise  the  present  rates.  It  is  wcll  to  repeat,  that  Her 
Majesty's  Government  do  not  consider,  that  these  questions  have  been  snffi- 
ciently  examined,  and  they  much  regret  the  refusal  of  the  French  GoTcm- 
ment  to  accede  to  their  proposal  for  the  temporary  maintenance  of  ad  vdo' 
rem  duties,  and  the  further  examination  of  the  points  at  issue.  ||  I  hm  to 
observe,  that  it  does  not  appcar  clearly,  that  the  French  üoyem- 
ment  intend  to  confer  complete  most-favoured-nation  treatment  in  all  matters 
relating  to  commerce.  Therc  are  many  matters  besides  Tariff;  such  as  piohi- 
bitions  of  importation  and  cxportation,  transit;  expertise ,  inland  taxes  9^ 
other  subjectS;  with  respect  to  wliich  a  clear  uuderstanding  as  to  the  enjoj- 
ment  of  most-favoured-nation  treatment  is  necessary.  ||  And;  further^  with  re- 
spect to  the  position  of  the  subjects  of  the  two  Powers,  shipping  qaestioDS 
ande  trade 'marks,  at  all  events,  Trcaty  stipulatiöus  between  the  two  coïïdüp» 
would  appear  to  be  necessary.  ||  It  does  not  appear  to  be  requisite^  in  order 
to  give  effect  to  most-favoured-nation  stipulations,  that  a  Declaration  shoiU 
be  signed  to  maintain  the  existing  Treaties  and  Conventional  Tariff  in  t(^ 
until  the  15th  May  next^  inasmuch  as  prolongation  up  to  that  date  bas  been 
given  to  the  countries  with  which  Treaties  havc  been  signed;  but  I  have  called 
your  Exccllency's  attention^  by  telegraph,  to  this  matter  and  to  the  poiots 
abovc  named;  and  have  requested  you  to  ascertain  the  intentions  of  the  fVeodi 
Government  with  regard  to  them.  ||  I  am,  &c. 

Granville. 
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r.  7690.     FRANKREICH.  —  Gesetz,  betreffend  die  Einfahrzölle 
auf  englische  Waaren.  —  Vom  27.  Februar  1882. 

!  rdative  au  régime  dounnier  apjoHicdble  aux  Produifs  Anglnis^  lors  de  leur 

Entree  en  France. 

Le  Sénat  et  la  Chambre  des  Députés  ont  adopté, 

Le  Président  de  la  République  promulgne  la  Loi  dont  la  teneur  suit:  —  pmnkw 
Art  l*'-    A  partir  de  la  promnlgation  de  la  présente  Loi,  les  marchan- 27.Febr. 
s  d'origine  oa  de  manufactares  Anglaises  seront  soumises,  k  leur  entree 
France,  an  même  traitement  que  celles  des  nations  les  plus  favorisées. 
Art  2.     Les  dispositions  de  TArticle  ci-dessus  ne  seront  point  applicables 
prodnits  coloniaux,  qui  restent  soumis  aux  conditions  du  Tarif  Général 
Douanes. 

La  présente  Loi,  déliberée  et  adoptée  par  le  Sénat  et  par  la  Chambre 
Députés,  sera  exécutée  comme  Loi  de  TÉtat 

Fait  k  Paris,  le  27  Février,  1882. 

Jules   Grévjr. 
Par  le  Président  de  la  République: 

Le  Président  du  Conseil,  Ministre  des  Affaires  Êtrangères, 

O.  de   Freycinet 
te  Ministre  du  Gommerce, 

P.   Tirard. 


.   7691.     FSAHKBEICH  und  OBOSSBSITANNIEN.  —  Handels-  und 
Scbifffahrts-Convention  vom  28.  Februar  1882. 

Sa  Majesté  la  Reine  du  Royaume-Uni  de  la  Grande-Bretagne  et  d'Irlande,  ^'-  ^® 
le  Président  de  la  République  Fran^aise,  également  animés  du  désir  de  and 
tttenir  lè»  4ie]i8  d'amitié  qui  unissent  les  deux  États,  et  considérant  que     ^'<*** 

_  /•      britann 

Traites,  prorogés  par  la  Déclaration  du  4  de  ce  mois,  doivent  prendre  nngs.Febr. 
•'  Mars  prochain,  ont  résolu  de  conclure  une  CouTention  destinée  k  regier 
't  des  relations  commcrciales  et  maritimes  entre  les  deux  pays,  ainsi  que 
iblissement  de  leurs  nationaux,  et  ont,  k  eet  effet,  nommé  pour  leurs  Plé- 
»tentiaires  respectifs,  savoir:  — 

Sa  Majesté  la  Reine  du  Royaume-Uni  de  la  Grande-Bretagne  et  dlrlande, 
'rès  Honorable  Richard  Bickerton  Pemell  Vicomte  Lyons,  Pair  du  Royaume- 

de  la  Grande-Bretagne  et  d'Irlande,  Chevalier  Grand  Croix  du  Tres  Ho- 
kble  Ordre  du  Bain,  Chevalier  Grand  Croix  du  Tres  Distingué  Ordre  de 
Bfichael  et  St.  George,  Membre  du  Conseil  Privé  de  Sa  Majesté  Britan- 
e,  son  Ambassadeur  Extraordinaire  et  Plénipotentiaire  prés  le  Gouveme- 
t  de  la  République  Fran^aise;  et  le  Président  de  la  République  Frangaise, 
Louis  Charles  de   Saulces  de  Freycinet,  Sénateur,   Président  du  Conseil, 
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Nr.  7691.    Ministre  des  Affaires  Étrangères,   Officier  de  l'Ordre  National  de  la 

Frankreich      ,  *  ^ 

und       d  Honneur;  M.  Pierre  Tirard,  Député,  Ministre  du  Commerce;  et  M.  1 
Gross-     Roüvier,  Dépnté,  ancien  Ministre  du  Commerce  et  des  Colonies: 

britannien.  ?  r       ;  j 

28Febr.i882.         Lesquels^  après  s'être  communiqué  leurs  pleins  pouvoirs  respectifs, 
en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  Articles  suivants:  — 

Art.  I.  Les  Tarifs  de  Douanes  pour  les  marchandises  ou  produits 
facturés  du  Royaume-Uni  k  leur  importation  en  France  et  en  Algérie 
les  marchandises  ou  produits  manufacturés  de  France  et  d'Algérie, 
importation  dans  Ie  Royaume-Uni  devant  demeurer  réglé  par  la  législa 
térieure  de  chacun  des  deux  États^  les  Hautes  Parties  Contractantes 
rantissent  réciproquement  dans  Ie  Royaume-Uni  et  en  France  ains 
Algérie  Ie  traitement  de  la  nation  la  plus  favorisée  en  toute  autre  mi 
n  est  aussi  entendu  que  sous  réserve  de  Texception  ci-dessus  établie  ( 
des  Htiutes  Parties  Contractantes  s'engage  k  faire  profiter  Tautre,  imn 
ment  et  sans  condition,  de  toute  faveur,  immunité,  ou  privilege,  en 
de  commerce  ou  d'industrie,  qui  aurait  pu  ou  pourrait  être  coqcédé  \ 
des  Parties  Contractantes  k  uue  tiercé  Puissance  en  Europe  ou  hors  d'] 
{{  Il  est  également  entendu  qu'en  tout  ce  qui  concerne  Ie  transit,  Tei 
sinage,  1'exportation,  la  réexportation,  les  taxes  locales,  Ie  courtage,  1 
malités  de  Douanes,  les  échantillons,  et  également  en  toute  matière  con 
Texercice  du  commerce  et  de  Tindustrie,  ainsi  que  la  résidence,  tempor 
permanente,  Texercice  d'un  métier  ou  profession,  Ie  paiement  de  ta 
autres  impóts,  de  la  jouissance  de  tous  les  droits  et  privileges  légaui 
prenant  Ie  droit  d'acquérir,  de  posséder,  et  la  libre  disposition  de  la  pr 
les  ressortissants  Francais  dans  Ie  Royaume-Uni  et  les  ressortissants  Brita 
en  France  ou  en  Algérie  jouiront  du  traitement  de  la  nation  la  plus  fa 

Art.  II.  Les  marchandises  de  toute  nature,  venant  de  Tun  de 
Ëtats  OU  y  allant,  seront  réciproquement  exemptes  dans  Tautre  Ëtat,  i 
droit  de  transit.  ||  Les  deux  Gouvemements  conservent  la  faculté  d'exc] 
transit  les  armes,  les  munitions  de  guerre,  ainsi  que  les  contrefa^on: 
traitement  de  la  nation  la  plus  favorisée  est  réciproquement  garauti  k 
de  deux  pays  pour  tout  ce  qui  concerne  Ie  transit.  ||  Il  est  entendu  qi 
cune  des  Hautes  Parties  Contractantes  se  réserve  Ie  droit  de  pronc 
regard  de  toutes  marchandises  en  provenance  ou  k  destination  de  Tun 
l'autre  État,  les  prohibitions  ou  les  restrictions  temporaires  d'entrée,  de 
ou  de  transit  qu'elle  jugerait  nécessaire  d'établir  pour  des  motifs  sai 
pour  empècher  la  propagation  d'épizooties  ou  la  destruction  de  récol 
bien  en  vue  d'événements  de  guerre. 

Art.  III.     Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  k  n'établi 
envers  Tautre  aucune  prohibition  d'importation  ou  d'exportation  qui 
en  même  temps  applicable  aux  autres  nations. 

Art  IV.  Les  marchandises  de  toute  nature  originaircs  du  Royau 
importées  en  France  ou  en  Algérie  ne  seront  pas  assujetties  k  des  droil 
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^  de  consommation  intérienre  on  d'octroi  autres  ou  plus  élevés  que  ceux   ^^-  '*^^}' 
i  grèvent  ou  grèveraient  les  marchandises  similaires  d'origine  Fran^ise-,  de      «nd  "^ 
me  les  marchandises  de  toute  nature  originaires  de  France  ou  d'Algérle  et     ^^' 
lortées  dans   Ie  Rojaume-Uni   ne   pourront  être  assujetties  k  des   droit628!F«bM8^ 
xise^  de  consommation  intérieure  ou  d'octroi  autres  ou  plus  élevés  que 
L  qni  grèvent  ou  grèveraient  les  marchandises  similaires  d'origine  Britannique. 

Art  y.  L'importateur  de  machines  et  mécaniques  entières  ou  en  parties 
ichées^  est  affranchi  de  Tobligation  de  produire  k  la  Douane  tout  modèle 
iessin  de  Tobjet  importé. 

Art.  YL     Les  articles  soumis  k  des  droits  et  servant  soit  de  modèleS; 

d'échantillons,  qui  seront  introduits  dans  Ie  Rojaume-Uni  par  des  voya- 
'S  de  commerce  Fran^is^  ou  en  France  et  en  Algérie  par  des  voyageurs 
:ommerce  du  Royaume-Uni,  seront  admis  en  franchise  k  condition  de  sa- 
lire  aux  formalités  suivantes  qui  seront  requises  pour  assurer  leur  réex- 
ation  OU  leur  mise  en  entrepot:  — 

1.  Les  préposés  des  Douanes  du  lleu  ou  port  dans  lequel  les  modèles 
^chantillons  seront  importés,  constateront  Ie  montant  du  droit  applicable 
dits  articles.  Le  voyageur  de  commerce  devra  déposer,  en  espèces^  Ie 
tant  des  dits  droits  au  bureau  de  douane^  ou  foumir  une  caution  valable. 

2.  Pour  assurer  leur  identité;  chaque  modèle  ou  échantillon  séparé^  sera, 
ire  se  peut,  marqué  au  moyen  d'une  estampille  ou  d'un  cachet  y  apposé. 

3.  Il  sera  délivré  k  Timportateur  un  permis  ou  certificat  qui  donnera:  — 1| 

Ine  liste  des  modèles  ou  échantillons  importés,  spécifiant  la  natnje  des 

les  ainsi  que  les  marques  particulières  qui  peuvent  servir  k  la  constata- 

de  Tidentité;  ||  (b)  Un  état  indiquant  le  montant  du  droit  dont  les  modèles 

ichantillons  sont  passibles,  et  si  ce  montant  a  été  verse  en  espèces  ou 
Dti  par  caution;  ||  (c)  Un  état  indiquant  la  maniere  employee  pour  marquer 
nodèles  ou  échantillons;  ||  {d)  La  limite  de  temps  qui^  en  aucun  cas,  ne 
ra  dépasser  douze  mois;  k  Texpiration  de  laquelle^  s'il  n'est  pas  prouvé 
les  articles  aient  été  réexportés  ou  mis  en  entrepot,  le  montant  du  droit 
sé  sera  verse  au  Trésor  ou  recouvré  s'il  a  été  donné  caution.  Il  ne  sera 
ï  aucun  frais  de  l'importateur  pour  la  délivrance  du  certificat  ou  permis, 
plus  que  pour  Vestampille  destinée  k  la  constatation  de  Tidentité. 

4.  Les  modèles  ou  échantillons  pourrgnt  être  réexportés  par  le  bureau 
rée  aussi  bien  que  par  tout  autre. 

5.  Si,  avant  Texpiration  de  la  limite  de  temps  fixée  (paragraphe  Bd), 
modèles  ou  échantillons  étaient  présentés  k  la  douane  d'un  lieu  ou  d'un 

pour  être  réexportés  ou  entreposés,  les  préposés  de  ce  port  devront  s'as- 
*,  par  une  vérification,  si  les  articles  qui  leur  sont  présentés  sont  bien 

pour  lesquels  a  été  délivré  le  permis  d'entrée.  Si  Tidentité  est  prouvée 
u"  satisfaction,  les  préposés  certifieront  la  réexportation  ou  la  mise  en 
ipót^  et  rembourseront  le  montant  des  droits  déposés,  ou  prendront  les 
res  nécessaires  pour  la  décharge  de  la  caution. 
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g^'J^V'  Art.  VII.    Les  navires  Aoglais  et  leur  cargaison  en  France  et  en  Algérie, 

and       et  les  navires  Francais  et  lenr  cargaison  dans  Ie  Royaame-Uni  de  la  Grande- 

br^^en   ^^^^8»°^  ^^  d'Irlande,  k  leur  arrivée  d'un  port  quelconque  et  quelque  soit  Ie 

28.Febr.i882.1ieu  d'orjglne  OU  de  destination  de  leur  cargaison,  jouiront  sous  tous  les  rap- 

ports  du  même  traitement  que  les  navires  nationaux  et  leur  cargaison. 

Art.  YIII.  Les  Hautes  Parties  Gontractantes  se  réservent  la  faculté  dim- 
poser  des  droits  de  tonnage,  de  débarquement  ou  d'embarquement,  affectés  i 
la  dépcnse  des  établissements  nécessaires  au  port  d'importation  ou  d'exporta- 
tion.  Toutefois  ces  taxes,  qu'elles  soient  pergues  par  VÉtat,  les  villes,  les 
Chambres  de  C!ommerce  ou  par  toute  autre  Corporation  ne  pourront  être  ni 
autres  ni  plus  élevées  que  celles  qui  sont  ou  seraient  applicables  aux  navires 
nationaux  et  k  leurs  cargaisons  k  quelque  port  qu'ils  appartiennent  La  to- 
lonté  des  Hautes  Parties  Gontractantes  étant  que  sous  ce  rapport  les  b4ti- 
ments  Anglais  et  les  b&timents  Francais  ainsi  que  leurs  cargaisons  soient 
traites  sur  Ie  picd  d'une  parfaite  égalité.  ||  En  ce  qui  concerne  Ie  traitement 
local;  Ie  placement  des  navires,  leur  chargement  ou  déchargement,  ainsi  qne 
les  taxes  ou  charges  quelconques  dans  les  ports,  bassins,  docks,  rades,  havres 
et  rivières  des  deux  pays  et  généralement  pour  toutes  les  formalités  on  dis- 
positions  auxquelles  peuvent  être  soumis  les  navires  de  commerce,  leurs  equi- 
pages et  leurs  cargaisons,  les  privileges,  faveurs,  ou  avantages  qui  sont  oo 
seraient  accordés  aux  b&timents  nationaux,  ainsi  qu'aux  marchandises  importées 
oü  exportées  par  ces  b&timents,  seront  également  accordés  aux  navires  de 
Tautre  pajs,  ainsi  qu'aux  marchandises  importées  ou  exportées  par  ces  navires. 

Art  IX.  Il  est  fait  exception  aux  dispositions  de  la  présente  Gonventioo 
en  ce  qui  concerne  Ie  cabotage,  dont  Ie  régime  demeure  soumis  aux  lois  re- 
spectives  des  deux  pajs.  ||  Il  est  également  fait  exception  aux  dispositions  de 
la  présente  Gonvention  en  ce  qui  concerne  la  pêche,  dont  Ie  régime  demeure 
soumis  aux  Gonventions  spéciales  qui  sont  ou  seront  existantes  entre  les  deax 
pays  et  aux  lois  respectives  des  deux  pays. 

Art.  X.  Les  ressortissants  de  chacune  des  deux  Hautes  Parties  Gontn^ 
tantes  jouiront  dans  les  Ëtats  de  Tautre  de  la  même  protection  et  seront  as- 
sujettis  aux  mêmes  obligations  que  les  nationaux  pour  tout  ce  qui  concerne 
la  propriété,  soit  des  marques  de  fabrique  et  de  commerce,  des  noms  co^r 
merciaux  ou  d'autres  marques  particulières  indiquant  Torigine  ou  la  qoalité 
des  marchandises,  soit  des  modèles  et  dessins  industriels. 

Art.  XI.  Les  ressortissants  de  chacun  des  deux  Ëtats  seront  exenpts^ 
dans  l'autre,  de  tout  service  militaire,  do  toutes  réquisitions  ou  contribotioBS 
de  guerre,  des  prêts  et  emprunts  et  autres  contributions  cxtraordinaires  qid 
seraient  établis  par  suite  de  circonstances  exceptionnelles,  en  tant  que  ces 
contributions  ne  seraient  pas  imposées  sur  la  propriété  foncière. 

Art  XII.  La  présente  Gonvention  entrera  en  vigueur  Ie  16  Mal,  18S2| 
et  restera  exécutoire  jusqu'au  1®'  Février,  1892.  Dans  Ie  cas  oü  ancnne  des 
deux  Hautes  Parties  Gontractantes  n'aurait  notifié,  douze  mois  avant  la  dite 
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ie,  son  intention  d'en  faire  cesser  les  effetS;  elle  demenrera  obligatoire  '■ 
k  rexpiration  d'one  année  k  partir  dn  jonr  oü  Tantre  des  Hantes  Paiües 
ictantes  Tanra  dénoncée. 

bi 

Lil  Xm    Les  ratifications  de  la  présente  Convention  seront  échangéess» 

is*)y  au  plos  tard  Ie  12  Mai,  1882. 

In  foi  de  quoi,  les  Plénipotentiaires  respectifs  Tont  signée  et  y  ont  ap- 

ears  cachets. 

'ait  k  Paris,  en  doublé  expédition^  Ie  28  Février;  1882. 

L  j  o  n  s. 

C.  de  Freycinet 

P.  Tirard. 

M.  Roavier. 


7692.     OBOSSBRITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  die  engL  Unter- 
h&ndler.  —  Bückblick  anf  die  Yerhandlnngen. 

Foreign  Office,  March  2,  1882. 
entlemen^  —  On  the  terroination  of  the  commercial  negotiations  with 
i,  I  desire  to  express  the  entire  satisfaction  of  Her  Majesty's  Govem*  i 
with  yonr  proceedings,  and  to  convey  their  thanks  for  the  manner  in^' 
yoa  condacted  these  negotiations,  and  for  the  advice  and  assistance 
you  have  afforded,  since  the  close  of  the  sittings  of  the  Joint  Com- 
D,  in  the  arrangement  which  has*  now  been  come  to  with  the  French 
fiment  ||  The  resnlt  of  these  commonications,  althoagh  it  has  not  realized 
ishes  of  Her  Majesty's  Government  for  an  amelioration  of  the  status  gtw, 
nticipated,  as  a  very  possible  contingency,  in  my  instructions  to  you  of 
4th  May  last.  In  that  despatch  I  set  forth  the  grounds,  on  which  an 
Ation  might  be  entertained,  that  in  the  interest  alike  of  the  French 
iry  and  people,  even  if  an  actual  advance  in  the  direction  of  free  trade 
l  not  be  resolved  upon,  certain  duties,  such  as  those  on  yams,  which 
French  industry,  and  which  can  scarcely  defray  the  expense  of  coUec- 
might  be  abandoned  by  the  1?  rench  Government.  But  I  stated  at  the 
timC;  that  the  answers  retumed  to  notes  exchanged  preliminary  to  for- 
egotiationS;  as  well  as  the  manner  in  which  these  negotiations  had 
opened,  did  not  appear  very  favourable  to  a  speedy  and  satis- 
r  agreemcnt.  From  the  nature  of  the  case  great  discretion  as  to  de- 
ras  left  to  you«  I  suggested  the  principles  which,  in  the  opinion  of 
Ajesty's  Government,  might  be  adopted  with  advantage  to  give  effect  to 
asis  of  'amelioration  du  statu  quo  dans  Ie  sens  du  développement  des 
ns  commerciales,'  laid   down   officially  by  M.  Léon  Say   when  French 


Ist  geschehen.  A.  d.  Red. 
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Nr.  7692.   AmbassadoF  at  this  Court;''  I  and  instructed  joü,  iu   the  event  of  tbis 

Oross- 

briunnien.  beüig  impracticable y  "to  preserve  in  their  spirit,  if  not  in  the  letter  of  their 
2.M4rxi882.termS;  the  engagement  of  1860."  ||  The  refusal  of  the  French  Commissionen 
to  maintain  ad  valorem  daties  rendered  it  the  more  necessary  for  jou  to  con- 
sult the  trades  affected  by  the  proposed  changes  of  classification  and  ntes 
.  of  duty  in  the  French  Tariff;  and  I  desire  to  express  my  sense  of  the  in- 
dustry  with  which  you  made  yourselves  acquainted  with  the  views  of  different 
branches  of  commerce  in  the  United  Eingdom,  and  also  of  the  care  and  pa- 
tience with  which  you  brought  their  representations  before  the  French  Com- 
mission,  and  urged  fuU  consideration  of  them.  When  the  French  Government 
declined  to  accede  to  your  proposals  for  the  maintenance  of  the  staius  guOj 
QT  to  agree  to  maintain,  temporarily  at  least,  ad  valorem  duties  for  the  de- 
scriptions  of  goods,  with  respect  to  which  an  understanding  had  not  been  come 
to,  no  agreement  on  matters  of  Tariff  could,  as  I  had  anticipated  as  a  pos- 
sible  contingency  in  my  despatch  of  the  24  th  May,  bearrived  at  ||  In  tix 
end,  as  I  also  anticipated  in  this  event,  an  arrangement  has  been  made  bj 
the  French  Government  for  most-favoured-nation  treatment  in  regard  to  cn- 
stoms  duties  on  imports  from  the  United  Eingdom,  and  a  Treaty  has  now 
been  concluded  which  renews  the  stipulations  of  the  existing  Treaties  relitlTe 
to  subjects,  shipping,  trade  marks  and  certain  other  matters.  ||  Under  tiie 
circumstances.  Her  Majesty's  Government  feel  assured,  that  the  country  iffl 
consider  the  whole  result  as  not  unsatisfactory;  and  although  special  TuÜ 
stipulations  have  not  been  renewed,  the  conciliation  and  firmness  which  J» 
displayed  in  the  negotiation  contributed  largely  to  the  final  arrangements.|I 

am,  &c. 

Granville. 
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693.  OIlOSSBBITAinnEV.  —  Min.  d.  Answ.  (Granville)  an 
den  engl.  Gesandten  in  Washington  (Thornton).  — 
Der  amcrikanische  Gesandte  hat  Vorstellungen  ge- 
macht  wegen  der  Verhaftung  von  naturalisirten  ame- 
rikanischen  Bürgern  in  Irland. 

t.)  Foreign  Office,  June  17,  1881. 

r.  Lowell  informed  me  on  the  3rd  instant,   that  he   had  received  in-  ^'-  "'^^ 

6ro88- 

ns  from  his  Government  hy  telegraph  to  make  representations  to  me  bnunnien. 

subject  of  a  naturalized  American  citizen^  who  had   been   arrested  iftï^.Jnniissi 

on  the  8th  March  last,  to  ask  what  was  the  crime,  for  which  he  had 

rested,  and  to  press  for  his  being  brought  to  trial.  ||  Mr.  Lowell  added, 

had  been  promised,   that  fuller  instructions  on  the  subject  wonld  be 

him  by  mail.  ||  I  answered,  that  such   representations  took  me  mnch 

>rise,  considering  the  circumstances  of  the  case,  and  the  understanding 

Bxisted  between  the   two   countries   on  this  point  of  international  law. 

idded  that,  as  he  expected  fuller  instructions,  it  would  be   better  to 

heir  arrival  before  discussing  the  question.  ||  I  now  transmit,  for  your 

tion,   a  copy  of  a  letter  which  I  have  received  from  Mr.  Lowell,  in 

tie  requests  to  be  fumished  with  certain  particulars  connected  with  the 

under  the  Act  for  the   better  Protection  of  Ferson  and  Property  in 

of  the  2nd  March,  1881,  at  Castlebar,  county  Mayo,  on  the  8th  March 

f  Joseph  B.  Walsh,  who  is  stated  to  be  a  naturalized  citizen  of  the 

States. 

Mr.  Lotcell  to  Ikirl  Granvük. 
Legation  ot  the  United  States,  Londen,  June  8,  1881. 
y  Lord,  —  Referring  to  the  interview  which  your  Lordship  was  kind 
to  grant  me   on  the  3rd  instant,   in  relation   to  the  case  of  Joseph 


i.  Staatsarchiv  Bd.  I,  Nr.  170  flg.    Bd.  XXI,  Nr.  4488. 
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Nr.  7693.  g  Walsh,  arrested  under  the  Coercion  Act,  at  Castlebar,  county  Mayo,  oi 
britoanien.  the  8th  March  last,  I  have  now  the  honour  to  reqnest^  that  yoa  wonld  a 
17.  Juni  1881.  y^^  convenience  furnish  me,  in  order  to  my  better  understanding  of  the  fact 
of  the  case,  with  a  copy  of  the  warrant  under  which  he  was  arrested;  an 
with  such  particulars  as  to  the  offence  with  which  he  is  charged  as  maj  \ 
within  your  knowledge.  Mr.  Walsh  having  fumished  me  with  evidence  satL 
fying  me,  that  he  is  a  natoralized  citizen  of  the  United  States,  thoogh  I  ha^ 
no  reason  to  think,  that  Her  Majesty's  Government  were  aware  of  the  fai 
when  the  warrant  was  issned.  As  yoor  Lordship  will  observe  by  the  date 
Mr.  Walsh  has  already  saffered  a  three  months'  imprisonment,  to  the  man 
fest  detriment  of  his  affitirs;  and  the  President,  while  anxious  not  to  emba 
rass  in  any  way  the  action  of  a  friendly  Government  in  dealing  with  a  Tei 
difficult  and  delicate  question  of  domestic  policy,  cannot  bat  also  feel  solic: 
tons  not  to  ignore  any  just  claim  of  American  citizens  to  his  interventioD  i 
their  behalf.  ||  I  have,  &c. 

J.  B.  LowelL 


Mr.  Lotcéll  to  Earl  Granvüle. 

Legation  of  the  United  States,  Londen,  Jone  10,  1881. 
My  Lord,  —  I  have  to-day  received  a  letter  from  M.  William  SinuBi 
the  Vice-Gonsnl  of  the  United  States  at  Belfast,  informing  me  of  the  arrest  ( 
Mr.  Daniel  Sweeney,  or  McSweeney,  an  American  citizen,  and  inclosing  paper 
in  the  case.  The  papers  include  a  copy  of  the  warrant  of  arrest,  a  lette 
from  Mr.  Sweeney  to  myself  and  his  certificate  of  citizenship.  It  appean 
that  he  was  arrested  on  the  2nd  instant  and  lodged  in  Dnndalk  GaoL  1 
his  letter  to  me  Mr.  Sweeney  denies,  that  he  has  ever  said  anything  whiei 
could  be  constraed  into  an  incitement  to  riót,  and  asserts  that,  on  the  cos 
trary,  he  has  advised  against  the  commission  of  crime  and  the  violation  e 
law.  I  should  be  glad  to  be  informed  of  the  particulars  of  the  charge  againi 
Mr.  Sweeney.  I  may  repeat  what  I  said  in  my  note  of  the  8th  instant  witl 
regard  to  the  case  of  Mr.  Walsh,  that  my  Government,  though  anxious  nottt 
ignore  the  just  claim  of  American  citizens  to  protection,  has  no  desire  te 
embarrass  the  action  of  a  friendly  Government  in  dealing  with  a  difGcalt  ad 
delicate  domestic  question.  ||  I  have,  &c. 

J.  R.  LowelL 
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94.  OBOSBBSITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  cngl.  Ge- 
sandten  in  Washington.  —  Ansl&nder  aiiterliegen 
den  Gesetzcn  zur  Aafrechterhaltang  der  Ordnnng 
ebenso  wie  die  Inl&nder. 

Foreign  Office,  Jane  24,  1881. 
—  Referring  to  my  despatch  of  the  17th  instant,  in  which  I  com-   Nr.  769 

to  you  a  copy  of  the  letter  addressed  to  me  by  Mr.  Lowell,   re-  ^^^^^ 
that  he  might  be  farnished  with  certain  particulars  connected  with24.janiii 
i  in  Ireland,  under  the  Peace  Preservation  (Ireland)  Act,  1881,  on 
larch  last,  of  Mr.  Joseph  B.  Walsh,  who  is  said  to  be  a  natoralized 

the  United  States,  I  now  propose  to  place  before  you  the  consi- 
which,  in  the  opinion  of  Her  Majesty's  Government,  justify  them  in 
to  recognize  any  distinction  between  the  liability  of  foreigners  and 
ibjects  in  respect  to  unlawful  acts  committed  within  the  limits  of 
risdiction,  or  to  admit  any  claim  to  exemption  on  behalf  of  any  per- 
her alien  or  citizen,  from  the  operation  of  the  laws  which  equally 
persons  residing  in  the  dominions  and  under  the  protection  of  the 
At  the  same  time,  I  wish  to  observe,  that  Her  Majesty's  Go- 
have  not  failed  to  note  the  friendly  assurances  given  on  the  part 
esident  of  the  United  States  towards  this  country,  as  contained  in 
U's  letters  of  the  Sth  and  10  th  instant  when  applying  for  inforroa- 
regard  to  the  arrests  in  Ireland,  under  the  Act  already  cited,  of  ^ 
^alsh  and  Sweeney.  ||  The  right  of  every  State  to  subject  foreigners 

limits,  no  less  than  its  own  subjects,  to  every  law  made  for  the 
ce  of  law  and  order  is  an  undisputed  principle  of  the  law  of  na* 
is  a  right  necessarily  inherent  in  the  sovereignty  of  every  independent 
f,  II  The  principle  is  universally  recognized,  and  is  well  stated  by  the 
nch  jurist  Portalis,  as  quoted  by  Sir  Robert  Phillimore  in  his  "Com- 

upon  International  Law",  vol.  1,  cap.  XVIII,  section  334.  p.  454:  — 

Ëtat  a  Ie  droit  de  veiller  k  sa  conservation,  et  c'est  dans  ce  droit 
3  la  souveraineté.    Or,  comment  on  État  pourrait-il  se  conserver  et 

s'il  existait  dans  son  sein  des  hommes  qui  pussent  impunément  en- 
a  police  et  troubler  sa  tranquillité?  Le  pouvoir  souverain  ne  pour- 
lir  la  fin   pour  laquelle  il   est  établi,   si  des  hommes   étrangers   ou 

étaient  indépendants  de  ce  pouvoir.  Il  ne  peut  être  limité,  ni  quant 
is,  ni  quant  aux  personnes.     Il  n'est  rien  s'il  n'est  tout.     La  qualité 

ne  saurait  être  une  exception  légitime  pour  celui  qui  s'en  prévaut 
puissance  publique  qui  régit  le  pays  dans  lequel  il  réside.  Habiter 
r,  c'est  se  soumettre  k  la  souveraineté."  ||  The  principles  thus  stated 
:e  to  exccptional  laws  which  the  necessities  of  State  have  caused  to 
d,  and  to  the  action  of  the  ordinary  Tribunals.  ||  Foreigners,  whe- 
lativp-born  or  naturalized  subjects  of  their  own  State,  are  equally 
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Nr.  7694.  amenablc  to  the  laws  for  the  time  being  in  force  in  the  country  in  which 
britanmen.  thej  are  resident  ||  It  will  be  observed,  that  in  the  despatch  of  the  18th  De- 
24. Juni  1881.  cember,  isis  ('^British  and  Foreign  State  Papers/'  voL  xlvü,  p.  1242),  Mr. 
Buchanan;  the  United  States'  Sccretarj  of  State^  admitted,  that  the  application 
of  the  Law  suspending  the  writ  of  liabcas  corptts  was  one  to  which  his  Go- 
vernment might  have  ^submitted  in  silencc";  if  it  ^'had  been  carried  into  exe- 
CQtion  in  the  same  impartial  manner  against  the  citizens  and  snbjects  of  all 
foreigns  nations/'  ||  Bat  on  the  occasions  to  which  attention  has  now  been  cal- 
led  by  Mr.  Lowell  there  is  no  room  for  complaint  of  any  cxceptional  treat- 
ment  in  the  case  of  American  citizens.  ||  In  the  correspondence  in  1866  be- 
tween  the  British  Government  and  the  United  States,  the  trae  light  from  which 
the  matter  is  to  be  regarded  was  set  forth  very  clearly  in  the  statement 
made  by  Mr.  Seward  in  his  Gonfidential  despatch  to  Mr.  Adams,  the  sub- 
stance  of  which  will  be  found  in  Lord  Clarendon's  despatch  to  Sir  F.  Braoe 
of  the  14th  April,  1866.  Mr.  Seward  then  said,  that  he  ^^frankly  admitted, 
that  AmcricanS;  whether  native-bom  or  natnralized,  own  snbmission  to  the 
same  laws  in  Great  Britain  as  British  snbjects,  while  residing  there  and  ei- 
joying  the  protection  of  the  British  Government;"  and  Mr.  Seward  added,  thit 
^'thc  United  States'  Government  had  applied  the  converse  of  that  pnndple 
to  British  snbjects  who  were  sojonming  or  travelling  in  the  United  States  da- 
ring the  late  rebellion."  ||  Mr.  Seward,  no  doubt,  here  referred  to  the  diseai- 
sion  which  took  place  between  the  two  Governments  in  the  year  1961,  whes 
^  the  writ  of  hdbeas  corptis  was  snspended  by  the  Executive  of  its  own  aotbo- 
rity  in  America.  ||  This  correspondence  will  be  found  in  the  ^British  and  Fo- 
reign State  Papers,  1860—61,"  vol  U,  pp.  241,  243,  252,  264.  l|  The  pm- 
ciple  was  then  admitted  on  both  sides,  that,  if  such  a  proceeding  was  lawfidly 
authonzed  (as  it  has  been,  without  question,  in  the  case  of  Ireland),  no  cob- 
plaint  could  be  made  if,  under  its  principles,  the  snbjects  of  foreign  States 
were  treated  in  like  manner,  or,  as  Mr.  Seward  expressed  it  in  his  letter  to 
Lord  Lyons  of  the  14th  October,  1861*)  (p.  245),  "with  no  greater  or  less  ri- 
gour"  than  the  citizens  of  the  country  in  which  snch  an  exceptional  law  had 
become  duly  operative.  ||  [Vide  also  the  correspondence  in  the  case  of  Hl 
Shaw,  british  and  Foreign  State  Papers,  1864—65,"  vol.  Iv,  p.  710.)  H  HaTÓg 
regard  to  the  fact,  that  amongst  the  most  mischievous  and  dangerous  atten^ti 
against  peace  and  order  in  Ireland  are  those  due  to  Irishmen  who  baTe  he 
come  naturalized  in  Amerika,  it  would  be,  in  the  opinion  of  Her  Mijeat/a 
Government,  most  highly  impolitic  to  admit,  either  in  principle  or  practia% 
any  departure  from  the  doctrine  of  their  equal  liability  to  the  procedure  whtt 
it  has  been  found  necessary  to  apply  in  the  case  of  the  snbjects  of  the 
Queen.  ||  Nothing  could  be  more  injurious  than  the  belief,  that  Irish-Amcricaa 
citizens  could  carry  on  lawless  projects  in  Ireland  covered  by  an  exceptiflw 


*)  S.  Staatsarchiv  Bd.  I,  Nr.  171. 
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unimitj.  II  If  that  were  pcrmitted,  they  would  bccomc  the  principal  agents  in   ^llJ^^^ 
ie  crimes  which  it  was  the  object  of  the  Act  44  Vict.;  cap.  4,  for  the  pro-  briunnien. 
Btion  of  persen  and  property  in  Ircland,  to  suppress.  ||  In  conclusion,  I  trans- ^*''""^^^ 
ü,  for  joor  information,   a  copy  of  the  reply  which  I  am  about  to  return 
»  Mr.   Lowell's   applications   of  the   8th   and    lOth    instant,   regarding   the 
nets   of  Mr.  Joseph  B.  Walsh  and  Mr.  Daniel  Swecncy,  or  McSweeney.  ||  I 

Granville. 


The  Earl  of  Claretidon  to  Sir  F,  Bruce, 

Foreign  Oftice,  April  14,  1866. 
Sir^  —  Mr.  Adams  called  npon  me  three  days  ago  and  rcad  to  me  a 
»nfidentia1  despatch  from  Mr.  Scward  respecting  the  Fenian  agitation.  ||  Mr. 
Jeward  said,  that  he  did  not  think;  that  cither  time  or  occasion  had  arrived 
br  making  any  commnnication  on  the  subject  to  Her  Majcsty's  Government, 
kut  in  view  of  the  news  which  had  arrived  of  the  suspension  of  the  Act  of 
bbcas  corpus  in  Ireland,  Mr.  Seward  thought  Mr.  Adams  ought  to  be  infor- 
■ed  of  the  sentiments  of  the  President  in  regard  to  Fenianism.  |{  The  Fenian 
fxdtement  in  the  United  States  was,  Mr.  Seward  said,  a  political  question, 
cxclusively  affecting  Ireland  as  one  of  the  United  Kingdoms.  Those  engaged 
in  the  agitation  were,  as  a  general  rule,  native  Irishmen,  of  whom  some  had, 
vhile  ethers  had  not,  become  naturalized  in  the  United  States.  In  moving, 
ieontrolüng  and  directing  the  Fenian  agitation  these  persons  were  influenced 
by  feeling^  sentiments  and  views  which  they  cherish  as  Irishmen,  notwithstan- 
ding  their  change  of  domicile  or  place  of  resideuce  or  citizenship.  In  a  word, 
|the  Fenian  was  a  British  and  not  an  American  movement.  ||  The  only  qne- 
'Stion  for  the  United  States'  Government,  Mr.  Seward  said,  was  not  whether 
the  motives  or  designs  of  these  agitations  in  regard  to  Ireland  were  just, 
wise,  beneficent  and  humane,  or  the  reverse,  but  whether,  in  seeking  to  pro- 
:  «lote  their  designs,  they  commit  any  violation  of  the  laws  of  the  United  Sta- 
r  tes  which  have  been  adopted  to  prevent  military  or  naval  aggression  against 
^-Bations  with  whom  the  United  States  are  at  peace.  ||  Thus  far.  Mr.  Seward 
ajd,  no  such  violation  of  the  law  had  been  brought  to  the  knowledge  of  the 
ÜDited  States'  Government,  either  by  its  own  Agents  or  by  the  British  Lega- 
to and  it  did  not  appear  to  the  United  States'  Government  to  be  wise  to 
^fenounce  the  proceedings  of  the  agitators  so  long  as  they  were  confined  within 
öose  limits  of  moral  agitation  recognized  equally  by  the  United  States  and 
ïreat  Britain  as  legitimate.  ||  It  was  not  unreasonablc  to  suppose,  that  any 
lilawful  enterprises  against  Ireland  and  the  Colonies  contrived  in  the  United 
(ates  would  prove  abortivc  and  even  absurd  unless  the  movement  had  some 
•nnection  with  an  uprising  in  the  country  to  be  invaded.  It  was  not  for 
B  United  States'  Government  to  pronounce  upon  the  improbability  or  other- 
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Kr.  76W.   ^jse  of  such  an  uprising  in  Ireland.     It  was,  however,  reasonable  to  snppoie 

Grocs~ 

briunnien.  that,  if  anjthing  of  the  sort  was  contemplated;  the  suspension  of  the  Act  of 
2».Janii88i.Qi^l)gi^g  Corpus  would  bring  mattors  to  a  crisis^  and  if  no  uprising  had  taka 
place,  it  might  be  snpposed  eithcr  that  such  a  movement  had  not  been  mefi- 
tated  or  that  it  had  been  averted.  In  either  case  it  was  not  to  be  appre- 
hended;  that  a  violation  of  United  States'  neutrality  wonld  now  be  committei 
On  the  other  hand,  if  anj  insnrrection  should  have  already  broken  out  ii 
Ireland,  it  would  be  bj  no  mcans  the  purpose  or  policy  of  the  United  Stata 
to  suffer  their  owu  laws  to  be  violatcd,  and  their  dignity  and  honour  to  lie 
compromised.  p  Mr.  Seward  further  said,  that  it  might  bc  cxpected,  that  soiae 
Irish-born  but  naturalized  American  citizcns  who  might  be  now  sojouming  or 
travelling  in  Ireland  would  be  arrested  upon  complaints  of  complicity  in  sedh 
tious  proccedings.  Of  these,  some  would  probably  be  innocent  and  othen 
guilty.  The  situation  would  thus  for  a  time  necessarily  bccome  inconvenieit 
and  embarrassing;  but  Mr.  Seward  frankly  admitted,  that  Americans,  whether 
native-bom  or  naturalized,  own  submission  to  the  same  laws  in  Grcat  Britiii 
as  British  subjects  while  residing  there  and  enjoying  the  protection  of  tlie 
British  Government,  and  Mr.  Seward  added,  that  the  United  States'  Goven- 
ment  had  applied  the  conversc  of  that  principle  to  British  subjects  who  wen 
sojouming  or  travelling  in  the  United  States  during  the  late  rebellion.  |  Hr. 
Adams  was,  therefore,  to  give  a  careful  cxamination  to  each  complaint,  dei- 
ling  at  all  times  frankly  with  the  British  Government,  and  asking  on  their 
part  strict  justicc  where  American  citizens  were  concerned.  ||  I  told  Mr.  Adatt^ 
that  I  had  listcned  with  much  satisfaction  to  the  views  and  opinions  of  Mr. 
Seward,  as  statcd  in  the  despatch  which  he  had  just  rcad  to  me,  and  thit 
I  trustcd,  that  both  the  state  of  Ireland  and  the  prudcnce  of  the  Lord  Lient»- 
nant  would  prevent  any  difference  betwecn  Her  Majesty's  Government  vi 
that  of  the  United  States  upon  a  qnestion  involving  a  principle,  the  discoasifli 
of  which,   in  connection  with  Fcnianism,   it  would  be  desirable  not  to  enitf 

upon.  II I  have,  &c. 

GlarendoB. 


Nr.   7695.    GROSSBRITAHNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl  Ge- 

sandten  in  Washington.  —  Vorstellungen  wegen  der 
in  amerikanischen  Zeitungen  enthaltenen  AufreixiB- 
gen  zu  Verbrechen  in  England. 

Foreign  Office,  Jnoe  24,  1881. 

Nr.  7695.  Sir,  —  I  havc  feit  in  my  duty  to  call  the  attention  of  the  United  Sti* 

briUMiên   ^^^*  Minister  to  the  publication  at  New  York,   in  the  newspaper  called  4* 

24.jnnii88i.''United  Irishman,"  of  direct  incitements  to  murder,   incendiarism    and  OÖ* 

outrages  in  England.  ||  I  showcd  to  him  some  of  the  copies  of  this  newsptp^i 
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lished  on  the  23rd  and  30  th  April,  14  th.  21st  snd  28  th  May,  and  4th  and    ^'-  '***• 

'^      '  '  •"  Grot»- 

1  Jime«  ;|  It  is  probablc,  that  tbc  recent  numbers  of  which  a  summary  bas  been  britannien. 
jp-aphed  to  England  will  prove  to  bc  of  a  still  more  atrocious  cbaracter,^"'""^*^*' 
tliis  important  additional   circumstance,   that  the  referenccs   to  them  in 
fjiglish  newspapers  have  made  the  public  in  England  familiar  with  their 
ents.  II  I  pointed   ont   to  him    some  of  the  more   disgracefal  paragraphs, 
gh  many  almost  as  bad  might  be  found  pervading  the  whole  of  the  news- 

TS. 

The  writers  of  these  paragraphs  —  1.  Advocate,  in  general  terms,  acts 
iccndiarism  in  all  the  great  towus  in  England.  ||  2.  Propose,  in  distinct 
is,  the  blowing  up  of  tlie  train  conveying  the  Princc  of  Wales.  ||  3.  Profcss 
¥ledge  of  the  intention  to  murder  Mr.  Gladstone,  and  to  have  been  giveu 
im  of  500  dollars  for  expenses,   which  is   now  at  the   command   of  men 

will  try  "to  do  their  work  ....  in  spite  of  the  police  officials  of  Che- 
e,  Flintshire  and  Hawarden  Gastle.''  ||  4.  Claim  the  authorship  of  the  ex- 
ion  at  Salford,  whcre  a  boy  was  killed  and  a  wpman  seriously  injared.  jj 
Lssert  gcnerally,  that  they  have  brought  aboat  various  fires  in  London  and 
«?here.  ||  6.  Lay  claim  to  having  accomplished  the  destruction  of  Her  Ma- 
r's  ship  'kotere V  and  intimate,  that  they  have  taken  measnres  for  the 
raction  of  other  ships  in  a  similar  manner.  ||  7.  Ganvass  for  subscriptions 
the  promotion  of  these  parposes,  pnblish  letters  professing  to  send  moncy 
these  objects,  and  declare,  that  they  have  remitted  funds  to  persons  in 
;nca  and  England  to  aid  in   their  accomplishment.  ||  8.  Distinctly  assert, 

tbc  attempted  explosion  at  the  Mansion  House  was  their  work. 

I  Temarked,  that  no  civilized  Government  would  tolerate  the  keeping  of 
office  to  coUect  and  distribute  moncy  publicly  for  the  purpose  of  murder 

inccndiarism  against  individuals  within  their  own  borders.  The  same  rule 
lies  with  equal  force  to  an  open  trade  in  assassination  and  arSon,  aimed 
the  public  and  at  private  persons  in  a  friendly  country.  ||  It  is,  I  observcd, 
icalt  in  a  free  country  to  deal  with  secret  conspiracies  without  intruding 
the  freedom  of  the  subject  The  English  Government  has  found  the  em- 
rassmeuts  arising  from  plots  of  this  nature.  ||  But  such  difficnlties  do  not 
e  where  such  criminal  designs  are  openly  avowed  and  publicly  carried  out. 
re  is  no  principle  at  stakc  in  restraining  such  machinations  which  the 
t  liberal  Government  would  desire  to  protect.  ||  I  said,  that  I  had  little 
bt,  that  many,  if  not  all,  of  the  assertions  in  these  publications  werc  un- 
,  and  that  the  subscription  lists  were  in  a  great  measuro  mere  dccoys; 
it  was  impossiblo  to  regard  these  publications  entirely  as  idle  brag.  Such 
gs  bore  fruit  by  inducing  paid  adventurers  to  engage  in  recklcss  euter- 
38,  on  the  chance  of  escape,  or  even  at  the  risk  of  conviction,  in  the  be- 

that  they  could  alterwards  count  upon  bcing,  whcn  iclcased  from  punish- 
t,  rcceived  in  America  and  kept  for  tlic  rest  of  their  lives  in  idlencss  on 
sabscriptioiis  of  ignorant  sympathizers. 

;ft»i«»rclilT  XL.  17 
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Nr.  7695.  j  ^A   |;jjat  thc  excelleiit  relations  which  now  exist  between  this  countri 

briUDDien.  ^nd  the  United  States  were  founded  upon  feelings,  not  onlj  of  interest,  bal 
24.jooii88i.  Qf  mutual  sympathj  and  respect.  It  would  be  inconsistent  with  sach  feelingi 
if  Her  Majesty's  Government  had  refrained  from  representing  to  the  Americal 
Government  the  facts  which  had  come  to  thcir  knowledge.  Thej  feit  convin 
eed,  that^  if  the  circumstances  had  been  reversed;  the  United  States'  Govern 
ment  would  have  feit  in  their  duty  to  make  a  similar  commnnication,  Uf 
such  representations  woald  certainly  have  met  with  a  due  response  ||  I  coo 
cluded  by  stating,  that  Her  Majesty's  Government  lefl  the  matter  with  fu 
confidcnce  to  the  consideration  of  thc  President  and  his  Government  ||  Mi 
Lowell  listened  with  attention  to  what  I  had  said,  and  then  remarked,  Ük 
he  should  have  recommended  our  not  making  any  representations,  becanse  ï 
did  not  see  how  the  Government  of  the  United  Staates  could  give  effect  t 
thcm  in  a  jadicious  manncr.  But  he  promised  to  forward  them  immcdiatel 
to  his  Government.  ||  I  am,  &c, 

I  Granville. 


Nr.  7696.     GROSSBRITANNIEN.   —  Gesandter   in  Washington  » 

den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Unterredung  mit  Staats 
secretUr  Blaiue  über  die  irische  Agitation  in  de 
Vereinigten  Staaten. 

(Extract)  Washington,  June  27,  1881. 

Nr.  7696.  Q^  ^jj^  23  rd  instant  I  callcd   at  the  State  Department   for   the   purpw 

briunnicn.  of  having  somc  «onvcrsation  with  Mr.  Blaine.     I  learnt,  however,  that  he  ha^ 
27.junii8<^i.jjQ|.  ^^^^  |.jjgj,g  qjj  ^^^^^  ^^j^  although  it  was  Thnrsday,  which   has  been  co» 

sidered  by  Mr.  Blaine's  predecessors  as  the  one  reserved  for  receiving  tfci 
foreign  Ministers.  ||  I  thcrefore  went  to  Mr.  Blaine's  house,  where  I  foand  hi> 
I  began  by  saying^  that  I  had  come  to  speak  to  him,  nnofficially  and  witbM 
instructions,  about  the  very  violent  and  hostilc  langnage  which  was  being  mad 
use  of  by  certain  newspapers  published  at  New  York  which  sapported  tb 
pretensions  of  the  Fenians,  and  by  0'Donovan  Rossa  and  other  men  of  tbi 
clasS;  who  were  exciting  to  marder  and  destruction  of  property  in  Englaa 
and  Ireland.  I  alluded  to  telograms  which  had  been  transmitted  from  Ed| 
land  within  the  last  two  or  three  days,  in  which  it  was  stated,  that  Her  Ui 
jesty's  Government  had  made  a  represcntation  to  that  of  the  United  Stat' 
with  regard  to  this  incendiary  langnage;  but  I  informed  him,  that  I  had  : 
yet  received  no  intimation  of  such  a  step  having  been  taken.  I  inquir 
of  him,  however,  whether  the  Government  had  no  power  to  restrain  this  ï 
stile  langnage  towards  a  friendly  nation,  whether  it  were  circulated  in  nei 
papers^  or  delivered  at  public  meetings.  ||  Mr.  Blaine  replied,  that  it  had  In 
the  habit  in  this  country  to  allow  the  greatest  freedom  of  speech,  even  nK 
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in  England,  both  in  the  ncwspapers  and  at  public  meetings,  and  that  ^'-  '®^- 
had  apparently  ariscn  from  it  On  the  present  occasion;  the  lan-  briunnien. 
dich  had  recently  been  used  by  the  Fenians  had  been  treated  with-''-'^"'"^^^- 
test  contempt  by  the  vast  majority  of  Americans,  and  had  exercised 
nee  whatever,  except  among  t^e  Irish,  until  the  arrival  of  the  recent 
s  from  England  had  given  it  a  certain  importance  owing  to  the  re- 
ce  alleged  to  have  been  made  against  it  by  Her  Majesty's  Government, 
er,  he  continued,  the  United  States'  Government  should  be  able  to  dis- 
lat  armed  expeditions  were  being  prepared  in  this  country  with  hostile 
5  against  Her  Majesty's  Government,  or  that  schemes  were  being  con- 
r  the  destruction  of  life  or  property  in  Great  Britain  by  means  of  ex- 
manufactured  here,  it  would  take  the  most  energetic  measures  to  pre- 
h  expeditions  and  frustrate  schemes  of  that  nature.  ||  I  replied,  that 
ason  to  believe,  that  conspiracies  for  the  destruction  of  property  in 
by  means  of  explosives  were  being  conceived  and  even  prepared  in  this 
but  that  it  was  almost  impossible  for  me  to  point  out  with  any  de- 
3ertainty  the  persons  implicated  in  these  crimes,  or  the  places  at 
iplosive  machines  are  actually  being  manufactured.  ||  I  then  drew 
le's  attention  to  the  recent  departure  for  Ireland  of  Stephen  J.  Meany, 
1  out  to  him,  that  there  could  be  little  doubt  that  the  object  of 
mission  was  to  cxcite  the  people  in  Ireland  to  resistance  to  Her  Ma- 
ithorities,  and  possibly  to  commit  such  acts  as  would  force  them  to 
arrest,  in  the  hope  that  such  a  proceeding  would  lead  to  bad  fee- 
disscnsion  between  the  two  Governments.  I  added  that,  however 
such  resistance  might  be  on  the  part  of  Irishmen  living  in'  Ireland, 
ossible  that  they  might  have  some  imaginary  grievance  which  might 
Q  a  pretext  for  such  conduct  But  that  it  would  be  still  more  un- 
ie on  the  part  of  a  man  who,  like  Meany,  had  thrown  off  his  alle- 
Great  Britain,  had  adapted  another  country  whosc  protection  he  in- 
id  had  no  right  to  complain  of  any  measures  which  might  be  taken 
tfajesty's  authoritics,  nor  to  violate  the  laws  of  Great  Britain. 


97.  OROSSBBITANinEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  don  Gesandten 
der  Ver.  Staaten  in  London.  —  Beztiglich  der  Verant- 
wortlichkeit  wegen  gcsetzwidriger  Handlungen  er- 
kennt  die  euglische  Regierung  cine  Unterscheidung 
zwischcn  Inlandern  und  Auslandcrn  nicht  an. 

Foreign  Office,  June  28,  1881. 
—  In  compliance  with  the  request  contained  in  your  letter  of  the   Nr.  76»?. 
it,  I  have  now  the  honour  to  forward  a  copy  of  the  warrant  under  i,,i^^i^, 
'.  Joseph  B.  Walsh,  who  is  said  to  be  a  naturalized  citizen  of  the28.jaiüi88L 
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Nr.  7607.  xjüited  States,  was  arrcsted,  at  Castlebar,  county  Mayo,  Irelaud,  on  the  8tk 

britannien.  March  last.  ||  Her  Majest/s  Government  have  also  liad  under  their  conade- 

28.  Juni  1881.  ration  the  application   made   by  you  on  the  10 th  instant,   rcquesting  to  lie 

furuishcd  with  particulars  of  the  charge  under  wliich  Mr.  Daniël  Sweeney, « 

McSweency,  an  American  citizen,   had  been  arrested  on  the  2nd  Jqdb,  aoi 

lodged  in  Dundalk  Gaol.  ||  In  the  first  place,  I  beg  leave  to  assure  yon^  thii 

Her  Majesty's  Government  are  very  scnsible   of  the  friendly   fceling  toward 

this  country,  and  of  the  apprcciation   shown  by  the  President  of  the  ünito 

States  with  regard  to  the  difticulties  presented  by  the  abnormal  condition  o 

affairs  at  this  moment   in   a  portion  of  the  United  Kingdom.  ||  It  will  not, 

trust,   be  necessary  to  enter  at  great  length  upon  the  reasons  which,  in  th 

opinion  of  Her  Majesty's   Government,   prevent   tliem   from   recognizing  lo 

distinction  between  the  liability  of  foreigners  and  British  subjects  in  respei 

of  unlawful  acts  committed  within  the  limits  of  British  jurisdiction,  or  firoi 

admitting  any  claim  to  exemption  on  behalf  of  any  person,  whether  alien  o 

citizen,  from  the  operation  of  the  laws  whicli  equally  affect  all  persous  resi 

ding  in  the  dominions  and  under  the  protection  of  the  Crown,  j]  It  will,  iti 

hoped,  suffice  to  refer  to  the  despatch  written  on   the  18th  December,  184 

(see  '^British  and  Foreign  State  Papers,''  vol.  xlvii,  p.  1242),  to  Mr.  Bancw 

by  Mr.  Buchanan,  where  he  admits,  that  the  application  of  the  law  suspendh 

the  writ  of  habcas  corpm  (11  &  12  Vict,  cap.  35)  was  one  to  which  his  G< 

vemment  might  have  "submitted  in  silence"  if  it  ''had  been  carricd  into  en 

cution  in  the  same  impartial  manner  against  the  citizens  and  subjects  of  t 

foreign  nations/'  ||  On  the  present  occasion  Her  Majesty's  Government  liaTC  i 

rcason  to  believe,  that  there  is  ground  to  suppose  that  American  citizens  ba^ 

met  with  exceptional  treatment.  ||  I  have,  Ac. 

G  r  a  n  v  i  1 1  e. 


Nr.    7698.     GROSSBRITANNIEN.  —  Gesandter  in  Washington(Wcs' 

an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Verhandlungeu  im  R< 
prasentantenhause    tiber  die  Verhaftungen  in  IrUn 

(Extract.)  Washington,  February  15,  1882. 

Nr.  7698.  With  refcrence  to  ray  despatch  of  the  1  st  instant,  I  liavc  the  honoBT  i 

tirobs-     ijiform  your  Lordship,  that  the  Committee  on  Foreign  Affairs  of  the  lloose  ( 
i5.Fobr.i882.  Kepresentatives   having   reportod   adversely   a   furtlier   Resolution   offered  « 

* 

Mr.  Robinson,  of  New  York,  rcspecting  the  arrest  of  American  citiiens  i 
Ireland,  it  was  "tabled"  (tantamount  to  its  deatli-blow)  by  a  majority  of  U 
to  102.  This  Resolution  was  to  the  following  effect:  —  ^^Jicsolicd,  —  1^ 
the  Attorney-General  of  the  United  States  is  liereby  directcd  to  comnMinW 
to  this  House  his  opinion  in  writing  on  the  following  question:  —  U'*^' 
seph  Warren  Keifer,  Si»eaker  of  this  House,  or  Alonzo  B.  Coruell,  Gonn 


ËDglisch-Amerikanische  Differenzen.  261 

ate  of  New  York,  or  Charles  CarroU,  a  labourer  in  the  Department  ^^'  '^^^- 
Works  in  the  City  of  New  York,  being  a  citizen  of  the  United  britannien. 
isit  any  part  of  the  British  Empire,  and  should  there  be  arrested  ^^•^•^'•*^^' 
aving  committed  any  crime,  and  without  any  definite  charge  of  crime 
^ged  against  him,  could  the  English  Government,  by  suspending  the 
friniSj  or  otherwisc,  lawfully  detain  him  indefinitely  on  suspicion, 
rial,  or  without  any  right  in  our  Government  to  demand  his  release? 
opinion  on  the  application  of  the  Law  of  the  29 th  July,  1868,  to 
s,  and  the  President's  duty  under  it/'  ||  Another  Resolution  was  then 
back  to  the  House,  with  a  tecommendation  that  it  should  likewise 
.  The  terms  were:  —  ||  ^^Besolvcd,  —  That  the  President  of  the 
:;ates,  if  not  incompatible  with  the  public  service,  be  requested  to 
late  to  this  House  all  correspondence  with  the  British  Government 
i  the  State  Department  with  refercnce  to  the  case  of  D.  H.  0'Connor, 
of  the  United  States,  now  imprisoned  in  Ireland."  []  The  House,  ho- 
ïfused  by  79  to  71  to  do  so,  and  a  long  discussion  ensued  upon  it. 
irman  of  the  Committee  on  Foreign  Affairs  having  stated,  that  he 
nnderstood,  that  this  Resolution  had  been  considered  by  the  Com- 
i  point  of  order  was  raised  on  the  ground,  that  the  Resolution  was 
port  of  the  Committee,  and  Mr.  Cox,  of  New  York,  then  moved  to 
it,  and  to  insert  therein  the  names  of  Michael  Hart,  H.  0'Mahoney 
McEnery,  and  to  add  a  clause  requesting  the  President  to  demand 
itish  Government  the  prompt  trial  of  those  citizens  or  their  prompt 
ivherenpon  Mr.  Orth,  of  Indiana,  the  Reporter  of  the  Committee  on 
Affairs,  stated,  that  he  had  no  objection  to  such  action  being  taken, 
Resolution  was  accordingly  recommitted  with  instructions  as  above 
The  only  real  point  of  interest  in  the  discussion  was  the  production 
er  from  ex-Secretary  Blaine  to  the  brother  of  Denis  0'Connor,  in 
speaking  of  the  action  of  the  British  Government,  he  "reminds  him, 
Act  of  Parliament  under  which  0'Connor  is  held  is  a  law  of  Great 
md  ü  is  an  elemcntary  principle  of  public  law,  that  in  such  case  the 
int  of  that  country,  in  the  excrcise  of  its  varied  functions,  judicial 
ative,  administers  and  interprets  the  law  in  question.  The  right  of 
kcmment  in  this  respect  is  absolute  and  sovereign,  and  every  person 
ntarily  brings  himself  within  the  jurisdiction  of  the  country,  whcther 
itly  or  temporarily,  is  subject  to  the  operation  of  its  laws,  whether 
citizen  or  mere  resident.  In  stating  this  familiar  principle,  no  more 
icd  to  Great  Britain  than  every  country  may  of  right  demand,  and  it 
•  the  sovereign  rights  which  the  Government  of  the  United  States  has 
isisted  upon  and  maintained  for  itself."  ||  A  letter  from  the  United 
[inister  in  London  to  the  United  States'  Consul  at  Cork  was  also 
n  which  that  Minister  says:  *'The  Coercion  Act,  so  called,  is  an  ex- 
and  arbitrary  measure.  .  .  Its  very  substance  and  main  purpose  are 
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Nr.  7698.  ^  depri VG  suspected  persons  of  the  speedy  trial  they  desire.  This  law  is  of 
britannien.  courso  contrarj  to  the  spirit  and  foundation  principles  of  both  English  aal 
i5.Febr.i882.  American  jurisprudence.  But  it  is  the  law  of  the  land,  and  it  controUil 
persons  domiciled  in  the  proclaimed  districts  of  Ireland,  whether  thej  an| 
British  subjects  or  not,  and  it  is  manifestly  entirely  futile  to  claim,  that  ni* 
turalized  citizens  of  the  United  States  shonld  be  exempted  from  its  opentioi. 
I  'IJnless  I  am  instmcted  to  the  contrary  by  the  Department  of  State,  I  mst 
take  this  view  of  my  duties." 


Nr.    7699.     VEEEINIGTE  STAATEN.  '—  Gesandter   in  London  ii 

den  cngl.  Min.   d.  Ausw.  —  Wünscht   die  Einleitnng 
einerUntersuchang  gegen  die  verhafteten  Amerikanei; 

Legatiön  of  the  United  States,  London,  March  6,  1882. 

Nr.  7699.  My  Lord,  —  I  have  the  honour  to  acquaint  yon,  that  I  received  yester- 

sfeltenT  ^^y  ^^^™  ^^*  Frelinghnysen  a  cable  despatch  in  cypher,  of  which  the  foUo- 

6.Mirti882.  wing   is   a   translation:   —    ||   ^Heferring   to   the   cases    of  0'Connor,  Hu^ 

McSweeney,  Walsh,   McEnery   and  Dalton,   American   citizens  imprisoned  ii 

Ireland,  say  to  Lord  Granville  that,  without  discussing  whether  the  proTiskv 

of  the  Force  Act  can   be  applied  to  American  citizens,  the  President  hopo^ 

that  the  Lord  Lieutenant  of  Ireland  will  be  instmcted  to  exercise  the  poioi 

intrnsted  to  him  by  the  1  st  section  to  order  early  trials  in  their  (and  all  otkei) 

cases  in  which  Americans   may  be   arrcsted/'  ||  In  transmitting  this  despiteb 

to  your  Lordship,   I  venture  to  hope  that,  considering  the  importance  of  tk 

matters  to  which  it  refers,  it  may  receive  the  early  attention  of  Her  Majest/i 

Government.  ||  I  have,  <&c. 

J.  R.  LowelL 


Nr.    7700.     GEOSSBRITAinnEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engLGe- 

sandten  in  Washington.  —  Ein  Unterschied  zwischei 
Inl&ndern  und  Auslandern  kann  bei  der  UntersachHf 
nicht  gemacht  werden. 

Foreign  Office,  April  6,  188i 

Nr.  7700.  gi,.    __  '^ii.jj  reference  to  my  despatch  of  the  31st  ultimo,  I  have  K» 

briunnien.  to  iufonu  you,  that  Her  Majesty  s  Government  have  carefully  considereo  <* 

6.  April  1882.  j.gpygggjj|;ations  that  have  been  made  to  them  by  Mr.  Lowell,  on  thepirt" 

the  Government  of  the  United  States,  conceming  the  arrest  and  imprisoDMi^ 

of  certain  American  citizens  in  Ireland,  and  the  hope  expressed  by  the  Vt^ 

dent,  that  the  American  citizens  so  detained  may  be  brought  to  an  early  txA 

II  The  persons  at  present  detained  in  prison  in  Ireland  under  the  ftoi^ 

of  the  Protection  of  Person  and  Property  Act  of  1881  have  been,  uA  ^ 
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lil  of  them  either  ordinarily  resident  in  Ireland,  or  persons  who  have  visited  ^'• 
Ireland  unde  the  present  circumstances  of  that  country;  and  to  whom  fall  briui 
bMwledge  of  those  circamstanceS;  and  of  the  laws  passed  in  the  last  Session^-^i*' 
if  Parliament  to  arm  the  Government  there  with  extraordinary  powers,  must 
ie  impnted.  ||  In  the  use  of  these  cxtraordinary  powers,  for  the  pnrpose  of 
treveDting  incentives  to  ontrage  and  crime  and  breaches  of  public  order  in 
reland;  no  general  distinction  can  be  made  between  those  persons,  for  the 
ime  being  in  Ireland,  who  may  have  come  there  from  the  United  States,  or 
iny  other  foreign  countries  in  which  they  may  have  rights  of  citizenship,  and 
ithers;  nor  have  Her  Majesty's  Government  generally  any  means  of  knowing 
rhetber  such  persons  are  native  Irishmen  who  have  not  renounced  their  Bri- 
ish  nationality,  or  Irish  emigrants  who  may  have  obtained  rights  of  citizen- 
hip  in  the  United  States  or  elsewhere.  ||  The  Statute  of  last  Session  under 
rhich  these  prisoners  are  detained  was  passed  (like  all  other  Acts  for  the 
nspension  of  the  habeas  corpus,  whcther  in  England  or  in  the  United  States) 
nder  circumstances  of  exceptional  political  necessity,  for  the  express  purpose 
f  snperseding  and  dispensing  with  trial;  and  the  reference,  in  the  Ist  clause 
f  the  Act,  to  the  authority  of  the  Lord  Lieutenant  of  Irelafid  was  not  for 
ie  pnrpose  of  enabling  him  to  direct  a  trial  (which  could  only  take  place 
pon  a  charge  regularly  made  in  the  ordinary  course  of  law),  but  for  the 
)ntrary  purpose.  ||  The  British  Legislature,  in  passing  that  Act;  declared  the 
ecessity  of  such  a  suspension  of  trial  under  certain  circumstances.  This  ne- 
issity  applies,  within  those  conditions,  alike  to  aliens  and  to  British  subjects 
1  h-eland;  and  Her  Majesty's  Government  are  compelled  to  consider,  that  the 
ïcessity  which  led  to  the  passing  of  the  Act  still  subsists.  ||  It  is  impossible 
ther  for  Her  Majesty's  Government  or  for  the  Government  of  the  United 
^tes  to  be  ignorant,  that  the  present  disorders  in  Ireland  have  been,  and 
e  still,  to  a  great  extent  fomented  by  Irish  emigrants  in  the  United  Sta- 
s,  and  by  subscriptions  of  money  and  publications  hostile  to  British  rule 
oceeding  from  that  source.  As  you  are  aware.  Her  Majesty's  Government  found 
necessarylastyear  to  address  a  friendly  representation  on  this  subject  totheGo- 
niment  of  the  United  States,  and  Her  Majesty's  Government  cannot  doubt,  that 
6  President  and  his  Ministers  must  be  desirous  of  discouraging  all  such  procee- 
igs  to  the  best  of  their  power.  Under  such  circumstances,  it  is  obvious, 
at  the  eflforts  of  Her  Majesty's  Government  and  of  the  British  Parliament 
f  the  vindicatioa  of  law  and  the  restoration  of  order  in  Ireland  would  be 
We  to  be  frustrated  if  aliens  in  Ireland  (whatsoever  nationaHty  they  might 
^)  were  in  any  respect  treated  as  exempt  from  the  operation  of  laws 
üch  Parliament  has  found  it  necessary  to  enact  for  that  purpose,  or  from 
6  eitraordinary  powers  conferred  upon  the  Executive  Government  of  Ire- 
■ïd  by  those  laws.  ||  The  priuciple,  that  in]  such  cases  no  distinction  can 
made  in  favour  of  aliens  was  maintained  by  the  Government  of  the  United 
ates  on  the  suspension  of  the  Habeas  Corpus  Act   in   the  Northern  States 
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Nr.  7700.    during  tlic  civil  war.   On  that  occasion,  complaints  having  been  made  of  arbi- 

Orosfl- 

hritannien.  trary  and  illegal  arrests  of  ccrtain  British  subjects,  Mr.  Seward,  in  a  note 
«.Aprin882.(iated  the  14th  October,  18G1*),  to  Lord  Lyons,  thcn  Her  Majest/s  Minister 
at  Washington,  after  vindicating  the  Icgality  of  the  proceedings  complaiDed 
of,  expressed  himself  as  foUows:  ''In  every  case  subjects  of  Her  Majesty  rea- 
ding  in  the  United  States,  and  under  their  protection,  are  treated  daring  tlK 
present  troubles  in  the  same  manner,  and  with  no  greater  or  less  rigw, 
than  American  citizcns."  ||  Subsequently,  in  1866,  whcn  the  Habeas  Corpe 
Act  was  suspended  in  Ireland,  a  correspondence  took  place  bctween  the  tw 
Govemments  as  to  the  right  of  Irish-born  naturalized  citizens  of  Americt 
then  sojoarning  in  Ireland  to  American  protection.  That  particular  qaestioB 
has  since  been  disposed  of  by  the  Naturalization  Act,  1870,  whereby  Britisb 
subjects  becoming  voluntarily  naturalized  in  a  foreign  State  forfeit  their  Bri- 
tish nationality.  But  the  foUowing  extract  from  a  despatch  dated  the  lOA 
March,  1866,  addressed  by  Mr.  Seward  to  Mr.  Adams,  then  Minister  of  the 
United  States  in  London,  and  published  in  the  diplomatic  correspondence  pre 
sented  to  Congrcss  with  the  Presidentes  Message  for  that  year,  deserves  par- 
ticular notice,  as  the  instructions  to  the  United  States'  Minister  which  it  cwi- 
tains  entirely  accord  with  the  views  of'Her  Majesty's  Government  in  relatioi 
to  the  treatment  of  American  citizens  during  the  present  troubles  in  Ireland. 

In  those  instructions  Mr.  Seward  used  the  following   language:  —  |  ^It 
may  be  expected,   that   some  of  our  Irish-born    naturalized  citizens  who  are 
own  sojourning  or  travelling  in  Ireland  will  bc  arrested   upon  complaints  of 
complicity  in  seditious  proceedings.    It  may  also  be  expected,  that  some  who 
will  be  thus  accused  will  be  innocent,   while  others  will  be  guilty.    The  si- 
tuation  will   for  a  time  necessarily  become  inconvenient  and  embarrassing.  I 
know  of  no  way  in  which  you  can  meet  it  more  properly  than   by  pnrsmBg 
the  course  which  you  have  indicated.  ||  Amcricans,  wh ether  native-bom  or  na- 
turalized, owe  submission  to  the  same  laws  in  Great  Britain  as  British  sob- 
jects,  while  residing  there  and  enjoying  the  protection  of  tliat  Government  We 
applied  the  converse  of  this  principle  to  British  subjects,  who  were  sojoomn* 
or  travelling  in  the  United  States  during  the   late  rebellion."  ||  In  a  farther 
despatch   dated  the   9th  June,    1866,  Mr.  Seward  instructed  Mr.  Adams  "to 
suggcst  to  Lord  Clarendon  the  expediency  of  the  exercise  of  clemencj  U>  tl« 
extent  at  least  of  releasing  all  of  the  American  citizens,  native  or  natartli»!» 
who  are  in  confinement,  upon  the  condition  of  their  retuming  to  the  üniW 
States." 

As  no  difference  of  opinion  would  appear  to  exist  with  respect  to  tw 
principle  so  clearly  enunciated  in  the  cxtracts  above  citcd.  Her  Majesty*»  Gi>- 
vernment  are  in  some  doubt  as  to  whether  they  have  corroctly  apprelieM» 
the  grounds  on  which  the  Government  of  the  United  States  found    Ü^c\t  V^ 


♦)  S.  Staatsarchiv  Bd.  I,  Nr.  171. 


ËDglisch-AmcrikaDische  Differenzen.  265 

ent  representations  in  favour  of  those  American  citizens  in  Ircland  who  have   ^^'  '''^ 
ronght  themselves  under  the  operation  of  the  Protection  of  Person  and  Pro-  hntanni. 
ertj  Act,  and  it  is  unnecessarj  to  pursue  the  subject  further  at  present.  ||  löApnm 
ttlj  desire  to  add,  that  the  imprisonment  of  suspects  under  the  Act  is  not  a 
easnre  of  punishment,  but   of  provcntion.     The   Irish  Government   have    in 
aoy  instances  relcased  prisoners  upon  a  reasonable  belief,  that  it  could  be 
)ne  without  risk  to  the  public  safety,  and  I  need  hardly  say,  that  Her  Ma- 
stj's  Government  are  not  desirous  of  detaining  unnecessarily  in  prison  any 
irsons  from  whom  no   danger  to   tlie   public  peace  is  to  be  apprehended.  j| 
bey  will  therefore  be  prcpared  to  consider  the  circumstances  of  any  citizens 
the  United   States  now  detained  who  may  be  willing  to  engago  fortliwitli 
•  leave  the  United  Eingdom.  |j  ï  have  to  instruct  you  to  read  this  despatch 
'  Mr.  Frelinghuysen,  and  to  leave  a  copy  of  it  with  him  if  he  should  so  de- 
re.  II I  am,  &c, 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


h.  7701.      GROSSBRITANNIEN.   —   Gesandter   in  Washington  an 

den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Bericht  des  Staatssecre- 
t&rs  d.  Ausw.  an  das  Repr^sentantenhaus  nber  die 
Verhafteten. 

Washington,  April  6,  1882.  Nr.  770 

My  Lord,  —  At  the  request  of  the  Secretary  of  State,  I  called  upon  ^^^.^^^j^ 
im  the  day  before  yesterday,  when  he  put  into  my  hands  a  communicationft.Apriiië 
Wch  he  said  he  was  about  to  make  to  the  House  of  Representatives,  and 
bich,  before  doing  so,  he  wished  me  to  read,  in  order,  that  it  sliould  not 
>pear  in  print  without  my  knowledge,  as  it  related  to  what  had  passed  he- 
'ten  us  respecting  the  Irish-American  suspects.  I  thanked  Mr.  Frelinglniysen 
r  hls  courtesy,  and  said,  that  this  communication  would  at  all  events  evince 
e  amicable  spirit  which  animated  the  two  Governments.  ||  I  have  tlie  lionour 
inclose  to  your  Lordship  printed  copics  of  tliis  document  as  it  was  presen- 
i  to  the  House  of  Representatives.  ||  I  have,  &c. 

L.  S.  Sackville  West. 


To  the  President,  —  The  Secretary  of  State,  to  whom  was  referred  the 
-solntion  of  the  House  of  Representatives  of  the  31st  January  last,  reque- 
ng  the  President  ''to  obtain  a  list  of  all  American  citizens,  naturalized  or 
lu?e-born,  under  arrest  or  imprisonment  by  authority  of  the  Britisli  Govern- 
öt,  with  a  statement  of  the  cause  or  causes  of  such  arrest  and  imprison- 
nt,  and  especially  such  of  said  citizens  as  may  have  been  thus  arrested  and 
prisoncd  under  the  suspension  of  the  Jmheas  corpus  in  Ircland,  and,  if  not 
oiDpatible  with  the  public  interest,  that  he  communicate  such  information, 
m  received,  to  this  House,  togcther  with  all  correspondence  now  on  file  in 
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Kr.  7701.  ^^Q  Department  of  State  relating  to  any  existing  arrest  and  imprisonment  o 
britaanien.  citizens  as  aforesaid/'  has  the  honoiir  to  inform  the  President,  in  part  respons* 
6.  April  1882.  ^Q  this  request  of  the  House  of  Representatives,  that  for  some  time  past  wüt 
negotiations  have  been  carried  on  between  the  two  Govemments.  These  nego 
tiations  have  been  conducted  in  a  spirit  of  entire  friendship,  and  it  afford 
the  Secretary  of  State  pleasare  to  acquaint  the  President,  that  on  the  2n 
instant  information  was  received  by  the  Department  of  State,  that  all  th 
American  citizens  held  as  prisoners  in  Ireland  had  been  released  except  thref 
and  that  since  that  date  the  further  information  has  reached  him,  that  O'CJonno 
Hart,  Walsh,  Dalton  and  White  are  not  now  in  prison.  The  negotiations  ai 
still  being  conducted  with  a  view  to  the  release  of  the  remaining  prisoner 
and  the  hope  is  entertained,  that  a  result  will  be  reached  satisfactoiy  au 
honourable  alike  to  both  Govemments. 

Respectfully  submitted, 

Fredk.  T.  Frelinghuysen. 

Department  of  State,  Washington,  April  4,  1882. 


Nr.    7702.     VEREIHIGTE  STAATÈN.  —  Gcsandter   in   London  ai 

den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Dringt  auf  Entlassung  dei 
Verhafteten  oder  Untersuchung  gegen  dieselben. 

Nr.  770».  Legation  of  the  United  States,  Londoo,  April  14,  1882. 

Vereinigte  "  , 

suaten.  My  Lord,  —  I  have  the  honour  to  acquaint  you,   that  I  have  receiTW 

1  .Apn  1882.  ^jjjg  niorning  two  applications  for  my  intervention  from  citizens  of  the  ünito 
States  who  have  been  arrested  under  the  Protection  of  Person  and  Propertj 
Act  (Ireland)  1881.  One  of  them  is  William  Brophy,  who  sends  his  eerti 
ficate  of  naturalization,  and  statcs,  that  he  was  arrested  on  the  4th  Hu^ 
last,  and  is  confined  in  Naas  Gaol.  The  other  is  John  Leonard  GannoD,  win 
asserts,  that  he  was  born  at  Hampton  Hill,  in  the  State  of  Ck)nnecticQt,  oi 
the  13th  December,  1852,  and  iroprisoned  in  the  Gaol  at  Galway  on  the  7tl 
May,  1881,  on  suspicion  of  being  one  of  an  unlawful  assembly.  He  sajs  abfl 
that  he  knows  nothing  further  of  the  charge  against  him  or  of  his  accoser 
.  II  I  have  no  information  of  the  causes  why  Brophy  was  arrested;  but  I  shil 
write  to  our  Consul  at  Dublin  to  ascertain  what  is  stated  in  the  warrant  oi 
this  subject,  and  I  may  have  occasion  to  address  your  Lordship  agam  ia  ^ 
lation  to  it  ||  In  respect  to  the  case  of  Mr.  Gannon,  his  imprisonment  ^ 
now  continued  for  so  long  a  period,  that  I  am  sure  your  Lordship  will  onder 
stand  why  I  ask  your  attention  to  it  with  unusual  earnestncss. 

It  is  so  contrary  to  the  spirit  of  English  as  well  as  of  American  ^' 
to  keep  a  man  in  prison  for  many  months  without  any  opportunity  of  ca^ 
fronting  his  accusers  or  of  disproving  the  charges  against  him,  that  jotf 
Lordship  cannot  be  surprised  at  the  great  excitement  which  such  cases  ^ 
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his  of  Mr.  Gannon  bave  occasioned  in  the  United  States,  or  at  tlie  instructions  ^'^-  ;'.^- 

'  Yereiniffta 

'.  have  received   from   my  Government  to  ask  respectfaUy,  that  the   accused    suaten. 
•arties  may  either  be  released  or  brought  to  trial.  ||  I  beg  leave  to  repeat  this  i*.Apriii882 
eqnest  in  the  cases  of  Mr.  Brophy  and  Mr.  Gannon,  as  well  as  of  other  Ame- 
ic&o  citizens  who  have  been  imprisoned  in  Ireland,  some  of  them  for  long 
eriods  of  time.  ||  I  have,  &c. 

J.  R.  Lowell. 


[r.  7703.     OROSSBBITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Ge- 

sandten  in  Washington.  —  Die  amerikanische  Re- 
giernng  will  sich  der  amerikanischen  Agitatoren  in 
England  nicht  zu  warm  annehmen. 

Foreign  Office,  April  27,  1882.  Nr.  7703. 

Sir,  —  With  reference  to  the  correspondence  which  is  being  laid  before  britannien. 
'arliament  respecting  the  pnblication  in  the  United  States  of  incitements  to27Ap"H882 
ntrages  in  England,  I  think  it  as  well  to  state  to  you,  that  Sir  £.  Thornton, 
ho  was  at  that  time  Her  Majesty's  Representative  at  Washington,  reported 
)  me  last  sammer,  that  he  had  been  confidentially  informed,  through  a  trust- 
orthy  soarce,  that  the  Government  of  the  United  States  were  not  dispo^ed  to 
ike  up  too  warmly  the  caose  of  American  citizens,  whether  native  or  natora- 
zed,  who  went  to  England  or  Ireland  with  the  express  object  of  agitating,  and 
then  appealing  to  their  Government  for  protection.  It  was  considered,  that 
tere  was  no  reason  why  such  Americans  should  be  entitled  to  better  treatment 
tan  Irishmen,  nor  did  it  seem  just,  that  an  Irishman  should  be  punished  for  acts 
r  which  an  American  would  have  been  exempt  from  punishment.  ||  Sir  E.  Thorn- 
n's  informant  added,  that  it  was  not  probable,  that  protection  would  be  exten- 
id  by  the  Government  of  the  United  States  to  Irishmen  who  had  come  there 
•r  the  sole  purpose  of  being  naturalized,  and  had  subsequently  returned  to  their 
wn  country  and  established  themselve^  in  some  business,  which  proved,  that  the 
i^tnralization  was  a  mere  pretext,  and  indicated  no  real  desire  to  become  a  ge- 
tiine  citizen  of  the  United  States.  ||  He  also  alluded  to  the  case  of  an  Irishman 
^0,  having  a  trade  in  Ireland,  had  come  to  America  to  declare  liis  intcntion  to 
scome  a  citizen,  had  gone  back  to  follow  his  trade,  had  in  due  time  come  back 
^  be  naturalized,  and  had  finally  returned  again  to  establish  himself  in  Ire- 
^d,  but  with  his  certificate  in  his  pocket  as  a  citizen  of  the  United  States.  ||  I 
ö,  (fee. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 
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Nr.    7704.     PABISER  KONGRESS-STAATEN  imd  RÏÏMAKIEN.  —  Zn- 

satzaktc  zur  Schifffahrtsaktc  für  die  DonaumünduD- 
gen  vom  2.  November  1865. 

Pari»er  ^^^  Puissances   rcprósciitées  au  sein  de  la  Commission  Européennc  dn 

KongreM-  Danube,  en  vcrtu  du  Traite  de  Paris  du  ,^0  Mars  1856,  et  Ia  RoumaniCy  qui 

„„j"     a  ét6  appelóe   i\   en    faire  partie    par   Tarticle  53   du   Traite    de   Bcrlin   do 

Bamanien.  13  Juillet  1878.*)  Il  Dósirant  mettre  rActc-public  du  2  November  1865/*)  re- 

'  latif  k  la  navigation  des  embouchures  du  Danube,  en  harmonie  avec  les  stipu- 

lations  du  Traite  de  Berlin  portant  que  la  dite  Commission  Ëuropécnne  „exer- 

cera  dorénavant  ses  fonctions  jusqu'ii  Galatz,  dans  unc  complete  indépendance 

de  Tautorité  territoriale,  et  que  tous  les  Traites,  arrangements,  actes  et  déci- 

sions  relatifs  ^   ses  droits,   privileges,  prérogativcs  et  obligations   sont  con- 

firmés;" 

Ont  nommé  pour  leurs  plénipotentiaires,  savoir:  —  —  — 

Lesquels,  après  avoir  produit  leurs  pleins  -  pouvoirs  trouvés  en  bonne  et 
due  forme  et  dont  une  copie  certifiée  est  rcstée  déposée  dans  les  archives  df 
la  Commission  Enrop^^enne,  sont  convenus  des  dispositions  additionnelles  sui- 
vantes  au  susdit  Acte-public  du  2  November  1865: 

Art.  1*".  Les  droits,  attributions  et  immunités  de  la  Commission  Euro- 
péenne  du  Danube,  tels  qu'ils  résultent  des  Traites  de  Paris  du  30  Mars 
1856  et  de  Londres  du  13  Mars  1871,  de  TActe-public  du  2  November 
1865,  ainsi  que  des  actes  et  décisions  antérieurs  au  Traitó  de  Berlin  do 
13  Juillet  1878,  continueront  k  régir  ses  rapports  avec  les  nouvcaux  Etats 
riverains,  et  leur  efTet  s'étendra  jusqu'^  Galatz.  sauf  les  modifications  ci-après 
spécifiées. 

Art  2.  L' Agent  spécialement  préposé  h  la  police  du  fleuve,  en  aval  de 
Galatz  et  h  Texclusion  du  port  de  Soulina,  portera  dorénavant  Ie  titre  dln- 
spccteur  de  la  navigation  du  Bas-Danube,  et  sera,  comme  par  Ie  passé^  assisté 
d*uu  chancelier  et  de  surveillants  répartis  sur  les  différentes  sections  fluviales 
de  son  ressort,  et  tous  places  sous  ses  ordres.  1|  Llnspectcur  de  la  navigation, 
Ie  chancelier  de  Tlnspection,  ainsi  que  les  surveillants  des  sections  fluviales, 
Ie  Capitaine  du  port  de  Soulina  et  tout  Ie  personnel  place  sous  les  ordres  de 
ce  deniier,  sont  nommés  par  la  Commission  k  la  simple  majorité  des  voix  et 
sans  distinction  de  nationalité.  lis  peuvent  ógalement  être  révoqués  par  elie.  j 
L' Inspecteur  de  la  navigation  et  Ie  Capitaine  du  port  de  Soulina  remplissent 
leurs  fonctions  sous  Tautorité  directe  de  la  Commission,  qui  les  rétribae,  et 
entre  les  mains  de  laquelle  ils  prótent,  ainsi  que  leurs  subordonnés^  Ie  ser- 
ment  d'office.  ||  Us  prononcent,  en  qualité  de  juges  de  première  instance,  sor 
les  contraventions  commises  dans  l'étendue  de  leurs  ressorts  respectifs,  en  ma- 

•)  Staatsarchiv,  Bd.  XXXV,   Nr.  6773. 
♦•)  Bd.  X,  Nr.  209G. 
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tière  de  policc  de  la  navigatioii,  et  leurs  juL'einents  soiit  reudus  au  nom  de  la    ^''*  '"^• 
Commissiou  Europóennc  du  Dauubo.  K«mRreM- 

Art.  3.    Le  controle  des  opérations   de  la  Caissn  de  iiavigation  de  Sou-     «*»»<€«» 

and 

Una   ne  sera  plus  coiiiié  h  un  agent  s))écial;  il  sera  exclusivement  excrcó  par  uuin&nicii. 
la  Commission  Européenne  ou  par  Tautorité  qui  lui  succédera,  et  ce,  dans  la^^-^**^^^- 
fonne  qiii  est  ou  sera  déterminóe  par  la  dite  Commission  ou  autorité.  ||  Le 
mode  de  perception  des  taxes  et  Tadministration  de  la  Caissc  de  navigatiou 
de  Soulina  pourrout  êtrc  modifiés  par  décision  prise  h  lunanimité  des  voix  en 
séauce  plénièrc. 

Art  4.  La  dispositiou  finale  de  Tarticle  14  de  rActc-public  de  1865 
est  modifiée  en  ce  sens,  que  Tinterdiction  d'employer  aucune  partie  des  som- 
mes produites  par  les  taxes  prélevées  sur  les  batiments  de  mer  ou  des  em- 
pnints  réalisés  au  moyeu  de  Tatfectation  de  ces  taxes,  pour  couvrir  les  frais 
do  travaux  ou  des  dépenses  administratives  se  rapportant  k  une  section  flu- 
I  viale  située  en  amont  d^Isaktclia,  est  restreinte  h  la  ])artie  du  fleuvc  sitnce  en 
amont  de  Galatz. 

Art»  5.  La  Commission  Européenne  est  chargée  de  rentrctien  et  de  Tad- 
ministration  de  tous  les  phares  composant  le  système  d'éelairage  des  embou- 
cbnres  dn  Dauube:  par  suite,  la  quotepart ,  représentant  les  droits  de  phare 
dans  le  montant  des  taxes  per^ues  k  Soulina  restera  intégralement  acquisc  ü 
la  caissc  de  navigation. 

Art.  6.   Les  réglements  sanitaires  applicables  aux  embouchures  du  Da- 
nube,  y  compris  les  tarifs  des  taxes  sanitaires,  serónt  élaborés  et  modifiés,  de 
concert  avec  la  Commission  Européenne,  par  le  Conseil  international  qui  sera 
institué  ii  Bucarest  ||  Les  réglements  actuels  resteront  en  vigueur  jusqu'^  nouvel 
ordre,   sous  la  réserve  du   droit  de   la  Commission  Européenne  de  demander 
Tabrogation  immédiate  de  ceux  qui  seraient  en  opposition  avec  les  interets  de 
la  navigation  et  avec  les  principes  énoncés  dans  les  articles  18,  19  et  20  de 
TActe-public  du  2  Novcmbre  1805.     Dans  le  but  de  déterminer  plus  exacte- 
f     ment  la  portee  des  stipulatious   du  dit  article  20,   relativcs  aux  mesures  de 
quarantaine  proprement  dites,   mises  en  vigueur  en  temps  d'épidémie,   il  est 
expressémeut  entendu  et  convenu  que  ces  mesures  sont  exclusivement  appli- 
cables aux  navires  et  aux  voyagcurs   de  provenance  brute    et  dans  les  ports 
non-contaminés,  et  que  toute  mesure  exceptionnelle  et  rcstrictive  doit  étre  sup- 
priméCy  pour  Tintercourse  entre  les  ports   du  fieuve,  des  que  l'épidémie  est 
dcvcnnc  générale  sur  ces  rives.  ||  Et  afin  de  faciliter,  en  tcmps  d'épidémie,  le 
maintien  de  la  police  fluviale,  il  est  convenu,  de  plus,  que  l'lnspecteur  de  la 
navigation,  le  chancelier  de  Tlnspection  et  les  surveillants  des  scctions  conti- 
uoeront  comme  par  le  passé,  h  circuler  librement  sur  le  fieuve,  sous  la  seule 
conditiou  de  se  soumettre,  en   cas  de  compromisbion,  aux  mesures  réglemen- 
taircs  auxquelles  sont  soumis  les  agents  de  la  santé.     Les  mêmes  immunités 
seraient,  en  cas  de  besoin,  accordées  aux  Ingénieurs,  employés  et  ouvriers  de 
la   Commission  Européenne. 
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Nr.  7704.  ^^^   7^   jjj^  ^^  q,jj  concemc  spécialement  radministration  du  service  sa- 

Turiser 

Kongress-  uitairc  ^  Soulina,  Ie  Conseil  international  de  Bucarest  s  entendra  avec  la  Cum- 

staaten    mission  sur  la  nomination  et  la  rétribution  du  personnel  de  la  santé,  sur  Tin- 

Rumünieii.  stallation  et  Ie  fonctionnement  des  bureauX;  sur  Tétablisscment  et  Tentretien 

2a  Mai  1881.  ^j'^ju  lazaret,  sur  Ie  mode  de  perception  des  taxes  sanitaires  et  sur  la  desti- 

nation  de  leur  produit,  lequel  formera  un  fonds  spécial. 

Art.  8.  Pour  assurcr,  en  tout  temps,  au  personnel  ainsi  qu'aax  pro- 
priétés  et  ouvrages  de  la  Commission  Européenne  Ie  benefice  de  la  nentralité 
qui  leur  est  garantie  par  les  articles  21  de  TActe-public  du  2  Novembre  1865 
et  7  du  Traite  de  Londres,  du  13  Mars  1871;"^)  les  Ingénieurs,  employés  et 
ouvriers  de  la  Commission  Européenne  pourront  étre  munis  d'un  brassard  por- 
tant,  sur  fond  bleu,  les  lettres  blanches  C.  E.  D.  De  plus,  elle  ne  sera  pas 
tenue  d'arborer  sur  ses  établissements  de  toute  nature  et  sur  ses  embarcations 
d'autre  pavillon  que  Ie  sien,  lequel  est  composé  de  cinq  bandes  parrallèles, 
pcrpendiculaires  h  la  liampe,  disposées  dans  l'ordre  suivant  de  leurs  coalenis: 
rouge,  blanc,  bleu,  blanc  et  rouge,  la  bande  bleue  ayant  une  hauteur  doable 
de  celle  de  chacune  des  autres  bandes,  et  portant  en  blanc  les  lettres  C.  K  D. 

Art.  9.  Toutes  les  dispositions  de  l'Acte-public  du  2  November  1865, 
auxquclles  il  n'est  pas  expressément  dérogé  par  Ic  présent  acte  additionnel, 
conscrvent  toute  leur  force  et  valeur.  ||  Le  reglement  de  navigation  et  de  po- 
lice  et  le  tarif  des  droits  de  navigation  seront  révisés  ultérieurement  par  la 
Commission  Européenne,  pour  ètre  mis  d'accord  avec  Tétat  de  choses  créé  par 
le  Traite  de  Bcrlin. 

Art.  10.  Le  présent  acte  sera  ratifié.  ||  Chacune  des  Hautes  Parties  cob- 
tractantes  ratifiera  en  un  seul  exemplaire.  Les  instruments  de  ratification  s^ 
ront  déposés,  dans  le  délai  d  une  année,  ou  plus  tot  si  faire  se  peut,  dans  I» 
archives  de  la  Commission  Européenne  du  Danube.**)  ||  En  foi  de  quoi,  les 
Délégués  Plénipotentiaircs  respectifs  ont  signé  le  présent  acte  additionnel  et 
y  ont  apposé  leur  sccau.  ||  Fait  k  Galatz,  le  vingt-huitième  jour  du  mois  de 
Mai  de  Tan  mil  buit  cent  quatreviugt-un  (n.  st.). 

J.  Arendt.  Revcst. 

de  Haan.  Pencovici. 

Camille  Barrèrc.  Romanenk  o. 

H.  Siborne.  Const.  Et  Carathéodorl 


•)  Staatsarchiv,  Bd.  XX,  Nr.  4286. 
**)  Ist  geschehen  am  20.  Mai  1882. 
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r.  7705.     EUMANIEH.  —  Thronrede  des  Königs  bei  Eröffnung 
der  Eammern  am  15.  November  1881. 

Messieors  les  Sénateurs; 
Messieurs  les  Députés, 
Le  plaisir  que  J'éprouve  a  Me  trouver  au   milieu   de  Vous  est  toujours    ^''-  «^^s. 

Kaonanien. 

plus  vifs:  c'est  pour  Moi  1  occasion  dentretenir  le  pays,  par  ses  manda-is.Nor.is» 

!s  légaux,   des  progrès  réaliséS;   de  ses  besoins  futurs  et  des  efiforts  que 

s  avons  encore  è.  faire  tous  ensemble  pour  Tétablir  définitivement  dans  les 

litions  d'un  Etat  libre,  prospère  et  respecté.     Aujourd'liui  Mon  coeur  est 

itré  d'nne  satisfaction  d'autant   plus   profonde  que  c'est   la   première  fois 

J'onvre  la  session  ordinaire  des  Corps  Législatifs  du  Royaume  de  Rou- 

ie,  reconnn  avec  sympathie  par  toutes  les  Puissances,  auxquelles  Tunissent 

relations  les  meilleures  et  les  plus  amicales.  ||  Pendant  ces  demieres  années, 

s  que  nous  avions  encore  k  traverser  tant  d'^cueils,  k  vaincre  tant  d'ob- 

les,  les  sessions  des  Chambrcs  absorbaient,  presque  sans  iuterruption,  toute 

«  activité.     Cette  année,  pour  la  première  foiS;  vous  avez  pu,  pendant  la 

ode  des  vacances  parlementaires,  consacrer  une  plus  grande  part  de  votre 

ps  k  vos  interets  privés,  qui  sont  si  legitimes.    Vous  avez  pu  vous  mettre 

contact  plus  direct  et  d'nne  assez  longue  dnrée  avcc  vos  ólecteurs.  ||  Vous 

:  pu  anssi;  comme  Mon  gonvernment,  prêter  une  attention  plus  détaillée 

diverses  branches  de  Tadministration  publique.  Cette  commune  étude 
i  a  permis  de  constater  avec  plus  de  précision  les  parties  faibles  et  los 
nes,  que  Texpérience  seule  pouvait  révéler,  dans  nos  lois  et  dans  nos  in- 
itions.  II  Ces  imperfections  sont  plus  explicables  en  Roumanie  que  dans 
tres  états:  exposés  k  Tinstabilité,  conséqucnce  fatale  des  guerres  et  des 
nrbations  qui,  tour-^-tour  et  des  siècles  durant;  ont  agité  rOrient,  les 
mains  se  sont  vns  trop  souvent  contraints  k  suspendre  les  réformes 
xigeait  leur  organisation  intérieure  afin  d'élever  les  institutions  de  leur 
$  au  niveau  des  principes  qui  régnaient  en  Enrope.  Ce  n'est  que  par 
rmittences;   et   quand  le  pays  jouissait  d'un  répit  de  tranquillité  reiativc, 

oous  nous  h^tions  de  créer  des  lois  et  des  institutions.  L'épreuve  seule  du 
ps  nous  mettait  k  même  d'apprécier  les  modifications  et  les  compléments 
lies  réclamaient  pour  ofifrir  une  entière  concordance  avec  les  traditions  et 
moenrs  nationales.  ||  Aujourd'hui  plus  que  jamais,  nous  croyons  que  nous 
rrons  apporter  une  application  plus  profonde  et  plus  soutenue   k  Timpor- 

travail  dn  perfectionnement  de  notre  organisation:  les  circonstances  ex- 
snres  nous  autorisent  k  espérer  une  ère  de  calme  et  de  paix.  En  efifet, 
)ir  regale  décision  apportéc  par  chacune  des  Grandes  Puissances  k  rc- 
Ire  les  qnestions  soulevées  par  le  Traite  de  Berlin  et  restées  en  suspens, 
3garder  le  rapprochement  qui  vient  tout  récemment  de  se  consolider  k 
reau  entre  les  Souverains  de  quelques  Etats  puissants,  et  surtout  des  Etats 
ins  de  la  Roumanie,  k  considérer  enfin  la  cordialité  qui  préside  en  général 
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Nr.  77115.   ^j^^  rapports  des  Grandcs  Puissances  entre  elles,  nous  restons  fermcment  cod- 

Uuiiianion. 

15.  Nov.1881.  vaincus  que  nous  avons  les  meilleures  preuves,  je  pourrais  dire  les  meilleures 
garanties^  que  Ie  maiiition  de  la  paix  est  unc  des  préoccupations  primordiiles 
de  tous  les  grands  Ëtats.  Si  dans  Texistence  dos  Etats  puissants,  è  qai  li 
latte  peut  procurer  souvent  la  satisfaction  de  leurs  interets,  Ie  maintien  de  li 
paix  forme  unc  condition  essentielle;  combien  plus  cette  coudition  s'impos^t- 
elle  aux  Etats  plus  petits,  qui  ne  peuvent  que  soufTrir  des  conséquenccs  de 
la  guerre?  ||  Ainsi  Ic  moment  est  des  mieax  choisis  pour  nous  occuper  de 
completer  et  d'améliorer  notre  législatiou,  et  de  donner  tout  particulièremeot 
i\  nos  interets  óconomiques  un  développement  proportionné  k  la  production  et 
aux  richcsses  du  sol  de  notre  pajs.  ||  Yous  avez  vu  qu'il  a  suffi  de  faciliter 
los  conditions  de  la  navigation  sur  la  grande  voie  du  Danube^  de  constmiie 
une  partie  de  nos  chaussées  et  de  nos  lignes  de  chemins  de  fer,  de  donner 
aux  interets  privés  la  sécurité  qui  résulte  d'une  administration  et  d'une  ji- 
stice  rógulières,  pour  qu'en  tres  peu  de  temps  Ie  pays  prenne  Tessor  d'nne 
l>rospórité  antóriourement  inconnuc.  Quelle  surprise  pour  beaucoup,  quclk 
révólation  pour  ceux  qui  ne  coniiaissaient  pas  les  richesses  de  notre  pays,  et 
qui  mottaient  en  doute  ractivité  et  les  aptitudes  du  peuplc  Roumain!  ||  De 
tels  résultats  nous  out,  il  est  vrai,  coüté  de  grands  efforts,  et  ces  efforts  doi- 
veut  ctre  continués;  car  ce  que  nous  avons  acquis  est  loin  d'être  suffisant,  et 
ne  doit  ètre  regarde  que  comme  un  engagement  k  de  nouveaux  sacrificei 
Nous  avons  k  faire  encore  bien  des  pas  en  avant^  soit  en  matière  d'agricultin^ 
soit  en  matière  d'industrie  miniere,  industrie  restóe  jusqu'è.  ce  jour  enfooie 
dans  les  entrailles  de  notre  sol.  ||  Les  voies  ferrées,  votées  par  vous  Taonée 
dernièrc  afin  de  roller  trois  de  nos  mines  de  sol  au  róseau  principal,  sont  en 
activité.  Des  études  sur  les  mines  de  houille  se  poursuivent  en  plusieors  lo* 
calitós,  et  dès  Ie  commeucement  du  prochain  exercice  budgétaire,  Mon  ininistre 
des  travaux  publiés  vous  présentera  Ie  budget  aiférent  k  Texploitation  des  oi- 
nes  de  houille  de  Bahna,  dont  Texploration  préliminaire  est  presque  terminée. 
Il  pj'n  ce  qui  concerne  ragriculture,  des  mesures  judicieuses  ont  été  prises  po» 
mettre  nos  produits  en  ét^t  de  faire  concurrencc,  comme  qualité  et  conu» 
prix,  k  ceux  de  Tétrangcr.  ||  Les  comices  agricolcs  et  les  concours  agri- 
coles  et  industriels  ont  commencé  k  fonctionner  régulièromeut  dans  pht* 
sieurs  districts,  et  je  ne  doute  pas  que  la  loi  votée  par  vous  è  la  fin  de 
la  dernièrc  session  ne  soit  bientót  fóconde  en  heureux  résultats.  ||  La  coo- 
struction  des  docks  et  cntrcpots  est  k  Vótude.  ||  Les  ports  de  plusieors  vülö 
seront  dotés  sous  peu  de  quais  dont  la  construction  est  déjè  concédée  sir 
nonibre  de  points,  et  les  banques  agricolcs  sont  a  la  vcille  d'ouvrir  leurs  opé- 
rations.  ||  En  outre,  Mon  ministre  des  travaux  publiés  vous  présenter»  dJTfiB 
projets  de  loi,  entr'autres  sur  la  création  d'un  ministère  de  ragricultore,  di 
commerce,  de  Tindustric  et  des  domaines,  sur  la  róorganisation  du  ministère 
des  travaux  publiés  et  du  corps  technique,  sur  la  création  des  régies  rdaüw 
aux  sociétés  anonymes,  et  un  projet  sur  la  modification  de  la  loi  concemtt* 
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i  chambres  de  commerce.  ||  Tous  ces  travaux  constituent  un  bon  commence-    ^'*  y^ 
ot    Mais  ils  ne  fonrniraient  presqu'aucan  avantage  pratiqne  dans  nn  pa7s15.N0T.i88i. 
I  la  nature  et  les  circonstances  on  fait  surtoat  agricole,  si  nous  ne  savions 
s  placer  et  nous  maintenir  dans  des  conditions  favorables  de  réussite.  {{ 
3lioration  de  la  qualité  des  céréales  et  des  bestiaux^  bon  marché  et  célé- 

des  mojens  de  transport  jusqu'aux  points  d'exportatiou;  entrepóts  et  quais, 

ces  progrès  resteraicnt  k  peu  prés  vains  sans  les  facilités  d'exportation 
a'aux  lieux  de  consommation  les  plus  éloignés.  ||  Aussi  les  préoccupations 
itées  dans  Ie  pajs  par  la  question  de  la  liberté  du  Danube  sont-elles  légi- 
s.  La  nécessité  d'attirer  Ie  plus  possible  dans  nos  ports,  tant  en  amont 
a  aval  de  Galatz,  les  b^timents  marchands  étrangers  et  les  pavillons  de 
i  nationalitéy  est  d'autant  plus  vivement  sentie  que  notre  commerce  ren- 
re  souvent y  k  Tcxportation  par  les  frontières  de  torre,  divers  empêche- 
^y  et  que  depuis  quelque  temps,  sous  prétextc  d'épizootie,  il  est  mème 
icé  de  se  voir  fermer  complètement  ces  frontières,  en  ce  qui  conccrnc 
)ortation  des  bêtcs  k  comes.  ||  Nos  interets  vitaux  entre  tous  nous  impo- 

donc  de  veilier  k  ce  que,  tout  au  moins  sur  cctte  grande  artère  de 
nunication,  nous  n'ayons  pas  k  subir  des  conditions  de  nature  k  entraver 
6  développement  et  k  faire  pour  nous  ^c  la  libertó  de  la  navigation  un 
;  illusoire.  A  la  liberté  du  Danube  ont  toujours  été  et  rcstcnt  étroite- 
;  liées  les  destinécs  de  la  Roumanie.  Aussi  les  Roumains  ont- ils,  en 
i  occasion,  témoigné  leur  reconnaissance  k  ceux  qui  contribuaient  k  éman- 
r  ce  grand  fieuve  de  toute  prépondórancc  cxclusive.  Lorsque  la  Russie, 
oisant  les  forteresses  de  la  rive  gauchc,  a  rouvcrt  Ic  Danube  au  commerce 
)péen;  lorsque  Ie  traite  de  Paris  est  venu  completer  Toeuvre  commenccc, 
iOnner  plus  de  sécurité  k  la  liberté  de  la  navigation;  lorsque  Ic  traite  de 
iin,  consacrant  cette  situation,  Ta  consolidce  par  de  nouvelles  garanties,  en 
lant  que  les  règlements  de  navigation  seraicut  élaborés  par  la  Commission 
opéenne  elle-même,  dout  Ie  siégo  est  k  Galatz,  les  Roumains  n'ont  eu  et 
pouvaient  avoir  que  des  sentiments  de  reconnaissance  envers  les  grandes 
isances:  ces  sentiments,  ils  les  ont  toujours  puisés  dans  la  conviction  pro- 
Ie  oü  ils  sont  encore,  que  la  libertó  du  Danube  est  une  condition  essen- 
e  du  développement  politique  et  économique  de  leur  pays.  ||  Cette  con- 
ion,  dans  d'autres  circonstances,  a  compté  parmi  les  puissan ts  motifs  qui 
(  ont  déterminés  k  décliner  avec  une  inébranlablc  énergie  la  proposition 
'étrocéder  la  Bessarabie.  Ellc  garde  aujourd'hui  toute  sa  force,  et  nous 
)8e  Ie  devoir  de  ne  pas  souscrire  k  des  combinaisons  dont  reffet  serait 
•éserver  la  navigation,  depuis  les  Portes  de  Fer  jusqu'è,  Galatz,  k  Taction 
ondérante  d'une  seule  Puissance.  Nous  ne  voulous  porter  préjudice  k 
onne.  Mais  nous  voulons,  nous  sommes  obligés  de  vouloir  la  liberté  ab- 
3  dn  Danube,  tout  au  moins  dans  nos  eaux,  et  nous  sommes  prêts,  dans 
résent  et  dans  Tavcnir,  k  tous  les  sacrifices  nécessaires   pour  assurer  k 

egards  la  facilité  absolue  de  la  navigation.  ||  Nous  acceptons  les  règle- 

fc»»tsArcbiv  XL.  18 


274  Rnmfinische  Thronrede. 

Nr.  7705.  mcnts  Ics  plus  sévères  dcstincs  k  garantir  la  liberté  de  tous  les  paviUons; 
15.  NoT.  1881.  nous  acceptons  la  sarvcillance  la  plus  rigoureuse  quant  k  rapplication  de 
CCS  règlcments;  mais  nous  prétcndons  aussi  que  dans  les  eaux  Roumalnes  h 
soient  appliquós  par  les  autorités  Roumaiues.  En  effct,  et  même  h  laisser  dl 
cóté  pour  un  moment  les  prescriptions  des  traites  et  du  droit  des  gens  qn 
sont  en  notre  faveur,  nous  ne  perdons  pas  de  vue  que  nul  plus  que  non 
n'est  interesse  b,  assurer  la  liberté  et  la  prospérité  de  la  navigation  sar  k 
Dauube. 

Notre  production  agricole  a  été,  ces  teraps-ci,  plus  que  médiocre.  Bia 
que  nous  ayous  encore  des  produits'^  exportcr,  Tannóe  actuelle  n'est  pas  de 
celles  qui  rendent  prospères  nos  finances.  Nous  devons  donc  chercher  k  bomer 
nos  dépenses  ordinaireS;  comme  les  années  passées,  aux  ressources  effcctiTes 
dont  nous  disposons,  sans  recourir  k  des  emprunts  ou  k  de  nouveaux  imp6ts; 
car  les  emprunts  ne  doivent  porter  que  sur  les  travaux  dont  jouiront  aoai 
les  générations  futures  et  pour  Texécution  desquels  nous  pouvons  reporter  sff 
eux  une  part  des  charges  qu'ils  entraineut.  Mais,  malgré  la  faiblesse  de  li 
récoltC;  nous  ne  subirons  pas  cette  annóe,  non  plus  que  les  précédentes,  ooe 
diminution  de  revenus.  Les  contributions  indirectes  en  général,  les  reven» 
des  tabacs,  des  salines,  du  timbre  prometteut  une  plus-value  scnsible.  1  In 
tarifs  établis  par  les  conventions  de  commerce  sont  plus  rédnits  en  Roamaiie 
que  partout  ailleurs,  k  cause  de  notre  préoccupation  d'étendre  nos  rapporti 
arec  d'autres  états  plutót  que  d'assnrer  k  notre  industrie  naissante  on  régiM 
protecteur.  Cependant,  et  gr4ce  aux  progrès  de  Tadministration,  Ic  reie» 
des  douanes  augmente  d'année  en  année.  Des  améliorations  et  des  réforaei 
dans  la  perception  vous  seront  proposées  par  Mon  gouvernement  J'espèn 
qu'elles  auront  aussi  pour  effet  d'étendre  cette  augmentation  aux  revenus  di- 
rects.  II  Je  ne  saurais  omettre  ici  de  constater  que  les  résultats  henrenx  ok* 
ténus  jusqu'^  ce  jour  dans  Tadministration  de  nos  finances  sont  dus  tont  spf* 
cialement  k  notre  esprit  unanime  de  prndence  et  d'économie.  C'est  ainsi  qtf 
nous  avons  pu  éviter  les  emprunts,  même  en  temps  de  guerre,  et  élever  i 
haut  Ie  crédit  de  TËtat  que  la  conversion  d'une  partie  de  notre  dette  pobli^tt 
s'est  imposée  k  nous  comme  une  nécessité  et  nous  a  permuis  de  rédire  Stt 
viron  trois  millions  les  annuités  que  nous  avons  k  pajer.  ||.  Malgré  torn  Itf 
obstacles,  la  qnestion  des  cbemins  de  fer  est  sur  lo  point  de  recevoir  U  ^ 
lution  désirée  par  Ie  pays.  Les  opérations  de  rachat  des  obligations  %%  ^ 
de  conversion  en  obligations  d'état  5  ^/o  se  sont  effectuées  en  confonnité  dl 
la  loi  votée  par  vous  sans  augmentation  de  Tannuité,  et  sans  prolongation  ^ 
terme  d'amortissement.  Aujourd'hui  nous  sommes  en  possession  presqne  ii^ 
grale  de  tout  Ie  capital,  et  grkce  k  Téquité  des  instances  judiciaires  de  Berti^ 
nous  arriverons  sous  peu  k  la  solution  définitive  de  la  question.  ||  Anssi  Mis 
miuistre  des  travaux  publics  vous  présentera-t-il  un  projet  de  loi  spédil  ^ 
Tadministration  et  Texploitation  du  réseau  entier  des  voies  ferrées  de  l'Bö^ 
Il  soumettra  également  Ie  budget  affércnt  k  chaque  ligne  k  TapprobatioD  '^ 


Rum&uischc  Throorede.  275 

Chambre  des  Députés.  Il  Outre  tous  ces  travaux,  Mon  Gouvernement  vous  ^'-  ^^^* 
sentera  des  projets  de  loi  non  moins  importants  destinés  h  améliorer  1  ad- 15.  no?.  isri 
istration  et  Tétat  social  de  nos  populations  rarales.  Dans  eet  ordre  d'idéeS; 
D  ministre  de  rintérieor  soumettra  k  vos  délibérations  trois  projets  de  loi 
tant  modification  de  plusieurs  articles  des  lois  communales,  districtuelles 
concernant  les  engagemeuts  agricoles;  afin  de  les  mettre  mienx  en  harmonie 
c  la  Constitution.  Il  vous  soumettra  ógalement  un  projet  de  loi  relatif  au 
it  de  vendre  des  boissons  spiritueuses  dans  les  communes  rurales,  en  vue 
ssurer  des  avantages  aux  écoles  et  k  Téglise.  J  Mon  ministre  de  la  jnstice 
IS  présentera  divers  projets  de  loi  reclames  par  des  nécessités  urgentes^  et 
particulier  pour  réduire  les  interets  légaux^  pour  assurer  un  controle  effi- 
e  sur  les  établissements  d'intérêt  public^  pour  créer  Tassistance  judiciaire, 
ir  améliorer  plusieurs  dispositions  de  procédure,  enfin  pour  modifier  la 
islation  existante  sur  les  tutelles. 

L'organisation  de  Tarmée,  qui  a  tou jours  été  de  la  part  des  Chambres 
)jet  du  plus  vif  intérét,  se  poursuit  sans  reldche  et  s'achèvC;  en  prenant 
I  plus  grande  solidité.  Je  vois  avec  une  egale  satisfaction  se  justifier  Tidée 
i  je  m'en  étais  formée  dès  les  premières  années  de  Mon  règne:  si,  en  tout 
s,  Tarmée  est  un  element  d'ordre  et  une  garantie,  elle  a  en  Roumanie  une 
re  mission,  non  moins  élevée:  elle  contribue,  parallèlement  h  Técole,  ^  pro- 
;er  Téducation  et  Tinstruction.  ||  Dcpuis  la  renaissance  de  Tesprit  national, 
seignement  roumain  a  repris  possession  des  écoles.  ||  Leur  nombre  se  mul- 
ie  d'année  en  année,  et  cbacun  apporte  sa  pierre  k  la  construction  de 
ifice  de  Tenseignement  national.  Mon  ministre  des  cultes  et  de  Tinstruc- 
1  publique  vous  soumettra  une  série  de  projets  destinés  è.  améliorer  et  h 
ipléter  la  loi  des  écoles  aujourd'hui  en  vigueur,  k  assurer  une  marche  plus 
ulière  et  plus  prospère  surtout  k  Tenseignement  primaire  et  k  l'enseigne- 
it  professionnel.  ||  Je  suis  heureux  de  constater  que  dans  ce  travail  Ie  con- 
irs  de  Tarmée  n'est  pas  des  moins  utiles.  Quiconque  a  vu  nos  écoles  régi- 
Dtaires  a  pu  se  convaincre  des  progrès  que  nos  soldats  doivent  aux  efforts 
k  l'affection  déployés  par  Ie  corps  des  officiers  pour  seconder  Toeuvre  de 
iseignement  public.  ||  Le  pajsan  rapporto  ainsi  k  son  foyer,  d'une  part  des 
)itades  de  discipline  qui  contribuent  k  introduire  Tordre  et  la  régularité 
IS  les  actes  de  sa  vie,  et  d'autre  part  un  petit  capital  de  connaissances  qui 
manqueront  pas  d  améliorer  sa  condition  et  son  train  de  vie.  ||  Vous  le 
ez,  M.  M.  les  Sénateurs,  M.  M.  les  Députés:  en  nous  occupant  tous  de 
mée,  nous  ne  sommes  pas  müs  par  une  ambition  inconsidérée.  Par  bon- 
r,  les  Roumains  se  sont  toujours  gardes  jusqu'è,  ce  jour  de  toute  faiblesse 
ce  genre.  Dans  toutes  leurs  luttes  passées,  ils  n'ont  jamais  cherché  qn'k 
mdre  et  k  consgrver  ce  qui  était  k  eux.  C'est  précisément  k  cette  con- 
je  si  judicieuse,  qu'i  s'est  en  tout  temps  imposée,  qu'ils  sont  redevables  de 
'orce  avec  laquelle  ils  ont  su  résister  et  garder  intacte  leur  individualité. 
«t  k  observer  que  de  tous  les  états  qui  se  sont  élevés,  après  la  chute  de 
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»r.  7705.  i'Empire  Romain,  daus  l'Europe  Oriëntale,  et  qui  ont  eu  k  souffirir  des  in- 
i5.NoT.i88i.  vasions  succcssiveS;  la  Roumanie  est  peat-êtrc  Ie  seul  Etat  qui  soit  restésans 
attcintc  jusqu'^  ce  jour.  Aussi,  en  apportant  toute  notre  sollicitude  k  Vorgi- 
uisation  de  1'armée;  ne  faisons  nous  qu'obéir  au  désir  oü  nous  sommes  de 
nous  mcttrc  au  plus  tót,  et  sous  tous  les  rapports,  eu  position  de  consener 
la  place  que  nous  avons  conquise  par  nos  sacrifices  et  par  les  sympathies  da 
Grandcs  Puissances:  nous  ne  faisons  qu'obéir  k  la  conviction  qu'au  dévcloppe- 
nient  seul  des  toutes  les  forces  de  la  nation  nous  devrons  d'être  un  element 
d'ordre,  de  paix  et  de  progrès  dans  TEurope  Oriëntale. 

Messieurs  les  Sénateurs,  —  Messieurs  les  Députés,  —  Vaste  et  fécond 

s'étcnd   devant  vous   Ie   champ   de  votre   activité   législative  pour  la  sesaoi 

actuelle.     Après  Ie  couronnement  de  notre  édificc  politique^  une  mission  lum- 

velle  et  non  moins  laborieuse  s'ouvre  maintenant  devant  vous,  la  consolidatiM 

de  Toeuvre  grandiose  qui  a  été  Ie  labeur  d'unc  longue  chatne  de  génératiooi^ 

afin  de  f  onder  TEtat  Roumain,  rachêvement;   par   des  mesures  sagcs  et  pré- 

voyantes,  de  ce  que  Tinstabilité  des  tcmps  et  la  prócipitation  des  événcments 

ont  pu  laisser  d'encore  inachcvé.  ||  Je  suis  couvaincu  qu'en  présencc  de  cette 

mission^  la  Représcntation  nationale  sera  comme  toujours  k  la  bauteur  de  si 

tilche.     Quellcs  que  puissent  ètre  les  divergences  d'opinion  au  sujet  des  mojeni 

les  mieux  appropriós  pour  atteindre  la  solution  des  questions  soumises  k  tos 

délibórations,   divergences   si  naturelles  au  sein  de  grandes  assemblees  oè  a 

débattent  tant  d'intórèts  divers  et  oü  sont  représcntées  toutes  les  forces  ?iiei 

et  intelligentcs  de  la  société;  J'ai  la  ferme  confiancC;  et  tout  notre  passé  d 

est  la  plus  süre  garantie^  qu'^  la  première  atteinte  k  Thonneur  et  aux  droits 

de  la  nation^  ici,  comme  sur  Ie  Tróne,  comme  dans  lo  pays  entier,  il  n'y  wn 

qu'une  seule  pensee  pour  tenir   eu   cveil  tous  les  espritS;   pour  faire  battn 

fratcrnellement  tous  les  coeurS;   pour  mettre  en  mouvement  tous  les  dévone* 

mentS;  et  dótermincr  les  sacrifices  les  plus  virils:   la  Roumanie,  sur  laquefls 

nous  invoquons  k  jamais  la  béuédiction  du  Tout-Puissant.  ||  La  session  ordi* 

naire  des  Corps  Lcgislatifs  est  ouverte. 

Charles. 

Le  president  du  conseil  des  ministreS;  ministre  des  finances  et  ad-int&is 

de  la  guerre,  I.  C.  Bratiano. 
Le  ministre  de  Tintéricur,  C.  A.  Rosetti. 
Lc  ministre  des  affaires  étrangères;  Eug.  Statcsco. 
Le  ministre  de  la  justice,  M.  Phcrekyde. 
Le  ministre  de  Tagriculture,  du  commcrce  et  des  travaux  publiés,  Coloncl 

Dabija. 
Le  ministre  des  cultes  et  de  Tinstruction  publiquc,  V.  A.  Urcehia. 
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^r.  7706.     FSEÏÏ88EN.  — -  Erlass  des  Königs  an  das  Staatsmini- 

sterium  Tom  4.  Januar  1882. 

Das  Recht  des  EönigS;  die  Regierung  und  die  Politik  Preussens  nach  Nr.  ttos. 
:enem  Ermessen  zu  leiten,  ist  durch  die  Verfassung  eingeschrankt,  abcr^  j!n*'iM2 
tht  anfgehoben.  Die  Regiernngsacte  des  Königs  bedürfen  der  Gegenzeieh- 
ag  eines  Ministers  and  sind,  wie  dies  auch  vor  Erlass  der  Verfassung  ge- 
lah;  Yon  den  Miuistern  des  Königs  zu  vertreten-,  aber  sie  bleiben  Regiemngs- 
e  des  Königs,  aas  dessen  Entschliessungen  sie  hervorgehen  and  der  seine 
Uensmeinung  darch  sie  verfassungsmilssig  ausdrückt.  Es  ist  deshalb  nicht 
Issig  and  fQhrt  zar  Yerdankelung  der  yerfassangsm&ssigen  Königsrechte, 
in  deren  Aasübang  so  dargestellt  wird,  als  ob  sie  yon  den  dafür  verant- 
tlichen  jedesmaligen  Ministem  and  nicht  von  dem  Könige  selbst  ausginge. 

Verfassung  Preassens  ist  der  Ausdruck  der  monarchischen  Tradition  dieses 
ides,  dessen  Entwickelong  auf  den  lebendigen  Beziehungen  seiner  Könige 
I  Volke  berubt  Diese  Beziehungen  lassen  sich  auf  die  vom  Könige  er- 
nten  Minister  nicht  übertragen;  denn  sie  knüpfen  sich  an  die  Person  des 
ügs.    Ihre  Erhaltung  ist  eine  staatliche  Nothwendigkeit  für  Preussen.     Es 

deshalb  Mein  Wille,    dass    sowohl   in   Preussen    wie   in   gesetzgebenden 

*pem  des  Reiches  über  Mein   und  Meiner  Nachfolger  verfassungsmassiges 

:ht  zur   persönlichen  Leitung   der  Politik  Meiner  Regierung  kein  Zweifel 

issen  und  der  Meinung  stets  widersprochen  werde,  als  ob  die  in  Preassen 

srzeit   bestandene   und   durch   Artikel   43   der  Verfassang   ausgesprochene 

irerletzlichkeit  der  Person  des  Königs  oder  die  Nothwendigkeit  verantwort* 

er  Gegenzeichnung  Meinen  Regierungsacten  die  Natur  selbstst^ndiger  könig- 

ler  Entschliessungen  benommen  h^tte.    Es  ist  die  Aufgabe  Meiner  Minister, 

ine  verfassungsm&ssigen   Rechte   durch  Verwahrungen   gegen   Zweifel   und 

rdankelung  zu  vertreten;  das  Gleiche  erwarte  Ich  von  allen  Bcamten,  welche 

'  den  Amtseid  geleistet  haben.    Mir  liegt  es  fern,  die  Freiheit  der  Wahlen 

beeintr&chtigen;  aber  für  diejenigcn  Beamten,  welche  mit  der  Ausführung 

ner  Regiernngsacte   betraut   sind   und   deshalb   ihres  Dienstcs   nach   dem 

liplinargesetze   enthoben   werden   können,    erstreckt    sich   die   durch   den 

isteid   beschworene  Pflicht   auf  Vertretang   der  Politik  Meiner  Regierung 

I   bei   den  Wahlen.    Die   treue   Erfüllung   dieser   Pflicht   werde   Ich   mit 

ke  erkennen  und  von  allen  Beamten  erwarten,  dass  sie  sich  im  Ilinblick 

ihren  Eid  der  Treue  von  jeder  Agitation  gegen  Meine  Regierung  auch  bei 

Wahlen  fcmhalten. 

Berlin,  den  4.  Januar  1882. 

Wilhelm. 

V.  Bismarck. 
An  das  Staats-Ministerium. 
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Nr.    7707.      PEEXTSSEN.  —  Thronrede    bei   Eröffnung   des 

tageS;  verlesen  vom  Yicepr^sidenten  des  Staat 
steriums,  v.  Puttkamer. 


Nr.  7707.        Erlauclitc,  edle  und  geehrte  Herren  von  beiden  iïauseru  des  Landt 

Freaasen. 
14.  Jan.  1882. 


enasen.  jy^^  Kaisers  und  Königs  Majestat  haben  raich  zn  beauftragen  gen 


Landtag  der  Monarchie  in  AUerhöchstihrem  Namen  zu  eröffnen.  |'  Die 
lage  des  Staates  zeigt  gegen  die  Ergebnisse  der  letzten  Jahre  einen  \ 
Fortschritt  der  Bessening.  Das  abgelaufene  Rechnungsjabr  bat  einc 
zugsweisc  aus  der  Verwaltung  der  verstaatlichten  Eisenbahnen  herrü 
verfügbaren  üeberschuss  von  beinabe  29  Millionen  Mark  geliefert, 
Ergebnisse  der  Betriebsvcrwaltungen  sowie  die  in  andaucrndem  St^i 
grififcncn  Einnahmen  aus  den  Reichssteaem  lassen  für  das  künftige  Jahr 
Mehrertrage  erwarten.  ||  üngeachtet  der  gegenüberstehenden  Mehrai 
unter  denen  insbesondere  eine  nicht  nnerhebliche  Erhöhung  der  Mat 
beitr&ge  des  deutschen  Reiches  hervortritt,  hat  sich  doch  der  Staatsba 
ctat  für  1882/83  gunstiger  als  für  die  drei  vorhergehenden  Jahre  g 
;{  In  Folge  dessen  hat  daranf  Bedacht  genommen  werden  können, 
fast  allen  Gebieten  der  Staatsverwaltung  hervorgetretenen  BedOrfnissen 
giebiger  Weise  Befriedigung  zu  verschaffen.  Wenn  Ihncn  dessenuni 
noch  die  Aufnahme  einer  Anleihe  von  massigem  Betrage  vorgeschlagc 
so  geschieht  dies  in  der  Absicht  kraftigerer  Entwickelung  der  wirthscbs 
Interessen  des  Staates,  insbesondere  durch  Förderung  productiver  Anlaj 
Zwecke.  ||  Neben  dem  Staatshaushaltsetat  werden  Ihnen  Gesctzentwü 
gehen,  welche  in  Aussicht  nehmen,  die  Lage  der  Hinterbliebenen  unmit 
Staatsbeamten  in  Uebereinstimmung  mit  der  im  vorigen  Jahre  erfol^ 
setzlichen  Regelnng  dieses  Gegenstandes  im  Reiche  sicherer  und  an 
licher  zu  gestalten  und  die  Yerbaitnisse  der  nach  langer  Dienstzeit 
Ruhestand  zu  versetzenden  Beamten  gunstiger  als  bisher  zu  regeln.  ||  Die 
regierung  muss  zu  ihrem  Bedauern  darauf  verzichten^  die  von  ihr  als  d 
erkannte  allgemeine  Aufbesserung  der  Beamtenbesoldungen  schon  im  i 
Etatsjahre  zu  verwirklichen;  sie  wird  aber  emstlich  darauf  bedacht  s 
hierzu  erforderlichen,  nicht  nnerheblichen  Mittel  dem  Staatshausha 
zufübreU;  und  giebt  sich  der  Hoffnung  hin,  dass  die  weitere  Ausbildi 
Sjstems  der  indirecten  Steuern  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  die 
ErfüUung  auch  dieser  Wünsche  möglich  machen  werde.  ||  Der  in  der 
Landtagssession  unerlcdigt  gebliebene  Entwurf  eines  Gesetzes,  nach  v 
die  aus  dem  Ertrage  neuer  odcr  erhöhter  Reichssteuern  an  Preussen  zi 
weisenden  Geldsummen  zur  Herabminderung  der  directen  Steuern  o 
Communalabgaben  verwendet  werden  sollen,  wird  Ihnen  wieder  vorgelei 
den.  Es  sind  in  diesen  Gesetzentwurf  die  Erleichterung  der  Volksschi 
unter  Beseitigung  des  Schulgeldes  und  die  Erhöhung  der  Beamtenbesol 
als  unmittelbare  Verwendungszwecke  mit  aufgenommen  worden.  ||  Nachd 
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cheü  das  Reichsgesetz   über  die  neu  eingeführten  Reichs  Stempelabjifaben   ^''*  "'^^'• 

Preassen. 

iraft   getreten    ist,    wird    über    die    aus    den    Ertragen    derselben    dem14.jan.i882, 
ssischen  Staatshaushalte  zufliessenden  Mittel   znm   ersten  Male  Verfügung 
effeD  sein.  ||  In  Verbindung  mit  dem,  vorbezeichneten  Gesetzentwurfe  wird 

ein  fernerer  Steucrerlass  vorgeschlagen  werden.  ||  Auch  in  der  bevor- 
iden  Session  wird  Ihre  Mitwirkung  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbabn- 
s  in  hervorragetidem  Maasse  in  Anspruch  genommen  werden.    Ermuthigt 

die  schon  bis  jetzt  erzielten  günstigen  Erfolge  der  Ueberfflhrung  meh- 
grösserer  Privateisenbahneji  in  die  H^nde  des  Staates  and  bestS,rkt  in 
eberzengung,  dass  die  mit  Ibrer  Zustimmung  verfolgte  Darchführung  des 
eisenbahnsystems  den  Interessen  des  Landes  in  hohem  Maasse  entspricht; 
e   Regierung   bemüht   gewesen,    dem  Staate   den   Besitz    einer   weiteren 

wichtiger  Privatbahnen  zn  sicbem.  Mit  der  Einfügong  derselben  in 
•taatseisenbabnnetz  werden  sich  die  Vortheile  einer  einheitlichen  Ver- 
ig  in  nocb  erhöhtem  Maasse  für  das  Land  natzbar  maehen  lassen.  Darch 
it  den  Gesellschaften  vereinbarten  Vertrftge,  welcbe  Ihnen  werden  vor- 

werden,  ist  zugleich  die  Bereitstellung  der  erforderlichen  Geldmittel 
e  Herstellung  neuer  langersehnter  Schienenwege  wie  für  mebrere  grössere 
affungen  nnd  baulicbe  Anlagen  erleichtert;  welche  der  erfreulicb  wachsende 
hr  erheisdht  ||  Die  in  der  vorigen  Session  niebt  erledigten  Gesetzentwurfe, 
)  eine  erböbte  Bürgschaft  für  den  wirthscbaftlichen  and  finanziellen  Er- 
es  Staatseisenbabnsjstems  bezwecken,  werden  Ihnen  zar  Beschlassfassang 
om  zagehen.  ||  Yon  der  anaasgetetzten  Fürsorge  der  Staatsregierang  für 
rbesserang  der  Wasserstrassen  wird  die  Anforderang  weiterer  betrücht- 
Mittel  für  die  planm&ssige  Fortsetzang  der  Stromcorrectionen,  wie  eine 
^hrift  über  die  planmüssige  Regalirang  mehrerer  kleiner  schififbarer 
f  nicht  minder  eine  Denkscbrih  über  die  gegenw&rtige  Lage  der  preassi* 
Canalprojecte  Zeugniss  ablegen.  Die  Staatsregierang  hegt  die  Hofnang, 
ia  der  ersten  grossen  Abtheilang  des  Rhein-Weser-Elbe-Canals  zar  Ver- 
g  des  Rheinisch  -  Westf&lischen  ludastriebezirks  mit  den  deatscheu 
lehftfen  alsbald  in  Angriff  nehmen  and  za  diesem  Ende  noch  in  der  he- 
ienden Session  eine  bezügliche  Yorlage  Ihnen  zagehen  lassen  za  können. 
hdem  es  zar  lebhaften  Befriedigang  der  Regierang  Seiner  Majest&t 
h  geworden  ist,  in  mehreren  katholischen  Bisthümem  eine  geordnete 
Itang  wiederherzastellen  sowie  dringenden  Nothst&nden  aaf  dem  Gebiete 
elsorge  Abhilfe  zu  gew^hren,  aach  der  Th&tigkeit  der  krankenpflegenden 
ienschaften  Erweiterang  and  Erleichterang  za  verschafifen;  wird  Ihnen 
teren  Verfolg  der  im  Interesse  der  katholischen  Bevölkerang  angebahnten 
ïhen  Gestaltang  der  kirchenpolitischen  Verhaitnisse  eine  Vorlage  anter- 

werden,  welche  das  Gesetz  vom  14.  Jali  1880,  soweit  es  mit  dem  Be- 
ieses  Jahres  aasser  Wirksamkeit  getreten  ist,  wieder  in  Eraft  za  setzen 
igleich  in  wichtigen  Pancten  za  erweitem  bestimmt  ist  Die  freand- 
Beziehangen  za  dem  gegenw&rtigen  Oberhaapte  der  katholischen  Kirche 
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Nf.  7707.  setzen  uns  in  die  Lage,  dem  geschaftlichen  Bedürfnisse  durch  Wiederanknüpfoii 
14.  Jan.  1883.^68  diplomatischon  Yerkehrs  mit  der  römischen  Curie  Rechnang  za  trage 
Die  Mittel  hierfür  werden  Yon  Ihnen  erbeten  werden.  ||  Die  Ihnen  zngehendt 
Entwürfe  einer  Kreis-  und  Provinziftlordnung  für  die  Provinz  Hannover  b 
kunden  den  unver&nderten  Willen  der  Staatsregierung,  die  mit  dem  Erlas 
der  Kreisordnung  vom  1 3.  December  1872  begonnene  und  durch  die  sp&ter 
Organisationsgesetze  weiter  entwickelte  Verwaltungsreform  vermöge  schri 
weiser  Ausdehnung  auf  das  gesammte  Staatsgebiet  unter  gleichzeitiger  Berfl< 
sichtigung  des  aus  einer  mehrj&hrigen  Erfahrung  sich  ergebenden  Revisio 
bedürfnisses  ihrem  Abschlusse  entgegenzuführen. 

Meine  Herren!  Die  beiden  HUuser  des  Landtages  sind  voraussichtl 
zum  letzten  Male  in  der  gegenw&rtigen  Gesetzgebungsperiode  versamm 
Mogen  Ihre  Berathungen,  getragen  von  dem  Geiste  der  Treue  und  Hingebi 
für  das  Yaterland,  gesegnet  und  für  die  sittlichen  und  materiellen  Interes: 
des  Volkes  erfolgreicli  sein! 

lm  Auftrage  Seiner  Majest&t  des  Eaisers  und  Eönigs  erkl&re  ich  i 
Landtag  der  Monarchie  für  eröffnet 


Nr.   7708.      PRBXTSSEH.    —    Entwurf    eines    Gesetzes,    betreffe 

die  Abanderung  der  kirchenpolitischen  Gesetze,  i 
Begründung. 

Nr.  7708.  -^jj.  "Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Eönig  von  Preussen   etc.,  verordi 

Jan.  1882.   «ntcr  Zustimmuug  beider  Hauser  des  Landtages  der  Monarchie,  was  folgt 

Art.  1.  Die  Art.  2,  3  und  4  ira  Gesetz  vom  15.  Juli  1880  (Ge8( 
sammlung  Seitc  285)  treten  mit  der  Verktindung  des  gegenwartigen  Gesel 
wieder  in  Eraft  • 

Art  2.     Einem  Bischof,  welcher  auf  Grund  der  §§  24  ff.  ira  Gesetz  \ 
12.  Mai   1873  (Gesetzsammlung   Seite    198)   durch    gerichtliches  Urtheil 
seinem  Amte  entlassen  worden  ist,  kann  von  dem  Eönige  die  staatliche 
erkennung  als  Bischof  seiner  frühercn  Diocese  wieder  ertheilt  werden. 

Art.  3.  Das  Staatsministerium  ist  ermachtigt,  mit  königlicher  Genehmig 
die  Grundsatze  festzustcllen,  nach  welchen  der  Minister  der  geistlichen  . 
gelegenheiten  von  den  Erfordernissen  der  §§  4  und  11  im  Gesetz  vom  II J 
1873  (Gesetzsammlung  Seite  191)  dispensiren  auch  ausiandischen  Geistlie 
die  Yomahme  von  geistlichen  Amtshandlungen  odcr  die  Ausübung  eines 
im  §  10  erwahnten  Aemter  gestatten  kann. 

Art  4.     An   die   Stelle   des  §  16   im  Gesetz   vom    11.  Mai    1873  t 
nachfolgende   Bestimmnng:  |{  Der  Einspruch  ündct  statt,  wenn  dafflr  end 
wird,   dass   der  Anzustellende   aus  einem  Grunde,   welcher   dem   bürgerlid 
oder    staatsbtirgerlichen  Gebiete  angehört,    für   die  Stelle  nicht  geeignet 
insbesondere    wenn    seine  Vorbildung   den  Vorschriften   dieses  Gesetzes  « 


r 
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entspricht  ||  Die  Gründe  für  den  Einspnich  sind  anzugeben.  ||  Gegen  die  Ein-   p^J^ 
tprachserkl&nmg  kann  innerhalb  dreissig  Tagen  bei  dem  Minister  der  geist-  jan.  1882. 
ichen  Angelegenheiten  Beschwerde  erhoben  werden^  bei  dessen  Entscheidnng 
s  bewendet 

Art  5.  Das  Staatsministerinm  ist  ermliclitigt;  für  bestimmte  Bezirke 
idermflich  zu  gestalten,  dass  Geistliche,  welche  im  Uebrigen  die  gesetzlichen 
Irfordernisse  für  die  Aasübung  geistlicher  Amtshandlungcn  erfüllen  oder  von 
enselben  dispensirt  sind,  zur  Hilfeleistung  im  geistliclien  Amt  ohne  die 
»ch  §  15  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873  erforderliche  Benennung  ver- 
endet  werden. 

Urknndlich    unter   Unserer    Ilöcbsteigenh^ndigen   Unterschrift    und    bei- 

sdnicktem  Königlichen  Insiegel. 

Gegeben  etc. 

Begründnng: 

Der  gegenw&rtige  Gesetzentwurf  beruht  aaf  denselben  Gesiclitspuncten, 
08  welchen  die  Yorlage  vom  19.  Mai  1880  über  Ab&nderungen  der  kircben- 
olitischen  Gesetze  hervorgegangen  ist  Dnrch  den  Entwarf  wünscht  die 
önigliche  Staatsregierong  von  ncuem  zu  bcthfttigen;  dass  sie  entscblossen  ist, 
of  dem  Wege  einer  friedlichen  Entwickelung  der  Beziehungen  zwischen  Staat 
nd  katholischer  Kirche,  wie  er  durch  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1880  an- 
ebahnt  ist,  fortzuschreiten.  Auch  jetzt  wünscht  sie  in  der  Sorge  für  das 
i^ohlergehen  der  katholischen  Preussen  denselben  weitere  Erleichtemngen,  die 
itch  den  bestebenden  Gesetzen  möglich  sind,  gew&hrt  und  diese  Möglichkeit 
rweitert  zu  seben,  soweit  dies  geschelicn  kann,  ohne  das  Wohlergehen  der 
^sammten  Staatsangehörigen,  die  Sicherheit  des  Staates  und  die  Unabhangig- 
sit  seiner  Gesetzgebung  zu  gef&brden. 

Bei  der  Dnrchfübrung  dieses  Gedankens  tritt  diejenige  Frage  in  den 
ordergmnd,  welche  a«f  diescm  Gebiete  als  die  brennendste  bezeichnet  werden 
trf,  Dftmlich  die  Wiederherstellung  der  ctira  aniniarum  im  weitesten  Sinne, 
Je  Wiederherstellung  erfolgt  auf  doppeltem  Wege: 

L  durch  Wiedereinführung  einer  regelm^ssigen  Diöcesanverwaltung, 

IL  durch  Wiederbesetzung  der  mit  der  Seelsorge  betrauten  Eirchen&mter. 
insbesondere  der  Pfarrstellen. 

Die  Lösung  dieser  Frage  zu  fördem,  ist  die  haupts^hlichste  Aufgabe 
'8  Gesetzentwurfs.  Die  Letztere  wird  sicb  jedoch  nach  der  jetzigen  Lage  der 
irh&ltnisse  im  Wcsentlichen  auf  die  Ertheilung  discretion^rer  Befugnisse  für 
e  Staatsregiernng  um  so  mehr  zu  beschrUnken  habeu,  als  die  Rücksicht  auf 
e  Landestheile  mit  polnischer  Bevölkcrung  es  nothwcndig  macht,  dass  der 
^eruDg  die  nach  der  Yerschiedenheit  der  politischen  Lage  erforderliche 
feiheit  der  Bewegung  für  die  Abwehr  gesichert  bleibt  Die  königliche  Staats- 
giening  tritgt  um  so  weniger  Bedenken,  auf  der  mit  der  Gesetzgebung  vom 
^bre  1880  betretenen  Bahn  vorwë,rts  zu  schreiten,  als  die  seit  Erlass  des 
^setzes   vom    14.   Juli    1880   und   an   der   Hand   desselben   gemachten  Er- 
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Prênwen    ^^^^angeii  lehrcD,  dass  schon  die  der  Staatsregierung  seither  gewahrten  Be- 
Jan.  1882  fugüissc  68  cnDöglicht  habcD,   in    der  Regelung  der  Verh&ltnisse  auf  dem  in 
Rede  stehenden  Geblete  ersicbtliche  Fortsehritte  zu  machen. 

Die   Lösung   wird   lm    Eiozelnen    dadurcb    anzustreben    sein;   dass  x^ 
n&cbst;  wie 

Artikel  1 
der  Yorlage  vorscbl&gt,  die  mit  dem  1.  Januar  1882  ausser  Wirksamkeit  ge- 
tretenen  Artikel  2,  3  und  4  des  Gesetzes  vom  14.  Juli  1880  wieder  in  Eralt 
gesetzt  werden.  Dicse  Artikel  laaten:  ||  Art.  2.  In  einem  katbolischen  Bis- 
thnm,  dessen  Stahl  erledigt,  oder  gegen  dessen  Bischof  dureb  gerichtUches 
Urtbeil  auf  UofSlhigkeit  zar  Bekleidnng  des  Amts  erkannt  worden  ist^  ïm 
die  Ausübung  bischöf  licher  Rechte  and  Verrichtungen  in  Gem&ssbeit  des  §  1 
im  Gesetz  vom  20.  Mai  1874  demjenigen,  welcher  den  ihm  ertbeilten  kirch- 
lichen  Auftrag  darthnt,  aach  ohne  die  im  §  2  vorgeschriebene  eidliche  Ver- 
pflichtang  dureb  Bescbluss  des  Staatsministeriums  «restattet  werden.  ||  In  gleicber 
Weise  kann  von  dem  Nachweise  der  nacb  §  2  erforderlicben  persönlicbeo 
Eigenschaften  mit  Aasnabme  des  Erfordemisses  der  deutscben  Staatsangehörig- 
keit;  dispensirt  werden.  ||  Art.  3.  Die  Einlcitnng  einer  commissarischen  Ter- 
mögensverwaltang  in  den  Fd.llen  des  Artikels  2  dieses  Gesetzes  findet  nar  mit 
Erm&cbtigung  des  Staatsministeriums  statt.  Dasselbe  ist  ancb  erm&cbtigt,  eine 
eingeleitete  commissariscbe  Yermögensverwaltnng  wieder  aufzuheben.  ||  Art  4. 
Die  Wiederaafnabme  eingestellter  Staatsleistungen  kann,  abgeseben  von  des 
Falie  des  §  2  des  Gesetzes  vom  22  April  1875;  für  den  Umfang  eines 
Sprengels  dureb  Bescbluss  des  Staatsministeriums  angeordnet  werden.  Der 
Scblusssatz  des  §  6  desselben  Gesetzes  findet  sinngemHsse  Anwendong. 

Die  vorstebenden  Artikel  waren  nacb  der  Vorlage  vom  19.  Mai  1880 
dazu  bestimmt;  das  Bedürfniss  zu  befriedigeU;  welcbes  für  eine  freiere  Hand- 
babung  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1874  über  die  Yerwaltnng  erledigttf 
katholischer  Bistbümer,  sowie  des  Gesetzes  vom  22.  April  1875;  ^ 
trefifend  die  Einstellung  der  Leistungen  aus  Staatsmitteln  für  die  römisdi- 
katbolischen  Bistbümer  und  GeistlicbeU;  w&brend  der  letzten  Jabre  merkliek 
geworden  ist  und  mit  dem  Wachsen  gegenseitiger  Yerst&ndignng  voraussichtlidi 
mebr  und  mebr  bervortreten  wird.  Es  handelt  sich  hierbei  darum;  die  Sebiift 
der  gesetzlicben  Yorscbriften  dureb  die  Möglichkeit  ihrer  Nicbtanwendung  oder 
beschr9.nkter  Anwendung  zu  milderU;  ohne  das  Gesetz  selbst  ausser  Knft 
setzen  zu  mussen.  Insbesondere  erscbeint  die  Wiederberstellung  des  Artik^  % 
welcher  das  Staatsministerium  erm&cbtigt;  nacb  Lage  des  concreten  Falies  die 
Ausübung  biscböflicber  Rechte  und  Yerrichtungen  auch  ohne  eine  ▼(»«•• 
gegangene  eidliche  Yerpflichtung  des  Bistbumsverwesers  zu  gestatten,  wertih 
volL  Es  genügt;  darauf  binzuweiseU;  dasS;  wenn  es  gelungen  ist;  dureb  Bb- 
setzung  von  Capitularvicaren  die  Wiederkebr  geordneter  Yerbftltnisse  in  dtf 
Diocesen  Osnabrück;  Paderborn  und  Breslau  anzubabneu;  dies  vomehmlieb  der 
Existenz  und  der  Anwendung  des  Artikels  2  zu  verdanken  bleibt    Auch  dit 
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Artikel  3  und  4  verdienen  erhalten  zu  werden,   da  die  durch  dieselben   der   ^'-  "'^• 

o  f  1      T  :i  Preusaen. 

otaatsregiernng  ertheilten  Befügnisse  die  Möglichkeit  geben,   nacn  Lage  des  j^n.  1882. 
eJDzelnen  Falies  Erleichterungen  za  gewSkhren,  wie  dies  noch  neaerdings  durch 
?iederanfnahme  der  Staatsleistangen  für  den  preussischen  Antheil  der  £rz- 
diocese  Prag  geschehen  ist. 

Artikel  2. 

Nachdem  es  mit  Hilfe  der  der  Regierang  mittels  Gesetzes  vom  14.  Juli 
880  gewfthrten  FacultHten  möglich  geworden  ist,  in  denjenigen  Bisthümern, 
eren  StQhle  auch  kirchlich  als  erledigt  galten,  eine  geordnete  Diöcesan- 
erwaltung  wiederherzustellen,  gewinnt  die  Frage  der  Wiedereinrichtung  einer 
egelm&ssigen  oberhirtlicheu  Leitung  auch  für  diejenigen  Sprcngel,  deren  früheie 
lischöfe  durch  gerichtliches  Urtheil  aus  dem  Amte  entlassen  sind,  in  hervor- 
agender  Weise  an  Bedeutong.  ||  Schon  bei  Yorlage  der  kirchenpolitischen 
[ovelle  im  Jahre  1880  musste  die  königliche  Regierang  es  als  ihre  Ueber- 
engQDg  aussprechen,  dass  eine  Regelung  dieser  besonders  schwierigen  Fragc 
esentlich  würde  gefördert  werden,  wenn  sich  durch  Gesetz  die  Möglichkeit 
;haffen  liesse,  einem  oder  dem  anderen  jener,  aus  dem  Amte  entlassenen 
tischöfe  die  staatliche  Anerkennung  als  Bischof  seiner  früheren  Diocese  wieder 
Q  ertheilen.  Die  inzwischen  gewonnenen  Eindrücke  haben  die  Regierang  in 
ieser  Ueberzeagung  nar  best&rken  können.  Die  bezügliche  Bestimmung  der 
irchenpolitischen  Yorlage  von  1880  hat  deshalb  in  dem  Artikel  2  des  gegen- 
irtigen  Ëntworfes  von  neuem  Aufnahme  gefonden. 

Artikel  3. 

üm  die  Wiedereinführung  einer  pfarramtlichen  Seelsorge,  beziehungsweise 
ie  Heranbildang  der  Cleriker;  zu  erleichterU;  bieten  sich  folgende  Mittel  dar: 
&)  die  Dispensation  der  Qeistlichen  von  den  Bedingungen  der  Yorbildung, 
bj  die  Dispensation  der  Lehrer  an  den  kirchlichen  Unterrichtsanstalten  von 
3n  Bedingungen  der  Yorbildung,  beides  zusammengefasst  im  Artikel  3  des 
ntworfs,  welcher  der  Bestimmung  unter  Nr.  1  des  Artikels  1  der  Yorlage 
>m  19.  Mai  1880  entspricht.  Die  Wiederaufnahme  dieser  Bestimmung  recht- 
rtigt  sich  durch  die  Erw&gung,  dass  die  fragliche  Dispensationsbefugniss  ein 
Bsentliches  Mittel  ist,  um  die  zur  Zeit  vorhandenen  Lücken  in  dem  Bestande 
'T  mit  der  Seelsorge  betrauten  Geistlichen  auszufüllen  und  dadurch  einem 
terkannt  dringenden  Bedürfnisse  der  katholischen  Bevölkerung  thunlichst  zu 
gegnen. 

Artikel  4  und  5 

ben  gleichfalls  den  Zweck,  die  Wiederherstellung  der  Seelsorge  zu  fördem, 
h  diesem  Behuf  schlSlgt  zunglchst  Artikel  4  die  Umgestaltung  des  §  1G  des 
ïsetzes  vom  11.  Mai  1873  vor,  welcher  lautet: 

Der  Einspruch  ist  zul^ssig:  ||  1.  wenn  dem  Anzustellenden  die  gesetzlichcn 
fordemisse  zur  Bekleidung  des  geistlichen  Amtes  fehlen;  ||  2.  wenn  der  An- 
itellende   wegen   eines  Yerbrechens   oder  Yergehens,   welches   das  deutsche 
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Nr.  7708.  Strafgesetzbuch  mit  Zuchthaus  oder  mit  dem  Verluste  der  btirgerlichen  Ehren* 
Jan.  1882.  rechtc  oder  dem  Verluste  der  öffentlichen  Aemter  bedroht,  verurtheilt  ist  oder 
sich  in  Untersncbung  befindet;  ||  3.  wenn  gegen  den  Anznstellenden  Thatsachen 
vorliegen,  welche  die  Annahme  recbtfertigen^  dass  derselbe  den  StaatsgeseUes 
oder  den  innerbalb  ihrer  gesetzlichen  Zustandigkeit  erlassenen  Anordnungci 
der  Obrigkeit  entgegenwirken  oder  den  öffentlichen  Frieden  storen  werde.  | 
Die  Thatsachen,  welche  den  Einspruch  begründen,  sind  anzugeben.  ||  Gegen  die 
Einspruchserkl&rung  kann  innerhalb  30  Tagen  bei  dem  königlichen  Gerichy- 
hofe  für  die  kirchlichen  Angelegenheiten  ond^  solange  dessen  Einsetzmig  nicht 
erfolgt  ist,  bei  dem  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  Bernfong  ein- 
gelegt  werden.  ||  Die  Entscheidnng  ist  endgiltig. 

Der  Gesetzentworf  beabsichtigt  in  diesem  Pnncte  zu  der  BegierongsYor- 
lage  vom  Jahre  1873  zurückzukehren,   welche    den   bewë.hrten  Bestimnmngea 
in  anderen  dcntschen  Staaten  sich  anschliesst  und  insonderheit  die  EntscheidoDf 
ttber  den  Einspruch  lediglich  in  die  Hand  verantwortlicher  Yerwaltungsinstanzen 
legt.      Diesen    gesetzgeberischen    Gedanken    gegenw&rtig    wiederaufzunebmen^ 
erscheint  um  so  mehr  angezeigt,   als   die    über   den  Einspruch  entscheidende 
Bchörde  nicht  nur  an  die  thats&chliche  Lage  des  Einzelfalles   gebunden  seia 
darfy  sondern  bei  ihren  Entschliessungen  einc   freiere  Beurtheilnng  nach  Zeit 
und  Orty  unter  gleichmSi.ssiger  Bcrücksichtigung  der  staatlichen  Interessen  flber- 
haupt^  eintretcn  zu  lassen  hat.  ||  Ist  Artikel  4  dazu  bestimrot,  das  Yerfahrei 
in  Beziehung  auf  die  Pfiicht  der  geistlichen  Oberen  zur  Bcnennung  der  anzi- 
stellenden  Geistlichen  auf  einer  richtigercn  Grundlage  zu  ordnen,  so  hat  Art  5 
den  Zweck,  in  Beziehung  auf  den  Umfang  dieser  Pfiicht  die  Möglichkeit  tob 
ErleichtcruDgen    zu   schaffen,   die   ohne   Gef&hrdung   wesentlicher  Rechte  des 
Staates   gew&hrt   werden   könncn.     Denn   einerseits   wird   der  Grundsatz  der 
Benennungspfiicht  bei  allen  festen  Anstellungen  sowic  bei  der  Einrichtong  toq 
Vertretungen  in  crledigten  Acmtcrn  festgehalten  und  damit  ein  Bechtszustaod 
geschaffcn,  wie  er  vordem  in  Preussen  bestand  und  noch  gegenw&rtig  in  dea 
meisten  deutschen  Staaten  sich  in  allseitig  anerkanntcr  Uebung  befindet   Wena 
andcrerseits  der  Entwurf  die  Befrciung  von  der  Benennungspfiicht  hinsichtKeli 
der  Hilfsgeistlichen   der  Ermachtigung   der  Regicrung   für  bestimmte  Bezirke 
vorbeh^lt,   so   nöthigt   dazu   insbesondere   die  Rücksicht,   dass  der  Staat  xtf 
Sicherung   seiner   eigenen  Interessen   sich   die  Möglichkeit  vorbehalten  nofl» 
nach   Lage  der  UmstHnde  das  obersthoheitlichc  Aufsichtsrecht  bezflglich  der 
Bestellung  von  Geistlichen  in  vollem  Umfangc  zur  Geltung  zu  bringen. 
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Nr.  7709.     GEOSBBBITAinnEN.  —  Thronrede  bei  Eröffnung  des 

Parlaments  am  7.  Febrnar  1882. 

Mj  Lords  and  Gentlemen,  —  It  is  with  mnch  satisfaction,  tbat  I  again  Nr.  7709. 
i?ite  your  advicc  and  assistance  in  the  conduct  of  public  affairs.  ||  I  have  j,,^"'^^ 
lien  my  approval  to  a  marriage  between  my  son  Prince  Leopold,  Duke  0f7.F1br.i882. 
Ibany,  and  her  Serene  Ilighness  Princess  Helen  of  Waldeck  and  Pyrmont. 
have  every  reason  to  believe,  that  this  will  be  a  happy  union.  ||  I  continue 
i  relations  of  oordial  harmony  with  all  foreign  Powers.  ||  The  treaty  for  the 
ission  of  Thessaly  to  the  Greek  Kingdom  has  now  been  executcd  in  its  main 
rovisions.  The  transfer  of  sovereignty  and  of  occupation  was  effected  in  a 
jiiner  honoorable  to  all  concerned.  ||  In  concert  with  the  President  of  the 
rench  Republic,  I  have  given  carefnl  attention  to  the  affairs  of  Egypt,  wherc 
dsting  arrangements  have  imposed  on  me  special  obligations.  I  shall  use 
17  inflaence  to  maintain  the  rights  already  cstablished,  whethcr  by  the  firmans 
f  the  Sultan  or  by  various  international  engagements,  in  a  spirit  favourable 
>  the  good  government  of  the  country  and  tlic  prudent  development  of  its 
istitutions.  ||  I  have  pleasure  in  informing  you,  that  the  rcstoration  of  peace 
Bjond  the  North-Western  Frontier,  together  with  continucd  internal  tran- 
nillity,  plentiful  seasons  and  increase  of  the  revenue,  has  cnablcd  my  Govem- 
ent  in  India  to  resumé  works  of  public  utility  which  had  been  suspended, 
od  to  devote  its  attention  to  measures  for  the  further  improvement  of  the 
)iidition  of  the  people.  ||  The  Convention  with  the  Transvaal  has  been  ratified 
f  the  Representatijire  Assembty;  and  I  have  seen  uo  reason  to  qualify  my 
nticipations  of  its  advantageous  working.  ||  I  have,  h  o  we  ver,  to  regret  that; 
IthoQgh  hostilities  have  not  been  rcnewcd  in  Basiitoland,  the  country  still 
mains  in  an  unsettlcd  condition. 

Gentlemen  of  the  House  of  Commons,  —  The  Estimates  for  the  service 
the  year  are  in  an  advanced  stage  of  preparation,  and  will  be  promptly 
bmitted  to  you. 

My  Lords  and  Gentlemen,  —  My  Communications  with  France  on  the 
bject  of  a  new  Commercial  Treaty  have  not  been  closed.  They  will  be 
osecnted  by  me,  as  I  have  already  acquainted  you,  with  a  desire  to  conclude 
Ireaty  üavourable  to  extended  intercourse  bctwcen  the  two  nations,  to  whose 
►se  amity  I  attach  so  great  a  value.  ||  Tlic  trade  of  the  country,  both  do- 
'Stic  and  foreign,  has  for  some  time  been  improving,  and  the  mildness  of  the 
Dter  season  has  been  eminently  suited  to  farming  operations.  Bettcr  pro- 
3cts  are,  I  trust,  thus  opened  for  the  classes  immediately  concerned  in  agri- 
ture.  II  The  public  revcnue,  wliich  is  greatly,  though  not  always  at  once, 
Jcted  by  the  state  of  industry  and  commercc,  has  not  yet  exhibited  an 
ï^ard  movement  in  proportion  to  tlieir  increascd  activity.  ||  The  condition  of 
and  at  this  time,  as  compared  with  that  which  I  described  at  the  he- 
ling of  last  year,  shows  signs  of  improvement,  and  cncourages  the  hope 
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Nr.  7709.   i\^^i  pcrscveraiicc   in   the  course  you  have  pursued  will  be  rewarded  with  tl» 

6ros8- 

briiunnien.  happj  resolts  which  arc  so  much  to  be  desired.  ||  Jastice  has  been  administered 
7.Febr.i882.  ^itii  grcater  efficacy;  and  the  intimidation  which  has  been  employed  to  deter 
occupiers  of  land  from  fulfilliug  their  obligationS;  and  from  availing  themselTes 
of  the  Act  of  last  Sessiou,  shows  upon  the  whole  a  diminished  force.  |  Uj 
efforts,  through  the  bounty  of  Providence,  have  been  favoured  by  the  abuadance 
of  the   harvcst   in   that  portion  of  the  United  Eingdom.  ||  In   addition  to  i 
vigorous  exertion  of  the  provisions  of  the  ordinary  law,  I  have  not  hesitated, 
undcr  the  painful  necessity  of  the  case,   to   employ   largely   the   exceptioMl 
powcrs  intrusted  to  me  for  the  protection  of  life  and  property  by  two  Acte 
of  the   last   Scssion.  ||  You    will   be   invited  to  deal  with  proposals  for  the 
establishment  in  the  English  and  Welsh  Counties  of  Local  Self-GovemmeDt^ 
which  has  so  long  been  enjoyed  by  the  towns,  together  with  enlarged  poweri 
of  administration;  and  with   fiuancial  changcs  which  will  give  you  an  oppor- 
tunity  of  considering,  both  as  to  town  and  country,  what  may  be  the  proper 
extent,  and  the  most  equitable  and  provident  form  of  contribution  from  Iid> 
perial  taxes  in  relief  of  local  charges.  H  These  proposals,   in  so  far  as  they 
are  financial,  will  apply  to  the  whole  of  Great  Britain.     It  will  be  necessuy 
to  reserve  the  case  of  Ireland  for  a  separate  consideration.  ||  In  connectioi 
with  the  general  subject  of  local  administration,  I  have  directed  a  measore  to 
be  prepared  and  submitted  to  you  for  the  reform  of  the  ancient  and  distii- 
guished  Corporation  of  London,  at  the  extension  of  Municipal  Government  (o 
the  metropolis  at  large.  ||  Bills   will   again   be   laid   before  you,  with  ¥iu4 
during  the  last  session,   notwithstandiug  the  l^igth  of  its  duration  and  yoir 
unwearied  labours,  it  was  found  impossible  to  proceed.     I  refer  particaltflj 
to  those  concerning  Bankruptcy,  the  repression  of  Corrupt  Practices  at  ElectioD^ 
and  the  Conservancy  of  Rivers  and  Prevention  of  Floods.  ||  Measures  will  t^ 
be  proposed  to  you  with  respect  to  a  Criminal  Code  and  to  the  Gonsolidation 
and  Amendment  of  the  Laws  affecting  Patents.  ||  Tlie  interests  of  some  portioos 
of  the  United  Kingdom  have  suffered  peculiarly  of  late  years  from  the  extreme 
pressure  of  the  public  business  on  your  time  and  strength;  but  I  trast  thit 
during  this  session  you  may  be  ablc  to  consider  Bills  which  will  be  presested 
to  you  in  relation  to  the  Law  of  Entail  and  to  Educational  Endowments  o 
Scotland,  and  to  improved  means  of  Education  in  Wales.  ||  I  commend  these 
and  other  subjects  with  confidencc  to  your  care;  and  it  is  my  earnest  pr»J«^ 
that  your  wisdom  and  energy  may,  under  the  blessing  of  God,  prove  eqwl  ^ 
the  varied  and  increasing  needs  of  this  extended  Empire. 
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10.     DEXTTSCHLAND.    —     Thronrede    bei    Eröffnung    des 
Reichstages,   verlesen   vom  Staatssecretar  von  Böt- 
ticher  am  27.  April  1882. 
Geehrte  Herren! 
Majestat  der  Eaiscr  und  König  habcn  mir  den  Auftrag  za  ertheilen   ^r.  r 

Deatscl 

3  Sitzungen  des  Reichstages  zu  eröffnen.  ||  Die  gesetzgeberischen  Auf-27.Aprii 
r  welcbe  Ihre  Th^tigkeit  in  Anspruch  genommeu  wird,  siud  Ibneu 
Fcb  die  AUerhöchste  Botschaft  vom  17.  November  v.  J.  an  das  Ilerz 
rden.  ||  Die  Reichsgesetzgebang  bat  die  Bestrebongen  zur  Abhülfe 
)hMeUy  welcbe  die  kaiserliclie  Botschaft  in  Aussicht  nimmt,  mit  dem 
füTÏ  über  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  ünfaile  begonnen.  Aus 
rigen  Berathungen  des  Reichstages  über  diesen  Gegenstand  habeu  die 
m  Regierungen  den  Anlass  entnomraen,  ihre  frühere  Vorlage  einer 
mg  zu  unterziehen.  Die  gegen  die  früher  in  Aussicht  genommene 
icherungs-Anstalt  erhobenen  Bedenken  haben  dabei  insofern  Berück- 

gefunden,  als  die  ünfall versicherung  der  Arbeiter  nunmchr  auf  eine 
3  und  gcnossenschaftliche  Organisation  der  in  Betraclit  kommenden 
2ü  Betriebe  gegründet  werden  soU.  Der  Gesetzentwurf  gewü-hrt  den 
m  Verbanden  und  Genossenschaften  eine  auf  die  Verhütung  von 
ifóUen  gerichtete  Autonomie.  Er  geht  von  dem  Bestreben  aus,  die 
Ie  Thatigkeit  thunlichst  zu  lokalisireh,  die  finanzielle  Bclastung  da- 
möglichst  breite  Unterlagen  zu  vertheilen.  ||  Eine  uothwendige  Er- 
inden  die  Ihnen  auf  diesem  Gobiete  vorzulegenden  Maassnahmen  in 
erweiten  Regelung  der  jetzt  bcstelienden  Hülfskasscn-Gesetzgebung 
er  beabsichtigten  Ausdehnung  der  Krankenversicherung.  An  Stelle 
igcn  bedingten  wird  Ihnen  die  Einführuug  eines  unbedingten  Zwanges 
ïherung  gegen  die  wirthschaftlichen  Folgeu  von  KrankheitsföUen  für 
ter  vorgeschlagen  werden,  für  welcbe  die  Durchführung  dieser  Maass- 
^lich   erscheint.  ||  Seit  Jahren   ist  in  allen  Theilen   des  Reiches   mit 

Dringlichkeit  das  Bedürfniss  nach  einer  Revision  der  über  den 
trieb  ira  Umherziehen  geitenden  Vorschriften  der  Gewerbeordnung 
eten.  Die  verbündeten  Regierungen  haben  beschlossen,  Ihnen  einen 
mrf  vorzulegen,  durch  welchen  die  Gewerbeordnung  in  dem  Sinne 
t  wird,  dass  den  mit  dem  Gcwerbebetriebe  im  Umherziehen  auf  dem 
5r  öffentlichen  Sicherheit,  Ordnung  und  Sittlichkeit  verknüpften  Ge- 
'ksamer  als  bisher  begegnet  werden  kann.  ||  Auf  dem  Geblete  der 
rm  bat  die  AUerhöchste  Botschaft  vom  17.  November  v.  J.  die 
\g  drückender  directer  Landessteuem  und  der  ZuschlSlge  in  Aussicht 
,  durch  welcbe  Gemeinden  und  andere  Communalverbande  bisher 
sind,  den  harten  und  ungleich  wirkenden  Druck  dieser  Steuern  zu 
.     Diese  wohlmeinende  Absicht  zu  verwirklichen,  kann  nur  dadurch 

werden,  dass  das  Reich  durch  Erhöhung  der  seiner  Gesetzgebung 
nen  indirecten  Steuern  sich  in  die  Lage  bringt,  auf  Mathkularbei- 
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Nr.  7710.  tröge  zu  vcrzichtcn,  oder  die  bisher  dazu  erforderlichen  und  eventuell  aii< 
27.Aprui882.  höhere  Betr&ge  den  einzelnen  Staaten  herauszuzahleii;  damit  sic  zor  Yerml 
dernng  der  Landes-  und  Commonalstenem  verfügbar  werden.  Wenn  ein  B 
dürfniss  hierzu  bei  den  Einzelstaaten  und  ihren  Gommunalverb&nden  nic 
empfnnden  würde,  so  l&ge  auch  kein  Anlass  vor^  eine  Erhöhung  der  indirecU 
Reichseinnahmen  zu  crstreben.  Ist  ein  solches  Bedürfniss  aber  vorhandcn, 
kann  es  nur  durch  grössere  Ergiebigkcit  der  indirecten  Einnahmequellen  d 
Reiches  befriedigt  werden.  Die  verbündeten  Regierungen  sind  von  dem  Y( 
handensein  des  Bcdürfnisses  ttberzeugt  und  beantragen  Erhöhung  der  Reicl 
Einnahmen^  urn  ihren  Untei-thanen  Steucr-Erleichterungen  gcwühren  zu  köniu 
I  Unter  den  zur  Besteuerung  durch  das  Reich  geeigneten  Gegenst&nden  ste 
der  Tabak  in  erster  Linie;  nicht  hierüber,  sondern  nur  über  die  Form, 
welcher  eine  höhcre  Besteuerung  diescs  Genussmittels  hcrbeizuführen  sei,  geh 
die  Meinungen  im  Reiche  auseinander,  und  wird  eine  Entscheidung  durch  ( 
Gcsetzgebung  herbeizuführen  sein«  -Die  Mehrheit  der  verbündeten  RegieraB§ 
halt  die  Form  des  Monopols  für  diejenige^  wciche  die  Interessen  der  Con{ 
menten  und  der  Tabakbauer  am  meistcn  schont  und  dabei  an  Ergiebigk 
alle  anderu  Formen  dor  Besteuerung  übertrifft.  Sic  würdc  dahcr  zu  andi 
Yorschl&gcn  erst  übergehen,  wenn  sic  die  Aussicht  auf  Zustimmung  der  YoU 
vertretung  zum  Monopol  aufzugeben  gcnöthigt  ware.  ||  YTenn  die  Reichsregien 
weder  in  der  einen  noch  in  der  andcrn  Form  Aussicht  auf  die  BewiUigo 
höherer  Reichseinnahmen  h^ttC;  so  würde  sie  mit  Bedauem  und  zum  Schmei 
Seiner  Majest&t  des  Kaisers  für  jetzt  auf  die  Reformen  der  Steucrverfassi 
des  Reiches  und  der  Einzelstaaten  verzichten  mussen,  welche  als  ein  Bedürfo 
der  Bevölkerung  von  allen  Regierungen  seit  Jahren  crkannt  und  in  der  B( 
schaft  vom  17.  November  v.  J.  von  Seiner  Majestilt  dem  Kaiser  verheiss 
sind.  II  Die  mit  der  Anwendung  des  ZoUtarifgesetzcs  gcmachten  Erfahnmg 
haben  für  die  Mühlenindustrie  die  Gewd,hruug  ciuer  Ausfuhrerlcichterung  o 
für  einige  andere  Productionszweige  eine  Acnderung  der  Tarifs^tze  i 
wünschenswerth  ergeben.  Es  wird  Ihnen  daher  der  Entwurf  eines  Geseti 
hierüber  vorgelegt  werden.  ||  Ein  zwischcn  dem  Reiche  und  Brasilien  abi 
geschlossener  Consularvertrag  wird  Ihrer  verfassungsm^ssigen  Bescblussfassi 
untcrbreitet  werden.  ||  Die  auswiirtigen  Verhiiltnisse  des  Reiches  fahren  fo 
nach  jeder  Richtung  hiu  das  Yertraueu  auf  die  Dauer  der  friedlichen  n 
freundschaftlichen  Bcziehuugcn  zu  rcchtfertigen,  von  dcnen  die  Allcrhöclu 
Botschaft  vom  17.  November  v.  J.  Zcugniss  ablegte,  ||  Je  grosser  die  Tni 
weite  der  Arbeiten  ist,  welche  Sie,  geehrtc  Herren,  erwarten,  desto  mehr  w 
tranen  die  verbündeten  Regierungen,  dass  es  Ihrer  hingebenden  Th&tigkeit  o 
Gottes  Ilülfe  gelingcn  werde,  die  grossen  Aufgaben,  um  die  es  sich  hainW 
einer  für  die  Consolidirung  unserer  nationalen  Einrichtungen  und  für  die  9 
deihliche  Entwickelung  des  Vaterlandcs  scgensvoUen  Lösung  entgegenzoföhw 
I!  Im  Namen  der  verbündeten  Regierungen  erklarc  ich  auf  Befchl  Bcia 
Majest&t  des  Kaisers  und  Eönigs  den  Rcichstag  für  cröffuet 
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1.  DEVT8CHLAHD.  —  Programm  der  liberalen  Yereini- 
gnng  (Secessionisten),  aafgestellt  anf  dem  Partcitage 
in  Berlin  am  6.  Mai  1882. 

reu  onseren  Ueberlieferungen  sind  wir  bestrebt^  die  Machtbefugnisse  ^'*-  ''"• 
und  Reich  auf  den  Grundlagen  der  Verfassung  za  befestigen  and  e.  uai  i882. 
Bedürfnissen  der  Nation  ausznbildcn.  —  Zn  den  nnentbebrlicbcn 
mgen  ciner  solchen  Entwickelung  z&blen  wir  die  Befestignng  eines 
3Dstitationellen  Verfassungslebens^  ein  aufrichtiges  Zusammenwirken 
)r  Regierung  and  der  Yolksvertretang  nnter  wechselseitiger  Aebtung 
mvertraaten  Rechte,  eine  amsichtsvolle,  aaf  anmittelbare  Yerstan- 
elende  Vorbercitung  der  Vorschlftge,  welche  der  Gesetzgebung  anter- 
len. 

r  Reichsbaashalt  ist  aas   eigenen  Reichseinnahmen   und   mit  den 
zu  bestreiten,  welche  eine  gesunde  Finanz-  und  Steuerpolitik  dar- 

Eichdem  in  den  letzten  Jahren  reichlicbe  Mittel  obne  die  Yerein- 
s  festen  Reformplanes  bewilligt  worden,  ist  in  der  ferneren  Behand- 
euerwesens  ein  vorsichtiges  und  planm^ssiges  Yorgehen  doppelt  ge- 
"lamentlich  ist  keine  neue  Steuer  zu  bewilligen,  ftir  welche  nicht 
üss  nachgewiesen  und  der  Zweck  gebilligt  ist 
ir  stimmen  keiner  Finanz vorlage  zu,  welche  sich  für  einen  Theil 
>  und  Finanzreform  ausgiebt,  solange  nicht  die  Ziele  der  letzteren 
lind.  —  Wir  stimmen  keiner  Finanzreform  zu,  welche  einseitig  die 
Steuern  ausbildet  und  dadurch   das  System   der   directen  Steuern 

r  stimmen  keiner  Finanzreform  zu,  welche  darauf  gerichtet  ist,  den 
er  Gemeinden  durch  ein  System  von  Zuschüssen  mit  dem  Staats- 

verbinden  oder  Aufgaben,  welche  durch  ihre  Natur  der  Gemeinde 

auf  den  Staat  zu  übertragen.  —  Vielmehr  erachten  wir  für  ge- 
ie  den  Gemqinden  und  Communalverb&nden  zugewiesenen  Aufgaben 
:verwaltung  unverkürzt  zu  erhalten;  2)  die  hierfür  erforderlichen 
1  autonome,  den  localeu  Bedürfnissen  und  Verh^ltnissen  entsprechende 
^  aufzubringen;  3)  die  Bewilligung  von  Zuschüssen  an  leistungsfllhigc 
auf  die  einzelnen  F^Ue  des  ermittelten  Bedürfnisses  zu  beschr§.uken 

Organisation  der  Communalverb^nde  anzuschliessen.  —  XJnberührt 
ibt  die  begründete  Forderung,  dass  für  solche  Mühewaltungen,  welche 
reise  der  Staatsverwaltung  zur  besseren  Ërlediguug  den  Gemeinden 
werden,  Ersatz  der  hierdurch  bedingten  Ausgaben  aus  der  Staats- 
tet  werde. 
igegen  sind  wir  bereit,  mitzuwirken  an  einer  Steuerreform,  welche 

und  Abgaben  den  wirthschaftlichen  Kraften  der  Belasteten  besser 
l  den  nach  dieser  Richtung  hin  begründeten  Beschwerden  abhilft. 

;hiF  XL.  19 
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Nr.  7711.  Yji   Durchführbar  erscheint  uns  cine  Reform,   welche  die  Eriiiige  der 

Deutschlaud. 

c.  Mai  18S2.  directeu  und  der  indirccten  Steuern  in  ein  angemessenes  Verb^ltniss  sctzt  m 
folgeude  Gruudliiiien  einhSLlt:  1)  Bei  den  indircctcu  Steuern  sind  die  nothwen* 
digen  Lcbensbedürfnisse  gmndsatzlicb  von  der  Bcsteuerung  freizuhalten,  die 
anderen  Gegenstündc  der  Besteueruug  nach  der  Bedeutung  zu  würdigen,  weldM 
denselben  für  die  Ernühmng  and  die  Wohlthat   der  Bevölkerong   zakommL 
2)  Bei  den  directen  Steuern   sind  für  die  uutcrcn  und  mittleren  Einkommea 
die  wirthscbaftlichen  Verh^ltuisse  der  Besteuerten  angcmessen  zu  berflcksidh 
tigen,   die  grosseren  Einkommen  starker  beranzuziehen.     3)  Die  Stempel  and 
stempelartigen  Steuern  sind  so  einzuricbtcn,   dass  sie  den  Ycrkehr  möglichst 
wenig  erscbweren,   in  materielier  Ilinsicbt  den  Handel  und  Wandel  nicht  er- 
drücken,   und  dass  sie  keinen  Zweig  des  Erwerbslebens  vorwiegend  belasten, 
wie  beispielsweise  gegenwartig  in  dem  grössten  Tbeile  Deutschlands  die  Höhe 
und  Erbcbungsart  der  GeföUe  bei  Vertragen  übcr  den  Grundbesitz. 

VUL  Entsprecbend  den  Ucbcrlieferungcn  der  liberalen  Partei  werden  wir 
auf  socialpolitischem  Geblete  alle  Scbrittc  fördern,  welcbe  geeignet  sind,  ohM 
Gewaltsamkeit  gegen  die  Gruudlagen  unserer  gesellscbaftlicben  Ordnung,  den 
wirtbscbaftlicbcn  und  moraliscben  Lebensstand  der  minder  bemittelten  Ërwerbip 
classen  zu  heben,  werden  wir  alles  unterstützen,  was  dazu  dient,  die  Arbcit»* 
kraft  und  Arbeitsfóbigkeit  der  Individuen  durch  umsicbtigere  Ausbildung  md 
starkere  Anrcgung  der  Selbstthatigkeit  zu  steigern.  Bekampfen  dagegen  wer 
den  wir  alle  Maassnahmen  staatlicber  Bevormundung,  welcbe  dazu  aDgeÜm 
sind,  die  Selbstbethatigung  berabzudrücken,  insbcsondere  die  Einmischong  dei 
Staates  in  solclie  Wirtbscbaftsbetriebe,  zu  denen  die  Tbatigkeit  der  Einzeloei 
und  freier  Vereinigungen  ausreicbt 

IX.  Als  positive  und  nacbste  Aufgaben  auf  socialpolitiscbem  Geblete  be- 
trachten wir:  1)  umfassende  Ausbildung  des  Erankencassenwesens;  2)  die 
weitere  Ausbildung  der  Haftpfiicht  für  Unfalle  in  allen  bierzu  geeigoeten  Be- 
trieben  und  die  Sicberung  der  Entschadigungen;  3)  die  gesetzgeberische  Be- 
gtinstigung  von  Vereinigungen,  welcbe  dazu  bestimmt  sind,  für  die  Fftlle  der 
Invaliditat  und  der  Arbeitslosigkeit  Sorge  zu  tragen,  die  Wohlthaten  der  Vc^ 
tragsfreibeit  den  Arbeitgebern  und  Arbeitnebmern  gleicbmassig  zuzuwendc^ 
sowie  überhaupt  die  möglichste  Entlastung  der  öffentlichen  Armenpflege  berbci- 
zuführen. 

X.  Staatszuschüsse  an  Privatunternehmungen  balten  wir  nur  für  zulls^» 
WO  das  öffentliche  Interesse  und  die  Unzuianglichkeit  der  Privatwirthsckift 
klar  erwiesen  sind. 

XI.  Das  Tabakmonopol  und  ebenso  jede  mittelbar  zum  Monopol  Ui- 
drangende  weitere  Belastung  des  Tabaks  lehnen  wir  ab.  Ueberhaupt  verwerfsi 
wir  Monopole,  welche  den  Zweck  haben,  die  Reichs-  oder  Staatseinnalmieii  ü 
vermehren  oder  den  Einfluss  der  Staatsgewalt  zu  vergrössern. 

XII.  Die  Wirthschaftspolitik  soll  nicht  Sonderinteressen  auf  Kosten  der 
Gesammtheit  begunstigen.    Das  Verhaitniss  zu  anderen  Staaten  wQnschea  wk 
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geregelt.  dass  die  internatioDale  Arbeitstheilung  nicht  gestort  und  dass  der   ^'-  ^^^^* 

Deutschland. 

itscoen  Prodnction  der  ihr   gebührende  Antheil   an    dem  Weltmarkte   ge-  e.  Mat  1882. 
iert  werde. 

XIIL  Die  Gewissens-  und  Religionsfreiheit  wollen  wir  derart  befestigen, 
B  kein  dentscher  Borger  wegen  seiner  Religion  oder  wegen  seiner  religiösen 
dcbten  in  seinen  politischen  und  bürgerlicheu  Rechten  beeintr&chtigt  oder 
ihrdet  werde.  Das  VerhlUtniss  der  Eirchen  zum  Staat  wünschen  wir  ge- 
ïlt  durch  Gesetze,  welche  die  Freiheit  und  Selbststandigkeit  der  Kirchen 
hren  innerkirchlichen  Angelegenheiten  anerkeunen,  die  Staatsautoritüt  aber 
ren  in  allen  staatlichen  sowie  in  solcheu  kirchlichen  Angelegenheiten ,  zu 
m  die  Mitwirkung  des  Staates  verfassungsmassig  berufen  ist. 

XIY.  Die  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  öffentlichen  Unterrichtswescns 
s  ausschliesslich  Sache  des  Staates  und  staatlich  verordneter  Organe  sein; 
Einwirkung  der  Kirche  ^darf  aber  das  Gebiet  des  Religionsunterrichtes  nicht 
Qsgehen.  —  Als  einen  der  grössten  Schaden  der  gegenwartigen  politischen 
3  Preusseus  betrachten  wir,  dass  durch  die  Handhabuug  des  Schulaufsichts- 
tzeS;  welches  der  Volksschule  Unabh^ngigkcit  von  der  Eirche  gewahren 
e,  dieser  Zweck  vereitelt  wird,  und  verwerfen  die  aus  engherzigem  Con- 
onalismus  hervorgegangcneu;  auf  die  Beseitigung  der  Simultanschulen  ge- 
leten  Bestrebungen. 

XV.  Die  deutsche  Rcchtseinheit  hat  in  den  Justizgesetzen  des  Jahrcs  1877 
in  der  vollzogenen  Justizorganisation  eine  m&chtige  Förderung  erfahren. 
Praxis  hat  jedoch  auch  Mangel,  insbesondere  in  der  Strafprocessordnung, 
elegty  mit  deren  Beseitigung  die  Gesetzgebung  auf  Grundlage  der  gewonne- 
Erfahrungen  sich  bald  wird  befassen  mussen.    Der  dringenden  Abhilfe  be- 

das  Eostenwesén  im  Civilprocess. 

XVL  Für  die  Landesverwaltung  in  Preussen  verlangen  wir  die  Fortsetzung 
den  Abschluss  der  Organisation  im  Geiste  der  St&dteordnung  von  1808 
der  Ereisordnung  von   1873.     Als  Grundbedingungen  hierfür  betrachten 

dass  1.  ftlr  die  altl3,ndischen  Provinzen  eine  der  St^dteordnung  entspre- 
de  Landgemeindeordnung  erlassen,  insbesondere  für  die  Gutsbezirke  und 
ne  Ortschaften,  welche  die  Obliegenheiten  der  Gemeinde  nicht  zu  erfüllen 
^tande  sind,  leistungsfilhige  Gemeinde  verbande  geschaffen  werden;  2.  die 
tmmtheit  der  Reform  auf  die  übrigen  Provinzen  der  Monarchie  übertragen 
ie,  unter  Zulassung  solcher  landschaftlich  bedingten  Abweichungen,  welche 
ir  die  Grundprincipien  noch  die  Einheit  der  Yerwaltung  gef^hrden;  3.  die 
>t8t&ndige  Organisation  der  Yerwaltungsgerichtsbarkeit  beibehalten  und  diese 
iriell  noch  weiter  ausgebildet  werde.  —  Wir  verlangen  ferner,  dass  das 
rielle  Polizeirecht  sowie  die  Handhabung  der  Yerwaltungsbefugnisse  mit 
Geiste  der  modernen  Gesetze  in  Einklang  gebracht,  und  besonders,  dass 
Berufung  der  Organe  von  jeder  Parteitendenz  abgesehen  werde.  —  Als 
femere  Aufgabe  der  liberalen  Partei  betrachten  wir,  eine  Reform  herbei- 
iren,  welche  die  Eintheilung  der  Yerwaltungsbezirke  und  die  Organisation 
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Nr.  7711.   ^gj.  Yerwaltung  verciufacht,  die  VertretuDgen  in  Ereis  und  Provinz  gerechter 
6.  Mü  1882.  vertheilty  als  beim  Ërlass  der  Kxeisordnimg  zn  ermöglichcn  war. 

XVII.  Die  liberale  Partei  sieht  alle  Schattinmgen  politiscber  and  kirdh 
lichcr  Reaction  gegen  sicb  vereinigty  and  wir  sind  überzeagt,  dass  es  ihrnidd; 
eher  gelingen  wird,  jener  Coalition  wirksam  entgegenzatreten,  als  bis  sie  gkid^ 
falls  für  alle  Scbattirongen  in  ibrer  Mitte  einen  festen  Yereinigangsponct  fiodetj 
and  als  ein  Ganzes  zn  handeln  sich  bef^gt.  —  Uubeschadet  der  Verschiedes-i 
heit  der  Anschaaongen  in  einzelnen  Tagesf ragen,   welche  weder  darch  gntet 
Willen  noch  darch  Disciplin  sich  ganz  vermeiden  Iftsst,  mOssen  die  Liberalen^ 
gestützt  aaf  ihre  Uebereinstimmang  in  den  grossen  Zielen ,   bei  den  Wahlei 
and  in  den  Parlamentcn,  soweit  nar  immer  möglich,  eine  Yerstandlgang  nnter 
allen  ihren  Fractionen  herbeizafdhren  and  eine  gemeinsamc  Action  anzubahoei 
streben.     Als  Pflicht  jedoch  Aller,   welche  in   diese  Gemeinschaft   cintre^j 
halten  wir  nnter  den  gegenw&rtigen  Verhaltnissen,  dass  sie  den  BestrebongeByj 
welche   die    grossen   gemeinschaftlichen   Zielpuncte    beeintrachtigeny    mit  deri 
grössten  Entschiedenhcit  entgegentreten,  gleichviel  ob  diese  Bestrebnngen  m 
der  Regierang  oder  von  den  der  Reaction  dienenden  Partcien  aasgehen. 


Nr.  7712. 


PSEXrSSEll.  —  Staatsministerialbeschlass,  verlesei 
vom  Yice-Prasidenten  des  Staatsministeriams,  toi 
Pattkamer,  zamSchlass  desLandtages  am  ll.Mai  I882i 


Nr.  7712.  Meiue  Herren!     Das  Staatsministerinm  bat  bei  Sr.  Majest&t  dem  Koop 

Prenswn. 

11.  MAi  1882. die  allerhöchste  Genehmignng  daza  nachgesucht,  dass  die  gegenw&rtige  SesMij 
des  Landtages  geschlossen  werde.    Wenn  in  dieser  Legislatarperiode  in  vielfli 
Zweigen  der  Staatsverwaltang  and  aaf  den  verschiedensten  Gebieten  der  Geseto* 
gehang  darch  das  Zasammenwirken  der  Landesvertretang  mit  der  Staatsnili^j 
rang  grosse  and  wichtige  Ërfolge  zam  Besten  des  Landes  erzielt  worden  fiMrj 
so  ist  das  doch  in  der  laafenden  Session  nicht  in  dem  Umfange  gelangeiiyik 
es  im  Interesse  des  Landeswohles  von  der  Staatsregierang  erhofft  wardOi  Dv 
Staatsministerinm  h&lt  an  der  Ueberzeagang   fest,   dass   die  Erledignng  iff'\ 
s&mmtlichen  dem  Landtage  mit  allerhöchster  Genehmignng  Sr.  MajestSi  "i^ 
gelegten  Gesetzeutwürfe  znr  Förderang  des  Landeswohles  beigetragen  bii^ 
wttrde.    Nachdem  jedoch  insbesondere  der  Gesetzentwnrf  über  die  VerwaoM 
der  aas  den  Reichsstenem  an  Preassen  zn  überweiseuden  Geldsommen  in  soi*; 
einzelnen   Bestimmnngen  im  Abgeordnetenhanse  nicht  eine  solche  eingehci'* 
Berathnng  gefnndcn  hat^    wie  dies  znr  allseitigen  Elarstellang  des  wichtiiK 
Gesetzentwnrfes  crho£ft  and  von  der  Regierang  erwünscht  werden  masste^  koB^ 
das  Staatsministerinm  von  der  ferneren  Berathnng  der  übrigen  Vorlagen  0B^ 
Erfolg  sich  nicht  mehr  versprechen.    Bei  dieser  Sachlage  non  glanbt  die  Sltf^ 
regierang  den  Schlass  der  gegenwartigen  Session  nicht  weiter  hinaosicluahl 
za  sollen;  demgemass  beehre  ich  mich^  den  beiden  Masern  des  Landtages  It^ 
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onarchie  in  Folge  eines  mir  ertheilten  Auftrages  Sr.  Majestfit  des  Königs   ^''  ''^^' 

,  Preussen. 

Igende  allerhöchste  Botschaft  mitzntheilen:  ;;Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnadenii.Maii8R2. 
3nig  Yon  Prenssen,  haben  anf  Grnnd  des  Artikels  77  der  Yerfassangsnrkunde 
m  31.  Jannar  1850  den  Yicepr&sidenten  Unseres  Staatsministeriums,  v.  Putt- 
mer,  beanftragt;  die  gegenw&rtige  Sitznng  der  beiden  H&user  des  Landtages 
Dserer  Monarchie  am  11.  d.  M.  in  Unserem  Namen  zu  schliessen. 

Gegeben  Berlin,  den  10.  Mai  1882. 

Wilhelm.  gegengez.  v.  Puttkamer. 

lm  Namen  Sr.  Majest&t  des  Königs  schliesse  ich  hiermit  die  Session  des 
indtages  der  Monarchie. 


'r.   7713.     PEEXTBBEN.  —  Gesetz,   betreffend  Ab&ndernngen  der 

kirchenpolitischen  Gesetze.     Yom  31.  Mai  1882. 

Wir  "Wilhelm,   von  Gottes  Gnaden  König   von  Preussen  etc,  verordnen,   ^'-  '^^''' 

FreuBsen. 

iter  Znstimmung  beider  H&nser  des  Landtages  der  Monarchie,  was  folgt:      si.Haiissa. 

Art  1.  Die  Artikel  2,  3  nnd  4  im  Gesetz  vom  14.  Juli  1880  (Gesetz- 
unml.  S.  285)  treten  mit  der  Verkündung  des  gegenwftrtigen  Gesetzes  auf  die 
ïit  bis  zum  1.  April  1884  wieder  in  Eraft 

Art  2.  Hat  der  König  einen  Bischof,  gegen  welchen  auf  Grand  der 
i  24  ff.  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1873  (Gesetz-Samml.  S.  198)  durch  ge- 
cbtliches  ürtheil  anf  Entlassung  aas  scinem  Amte  erkannt  ist,  begnadigt,  so 
ilt  derselbe  wieder  als  staatlich  anerkannter  Bischof  seiner  Diocese. 

In  sonstigen  Fftllen,  in  welchen  auf  Grund  der  §§  24  ff.  des  Gesetzes 
om  12.  Mai  1873  oder  des  §  12  des  Gesetzes  vom  22.  April  1875  (Gesetz- 
amml.  S.  194)  auf  Entlassung  aus  dem  Amte  erkannt  ist,  werden  die  Folgcn 
er  ergangenen  Erkenntnisse  auf  die  UnfEhigkeit  zur  Bekleidung  des  Amtcs 
ad  die  im  Art.  1  Abs.  2  und  3  des  Gesetzes  vom  14.  Juli  1880  (Gesétz- 
itmmL  S.  285)  aufgeführten  Folgen  beschrankt,  insofera  nicht  inzwischen  eine 
Viederbesetzung  der  Stelle  erfolgt  ist. 

Art*  3.  Von  Ablegung  der  im  §  4  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873 
jesetz-Samml.  S.  191)  vorgeschriebenen  wissenschaftlichen  Staatsprüfung  sind 
tiejenigen  Gandidaten  befreit,  welche  durch  Vorlegung  von  Zeugnissen  den 
^lehweis  fQhren,  dass  sic  die  Entlassungsprüfung  auf  einem  deutschcn  Gymna- 
iom  abgelegt  sowie  ein  drcijahriges  theologisches  Studium  auf  einer  deutschen 
^Qiversit&t  oder  auf  einem  in  Preussen  bestehenden  kirchlichen  Seminarc,  hin- 
chtlich  dessen  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  fttr  den  Ersatz  des  Univer- 
tltsstadinms  durch  das  Studium  auf  diesem  Seminar  erfüllt  sind,  zurttckgelcgt 
td  w&hrend  dieses  Studiums  Vorlesungen  aus  dem  Gebiete  der  Philosophie, 
^hichte  and  deutschen  Literatur  mit  Fleiss  gehort  haben. 
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Nr.  7718.  j)gj.  Minister  der   geistlichen  Aogelcgenheiten    ist   erm&chtigt,  wch  iifl 

PreoBsen. 

3i.Mai  1882.  Uebrigen  von  den  Erfordernissen  des  §  4  sowie  von  dem  Erfordernissc  dei 
§  11  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873  zu  dispcnsiren,  anch  ausllndisebeii 
Geistlichen  die  Vornahme  von  geistlichen  Amtsbandlungen  oder  die  AnsttbuB^ 
eines  der  im  §  10  erwahnten  Aemter  zu  gestatten.  —  Die  Grundsatze,  nieb 
welchen  dies  zo  geschehen  hat;  sind  vom  Staatsministerinm  mit  Eöniglichei 
V  Genehmigung  festzustellen. 

Art  4.  Die  Ausübung  der  in  den  §§  13  ff.  des  Gesetzes  vom  20.  M> 
1874  (Gesetz-Samml.  S.  135)  and  in  den  Artikeln  4  ff.  des  Gesetzes  toi 
21.  Mai  1874  (Gesetz-Samml.  S.  139)  den  Prasentationsberechtigten  nnd  de 
Gemeinde  beigelegten  Befngniss  zur  Wiederbesetzung  eines  erledigten  geisi 
lichen  Amtes  and  zar  Einrichtang  einer  Stellvertretang  in  demselben  fiiuk 
ferner  nicht  statt. 

ürkundlich  anter  Unserer  Höchsteigenhandigen  Unterschrift  und  beige 
dracktem  königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  31.  Mai  1882. 

Wilhelm. 

Fürst  V.  Bismarck.        v.  Pnttkamer.        v.  Eameke.        Maybaeli 

Lacias.         Friedberg.        v.  Gossler. 


Nr.    7714.     NOEWEGEH.    —   Thronrede   des   Königs   bei  SchUi 

des  Storthing  am  21.  Jani  1882. 

Nr.  7714.  Q^|.g  Herren  and  norwegische  Manner!     Mehr   als   zwei  Menschewlte 

Norwegen.  ,>  v 

21. Jnni  1882.  sind  verflosscn,  seit  Norwegen  seine  Selbststandigkeit  unter  emer  freien  vei 
fassang  and  einer  aaf  Grand  der  Gleichberechtigang  gebaaten  Vereinignng  iii> 
dem  Bradervolk  wieder  gewann.  In  diesem  Zeitraame  hat  eine  darch  Geseb 
geregelte  Freiheit  und  ein  niemals  anterbrochener  Friede  geherrscht^  wodiw 
alle  Erafte  des  Volkes  zar  vollsten  Entwicklang  gelangt  sind.  Die  Arbeit  i 
reich  gesegnet  worden,  and  gross  waren  die  Fortschritte  in  allen  Bicbtaagci 
Indero  meine  WOnsche  and  Bestrebangen  daraaf  gerichtet  waren  ^  kqI  d&P 
wonnenen  Grundlage  weiter  fortzabaaen,  bin  ich  mir  bewasst,  dabei  von  ül 
richtiger  Liebe  zam  Grandgesetz,  aaf  dem  die  gesetzmassige  Freiheit  vt^ 
innen  beraht,  and  von  treaer  Ergebenheit  ftir  die  Vereinignng,  woranf  vo^ 
Sicherheit  nach  aassen  wesentlich  beraht,  beseelt  gewesen  za  sein.  Von  dicMi 
Gefühlen  geleitet  and  mit  diesem  Ziele  meines  Wirkens  vor  Aagen,  gftb  '» 
mich  der  festen  Erwartang  von  einer  stets  fortschreitenden  Entwicklang  i^ 
indem  ich  aaf  die  kraftige  Mitwirkang  des  Storthing  sicher  baate.  A* 
wahrend  der  Wahlperiode,  die  verflossen  ist,  seit  ich  zaletzt  dem  Storttol 
persönlich  gegenttberstand,   ist  mancher  nützlicher  Beschlass  ge&sst  worfil 
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tndererseits  abcr  sind  die  Verhandlungen  diescr'VcrsammluDg  oft  einer  Rich-    ^''''  '^"^^• 

Norwegvn. 

tmg  gefolgty  die  meinerseits  keine  Billigting  noden;   nnd  sie  haben  bisweilen2i.jnnii8<^. 
i^fieschlQsse  hervorgerufen;  zu  deren  Vollziebung  ich,  als  Hüter  der  der  Königs- 
bt  dorcb  das  Gmndgesetz  in  der  Staatsverfassung  gegebenen  Stellnng,  meine 
d  nicbt  bieten  konnte.    Bei  mebreren  Gelegenbeitcn  hat  aticb  das  Storthing, 
ttter  dem  Streben^  die  Gewalt,  die  dem  Eönig  dureb  das  Gmndgesetz  über- 
tngen  ist,  zu  beschr^nken;  die  Arbeit  der  gleicbm^ssig  fortscbreitenden  Ent- 
fieklung  stillsteben  lassen.     Man  bat  bebauptet,  dass  die  Eönigsmacbt  die 
lemeinsame  Th&tigkeit  der  Staatsfaktoren,   zn   welcber   die  Theilnahme   der 
Staatsrftthe  an  den  Verbandlungen  des  Stortbing  Anlass  geben  würde,   abge- 
wiesen  habe.    Diese  Behauptung  ist  nnbefugt     Um  dem  Stortbing  zu  will- 
Uren,  babe  leb  wiederbolt  Yorscbl&ge  zu  einer  Yerë.nderung  im  Grundgesetze 
eingebracbt^   und  ein  solcber  Vorscblag  befindet  sich  aucb  gegcnwSlrtig  beim 
Storthing.     Die  Bedingungen,  an  die  mein  Vorscblag  geknttpft  ist^  sind,   wie 
ich  glaubte  und  aucb  jetzt  noch  glaube,   unter  unseren  verfassungsmSlssigen 
YerhMtnissen  von  besonderer  Bedeutung.     Aehnlicbe  Bedingungen  finden  sich 
inch  bei  anderen  konstitutionellen  Verfassungen,  selbst  bei  solcben,  die  weit 
8t&rkere  konservative  Garantien  enthalten  als  die  unserige.    Um  den  Wttnschen 
des  Storthing  entgegenzukommen^  babe  ich  trotz  der  Bedenken^  die  ich  dabei 
batte,  ein  Jabr  nach  dem  anderen  der  VerlSlngerung  der  Scssionen  weit  ttber 
die  Zeit  hinaus,   welchc  bei  Einführung  der  j&brlichen  Sessionen  festgesctzt 
worde,  meine  Zustimmung  eftheilt.     Als  ich  einem  Beschlusse,  dass  ein  Stor- 
thing-Comité   nach  Auflösung   des  Storthing  beisaromenbleiben  solle,   meine 
.Billigong  versagte,  schlug  ich,  um  dem  Storthing  zu  willfahren,  ein  Yerfahren 
?or,  welches  dazu  angethan  war,  die  Forderungen  einer  gründlichen  Behand- 
luDg  der  Sache  zu  erfttllen.    Das  Storthing  aber  hat  durch  keinen  Schritt  von 
Seiten  der  ausübenden  Gewalt,   mochte  er  aucb  von  den  aufrichtigsten  Wün- 
schen  für  gemeinsame  Arbeit  und  gutes  Einverstlindniss  ausgegangen  sein,  zu 
einer  entsprechenden  Haltung  bewogen  werden  können.    Mit  emster  Bekümmer- 
'.  niss  habe  ich  erfahren  mflssen,   dass  das  Storthing  geitend  machen  will,   es 
könne  ohne  Zustimmung  des  Eönigs  das  Grundgesetz  verandem.    Meine  Ueber- 
xengiuig,  dass  eine  solche  Behauptung  unberechtigt  ist,  steht  unerschütterlich 
fest.     Mur  Eönig  und  Storthing  im  Yerein  haben  die  Macht,  das  Grundgesetz 
I   n  TerAndem.    Mit  tiefer  Erkenntniss  von  meiner  königlichen  Pflicht  will  ich 
\   mit  aller  Eraft  für  das  Grundgesetz,   das  wir  Alle,  ihr  sowohl  wie  ich,   be- 
f   lehworen  haben,   und  das  ein  Jeder  unverbrüchlich  halten  muss,   wenn  der 
t   Friede  und  die  Sicherheit  des  Staatcs  bewahrt  bleiben  sollen,  eintreten.    Ich 
:    gebe  mich  der  Hoffnung  hin,   dass  die  bedauerliche  Spaltung  und  Erregung, 
.    welche  sich  in  unser  öffentliches  Leben  eingedr^ngt  hat,  nach  und  nach  einer 
"*  mbe&ngeneren  und  besonneneren  Auffassang  von  bestehenden  Verh&ltnissen 
nnd  den  Erfordemissen  der  Staatseinrichtungen  weichen,  und  dass  alle  aufge- 
klirten  nnd  patriotischen  M&nner,  ein  Jeder  in  seinem  Ereise,  meine  Bestre- 
bongen  kut  Erreicbung  dieses  Zieles  unterstützen  werden.    Moge  eine  gn^ige 
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Nr.  7714.  Vorsehung  die  unheilvoUen  Folgen  eines  jeden  Versuches  abwenden^  die  Gnmd- 
o]j^n^.lage  der  staatlichen  Ordnong;  nnter  welcher  das  norwegische  Volk  so  Tiele 
Jahre  glttcklich  nnd  frei  gelebt  bat;  zn  erschttttem!  Mit  der  Bitte  an  Gott, 
er  wolle  es  so  fügen  and  Volk  and  Beich  seinen  Segen  geben,  erkl&re  id 
hiermit  das  31.  ordentliche  Storthing  für  gescblosscn  and  verbleibe  Eacb,  gnte 
Herren  and  norwegische  M&nner^  mit  aller  königlichen  Ganst  and  Gnade  wobl 
gewogen. 


Aegypten. 

7715.  TÜEKEL  —  Firman  des  Sultans  an  Mehemed-Ali,  be- 
treffend die  Erbfolgeordnung,  Steuererhebang  im 
Namen  der  Pforte^  Münzwesen  nnd  Zahl  der  auszu- 
hebenden  Trappen. 

nction.) 

L'acte  de  sonmission  qne  tn  viens  de  faire,  les  assnrances  de  fidélité  et  Nr.  7715. 
^vouement  qne  tu  as  données,  et  les  intentions  droites  et  sincères  que  *^,«p^rf^i 
anifestées  tant  k  mon  égard  que  dans  les  interets  de  ma  Sublime  Porte, 
parvenues  k  ma  connaissance  souveraine  et  m'ont  été  fort  agréables.  ||  En 
quence,  et  Ie  zèle  et  la  sagacité  qui  te  caractérisent,  ainsi  que  l'expé- 
c  et  les  connaissances  que  tu  as  acquises  dans  les  affaires  de  TEgypte 
int  Ie  long  espace  de  temps  que  tu  as  occupé  Ie  poste  de  Gouverneur 
Ëgjpte,  donnant  lieu  k  croire  que  tu  auras  acquis  des  droits  k  la  faveur 
la  confiance  que  je  t'accorde;  c'est-è-dire,  que  tu  en  connattra»  toute  la 
e  et  toute  la  reconnaissance  que  tu  devras  en  avoir,  que  tu  t'appliqueras 
re  en  sorte  que  ces  dispositions  passent  k  tes  fils  et  k  tes  neveux,  je 
)rde  Ie  Gouvernement  de  TEgjpte  dans  ces  anciennes  limites  telles  qu'on 
'ouve  dans  la  carte  qui  t'est  envoyée  par  mon  Grand -Vizir  actuellement 
nctions,  munie  d'un  cachet,  avec  Ie  privilege  additionnel  de  Thérédité  et 
les  conditions  suivantes:  —  ||  Désormais,  quand  Ie  poste  sera  vacant,  Ie 
smement  de  TEgypte  sera  conféré  k  celui  de  tes  enfants  mMes  existants 
i'aurais  préféré  et  élu,  et  ce  systeme  sera  observé  également  k  Tégard  de 
nfants  m&les.  ||  Si  jamais  Ie  destin  voudra  que  la  ligne  masculine  soit 
te,  comme  dans  ce  cas  ma  Sublime  Porte  devra  conférer  Ie  Gouvernement 
Egypte  sera  conféré  k  celui  de  tes  enfants  m&les  existants  que  j'aurais 
ré  et  élu,  et  ce  systeme  sera  observé  également  k  Tégard  de  ses  enfants 
$.  II  Si  jamais  Ie  destin  voudra  que  la  ligne  masculine  soit  éteinte,  comme 
ce  cas  ma  Sublime  Porte  devra  conférer  Ie  Gouvernement  de  TEgypte  k 
autre  personne,  les  enfants  m&les  nés  des  filles  des  Gouverneurs  de 
'pte  n'auront  aucun  droit,  aucune  capacité  legale  k  la  succession  au 
emement  ||  Dorénavant,  celui  d'entre  tes  enfants  qui  sera  élu  au  Gouveme- 
,  de  1'Egypte  devra  se  rendre  en  personne  k  Constantinople  pour  y  rece- 
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Kr.  7715.  voir  rinvcstiture  de  son  poste.  Il  Bien  que  les  Pachas  d'Egjpte  aycnt  obtena 
i3.Febr.i84i.  ^^  privilége  dc  Thérédité,  ils  doivent  cependant  être  considérés,  quant  i  li 
préséance^  comme  étant  sur  on  pied  d'égalité  avec  les  autres  Vizirs^  ils  seront 
traites  comme  les  antres  Vizirs  de  ma  Sublime  PortC;  et  recevront  les  mèmes 
titrcs  que  Ton  domie  aux  autres  Vizirs  qnand  od  leur  écrit  ||  Les  Ordoimances 
utiles  proclamées  par  mon  Hatti- Sheriff  Impérial  de  Gulhané^  tous  les  régle- 
ments  faits  et  k  faire  par  ma  Sublime  Porte,  tous  les  Traites  conclus  et  i 
conclure  entre  ma  Sublime  Porte  et  les  Puissances  amies^  seront  complète- 
ment  mis  k  exécution  dans  la  Province  de  TEgypte  aussi. 

En  Egypte^  tous  les  impóts,  tous  les  revenus  seront  per^us  et  recaeillis 
en  mon  nom  souverain;  attendu  cependant  que  les  Egyptiens  aussi  sont  ks 
snjets  de  ma  Sublime  Porte,  et  afin  qu'un  jour  ils  ne  soient  pas  vexés,  li 
dtme,  les  droits  et  les  autres  impöts  qui  seront,  perguS;  Ie  seront  sar  les 
mêmes  régies  qui  seront  en  vigueur  dans  les  autres  pays  de  ma  Soblime 
Porte.  II  Sur  Ie  montant  annuel  des  droits  de  douane,  de  la  dime,  des  impöts 
et  de  toutes  les  autres  espèces  de  revenus,  on  en  prélévera  d'abord,  c'est-i- 
dire,  sans  défalquer  ancune  dépense,  la  quatrième  partie  pour  compte  de  na 
Sublime  Porte.  Les  autres  trois  quarts  sont  laissés  afin  qu'ils  servent  k  blre 
face  aux  frais  du  recouvrement,  k  ceux  de  TAdministration  IntérieorB;  des 
établissements  miiitaircs,  et  pour  Ie  trésor  particulier  des  Pachas  d'Ëgjpt^ 
et  pour  Ie  payement  des  vivres  qu'il  est  d'usage  d'envoyer  tous  les  ans  en 
nature  de  TEgypte  aux  deux  Villes  Saintes.  ||  Lc  quantum  du  tribut  qui  revieot 
k  ma  Sublime  Porte  et  Ie  mode  de  la  perception,  sont  exócutoires  dans  Tespaee 
de  cinq  ans,  k  commencer  de  Tannée  1257  (Février  1848)',  après  cela^  il  sera 
loisible  de  faire  k  eet  égard  de  meilleurs  arrangements  d'après  Tétat  fator  de 
VEgypte  et  les  exigences  des  temps;  considérant  que  c'est  nn  devoir  pour  n* 
Sublime  Porte  de  connaitre  au  juste  Ie  montant  réel  des  revenus  annoels  et 
Ie  mode  de  perception  des  dimes  et  des  autres  impóts  k  prendre  des  habi- 
tants,  et  attendu  que  cette  connaissance  ne  peut  guèrc  s'obtenir  que  p^ 
Tétablissement  d'un  controle,  on  prendra  des  mesures  conformes  aux  ordres 
que  je  donnerai  k  eet  égard. 

Comme  ma  Sublime  Porte  a  pris  la  résolution  d'améliorer  la  mosov^ 
qui  est  Vkme  des  opérations  de  la  société,  et  de  Ie  faire  de  maniere  i  ^ 
'  que  désormais  il  ne  puisse  y  avoir  de  la  variation  ni  dans  Taloi,  ni  dans  1^ 
prix,  je  permets  que  Ton  batte  monnaie  en  Egypte;  mais  les  monnaies  ea  o' 
et  en  argent  que  je  te  permets  de  battre  porteront  mon  nom,  et  seront  toa^ 
k'Mi  semblables,  sous  les  rapports  du  titre,  des  prix  et  de  la  forme,  k  celte 
que  Ton  frappe  ici. 

En  temps  de  paix,  18,000  hommes  suffiront  pour  Ie  service  intérieur  d« 
la  Province  de  TEgypte;  il  ne  sera  pas  permis  d'en  augmenter  Ie  noïïAif^ 
Mais  vu  que  les  troupes  de  terre  et  de  mer  de  TEgypte  sont  institnées  p<Hff 
Ie  service  de  ma  Sublime  Porte,  il  sera  permis,  en  temps  de  guerre,  de  Itt 
porter  au  nombre  qui  aura  été  jngé  convenable  par  ma  Sublime  Porte.  1  On 
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I  adopté  Ie  principe  qae  les  soldats  employés  dans  les  aatres  parties  de  mes   ^  "'^^ 

Btats  serviront  pendant  cinq  ans,   an  bont  dnqnel  terme  ils  seront  échangés  is.F«br.i84i. 

mire  des  recrnes.    Cela  étant,   il   faat   qn'k  eet  égard  1'on  snive  Ie  même 

iystème  en  Egypte  anssi.     Par  conséquent,   il   fandra   former  des  soldats  Ie 

lias  récemment  incorporés   et   pris   dans  les  corps  des  tronpes  Egyptiennes 

10,000  hommes,  anxqnels  on  appliqnera  ensnite  Ie  principe  dn  temps  de  ser- 

ice  k  compter  dn  jour  qn'ils  y  ont  été  admis.    De  ce  corps  18,000  hommes 

eront  employés  an  service  intérienr  de  TEgypte,  et  les  2000  hommes  seront 

imployés  ici.    Et   comme  la  cinqnième   partie  de  ces  20,000  hommes  devra 

tre  remplacée  tons  les  ans,   on   prendra  chaqne  année  snr  la  popnlation  de 

Egypte,  en  tirant  légalement  an  sort,  en  s'y  prenant  mon  hnmanité,  et  en  y 

bserrant   la   plns   parfaite   impartialité,   4000  hommes,   dont  3600   hommes 

eront  retenns  en  Egypte,  et  les  400  envoyés  k  Constantinople.    Les  soldats 

loi  aoront  été  les  premiers  k  entrer  an  service,  soit  ici  soit  1^,  et  qui  anrunt 

ccompli  leur  binqnième  année  de  service,   seront   renvoyés  k  lenrs  pays  re- 

pectifs,  et  cenx  qui  anront  nne  fois  accompli  Ie  terme  de  service  ne  seront 

'ios  enrólés.  ||  Il  pent  y  avoir  nne  différence,  k  canse  dn  climat,  dans  Tétoffe 

errant  k  Thabillement  des  tronpes  en  Egyptcf  mais  il  ne  doit  en  avoir  ancnne 

i  dans  Tnniforme,  ni  dans  la  conpe  des  habits,  ni  dans  les  marqnes  distinc* 

^es  des  grades,   ni   dans   les   drapeanx,   entre   ces   tronpes-1^  et  les  antres 

'onpes  de   ma  Snblime  Porte.  ||  Les   tronpes  k  employer   snr   les  vaisseanx 

gyptiens,   officiers  et  soldats,  anront  tont-^-fait  Ie  même  habillement  et  les 

êmes  marqnes  distinctives  de  lenrs  grades  qne  les  tronpes  d'ici;  les   hkti- 

ents  porteront  Ie  même  pavillon  que  cenx  d'ici.  ||  Le  Gonvemenr  d'Egypte 

öimera   les   officiers  de  terre  et  de  marine   jusqn'an   grade  de  Col-Agassi, 

^e  immédiatement  an-dessons   de   celui   de  Chef  de  Bataillon.    Quant  anx 

niinations  anx  grades  supérieurs  k  celui  de  Col-Agassi,  il  fandra  absolument 

demander  la  permission  et  prendre  mes  ordres  l^-dessns.  ||  Dorénavant  les 
'Chas  d'Egypte  ne  ponrront  pas  faire  construire  des  bètiments  de  guerre 
^s  en  avoir  demandé  la  permission  de  la  Sublime  Porte,  et  en  avoir  obtenu 
ö  aatorisation  claire  et  positive. 

Attendu  qne  chacune  des  conditions  arrêtées  comme  ci-dessus  est  ad- 
''ente  an  privilege  d'hérédité,  si  nne  seule  d'elles  n'est  pas  exécutée,  ce  privi- 
te  d'hérédité  sera  aussitót  aboli  et  annnlé.  \\  Telle  étant  ma  volonté  suprème 
t"  tons  les  points  ci-dessus  énoncés,  toi,  tes  enfants  et  tes  descendants,  recon- 
issants  de  cette  haute  faveur  souveraine,  vous  vous  empresserez  toujours  k 
leuter  scmpuleusement  les  conditions  établies,  vous  vous  garderez  bien  d'y 
utrevenir,  vous  aurez  soin  d'assurer  le  repos  et  la  tranquillité  des  Egyptiens 

les  mettant  k  Tabri  de  tontes  injures  et  de  toutes  vexations,  vous  ferez 
s  rapports  ici  et  demanderez  des  ordres  sur  les  affaires  importantes  qui 
ncement  ces  pays-lè,  étant  k  ces  fins  que  le  présent  Firman  Impérial, 
t  omé  de  mon  rescrit  sonverain,  a  été  écrit  et  vous  est  envoyé. 
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Nr.    7716.     TÜTtXET.    —    Flrman    des   Sultans    an   Mehemed-Ali, 

betreffend  die  Höhe  und  Zahlungsmodns  des  Tribnts. 

(Traduction.) 
^1:  l'\^'  Toi  Vizir  sas-mentionné!  —  Comme  tu  as  été  confirmé  dans  Ie  Gonrcr- 

Mai  1841.  ment  de  l'Egjpte  avec  hérédité^  anx  conditions  résolntoires  qni  sont  insérées 
dans  an  aatre  Firman,  ma  volonté  sonveraine  est,  qae  tu  ayes  k  pajer  annaelle- 
ment  pour  ma  Sublime  Porte,  sur  les  droits  de  douane^  sur  les  dtmes  et  Ia 
capitation,  et  sur  les  autres  revenus  et  produits  de  cette  province,  un  trilmt 
de  80,000  bourses;*)  qu'afin  que  Ie  montant  du  tribut  ne  vaiïe  pas,  pnisqne 
les  prix  des  monnaies  changent,  on  ait  k  calculer  la  somme  de  80,000  boor- 
ses  sur  les  prix  des  Colonnates  d'Espagne  qui  sont  en  crédit  en  Egypte;  et 
que  Ie  montant  actuel  des  Colonnates  soit  pajé  chaque  année  en  nature,  <m 
bien  que  son  équivalent  soit  pajé  en  d'autres  bonnes  monnaies.  Tels  sont 
mes  ordres,  en  conséquence  desquels  Ie  présent  Firman  Impérial  a  été  éerit 
et  envoyé.  ||  Ainsi,  lorsquc  tu  auras  appris  de  quoi  il  s'agit,  tu  agiras  de  U 
maniere  ci-dessus  énoncée,  et  tu  auras  soin  de  payer  au  Trésor  Impérial,  dte 
que  Ie  temps  du  payement  sera  Irrivé,  Ie  tribut  ci-dessus  énoncé. 


Nr.    7717.     TÜEKEL  —   Firman   des  Sultans  an  den   Vicekönig, 

betreffend  die  Erbfolgeordnung.     Vom   27.  Mai  1866. 

(Traduction.) 

(Après  les  titres  d'usage.) 
^Tik/keV  Ayant  pris  connaissance  de  la  demande  que  tu  m'as  soumise,  et  dans  Itr 

27.  lUi  1866.  quelle  tu  me  fais  connattre  que  la  modification  de  Tordre  de  succession  établi 
par  Ie  Firman  adressé  en  date  dn  mois  de  Rébi-ul-Akhir  1257,  h  ton  aleil 
Mehmed-Ali-Pacha  pour  lui  conférer  Ie  Gouvernement  k  titre  hereditaire  de 
la  i?rovince  d'Egypte,  et  revêtu  de  mon  Hatt  Impérial,  et  la  transmission  de 
succession   de   père   en   fils    en   ligne  directe  et  par  ordre  de  primogénitore 
seraient  favorables  k  la  bonne  administration  de  TEgypte  et  au  développement 
du  bien-être  des  habitants  de  cette  province.  ||  Appréciant  d'autre  part,  dans 
toute  leur  étendue,  les  efforts  que  tu  as  faits  dans  ce  but  depuis  ta  nomina* 
tion  au  Gouvernement  Général  de  TEgypte,   qui  est  Tune  des  provinces  les 
plus  importantes  de  mon  Empire,  ainsi  que  la  fidélité  et  Ie  dévouement  doDt 
tu  n'as  cessé  de  faire  preuve  k  mon  égard,  et  voulant  te  donner  un  témoignig^ 
eclatant  de  la  conüance  pleine  et  entière   que   je    t'accorde,  j'ai   décidé  q«« 
dorénavant   Ie   Gouvernement   de   VEgypte,    avec   les   territoires   qui  y  sont 
annexés   et   qui   en    dépendent,   et   avec    les  Caïmacamies  de  Sévakin  et  de 
Moussawa,  sera  transmis  k  l'atné  de  tcs  enfants  m4les  et,  de  la  même  manier^ 


•)  80,000  purses,  or  40,000,000  Turkish  piastre8,  amounting  at  present  to  abort 
863,6351.  steriing. 


i 
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fils  atnés  de  tes  saccessears.  ||  Que  si,  en  cas  de  vacance,  Ie  Gouverneur-  ^il  !^\'* 
éral  ne  laisse  aucun  enfant  mèle,  la  snccession  sera  transmise  k  Tainé  de87.Maii866. 
frères,  et  k  défaut  des  frères  k  Tainé  des  enfants  m&les  du  plus  kgé 
ui  ses  frères  défunts.  ||  Telle  sera  désormais  la  loi  de  succession  en  Egypte. 
\  outre,  les  conditions  contenues  dans  Ie  Firman  susmentionné  sont  et  de- 
rent  k  tous  jamais  en  vigueur  comme  par  Ie  passé;  chacune  de  ces  con- 
ns  sera  constamment  observée,  et  Ie  maintien  du  privilege  qui  découle  de 
sonditions  dépcudra  de  Tobservation  integrale  de  chacune  des  obligations 
les  impliquent  ||  Ces  immunités  accordées  plus  récemment  par  mon  Gou- 
3ment  Impérial,  concernant  la  faculté  du  Gouvernement-Général  de  1'Ëgypte 
>orter  jusqu'è  30;000  hommes  Teffectif  de  ses  troupeS;  de  maintenir  la 
'ence  entre  Ie  titre  des  monnaies  frappées  en  Egypte  en  mon  Gouverne- 

Impérial^  et  celui  des  autres  monnaies  de  mon  Empire^  et  de  confércr 
;rades  civils  de  mon  Gouvernement  jusqu'li  celui  de  Sanié  (second  rang 
i  première  classe),  sont  également  confirmées.  ||  La  règle  qui  i^terdit  la 
ission  des  descendants  md.les  des  filles  des  Gouverneurs  est  maintenue 
Qc  par  Ie  passé.  ||  Le  tribut  de  80,000  bourses  payé  par  TEgypte  au 
)r  Impérial  est  porté  k  150,000  bourses,  k  partir  du  mois  de  Mars  de 
ée  1866,  k  raison  de  100  piastres  la  iivre  Ottomane,  c'est-^-dire,  k 
XX)  livres  Ottomanes  par  an.  ||  Mon  Iradé  Impérial  étant  émanó  k  Teffet 
ettre  k  exécution  les  conditions  qui  precedent,  le  présent  Firman,  portant 
ite  mon  écriture  Impériale,  a  été  ródigé  par  ma  Chancellerie  Impériale, 
i  été  délivré.  ||  Tu  dois,  de  ton  cóté,  avec  la  loyauté  et  le  zèle  qui  te 
^érisent,  et  en  profitant  des  connaissances  que  tu  as  acquises  des  condi- 

de  TEgypte,  consacrer  tes  soins  k  la  bonne  administration  de  cette 
'ée,  travailler  k  assurer  k  ces  populations  une  tranquillité  et  une  sécurité 
rcs;  et  reconnaissant  la  valeur  du  gage  que  je  viens  de  te  donner  de  ma 
ir  Impériale,  t'attacher  k  Tobservation  des  conditions  établies  ci-dcssus. 
Ecrit  de  12"^®  jour  du  mois  de  Moharem,  de  Tan  de  Tüégire  1283  (le 
lai  1866). 


7718.  TÜEKEI.  —  Firman  des  Sultans  an  den  Vicekönig 
von  Aegypten,  betreffend  die  eventuelle  Einrichtung 
einer  Regentschaft     Vom  15.  Juni  1866. 

uction.) 

Dans  le  but  de  garantir,  de  toutcs  manières,  le  nouvel  ordre  de  succes-   ^'-  '•^®- 

,  ,  Türküi. 

iu  Gouvernement  de  1  Egypte,  ainsi  quil  fut  établi  par  un  autre  Firman  15.  jani  isee. 
'ial,  il   est  mentionné  ci-dcssus  le   mode  d'après  lequel  Ton  est  tenu  de 
der  k  Tinstitution   de   la   tutelle  du  Gouvernement  de  TEgypte,  lorsque 
Téventualité  de  la  mort  de  son  Gouverneur,  son  fils  ainé  et  héritier  se 
jrait  être  eucore  en  bas  ftge.  ||  Dans  Téventualité  de  la  vacance  du  Goi^' 
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Nr.  7718.    vernement,  et  lorsque  Théritier  du  Gouvernement  serait  en  bas  ftce,  c'est-i- 

Tftrkei.  7-1  07 

i5.Juaii866.dire,  qu'il  aurait  moins  que  dix-huit  ans,  Ie  Firman  d'Investiture  sera  tout  de 
même  émaué.  Cependaut,  jusqu'^  ce  qu'il  arrive  k  Vêkge  de  dix-huit  ans,  si 
Ie  Gouverneur  se  trouvcrait  avoir  éé'jk  établi  un  tuteur  et  un  conseil  de  ta- 
telle  pour  Ie  Gouvernement  moyennant  un  testament  cacheté  par  lui,  et  par 
deux  hauts  fonctionnaires  de  1'Ëgypte  en  service  actif,  comme  témoins,  ce 
tuteur  et  ce  personncl  de  tutelle  saisiront  immédiatement  les  renes  de  l'Ad- 
ministration,  et  procéderont  k  dirlger  Ie  Gouvernement.  En  même  temps, 
comme  ils  en  référeront  k  ma  Sublime  Porte,  un  Firman  Imperial  en  sera  émané, 
les  confirmant  k  leur  place.  Si,  d'un  autre  cóté,  survient  une  vacance  da 
Gouvernement  susdit  sans  qu'il  soit  pourvu  k  Tinstitution  d'une  telle  totelle, 
Ie  Conseil  de  tutelle  étant  composé  des  Chefs  de  TAdministration  de  rintérieur, 
de  la  GuerrC;  des  FinanceS;  des  Affaires  ËtrangèreS;  de  la  Justice,  dn  Chef 
des  Troupes^  et  des  Commissaires  des  Provinces  Egyptienncs,  on  procédera  i 
rélectiott,  parmi  les  susdits  fonctionnaires^  d'un  Conseil  de  tutelle  de  la 
maniere  suivante:  —  ||  Les  susdits  fonctionnaires  réuniront  immédiatement,  et 
choisiront  parmi  eux-mêmes  un  tuteur  k  Tunanimité,  ou  k  la  pluralité  des  yoIl 
Siy  cependant,  les  voix  se  partagent  entre  deux  candidats,  la  préférence  sera 
donnée  k  celui  des  deux  qui  occuperait  les  plus  importantes  fonctions  dans  Ie 
Gouvernement.  Le  degré  d'importance  est  établi  dans  Tordre  indiqné  ci- 
dessus.  II  Ainsi,  vicnt  d'abord  le  Chef  du  Département  de  Tlntérieur,  après 
celui  de  la  Gucrre,  et  ainsi  de  suite.  Le  tuteur  étant  ainsi  éln,  et  les  antres 
Membres  s'étant  constitués  en  Conseil  du  tutelle,  ils  prendront  en  mams  Ie 
Gouvernement,  et  ils  s'empresseront  de  rapporter  k  ma  Sublime  Porte  l'insti- 
tutión  du  tuteur  et  Vinstitution  du  Conseil  de  tutelle.  Ce  choix  sera  confirmé 
de  notre  part  par  un  Firman  Imperial.  ||  Dans  le  cas  qull  arrive  que  Tex- 
Gouverneur  ait  nommé  un  tuteur  et  un  Conseil  de  tutelle,  ce  tuteur  et  ce 
Conseil  ne  saurait  être  changés  avant  que  le  terme  de  tutelle  ne  soit  eipiré. 
De  même  dans  la  seconde  alternative,  c'est-è-dire,  lorsque  Tinstitution  dn  ta- 
teur  a  lieu  par  la  réunion  des  hauts  fonctionnaires  du  Gouvernement,  Ton  ne 
pourra  non  plus  changer  le  tuteur  ainsi  nommé.  Lorsqu'un  Membre  du  Con- 
seil du  tuteur  vient  k  mourir,  on  choisira  un  autre  k  sa  place  parmi  les 
hauts  fonctionnaires  du  Gouvernement,  et  si  le  tuteur  lui-même  vient  k  mourir, 
on  choisira  un  è  sa  place  de  la  maniere  susindiquée,  dans  le  Conseil  de  tu- 
telle, substituant  k  celui-ci  un  des  hauts  fonctionnaires  du  Gouvememeot  ] 
Lorsque  Théritier  arrive  k  Vkge  de  18  ans,  étant  alors  majeur,  11  saisin  tes 
renes  de  TAdministration  et  gouvernera  comme  son  prédécesseur.  Ced  étant 
confirmé  par  ma  volonté  Impériale  et  revêtu  de  mon  Hatti-Sheriff,  le  présent 
Firman  fut  conséquemment  émané  le  2  Safer^  1283  (15  Juin,  1866). 
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19.  TOEKEL  —  Firman  des  Sultans  an  den  Ehedive,  be- 
treffend die£rbfolgeorduang  and  dasReCht,  üaudels- 
vertrilge  and  andere  Vertr&ge  ohne  politische  Be- 
dentuug  zu  schliessen.     Vom  8.  Juni  1867. 

D.) 

ustrious  Vizier  Ismail-Pasha.  who   now  holds  the   rank  of  Grand-   ^'*  ^*®- 

'  TftrkeL 

',  with  the  title  of  '^Khidev"  of  Egypt,  and  who  is  decorated  with  g.  joni  ise;. 
rdcrs  of  the  Medjidió  and  Osmanié  of  the  First  Class  in  Diamonds. 
3od  perpetuatc  his  glory  and  increase  his  power  and  prosperitj. 

epithets  applied  to  all  Pashas  holding  the  rank  of  Vizier:  ||  Be 
)n  the  arrival  of  this  my  Impcrial  Firman,  that,  as  is  also  mentio- 
Firman  granting  the  privilege  of  hereditarj  succession  to  the  Vice- 
diviet)  of  Egypt,  those  fnndamental  laws  which  are  in  force  in 
s  of  my  dominions  shall  be  maintained  and  respected  in  Egypt. 
ndamental  laws  are  meant  all  those  principles  laid  down  in  the 
escript  of  Gulhaneh.  But,  inasmuch  as  the  internal  administration 
^ince,  and  consequently  its  financial,  material  and  other  interests 
3d  to  tlic  Government  of  Egypt,  in  order  to  prt^scrve  and  extend 
ests,  it  is  permittcd  to  that  Government  to  frame  such  regulations 
em  necessary  in  the  form  of  ^'special  Tanzimat  for  the  Interior/' 
inner,    whilst   all  the  Treaties  of  the  Sublime  Porte  must  be  re- 

Egypt,  an  exception  is  made  only  as  regards  the  customs  duties, 
;ards  foreigners  in  matters  relating  to  the  police,  postal  and  transit 
br  which  fuU  powers  are  given  to  thee  to  enter  into  special 
lts  with  foreign  agents.  But  such  arrangements  must  not  take  the 
•eaties  or  Conventions  having  any  political  signification  or  purpert 
e  event  of  their  being  inconsistent  with  the  principles  laid  down 
opposed  to  my  original  sovereign  rights,  it  will  be  necessary  to 
as  nuU  and  void.  ||  Wherefore  the  question  of  conformity  or  non- 

to  these  principles  in  matters  where  a  doubt  exists  as  regards 
t  be  referred  to  my  Sublime  Porte  previously  to  such  arrangements 
iluded.  II  And  when  in  the  manner  explained  above  any  special 
lts  are  entered  into  concerning  the  customs  duties  in  Egypt,  in- 
:hereof  must  be  transmitted  to  my  Sublime  Porte.  ||  Also,  when  any 

respecting  Commercial  Treaties  takes  place  between  my  Goveru- 
Dther  Powers,  in  order  that  the  commercial  interests  of  Egypt  may 
1  to  the  opinions  of  the  Egyptian  Administration  shall  be  consulted 
In  proclamation  of  which  this  my  Imperial  Firman,  dated  5  Sefer, 
June,  1867),  is  now  addressed  to  thee. 
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Nr.    7720.     TÜRKEL  —  Flrman  des  Sultans   an  den  Khed 

treffend  die  Steuererhebung.  im  Namen  des 
and  die  Genehmigung  zn  aasw^rtigen  Anleih< 
29.  November  1869. 

(Traduction.) 
TürVei.    (^-près  les  titres  d'usage.) 
29.NoT.i8Gu.         Il   est   superflu   de   dire    combicn    ma    sollicitude    est    grande 
prospérité  de  Timportante  Province  d' Egypte,  et  pour  raccroissemem 
être  et  de  la  sécurité  de  ses   habitants.    Tont   en   cousacrant   une 
sérieuse  au  mainticn  intact  des  privileges  intérieurs  accordés  k  TAdm 
Egyptienne,   il   est   de   mon   devoir   de   surveiller   en   même   temps 
accoaiplissement  des  obligations  de  cctte  Administration,  soit  en  vers 
ronne,  soit  envers  les  habitants  de  Ia  province.  ||  En  conséquence,  j'i 
les   éclaircissements   que   tu   as   donnés   et   les  engagements   que  ti 
relativement  aux  armes  et  aux  b&timents  de  guerre,   ainsi   qu!k   V( 
relations  extérieures  de  la  province,   par  la  lettre  que  tu  as  écritc 
date  du  10  Djémazi-ul-Ewel,  1286,  en  réponse  è,  celle  que  mon  Gi 
t'avait  adressé,  par  mon  ordre  souverain,  Ie  18  Rébi-ul-Akhir,  1286 
ment  Ia  question  financière  étant  un  point    vital    pour   tous   les   pi 
quotité  des  impöts  est  supérieure   aux   moyeus   des   contribuables, 
produits  de  ces  impöts,  au   lieu   d'être   affectés   aux   besoins  réels 
sont  absorbés  par  des  dépenses  infructueuses,   on   s'expose  incontet 
k  des  pertes  et  k  des  dangers  incalculables.  ||  Il  en  résulte  pour  Ie 
du  pays  Ie  droit  sacré  et  imprescriptible   de    surveiller   avec   solli( 
important  objet;   et,  pour  qu'il  ne  subsiste  plus  aucun  doute  ni  mal 
eet  égard,  j'ai  décidé  de  te  donner  les  éclaircissements  suivants,   i 
également   portés  k  la   connaissance   de   tous.     Ainsi,   suivant   les 
fondamentales  qui  servent  de  base  è,  TAdministration  Egyptienne,  toi 
pots  et  redevances  doivent  être  répartis  et  pergus  en  mon  nom.    Je 
donc  consentir  en  aucune  maniere  k  ce  que   les   sommes   provenai 
impöts  soient  employés  autrement  qu'aux  besoins  réels  du  pays,  et 
les  habitants  soient  chargés  de  nouvcaux  impöts  sans  une  nécessit 
et  reconnue.    Ma  volonté  absolue  est  donc  que  tes  soius  et  ton  zèl 
incessants  soient  dirigés  vers  ce  deux  importants  objets,   aussi   bie 
la  nécessité  que  mes  sujets  d'Egypte   soient   toujours  traites  avec 
équité.  II  De  même,  les  emprunts  k  Tétranger  engageant  pour  de  longi 
les  revenus  du  pays,  je  ne  saurais  admettre  que,  sans  que  tous  les  ( 
raisons  qui  peuvent  y  faire  recourir  n'aient  été  soumis  k  mon  Goa 
Impérial,   et  sans  que  mon  autorisation  n'ait  été  préalablement  obt 
sommes  prélevées  sur  les  revenus  de  TEgypte  soient  affectées  au  se 
cmprunt  ||  Ma  volonté  est  donc  qu'en  aucun  temps  il  uc  soit  fait 
qu'après  que  la  nécessité  absolue  d'y  avoir  recours  sera  bien  établi 
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aotorisation   préalable   obtenue.  ||  Ta   conformeras   désormais  tcs  actcs  et  ta   ^'-  ''^• 

wndoite  aax  termes  formels   de   mon   présent  Firman  Impórialy  qui    est   enoo.Nov.iscu. 

;oat  point  conforme  aux  droits  et  aax  devoirs  respectifs,  ainsi  qa'aax  pré- 
lédeots. 

Le  22  Chaban  1286  (29  Novembre,  1869). 


^T.  772L  TÜEKEL  —  Firman  des  Sultans  an  den  Khedive,  be- 
treffend die  Aafhcbung  der  Beschr^nkangen  des  Fir- 
mans  vom  29.  November  1869  nnd  Best&tigang  der 
Privilegiën  des  Firmans  vom  8.  Juni  1867.  Vom  10. 
September  1872. 

Mnction.) 

Les  privileges  accordés  aa  Gouvernement  Egyptien  de  la  part  de  notre   Nr.  7721. 

Türkoi 

OQvemement  Impérial,  dans  le  but  de  développer  la  prospéritó  de  l'Egjpte,  jog^ptig^g. 
»nt  lies  k  rentier   accomplissement   par  le  dit  Gouvernement  de  devoirs  et 
tnditions  déterminés  envers  notre  Gouvernement  Impérial;  devoirs  et  condi- 
m  dont  la  valeur  a  été  assurée  et  fixée  par  nos  ordrcs  Impériaux^  édictés 
'écédemment 

Par  notre  Firman  Impérial,  en  date  du  5  Safer,  1284,  TAdministration 
térieure  de  TËgypte,  et,  par  conséquent,  ses  interets  financiers^  matériels  et 
itres,  sont  dévolus  au  Gouvernement  Egyptien. 

Notre  faveur  Impériale  lui  a  accordé  tout  ce  qui  se  rattache  au  développc- 
ent  de  Torganisation  intérieure  et  du  progrès  en  général. 

Les  choses  étant  ainsi,  vous  m'avez  soumis  que  quelques  restrictions  et 
ceptions  contenues  dans  mon  Firman  du  22  Chaban,  1286,  créaient  des 
itraves  sérieuses  au  complet  développement  de  la  prospérité  de  TEgypte. 

Il  est  évident  que  la  prospérité  du  pays  et  le  bien-être  de  mes  sujets 
nt  Tune  et  l'autre,  k  mes  yeux,  de  la  plus  haute  importance  et  Tobjet  de 
08  plus  chers  désirs. 

La  réalisation  de  ces  voeux  dépend  naturellement  des  moyens  et  des 
cilités  accordés,  pour  répondre  aux  besoins  qui  en  dérivent. 

Telle  ayant  été  ma  volonté  Impériale,  il  est  contraire  k  mon  désir  que 
progrès  et  la  prospérité  de  TEgypte  soient  entravés  par   des  restrictions 
portées   aux   privileges   que   ma   munificence   souveraine   avait  accordés  au 
^uvemement  Egyptien,  dans  son  intérêt  matériel  et  financier. 

Aussi,  j'ai  prescrit  de  maintenir  tels  quels  les  privileges  octroyés  par  mon 
tman  en  date  du  5  Safer,  1284,  et  j'ai  fait  émaner  de  ma  Sublimc  Porte 
-  Ordre  Suprème,  et  je  vous  l'ai  donné. 

Le  ?•  jour  do  Redjeb,  1289  (10  Septembre,  1872). 


Staftttarehir  XL.  20 


306  Aegypten. 

Nr.    7722.     TÜEKEI.  —  ErUss  des  Sultans  an  den  Khediv( 

treffend  die  Erm^chtigung  zu  auswSLrtigen  Anl 

(Traduction.) 
Nr.  7722.  L'Administration  matérielle  et  financière  de  TEgypte  vous  étant,  e 

Tftrkei. 

25.8opt.i872.  et  pour  tout,  dévolae  par  mes  divers  Firmans  Impérianx,  la  faculté  d 
des  emprunts  h  Textérieur,  et  les  effecter  au  bien-être  de  TEgypte^  se 
comprise  dans  la  sphère  des  privileges  accordés  spécialement  an  Gouver 
Egjptien.  ||  Dorénavant,  aassi,  toutes  les  fois  que  pour  la  prospérité  d 
Ie  besoin  de  contracter  des  emprunts  k  Textérieur  se  produira,  je  vi 
nouvelle  et  vous  confirme  Tautorisation  d'emprunter  des  sommes  nécessa 
nom  du  Gouvernement  Egyptien,  et  sans  demander  Tautorisation. 
Le  22  Redjeb,  1289  (25  Septembre,  1872). 


Nr.    7723.     TÜRKEI.  —  Flrman  des  Sultans  an  den  Khediv 

treffend  die  Thronfolgeordnung,Regentscbaft,  i 
und    finanziellc    Yerwaltung,    Abschluss    von 
politischen  Vertragen  und  Anleihen^  Mttnzrcch 
von  Kriegsschiffen,    Flagge  und  Zahlung  des  Ti 
Vom  8.  Juni  1873. 

(Traduction.) 
Nr.  7723.  Lg  Firmau,   après  la  formule  d'usage,   continue  comme  suit:  — 

8.  Jaoi  1873.  soit  fait  uotoiro  que  nous  avons  pris  ta  demande  eu  considóration,  et  q\ 
avons  voulu  róunir  dans  un  seul  Firman  tous  les  Firmans  et  Ehats  Hoai 
qui,  depuis  Ic  Firman  qui  accordait  Thérédité  de  TEgyptc  k  ton  aïeol, 
met-Aly,  ont  été  octroyés  aux  Khédives  d'Egypte,  soit  pour  modifier  l 
de  succession,  soit  pour  accorder  k  TEgypte  des  immunités  et  des  pr 
nouveauX;  en  harmonie  avec  les  moeurs  des  habitants  et  le  caractèr 
nature  du  pays.  Nous  avons  voulu  que  le  présent  Firman,  avec  toa 
modifications  et  explications  nécessaires  qu'il  renferme,  et  les  prine: 
régies  qu'il  établit,  soit  k  toujours  exécutoire  et  respecté,  et  remplac 
k  Vavenir  les  autres  Firmans  Impériaux,  et  cela  ainsi  qu'il  suit:  — || 
de  succession  au  Gouvernement  d'Egypte,  accordé  par  notre  Firman  I 
en  date  du  2  Rehib-ul-ewel,  1257,  a  été  modifió  de  maniere  que  le  K 
d'Egypte  passet  k  ton  fils  atné  et  après  lui  k  son  fils  ainé  et  ainsi  p( 
autres,  c'est-è-dire  que  la  succession  est  par  ordre  de  primogénitor 
Tintérêt  de  la  bonne  administration  de  TEgypte  et  du  bicn-être  de  sej 
tants.  D'un  autre  cóté,  comme  j'ai  constaté  les  soins  que  tu  donnés  k  \' 
et  les  efforts  que  tu  fais  pour  sa  prospérité  dont  la  grandeur  et  Timp 
sont  notoires  k  mes  yeux,  ainsi  que  la  fidélité  et  le  dévoüment  dont  1 
toujours  donné  des  témoignages,  je  t  ai  accordé  cuticrcmcnt  mes  bonnes 
et  ma  coufiance,  et  pour  t'eu  donner  uuc  preuvc  eclatante,  j'ai  voulu 
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et  j'établis  comme  loi  que  la  succession  au  Khédivat  d'Egjpte  et  de  ses  dépen-   ^'-  ''^^^ 

iaoces  ainsi   que   des  Caïmacamats   de  Soaakin   et   de  Massa wa   avec   Icors  s.  jani  i873. 

lépendances;  passera^  comme  il  est  dit  plus  haat,  k  ton  fils  et  après  loi  con- 

brmément  k  la  loi   de    primogéniture    aux    fils    atnés   de   ceux   qai   seront* 

Ihédives.    En   cas   oü  celui  qai  serait  Ehódive   ne   laisserait  pas   d'enfants 

B&les  Ie  Khédivat  passerait  k  son  frère  putné;  et  dans  Ie  cas,  oü  son  frère 

ie  serait  plus,  au  fils  ainé  de  son  frère  puiné.     Gette  règle  est  établie  d'une 

nanière  définitive   et   ne   s'applique   pas   aax    enfants    mé.les    dans   la  lignc 

binine.  ||  Afin  d'assurer  complètement  la  sécurité  de  eet  ordre  de  succession 

I  régence  qui  administrera  TEgypte  en  cas   de   minorité   est   règlée   comme 

üt:  A  la  mort  du  Ehédivc  si  son  fils  atné  est  mineur,  c'est-è-dire,  s'il  est 

gé  de  moins  de  18  ans,   comme  il  sera  réellement  quoique  mineur  Ehódive 

ar  son  droit  k  la  succession,  son  Firman  sera  immédiatement  envoyé.    Si  Ie 

liédivQ  défunt  a  durant  sa  vie   institué   la   régence   dans   un   document  qui 

)it  être  contre-signé  par  deux   hauts   fonctionnaires  portés  comme   témoins 

uis  Tacte,  Ie  Régent  et  lés  membres  de  la  Régence  qui  auraient  été  ainsi 

^ignés  prendront  immédiatement  en  main  Vadministration  des  affaires  et  en 

lormeront  ma  Sublime  Porte,   et  mon  Gouvernement  Impérial  confirmera  Ie 

égent  et  les  membres  de  la  Régence  dans  leurs  fonctions.     Si  Ie  Ehédive 

a  pas  pourvu  k  la  Régence  pendant  sa  vie,   celle-ci   sera   formée   des  per- 

»imes   qui   se  trouvent  k  la  tête   des  Administrations    de   Tlntérieur,   de   la 

aerre,   des    Finances,   des   Affaires   Etrangères,   du   Conseil   de   Justice,   de 

innée  et  de  Vinspection  Générale.     lis  procéderont  entr'eux,   de  la  maniere 

livante, '  k  la   nomination    du  Régent     Ces   différents  Chefs  d'Administration 

iront  parmi  eux  celui  qui  sera  Régent;  cette  élection  se  fera  soit  k  Tuna- 

imité  soit  k  la  majorité  des  voix.     Au   cas   oö    les    voix  se  porteraient  en 

)mbre  égal  sur  deux  personnes,  celle  qui  occupe  la  fonction  la  plus  impor- 

«ite  k  commencer  par  TAdministration  de  Tlutérieur  sera  élu  Régent,  et  les 

itres  membres   formeront   Ie  Conseil   de  Régence.    lis   prendront   en   main 

administration   des   affiaires  et  en  donneront  avis  k  ma  Sublime  Porte,   qui 

ifi  confirmera  dans  leurs  fonctions.     Soit  que  Ie  Régent  et  les  Membres  du 

onseil  de  Régence  aient  éte  institués  par  Ie  Ehédive  de  son  vivant,  soit  que 

^  Bégence  se  soit  constituée  par  élection,  dans  Tun  comme  dans  Tautre  cas 

Qcun  des  Membres   ne   pourra   être   changé.     Si   l'un   des  Membres   de   la 

^ence  vient  k  mourir  les  Membres  survivants  choisiront  et  nommeront  un 

'tre  fonctionnaire  Egyptien  pour  Ie  remplacer.     Si  c'est  Ie  Régent  qui  vient 

oiourir  les  Membres  du  Conseil  choisiront  son  rempla^ant  parmi  cux-mêmes 

nommeront  k  la  place  que  Ie  nouveau  Régent  occupait  dans  Ie  Conseil  un 
^tre  fonctionnaire  Egyptien.     Lorsque  Ie  Ehédive  mineur  sera  arrivé  k  Vkga 

18  ans,  il  sera  considéré  comme  majeur  et  administrera  par  lui-même  les 
^ires  du  Gouvernement.  ||  J'attache  la  plus  grande  importance  k  la  prospórité 

l'EgjptBy  au  bien-être,  k  la  tranquillité,  et  k  la  sécurité  de  sa  population, 

comme  ce  sont  des  objets  qui  reposent  sur  Tadministration  civile  et  finan- 
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Nr.  7723.   ^^^^^  ^Q  pajS;  ainsi  que  sur  Ic  dévcloppement  des  interets  matériels  et  aatrei 
Türkei.     ^^    p^ys  qui  sont  du  ressort  du  Gouvernement  Egyptien,   nous  mentionnoBS 
'    comme   suit,   en   les   modifiant  et  les  élucidant   tous  les  privileges  qae  moi 
Firman  Impérial,  soit  anciennement;  soit  k  nouveau,  a  accordés  au  Goavene- 
ment  Egyptien  pour  qu'ils  soieut  possédés  k  toujours  par  les  Ehédives  qni  ie 
succéderont.  ||  L'administration  civile  et  financière  du  pays  et  tous  les  intérfiti 
matériels  et  autres,  30us  tous  les  rapports,  sont  du  ressort  de  Gouvernement 
Egyptien  et  lui  sont  confiéS;  et  comme  Tadministration;  Ie  bon  ordre  de  toit 
payS;   Ie  dévcloppement  de  la  richesse  et  de  la  prospérité  de  la  popalatim 
proviennent  de  Tharmonic  h  établir  entre  les  faits,  les  relations  générales,  Ii 
condition   et   la   nature   du    payS;   ainsi    que   Ie   caractère  et  les  moeors  des 
habitants,  Ie  Khédive  d'Egypte  est  autorisé  è,  faire  des  règlements  intérieon 
et   des   lois   toutes    les   fois   qu'il   sera   nécessaire.  |{  Il  est  aussi  autorisé  ï 
renouveler  et  k  contracter,  sans  porter  atteinte  aux  Traites  politiques  de  mi 
Sublime  Porte,   des  Conventions   avec  les  Agents  des  Puissances   étraogères, 
pour  les  douanes  et  Ie  commerce,  et  pour  toutes  les  relations  qui  cuncerneot 
les  étrangers;  et  toutes  les  affaires  intérieures  et  autres  du  pays,  et  cola  dans 
Ie  but  de  développer  Ie  commerce  et  VindustriC;   et   de   regier  la  police  d» 
étrangers,  ainsi  que  leur  situation,  et  tous  leurs  rapports  avec  Ie  GouvemenMit 
et  la  population.  ||  Le  Khédive  a  la  disposition  complete  et  entière  des  afbire 
financières  du  pays.     Il  a  pleine  faculté  de   contracter,  sans  autorisatioD;  u 
nom  du  Gouvernement  Egyptien,  tout  emprunt  a  Tétranger  toutes  les  fois  qi'fl 
croira  nécessaire.  ||  Le  premier  devoir  du  Khédive,  et  le  plus  essentiel,  étant 
la  garde  et  la  défense  du  pays,  il  a  autorisation  pleine  et  entière  de  potf- 
voir  k  tous   les   moyens  et  établissements  de  défense  et  de  protection,  WBr 
formément  aux  nécessités  du  temps  et  des  lieux,  et  d'augmenter  ou  de  duninoer 
selon  le  besoln,   sans   qu'aucune   limite  lui  soit  imposée,   le   nombre  de  mes 
troupes  Impériales  d'Egypte.  ||  Le  Khédive  conservera,  comme  anparavan^  Ie 
privilege   de   conférer   des   grades    dans    Tordre   militaire   jusqu'au  grade  de 
Öoloncl,  et  dans  Vordre  civil  jusqu'au  grade  de  Raubci  Sanick.     La  monn«e 
qui   sera   frappéc   en  Egypte   doit   être    frappéc   en  mon   nom  Impérial,  te» 
drapeaux  des  troupes  de  terre  et  de  mer  seront  les  mêmes  que  les  dn^KWit 
de  mes  autres  troupes,  et,  comme  b&timents  de  guerre,  les  bdtiments  VSêÜ* 
seuls  ne  pourront  être  construits  sans  ma  permission.  ||  Par  mon  ordre  ImpM 
reproduisant  les   dispositions   ci-dessus,  je   te   fais   remettre  par  mon  Dift* 
Impérial   ce  Firman  illustre  orné  en  tête  de  mes  caractères  Impériaux.  Ce 
Firman  renferme  et  complete,  en  les  élucidant  et  les  modifiant,  tous  les  F!^ 
mans  et  Khats  Impériaux  qui  ont  été  octroyés  jusqu'^  présent  au  GoMO^ 
ment   Egyptien,   soit   pour   instituer   Tordre   de   succession,  la   forme  dfi  ^ 
Régence  en  cas  de  nécessité,  soit  pour  VAdministration  civile,  militaire^  fistf* 
cière,  ainsi  que  les  interets  matériels  et  autres  du  pays.  ||  C'est  en  eonfomU 
de  ma  volonté  Impériale  que  les  régies  et  principes  contenus  dans  ee  Finnü 
doivent  ètre  observés  k  toujours  et  k  jamais  cxécutés,   en   lieu  et  pliM  ^ 
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us  lea  autres  contenus  dans  mes  précédents  Firmans.  Il  Pour  toi,  conforme-  ^j;  v^* 
ent  k  ton  caractère  plein  de  droitore  et  de  zèle,  et  aux  connaissances  qaeg.joni  ists. 

as  acqoises  de  Tétat  de  TEgyptc,  tu  exécuteras  fidèlement  les  conditions 
ipnlées  dans  ce  Firman,  et  tu  feras  les  efforts  ponr  bien  administrer  Ie 
ijs,  ponr  assurer  par  tous  les  mojens  possibles  la  tranqaillité  des  habitants 

reconnattrtt  par-1^  mes  fayenrs  et  mes  bontés  Impériales  k  ton  égard.  ||  Ta 
}porteras  aussi  la  plas  grande  attention  k  remettre  chaque  année,  sans 
tt&rd  et  dujs  son  entier,  h  mon  Trésor  Impérial,  les  150,000  boarses  de 
ibat  établi. 

13  Rebi-ul-Akhir,  1290  (8  Juin,  1873). 


^r.   7724.     AEGYPTEH.  —  Decret   des  Khedive,  betreffend   die 

Ëinrichtnng  einer  Casse  der  öffentlichen  Schuld. 

Nous,  Khédive  d'Egypte,  —  Voulant  prendre  des  mesures  définitives  et  Nr.  7724. 
«portunes  pour  obtenir  Tunification  des  diverses  dettes  de  TEtat  et  de  celles  ^  mJi'^is?». 

la  Daïra  Sanieh,  ainsi  que  la  réduction  des  charges  excessives  résultant  de 
s  dettes;  ||  Et  voulant  donner  nn  témoignage  solennel  de  notre  ferme  inten- 
n  d'assurer  toute  garantie  aux  interets  engagés:  ||  Avons  résolu  d'instituer 
e  Caisse  spéciale  chargée  du  service  régulier  de  la  dette  publique,  et  de 
mmer  k  sa  direction  des  Commissaires  étrangers,  lesquels  ont  été  sur  notre 
mande'  indiqués  par  les  Gouvemements  respectifs  comme  fonctionnaires  aptes 
remplir  Ie  poste  auquel  ils  seront  nommés  par  nous  en  qualité  de  fonction- 
ires  Egyptiens  dans  les  conditions  suivantes:  — 

Article  1.  Il  est  institué  une  Caisse  de  la  Dette  Publique  chargée  de 
cevoir  les  fionds  nécessaires  au  service  des  interets  et  de  Tamortissement  de 

dette,  et  de  les  destiner  exclusivement  k  eet  objet 

Art  2.  Les  fonctionnaires,  les  Gaisses  locales,  ou  les  administrations  spé- 
ales  qui,  après  avoir  recóuvré,  regu,  ou  concentré  les  revenus  spécialement 
fectés  au  paiement  de  la  dette,  sont  ou  seront  k  Tavenir  chargés  de  les 
irser  au  Trésor  Central  ou  de  les  tenir  k  la  disposition  des  ordonnateurs 
i8  dépenses  de  TEtat,  sont  par  effet  du  présent  Décret  obligés  d'en  faire  Ie 
irsement  pour  compte  du  Trésor  de  TEtat  k  la  Caisse  spéciale  de  la  Dette 
öblique,  qui  sera  k  eet  égard  considéré  comme  une  Caisse  spéciale  du  Trésor. 
^  fonctionnaires,  Caisscs  et  Administrations  ne  pourront  être  valableraent 
Marges  que  par  les  quittances  qui  leur  seront  délivrés  par  la  dite  Caisse 
'  la  Dette  Publique.  Tout  autre  ordre  ou  quittauce  sera  sans  effet.  ||  Ces 
^iDes  fonctionnaires,  Caisses,  ou  Administrations  enverront  mensuellcment  au 
•ïiistre  des  Finances  un  tableau  contenant  les  recettes  ou  récouvrements  faits 
•f  eux  directement  ou  versés  par  les  percepteurs  des  revenus  spécialement 
Més  k  la  dette,   et  les  versements  faits  k  la  Caisse  spéciale  de  la  Dette 


} 
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Nr.  7724.  Publiquc.  ||  Le  Ministre  des  Finances  communiqucra  ces  tableaux  k  la  Direction 
2.  Mai  1876.  de  la  Caisse.  ||  La  Caisse  de  la  Dette  Pnbliqne  rccevra  de  la  Daira  Sanieh  la 
somme  integrale  nécessaire  au  service  des  interets  et  de  ramortissement  dn 
roontant  de  ses  dettes  nnifiées.  ||  Elle  recevra  également  les  fonds  de  ranniiité 
dae  au  Gouvernement  AnglaiS;  et  représentant  l'intérêt  sur  les  actioos  do  Gi- 
nal  de  Suez. 

Art.  3.  Si  les  vcrsements  des  revcnus  aifectés  h  la  dette  sont  insnffismts 
ponr  payer  le  sémestre^  la  Caisse  spéciale  de  la  Dette  Publiqi^  demanden 
au  Trésor  par  le  moycn  du  Ministre  des  Finances  la  somme  nécessaire  ponr 
completer  le  paiement  de  la  sémestrialité,  Ic  Trésor  devra  lui  verser  cette 
somme  qninze  jours  avant  Téchéance.  ||  Si  les  fonds  encaissés  laissent  nn  ex- 
cédant  sur  le  paiement  des  interets  et  de  Tamortissement,  la  Caisse  spémie 
de  la  Dette  Publique  versera  eet  excédant  k  la  fin  de  chaque  année,  k  la 
Caisse  générale  du  Trésor.  ||  La  Caisse  de  la  Dette  Publique  présentera  ses 
comptes,  qui  seront  examinés  et  jugés  comme  de  droit 

Art.  4.  Les  actions  qu'au  nom  et  dans  Tintérêt  des  créanciers  en  grande 
partie  étrangers,  la  Caisse  et  pour  ses  directeurs  croiront  avoir  k  exercer 
contre  l'administration  financière,  représentée  par  le  Ministre  des  Finances, 
pour  ce  qui  concerne  la  tutelle  des  garanties  de  la  dette  que  nous  avons  con- 
fiée  k  la  direction  de  la  dite  Caisse,  seront  portées  dans  les  termes  de  leur 
juridiction  devant  les  nouveaux  tribunaux  qui,  suivant  Taccord  établi  avcc  les 
Puissances,  ont  été  institués  en  Egypte. 

Art.  5.  Les  Commissaires  désignés,  comme  il  est  dit  plus  haut,  anront 
la  direction  de  la  Caisse  spéciale  de  la  Dette  Publique.  ||  lis  seront  nommés 
par  nous  pour  cinq  ans  et  siégant  au  Caire. .  ||  Leurs  fonctions  pourront  êtrc 
continuées  k  Texpiration  des  cinq  ans,  et  en  cas  de  décès  ou  de  démissionde 
Tun  d'eux.  Ia  nomination  nouvelle  sera  faite  par  nous  dans  la  forme  des  no* 
minations  primitives.  lis  pourront  confier  è,  l'un  deux  les  fonctions  de  Prési- 
dent, lequel  en  donnera  avis  au  Ministre  des  Finances. 

Art.  6.  Les  frais  de  change,  d'assurance  et  de  transport  d'espèces  i 
Tétranger,  ainsi  que  commissions  pour  paiement  des  coupons  seront  k  la  charge 
du  Gouvernement.  ||  Les  Directeurs  de  la  Caisse  prendront  les  accords  préali- 
bles  avcc  le  Ministre  des  Finances  pour  toutes  les  opérations;  mais  Ic  B* 
nistre  décidera  si  1'expédition  des  sommes  doit  ctre  faite  en  groupe  ob  p^ 
lettres  de  change. 

Art.  7.  La  Caisse  ne  pourra  employer  aucun  fond  soit  ou  non  ëf^ 
niblc,  en  opérations  de  crédit,  commerce,  industrie,  ou  autres. 

Art.  8.  Le  Gouvernement  ne  pourra,  sans  Tavis  conforme  des  Connnis- 
saircs  qui  dirigent  la  Caisse  de  la  Dette  Publique,  pris  k  la  majorité,  porl«r 
dans  aucun  des  impóts  spécialement  affectés  k  la  dette,  des  modificationa  <!» 
pourraicnt  avoir  pour  résultat  une  diminution  de  la  rente  de  eet  impöt  Toote 
fois,  le  Gouvernement  pourra  aflfermer  un  ou  plusieurs  de  ces  impóts,  pooï^ 
que  le  contrat  de  fermage  assure  un  revenu  au  moins  égal  k  celui  déjA  ö- 
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ADt  et  conclnre  des  Traites  de  Commerce  portant  modifications  aux  droits   ^'-  ^"^* 

Aegypton. 

Douane.  2.  Mai  isre. 

Art  9.  Le  Gonvernement  s'engage  k  n'émettre  ancon  bon  dn  Trésor  ni 
con  nonvean  titre,  et  k  ne  contracter  ancnn  antre  empmnt  de  qnelqne  na- 
re qne  ce  soit  ||  Ce  même  engagement  est  pris  au  nom  de  la  Daïra  Sanieh. 
Cependant  si,  par  des  motifs  d'argence  nationale ,  le  Gouvernement  se  tron- 
nt  dans  la  nécessité  de  recourir  au  crédit,  il  ponrrait  le  faire  dans  la  limite 

strict  besoin  et  sans  porter  aucun  atteint  k  Tafifectation  des  rerenus  dcsti- 
s  è  la  Caisse  de  la  Dette  Publique;   ni  aucune  diversion  k  leur  versement 

è  leur  destination.  ||  Ces  emprunts,  tout  exceptionnels  qu'ils  soient,  ne  pour- 
Qt  être  contractés  qu'après  Vavis  conforme  des  Commissaires- Directeurs  de 

Caisse. 

Art  10.  Afin  que  les  dispositions  du  precedent  Article  ne  créent  pas 
)b8tacles  k  la  marche  de  rAdministration,  le  Gouvernement  pourra  établir 

compte  courant  auprès  d'une  banque  pour  faciliter  ses  pajements  mojen- 
nt  anticipation  k  regier  sur  les  recettes  de  Tannée.    Le  solde  actif  ou  passif 

sera  réglé  ^  la  fin  de  chaque  année.    Le  découvert  de  ce  compte  courant 
odant  l'année  ne  pourra  jamais  dépasser  50;000;000  de  francs. 
Fait  au  Caire,  le  2  Mai  1876. 


r.  7725.     AEGTPTEH.    —    Decret,    betreffend    die    Conversion 
und  Consolidation  der  &gyptischen  Staatsschuld. 

Nous  Khédive  d'Egypte,  considérant  que  les  emprunts  contractés  en  1862  N'-  ""25. 
64,  1868,  1873,  1865,  1867  et  1870  par  le  Gouvernement  et  la  Daïra  Sa- ^.^MT^STfi, 
h,  s'élevaient  originairement  k  la  somme  de  65,497,660  L  sterling,  laquelle 
trouve  aujourd'hui  réduite  k  54,793,150  l  sterling  par  eflFet  des  titres  amor- 
jasqa'4  ce  jour;  ||  Considérant  qu'è  cette  dette,  contractée  par  des  emprunts 
ic  amortissement,  vient  s'ajouter  Ia  dette  flottante  contractée,  tant  par  le 
uvemement  que  par  la  Daïra,  pour  combler  le  deficit  résultant  du  dófaut 
xécution  integrale  du  contrat  relatif  k  TEmprunt  1873,  non  compris  la  pre- 
ion  contenue  dans  le  dit  contrat,  Article  19,  pour  Tachèvenient  des  travaux 
^lics  déj^  en  cours  d'exécution,  ainsi  que  pour  faire  face  aux  dépenses  oc- 
•ionnées  par  des  cas  de  force  majeure  et  par  des  calamités  publiques;  || 
Qsidérant  que  cette  dette  a  été  en  grande  partie  contractée  par  voie  d'opé- 
ioQs  de  crédit  qui,  s'étant  imposées  au  Gouvernement  en  tcmps  de  crise  ou 
dWres  circonstances  exceptionnelles  et  urgentes,  ont  été  conclues  k  des 
IX  onéreux  pour  le  Trésor  de  TEtat;  ||  Considérant  que  pour  rendre  possible 
Trésor  et  k  la  Daïra  Sanieh  de  satisfaire  ces  diflférentcs  dcttes  et  pour 
8UX  assnrer  dans  Tavenir  les  interets  des  créanciers  moyennant  une  mesure 
iforme  aux  exigcnces  communes,  il  a  été  reconnu.opportun  et  utile  d'unifier 
iteg  ces  dettes  en  constituant  une  dette  générale  portant  intérêt  k  7  pour 
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Nr.  7725.  ^jgjj^  g^  rcmboursable  en  soixante-cinq  ans;  ||  Considérant  que  vu  Ie  tanx  d'é- 
7.  Mai  1R76.  missioD  des  divers  emprunts  avec  amortissement^  les  titres  relatifs  è  ces  em- 
prunts  venant  k  être  unifiés  au  pair  de  leur  valeur  nominale,  profitent  d'une 
bonification  dont  il  est  juste  d'étendre  Ie  benefice  anx  porteurs  des  obligatHm 
de  la  dctte  flottante  de  TEtat  et  de  la  Daïra  Sanieh,  dans  une  proportion  qd 
établisse  autant  que  possible  Tégalité  entre  tous  les  créanciers;  qu'il  est  éqni- 
table  aussi  d'accorder  aux  porteurs  des  titres  des  emprunts  de  1864,  1866  et 
1867;  dont  les  demières  échéances  sont  prochaines,  une  compensation  an  pn>> 
longement  plus  sensible  pour  eux  du  délai  d'amortissemcnt;  ||  Considérant  (jte 
Tannuité  nécessaire  au  service  de  la  dette  général  unifiée  s'élevant  è  91, 000,0001 
sterling  sera  de  6,445,600  l.  sterling;  mais  que  pour  déterminer  la  charge 
qui  grèvera  effectivement  Ie  budget  ordinaire  de  TEtat,  il  faut  en  dédaire  la 
somme  de  684,411  7.  sterling,  contribution  de  la  Daïra  Sanieh  proportionneDe 
k  Vimportance  de  ses  dettes  unifiées  avec  celles  de  TEtat;  qu'ainsi  rannoité 
k  la  charge  de  VEtat  est  de  5,759,189  l.  sterling;  ||  Considérant  que  roniiea- 
tion  et  la  consolidation  des  dettes  de  TEtat  en  une  seule  dette  générale  ra- 
dent  inopportune  la  continuation  du  paiement  de  la  Moukabala,  par  laqndla 
Ie  Gouvernement  se  proposait  de  concourir  k  Textinction  de  la  dette  flottaite 
moyennant  Tanticipation  de  six  annuités  de  Timpöt  foncicr;  ||  Considérant  qae 
par  eifet  dè  cette  anticipation  un  des  plus  importants  revenus  de  l'Etat  se 
trouverait  après  quelques  années  considérablcment  reduit,  tandis  que  dans  Tn- 
térêt  du  Gouvernement  et  des  créanciers  de  TEtat  ce  qu'il  faut,  c'est  que  Ie 
revenu  du  Trésor  soit  assuré  de  maniere  k  satis£aire  aux  interets  et  k  ^amo^ 
tissement  de  la  dette  publique,  ainsi  qu'aux  dépcnses  bndgétaires;  ||  Considé- 
rant que  par  ces  motifs,  notre  Conseil  Privé  nous  a  proposé  et  nous  aTOtf 
approuvé  d'arrèter  Topération  de  la  Moukabala  en  accordant  k  ceux  qoi  out 
fait  des  anticipations  les  droits  et  privileges  qui  leur  auraicnt  été  définitiT^ 
ment  acquis  sur  la  propriété  seulement  après  pajement  intégral  de  la  Kon- 
kabala  et  en  prenant  des  mesurcs  équitables  soit  pour  la  restitntion  de  ees 
anticipations,  soit  pour  une  réduction  proportionncUe  d'impóts;  ce  qui  aan 
pour  résultat  d'éviter  une  réduction  considérable  dans  un  des  prindpaox  re- 
venus de  TEtat;  ||  Considérant  d'ailleurs  que  pour  la  garantie  des  créanders 
il  était  nécessaire  de  créer  une  Caisse  spéciale  chargée  de  rccevoir  Ie  mon- 
tant  des  revenus  affectés  k  la  dette  et  d'cn  faire  Ie  service: 

Notre  Conseil  Privé  entendu,  avons  décrété  et  décrétons:  — 
Article  1.    Toutes  les  dettes  de  TEtat  et  celles  de  la  Daïra  Sanieh  ré- 
sultant  des  emprunts  contractés  en  1862,  1864,  1868,  1873,  1865,  1867  el 
1870,   la  dette  flottante  de  l'Etat  et  la  dette  flottante  de  la  Daïra  Sanid, 

• 

comprenant  les  Bons  du  Trésor  et  tous  antres  titres  ou  obligations,  soot  sv* 
fiés  en  une  dette  générale  dont  les  titres  portcront  7  pour  cent  d'intérèt  ^ 
Ie  capital  nominal  et  seront  amortissables  en  soixante-cinq  ans  par  tingea  le- 
mestriels.  ||  L'unification  est  faite  au  pair  du  taux  nominal  des  titres  des  ai- 
ciens  emprunts  pour  les  emprunts  1862,  1868,  1870  et  1873.  ||  Les  titres  ds 
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générale  seront  délivrés  k  db  pour  cent  de  leur  capital  nominal  aux   ^'-  ^^* 

Ai^yptan. 

des  titres  des  emprnnts  7  pour  cent  1864;  1865,  et  9  pour  cent?.  Mai  i876. 
Poot  ce  dernier  emprunt^  la  dififérence  du  taux  de  Tintérêt  sera  capi- 
n  titres'  au  profit  des  porteurs.  A  80  pour  cent  de  leur  capital  no- 
IX  porteurs  des  titres  des  dettes  flottantes  de  TEtat  et  de  la  Daïra 
ons  forme  de  Bons  dn  Trésor  et  autres  titres  ou  obligations  qui  les 
nt.  II  Par  efifet  de  cette  opération,  la  dette  générale  uniiiée  sera  de 
KX)  L  sterling  en  valeur  nominale,  jouissance  du  1  Jnillet;  1876. 
.  2.  La  dctte  cmprunt  et  la  dette  flottante  de  la  Daïra  Sanieh  s'uni- 
c  celle  de  TËtat,  sous  les  mêmes  restrictions  et  garanties,  la  Daïra 
st  tenue  de  verser  annuellement  k  la  Caisse  de  la  Dette  Publique  la 
Ie  684;411  L  sterling  représentant  sa  part  proportionnelle  dans  Tan- 
;ale  nécessaire  au  service  de  la  dette  pour  interets  et  amortissement. 
.  3.     Les  revenus  aflFectés  spécialement  au  service  de  la  dette  géné- 

'•  —  L.S. 

h  de  Garbieh 1^01,523 

h  de  Menoufieh 714,107 

h  de  Behera 424,312 

h  de  Siout 732,179 

lu  Caire 345,389 

i'Alexandrie 173,837 

d'Alexandrie,  Suez,  Damiette,  Rosette,  Port-8iJd  et  El-Arich        639,677 

de  fer 990,806 

SS  tabacs 264,015 

du  sel 200,000 

de  Matarieh 60,000 

dès  Ecluses  et  droits  de  navigation  sur  Ie  Nil  jnsqu'li 

dy  Halfa       30,000 

Kasr-el-Nil _. 15,000 

5,790,845 
tion  de  la  Daïra  qui  sera  payée  au  fur  et  k  mesure  de 

rentrees 684,411 

Total  général  des  revenus  affectés    ....     6,475,256 

4.  Les  titres  de  la  dette  générale  unifiée  seront  de  vingt,  cent, 
ts  et  mille  livres  sterling  avec  coupons  payables  semestriellement  |{ 
3  des  titres  pour  l'amortissement  semestriel  sera  fait  par  les  Com- 

Directeurs  de  la  Caisse  de  la  Dette  Publique.  ||  Ces  titres  seront 
en  échange  des  titres  des  anciens  emprunts  et  des  titres  de  la  dette 
aux  conditions  prescntes  dans  l'Article  1  du  présent  Décret 

5.  Un  groupe  composé  de  maisons  de  banque  et  d'établissements 
>  s'est  chargé  par  contrat  de  Topération  de  runiücation  de  la  dette. 
missaires  Spéciaux  du  Gouvernement  seront  nommés  par  nous  pour 

Texécution  reguliere  de  ces  opérations. 
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Nr.  7725.  ^^^  g     p^^jj.  ^q  servicG  de  la  dette  unifiée  est  créée  une  Caisse  Spéciale 
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7.  Hoi  1876.  dont  les  statuts  sont  arrètés  par  notre  precedent  Décret  qni  doit  être  conn- 
déré  comme  complément  du  présent  Décret. 

Art.  7.     Notre  Ministre  des  Finances  est  cliargé  de  l'ex^cution  da  pré- 
sent Décret. 

Fait  au  Gaire^  Ie  7  Mai,  187G. 

IsmaiL 


Nr.    7726.     aegypten.    —    Décret,    betreffend    die    Einsetzung 

eines  obersten  Schatzrathes. 

Nr.  7726.  Nous  Kliédivc  d'Egjpte,   notre  Conseil  Privé  entendu,    avons  décrété  cl 

Aegypten. 

n.ii«i876.aécrétons: 

Titre  I.  —  Institution  du  Cofiseil  Suprème  du  Trésor  et  ses  oHrihuticm, 

Article  1.  Il  est  institaé  un  Conseil  Suprème  du  Trésor.  ||  Ge  Conseil 
sera  divisè  en  trois  sections.  ||  La  première  aura  la  dénomination  d'InspedMB 
Générale  des  Revcnus  et  des  Caisses  de  1'Etat.  ||  La  seconde  celle  de  Seetios 
de  Surveillance  des  Recettes  et  des  Dépenses.  ||  La  troisième  celle  de  SectioB 
pour  Ie  Jugement  des  Comptes.  ||  Les  trois  sections  fonctionneront  séparémeot 
OU  réunies  suivant  les  cas  et  les  modes  prcvus  par  Ie  présent  Décret 

Art.  2.  La  première  section  sera  chargée  de  Tinspection  de  la  Trésore- 
rie  centrale  et  de  la  surveillance  de  sa  comptabilité.  ||  Cette  inspection  et  cette 
surveillance  s'étcndront  k  toute  autre  caisse  qu^on  pourra  établir  pour  qnelqae 
service  spécial.  ||  La  section,  ou  celui  de  ses  membres  qul  sera  délégaé  par 
elle,  aura  la  faculté  de  prendre  en  tout  temps  connaissance  de  Tétat  de  ees 
caisses  et  d'en  vérifier  les  écritures.  ||  Les  rapports  des  Inspecteurs  chargés 
par  Ie  Ministre  des  Finances  de  Tinspoction  des  autres  caisses  et  des  caisses 
de  pcrception  scront  communiqués  par  lui  au  Conseil  Suprème.  ||  Cette  sectioi 
surveillcra  Tcxacte  rentree  de  tous  les  revenus  et  Texécution  rigourense  de 
leur  emploi.  Q  Tout  abus  ou  irrégularité  sera  par  eux  dénoncé  au  Conseil  8«- 
prêmc  et  poursuivi  devant  la  seconde  section  contrc  les  agents  responsable^ 
dans  les  termos  des  Articles  suivants.  ||  L'Inspecteur  délégué  par  la  sectiot 
ne  pourra  prendre  que  des  résolutions  provisoires;  il  faut  une  délibération  ds 
la  section  pour  les  rendre  définitives. 

Art  3.  La  seconde  section  seule  ou  réunie  conformément  aux  disposf 
tions  suivantes:  —  |1  (A)  Fera  Texamcn  préalable  de  tous  les  engagements  qn 
auront  pour  cffet  une  dépense  k  la  charge  dn  Budget  de  TEtat,  et  de  toU 
les  ordres  ou  mandats  de  payement  ou  ouvertures  de  crédit  en  fovear  des 
fonctionnaires  autorisés  h  expédier  des  bons  de  payement,  jusqu'è  la  confltf- 
rence  de  la  somme  mise  k  leur  disposition.  ||  (B)  Vérifiera  ces  bons  de  pal*" 
ment  et  prononcera  sur  la  responsabilité  dos  fonctionnaires  qui  auront  W 
des  dépenses  ou  des  pajements  non  justifiés.  ||  (C)  Si  un  engagement^  un  ordrt 
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i  DO  maDdat  manque  de  justification  ou  des  formes  régulières,  ou  s'il  est  fait  ^'-  '•^• 

ir  one  autorité  incompetente;  la  section  en  fera  Tobservation  au  Ministre  des  ii.  lUi  i876. 

oances;  et  dans  Ie  cas  que  Tadministration  persiste,  Tacte  ne  pourra  devenir 

écntoire  que  par  une  délibération  du  Ck)nseU  Privé.     L'acte  ainsi  approuvé 

ra  enregistré  par  ordre.  ||  Chaque  mois  la  section  remettra  au  Ministre  des 

oanceS;  ponr  être  transmise  au  Secrétariat  du  Ehédive,  une  notc  des  actes 

registrés  par  ordre;   une  copie  de  cette  note  sera  communiquée  aux  autres 

:tions  du  Conseil.    ||    (D)  Tout  engagement  portant  dépcnse,   tout  ordre  ou 

Jidat  de  payement  ou  ouverture  de  crédit  dont  Ie  montant  réuni  aux  som- 

s  de  la  mème  nature  déj^  engagées  on  dépensées  excède  la  prévision  du 

dget  ou  crée  une  dépense  nouvelle ,   ponr  laquellc   aucune   somme   ne    se 

Qve  assignée  dans  Ie  Budget^  sera  suspendu  par  une  délibération  qui  en  ex- 

loera  les  motifs.  ||  Le  Conseil  Privé  avisera,  et  dans  Ie  cas  qu'il  juge  la 

>ense  nécessaire,  et  que  son  Altesse  le  Khédive  Tapprouve,  on  expédiera  on 

;ret  spécial  qui,  ordonnant  la  dépense,  indiquera  en  mème  temps  les  moyens 

ir  )  poorvoir.  ||  En  conséquence  de  ce  Décret,  on  fera  dans  le  passif  ainsi 

$  dans  Tactif  du  Budget  les  modifications  ou  les  nouvelles  inscriptions  qui 

ont  nécessaires  pour  pourvoir  k  son  exécution.  ||  (E)  Cette  section  veillera 

Texact  versement  des  recettes  dans  les  Caisscs  du  Trésor. 

Art  4.     Sur  la  requête  du  Ministre  des  Finances  ou   sur   les   rapports 

Inspecteurs  transmis  par  Tintermédiaire  du  Ministre  des  Finances,  elle 
noncera  des  arrêtés,  ajant  force  exécutoire,  contre  tout  agent  de  la  per- 
tion  qui,  ajant  recouvré  des  sommes,  ne  les  aura  pas  versées  dans  une  des 
ises  qui  seront  indiquées  h  Tavance  par  le  Ministre  des  Finances,  contre 
t  agent  ou  caissier  qui  n'aura  pas  régulièrement  fait  les  versements  et 
tre  les  caissiers  qui  auront  fait  des  payemcnts  abusifs  ou  irréguliers.  ||  Est 
sidéré  comme  abusif  et  irregulier  tout  payement  fait  sur  un  acte  sans  l'ac- 
Jplissement  des  formes  prescritcs  par  la  loi.  ||  Ce  payement  est  nul  et  reste 
i  charge  de  celui  qni  Taura  exécuté.  Parmi  ces  formes  il  faut  compter, 
imc  une  des  plus  essentiellcs,  celle  que  les  réglcments  prescrivent  pour  dé- 
niner  la  qualité  du  titre  qni  peut  donner  droit  aux  payements  auprès  des 
ïrentes  caisses,  on  les  obliger  h  une  remise  de  fonds.     En  ce  cas  le  cais- 

est  responsable  des  payemcnts  faits  en  exécution  de  tout  autre  espèce 
üre  ou  mandat  ayant  un  forme  différente.  ||  11  suffit  pour  libérer  la  respon- 
ilité  du  payeur  que  les  formes  de  l'acte  soient  en  règle  et  que  les  forma- 
i  prescritcs  aicnt  été  remplies  quel  que  soit  le  mérite  de  la  dépense.  || 
8  le  cas  pré  vu  k  la  lettre  (D)  de  TArticle  precedent,  s'il  y  a  désaccord 
e  les  membres  de  la  deuxième  section  sur  la  définition  de  la  dépense  ou 
la  suffisance  des  fonds  pour  la  paycr,  la  qnestion  sera  résolue  par  la  pre- 
re  et  la  deuxième  section  réunies.  ||  Ces  scctions  réunies  délibéreront  aussi 
les  mandats  et  ordres  de  payement  qui  arriveraicnt  aux  caisses  dépourvus 
'enregistrement  auprès  du  Conseil  du  Trésor. 

Art.  5.     La  troisième  section  jugera  et    arrêtera   les   comptes   de  tous 
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Nr.  7726.  comptablcs  qui  seront  obligés  par  les  réglements  k  donner  un  compte  jodi- 
ii.XaiWe.  ciairc.  ||  L'examen  des  comptes  sera  fait  par  les  référendaires  comptables  dont 
il  sera  parlé  au  Titre  IIL  ||  Le  compte  général  consomptif  sera  arrété  et  les 
comptes  généraux  de  la  Trésorerie  seront  jugés  par  la  réunion  de  la  troisièiDe 
et  de  la  première  sections.  ||  Les  comptables  qui  se  croiront  lésés  par  ces  jnge- 
ments  auront  le  droit  de  les  faire  réviser  par  la  réunion  de  la  première  et 
de  la  denxièmc  sections. 

Art.  G.  Le  Conscil  Suprème  du  Trésor  a  le  droit  de  demander  ani  Mi- 
nistres et  aux  Chefs  des  différentes  Administrations  de  TEtat  toutes  les  infor- 
mations  et  les  documents  qui  se  rapportent  k  Texercice  de  ses  fonctions.  [ 
Il  a  aussi  le  devoir  de  dénoncer  au  Conseil  Privé  et  aux  Ministres,  en  a?i- 
sant  en  même  temps  le  Ministre  des  Financcs,  les  infractions  aux  lois  etmx 
réglements  relatifs  k  TAdministration  Financière  de  l'Etat^  et  dont  il  aura  piis 
connaissance  en  remplissant  les  attributions  qui  lui  sont  confiées.  ||  Il  a  aus 
le  mandat  de  présenter  au  Conseil  Privé  par  Tintermédiaire  du  Ministre  dn 
Finances,  k  la  fin  de  chaque  année  financière,  un  rapport  sur  la  situation  gé- 
nérale du  Trésor  de  TEtat,  sur  la  marche  générale  de  la  comptabilité  da 
TEtat  et  sur  les  réformes  utiles  qu'on  pourrait  introduire  dans  le  seniee 
comptable  et  dans  TAdministration  Financière  des  dépenses  et  des  recettes. 


Titre  II.  —  Fortnafiofi  dn  Budget  de  TEtai, 

Articlc  1.  Trois  mois  avant  que  la  gestion  d'unc  année  financière  soft 
arrivée  k  son  terme,  le  Ministre  des  Finances  arrêtera  le  Budget  de  rannée 
suivante.  ||  Les  recettes  et  les  dépenses  seront  distinctcs  suivant  leur  nature  et 
spécifiées  autant  que  possiblc.  ||  Le  projet  du  Budget  sera  soumis  au  Gonsdl 
Suprème  du  Trésor  pour  entendre  ses  avis  et  les  idees  qu'il  pourra  suggéief 
pour  en  rendre  la  rédaction  meilleure  et  plus  exacte. 

Art.  2.  A  la  fin  de  Tannée  budgétaire  on  arrêtera  un  compte  de  caisse 
qui  comprendra  tous  les  payements  effectivement  faits  et  toutes  les  recettes 
effectivement  cncaissées. 

Art.  3.  On  ajoutera  au  Budget  présomptif  déjè  arrêté  pour  TaDnée  b»- 
vante  et  sous  la  dénomination  de  résidus  actifs  toutes  les  différences  enti* 
les  recettes  présumées  et  les  recettes  encaissées,  ainsi  que  les  autres  crédto 
non  réalisés,  et  sous  la  dénomination  de  résidus  passifs  les  différences  entre 
les  dépenses  pré  vues  et  les  payements  faits.  ||  Après  trois  mois  de  la  nonTeÖe 
gestion,  on  réduira  ces  différences  k  leur  juste  valeur  en  réduisant  les  re- 
cettes présumées  et  arriérées  et  les  dépenses  k  faire  dans  une  plus  jaste  ine- 
snre  que  cclle  qui  avait  été  originairemcnt  prévue.  ||  Le  Budget  définitif  w 
Tannée  sera  composé  de  ces  divers  éléments. 

Art  4.  Un  premier  exemplaire  du  Budget,  du  tableau  des  résidus  actife 
et  passifs  et  de  leurs  rectifications  successives  sera  remis  au  Ministère  dei 
Finances;  un  second  exemplaire  sera  déposé  au  Conscil  Suprème  du  Trésor. 
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Titre  III.  —  Composition  et  Organisation  des  Trois  Sectiotis  du  Cotiseil       ^'-  "^ 

Suprème  du  Trésor.  ii.  MaiiSTö. 

Article  1.  Le  Conseil  Suprème  du  Trésor  sera  composé  de  dix  Con- 
«illerS;  dont  cinq  indigènes  et  cinq  étrangers,  et  d'an  Président  nommé  par 
ion  Altesse  le  Ehédive.  ||  Il  j  aura  un  Secrétariat  Général  du  Conseil. 

Art  2.  La  première  section  sera  composée  de  trois  membres  étrangers. 
EUe  sera  présidée  tour  k  tour  par  un  de  ses  membres  par  ordre  d'ancien- 
eté  d'&ge.    Le  Président  restera  en  fonctions  six  mois. 

Art.  3.  La  seconde  section  sera  composée  de  cinq  membres,  c'est-4-dirc 
e  qnatre  ConseillerS;  dont  deux  étrangers  et  deux  indigènes,  et  du  Président 
ü  Conseil  qui  sera  aussi  Président  de  section.  Cctte  section  choisira  dans 
m  sein  un  Yice-Président  ||  Un  des  Membres  de  cette  section  sera  par  elle 
'^lé^ée  pour  remplir  les  fonctions  de  Ministère  Public.  Le  Président  du 
DDseil  Suprème  délégucra  un  des  référendaires,  dont  il  est  question  d  TAr- 
cle  4  suivant,  pour  remplir  les  fonctions  de  substitut  du  Ministère  Public.  || 
la  dépendance  de  cette  section  sera  institué  un  bureau  pour  la  tenue  des 
?res  en  rapport  aux  Budgets  et  pour  Tenregistrement  des  actes  soumis  k  son 
uunen  par  le  présent  Décret. 

Art  4.  La  troisième  section  sera  composée  de  trois  membres  indigènes. 
A  cette  section  sera  ajouté  un  corps  de  six  référendaires  des  comptes.  Deux 
3  ces  référendaires,  parmi  lesquels  se  trouvera  celui  qui  a  examiné  le  compte, 
terviendront  avec  vote  dans  la  section  appelée  k  les  juger.  Deux  de  ces  ré- 
rendaires  seront  étrangers. 

Art  5.  La  nomination  des  Membres  du  Conseil  et  du  Secrétaire  Général 
ra  faite  par  Décret  de  Son  Altesse  le  Khédive.  Les  conditions  de  traite- 
'üt  et  autres  seront  fixées  par  leurs  contrats  d'engagement  respectifs. 

Art  6.  La  destitution,  la  privation  des  fonctions,  aussi  bien  que  la  re- 
ute  par  autorité  d'un  membre  du  Conseil  Suprème  du  Trésor,  ne  peut  ètre 
ionnée  que  par  Décret  de  Son  Altesse  le  Khédive,  rendu  sur  Tavis  con- 
"me  de  sou  Conseil  Privé. 

Art  7.  Le  Conseil  Suprème  fera  son  Reglement  pour  le  service  inté- 
'ur,  pour  i'organisation  de  son  Secrétariat  Général  et  de  ses  différents  bu- 
Etux  et  pour  la  distribution  des  affaires. 

Fait  au  Caire,  le  11  Mai,  1876. 

I  s  m  a  i  1. 
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Nr.   7727.     aegypten.   —    Decret,  betreffend  die  Amortisatioa 

der  Staatsschuld^  Einsetzung  der  General-Contro- 
leure  nnd  der  Commission  der  Staatsschuld  and  Yer- 
waltung  der  Eiseubahneu  und  des  Hafens  vonAlexaa- 
drien. 

Nr.  7727.  j^^^^g,  Khédivc  d'Egjptc,  —  II  Considérant  que  Ie  Décret  du  7  Mai,  1876, 

i8.Nor.  1870. relatif  k  lunincation  des  dettes  de  lEtat  et  de  la  Daïra  nécessite  dans  soa 
application  certaines  modifications,  —  ||  Considérant  Ie  Décret  du  2  Mai,  1876, 
instituant  la  Caisse  de  la  Dette  Pnblique,  et  Voulant  affermir  mieux  encore 
les  attributions  des  Commissaires-Directeurs  de  la  dite  Caisse,  —  ||  Considé- 
rant que  la  suppression  de  la  Loi  de  la  Moukabala  soulève  des  objectioia 
unanimes  de  la  part  des  intéresses,  et  que  la  Chambre  des  Délégués  a  énds 
Ie  voeu  qu'elle  füt  maintenue,  —  ||  Dans  notre  ferme  désir  d'assurer  la  march€ 
reguliere  des  services  publics,  tout  en  sauvegardant  les  interets  des  créanciers 
par  des  garanties  plus  efficaces,  ||  Notre  Conseil  Privé  entendu,  avons  décrété 
et  décrétons: 

Titre  I.  —  Finances, 

Article  1.  Les  dettes  de  la  Daïra,  comme  il  est  indiqué  aux  Tableau 
A  et  6,  insérés  dans  Ie  présent  Décret,  sont  séparées  des  dettes  de  1'Etat, 
et  ne  rentrent  pas  dans  Tnnification  de  la  Dette  Publique  Générale.  |  Ces 
dettes  feront  Tobjet  d'un  arrangement  spécial. 

Art.  2.  La  Loi  de  la  Moukabala  est  rétablie,  et  est  considérée  comme 
n'ayant  jamais  cessé  d'être  en  vigueur.  Toutefois  les  réductions  annuelles  pro- 
duitcs  par  les  effets  de  la  Loi  de  la  Moukabala  ne  seront  appliquées  qo'^ 
partir  de  Tannée  1886,  et  il  sera  tenu  compte  aux  contribuables  jusqu'è  U 
fin  de  Tannée  1885,  d'un  intérêt  de  5  pour  cent  sur  les  sommes  qui  devaient 
être  déduites.  ||  Tous  les  produits  de  la  Moukabala  seront  appliqués  k  VaIDO^ 
tissement  des  Emprunts  1864,  1865  e^  1867,  et  de  la  Dette  Uuifiée.  ||  Poor 
Temploi  des  sommes  disponibles  provenant  de  la  Moukabala,  il  est  fait  cer- 
taines réserves  qui  sont  consignées  k  TArticle  6,  rélatif  k  ramortissemeni 

Art.  3.  Il  est  établi  une  Administration  spéciale  des  chemins  de  fer  et 
du  port  d'Alexandrie,  qui  sera  placée  sous  la  dircction  d'une  Commission,  con- 
me  il  sera  indiqué  ci-après.  ||  Les  revenus  des  chemins  de  fer  et  dn  port 
d'Alexandrie  seront  directement  appliqués  au  paiement  des  interets  et  de  !'»• 
mortissement  d'une  série  d'obligations  privilégiées  ayant  une  hypothèque  sp^ 
ciale  sur  les  chemins  de  fer  et  Ie  port  d'Alexandrie,  pour  une  somme  de 

• 

17,000,000?.  sterling,  rapportant  5  pour  cent  d'intérêts,  amortissables  en  soi- 
xante-cinq  ans,  jouissance  du  15  Octobre,  1876.  ||  Ces  obligations  seront 
offertes  par  préférence  aux  porteurs  des  Emprunts  1862,  1868,  et  1878  «o 
écbange  des  obligations  de  ces  emprunts  qui  rapportent  7  pour  cent,  lesqnelte 
obligations  seront  annulées.  ||  L*annuité  nécessaire  au  service  des  obligatioiB 
privilégiées  5  pour  cent,   s'élevant  k  885,744?.  sterling,   et  payable  en  deax 
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mestrialités  de  442,872  Z.  sterling  chacnne,  formera  la  première  charge  sur   ^^-"^^^ 
s  re?enii6  des  chemins  de  fer  et  du  port  dAlexandrie,  et  restera,   en  toas  is.  Not.i87ö. 
Sj  Is  première  obligation  de  la  Gommission  de  la  Dette  Pnbliqne. 

Art  4.  Les  Empmnts  de  1864,  1865  et  1867  sont  dédnits  de  la  Dette 
ifiée.  II  lis  continneront  k  jouir  de  lenrs  interets  jasqa'4  leur  amortissement 
oplet  II  lis  seront  amortis  dans  les  termes  de  leurs  contrats  respectifs. 
itefois  eet  amortissement  se  fera  au  taux  de  80  au  lieu  du  taux  de  100,  et  Ie 
mier  amortissement  semestriel  k  opérer  sera  reculé  de  six  mois,  c'est-4- 
5  qu'il  se  fera  pour  TEmprunt  1864  Ie  !•'  Avril,  1877;  pour  TEmprunt 
15  Ie  7  Juillet,  1877-,  et  pour  TEmprunt  1867  Ie  22  Mai,  1877. 

Art  5.  La  majoration  de  25  pour  cent,  accordée  par  Ie  Décret  du  7  Mai 
nier  aux  porteurs  de  la  Dette  Flottante  est  réduite  k  10  pour  cent  ||  Par 
'et  de  ces  mesures  Tétat  financier  sera  Ie  suivant:  — 

Livres  Livres 

sterling  sterling 

La  majoration  portee  dans  Ie  Tableau  dUnification 

annexé  au  Décret  du  7  Mai,  k 6,204,327 

Est  réduite  — 

1.  De  la  majoration  entière  sur  les  2,906,151  li- 
vres sterling  de  la  Dette  Flottante  de  la  Daïra,  ei       726,537 

2.  De  la  majoration  sur  les  Emprunts  1864,  1865 

et  1867,  ei 306,796 

3.  De  la  réduction  de  la  majoration  accordée  aux 

Dettes  Flottantes  de  la  Mallieh  et  de  la  Daïra, 

sur  la  Mallieh,   soit  5,170,993  livres  sterling, 

dont    les    trois    cinquièmes    représentant     Ic 

15  pour  cent  k  déduire,  ei 3,102,597 

4,135,930 

2,068,397 

La  Dette  Unifiée  de    .    •    , 91,000,000 

Est,  par  ces  divers  retraits,  reduit  comme  suit:  — 

1.  Dette  Consolidée  de  la  Daïra 5,909,280 

2.  Dette  Flottante  de  la  Daïra 2,906,151 

3.  Emprunts,  1864,  1865  et  1867 4,392,616 

4.  Chemins  de  fer  et  Port  d'Alexandrie      .     .     .  17,000,000 

5.  Diverses  majorations 4,135,930 

34,343,977 
56,656,023 
11  revient  au  Gouvernement  en  représentation  du 
Port  d'Alexandrie,  donné  en  garantie  2,000,000 

en  titres  de  la  Dette  Générale,  ei      ....  2,000,000 

Solde  k  la  disposition  du  Gouvernement,  ei     .     .  343,977 

Total  de  la  Dette  ünifiée      .     .     .  ~~'bdfiOO/)ÖÖ 
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Nr.  7727.  Cgttc  dctte  de  59,000,000?.  sterling  est  dotéc  d'unc  annuité  de  4,1 

Aegypten. 

isNor.  1876.  sterllDg,  représentant  1  amortissement  en  soixante-cinq  ans,  et  1  intérèt  l 
cent  sur  Ie  capital,  jonissance  de  15  JaiUet,  1876.  ||  Cctte  annuité  est 
en  deux  semestrialités  de  2,880,860 1  sterling  chacune.  ||  Les  revenns 
actnellement  attriboés  k  la  Caisse  de  la  Dette  Publique  par  notre  D> 
7  Mai,  1876,  lui  resteut  affectés,  sanf  les  modifications  qai  résalteront 
sent  Décret,  et  qui  seront  réglées  par  les  Controleurs -Généraox  doi 
parlé  ci-après,  et  par  les  Commissaires- Directeurs  de  la  Dette  Publiq 
2,000,000?.  en  titres  de  la  Dette  Générale  qui  reviennent  au  Gouvc 
pour  Ie  port  d'Alexandrie,  ne  pourront  être  aliénés  qu'après  paiement 
des  704,000?.  sterling,  dues  aux  entrepreneurs  du  port  Ie  1®'  Janvie 

Titre  IL  —  Amortissement. 

Art.  6.  Les  opérations  de  Tamortissement  se  feront  par  les  g 
Commissaires  de  la  Caisse  de  la  Dette  Publique.  Pour  augmenter  1 
d'amortissement  il  sera  fait  un  prélèvement  du  septième  des  interets  > 
cent  qui  sont  affectés  au  service  de  cette  dette,  soit  1  pour  cent  sü 
pital  restant  k  amortir  au  commencement  de  chaque  année.  ||  Les  fo 
venant  de  ce  prélèvement  seront  ajoutés  aux  sommes  disponibles  de 
kabala,  et  seront  ègalemeut  employés  k  Tamortissement  par  voie  de 
publics,  sous  réserve  de  ce  qui  est  dit  plus  loin  k  défaut  de  rachats 
I'  Cette  retenue  pourtant  ne  se  fera  que  jusqu'4  la  fin  de  Tannée  188; 
ximum,  et,  si  avant  cette  époque  la  Dette  Unifiée  est  réduite  k  40,0 
sterling,  Ie  paiement  des  interets  de  7  pour  cent  sera  repris  k  ce  n 
Les  fonds  provenant  de  la  Moukabala  seront  versés  intégralement  k  ! 
de  la  Dette  Publique  chargée  du  service  de  l'amortissement.  La  Coi 
de  la  Caisse  de  la  Dette  Publique  prendra  sur  les  fonds  versés  la  so 
cessairc  k  Tamortissement  des  Emprunts  1864,  1865  et  1867,  et  ell 
crera  Ie  solde  disponible  k  Tamortissement  de  la  Dette  Générale  U 
Dans  Ie  cas  oü,  après  qu'il  aura  été  pourvu  au  service  de  la  Dette  I 
les  revenns  seraient  insuffisants  pour  faire  face  aux  dépcnscs  budget 
Gouvernement,  telles  qu'elles  sont  fixées  dans  Ie  Tableau  annexé  au 
Décret,  Ie  Comité  des  Finances,  composé  du  Ministre  des  Finances  et  ( 
Contróleurs-Généraux,  en  préviendra  la  Commission  de  la  Dette  Publi 
retiendra  sur  les  fonds  disponibles  provenant  de  la  Moukabala,  et  d( 
Tamortissement  de  la  Dette  Unifiée,  la  somme  nécessaire  pour  con 
différence.  ||  Pour  être  en  mesure  de  subvenir  k  cctte  obligation,  la  Coi 
de  la  Dette  Publique  conservera  dans  ses  caisses,  en  Egypte,  sur  les 
disponibles  de  la  Moukabala  affectés  k  Tamortissement  de  la  Dette  I 
une  somme  de  600,000  livres  sterling  par  an.  ||  Cette  somme  ne  pon 
envoyée  en  Europe  qu'après  une  déclaration  du  Comité  des  Finances 
est  parlé  plus  haut.  ||  Si  d'autre  part  il  existe  un  excédant  de  revenu 
qn'il  aura  été  fait  face  aux  charges  de  la  Dette  Publique  et  aux  < 
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amortissemeiit  tant  par  la  retenue  de  1  pour  cent  que  par  les  sommes  re-i8.NoT.i876. 
t  disponibles  de  la  Moukabalah  et  les  excédants  budgétalres,  se  fera  par 
lats  pablicSy  en  tant  qn'il  sera  possible  de  les  effectuer  au-dessoos  du  cours 
r5.  II  Dans  Ie  cas  oü  pedant  la  période  de  la  Moukabalah  les  rachats  ne 
Taient  se  foire  k  un  taux  inférieur  k  75;  1'amortissement  se  fera  par  ti- 

au  taux  de  75.  Aussitót  que  les  augmentations  de  revenus  produiront 
)xcédant  budgétaire  de  lÓO^OOO  livres  sterling  par  an,  Tamortissement  se 

au  taux  de  80. 

Titre  UI.  —  AdministratUm:  Controleurs»  Génêraux. 

Art  7.  U  sera  nommé  deux  Contróleurs-Généraux,  Tun  Contröleur-Gé- 
1  des  Recettes ;  Tautre  Controleur -Général  de  la  Comptabilité  et  de  la 
e  Publique. 

Art  8.  Les  fonctions  du  Contröleur-Général  des  Recettes  sont  les  sui- 
es:   II    1.  La  perception  de  tous  les  revenus  de  VEtat  et  leur  vorsement 

les  caisscs  respectives.  ||  2.  Il  aura  sous  sa  direction  tous  les  agents  de 
eptiouy  sauf  les  fonctionnaires  chargés  de  la  perception  des  droits  judi- 
es  et  aatres  auprès  des  Tribunaux  de  la  Réforme.  ||  3.  Il  nous  proposera 
Domination  par  Tintermédiaire  du  Ministre  des  Finances.  ||  Il  aura  droit  de 
iuspendre  de  leurs  fonctions,  et  il  pourra  aussi  les  révoqner  après  enquête 
liére  et  avis  conforme  du  Comité  des  Finances,  composé  du  Ministre  des 
iices  et  des  deux  Contróleurs-Généraux.  ||  Les  agents  de  perception  des 
its  dans  les  Moudiriehs  seront  choisis  parmi  les  sujets  du  pays,   qui  ne 

fr^>pés  d'aocune  incapacité  legale  prévue  par  les  règlements.  ||  4.  ü  veil- 

k  ce  que  les  agents  de  perception  nc  recouvrent  que  les  impöts  autorisés. 

róles  des  contribntions  directes  ne  devront  étre  mis  en  recouvremcnt 
prés  avoir  été  revêtus  de  son  visa.  ||  5.  ü  veillera  k  ce  que  les  produits 
lature  formant  partie  des  revenus  soient  réalisés  au  mieux  des  interets  du 
ior.   Le  Comité  des  Finances  avisera  aux  meilleurs  mojens  de  réalisation. 

Art  9.  Le  Controleur -Général  de  la  Comptabilité  et  de  la  Dettc  Pu- 
ae  devra  remplir,  en  même  temps,  les  fonctions  de  Conseiller  prés  le  Mi- 
re des  Finances.  ||  Les  fonctions  seront  les  suivantes:  —  ||  !•  H  veillera  k 
icution  de  tous  les  règlements  qui  touchent  aux  Dettes  de  TEtat  sans  pré- 
ce  des  attribntions  qui  appartiennent  k  la  Commission  de  la  Dette  Pu- 
ae.  II  2.  Il  contrölera  la  comptabilité  générale  du  Trésor  et  de  toutes  les 
ses  de  TEtat  ||  3.  Les  Ministres  ou  Chefs  d'Administration  seront  chargés 
donnancer  toutes  les  dépenses.  Pour  étre  acquittés  les  mandats  ou  assigna- 
8  qu'ils  délivreront  devront  être  revêtus  du  visa  du  Controleur- Général.  p 
A  Controleur -Général  n'aura  pas  k  apprécier  Tutilité  des  dépenses  faites 
le  Gouvernement.  Il  ne  pourra  refuser  son  visa  que  sur  les  mandats  qui 
isseraient  les  crédits  onverts,  ou  qui  ne  permettraient  pas  de  subvenir 
dépenses  prévues  pour  la  période  de  1'exercice  budgétaire  restant  k  courir. 

taatsarehiT  XL.  21 
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i8.NoT.i87o.  Budget.  lis  ne  pourront  empiéter  sur  les  attributions  des  Ministres^ 
stcnt  seuls  juges  de  la  nécessité  d'affecter  Ie  crédit  k  tellc  ou  telle  i 
service.  En  conséquence  Ie  Budget  sera  préparé  par  Ie  Ministre  de 
ces,  qui  centralisera  toutes  les  demandes  de  crédits  faites  par  les  Ch 
ministrations.  ||  Le  Budget  ainsi  préparé  sera  soumis  au  Conseil  des 
qui  appellera  dans  son  sein  les  deux  Contróleurs-Généraux.  ||  Le  Bu( 
mine  et  revisé,  s'il  j  a  lieu,  sera  soumis  par  le  Conseil  k  notre  api 
II  Le  Ministre  des  Finances  et  les  Contróleurs-Généraux  vcilleront  k 
exécution  du  Budget. 

Art.  11.    Le  Comité  des  Finances  approuvera  préalablement  les 
ayant  pour  conséquence  un  engagement  pecuniaire  dont  Timportance 
rait  le  douzième  des  crédits  annnels,  ou  qui  s'appliquerait  k  plusieur 

Art.  12.  Le  Comité  des  Finances  aura  fonction  d'arrcter  les  ri 
généraux  en  matière  de  comptabilité  publique,  sous  notre  approbatie 

Art  13.  Les  deux  Contróleurs-Généraux  seront  Tun  Anglais 
Francais. 

Art  14.  La  nomination  et  le  choix  de  Contróleurs-Généraux  noi 
tiendront;  mais,  pour  être  assuré  nous-mêmes  sur  les  garanties  que 
teront  les  personncs  dont  nous  ferons  choix,  nous  nous  adresserons  c 
ment  aux  Gouvernements  Anglais  et  Frangais,  et  n'engagerons  que  les  ] 
munies  de  Tautorisation  ou  de  Tacquiescement  de  leurs  GouvernemeG 
l*nn  OU  Tautre  de  ces  Gouvernements,  k  Tépoque  oü  les  nomination^ 
se  faire,  ne  donnait  cette  autorisation  ou  eet  acquiescement,  notre 
porterait  sur  des  fonctionnaires  supérieurs  des  deux  pays,  soit  en  ac 
service,  soit  en  retraite. 

Art.  15.  Les  Contróleurs-Généraux  seront  nommés  pour  cinq  i 
cas  de  démission  ou  de  décès  il  sera  procédé  pour  leur  remplacemej 
même  maniere  que  pour  leur  nomination. 

Art  16.     Les  deux  Contróleurs-Généraux  auront  le  même  rang 
ront  du  même  traitement. 

Art  17.    UB  ne  relèveront  que  de  nous. 

Commission  de  la  Bette  PtihUquc, 

Art.  18.  La  Commission  de  la  Dctte  Publique  est  permanente 
rentier  amortissement  de  la  Dette. 

Art.  19.  Les  Commissions  auront  le  droit  d'envoyer  les  fonds  q 
ront  encaissés  directement  k  la  Banque  d'Aiigleterre  et  k  la  Banque  de 
lis  auront  les  pouvoirs  nécessaires  pour  faire  ces  envois;  mais  ils  de 
préalable  se  concerter  avec  le  Ministre  des  Finances  et  les  Coni 
Généraux. 

Art  20.  Un  Commissaire  Anglais  fera  partie  de  la  Commissioi 
Dette  Publique.     La  nomination  et  le  choix  de  ce  Commissaire  nous 
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a  personne  dont  nous  ferons  choix,  nons  nous  adresserons  ofncieusement  au  i8.Nor.  isrs. 
lOOTemement  Auglais,  et  n'engagerons  qu'une  personne  munie  de  Tautorisation 
n  de  racquiescement  de  son  Gouvernement.  Si  Ie  Gouvernement  Anglais,  h 
époqae  oü  cette  nomination  doit  se  faire,  ne  donnait  cette  autorisation  ou 
et  acqniescement,  notre  choix  se  porterait  sur  un  fonctionnaire  supérieur  de 
Administration  Anglaise  en  activité  de  service  ou  en  retraite. 

Art  21.    Les  marchandises  ou  denrées  données  pour  Ie  paiement  des  im- 

^ts  dans  les  Moudiriehs  spécialement  affectés  au  service  de  la  Dette,  seront 

is  è  la  disposition  exclusive  des  Commissaires  de  la  Dette,  qui  auront  la  fa- 

ilté  de  les  réaliser  en  se  concertant  toutefois  avec  Ie  Ministre  des  Finances 

les  Gontrdleurs-Généraux  sur  les  meilleurs  moyens  de  réalisation. 

Art  22.  Les  Membres  de  la  Commission  de  la  Dette  Publique  ne  pour- 
)nt  accepter  d'autres  fonctions  en  Egypte. 

Chemins  de  Fer  et  Port  d^ Alexandrie, 

Art  23.  Les  chemins  de  fer  actuellement  en  exploitation  et  Ie  port 
Alexandrie  seront  places  sous  une  Administration  Spéciale  qui  ne  rcièvera 
ae  de  nous.  Elle  sera  composée  de  cinq  Administrateurs,  dont  deux  Anglais, 
Q  Fran9ais  et  deux  indigènes.  ||  Un  des  deux  Administrateurs  Anglais  rem- 
iira les  fonctions  de  Président 

Art  24.  L'adjonction  de  TAdministration  du  port  d' Alexandrie  k  TAd- 
inistration  Spéciale  des  Chemins  de  fer,  et  Tapplication  de  ses  revenus  au 
'mee  de  la  Dette  Privilégiée  ne  pourront,  en  aucun  cas,  porter  atteinte  aux 
mtrats  existant  actuellement  avec  les  entrepreneurs,  ni  modifier  les  rapports 
1  Gouvernement  avec  ces  derniers,  è  Tégard  des  travaux  qui  restent  k 
^écuter. 

Art  25.  La  nomination  et  Ie  choix  des  Administrateurs  nous  appartien- 
ont;  mais,  pour  ètre  assuré  nous-mêmes  sur  les  garanties  que  présenteront 
^  Administrateurs  étrangers,  dont  nous  ferons  choix,  nous  nous  adresserons 
Scieusement  aux  Gouvernements  Anglais  et  Francais,  et  n'engagerons  que 
»  personnes  munies  de  Tautorisation  ou  de  Tacquicscement  de  Icurs  Gouver- 
ments.  H  Dans  Ie  cas  oü  Tun  ou  l'autre  de  ces  Gouvernements  ne  donnerait 
(^  autorisation  ou  son  acquiescement,  notre  choix  se  porterait  sur  des  fonction- 
ires  supérieurs  de  Tordre  civil  ou  militaire  des  deux  pays,  ou  de  leurs 
tildes  compagnies  de  chemins  de  fer,  en  activité  de  service  ou  en  retraite. 

Art  26.  Les  Administrateurs  étrangers  seront  nommés  pour  cinq  ans; 
cas  de  démission  ou  de  décès,  il  sera  procédé  pour  leur  remplacement  de 
même  maniere  que  pour  leur  nomination. 

Art  27.     L' Administration,   formée  ainsi  qull  est  dit  ci-dessus,   restera 

fonctions  jusqu'^  ce  que  toutes  les   obligations   privilégiées   spécialement 

^ées  aient  été  amorties  et  remboursécs.     Le  port  d' Alexandrie,   étant  com- 

ü  dans  cette  garantie  pour  une  somme  de  2,000,000  7.  sterling,  pourra  être 

21' 
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Nr.  7727.  ü^éré  de  la  garantie  et  détaché  de  radministration  commnney  lorsqae  2,000,000  2. 

18.N0T.  1876.  de  ces  titres  privilegies  auront  été  amortis  on  remboorsés.  ||  Les  chemins  ée 

fer,  étant  compris  dans  cette  garantie  poor  15;000;000 1  sterling  en  titres  pri- 

vilégiéS;   poorront  être  libérés  par  Tamortissement  on  Ie  remboorsement  de 

15,000,000/.  de  ces  titres. 

Art  28.  Les  Administrateurs  proposeront  k  notre  choix  et  nomiiMti(m 
les  employés  supérieurs  des  chemins  de  fer  et  du  port  ||  Ds  nommeront  direeto- 
ment  les  autres  employés.  ||  lis  auront  droit  de  suspendre  tons  les  employés 
de  leurs  fonctions;  ils  pourront  aussi  les  revoquer  après  enquête  reguliere.  [ 
Us  auront  seuls  Ie  droit  de  faire  des  modifications  aux  Tarifs  et  aux  règk- 
ments  en  vigueur,  sous  notre  sanction.  ||  Us  seront  exclusivement  chargés  ée 
faire  les  contrats  d'achat  du  matériel  roulant  et  fixé  et  des  matérianx  néces- 
saires k  l'exploitation  des  chemins  de  fer  et  au  service  du  port  ||  Ds  statoe- 
ront  sur  les  nécessités  de  réparation  du  matériel  et  de  la  voie  ainsi  que  de 
Tentretien  du  port,  Ie  tout  sous  notre  approbation. 

Art  29.  Il  sera  pourvu  par  les  ressources  générales  du  Budget  aai  dé- 
penses  extraordinaires,  qui  auront  été  décidées  par  les  Administrateurs  et  ip- 
prouvées  par  nous. 

Art  30.  Toutes  les  recettes  des  chemins  de  fer  et  du  port  d'Aloxaodne^ 
au  fur  et  k^  mesure  de  leur  encaissement,  sauf  ce  qui  est  nécessaire  poor  ks 
dépenses  ordinaires  de  Tentretien  et  de  Texploitation,  et  sauf  les  droits  des 
entrepreneurs  du  port  prévus  par  les  contrats,  seront  versées  k  la  caiise  de 
la  Dette  Publique,  k  laquelle  elles  sont  affectées. 

Art.  31.  La  Commission  de  la  Dette  Publique  ouvrira  un  compte  i^éeid 
pour  Ie  service  des  obligations  privilégiées  5  pour  cent.  £Ue  derra  eavi^ 
les  fonds  qui  lui  seront  versés  par  TAdministration  des  chemins  de  fer  et  di 
port  aux  Banques  d'Angleterrc  et  de  France,  et  également  k  un  compte  spé- 
cial pour  Ie  service  de  Temprunt  privilegie  sur  les  chemins  de  fer  et  Ie  poit 

Art.  32.  Dans  Ie  cas  oü  les  versemcnts,  faites  par  1'Administratiaii  des 
chemins  de  fer  et  du  port,  seraient  insufüsants  pour  Ie  service  de  cette  dette» 
la  Gonmiission  de  la  Dette  Publique  devra  pourvoir  k  ce  service  en  préleiii^ 
comme  une  première  charge,  Ie  montant  nécessaire  sur  les  ressources  générales 
qui  lui  sont  affectées. 

Art  33.  Toutes  les  dispositions  de  nos  Décrets,  des  2  et  7  Hai,  187^ 
qui  ne  sont  pas  contraires  aux  préscntes,  restent  en  vigueur. 

Fait  au  Caire  Ie  18  Nombre,  1876. 
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r.  7728.  AEGYPTEN.  —  Brief  des  Khedive  an  den  Minister- 
pr&sideüten  Nubar-Pascha.  —  Die  staatsrechtliche 
Stellung  des  Ministeriums. 

Mon  cher  Ministre,  —  J'ai  mürement  réfléchi  sur  les  changements  appor-   ?'•  '^^ 

'  ,  Aegypten. 

dans  notxe  sitnation  intérienre  et  extérieure  par  les  derniers  éyénementSy2s.AQg.i878. 
an  moment^  oü  vous  vons  occupez  de  la  mission  qne  je  vous  ai  confiée  de 
ner  uu  nouveau  Ministère,  je  veux  vous  confirmer  ma  ferme  détermination 
mettre  les  régies  de  notre  Administration  en  harmonie  avec  les  principes 

régissent  les  Administrations  en  Europe.  Au  lieu  d'nn  pouvoir  personnel, 
idpe  actnel  du  Gouvernement  de  TEgypte,  je  veux  un  pouvoir  qui  imprime, 
!St  vrai,  une  direction  générale  aux  affaires,  mais  qui  trouve  son  équilibre 
s  un  Conseil  des  Ministres.  En  un  mot,  je  veux  dorénavant  gouvemer 
c  et  par  mon  Conseil  des  Ministres.  ||  Dans  eet  ordre  d'idées,  je  pense  que 
I  appliquer  les  réformes  que  j'ai  déj^  annoncées,  les  Membres  du  Conseil 

Ministres  devront  être  tous  solidaires  les  uns  des  autres;  ce  point  est 
Bntiel.  Le  Conseil  des  Ministres  discutera  toutes  les  questions  importantes 
pajs;  Topinion  de  la  majorité  entrainera  celle  de  la  minorité.  Les  déci- 
18  seront  donc  prises  k  la  majorité,  et  en  les  approuvant  je  sanctionncrai 
séqnemment  Topinion  qui  aura  prévalu.  |{  Chaque  Ministre  appliqucra  les 
isions  du  Conseil  sanctionnées  par  moi  et  concemant  l'Administration  qui 
est  confiée.  |{  Les  nominations  des  Moudirs,  Gouverneurs,  Préfets  de  Police 
9nt  discutées  entre  le  Ministre  dont  ils  relèvent  et  le  Président  du  Conseil, 
seront  soumises  k  mon  approbation  par  le  Président  du  ConseiL  ||  Le  Mi- 
tre  qui  aura  sous  ses  ordres  immédiats  les  fonctionnaires  sus-mentionnés 
a  le  droit  de  les  suspendre  de  leurs  fonctions,  mais  après  entente  avec  le 
tsident  du  Conseil.  Leur  changement  ou  leur  destitution  ne  pourra  avoir 
i  qa'après  entente  entre  lui  et  le  Ministre,  Président  du  Conseil,  sous  ma 
otion.  H  Les  Ministres  choisiront  le  haut  personnel  de  leurs  Administrations 
soumettront  leur  choix  &  mon  approbation.  Pour  les  emplois  secondaires, 
uffira  d'nne  simple  lettre  ou  décision  Ministérielle.  1  L'action  de  chaque 
listre  s'exercera  dans  les  limites  de  ses  attributions,  et  les  fonctionnaires 
employés  de  chaque  branche  d' Administration  n'auront  d'ordres  k  reccvoir 

dn  Chef  du  Département  dont  ils  font  partie  et  ne  devront  obéir  qu'&  lui. 
e  Conseil  des  Ministres  siégera  sous  votre  présidence,  puisquc  je  vous  ai 
iné  la  charge  et  la  responsabilité  de  cette  nouvelle  organisation.  ||  Je  pense 

Tinstitution  d'un  Ministère  possédant  ces  attributions  n'est  pas  en  dehors 
nos  moeuFs  et  de  nos  idees,  et  est,  au  contraire,  conforme  k  un  des  pré- 
tes  de  la  loi  sacrée.  Avec  une  organisation  judiciaire  généralisée,  cette 
ütution  suffit  pour  répondre  aux  nécessités  de  notre  état  social  et  permet 
réaMser  mes  fermes  intentions.  |{  Je  mets  toute  ma  confiancc  en  vous  pour 
)liquer  les  réformes  que  j'ai  décidées  et  qui,  je  l'espère,  donneront  au  pajs 
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Nr.  7728.   toutcs  Ics  garantics  qu'il  est  en  droit   d'attendre   de   mon  Gouvernement 

Aegypten. 

28.Aiig.i878.  Croyez,  &c. 

IsmaïL 


Nr.    7729.     AEGYPTEN.  —  Brief  des  Khedivc  an  Chérif-Paschi 

—  Einsetzung  eines  einheimischen  Ministeriums. 

A  Son  Excellence  Chérif-Pacha 
Nr.  7729.  Excellcnce,  —  II  Comme  Chef  d'Etat  et  comme  Egyptien,  je  considère  üb 

7  j^p^  1879  devoir  sacré,  pour  moi,  de  suivre  Topinion  de  mon  pays  et  de  donner  nne 
satisfaction  entière  ^  ses  légitimes  aspirations.  ||  J'ai  vu  avec  regret  qne  la 
marche  suivie  par  Ie  Cabinet  precedent  produisait  dans  Ie  sein  des  popnlato 
un  mécontentement  et  une  agitation  qui  a  gagné  toutes  les  classes  de  notre 
société  naguère  si  tranquille.  ||  J'en  ai  prévenu  k  plnsieurs  reprises  les  Mini- 
stres  et  des  Agents  accrédités  auprès  de  moi;  mais  Ie  Cabinet  ne  tint  pas 
compte  de  ces  avertissements.  ||  Le  plan  financier  préparé  par  Ie  Ministre  des 
Finances,  qui  déclare  le  pajs  en  état  de  déconfiture,  qui  supprime  les  l(ns 
que  le  pays  considère  comme  sacrées,  qui  lèse  des  droits  acquis,  a  ache?éde 
soulever  contre  le  Cabinet  Ie  sentiment  national.  ||  L'adresse  qui  m'a  été  pré- 
sentée  en  est  Texpression.  ||  Devant  rópondre  au  désir  qui  m'est  si  fermemaDt 
expriméy  je  vous  charge,  anx  termes  du  Rescrit  du  28  Aoüt,  1878^  de  coi- 
poser  un  Cabinet.  ||  Ce  Cabinet,  formé  d'éléments  véritablement  Egjptiena,  doit 
avoir  pour  règle  de  conduite  le  développement  des  réformes  édictées  par  le 
dit  Rescrit,  qui  doit  être  scrupuleusement  maintenu,  et  qui  devra  étre  t&Aa 
plus  efficace  encore  par  la  responsabilité  réelle  des  Ministres  vis-è-vis  d'u» 
Chambre  dont  le  mode  d'élection  et  les  droits  seront  régies  de  fa^on  k  i^ 
pondrc  aux  exigences  de  la  situation  inténeure  et  aux  aspirations  nationalefc 
II  Le  Ministère  aura  pour  premier  soin  de  préparer,  k  eet  effet,  des  lois  ut 
le  modèle  de  lois  de  même  nature,  en  vigueur  en  Europe,  tout  en  tenait 
compte  dos  moeurs  et  des  besoins  des  populations.  ||  Le  Cabinet  veillera  &  1* 
stricte  et  reguliere  exécution  du  plan  financier  élaboré  par  les  Notables  et  Itt 
dignitaires  dn  pays,  et  auquel  je  donne  mon  entière  approbation.  ||  Il  prendia 
en  conséquence,  sans  aucun  retard,  les  mesures  nécessaires  pour  que  le  con- 
trole des  recettes  et  des  dépcnses,  qui  doit  être  la  garantie  du  pays  et  des 
interets  qui  y  sont  engagés,  soit  rétabli,  conformément  au  principe  du  Décfet 
du  16  Novembre,  1876.  [|  Connaissant  votre  dévouement  au  pays,  je  ne  is^ 
pas  que  votre  Excellence,  s'entourant  d'hommcs  jouissant  comme  elle  de  ^ 
confiance  et  de  Testime  publiques,  ne  mêne  k  bonne  fin  1'ocuvre  civflisatn» 
k  laquelle  je  veux  attacher  mon  nom.  ||  Croyez,  &c. 
Le  Caire,  le  7  Avril,  1879. 

IsmalL 
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^r.  7730.     AEGYPTEN.  —   Decret,  betreffend  die  Regelung  der 

Staatsschuld. 

Nous  Khédii^e  d'Egypte,  —  ||  Vu  les  adresses  et  Ie  Projet  qui  nous  ont 
é  présentés  par  la  nation;  |{  Sur  la  proposition  de  notre  Gonseil  des  Mini-   Aegypten. 
res,;|Décrétons:  — ||Les  dettes  du  Gouvernement  sont  réglées  ainsi  qu'il  suit:  ^^p""^^®- 

DETTE  CONSOLIDÉE. 
Bette  PriviUgiée,  —  Articlc  1®'.  Le  Service  de  la  Dette  Priviligiée  cou- 
inera  k  se  faire  conformément  aux  tennes  du  Décret  du  18  Novembre,  1876. 
Emprunts  d  Courf  Terme  1864^  1865,  1867.  —  Art.  2.  Aucune  modi- 
ation  n'est  apportée  au  service  des  Emprunts  1864^  1865  et  1867,  auquel 
sera  pourvu  par  la  Moukabalah  aux  tennes  du  même  Décret,  sauf  la  pro- 
^tion  arrètée  par  le  Décret  du  30  Mars,  1879,  en  ce  qui  conceme  la  se- 
istrialité  échne  le  1®'  Avril  dernier,  qui  sera  payée  le  1"  Mai  prochain. 

Dette  Unifiêe.  —  Art.  3.  A  partir  du  1®'  Mai  prochain  la  Dette  Unifiée 
)dmra  un  intérêt  de  6  pour  cent  par  an.  |{  L'amortissement  par  tlrages  au 
rt  de  cette  dette  continuera  k  s'opérer  comme  par  le  passé,  |j  II  sera  pré- 
^é  sur  le  6  pour  cent  d'intérêt  1  pour  cent  destiné  k  Tamortissement  par 
Chat,  conformément  au  Décret  du  18  Novembre,  1876.  ||  Ce  prélèvement 
Bsera  le  1"'  Mai,  1886,  époque  k  laquelle  le  service  de  Tintérêt  de  la 
itte  Unifiée  reprendra  k  raison  de  6  pour  cent  par  an,   et  Tamortissement 

pair  par  tirages  continuera  k  se  faire  conformément  au  Décret  susvisé.  || 
ntefois,  par  suite  de  la  situation  de  la  Caisse  de  la  Dette  Publique,  Tintérêt 
il  de  2^9  pour  cent  sera  payée  le  l®'Mai  prochain.  Le  ^/g  pour  cent  destiné 
l'amortissement  par  rachat  sera  fait  le  1"  Juin  prochain.  Ce  ^j^  pour  cent 
a  prélevé  k  partir  du  1  ®'  Mai  prochain  sur  les  premiers  versements  effectués  . 
a  Caisse  de  la  Dette  Publique  par  les  provinces  et  administrations  affectées. 
^e  montant  semestriel  de  Tamortissement  du  1*'  Novembre,  1878,  suspendu 
e  lettre  de  son  Excellence  le  Ministre  des  Finances  aux  Commissaires  de  la 
tte  Publique  en  date  ^Londres  du  18  Octobre,  1878,  est  et  demeure  supprimé. 
Créances  du  Grand  Syndicat  et  des  Entrepreneurs  du  Port  d' Alexandrie. 

Art  4.  §  1.  Le  prix  de  la  vente  des  Eaux  d'Alexandrie,  ainsi  que  le  pro- 
it  de  la  vente  k  effectuer  des  parts  de  fondateur  du  Canal  de  Suez  seront 
rsés  au  grand  Syndicat  en  déduction  de  sa  créance.  {{  Le  reliquat  de  cette 
-ance  et  la  créance  des  entrepreneurs  du  port  d'Alexandrie,  arrêtés  au 
'Janvier,  1877,  seront  payés  en  cinq  ans  et  demi  k  partir  du  1®'  Janvier, 
79,  tant  au  moyen  des  coupons  des  titres  de  la  Dette  Unifiée,  donnés  en 
?e  et  déposés  au  Comptoir  d'Escompte  de  Paris,  qu'au  moyen  de  prélève- 
'lits  sur  le  produit  de  la  Moukabalah.  |{  Ces  créances  jouiront  d'un  intérêt 

5  pour  cent  par  an  k  dater  du  1®'  Janvier,  1879.  ||  A  Texpiration  du  délai 
dessus,  cette  dette  étant  étcinte,  tous  les  titres  donnés  en  gage  feront  retour 
lïtat  et  seront  remis  k  la  Caisse  de  la  Dette  Publique  pour  être  annulés. 
\  2.    La  créance  des  entrepreneurs  du  Port  d'Alexandrie  pour  les  travaux 
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Nr.  7730.   exécutés  dcpuis  Ie  1®'  Janvier,  1877,  sera  payée  au  moyen  des  revenns  do  dit 
22.AprUi879.  port    ||    EUe  jooira  d'un  intérêt  de  5  pour  cent  par  an  k  dater  dn  1*  Jan- 
vier, 1879. 

Créance  du  Bet-él-Mal,  Caisse  des  Orphdins  et  des  EcoHes.  —  Art.  5. 
Cette  créance,  comprlse  dans  les  dépenses  de  TEtat,  jonira  d'on  intèr^  de 
5  ponr  cent  par  an. 

Créance  de  la  Baïra  KassaJè,  —  Art  6.  Aucune  modification  n'est  appo^ 
tée  an  service  de  cette  dette.  Cependant  Tannnité  de  50,000  Z.  fixée  pir  Ie 
contrat  dn  18  Juillet,  1877,  sera  dorénavant  prélevée  snr  les  revenas  géné- 
ranx  de  TEtat 

Créance  Paponot  —  Art  7.  Ancnne  modification  n'est  apportée  i  la 
Convention  relative  k  cette  créance.  ||  L'intérèt  de  14,000  2.  par  an  est  com- 
pris  dans  les  dépenses  de  VEtat 

DETTE  NON-CONSOLIDÉE.  —  Art  8.  Les  sommes  dues  anx  empliqféi 
et  pensionnaires  de  1'Etat  seront  payées  intégralcment  et  an  comptant  ||  Art  9. 
Les  portenrs  de  jngements  passés  en  force  de  chose  jngée  et  tons  les  créaa- 
ciers,  dont  la  créance  sera  liqnide  et  exigible,  toncheront  an  comptant  on  nd- 
nimnm  de  55  ponr  cent  snr  Ie  solde  de  Tempmnt  Bothschild.  ||  Le  snrplos  de 
lenr  créance  lenr  sera  payé  an  moyen  de  titres  an  porteur  prodnisant  5  poir 
cent  d'intérêt  par  an  jouissance  du  1*'  Janvier,  1879.  ||  Art  10.  L'amortiase 
ment  de  ces  titres  anra  lien  dans  qnatre  années  et  demie  an  moyen  des  ref- 
sonrces  de  la  Moukabalah. 

Affedaiion  Speciale  au  Profit  du  Solde  de  la  Dette  Flottante,  —  Art  IL 
Indépendamment  de  Taffectation  des  ressources  de  la  Moukabalah  ci-dessns,  et 
pour  h&ter  l'amortissement  de  ces  titres,  même  avant  Texpiration  dn  délii  dei 
quatre  années  et  demie,  toutes  les  propriétés  libres,  rurales  et  urbaines  appa^ 
tenant  k  TEtat,  sont  dès  k  présent  spécialement  affcctées  k  la  garantie  da 
remboursement  de  ces  titres.  ||  La  vente  de  ces  propriétés,  dont  le  prodnit  est 
destiné  k  un  amortissement  supplementaire  de  la  dette  flottante,  sera  £gdte  par 
les  soins  d'un  Comité,  composé  en  majorité  de  créanciers  de  la  dette  fiottant^ 
et  conformément  anx  règlements,  qui  seront  arrêtés  par  le  Conseil  des  Mini- 
stres.  II  La  liste  de  ces  propriétés  sera  remise  au  Comité  dès  sa  fonnation. 

lAqiiidation  de  la  Dette  Non-  Consólidée.  —  Art  1 2.  ün  Décret  ultériwr 
fera  connattre  la  composition,  les  attributions  et  les  pouvoirs  de  la  CommiaaiM 
k  instituer  pour  la  liqnidation  des  créances  Non-Consolidées. 

Art  13.  Toutes  les  dispositions  en  vigueur  des  Décrets  antérienrs  et  ^ 
ne  sont  pas  contraires  k  celles  du  présent  Décret  sont  maintainnes. 

Art  14.  Notre  Ministre  des  Finances  est  chargé  de  Texécution  da  pf^ 
sent  Décret 

Fait  au  Caire,  le  22  Avril,  1879.  Is  mail  * 

Par  le  Khédive, 
Le  Président  du  Conseil  des  Ministres, 

Chérif. 
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r.    7731.     TÜBKEL  --  Absetzung  Ismall  Pascha's. 

Les  difficoltés    qni   se  sont  produites  depnis   qnelqne    temps   dans  les  ^'  'J^}- 
laires  intérieures  et  extérienres  de  TEgypte  ont  pris  nne  gravité  considérable,25.Jaiiii879. 
t  la  continaité  de  eet  état  des  choses  anrait  des  résultats  dangereux  poor 
Egypte  et  poor  TEmpire  Ottoman.  ||  G'est  un  devoir  des  plus  importants  pour 
I  Gouyernement  Impérial   de  tronrer  les  moyens  d'assurer  la  tranquillité  et 

hien-être  des  habitants,  et  les  stipnlations  des  Firmans  Impérianx  ont  été 
digées  dans  ce  bnt  ||  Il  est  pronvé  qne  yotre  mainticn  au  poste  de  Ebédive 

pouyait   ayoir  d'autre  résnltat   que  de  multiplier  et  d'aggrayer  les   diffi- 
Ités  présentes.  ||  Par  conséquent,  Sa  Majesté  Impériale  Ie  Sultan,  h  la  suite 

la  décision  de  son  Conseil  des  Ministres,  a  décidé  de  nommcr  au  poste  de 
lédiye  Son  Excellence  Mehemet-Tewfik-Pacba,  et  Tirade  Impérial  concernant 

sujet  yient  d'être  promulgué.  ||  Cette  baute  décision  est  communiquée  k  Son 
:cellence  par  une  autre  dépêcbc,  et  je  yous  inyite  k  yous  retirer  des  affaires 
ayemementalesy  conformémcnt  h  Tordro  de  Sa  Majesté  Impériale  Ie  Sultan. 
Le  6  Redjeb,  1296. 


r.   7732,     TÜBKEL    —    Einsetzung    Mehemed-Tewfik-Pascba's 

als  Ebediye  yon  Aegypten. 
I 
La  ferme  volonté  de  Sa  Majesté  le  Sultan  est  d'assurer  les  moyens  de   Nr.  7732. 

Tflrkei 

ogrès  et  de  tranquillité  en  Egypte,  partie  intégrante  do  TEmpire,  et  lesgg  j^^^i^ 
iviléges  qui  ont  été  accordés  k  Tadministration  de  cette  proyince  prouyent 
ffisamment  cette  bonne  intention  souyeraine.  ||  Mais,  depuis  quelque  temps, 
s  difficultés  intérieures  et  extérieures  surgies  dans  cette  proyince,  ont  né- 
ssité  la  destitution  de  yotre  auguste  pèrc,  Ismaïl-Pacba.  ||  Vos  capacités  et 
>tre  intelligence  éprouyées  et  reconnues  par  Sa  Majesté  le  Sultan,  promettent 
ie  Tout  trouyorez  les  moyens  de  bicn  administrcr  cette  proyince  et  de  ^ 
Ublir  la  paix  et  la  tranquillité,  conformémcnt  k  la  baute  et  auguste  yolonté 
:  Sa  Majesté  le  Sultan.  ||  Par  conséquent  Sa  Majesté  Impériale  yous  k 
«nmé,  par  Iradé  Impérial,  Khédive  d'Egypte,  et  le  Firman  Impérial  yous 
ra  déliyré  ayec  le  cérémonial  d'usage.  ||  Ismaïl-Pacha  est  invite  par  une 
tre  dépêcbe,  k  se  retirer  des  afiaires  du  Gouycrnement.  Par  conséquent, 
receyant  cette  dépêcbe,  réunissez  tous  les  Ulémas,  les  fonctionnaires,  les 
tables  du  pays  et  les  employés  du  Gouvernement;  communiquez-leur  les 
pubitions  de  Tirade  Impérial  concernant  yotre  nomination,  et  commencez  k 
iger  les  affiaires  gouycmemcntales.  ||  Cette  haute  et  justc  nomination  est  une 
^mpense  de  vos  capacités,  et  votre  avéncmcnt  sera  un  commenccment  de 
^dre  et  dn  progrès  pui  régnera  dans  le  pays  que  vous  ètes  appclé  k  ad- 
Histrer.  ||  Je  vous  souhaitc  donc  un  bon  succes  et  je  vou  félicite  de  votre 
-nement 
Le  6  Bedjeb,  1296. 
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Nr.    7733.     FEANKEEICH  und  GEOSSBEITANNIEN.  —  Botschafter 

in  Eonstantinopel  an  den  turk.  Min.  d.  Answ.  —  6e- 

meinsamc  NotC;  betreffend  die  Auslegang  des  nenea  ; 

Firmans. 

Therapia,  Ie  28  Joillet  1879. 

Nr.  7733.  ^.es  Sonssignés,  Ambassadeurs  d'Angleterre  et  de  France  prés  la  Sabline 

Frankwich  Portc,  ajant  demandé  h  son  Excellence  Ie  Ministre  Ottoman  des  Afcir» 
Gross-  Etrangères  si  dans  Ie  texte  Tnrc  dn  Finnan  destiné  h  Son  Altesse  Ie  Khédive 
britannien.  d'Eg}T)te,  Tcwfik-Pacha,  Ics  mots  traduits  en  Francais  par*'  les  Conventioai 
'  seront  communiqnées  k  ma  Snblime  Porte  avant  lenr  promnlgation  par  k 
Ehédive/'  admettaient  on  sens  qui  serait  d'empêcher  Ie  Khédive  de  promnlgiff 
les  ditcs  Conventions  avant  d'avoir  re^n  préablement  Taatorisation  on  la  sanctioi 
de  la  Porte.  ||  Son  Excellence  Carathéodory-Pacha  a  formellement  et  ex- 
plicitement  dcclaré  que  Ie  paragraphe  en  question  exclaait  tonte  obligatin 
de  la  part  dn  Khédive  d'obtenir  la  sanction  ou  Tautorisation  dn  Soltan  pov 
promnlgner  on  mettre  en  pratique  les  dites  Conventions.  ||  Toutefois  la  Portc^ 
se  réservant  Ie  droit  de  refnser  de  reconnaitre  on  de  sanctionner  les  ditei 
Conventions  y  et  devant  ton  jours  être  k  temps  ponr  Ie  faire  si  elles  portaioft 
atteinte  anx  Traites  politiqnes  de  la  Sublimc  Porte  et  k  ses  droits  sooTeniii 
sar  TEgypte^  comme  il  est  dit  dans  Ie  texte  même  du  Firman.  ||  Les  Ambtssir 
dcnrs  d'Angleterre  et  de  France  ont  Vhonnenr  d'informer  son  Excelleaee 
Carathéodory-Pacha  qu'ils  prennent  acte  de  son  expresse  déclaration  ati 
qn'altéricnremont  aucnne  autre  interprétation  ne  pnisse  être  donnée  aox  nsd 
''les  Conventions  seront  communiqnées  k  ma  Sublime  Porte  avant  leur  pro- 
mnlgation par  Ie  Khédive/'  et  que  Ie  sens  n'en  puisse  jamais  varier.  1 1^ 
Ambassadeurs  soussignés  prient  son  Excellence  de  leur  accuser  réceptionJi 
leur  délaration  en  leur  faisant  savoir  qu'elle  l'accepte  cntièrement  et  qoH  ci 

est  pris  acte.  ||  lis  saisissent,  &c. 

A.  H.   Lajard. 

H.  Fournier. 


Nr.   7734.     TÜEKEL  —  Firman  des  Sultans  an  Tewfik-Paschi 

A  mon  Vizir  éclairé  Tewfik-Pacha,  appelé  au  Khédiviat  d'Egypte  i»* 
Nr.  7784.  jg  jj^qJ;  j^ng  ^q  Tédarct  effectif,  décoré  de  mes  Ordres  Tmpériaux  de  TOsmirf 
Ao^st  1879. et  du  Medjidié  en  brillants,  que  Ie  Tout-Puissant  perpétue  sa  splendenr,  ix^9fi> 
II  Ismaïl  -  Pacha;  Khédive  d'EgyptC;  ayant  été  relcvé  de  ses  fonctioDS  ^ 
6  Redjeb  1296;  eu  égard  k  tes  services,  k  ta  droiture,  et  &  ta  loyanté  tii^ 
k  ma  pcrsonnc  qu'aux  interets  de  mon  Empire,  k  ton  expérience  des  tfi^ 
d'Egypte,  k  ta  capacitó  pour  réformcr  Ia  mauvaisc  situation  dont  oe  pj^ 
souffre  depuis  quclque  temps,  et  conformément  k  la  règle  établie  pir  Ie  Fir- 
man du  12  Mouharrem,  1283,  pour  la  transmission  du  Khédiviat  par  v^ 
de  primogéniture,   de   fils   atné,   eu   fils   atné,   nous   avons  confèré  A  toi^  ^ 
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qualité  de  fils  aiiié  dlsmaïl- Pacha,  Ie  Kliédiviat  d'Egypte,  tel  qu'il  '"^JiV^*- 
trouve  formé  par  ses  anciennes  limites  et  en  y  comprcnant  les  terri- Antrnst  i879. 
es  qni  7  ont  été  annexés.  ||  L'accroissement  de  la  prospérité  de  TEgypte 
la  consolidation  de  la  sécarité  et  de  la  tranquillité  de  ses  habitants  con- 
oant  Tobjet  de  notre  plas  hante  sollicitade,  nous  avions  rendn,  il  y  a 
ilqoe  tempsy  dans  ce  bat,  un  Firman  Impérial  qni  confinnait  anssi  les  prin- 
68  anciens  de  cette  contrée.  Ccpendant  qnelques-unes  des  dispositions  dn 
dit  Firman  avant  donné  lica  aux  difficnltés  actnelles,  en  vue  de  confinner 
X  de  ces  privileges  qui  doivent  être  maintenos  intacts,  et  de  corriger  et 
êliorer  ceox  de  ces  privileges  qni  ont  pam  nécessiter  qaelqaes  modifications, 
18  avons  fait  insérer^  ci-aprèS;  les  dispositions  snivantes:  ||  Tous  les  impóts 
cette  province  seront  pergus  en  mon  nom.  Les  habitants  d'Egypte  étant 
mes  sojetSy  et  ne  devant  comme  tels  subir  la  moindre  opprcssion  ni  acte 
itraire,  è  cette  condition  Ie  Ehédiviat  d'Egypte,  anqnel  est  confiée  Tad- 
istration  civile,  financière  et  jndiciaire  du  pays;  aara  la  facalté  d'élaborer  et 
ablir,  d'nne  maniere  conforme  k  la  jasticc;  tous  règlements  et  lois  intérieurs 
essaires  h  eet  égard.  ||  Le  Ehédive  sera  autorisé  h  contracter  et  h  renou- 
)T,  sans  porter  atteint  aux  Traites  politiques  de  mon  Gouvernement  lm- 
\A\y  ni  h  ses  droits  sonverains  sur  ce  pays,  les  Conventions  avec  les  Agents 
Puissances  Etrangères  pour  les  douanes  et  le  commerce  et  pour  toutes 
transactions  avec  les  étrangers  concemant  les  a£faires  intérieureS;  et  cela 
18  le  but  de  développer  le  commerce,  Tindustrie  et  ragriculture,  et  de 
Ier  la  police  des  étrangers  et  tous  leurs  rapports  avec  le  Gouvernement 
la  population.  Ces  Conventions  seront  communiquées  k  ma  Sublime  Porte 
flt  leur  promulgation  par  le  Ehédive.  ||  Le  Ehédive  aura  la  disposition 
aplète  et  entière  des  affaires  financières  du  pays.  Mais  il  n'aura  pas  le 
'it  de  contracter  des  emprunts,  sauf  pour  ce  qui  conceme  exclusivement  le 
lement  de  la  situation  financière  présente,  et  en  parfait  accord  avec  ses 
«ents  créanciers  ou  les  délégués  chargés  officiellement  de  leurs  interets.  || 
Ehédiviat  ne  saura,  sous  aucun  prétexte  ni  motif,  abandonner  k  d'autres, 
tont  OU  en  partie,  les  privileges  accordés  k  TEgypte  et  qui  lui  sont  con- 
i  et  qui  sont  unc  émanation  des  prérogatives  inhérentes  au  pouvoir  sou- 
un,  ni  aucune  partie  du  territoire.  ||  L'Administration  Egyptienne  aura  soin 
payer  régulièrement  le  tribut  annuel  fixé  k  £  T.  750,000.  ||  La  monnaie 
i  frappée  en  Egypte  en  mon  nom.  ||  En  temps  de  paix  18,000  hommes  de 
ipes  suffisent  pour  la  garde  intérieurc  de  TEgypte.  Ce  chiffre  ne  doit  pas 
'  dépassé.  Cependant,  comme  les  forces  Egyptiennes  de  terre  et  de  mer 
t  destinées  aussi  au  service  de  mon  Gouvernement,  dans  le  cas  oü  la 
lime  Porte  se  trouverait  engagée  dans  une  guerre,  leur  chiffre  pourra  ctre 
Bienté  dans  la  proportion  jugéc  convenable.  ||  Les  drapeaux  des  forces  de 
'e  et  de  mer  et  les  insignes  des  différents  grades  des  officiers  seront  les 
nes  que  ceux  de  mes  armées.  ||  Le  Ehédiviat  aura  le  droit  de  conférer  aux 
ners  de  terre  et  de  mer  jusqu'au  grade  de  Colonel  inclusivement  et  aux 
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Nr.  77W.  employés  civils  jusqu'aa  grade  de  Sanié  inclusivement  ||  Le  Khédive  ne  pourr», 
August  1879.  comme  par  le  passé,  constroire  des  b&timents  blindés  sans  rantorisation  ex- 
presse de  mon  Goavemement.  ||  Je  veillerai  aa  strict  maintien  des  (xodUioii 
qui  precedent^  et  qoi  ayant  été  sanctionnées  par  mon'Iradé  Impériale  ontéti 
consigDées  dans  mon  présent,  orné  de  mon  aatographe  Impérial,  et  qm  te  seü 
remis  par 


•  ••••• 


Nr.    7735.     aegypten.  —  Brief  des  Khedire  an  Riaz-Paschi- 

Anfrechterhaltang  der  Grnnds&tze  des  Rescripts  tob 

28.  August  1878. 

Palais  d'Abdin,  le  21  Septembre,  1879. 

Nr.  77S5.  Mou   cber  Riaz-Pacha,  —  ||  En   prenant   dernièrement  la  Présidence  di 

2i.8ept.i879.  ^i^seil  des  Ministres,  je  n'ai  pas  cu  Tintention  de  rétablir  le  pouYoir  ptf- 

sonneL  [j  Basée  sur  les  besoins   du  moment  et  sur  le  désir  de  me  mettre  ei 

rapport  plus  direct  avec  les  Membres  du  Gabinet,  cette  mesure  n'avait  diu 

ma  pensee  rien  de  définitif  ni  sourtout  de  contraire  au  principe  que  j'ai  adoptf 

10  jour  de  mon  avénement:  gouverner  avec  et  par  mon  Conseil  des  Ministrai 

11  Tel  est  ce  principe,  qui  remonte  au  Rescrit  du  28  Aoüt,  1878.  Il  ne  dép^èt 
pas  de  moi  qu'il  ne  soit  toujours  maintenu  et  respecté.  ||  Yous  connaisses  mei 
sentimcnts  k  eet  ^rd;  vous  connaissez  aussi  les  idees  d'honnèteté,  de  progrèi^ 
d'ordre,  et  d'économie  que  je  tiens  k  voir  prédominer  dans  radminifitratioa  éi 
pays.  II  Je  sais  que  vous  partagez  ces  sentiménts,  ces  idees,  et  que  vous  êtes  réMh 
k  vous  consacrer  tont  entier  k  leur  application.  ||  Je  sais  également  combien  ym 
ètes  dévoué  an  pays  ainsi  qn'k  ses  institutions  et  désireux  de  contribner  de  M 
vos  efforts  a  sauvegarder  son  autonomie.  ||  Cest  donc  avec  confiance  que  je  fW 
cbarge  de  formcr  un  nouveau  Cabinet,  et  que  je  remets  entre  vos  maini  1> 
Présidence  du  Conseil  des  Ministres,  tout  en  me  réservant  d'assister  k  id 
réunions  et  de  les  présider  moi-même,  toutes  les  fois  que  je  le  jugerai  lé- 
cessaire.  ||  Je  suis  convaincu  que  vous  apportercz  tons  vos  soins  dios  ^ 
choix  de  vos  collégues,  dont  la  nomination  sera  soumise  k  ma  sanction.  |  Cm 
fois  constitué,  le  nouveau  Ministère  procédera  dans  les  termes  du  Seiei^ 
déj&  rappelé,  du  28  Aoüt,  1878,  qui  reste  applicable  dans  toutes  celles  i^ 
ses  dispositions  qui  ne  sont  pas  modifiées  par  les  présentes.  ||  Les  nominitioii 
et  révocations  des  Gouverneurs,  Moudirs,  Préfets  de  Police,  Vékils  et  Secrf- 
taires-Généraux  des  Ministères,  Inspecteurs  des  Provinces  et  Directevn  k 
toutes  les  grandes  Administrations  de  TEtat  scront  discutées  en  Conseil  i^ 
Ministres  et  soumises  k  mon  approbation.  |  Les  autres  fonctionnaires  to^ 
nommés  et  revoqués  directement  par  arrètés  des  Ministres  dont  ils  relèveitf^ 
II  De  graves  questions  nous  préoccupent,  vous  ne  Tignoroz  pas^  mon  ^ 
Riaz-Pacba;  j'ai  k  peine  besoin  de  vous  signaler,  cntr'autres  choses^  llflffl^ 
tance  capitale  qui  s'attacfae  k  Tétablissemcnt  régulier  du  Budget  vaaéif^ 
recettes  et  des  dépenses;  k  Torganisation  définitive  de  la  perception  dei  i*" 
pots,  qui  est  en  relation  si  étroit  avec  le  fonctionnement  nonnal  dn  'Btif^ 
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reglement  de  U  dtiation  financière  arriérée,  qui  embrasse  tant  d'intérètSi  "'*  ^ 
reclame  toute  notre  attentioD,  toate  notre  sollicitude.  ||  Foor  la  solutiongi.se^iST». 
ces  qvestioDS,  eomme  de  toutes  aotres  analogues,  je  sais  d'aYance  que  je 
5  compter  sur  yoos,  et  qae,  gaidé  par  votre  expérienoe  et  par  votre 
riotismey  yoos  ne  négiigerez  rien  de  ce  qoi  ponrra  amener  dans  la  positioD 
BOtre  pajs  nne  amélioration  sérieose,  que  chacim  de  doos  appelle  de  toas 
Yoeux  et  doit  fBMsiliter  de  toutes  ses  forces.  ||  Agréez,  Ac 

Mehemet-Tewfik. 


•.    7736.     AEGTPTKH.  —   Decret,  betreffend   die  Machtbefug- 

nisse  der  General-GoBtrolenre. 

Nous,  EhédiYe  dlSgypte,  —  ||  Vu  notre  Décret  en  date  du  4  Septembre,  ^l^J^ 
19  *):  H  Conddérant  que  nous  nous  sommes  entendus  avec  les  Gouvemements  i5.not.i879. 
la  Franee  et  de  la  Grande  Bretagne,  pour  que  les  attributions  des  Con- 
leurs-Généraux  soient  définies,  conformément  aux  dispositions  réglementaires 
iprès:  —  II  Sur  Tavis  conforme  de  notre  Conseil  des  Ministres'; 
Décrétons: 

Article  1^.  Les  (3ontróleurs-Généraux  auront  en  matière  financière  les 
lYoirs  d'iuYestigation  les  plus  étcndus  sur  tous  les  services  publics,  y  com- 
5  ceux  dont  les  recettes  ont  en  vertu  de  Décrets  ou  de  contrats  une 
ictation  spéciale.  ||  Les  Ministres  et  les  fonctionnaires  de  tout  ordre  seront 
ns  de  doaner  tous  les  renseignements  et  de  foumir  tous  les  documents 
i  leur  seront  demandés  par  les  Contróleurs-Généraux  ou  leurs  délégnés.  ; 

Mi&istre  des  Finances,  notamment,  produira  chaque  semaine^  au  Controle 
néral,  un  relevé  detaillé  des  recettes  et  des  dépenses  faites  par  la  Caisse 

Ministère.    Chaque  Administration  foumira  également,  en  fin  de  moib,  un 
\i  détaülé  de  ses  recettes  et  de  ses  dépenses. 

Art  2.  Les  Contróleurs-Généraux  répartiront  entre  eux  d'uu  conmiun 
cord  les  services  publics  sur  lesquels  ils  auront  h  exercer  les  droits  de 
rreiüance  et  de  controle  qui  leur  sont  conférés  par  Ie  présent  Décret 

Art  3.  Les  Gouvemements  de  la  Franee  et  de  la  Grande  Bretagnc 
ant  consenti  h  ce  que  pour  Ie  moment  les  Contróleurs-Généraux  nc  prenncnt 
B  part  k  la  direction  des  services  administratifs  et  financiers^  les  Contróleurs- 
^oéraui  se  bomeront  actuellement  k  conmiuniquer^  soit  k  nous,  soit  k  nos 
ixdstres^  les  observations  auxquelles  leurs  investigations  auront  donné  licu.  || 
i  oommuniqueront  également  k  la  Commission  de  la  Dette  les  faits  qui  seraient 

oatnre  k  intéresser  les  créanciers  de  la  Dette  Consolidée.  ||  Ils  pourront, 

OQtre,  et   pour  ces  mêmes  faits,   se  réunir  en  Commission  avec  les  Com- 
BsaireB  de  la  Dette,  pour  examiner  de  concert  les  questions  sur  lesquelles 


^  EmeDDDDg  Bariog's  und  de  Blignière's  ku  General-Gontroleuren.    A.  d.  Red^ 
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Hr.  7736.   jgg  CoDtróleuTs-Géncraux  ou  les  Commissaires  de  la  Dette  jageront  atiles  de 
15  Nor.  187».  deliberer  en  comman. 

Art.  4.  Les  Contróleurs-GéDéraux  auront  rang  et  séance  au  Conseil  da 
Ministres  et  y  auront  voix  consuUative. 

Art.  5.  A  la  fin  de  chaqae  année^  et  plas  souvent  s'ils  Ie  jogent  né- 
cessaire; les  Controleurs- Généraux  nous  rendront  compte  de  Icurs  trafm 
dans  des  rapports  qui  seront  publiés  par  leurs  soins  et  insérés  au  '^ooiteu 
Egyptien." 

Art.  6.  Les  Controleurs- Généranx  ne  pourront  ètre  relevés  de  leun 
fonctions  qu'avcc  Tassentimcnt  de  leurs  Gouvemements  respectifs.  ||  Ds  noi- 
meront  et  révoqueront  les  Agents  et  employés  de  service  du  Controle  et  fix^ 
ront  Ie  montant  de  leur  traitement 

Art  7.  Le  Budget  du  Controle  sera  arrèté  par  les  Contróleurs-Génénox 
et  approuvé  par  le  Conseil  des  Ministres.  Le  montant  des  crédits  sera  ou 
h  leui  disposition  chaque  moiS;  par  douzième^  dans  les  conditions  détérmioéei 
par  le  Décret  du  12  Mal,  1878^  pour  le  traitement  des  fonctionnaires. 

Art.  8.  Nos  Ministres  sont  chargéS;  chacun  en  ce  qui  le  conceme^  de 
Texécution  du  présent  Décret. 

Fait  au  Talais  d'Abdin  le  15  Novembre,  1879. 

Méhémet   Tewfik. 
Par  le  Khédive: 
Le  Président  du  Conseil  des  Minibtres^ 

Riaz. 


Nr.  7737.    deütschlahd,    feankbeigh,    geossbbjtahhdi. 

ITAUEN  und  OESTEEEEICH-ÜKGAEN.  —  Declaratioi, 
betreffend  die  Anerkennung  eines  von  der  Liqaida- 
tions-Commission  auszuarbeitenden  Liquidations- 
Gesetzes  für  Aegypten. 

Nr.  7737.  Cousidéraut  que  par  un  Décret  en  date  du  30  Mars,    1878,  une  Co«- 

Fnnkreich,  uiissiou  Spéciale  a  été  chargóc  d'ouvrir  une  enquête  sur  la  situation  finaDCtèfe 

OroOT-     (Je  TEgypte  et  de   réunier  les  éléments  d'un  Reglement  Général,   et  que  ft 

britannien,  ^ 

itibiien  und  UU  uouvcau  Dccret,  dont  le  textc  est  ci-joint,  Son  Altesse  le  Khédive  se  ^ 
oerterroich-  pQge   dc   coustitucr   uuc    Commission  de  Liquidation    définitivc,   composée  * 

Ungaro. 

ai.ifarzisso.  membrcs  Allemands,  Austro-Hongrois,  Francais,  Anglais,  et  ItalienS|  les  Got- 
vernements  d'AUemagne,  d'Autricbe-IIongrie,  de  Franco,  de  Grande  BretigK 
et  dltalie  sont  convenns  de  donncr  leur  assentiment  au  dit  Décret  1 1^ 
Gouvemements  précités  s'engagcnt,  en  conséquence,  k  accepter  comme  oUig*' 
toire,  et  sans  appel,  la  décision  qui  sera  rendue,  en  ce  qui  concerne  ki 
obligations  et  dettcs  du  Gouvernement  Egypticn,  aiusi  que  des  Dalras  EttSik 
et  Sanieb,  par  la  Commission  de  Liquidation  établie  en  verta  da  dit  I^éerei 
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cousentent  aussi  h  ce  que  les  décisions  de  la  Commission   constituée  en   ^''  V?'\ 
ta  de  ce  Décret  soient  reconnucs  par  les  Tribnnanx  de  la  Réforme  comme  Frankreich, 
'  loi  obligatoire  aussitót  qn'elles  auront   été   publiées  officicllemcut  par  Ie  ^  ^^^' 
ivernement   de  Son  Altesse  Ie  KhédiTe.  ||  Les  Gouveniements   de  Grande  itaiien  and 
ïtagne,  d'Allemague.  d'Autriche-Hongrie,  de  France  et  dltalie  s'engagent,^^"'"*'" 

UDgUll. 

OQtre,  k  porter  collectivement  cette  Déclaration  h  la  counaissance  dessi.M&nif^. 
issances  qoi  ont  pris  part  k  Tétablissement  des  Tribonaux  Mixtes  institués 
Egypte,  et  k  les  inviter  k  y  adbérer.  ||  Les  Soussignés,  Mr.  Edward  Balwin 
let;  Ministre  Plénipotentiaire,  Agent  et  Consnl-Géuéral  de  Sa  Majcsté 
tanniqne;  M.  Jean  Antoine  Baron  de  Saurma-Jeltsch,  Couseiller  de  Légation, 
isol-Général  de  Sa  Majeste  rEmperenr  d'Allemagne;  M.  Ignace  Chevalier 
Schaeffer,  Ministre  Resident,  Agent  et  Gonsnl-Général  d'Autriche-Hongrie; 
Maximüien  Napoléon  Théodore  Baron  de  Ring,  Ministre  Plénipotentiaire, 
3nt  et  Consul-Géuéral  de  France;  M.  Joseph  de  Martino,  Agent  et  Gonsul- 
léral  d'Italie;  munis  des  pouvoirs  nécessaires,  déclarent,  par  les  présentes, 

lenrs  Gouvemements  respectifs  prennent,   les  uns  envers  les  autres,   les 
agements  relatés  ei- dessus.  ^ 

En  foi  de  quoi,   les  Soussignés  ont  signé  la  présente  Déclaration,   et  y 

apposé  Ie  scean  de  leurs  armes. 

Fait  en  cinq  exemplaires  originanx  au  Caire,  Ie  trente  et  un  Mars,  mil 

t  cent  quatre-yingt 

Edward   B.   Malet 

A.  de  Saurma. 

Schaeffer. 

N.  de  Ring. 

J.  de  Martin  o. 


r.  7738.     AEGTPTKH.-—Decret,  betreffend  die Einsetzung  einer 
Liquidations-Gommission. 

Nous,  Khédire  d'Egypte,  —  J  Vu  Ie  Rapport  de  la  Commission  Supérieure  ^L^^^ 
Inquête,  en  date  du  8  Avril,  1879;  ||  Considérant  que  Ie  Décret  du  6  Avril, 3i.M4rz isso. 
76,  a  prorogé  Téchéance  des  dettes  du  Gouvernement  Egyptien,  en  di- 
mant  Tintérèt,  et  declaré  la  nécessité  d'arri?er  k  une  combinaison  financière 
tinée  k  regier  la  dette  Egyptienne;  ||  Considérant  que  la  Commission  d'En- 
ite,  par  sou  Rapport,  en  date  du  8  Avril,  1879,  a  reconnu  Timpossibilité 
faire  face  actuellement  k  toutes  les  écbéanccs  des  diverscs  dettes  con- 
Idées  et  de  liquider  intégralemont  et  immédiatemcnt  la  Dette  Non-Consolidée; 
onsidérant  que  la  Commission  d 'Enquête  a  également  reconnu  que  pour 
il  puisse  être  procédé  k  une  répartition  équitable  des  ressources  disponibles 
re  les  créanciers  du  Gouvernement  il  faut  que  la  loi  de  liquidation,  qui 
ra  ètre  faite    soit  obligatoire   pour   tous   les  créanciers  et  soit  reconnue 


Ti 
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Nr.  7788.  eommo  tolle  par  les  Tiïbonanx  de  la  Réforme;  ||  Considérant  qne  rAllemagBe^ 
8i.M&ni880.1'Aatriche-Hongrie,  la  France,  la  Grande  Bretagne  et  lltalie  ont  décUré 
qn'elles  acceptaient  d'avance  la  loi  qni  sera  préparée  par  la  Gommission  ooü- 
stitaée  en  vertu  du  présent  Décret,  et  qu'elles  se  sont  engagées  k  la  porter 
collectivement  k  la  connaissance  des  autres  Puissances  qni  ont  pris  part  è 
Tétablissement  des  Tribonanx  Mixtes  en  Egypte^  et  k  les  inviter  k  j  adhéro. 
II  Notre  Gonseil  des  Ministres  entendu  dans  son  avis  conforme; 
Décrétons: 

Article  1®'.  Une  Gommission  de  Liqoidation  est  instituée.  Après  a?oir 
examiné  Tensemble  de  la  sitnation  financière  et  après  avoir  entendu  les  ob- 
servations  des  parties  intéressées,  cette  Gommission  préparera^  en  preiuurt 
comme  point  de  départ  les  conclasions  de  la  Gommission  Sapérienre  d'Enqoête^ 
et  sans  modifier  les  conditions  de  TEmpront  Domanial,  an  projet  de  lol 
réglant  les  relations  da  Gouvernement  ainsi  que  des  Daïras  Sanieb  et  Ezsak 
avec  leurs  créandersi  et  determinant  les  Gonditions  et  les  formes  dans  les- 
quelles  devra  s'opérer  la  liquidation  de  la  Dette  Non-Gonsolidée. 

Art  2.  La  Gommission  dóterminera  les  ressources  qui  ponrront  ètn 
mises  k  la  disposition  des  créauciers  des  Dettes  Gonsolidée  ou  Non-Gonsolidée; 
mais  elle  devra^  en  premier  lieu,  tenir  compte,  avec  Tassentiment  de  Gonsd 
des  Ministres  et  des  GontröleurS;  de  la  nécessité  de  réseryer  au  (xonvene- 
ment  la  libre  disposition  des  sommes  indispeusables  pour  assurer  la  mirck 
reguliere  des  services  publics.  Il  lui  sera  k  eet  effet  donné  communicitin 
du  Budget  de  Tannée  pendant  laquelle  clle  exercera  ses  fonctions,  aina  fv 
de  ceux  des  années  antéricures  qui  lui  seront  nécessaires  pour  se  rcndrea 
compte  exact  des  besoins  du  Trésor  Egjptien. 

Art  3.  Les  Goutróleurs-Généraux  fournirout  k  la  Gommission,  sur  tt 
demande,  les  documents  et  explications  complémentaires  qui  seraient  de  HÊtin 
k  Téclaircr  dans  Taccomplissement  de  sa  t4cbe.  Elle  transmettra  par  Ifitf 
entrcmise,  soit  k  nous,  soit  k  nos  Ministres,  les  observations  qu'elle  anniti 
faire  parvcnir  au  Gouvernement. 

Art  4.  La  Gommission  aura  Ie  droit  do  surveillor,  d'accord  avec  Itf 
Gontróleurs-Généraux,  la  misc  en  vigucur  des  dispositions  qui  aoront  tf 
arrëtées  par  elle,  et  la  durée  de  ses  pouvoirs,  après  la  publication  da  Secret 
de  Liquidation,  pourra  être  prolongée  k  eet  effet  pendant  un  délai  qu  b'^' 
cédera  pas  trois  mois.  A  Texpiration  de  ce  délai,  la  Gommission  ser%  ^ 
tous  los  cas,  dissoute  de  plein  droit 

Art  5.  La  loi  qui  sera  préparée  par  la  Gommission  sera  revètne  i^ 
notre  sanction  et  publiée  par  nous.  ||  Dès  sa  publication,  cette  loi  sera  oUiF 
toire  et  sans  appel,  malgré  les  dispositions  du  Reglement  d'Organisation  Jw^ 
ciairc  et  des  Godes  de  la  Réforme. 

Art  6.  Gette  Gommission  sera  nommée  par  Décret  Elle  se  coiVO*^* 
de  deux  Gommissaires  désignés  par  chacun  des  Gouvernements  de  fnt^^ 
de  Grande  Bretagne  et  d'un  Gommissaire  désigné  par  cbacun  des  QoKf^ 
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lUemaguc,  d'Autriche-Hüugrie  et  d'Italie.    Le  Gouvernement  Egyptien   ^"^  " 
épresenter  par  un  Dólégué  auprès  de  cette  Commission.  3i.M<iK 

7.  Le  crédit  nécessaire  aux  travaux  de  la  Commission  sera  ouvcrt 
,  conformément  au  Rapport  qui  nous  sera  présenté  h  eet  effet  par 
ent  de  Ia  Commission. 

8.  Nos  Ministres  sont  chargés,  chacun  en  ce  qui  le  concerne,  de 
n  du  présent  Décret. 

au  Palais  d'Abdin,  le  31  Mars,  1880  (20  Rabi-el-Aklier  1297). 

Méhémet-Tewfik. 
Par  le  Khédive: 

Président  du  Conseil  des  Ministres, 

Riaz. 


'39.  FBANKEEIGH.  —  Min.  d.  Ausw.  (Freycinet)  an  die 
franz.  Gesandten  in  Madrid,  St.-Petersburg,  Athen, 
Brussel,  Kopenhagen,  Haag,  Lissabon,  Stockholm 
und  Washington.  —  Aufforderung,  der  Collectiv- 
Declaration  vom  31.  Mftrz  1880  beizutreteu.*) 

Paris,  le  28  avril  1880. 
uégociations  depuis  longtemps  engagées  entre  les  Cabinets  d'Allemagne,   ^''  ' 
c-Hongrie,   de   France,   de   la   Grande-Bretagne   et   dltalie,   en   vuc28.Apri 

la  formation  d'une  Commission  de  liquidation  pour  le  reglement  des 
?yp tiennes,  ont  abouti  le  31  mars  dernier  au  décret  ei- joint  du 
et  k  la  déclaration  collective  dont  le  texte  est  également  ci-anuexé. 
•che  que  les  Gouvernements  précités  ont  suivie  en  cette  circonstance 
3  d'elle-même  par  Timportance  des  interets  qu'ils  ont  en  Egypte;  leurs 
ssèdent,  en  effet,  la  presque  totalité  de  la  Dette,  et  il  était  dans  la 
les  choses  que  les  représentants  de  Timmense  majorité  des  porteurs 
nces  fussent  appelés  de  préférence  è.  composer  la  Commission  de 
•n.  Vous  verrez  dans  les  documents  ci-joints  quelles  sont  les  attri- 
le  cette  Commission  et  Tautorité  dont  elle  se  trouvera  investie  pour 
jrand  avantage  des  créanciers,  grands  ou  petits,  dont  les  interets  sont 

sa  prudence.  Vous  remarquerez  en  même  temps  que  pour  lui  don- 
témoignage  public  de  confiance  et  assurer  la  conclusion  des  affaires 
)  est  chargée,  les  Puissances  signataires  de  la  déclaration  ont  résolu 
maftre  force  de  loi  aux  décisions  que  la  Commission  aura  prises.  1 
5,  ces  décisions  devant  s'appliquer  de  meme  aux  créanciers  qui  peuvent 


immtliche  genannten  M&chte  sind  der  Déclaration  beigetreten,  Griechenlaad 
Cioschrankung  ,,en  réservaot  dans  Pavenir  son  droit  de  participation  k  toute 
on  ayant  pour  objet  des  dérogations  éventuelles  aux  règlements  intemationaux 
ent  en  vigueur  en  Egypte/*  Russland  erst  nach  Prüfung  des  Liquidations- 
selbst  am  24.  Juli  1880.  A.  d.  Red. 

itrchiTXL.  22 
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Nr.  7739.  appartcoir  k  d'aatres  nationalités,  les  cinq  Cabinets  ont  jugé  utile  de  deman- 
28.Apriii88o  ^^^  ^^^  Pnissaoces  qui  ont  concouru  k  établir  Ie  régime  légal  de  l'Egypte^ 
en  participant  k  Tétablissement  des  tribunaux  mixtes,  d^adhcrer,  comme  ik 
Tont  fait  cnx-mêmcs^  k  roenvre  entreprise  avec  lenr  appni  par  Ie  Goayene 
ment  du  Khédive.  Indépendamment  des  motifs  de  bonne  entente  et  d'ordn 
général  qui  les  engagcnt  è,  cette  démarche^  ils  ont  considéré  que,  Ie  fait  mêine 
do  la  liquidation  ne  pouvant  manquer  d'amener  des  dérogations  aux  contnU 
primitifs;  il  est  nécessaire  que  les  tribunaux  égyptiens  regoivent  des  Goaverae 
ments  dont  ils  tiennent  leur  mandat  Tautorisation  d'appliquer  comme  une  k^ 
k  regard  de  tous  les  intéresses,  Ie  résultat  des  travaux  de  la  Commissioi 
liquidatrice.  Les  cinq  Puissances  signataircs  ont  donc  espéré  que  leur  exemple 
entratnerait  Tassentiment  des  États  moins  engagés  qu'elles-mêmes  dans  ks 
difficultés  financières  de  rÉgypte,  mais  intéresses  cependant  k  la  m&rdw 
reguliere  des  affaires  dans  ce  pays.  ||  Je  vous  invite,  en  conséquence,  k  toe 
part  au  Gouvernement  auprès  duquel  vous  ctes  accrédité  de  notrc  déslr  d'oV 
tenir  son  adhésion  k  la  déclaration  collective.  Je  ne  saurais  douter  qv'ü 
n'apprécie,  comme  nous,  les  avantagcs  que  la  liquidation,  opérée  ainsi  (fm 
commun  accord  avec  une  incontestable  autorité,  offrira  k  tous  les  interets,  et 
qu'il  ne  s'associe  volonticrs  k  une  entreprise  dont  les  conditions,  dóbattofi^ 
entre  les  Puissances  plus  particulièrement  atteintes  par  les  inconvénients  de 
la  situation  k  laquelle  il  s'agissait  de  porter  remede,  présentent  tootes  lei 
garanties  désirables  de  justice  et  d'impartialité.  ||  Vous  voudrez  bien  faire 
valoir  auprès  du  Cabinet  de les  considérations  ci-dessus  exposécs  et 

me  donner  avis  de  sa  réponse. 

C.  de  Freycinet 


Nr.    7740.     aegypten.  —  Liquidations-Gesetz  vom  17.  Juli  188a 

Nr.  7740.  Nous,  Khédivo  d'Égypte,  —  ||  Vu  nos  décrets  en  date  des  31  Mw  ^ 

i7.jaiii88Ó.  ^    avril  *)    1880;   ||    Sur   la   proposition   des   Commissaires   désignés  par  w 

Gouvernements   d'Allemagne,  d'Autriche-Hongrie,  de  France,   de  Grande-Bre- 

tagne  et  dltalie,  et  nommés  par  nous;  ||  Notre  Gonseil  des  Ministres  entendB 

Avons  décrété  et  décrétons: 

Titre  I.     Dette  Consólidce, 

Art  1.    Le  service  de  la  Dette  consolidée  s'effectuera  k  1'avenir  im^ 
conditions  déterminées  ci-après: 

Dette  privüégw. 

Art.  2.    Les  revenus  nets  des  chemins  de  fcr  de  VÉtat,  des  télégni** 
et  du  port  d'Alexandrie,  sont  spécialement  affectés  au  service  des  interets  (* 


•)  Betreffend  Ernemiung  der  Mitgiieder  der  Liquidations-Commission  (Riven  WiliJ«i 
BaravoUi,  Bellaiguc  de  Bughas,  Colvin,  vou  Kremer,  Lirou  d^Virollcs  uud  von  TVaku*^ 
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Tamortissement  de  la  Dette  privilégiée.  ||  Le  complément   des  ressources   ^''  '''*^' 
tessaires  pour  ce  service   sera   prélevé,   comme   première   charge,   sur   Ie6i7.juui880. 
ictations  de  la  Dette  unifiée.  ||  Si,  au  contraire,  les  affectations  spécialcs  de 
Dette  privilégiée  arrivent  k  présenter  des  excédents,  ces  excédents  seront 
ployés  k  Tamortissemeut  de  la  Dette  unifiée. 

Art  3.  Les  dépenses  ordinaires  d'entretien  et  d^exploitation,  prévues  au 
dget  OU  régulièrement  antorisées  par  des  décisions  spéciales,  seront  seules 
ilevées  sur  les  recettes  de  ces  administrations.  ||  Les  frais  'de  transport  dus 
r  les  services  de  TÊtat,  qui  ne  seraient  pas  pajés  au  comptant,  devront 
"e  remboursés  mensuellement  è,  Tadministration  des  chemins  de  fer. 

Art  4.  Il  sera  pourvu  sur  les  ressources  générales  du  Trésor  aux  dé- 
Dses  extraordinaires,  telles  que  Tacquisition  de  terrains  ou  d'immeubles,  la 
QStruction  de  lignes  nouvelles  et  1'acquisition  du  matériel  nécessaire  k  leur 
ploitation,  le  rachat  de  lignes  concédées,  la  pose  d'une  seconde  voie,  la 
QStruction  de  b&timents  nouveaux,  digues,  quais,  etc.  ||  Lesdites  dépenses 
traordinaires  seront  proposées  par  les  administrateurs  et  votées  par  le  Con- 
il  des  Ministres.  ||  S'il  7  a  contestation  entre  le  Gouvernement  et  Tadmini- 
'Etion  des  chemins  de  fer,  des  télégraphes  et  du  port  d'Alexandrie,  sur  la 
estion  de  savoir  si  une  dépense  doit  ou  non  être  considérée  comme  extra- 
ünaire,  le  Gouvernement  pourra,  sur  Tavis  conforme  de  la  Caisse  de 
Dette,  autoriser  ladite  administration  k  prélever  cette  dépense  sur  ses 
:ettes. 

Art.  5.  L'intérêt  annuel  des  obligations  de  la  Dette  privilégiée  est 
intenu  è  5  p.  %  du  capital  nominal.  ||  Il  continuera  k  être  payé  semestrielle- 
nt,  aux  échéances  du  15  avril  et  du  15  octobre.  ||  L'amortissemcnt  sera  fait 
pair  en  soixante-cinq  ans,  k  compter  du  15  octobre  1876,  par  tirages 
Qcstriels.  ||  Les  tirages  s'effectueront  en  séance  publique,  par  les  soins  des 
nmissaires  directeurs,  dans  les  mois  de  janvier  et  de  juillet  ||  Le  remboursc- 
!Dt  des  titres  aura  lieu  è,  partir  de  Téchéance  du  coupon  suivant 

Art.  6.  Notre  Ministre  des  Finances  est  autorisé  k  émettre  pour  L.  Ë. 
minales  5,600,205  (L.  st  5,743,800)  d'obligations  de  la  Dette  privilégiée 
Qt  Temploi  sera  fait  conformément  aux  articles  68  et  suivants.  ||  Ges  titres 
'ont  émis,  au  fur  et  è.  mesure  des  besoins,  jouissance  du  15  avril  1880, 
I  mêmes  conditions  d'intérêt  et  d'amortissement  que  les  obligations  primi- 
6s  auxquelles  ils  sont  complètement  assimilés.  ||  Les  nouveaux  titres  seront 
Dpris  dans  le  premier  tirage  d'amortisscment  qui  suivra  leur  émission. 

Art  7.  Au  fur  et  k  mesure  de  la  liquidation  des  créances  pajables  en 
igations  et  pendant  un  délai  de  six  mois  k  compter  de  la  publication  de 
présente  lol,  il  sera  délivré  aux  intéresses  des  titres  provisoires  au  por- 
r.  II  Les  règlemeuts  ultéricurs  seront  faits  directement  en  obligations  dé- 
tives.  II  Les  titres  provisoires  devront  être  échaugés  dans  Tannée  qui  suivra 
publication  de  la  présente  loi.  ||  Passé  ce  dernier  terme,  Notre  Ministre  des 
A^ces  procédera  d'office  è,  Témission  des  obligations  dont  les  titre  provi- 
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Nr.  7740.   soires  u'aurout  pas  été  représeutés  et  les  dóposera  è,  la  Gaisse  de  la  Dette^ 
17. Juli  1880.  publique  pour  Ie  compte  de  qui  de  droit 

Art.  8.     L'annaité  nécessaire  au  service  des  obligations  priYilégiées, 
interets  et  amortissement,  est  fixée  h  L.  É.  1,157,768  (L.  st  1,187,404). 

Dette  nnifiée. 

Art.  9.  Les  revenns  soivants  demeureront  affectés  an  service  de  la  DettiJ 
uiiifiée:  ||  1^  Les  revenns  des  donanes  et  Ie  prodnit  des  droits  pergos  pov 
notre  Gouvernement  h^  Timportation  des  tabacs,  sous  la  dédnction  des  dépeofletj 
d^administration;  ||  2*^  Les  revenus  des  Provinces  de  Garbieb,  Ménonfieb,  Béhén' 
et  Siout,  sous  la  dédnction  de  7  p.  ^Iq  du  montant  brut  des  reconvremeo^ 
h.  titre  de  frais  de  perception  et  d'administration.  ||  Dans  ces  demiers  rev«»| 
seront  compris  tous  les  impóts  et  droits  divers  actuellement  en  vigaeor,  oi 
créés  dans  Tavenir,  k  Texception  de  la  taxe  des  sels  et  de  celle  des  tabaa] 
indigènes.  |{  Les  autres  affectations  de  revenus,  établies  au  profit  de  la  Detttj 
unifiée  par  Ie  décret  du  7  mai  1876,  sont  supprimées. 

Art  10.     L'intérêt  annuel  des   obligations  de  la  Dette  unifiée  est  fixé  k  ] 
4  p.  ^%  du  capital  nominal,  è.  compter  du  1"'  mai  1880.  ||  Il  sera  payé  »• 
mestriellement,  aux  échéanccs  du  1®'  mai  et  du  1®'  novembre. 

Art  11.  Le  service  des  interets  è.  4  p.  7o  sera  assuré  par  les  affectatii» 
de  revenus  déterminées  dans  l'article  9  et,  en  cas  d'insuffisance,  par  les  rcf- 
sources  générales  du  Trésor. 

Art  12.  Les  versemcnts  des  revenus  effectés  h  la  Dette  unifiée,  rej» 
du  26  avril  au  25  octobre  inclusivcment,  seront  imputés  k  1'échéance  èi 
1"'  novembre,  et  ccux  regus  du  26  octobre  au  25  avril  seront  imputés  i 
Téchéance  du  1°'  mai.  ||  Si,  h  la  date  du  25  avril  ou  k  celle  du  25  octobre^ 
les  versemcnts  accomplis  sont  insuffisants  pour  effectuer  le  pajement  du  coi^ci 
k  4  p.  ^Vo  P^^  ^  Notre  Ministre  des  Finances  en  fournira  immédiateiBetf 
le  complément  sur  la  demande  des  Commissalres  de  la  Dette. 

Art.  13.  Toutefois,  si  les  recouvrements  du  1"  semestre  ont  litó 
un  excédent  disponible,  eet  excédent  sera  appliqué  au  complément  du  coi- 
pon  de  novembre  avant  de  recourir  k  la  garantie  de  Notre  GouvemefflO^ 
et  d'autre  part  les  sommes  versées  par  Notre  Ministre  des  Finances,  poff 
parfaire  le  coupon  du  1®'  mai,  lui  seront  remboursées,  le  cas  échéant,  sir 
les  excédents  du  2®  semestre.  |j  A  eet  effet,  le  compte  de  garantie  ^ 
Gouvernement  sera  arrèté  annuellement  le  25  octobre  en  cumulant  les  opéA' 
tions  des  deux  semestres. 

Art.  14.  L'amortissement  de  la  Dette  unifiée  se  f  era  par  rachats,  » 
cours  du  marché.  ||  Seront  consacrés  k  eet  amortissement:  ||  1**  Les  excédeiiti 
que  les  revenus  affectés  au  service  de  la  Dette  publique  présenteront  ap* 
le  payement  des  deux  coupons  annuels  et  le  reglement  du  compte  de  garairt»  j 
du  Gouvernement  dont  il  est  parlé  k  Tarticle  precedent;  ||  2*  Les  autres  rei- 
sources  indiquées  aux  articles  2,  15,  22,  29  et  95. 

Art  15.     La  portion  des  excédents  budgétaires  qui  pourra  ètre  Tcrsée 
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ellement  è  la  Caisse  de  la  Dette  publique,  conformément  aux  dispositions   ^'*  '^^"• 

'  ^  Aegypien. 

'article  snivant^  sera  également  employee  au  rachat  des  obligations  de  la  n.  juh  i»?o. 
e  unifiée,  sous  réserve  de  Temploi  éventuel  prévu  k  Tarticle  70.  [|  Ces 
5  resteront  en  dépót  k  la  Caisse  de  la  Dette  publique  jusqu'ji  ce  que  les 
iücations  que  devra  fournir  Ie  Ministère  des  Finances  aient  permis  aux 
imissaires  de  la  Dette  de  constater  qu'ils  ne  sont  pas  nécessaires  pour  Ie 
Lement  de  la  Dette  non  consolidée.  ||  L'amortissement  par  tirage  de  la  Dette 
Kée  est  supprimé. 

Art.  16.  Seront  considérés  comme  excéderits  de  revenus  des  provinces 
administrations  non  a£fectées  au  service  de  la  Dette  publique  les  produits 
Igétaires  de  toute  nature  réalisés  dans  ces  provinces  et  administrations  au 
k  de  la  somme  de  L.  Ë.  5;897;888;  ^  laquelle  ont  été  arrêtées  les  dépen- 

budgétaires,  y  compris  Ie  tribut  de  Constantinople,  et  Ie  service  des  di- 
«es  dettes  que  Ie  Gouvernement  est  tenu  d'assurer  aux  termes  de  la  pré- 
ite  lol  sur  les  ressources  générales  du  Trésor,  savoir:  les  interets  des  actions 

canal  de  Suez  dus  au  Gouvernement  anglais,  Tannuité  de  la  Daïra  Eassah 
celle  de  la  Moukabalah.  ||  Ces  excédents  de  revenus  resteront  ^  la  disposi- 
Q  dn  Gouvernement  jusqu'^  concurrence  d'une  somme  egale  ^  Texcédent  de 
renns  des  administrations  et  provinces  affectées.  ||  Si  Vexcédent  des  revenus 
éctés  n'atteint   pas  Va  P-  ^/o   ^^   montant   total   de    la  Dette   unifiée   (soit 

É.  283,000),  Ie  complément  de  ce  ^2  P-  %  sera  verse  i  la  Caisse  de  la 
!tte  publique  sur  Ie  surplus  des  excédents  budgétaires.  ||  Lorsqu'il  n'y  aura 
s  lieu  k  ce  prélèvement,  la  totalité  des  excédents  budgétaires  sera  conservéc 
ar  les  dépenses  administratives. 

Art  17.  n  ne  sera  pas  pourvu  k  Tamortissement  par  rachat  des 
éances  du  1^  novembre   1878,  des  1®'  mai  et  1®'  novembre   1879  et  du 

mai  1880,  non  plus  qu'au  payement  des  portions  d'intérêts  impayées  des 
is  demières  échéances. 

Art  18.  Tous  les  bons  ou  titres  qui  devaient,  aux  termes  des  décrets 
7  mai  et  du  18  novembre  1876,  être^convertis  en  obligations  de  la  Dette 
fiée  devront  être  présentés  ^  la  con version  avant  Ie  1®'  avril  1881,  sous 
Qc  de  décbéance. 

Art  19.  Notre  Ministre  des  Finances  est  autorisé  k  émettre  de  nouveaux 
«8  de  la  Dette  unifiée   jusqu'a  concurrence  de  L.  É.  1,909,280  nominales 

st  1,958,240)  pour  en  faire  Temploi  fixé  par  Tarticle  26.  ||  Ces  nouveaux 
*e8  seront  émis  jouissance  du  l*''^  mai  1880  et  aux  conditions  d'intérét  et 
mortissement  ci-dessus  determinées  pour  les  anciennes  obligations  auxquelles 

seront  complètement  assimilés. 

Disposiiions  communes  a  la  Dette  priviUgiée  et  a  la  Dette  unifiée. 

Art  20.     Les  coupons  et  les  titres  seront  payés  en  or  sans  aucune  re- 
We,  en  Egypte,  k  Paris  et  è,  Londres.  ||  A  Paris,  les  payements  seront  faits 
change  fixe  de  25  francs  la  livre  sterling. 
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i7.jaiii88o.  ne  pourront  être  frappées  d'aacon  impöt  au  profit  de  Notre  Gouvernei 

Alt.  22.  La  prescription  quinquennale  et  la  prescription  de  qnii 
établics  par  les  articles  275  et  272  du  Code  civil  seront  applicables 
mière  aux  interets  des  obligations  de  la  Dette  nnifiée  et  de  la  Dett( 
légiée^  la  seconde  aux  capitaux  des  mêmes  obligations  désignées  par  h 
poar  Tamortissement.  ||  Les  délais  de  prescription  seront  calculés  d's 
calcndrier  grégorien.  ||  Le  montant  des  interets  et  capitanx  attcints 
prescription  profitera  k  Tamortissement  de  la  Dette  nnifiée. 

Art.  23.  Les  affectations  de  revenns  établ*es  par  la  présente  1( 
vront  leur  application  k  compter  du  1°'  janvier  1880.  ||  La  Caisse  de  1 
pnbliqne  reversera  au  compte  de  la  l^qnidation  nne  somme  de  50O 
Moyennant  ce  pajement  la  Caisse  et  la  Liqnidation  seront  quittes  Tnnc 
Tantre  de  tont  compte  è,  faire  entre  elles  par  suite  du  nouveau  réglen 
affectations. 

Art  24.     Sont  maintenues  toutes  les  dispositions  des  décrets  dos 

et   18   novembre    1876   concemant    le   service    des   obligations   de  li 

privilégiée  et  de  la  Dette  nnifiée,  non  contraires  aux  dispositions  de 

sente  loi. 

Canversian  des  emprunts  a  court  ferme. 

Art.  25.  Le  service  des  empmnts  1864,  1865  et  1867  est  sup; 
Il  ne  sera  pas  pourvu  k  Tamortissement  des  obligations  de  TenipniD 
qui  aurait  dü  avoir  lieu  le  1"  avril  1880,  non  plus  qu'au  pajen 
semcstrialités  des  deux  autres  emprunts  échues  les  22  mai  et  7  juillet 

Art  26.  Les  obligations  de  ces  trois  emprunts  seront  converl 
taux  de  80  p.  %»  de  leur  valeur  nominale,  en  obligations  de  la  Dette 
au  taux  de  68  p.  ^/o,  jouissance  du  1®'  mai  1880. 

Art.  27.  Les  ayants  droit  recevront  en  numéraire  au  moment  de 
version:  ||  1^  Les  interets  des  anciennes  obligations,  encourus  depuis  le  1 
1880  (emprunt  1864),  le  8  janvier  1880  (emprunt  1865),  le  22  nc 
1879  (emprunt  1867)  jusqu'au  30  avril  1880,  aux  taux  respectifs  de 
des  emprunts;  ||  2^  Le  solde  du  capital  converti  qui  sera  inférieur  k  1 
sterling. 

Art.  28.  La  conversion  sera  faite  sans  frais  pour  les  porteurs.  ||  1 
pour  le  dépót  des  anciens  titrcs  k  échanger  est  limitc  au  31  décembr 
I  Passé  cette  date,  les  obligations  non  représentées  seront  converties 
et  les  nonveaux  titres  déposés  k  la  Caisse  de  la  Dette  publiqae  ] 
compte  de  qui  de  droit.  ||  Les  anciens  titres  seront  annulés  et  remis  I 
Ministre  des  Financcs.  f|  Notre  Ministre  des  Finances  prendra  toutes  les  i 
d'exécution  que  comportera  la  conversion  ainsi  que  le  paycmcnt  des  \ 
de  coupons  et  d'amortissement  des  trois  emprunts  convertis. 

Art  29.  Les  prcscriptions  de  cinq  ans  et  de  quinzc  ans  don) 
parlé  aux  deux    premiers   paragraphes  de  l'article  22  seront  appliqiri 
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>QIK)n8  et  anx  obligations  des  emprunts   1864,   1865  et  1867.  ||  La   valeur   *''•  "^ 
?s  coupons   TeDus  k  échéance   et   des  obligations   sorties  au   tirage   depoisn.jnii  is 
»rigine  de  ces  empnints  qoi  se  trouveront  atteints  par  ces  prescriptions  sera 
ipliquée  h  Tamortissement  de  la  Dette  nnifiée. 

Attründions  de  la  Caisse  de  la  Detfe  ptiUiqtie. 

Art  30.    La  Caisse  de  la  Dette  publique,  institaée  par  décret  du  2  mai 
(76,  recevra  les  fonds  destinés  an  service  des  interets  et  de  Tamortissement 
la  Dette  privilégiée  et  de  la  Dette  nnifiée   et   fera  Temploi  de  ces  fonds 
nformément  anx  dispositions  de  la  présente  loL 

Art  31.  Lés  comptables  supérieurs  des  provinces  et  administrations  dont 
I  revenus  sont  affectés  au  service  de  la  Dette  privilégiée  et  de  la  Dette 
ifiée  verseront  ces  revenus  directement  k  la  Caisse  de  la  Dette  et  ne  seront 
lérés  que  par  les  quittances  de  la  commission  de  la  Dette. 

Art  32.  Les  comptables  supérieurs  des  quatre  provinces  affectées  four- 
"ont  4  la  commission  de  la  Dette  publique,  par  Tentremise  du  Ministère  des 
oances  des  relevés  mensuels  par  nature  de  droits  foisant  connaitre:  ||  Les 
Dits  constatés  de  Tannée  courante  et  les  arriérés  dus  sur  les  années  anté- 
nres;  ||  Les  reconvrements  et  les  dégrèvements;  ||  Les  sommes  retenues  pour 
is  de  perception  et  d'administration;  ||  Les  versements  effectués  h  la  Caisse 
la  Dette;  ||  Les  restes  en  caisse  au  dernier  jour  du  mois.  ||  Des  relevés 
Dblables  seront  également  foumis  aux  dates  du  25  avril  et  du  25  octobrc. 

Art  33.  L'administration  des  douanes  et  celle  des  chemins  de  fer,  des 
égrapbes  et  du  port  d'Alexandrie  foumiront  également  è  la  commission  de 
Dette  des  relevés  mensuels  indiquant:  ||  Les  droits  constatés  de  Tannée,  j 
tnpris  les  arriérés  dus  au  1"  janvier  sur  les  années  ant^rieures;  ||  Les 
nmes  recouvrées  et  dégrevées;  ||  Les  sommes  dues  par  les  administrations 
Gouvernement;  ||  Les  dépenses  d'administration  payées;  |]  Les  versements 
'ectaés  k  la  Caisse  de  la  Dette;  ||  Les  restes  en  caisse  au  demier  jour  du 
)is.  II  Des  relevés  semblables  seront^  en  outre,  foumis  par  Tadministration  des 
'oanes  aux  dates  du  25  avril  et  du  25  octobre,  et  par  celle  des  chemins  de 
'  aux  dates  du  14  avril  et  du  14  octobre. 

Art  34.     Les   commissaires  do  la  Dette  nommeront  et  révoqueront  los 
iployés  de  la  Caisse  de  la  Dette  et  réglcront  les  rapports  entre  la  Caisse 
ses  correspondants. 

Art  35.  Les  dépenses  de  personnel  et  de  matériel  de  la  Caisse  de  la 
tte^  les  commissions  et  allocations  diverses  de  ses  correspondants,  les  frais 
change,  assurances,  tcansports  d'espèces  et  généralement  toutcs  dépenses 
'Cssaires  pour  rexécution  du  service  des  Dettes  privilégiée  et  unifiée  seront 
>portés  par  Ie  Gouvernement,  et  feront  annuellement  Tobjet  d'un  budget 
"èté  par  la  commission  de  la  Dette  et  approuvé  par  Ie  Conseil  des  Ministres. 
^otre  Ministre  des  Fiuances  entretiendra  k  la  Caisse  de  la  Dette  une  avance 
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Aogypten. 

17.  Juli  1880.  acquitter  directemcnt. 

Art  36.  Annuellement,  la  commission  de  la  Detto  publiera  nn  rapport 
sur  ses  opérations  et  soumettra  son  comptc  de  gestion  k  rantorité  qui  sert 
constituéc  pour  juger  les  comptes  des  administrations  publiques. 

Art.  37.  Aucun  nouvel  emprunt,  de  quelque  nature  que  ce  soit,  oe 
pourra  être  émis  par  Notre  Gouvernement  que  sur  Tavis  conforme  de  la  com- 
mission de  la  Dette.  ||  Il  sera  loisiblc  toutefois  h  Notre  Ministre  des  Finanoes 
de  se  procurer  des  avances  en  compte  courant,  dans  la  limite  maxima  de 
2  millions  de  livres  égyptiennes. 

Art  38.  Les  commissiares  de  la  Dette,  représentants^légaux  des  por- 
teurs  de  titres,  auront  qualité  pour  i)oursuivre  devant  les  tribunanx  k  U 
Réforme  contre  Tadministration  financière,  représentée  par  Notre  Ministre  des 
Finances,  Tcxécution  des  dispositions  concernant  les  affectations  de  re?eniSy 
les  taux  d'intérêt  des  dettes,  la  garantie  du  Trésor  et  généralement  tontes  les 
obligations  qui  incombent  k  Notre  Gouvernement  en  vertu  de  la  présente  tei 
k  r égard  du  service  des  Dettes  privilégiée  et  unifiée. 

Art  39.  Sont  maintenues  avec  force  exécutoire  toutes  les  dispositiois 
des  décrets  des  2  mai  et  18  novembre  1876  concernant  les  attributions  de  li 
commission  de  la  Dette  publique  qui  ne  sont  pas  contraires  k  la  présente  lol 

Titre  II.  —  Daira  Sanieh. 

Art  40.  Sont  déclarées  propriétés  de  TÉtat,  les  propriétés  des  Dalras 
Sanieh  et  Eassah,  mcntionnées  dans  les  états  annexés  au  contrat  du  12  jniU^ 
1877  OU  dans  les  inscriptions  hypothécaires  prises  en  vertu  de  ce  contrat 

Art  41.  Ces  propriétés  sont  affectées  exclusivement  k  la  garantie  de  1» 
Dette  générale  de  la  Daïra  Sanieh,  sans  préjudice  des  effets  de  Thypothèqw 
consentie  par  acte  du  19  aoüt  1878.  Elles  seront  insaisissables  jasqv'^ 
rentier  amortissement  de  cette  dette.  ||  Leurs  produits  et  revenus  ne  poniront 
être  saisis  qu'en  raison  de  dettes  particulières,  contractées  par  radministiation 
de  la  Daïra  postérieurement  au  contrat  du  12  juillet  1877. 

Art  42.  Le  produit  des  aUénations  de  ces  propriétés  sera  exclusiveffleot 
affecté  k  Vamortissement  de  la  Dette  générale  de  la  Daïra. 

Art  43.  Il  sera  payé  k  la  Daïra  Sanieh,  sur  les  fonds  de  la  liqoidatioB} 
une  somme  de  L.  É.  450,000,  tant  pour  lui  rembourser  les  sommes  q^'^^e 
a  payées  en  l'acquit  du  Gouvernement,  que  pour  Tindemniser  du  préjudice 
résultant  pour  elle  de  la  non-exécution  des  engagements  pris  k  son  égard  p 
la  Liste  civile.  jj  Moyennant  quoi,  TÉtat  et  la  Daïra  seront  complètenwat 
libérés  Tun  en  vers  Tautre  pour  toutes  causes  antéricures  au  1'^  janvier  18Ö0, 
sauf  compensat  ion,  jusqu'^  due  concurrence,  de  la  somme  de  L.  E.  450,000 
avec  les  impóts  dus  par  la  Daïra  pour  Tannée  1879. 

Art.  44.  Les  titres  de  la  Dette  générale  de  la  Daïra  Sanieh  serwrt 
productifs  d^un  intérêt  de  5  p.  *7(>  ^^  capital  nominal  dont  4  p.  *7o  ^'" 
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ie  garanti  par  Ie  Gouvernement  sur  les  ressources  générales  du  Trésor,  et  ^^-  '"*®' 
p.  **/(,  d'intérêt  complémentaire.  ||  Il  y  aura  lieu  k  la  distribution  de  eet  17.  jnit  igso. 
itérêt  complémentaire  lorsque  Ie  produit  net  des  propriétés  de  la  Daïra, 
mstaté  dans  Ie  compte  mentionné  k  Tarticle  47,  excédera  la  somme  néces- 
lire  au  service  de  Tintérêt  è.  4  p.  *7o  ^^  capital  nominal  des  titres  en  cir- 
ilation  et  seulement  jusqu'i  concurrence  de  eet  excédent.  ||  L'intérêt  fixe  sera 
lyé  par  moitié  Ie  15  avril  et  Ie  15  octobre  de  chaque  annér,  sur  remise 
!s  coupons.  II  L'intérêt  complementaire  sera  payé  sur  quittance  spéciale,  Ie 
i  avril  de  chaque  année,  pour  Tannée  précédente.  ||  Il  ne  devra  pas  être 
stribué  de  fractions  d'intérêt  inférieures  k  ^4  p.  ^jf^. 

Art.  45.  Il  sera  créé  un  fonds  de  réserve  composé:  ||  1"  D'une  somme 
L  Ê.  180,000  prélevée  sur  celle  de  L.  E.  450,000  mentionnée  k  Tarticle  43. 
!®  Des  excédents  de  revenus  nets  au-dessus  de  5  p.  %,  dans  les  limites  indi- 
ées  k  Tarticle  48.  ||  Ce  fonds  de  réserve  sera  place  en  titres  de  la  Daïra 
nieb,  de  TEmprunt  domanial,  de  la  Dette  privilégiée  ou  de  la  Dette  unifiée, 
servira,  en  cas  d*insuffisance  de  revenus,  k  parfaire  l'intérêt  de  4  p.  %.  ||  A 
aque  échéance,  Ie  Consell  de  direction  décidera  dans  quelle  mesure  il  y  aura 
u  d'engager  ou  de  vendre  ces  titres  pour  assurer  Ie  payement  du  coupon, 
it  en  réservant  les  fonds  nécessaires  k  la  marche  des  services  administratifs. 

Art.  46.  Si  les  revenus  de  Texercice,  augmentés  du  fonds  de  réserve, 
nt  insuffisants  pour  parfaire  lintérêt  de  4  p.  7o>  ^^  Daïra  y  pourvoira,  k 
aque  échéance  de  coupon,  par  des  moyens  de  trésorerie. 

Art.  47.  En  fin  d'année,  la  Daïra  arrêtera  Ie  compte  de  ces  recettes 
de  ses  dépenses.  Si  les  recettes  nettes,  augmentées  des  ressources  du  fonds 
'  réserve  déji  employees  dans  Ie  cours  de  Tannée  ou  restant  libres  au 
l  decembre,  sont  inférieures  ^  4  p.  ^^/^  du  capital  nominal  des  titres  en 
rculation,  Ie  Gouvernement  versera  k  la  Daïra  la  différence  dans  un  délai 
5  quinze  jours.  ||  Tant  que  ce  versement  ne  sera  pas  effectué,  aucun  impót 
'  sera  exigé  de  la  Daïra  dans  les  provinces  non  affectéés. 

Art  48.     La   portion   des    revenus   nets   qui   restera   disponible   en   fin 
innée,  après  Ie  payement  des  interets  d  5  p.  ^/o  et  la  constitution  du  fonds 
réserve  au  chiffre  de  L.  É.  350,000,  sera  employee  k  Tamortissement 

Art.   49.     L'amortissement    sera    fait    par    rachats    jusqu'au    cours    de 
p.  %.  [|  Au-dessus   de   ce    cours,   Tamortissement   s'eflfectuera  par   tirage, 
80  p.  %. 

Art  50.  L'administration  de  la  Daïra  sera  composée  d'un  Directeur 
^énl  d'un  Conseil  de  direction  et  d'un  Conseil  supérieur. 

Art  51.  Le  Directeur  général  sera  nommé  par  Nous.  Il  aura  tous  les 
iivoirs  d'administration,  sous  les  réserves  mentionnées  ei- après. 

Art  52.  Le  Conseil  de  direction  sera  constitué  comme  Tétait  le  Conseil 
>érienr  établi  par  le  contrat  du  12  juillet  1877  et  en  aura  toutes  les  attri- 
tions. 

Art  53.    La  nomination  et  la  révocation  de  tous  les  employés  supérieurs, 
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I7.jaiii8oo.poar  uDe  période  n'excédant  pas  six  années,  seront  soumis  k  son  approbatlon. 

{I  II  lui  appartiendra;  en  outre,  d'autoriser  Ie  Directeur  général  k  ester  en  jn- 

stice,  soit  en  demandant,  soit  en  défendant,  et  de  statuer  sur  les  questions  ad- 

rainistratives  dans  lesquelles  il  jugerait  è,  propos  d'intervenir. 

Art  54.  Les  controleurs  de  la  Daïra  seront  nommés  par  Nous,  sur  la 
désignation  officicuse  des  gouvernements  Anglais  et  Francais.  A  défant  de 
cettc  désignation,  Notre  choix  se  portera  sur  des  fonctionnaires  supérieurs  des 
deux  pays,  en  activité  de  service  ou  en  retraite. 

Art.  55.  Le  Conseil  supérieur  se  composera  de  notre  Ministre  des  Fi- 
nances,  des  deux  controleurs  généraux  et  des  membres  du  Conseil  de  direction 
Les  controleurs  généraux  seront  remplacés,  en  cas  d'absence  ou  d'empêchemeDt, 
par  les  commissaires  de  la  Dette  de  leur  nationalité  respective.  ||  Le  Conseil 
supérieur  aura  pour  attributions  de  voter  le  budget,  de  vérifier  et  d'approuver 
les  comptes  annuels  de  Tadministration,  d'autoriser  les  emprunts,  les  aliéoatioiis 
et  les  baux  autres  que  ceux  mentionnés  k  Tarticle  53,  de  fixer  le  chiffire  ma- 
ximum du  compte  courant  et  de  déterminer  le  mode  de  placement  des  sommes 
composant  le  fonds  de  réserve.  ||  Toutefois,  les  projets  d'aliénation  et  les  baw 
réserves  k  son  approbation  ne  lui  seront  soumis  qu'autant  que  les  deux  coo- 
trólcurs  auront  émis  un  vote  favorable  dans  le  Conseil  de  direction,  et  les  dé- 
cisions  qu'il  prendra  k  ce  sujet  ue  seront  exécutoires  qu'après  approbation  de 
Notre  Conseil  des  Ministres. 

Art  56.  Le  Conseil  supérieur  aura,  en  outre,  k  statuer  sur  les  décisious 
du  Conseil  de  direction  qui  lui  seraient  déférées  par  un  des  membres  dê  ce 
Conseil. 

Art.  57.  Indépendamment  des  attributions  qui  leur  sont  conférées  par 
les  dispositions  qui  precedent,  les  controleurs  de  la  Daïra  seront  considérés 
comme  les  représentants  légaux  des  porteurs  d'obligations  de  la  Dette  génénle 
de  la  Daïra.  ||  lis  pourront,  k  ce  titre,  poursuivre,  par  toutes  les  voies  de 
droit,  Texécution  des  engagements  pris  par  le  Gouvernement  envers  ces  derniers. 

Art.  58.  Les  titres  de  Temprunt  1870  et  les  bons  Daïra  non  conTertis 
devront  être  présentés  k  la  conversion  avant  le  1®'  avril  1881,  souspeinedc 
déchéance.  ||  Passé  cette  date,  ces  titres  ne  pourront  plus  donner  lieu  k  ancon* 
action  contre  la  Daïra,  ni  contre  le  Gouvernement. 

Art.  59.  L'administration  de  la  Daïra  devra  réclamcr  la  remise  des  titres 
convertis  ou  amortis  k  toutes  personnes  qui  en  sont  actuellement  dépositaire^ 
et  leur  en  donnera  valablement  décharge. 

Art.  60.  Seront  prescrits  au  profit  de  la  Daïra,  les  coupons  de  la  IW^ 
générale  impayés  dans  Ic  délai  de  cinq  ans  k  compter  de  Icurs  échéanccs^^ 
spectives  et  les  obligations  désignées  pour  ramortisscment  par  voie  de  tirtlP* 
qui  n'auront  pas  été  remboursées  dans  le  délai  de  quinzc  ans.  ||  Ces  délais  se- 
ront calculés  d'après  le  calendricr  grégorien. 

Art.  Gl.     Les  titres  de  la  Dette  Daïra  Kassah  seront,  par  les  soins  de 


i 
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)tre  Ministre  des  Finances,  convertis  au  pair  en  titres  de  la  Dette  générale   ^''  '"^ 

Ia  Dalra  Sanieh,  jouissance  du  15  avril  1880.    Ces  titres  devront  5tre  pré-n.juuigg 

ités  k  la  con version  avant  Ie  1®'  avril  1881,   sous  peine  de  déchéancc.    i| 

iDunité  actuellement  affectée  au  service  de  la  Dette  Daïra  Kassah,  soit  L.  É. 

,^00,  sera  versée  par  Notre  Ministre  des  Finances  k  la  Daïra  Sanieh,  moitié 

1"  avril,  moitié  Ie  1®'  octobre  de  chaque  année.  ||  Le  coupon  de  la  Daïra 

ssah  óchu  le  1*'  janvier  1880  sera  payé  aux  porteurs  de  titres,  lors  de  la 

iversion,  sur  les  fonds  de  la  liquidation.  ||  L'intérêt  acquis  du  1°'  janvier  au 

avril  1880  leur  sera  payé  au  taux  de  6  p.  ^/o  sur  les  ressources  générales 

Trésor. 

Art.  62.     Toutes  les  clauses  du  contrat  du   12  juillet   1877  sont  main- 

nes  en  tant  qu'elles  ne  sont  pas  contraires   aux  dispositions   de   la   pré- 

ite  loi. 

Titre  IIL  —  Dette  Nofi-Consolidêe, 

Art.  63.  L'actif  de  la  liquidation  de  la  Dette  non-consolidée  comprend: 
l^  Le  solde  de  VEmprunt  domanial;  ||  2^^  Les  soldes  en  numéraire  existant 
31  décembre  1879  dans  les  caisses  des  Ministères  et  dans  celles  des  pro- 
ces et  administrations  dont  les  revenus  ne  sont  pas  affectés  par  la  présente 
au  service  de  la  Dette  consolidée*,  ||  3^  L'excédent  des  versements  de  la 
mkabalah  disponible  k  la  Caisse  de  la  Dette  publique;  ||  4^  Les  sommes 
lisées  OU  qui  pourront  étre  réalisées  sur  les  droits  et  taxes  de  toute  nature 
tant  k  recouvrer  au  31  décembre  1879  dans  les  provinces  et  administra- 
is  affectées  ou  non  aflfectées  au  sen^ice  de  la  Dette  consolidée;  ||  5^  Les 
ns  immeubles  du  Domaine  privé  non  affectés  k  des  services  publics,  k  la 
antie  de  Temprunt  domanial  ou  de  la  Dette  générale  de  la  Daïra  Sanieh, 
iv!k  extinction  de  la  Dette  non-consolidée;  ||  6^  Le  produit  de  la  conver- 
1  des  bons  ou  titres  rentrés  au  Trésor  après  remboursement  de  leur  mon- 
t,  en  exécution  de  décisions  judiciaires;  ||  7^  Les  titres  de  la  Dette  privi- 
ée  créés  en  vertu  de  Tarticle  6  de  la  présente  loi;  !|  8^  Dans  le  cas  prévu 

Tarticle  70,  la  partie  des  cxcédents  budgétaires  destinée  k  Tamortissement 
la  Dette  consolidée  aux  termes  de  Tarticle  15. 

Art.  64.  Les  biens  mentionnés  au  paragraphe  5  de  Tarticle  precedent 
)Dt  insaisissables  pour  les  créanciers  de  la  liquidation  de  la  Dette  non-con- 
dée  jusqu'au  31  mars  1881,  et  pour  tous  autres  créanciers  du  Gouveme- 
it  jusqn'^  la  fin  de  la  liquidation. 

Art  65.  Notre  Ministre  des  Finances  'est  autorisé  k  se  procurer,  pour 
besoins  de  la  liquidation  de  la  Dette  non  consolidée,  une  avance  de  L.  É. 
,000  en  donnant  en  garantie  hypothecaire  tout  ou  partie  des  biens  du  do- 
ne  désigné  au  paragraphe  5  de  Tarticle  63.  Les  biens  ainsi  donnés  en 
)thèque  demeureront  aliénables,  k  charge  d'en  appliquer  le  prix,  jusqu'^ 
concurrence,  au  remboursement  intégral  de  Tcmprunt  dont  il  s'agit;  jusqu'^ 
emboursement  et,  au  plus  tard,  jusqu'au  31  décembre  1882,  ils  seront  in- 
ssables. 
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Hr.  7740.  j^^t,  66.     Le  passif  de  la  liquidation  de  ia  Dette  non-co^solidée  com- 

i7.jaiii880.prend:  ||  1"  Les  dettes  de  l'Êtat  résultant  de  décisions  judiciaires  ou  ponvaDt 
résulter  d'instances  pendantes;  ||  2^  Toates  les  dettes^  autres  que  les  empnmts 
pablics  contractés  h  Tétranger  ou  h  1'intérienr,  qai;  au  cours  de  la  liquidation, 
ont  été  OU  seront  reconnues  par  le  Gouvernement  et  qui  résultent  de  droiU 
acquis  antérieurement  au  1®' janvier  1880.  Ces  dettes  seront  réglées  confor- 
mément  aux  dispositions  qui  suivent.  Les  règlements  déjè  effectnés  d'après 
ces  dispositions  sont  approuvés. 

Art.  67.  Seront  payables  intégralement  en  espèces:  ||  1^  Les  arriérés  do 
tribut  de  Constantinople;  ']  2^  Les  créances  garanties  par  des  inscriptions  hypo- 
thécaires  prises  antérieurement  aux  2  et  3  février  1879  sur  les  biens  affectés 
k  la  garantie  de  Temprunt  domanial;  ||  3^  Les  arriérés  de  traitements^  pensions 
et  salaires;  ||  4^^  Les  sommes  dues  par  le  Beit-cl-Mal  et  par  la  Caisse  des 
Orphelins  dans  les  conditions  indiquées  k  Tarticle  72  de  la  présente  loi;  ; 
5^  Les  sommes  versées  k  titre  de  dépót  dans  les  caisses  de  lÉtat 

Art  68.  Toutes  les  autres  créances  contre  TÉtat  désignées  k  Tarticle  66 
seront  liquidées  en  capital,  interets  de  droit  au  15  avril  1880  et  firais,  sons 
les  réserves  formulées  aux  articles  72  et  suivants.  Le  payement  en  sera 
efifectué  dans  les  conditions  suivantes:  ||  30  p.  ^/q  en  espèces;  ||  70  p.  %  en 
titres  de  la  Dette  privilégiée  au  pair,  jouissance  du  15  avril  1880;  ||  Les  créan- 
ces et  les  reliquats  de  créances  inférieurs  k  1,950  P.  T.  (20  L.  st)  seront 
pajés  en  espèces.  ||  Les  sommes  k  payer  en  espèces  ne  porteront  pas  intérêt 

Art.  69.  Les  créances  pouvant  résulter  de  décisions  judiciaires  k  inter- 
venir  dans  les  instances  actuellement  pendantes  et  relatives  k  des  droits  acqnls 
antérieurement  au  1®'  janvier  1880  seront  réglées  en  capital,  firais  et  interets 
de  droit,  calculés  k  la  date  de  Téchéance  du  coupon  de  la  Dette  privilégiée 
qui  précédera  le  reglement  EUes  seront  payées  de  la  fagon  suivante:  ||  30p.% 
en  espèces;  ||  70  p.  *7ü  ^^  titres  de  la  Dette  privilégiée  au  pair,  avec  jonis- 
sance  du  coupon  en  cours  lors  du  reglement.  Les  créances  et  les  reliqoats 
de  créances  inférieurs  k  1,950  P.  T.  (20  L.  st)  seront  payés  en  espèces.  Les 
sommes  k  payer  en  espèces  ne  porteront  pas  intérêt  ||  Les  arriérés  des  allo- 
cations  de  Tannée  1879  seront  payés  intégralement 

Art.  70.  üne  somme  de  650,000  L.  É.  nominales  en  titres  de  la  Dette 
privilégiée,  ou  le  capital  eifectif  correspondant  sera  prélevé  sur  Tactif  et  ré- 
serve pour  le  reglement  de  ces  créances.  ||  En  cas  d'insuffi  sance  de  cette  ré- 
serve, il  y  sera  suppléé  au  moyen  des  ressources  suivantes  sur  lesquellcs,  * 
Texclusion  de  toutes  autres,  ces  créanciers  pourront  exercer  leurs  droits:  ;, 
1^  Les  propriétés  engagées  k  la  garantie  de  Temprunt  de  L.  Ê.  650,000  auto- 
risé  par  Tart  iele  65  qui  resteront  invendues  après  le  remboursement  intép*^ 
dudit  emprunt;  ||  2^  Toutes  les  autres  propriétés  saisissables  et  aliénables  is 
TÉtat;  II  3^  La  partie  des  excédents  de  revenus  non  affectés  au  service  de  I» 
Dette  consolidée  qui  est  destinée  k  Tamortissement  par  Tarticle  15  de  la  pï^ 
sentc  loi.  ||  Ces  ressources  ne  seront  appliquées  k  Tamortissement  qu'<4)rès  Tex* 
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tion  complete  des  créances  mentionuée  dans  Tarticle  precedent.  ||  Nonobstant  ^'• 
3  disposition,  les  excédents  budgétaircs  dont  il  s'agit  conservcrout  Ie  ca-n.jiï 
ère  de  deniers  pablics. 

Art.  71.     Sont  ratifices  les  transactions  particalières  spécifiées  dans  Tan- 
A  ayant  en  poar  objet  Ie  reglement  des  créances  garanties  par  des  gages 
les  privileges  ou  la  résiliation  de  contrats  de  fournitures  non  encore  com- 
.'ment  exécutés. 

Art  72.  Seront  payées  intégralement  en  titres  de  la  Dette  privilógiée 
air  la  créance  de  TAdministration  de  Wakfs  arrêtée  h  la  somme  de  L.  É. 
976;  et  celle  de  Tadministration  des  écoles  nationales  arrêtée  k  la  somme 
u  É.  13;543.  II  Les  sommes  does  k  des  tiers  par  la  Gaisse  des  Orplielins^ 
.'ment  payables  en  numéraire ,  seront  soldées  soit  sar  Tactif  de  la  Gaisse, 
sur  les  fonds  de  la  liqnidation,  en  ajoatant  aa  capital  an  intérèt  de  4  p.  ^/o. 
Art  73.  Les  créanciers  dont  les  droits  sont  Tobjet  des  règlements  spé- 
i  édictés  par  les  articles  67  et  72  et  qui  sont  munis  de  décisions  jadi- 
es  auront  Toption  entre  ces  règlements  spécianx  et  Ie  reglement  général 
u  aux  articles  68  et  69. 

Art  74.  Les  créanciers  de  la  Daïra  Eassah,  porteurs  de  délégations  sur 
icnne  Liste  civile,  enregistrées  ou  visées  au  Ministère  des  Finances,  ou  qui 
munis  de  décisions  judiciaires  établissant  leurs  droits,  seront  assimilés  aux 
Qciers  de  l'État  et  désintéressés  dans  les  conditions  indiquées  aux  articles 
Jt  69.  II  Toutefois,  ceux  d'entre  eux  qui  auraient  pris  inscription  hypothé- 
!  sur  des  immeubles  de  la  Daïra  Eassah  auront  Toption  entre  Texercice  de 
>  droits  hypotbécaires  et  Ie  payemeut  de  leur  créance  dans  les  conditions 
idiquées.  ||  Ges  créanciers  devront  signifier  leur  option  dans  Ie  délai   de 

mois  k  partir  de  la  publication  de  la  présente  loi,  è,  défaut  de  quoi  ils 
3ront  d'être  considérés  comme  créanciers  de  TÉtat.  S'ils  exercent  leurs 
;s  hypotbécaires  ils  n'auront,  pour  Ie  surplus  de  leur  créance,  aucuu  re- 
s  contre  TÉtat  ||  L'État  sera  de  plein  droit  subrogé  aux  droits  hypothe- 
es des  créanciers  désintéressés  sur  les  deniers  de  la  liquidation. 
Art.  75.    Seront  déduits  du  montant  des  dettes  de  TÉtat  les  arriérés  dus 

Tannée  1878,  tant  sur  la  Liste  civile  de  S.  A.  Ismaïl-Pacha  que  sur  les 
ations  des  Membres  de  sa  familie  designés  ci-après:  ||  S.  A.  la  Princesse 
ère,  LL.  AA.  les  Princesses  ses  épouses,  LL.  AA.  les  Princes  et  Princesses 
nfants,  leurs  époux,  leurs  épouses  et  leurs  enfants.  ||  Les  sommes  dues  par 
ou  leurs  Daïras  k  titre  d'impóts  ou  de  taxes  arriérés  jusqu'au  1®'  janvier 
I  ne  leur  seront  pas  réclamées.  ||  En  outre,  une  somme  de  L.  É.  225,000 
vée  sur  les  fonds  de  la  liquidation  sera  affectée  au  reglement  des  dettes 
Membres  de  Notre  Familie  designés  ci-dessus  ainsi  que  des  dettes  de  la 
i  Kassa  autres  que  celles  dont  il  est  parlé  k  Tarticle  74.  ||  Ge  reglement 
fait  par  les  soins  du  Ministère  des  Finances,  en  se  conformant,  par  ana- 

aox   dispositions   du   droit   privé   applicables   par  les  tribunaux  de  la 
me  en  matière  de  contribution. 
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Hr.  7740.  j^^  75^    Uüo   somme   de  L.  É.  127,816  est  affectée   au   payement  des 

17.  Juli  1880.  arriérés   dus   sur   leurs   allocations   de   ranuéc  1879  aux  Membres  de  Notre 
Familie  mciitionnés  k  Tarticle  prócédent. 

Art.  77.  Les  arriérós  des  allocations  antérieures  au  !•'  janvier  1879, 
dus  aux  Princes  et  Princesscs  de  Notre  Familie^  autres  que  ccux  dont  il  est 
fait  meution  ^  rarticlc  75;  seront  régies  et  payés  dans  les  conditions  de 
rarticlc  68. 

Art  78.  L'annuité  de  L.  st.  60,000,  précédemment  instituée  au  proït 
de  S.  A.  Ie  Prince  Abdul-Halim-Pacha  et  représentéc  par  des  bons  du  Trésor 
au  porteur,  est  réduite,  h  compter  du  1®^  janvier  1880,  k  L.  É.  15,000,  con- 
formément  k  Notre  décret  en  date  du  21  janvier  1880.  ||  Cette  annuité  sen 
incessible  et  insaisissable.  ||  Les  bons  du  Trésor  dits  bons  Halim,  sonscrits  par 
Ie  Ministre  des  Finances  Ie  2  octobre  1870  (7  ragheb  1287),  portant  les 
n®'  23  et  suivants  jusques  et  y  compris  Ie  n**  80,  chacun  desdits  bons  d'oae 
valeur  de  2,925,000  P.  T.  (L.  st.  30,000),  venant  k  échéance  Ie  11  juillet 
1882  et  les  11  janvier  et  11  juillet  des  années  suivantes,  sont  rayés  des 
livres  des  dettes  de  TÉtat.  Aucun  desdits  bons  ne  sera  payé,  en  quelqocs 
mains  qull  se  trouve. 

Art.  79.  Indépendamment  de  Tannuité  de  15,000  L.  É.  inscrite  au  bud- 
get de  l'État  k  partir  du  1^^  janvier  1880,  Ie  montant  intégral  des  cinq  bons 
venant  k  échéance  dans  Ie  cours  des  années  1880  et  1881  et  Ie  11  janfier 
1882,  qui,  aux  termes  du  contrat  passé  Ie  11  juillet  1870,  entre  S.  A.  te 
Khédive  Ismaïl-Paclia  et  S.  A.  Ie  Prince  Halim,  ont  pu  être  escomptés,  soft 
150,000  L.  st.,  sera  exigible  k  partir  de  la  publication  de  la  présente  loi  et 
compris  dans  la  dette  non-consolidée  pour  être  réglé  et  payé  dans  les  cofi- 
ditions  spécifiées  k  Tarticle  68. 

Art.  80.  S.  A.  Ie  Prince  Halim  aura  Ie  droit  de  recueillir  les  succes- 
sions  qui  ont  pu  ou  qui  pourront  s'ouvrir  è.  son  profit  k  partir  du  l*'  janner 
1880,  nonobstaut  la  renonciation  iusérée  au  contrat  du  11  juillet  1870. 

Art.  81.  Sera  considérée  comme  nuUe  et  non  avenue  la  clause  du  Bêmc 
contrat,  par  laquelle  Ie  Prince  Halim  renonce  k  toute  allocation  en  sa  f»Teor 
OU  en  faveur  de  ses  enfants  après  Téchéance  de  la  dernière  des  annuités  d« 
15,000  L.  É.  viseés  dans  1'article  78. 

Art.  82.  La  situation  respective  de  TÉtat  et  de  la  succession  d'lsiwö' 
Pacha-Saddik  demeure  fixée  ainsi  qu'il  snit:  TÉtat  prend  k  sa  charge  les 
dettes  reconnues  de  la  succession  et  celles  qui  peuvent  résulter  des  réclM** 
tions  dirigées  contre  elle,  telles  qu'elles  sont  indiquées  au  tableau  B  annexé 
k  la  présente  loi.  Ces  dettes  seront  intégralement  payées  en  espèces.  ||  MoyeB- 
nant  quoi,  TÉtat  et  la  succession  ou  ses  ayants  droit  seront  entièretDeot 
libérés  Tun  envers  Tautre,  sans  qu'il  puisse  y  avoir  entre  cux  ni  comptö»* 
faire,  ni  réclamations  k  formuler,  ni  droits  ou  revendications  k  exercer,  V^ 
quelque  cause  que  ce  soit. 

Art.  83.    Par  Teffet  des  règlcments  et  payements  des  créances  aux  dw^ 
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3onditioDs  de  la  présente  loi,  TËtat  et  les  administrations  de  TÉtat  seront  ^'' ' 
iplètement  et  défiDitivement  libérés  euvers  les  créanciers  de  la  liqaidation  i?.  jaii 
lears  ayauts  droit^  quelles  qae  soient  leurs  causes  de  próférence;  sans  qn'il 
>se  7  avoir^  au  sujet  de  droits  acquis  antérienrement  k  1880;  ui  autres 
iptes  h,  faire;  ni  réclamations  k  formuler;  ni  droits  ou  revendications  h 
rcer  de  part  et  d'autre.  ||  Par  suite,  les  créanciers  désintéressés  dans  les 
ditions  de  la  présente  loi  devront,  en  mème  temps  qu'ils  donneront  quittance, 
sentir  la  radiation  de  toute  transcription  on  inscription  d'bypothèque  ou 
tous  autres  droits  sur  les  biens  de  TÉtat.  A  défaut  de  ce  consentemeut; 
"adiation  ou  Tannulation  devra  en  être  ordonnée  par  justice.  ||  Il  en  sera 
même  de  toutes  mesures  conservatoires  ou  d'exécution  pratiquées  è  Ten- 
tre  du  Gouvernement  et  des  administrations  de  l'État,  antérienrement  ou 
térieurement  k  la  présente  loi^  par  des  créanciers  de  la  liquidation.  ||  Le 
sent  article  ne  préjudiciera  en  rien  aux  droits  réels  acquis  en  vertu  d'in- 
ptions  d'hjpotbèques  conventionelles.  ||  Les  frais  d'inscription  et  de  radiation 
hypotbèques  seront  k  la  charge  de  la  liquidation. 

Art.  84.     Les  biens  de  TÉtat  énumérés  dans  le  décret  du  16  juin  1880 

t  partie  du  domaine  public   insaisissable  et  imprescriptiblC;   sous    réserye, 

co  qui  concerne  les  palais  de  Minicb  et  de  Roda,   de   leur   affectation  k 

garantie  de  la  Dette  générale  de  la  Daïra  Sanieb,  telle  qu'elle  résultc  des 

icles  41  et  62  de  la  présente  loi.  ||  Toutefois,  les  droits  acquis  en  vertu 

iscriptions  hjpothêcaires  prises  sur  ces  biens  antérienrement  k  la  publication 

üt  décret  sont  maintenus.  ||  Les  biens  immeubles   énumérés  dans  le  décret 

cité  ne   pourront  être  aliénés  qu'autant  qu'un  décret  les  aura  fait  rentrer 

£  le  domaine  privé. 

Art  85.     Toutes  sommes  dues  k  TÉtat  ou  aux  administrations  de  TÉtat 

les  créanciers  de  la  liquidation,   k  quelque   titre    et   pour   quelque  cause 

ce  soit,  seront  compensées  avant  tout  reglement  avec  leurs  créances,  sans 

jodice  des  compensations  spécialcs  prévues  dans  la  présente  loi. 

Art.  86.  A  partir  de  la  publication  de  la  présente  loi,  nul  ne  sera 
evable  devant  aucune  juridiction,  pour  quelque  cause  et  sous  quelque  forme 
ce  soit,  k  intenter  une  action  quelconque,  soit  contre  le  Gouvernement 
contre  les  administrations  de  TÉtat,  a  raison  de  droits  acquis  antérieure- 
it  au  1"  janvier  1880,  si  ce  n'est  en  matière  de  contestations  relatives  au 
itant  des  dettes  mcntionnées  k  Tarticle  66  et  sous  les  réserves  contenues 
&  les  articles  67  et  suivants. 

Titre  IV.  —  MouJcahalah, 
Art  87.  La  loi  de  la  Moukabalah,  rapportée  par  notre  décret  du 
Janvier  1880,  est  et  demcure  définitivement  abrogée,  sous  les  réserves  con- 
ues  dans  Tarticle  5  dudit  décret  Sont  égalemcnt  abrogées  les  dispositions 
Tarticlc  3  du  même  décret  ||  Les  vcrsemcnts  de  la  Moukabalah  reconnus 
tüiers  donneront  droit  k  une  indemnité  au  profit  des  personnes  qui,  lors 
reglement  dont  il  va  être  parlc  ci-dessons,  seront  propriétaires  des  terres 
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Nr.  7740.  auxqucllcs  ont  été  appliqués  ces  versements.  ||  Seront  considérées  comme  pro- 
17.  Juli  1880.  priétaircs,  sous  réserve  des  droits  des  tiers,  les  personnes  inscrites  sur  les 
registres  des  impóts  fonciers.  ||  Les  propriótaires  susindiqaés  devront  faire 
valoir  leurs  droits  dans  une  demande  écrite  on  verbale;  adressée  avant  Ie 
1^'  janvier  1881  aux  Moudirs  ou  aux  agents  désignés  k  eet  cffet  par  Ie  Mi- 
nistres  des  Finances,  et  il  leur  en  sera  délivré  récépissé. 

Art.  88.  Au  vu  de  ces  réclamations,  Notre  Ministre  des  Finances  fen 
ótablir  les  décomptes  individnels  des  réclamauts  en  les  cousidérant  comine 
créanciers:  ||  1'^  Des  versements  successifs  faits  k  titre  de  Moukabalah  par 
eux  OU  par  les  précédents  propriótaires;  ||  2^  Des  interets  è  4  p.  *^Iq  de  ces 
versements;  |{  Et  comme  debiteurs:  ||  1'^  Des  dógrèvements  annacls  d'impóts 
fonciers  alloués  par  suite  des  versements  de  la  Moukabalah;  ||  2^  Des  arriérés 
d'impöts  de  toutes  sortes  et  des  autres  dettes  antérieures  k  1880;  dont  les 
ayants  droit  se  trouveraient  redevables  vis-i-vis  de  Notre  Gouvernement,  et 
ce  nonobstant  toutes  dispositions  contraires;  ||  3^  Des  interets  &  4  p.  ^/«  de 
ces  dógrèvements,  arriérés  et  dettes.  ||  Seront  éliminés  des  dócomptes,  les  verse- 
ments opérés  en  bons  du  Trésor  et  en  Ragas  qui  seraient  reconnus  ficti£s  et 
ceux  qui  auraient  été  inscrits  en  vertu  d'ordres  supérieurs  nou  suivis  de  paje- 
ment.  ||  Lc  reliquat  des  décomptes,  représentant  la  créance  nette  de  chaqie 
ayant  droit,  servira  de  base  k  la  répartition  de  Tindemnité. 

Art.  89.  Une  somme  annuelle  de  L.  E.  150,000  sera  prélevée  k  compter 
du  1*""  juillet  1880  pour  Ie  service  de  rindemnité  de  la  Moukabalah  sur  les 
revcnus  budgétaircs  destinés  è.  la  Dette  générale,  conformément  k  Tarticle  \i 

I  Elle  sera  rópartie  entre  les  propriétaires  ci-dessus  désignés,  sous  foroe 
d'annuitós  applicablcs  au  payement  de  la  contribution  foncière.  La  répartitiOB 
sera  faite  au  prorata  des  créances  nettes  établies  par  les  décomptes  individaels. 

II  Dans  Ie  cas  oü  la  liquidation  ne  serait  pas  achevée  k  temps  pour  que  It 
demi-annuité  1880  puisse  êtrc  appliquée  aux  contributions  de  Tannée  counnte^ 
il  en  sera  tenu  compte  aux  contribuables  sur  les  róles  de  1881. 

Art.  90.  Les  annuités  seront  servies  pendant  une  période  de  cinqoante 
ans.  II  La  constatation  en  sera  faite  dans  les  villages  sur  un  registre  spécial 
présentant,  dans  des  comptes  ouverts  k  chaque  ayant  droit,  la  série  des  anini- 
tés  successives  ainsi  que  la  désignation  dótaillóe  par  lieux  dits,  contenaoces 
et  quotes-parts  d'impót  des  terres  auxquelles  les  annuités  seront  applicabh» 
II  A  chaque  mutation  de  propriété,  la  portion  des  annuités  corrcspondant  i  1> 
portion  des  terres  aliénées  sera  distraite,  sur  Ie  registre  spécial,  du  conpte 
de  Tancien  propriétaire  et  reportée  au  compte  du  nouveau. 

Art  91.  Lors  de  Texécution  du  cadastrc,  Tóvaluation  des  terres  et  1» 
répartition  de  Timpót  seront  faites  sans  tenir  compte  de  ces  annuités. 

Art.  92.  Il  sera  délivró  par  Ie  Moudir  k  chaque  ayant  droit,  lors  de 
Tétablissement  des  décomptes  et  k  Toccasion  des  mutations,  uu  certificat 
énon^ant  Ie  montant  des  annuités  pour  lesquclles  il  se  trouvera  inscrit  sar  Ie 
registre  spécial  du  village.  ||  Chaque  année,  les  annuités  seront  inscrites  sar 
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virds  OU  extraits  de  róles  des  contribuables  en  diminution  de  leurs  impóts   ^'-  ''^* 

Aegypten. 

iders.  II  Aox   époques   déterminées   par  Notre  Ministre   des   Finances;  lesn.juiiisso. 
rafs  feront  annuellement  rimputation  des  annuités  de  Tannée  courante  sur 
registre  de  recette  de  Timpót  foncier  comme  d'un  versement  regu  des  ayants 
lit  sur  leurs  contributions.  ||  En  compensation  de  ces  impatations^  la  dotation 

annuités  restera  k  la  disposition  de  Notre  Ministre  des  Finances.  Toutc- 
j  la  portion  de  la  dotation  afférente  aux  provinces  qui  sont  affectées  k 
Dette   publique   devra  être  reversée  k  la  Caisse  de  la  Dette  en  deux  ter- 

égauXy  avant  Ie  26  avril  et  Ie  26  octobre. 

Art.  93.  Un  reglement  d'administration^  arrèté  en  Conseil  des  Ministres 
la  proposition  de  Notre  Ministre  des  Finances,  déterminera  les  mesurcs 
rendre  pour  Tétablissement  des  décomptes  de  la  Moukabalah,  la  confection 
a  tenue  des  registres  d'annuités  et  Ie  controle  des  opérations. 

Titre  V.  —  DisposUiofis  Générales, 

Art.  94.  Les  frais  de  toute  nature  auxquels  donneront  lieu  les  opérations 
la  liquidation  seront  prélevés  sur  Tactif  général  de  la  liquidation  de  la 
te  non-consolidée. 

Art  95.  Les  reliquats  de  Tactif  de  la  liquidation  de  la  Dette  non-con- 
dée,  après  extinction  de  cette  Dette,  seront  versés  k  la  Caisse  de  la  Dette 
lique  et  affectés  k  Tamortissement  de  la  Dette  unifiée. 

Art  96.  Il  sera  tenu  une  comptabilité  spéciale  des  opérations  de  la 
lidation  et  pendant  toute  la  durée  de  ces  opérations,  Ie  compte  nous  en 
i  présenté  annuellement  par  Notre  Ministre  des  Finances;  avant  Ie  31  mars 
ir  la  période  écoulée  jusqu'au  31  décembre  de  Tannée  précédente.  ||  Cc 
ipte  sera  publié  au  Motiiteur  êgyptien. 

Art.  97.  La  présente  loi  ne  portera  aucune  atteinte  aux  clauses  du 
trat  intervenu  Ie  12  avril  1880  entre  Notre  Gouvernement  et  les  contrac- 
ts  de  l'emprunt  domanial,  en  vertu  desquelles  les  revenus  de  la  province 
Khéné  sont  éventuellement  affectés  k  la  garantie  de  eet  emprunt. 

Art.  98.  La  présente  loi  sera  publiée  dans  Ie  Moniteur  égyptim,  ||  Dès 
poblication,  elle  sera  exccutoire,  nonobstant  toutes  dispositions  contraires 
iltant  des  lois,  décrets,  décisions  du  Conseil  privé,  ordres  supérieurs,  règle- 
its,  contrats  ou  usages  en  vigueur. 

Art.  99.  Nos  Ministres  sont  chargés,  chacun  en  ce  qui  Ie  conceme,  de 
§cntion  de  la  présente  loi. 

Fait  au  Palais  de  Bas-El-Tin,  Ie  17  juillet  1880. 

Mehemed-Tewfik. 

Par  Ie  Ehédive 
[Unterschriften  der  Minister]. 
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17.  Juli  1880.  Tableau  A.  —  Transadums. 

(Voir  Partiele  71.) 

PUstreitiir^ 

14  juin  1880  .  .    Grenfield  et  compagnie 40,950,000 

5  juillet  1880  .    G.  C.  Zuro  et  compagnie 3,905,816 

10  juillet  1880  .     Achille  Parisot 721,626 

23  mai  1880   .  .     Coppel  Wegersberg  et  Kirschbaum     .    .       1,378,650 

Remington 6,337,50( 

Armstrong 2,340,00( 

Paponot 19,399,131 

15  juiUet  1880  .    Dusseaud  frères 7,229,68: 

Total    .     .    .    ,     82,262,41 

Tableau  B.  —  Stwcess'wn  d'Isma/il'PacTia-Saddik. 

(Voir  Partiele  82.) 

1^  Dettes  constatées  devant  les  Mehkémés,  ne  comportant 

intérêt  ni  frais. 

Piastres 

Moustapha-Pacha-Saddik 468,3^ 

Farida-Hanem 77,6: 

Saint-Maurice     .    .  * 32,9] 

Rochmann 36,5( 

Ooronco 10,7! 

Mohamed-Effendi-Barto ll,8i 

Total     .     .     .     .     .  637,9) 

2^  Dettes  constatées  par-devant  les  tribunaux  mixtes  de  la  réf 
portant  interets   jusqu'au    jour   du   paycment   intégral    avec 

et  dépens. 

PUstroc  t 

Banque  anglo  -  égyptienne.  —  Compte,  valeur  fin  février  1880  2,632,5( 

Baronne  Issaverdcns.  —  Compte  approximatif 234,51 

Chailan  frères.  —  Compte  approximatif 52,2' 

Êdouard  Caprara.  —  Compte  approximatif 63,31 

Compagnie  Fives-Lille.  —  Compte  approximatif 18,7! 

A.  Auric.  —  Compte  approximatif •     .  8,4 

Total     .     .     .     ■  3,009,9' 

Róclamations  contestées  et  pendantes  devant  les  tribanau 

Aïdé  et  compagnie.  —  Différence  sur  les  prix  de  bons  qui  auraient 

été  achetés  pour  compte  de  feu  Ismaïl-Pacha-Saddik    .     .     .      M 
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et  compagnie.  —  Capital  prétendu  souscrit  et  non  verse  en  ^'«  '^^^' 

commandite  chez  Aïdé  et  compagnie •^^'''^'^^^LT.jiüii^. 

an  -  Moussa  -  el  -  Akkad.   —   Avance  prétendue  d'one   somme 

d'argent Manaire. 

Qclli-  —  Travaux  et  fournitures Mémoire, 

)h  KahiL  —  Cession  de  créance Mctnüire. 

4^  Honoraires  de  Tavocat  de  la  Succession, 

Mémoire. 
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1881.    Sept.   30.    Orossbritamiien.    Min.  d.  Aasw.  an  den  engL  Botschiiter 

in  Paris  (Lyons).   ünterredung  mit  dem  engl.  Gesch&fts- 
tr&ger  über  die  Sitaation  in  Aegypten.    Yerschiedene 
Ansichten  ttber  Entsendnng  eines  tOrkischen  Gronerals    7753. 
„      Oct       2.      —    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Konstan- 

tinopel.  Die  englische  Regierang  hat  mit  üeber- 
raschung  and  Bedaaem  die  Entsendnng  tOrkischer  6e- 

sandter  nach  Aegypten  erfahren 77&i 

„  „       4.      —    Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min.  d. 
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innere  Yerwaltang  fest  abznweisen 77601 
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Ausw.  Unrahe  des  Sultans  über  die  Entsendnng  der 
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1881.     Oct.     19.    GroBsbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  eDgl.  Botschafter  in 

Berlin.    Eine  officielle  Bitte  am  Unterstützuiig  ist  bei 
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24.  Orossbritannien.  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d. 
Ausw.  Gambetta's  Vorschlag,  eine  identische  Note 
an  den  Khedive  zu  richten 7773. 

26.    Aegypten.    Rede  des  Khedive  bei  Erö&uDg  der  Notabeln- 

kammer  am  26.  December  1881 7774. 

26.      —    Rede  des  Pr&sidenten  der  Notabelnkammer  (Sultan- 

Pascha)  nach  Eröffnung  derselben 7775. 

30.    Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  (Gambetta)  an  den  franz.  Bot- 
schafter in  London  (Challemel-Lacour).    Entwurf  der 
englisch-französischen  Note  an  den  Ehedive  ....    7776. 
1883.      Jan.       6.      —    Botschafter  in  Eonstantinopel  (Tissot)  an  den  franz. 

Min.  d.  Ausw.    Beunruhigung  der  Pforte  durch  die 

projectirte  englisch-französische  Note 7777. 

6.      —    Botschafter  in  London  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw. 

Annahme  des  Entwurfs  der  Note.  Tragweite  derselben    7778. 

6.  Grossbritannien.  Botschafter  in  Paris  an  den  franz.  Min. 
d.  Ausw.  Officielle  Zustimmung  zu  dem  Project  der 
Note 7779. 

7.  Frankreich.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in 
Paris.    Billigung  des  englischen  Vorbehalts  ....    7780. 

7.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 
Differenz  zwischen  Granville's  persönlicher  und  der 
officielleu  Zustimmung  zu  der  gemeinsamen  Note  .    .    778 L 

7.      —    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generalconsul  in  Kairo. 

Anweisung,  die  gemeinsame  Note  zu  überreichen  .    .    7782. 

7.  —  und  Grossbritannien.  Identische  Note  der  Min.  d. 
Ausw.  an  die  Generalconsuln  in  Kairo  (am  8.  Januar 
dem  Khedive  mitgetbeilt) 7783. 

7.      —    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  Konstan- 

tinopel.    Instruction,  betreffend  die  identische  Note  .    7784. 

9.  —  Botschafter  in  London  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw. 
Bedeutung  der  englischen  Zustimmung  zum  Text  der 
Note 7785. 

9.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter 
in  Konstantinopel  (Duffcrin).    Bedeutung  der  Note  vom 

7.  Januar 7786. 

y,       10.    Frankreich.    Generalconsul  in  Kairo  an  den  franz.  Min.  d. 

Ausw.    Schlechter  Eindruck  der  Note 7787. 

„       10.      —    Gesch&ftstrager  in  Berlin  (d'Aubigny)  an  den  franz. 
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Min.  d.  Aasw.     Verhandltuigen  der  Ostmilchte  über 

Aegypten 7788. 

11.  Grossbritannien.  Botschafter  in  Wien  (Elliot)  an  den  engl. 
Min.  d.  Aasw.  Unterredong  mit  Kalnoky  über  die 
englisch-französische  Note 7789. 

11.  —    Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 

Das  Budgetrecht  der  ftgyptischen  Kammer    ....    779Qi 

12.  —    Botschafter  in  Paris   an  den  engl.  Min.    d.   Ausw. 

Gambetta  ist  gegen  die  Verleihung  des  Budget-Be- 
willigungsrechts  an  die  ftgyptische  Kammer  ....    779L 

13.  Türkei.    Min.  d.  Ausw.  (Assim)  an  die  tOrk.  Botschafter  in 

Paris  und  London.   Protest  gegen  die  gemeinsame  Note 

Yom  8.  Januar 7792. 

13.  Frankreich.  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in 
London.  Interpretation  der  gemeinsamen  Note  vom 
7.  Januar 7791 

16.  Orossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engL  Botschafter 

in  Paris.  Budgetrecht  der  &gyptischen  Kammer.  Zu- 
stimmung  zu  6ambetta*8  Ansicht 779i 

17.  —    Botschafter  in  Rom  (Paget)  an  den  engl.  MiO.  d.  Aosw. 

Die  italienische  Politik  bez.  Aegyptens 7796. 

17.  Frankreich  und  Orossbritannien.  Die  Generalcontroleure 
an  die  engiischen  und  französischen  GeneralconjBaln. 
Das  Yon  der  Egyptischen  Kammer  beanspruchte  Budget- 
recht tangirt  die  Rechte  der  General- Controleure  .    .    7796. 

17.      -*    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generalconsul  in  Kairo. 

Nothwendigkeit  der  Finanzcontrole  in  Aegypten    .    .    7797. 

17.  —    Botschafter  in  London  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw. 

Die  englische  Begierung  ist  einer  Action  zur  Unter- 
stütznng  der  gemeinschaftlichen  Note  entschieden  ab- 
geneigt 7796. 

18.  —    Min.  d.  Ausw.  an  die  franz.  Botschafter  in  London 

und  Konstantinopel  und  den  Generalconsul  in  Kairo. 
Unterredung  mit  dem  tttrkischen  Gesandten  über  die 
Note  vom  7.  Januar 7799. 

20.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel.   Zögem  der  engiischen  Regierung     ....    780(X 

23.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 
Anweisung,  mit  Granyille  über  eine  Interyenüon  zu 
unterhandein * 780L 

23.      —    Derselbe  an  Denselben.    Die  Westm&chte  haben  ein 

Recht  zur  Interrention  auch  ohne  die  Ostm&chte  .    .    7801 

23.  Orossbritannien.    Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min. 

d.  Ausw.  Verhandlungen  mit  dem  Kammerprftsidenten 
über  das  Budgetrecht 7808. 

24.  FrankreioL    Botschafter  in  London  an  den  frunz.  Min.  d. 

Ausw.    Granville  ist  gegen  das  selbst&ndige  Vorgehen 

der  Westm&chte 7901. 

25.  —    Derselbe  an  Denselben.     Unterredung  mit  Granrille 

über  eine  selbst&ndige  Action  der  Westm&chte      .    .    7806. 
27.    Orossbritannien.    Generalconsul  in  Kairo  an  den  oigL  Ifin. 
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d.  Ausw.    Memorandam  an  den  ftgyptischen  Minister- 

Pr&sidenten,  betreffend  das  Budgetrecht 7806. 

1882.     Jan.     29.    Frankreioh.    Generalconsul  in  Kairo  an  den  franz.  Min.  d. 

Ausw.    Gefahren  einer  Intervention  in  Aegypteu  .    .    7807. 
„  „      30.    Orossbiitannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl  Botschafter 

in  Paris.    Die  türkische  Intervention  ist  das  geringste 
^  Uebel,  Yerst&ndigung  mit  den  andem  Grossm&chten 

darflber  erforderlich 7808. 

Febr.     1.     —    Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 

Gefahr  für  die  £urop&er  im  Fall  einer  Intervention  .    7809. 
3.    Frankreioh.    Botschafter  in  Eonstantinopel  an  den  franz. 

Min.  d.  Ausw.  Verbalnote  der  Ostmftchte  an  die  Pforte    7810. 

3.  ~  Min.  d.  Ausw.  (Freycinet)  an  den  franz.  Botschafter 
in  London.  Yerst&ndigung  mit  dem  englischen  Bot- 
schafter, dass  keine  milit&rische  Action  in  Aegypten 
stattfinden  solle 7811. 

4.  Aegypten.  Brief  des  Premierministers  (Mahmud-Samy- 
Pascha)  an  den  Ehedive.  Programm  des  neuen  Mi- 
nisteriums 7812. 

n       6.    Grossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engL  Botschafter 

in  Paris.  Vorschlag,  mit  den  Ostm&chten  bez.  Aegyp- 
tens  in  Unterhandlnng  zu  treten 7818. 

6.     —    Botschafter  m  St-Petersburg  (Thomton)  an  den  engl. 

Min.  d.  Ausw.    Stellung  Russlands  zur  &gypt.  Frage    7814. 

6.  —  Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl  Min.  d.  Ausw. 
Sturz  des  Ministeriums  Chérif.  Unterzeichnung  des 
organischen  Gesetzes 7815. 

6.    Aegypten.  Memorandum  der  Generalcontroleure,  betreffend 

das  Budgetrecht  der  ftgyptischen  Kammer     ....    7816. 

6.  Frankreioh.  Generalconsul  in  Kairo  an  den  franz.  Min.  d. 
Ausw.    Folgen  des  Ministerwechsels  in  Aegypten.    .    7817. 

7.  Aegypten.    Loi  Organique  de  la  Ghambre  des  Délégués  .    7818. 

8.  Fnmkreioh.  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in 
London.  Hat  Granville's  Vorschlag,  mit  den  Ost- 
m&chten in  Verhandlung  zu  treten,  acceptirt    .    .    .    7820. 

„       9.    Aegypten.    Premierminister  (Mustapha-Fehmi)  an  die  franz. 

und  engL  Generalconsuln  in  Kairo.  Das  ^Eèglement 
Organique^  verstösst  nicht  gegen  die  internationalen 
Vertrage 7819. 

„      10.    Frankreioh  und  Grossbritannien.  Die  Min.  d.  Ausw.  an  den 

engl.  und  franz.  Botschafter  in  Konstantinopel.  Ant- 
wort  auf  den  Protest  der  Pforte  vom  13.  Januar. 
Rechtfertigung  der  Note  vom  7.  Januar 7821. 

,,      11.      —    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generalconsul  in  Kairo. 

Yerhalten  gegenüber  dem  neuen  Minister ium    .    .    .    7822. 

„      11.      —    und  Grossbritannien.    Die  Min.  d.  Ausw.  an  die  franz., 

resp.  engl.  Botschafter  in  Berlin,  Wien,  St.-Petersburg 
undRom.  Anknüpfung  von  Unterhandlungen  mit  den 
^  Ostmftchten 7823. 

,«      11.    Grossbritannien.  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl. 

Min.  d.  Ausw.    Instruction  des  Sultans  an  den  Khedive    7824. 
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April  22. 


GroBsbritannien.  Botscbafter  in  Berlin  (Amptiiill)  an  den 
engl.  Min.  d.  Aasw.  Bismarck's  Ansicht  über  die  Stel- 
lung  Ënglands  und  Frankreichs  in  Aegypten     .    .    .    7825. 

Frankreioh.  Botscbafter  in  Berlin  (Goorcel)  an  den  franz. 
Min.  d.  Answ.  Bismarck  sieht  die  einfeu^hste  Löeung 
in  der  Entsendong  türkischer  Tmppen  nach  Aegypten    7826. 

Orossbritannien.  Generalconsul  in  Eairo  an  den  engl.  Min. 
d.  Ausw.  Memorandum,  betreffend  die  Yerletzong 
der  internationalen  Yertrftge  dorch  das  neae  Gesetz 

über  die  Befugnisse  der  Eammer 7827. 

Botscbafter  in  Rom  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Man- 
cini's  Ansichten  über  eine  milit&rischQ  Intervention  in 
Aegypten 7828. 

Oesterreioh-üngam.  Min.  d.  Ausw.  (K&lnoky)  an  den  k.  k. 
Botschafter  in  London.  Zostimmung  zuder  englisch- 
französischen  Note  Yom  11.  Febniar 7829. 

Dentschland.  Botschafter  in  London  an  den  engL  Min.  d. 
Ausw.  Zustimmung  zu  der  englisch-französischen-Note 
vom  11.  Februar 7830. 

Orossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter 
in  Berlin.  Eine  Conferenz  ist  noch  nicht  in  Ausaicbt 
genommen 7831. 

Italien.  Min.  d.  Ausw.  (Mancini)  an  den  ital.  Botschafter 
in  London  (Menabrea).  Zustimmung  zu  der  englisch- 
französischen  Note  vom  11.  Februar 7832. 

Bnssland.  Botschafter  in  London  (Lobanow)  an  den  engl. 
Min.  d.  Ausw.  Zustimmung  zu  der  englisch-firanzösi- 
schen  Note  vom  11.  Februar 7833. 

Frankreioh.    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in 
Berlin.     Falsche  Auffassung  der  Propositionen   vom 
11.  Februar  seitens  der  deutschen  Regierung    .     .    .    7834. 
Botschafter  in  Berlin  an  den  franz.  Min.  d.  Aasw. 
Zweck  der  gemeinsamen  englisch-französischen  Note 

vom  11.  Februar . 7835. 

Generalconsul  in  Eairo  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 
Gefahren  einer  Intervention.  Nothwendige  Ausdehnung 
derselben 7836. 

—  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generalconsul  in  Eairo. 
Yerhalten  gegenüber  dem  &gyptischen  Ministeriom    .    7837. 

Grossbritannien.  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d. 
Ausw.  Die  Kückberufung  Blignières^  hat  keine  poli- 
tische  Bedeutung 7838. 

—  Gesch&ftstrliger  in  Eairo  an  den  engl.  Min.  d.  Aasw. 
Yerschlimmerung  der  Lage  in  Aegypten 7839. 

—  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.  Erste 
Unterredung  mit  dem  neuen  französischen  Botschafter, 
Tissot 784a 

Bnssland.  Generalconsul  in  Alexandrien  (Lex)  an  den  ross. 
Min.  d.  Ausw.  (Giers).  Der  Conflikt  des  ftgyptischen 
Ministerinms  mit  den  General-Controleuren  ....    7841. 

Grossbritannien.    Generalconsul  in  Eairo  an  den  en^^  Min. 
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d.  Ausw.    Die  Krisis  in  Aegypten  ist  nicht  der  Un- 

föhigkeit  des  Khedive  zozoschreiben 7842. 

1882.     April  24.    QroBsbritannien.    Min.  d.  Aasw.  an  den  engl.  fiotschafiter 

in  Paris.     Ëngland  glaubt,  dass   durch  Ëntsendung 
eines  türkischen  Generals  bewaffnete  Intervention  ver- 

mieden  werden  kann 7843. 

29.  —  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Yer- 
handlung    mit  Freycinet   über   den  Vorschlag   vom 

24.  April 7844. 

Mai       2.      —    Generalconsul  in  Eairo  an  den  engl  Min.  d.  Ausw. 

Hat  die  Best&tigung  des  Urtheils  widerrathen  .    .    .    7845. 

2.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.  Dis- 
cussion des  Vorschlages  vom  24.  April      .    .  «.    .    .    7846. 

3.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Berlin. 
Bismarck  ist  für  eine  türkische  und  gegen  eine  englisch- 
französische  Intervention 7847. 

,y  3.  —  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Frey- 
cinet will  auf  jeden  Fall  eine  bewafhete  Intervention 
durch  die  TOrkei  vermeiden 7848. 

4.  —  Generalconsul  in  Eairo  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 
Der  Khedive  hat  die  Vertreter  der  Ostm&chte  wegen 
Best&tigung  des  Urtheils  urn  Rath  gefragt     ....    7849. 

4.  Frankreioh.  Generalconsul  in  Eairo  an  den  franz.  Min.  d. 
Ausw.  Eonferenz  der  Generalconsuln  bei  dem  Ehe- 
dive  mit  Ausnahme  des  französischen 7850. 

5.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generalconsul  in  Eairo. 
Anweisung,  sich  reservirt  zu  verhalten 7851. 

6.  —  Derselbe  an  Denselben.  Anweisung,  sich  bei  jeder 
Gelegenheit  mit  dem  englischen  Generalconsul  zu  ver- 
stftndigen 7852. 

7.  Orossbritannien.  Generalconsul  in  Eairo  an  den  engl.  Min. 
d.  Ausw.  R&th,  die  Lösung  der  agyptischen  Erisis 
zu  beschleunigen .    7853. 

8.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 
Unterredung  mit  dem  französischen  Botschafter  über 
die  türkische  Intervention 7854. 

8.  Frankreioh.  Generalconsul  in  Eairo  an  den  franz.  Min.  d. 
Ausw.  Der  Ehedive  hat,  ohne  das  Ministerium  zu 
befragen,  die  Frage  der  Urtheilsbest&tigung  dem  Sul- 
tan unterbreitet 7855. 

9.  Orossbritannien.  Gesch&ftstr&ger  in  Eonstantinopel  an  den 
engl  Min.  d.  Ausw.  Yerhandlungen  der  Westm&chte 
mit  der  Türkei 7856. 

11.  Bussland.  Min.  d.  Ausw.  (Giers)  an  den  russ.  Botschafter 
in  Paris.  Deutschland,  Oesterreich  und  Russland  er- 
kennen das  hervorragende  Interesse  Frankreichs  und 
Englands  in  Aegypten  an 7857. 

11.  Frankreioh.  Aus  der  Rede  Freycinet's,  gehalten  in  der 
Deputirtenkammer  am  11.  Mai  1882  in  Beantwortuug 
einer  Interpellation  des  Deputirten  Villeneuve  .    .    .    7858. 

12.  —    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 
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Yorschl&ge  des  französischen  Ministeriimis  zor  LösiiDg 

der  ftgyptischeih  Krisis 7869. 

12.  Orossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engL  Botschafter 

in  Paris.  England  erkennt  einen  vorwiegenden  Einfluss 
Frankreichs  in  Aegypten  nicht  an 7860. 

13.  —    Derselbe  an  Denselben.    Zostimmiing  zu  den  firanzö- 

sischen  Vorschl&gen  vom  12.  Mai 7861. 

14.  Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in 

London.  Instructionen  bei  Ëntsendong  des  Geschwaders    7861 

14.  OroBsbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Genendconsnl 

ioKairo.  Arabi  ist  persönlich  yerantwortlich  zu  machen    7868. 

15.  Frankreich.    Generalconsul  in  Eairo  an  den  franz.  Min.  d. 

Ausw.    Aussöhnung  des  Khedive  mit  dem  Ministeriam    7863. 

15.  Orossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter 
in  London.  Bedauem,  dass  die  Ostmachte  nicht  zur 
Cooperation  aufgefordert  sind 786i 

15.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel.  Hat  die  Pforte  vor  selhst&ndigen  Schritten 
gewamt 7865. 

15.      —    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.    In- 

struction  des  englischen  Admirals 7866. 

IG.      —    Generalconsul  in  Kairo   an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 

Oircolar  an  die  Gonsnln  in  Aegypten 7867. 

IG.  Frankreich.  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generalconsul  in 
Kairo.  Die  Yersöhnung  des  Khedive  mit  dem  Mini- 
stèrinm  ist  eine  unbefriedigende  Lösung 7869. 

17.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  Berlin.  Die 
englisch-französische  Flotte  wird  event  auch  deatsche 
Staatsangehörige  schützen 787a 

17.  Türkei.    Min.  d.  Ausw.  an  die  turk.  Botschafter  bei  den 

Grossm&chten.     Protest  gegen    die  Entsendung   des 
englischen  nnd  franzOsischen  Geschwaders     ....    7871. 

18.  Frankreich.    Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  franz. 

Min.  d.  Ausw.    Die  Pforte  sieht  in  der  Entsendung 

der  Kriegsschiffe  einen  Eingriff  in  ihre  Suzer&net&t  .    7872. 

19.  —    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  Konstan- 

tinopel.   Frankreich  wird  die  Suzer&net&t  des  Sultans 
respectiren 7873^ 

19.  ~    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generalconsul  in  Kairo. 

Instruction  des  Commandanten  des  franz.  Geschwaders    787i 

20.  —    Botschafter  in  Berlin  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw. 

Deutschlands  Politik  in  Konstantinopel 7875l 

22.  —    Generalconsul  in  Kairo  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw. 

Telegramm  der  Pforte  an  den  Khedive 7876^ 

23.  —    und  GroBsbritannien.    Die  Min.  d.  Ausw.  an  die  be- 

treffenden  Botschafter  in  Berlin,  Konstantinopel,  St- 
Petersburg,  Rom  und  Wien.    Gründe  der  Entsendung 

der  Kriegsschiffe  nach  Alexandrien '  7877. 

23.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  en^l.  Botschafter 
in  Kairo.  Antwort  auf  das  Circular  der  Pforte  vom 
17.  Mai 78m 


r9 


»»  1» 


»»  t» 


9»  »» 


»»  »> 


»»  99 


»» 


»»  f» 


«f  W 


p.^-    -  ,     . 


Sachregister.  —  AegypteD.  XI 

1882.     Mad     23.    QTOSsbritaDnien.    Generalconsal  in  Kairo  ao  den  engl.  Min. 

d.Ausw.  Das  Ministerinm  weigert  sich,zademissioniren    7879. 

24.      —    Min.   d.  Ausw.  an   den  engl.  Botschafter  in  Paris. 

Türkische  Intervention  erforderlich 7880. 

27.  Frankreioh.  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in 
London.  Der  Ministerrath  hat  die  türkische  Inter- 
vention abgelehnt 7881. 

27.    Ghrossbritannien.    Generalconsal  in  Kairo  an  den  engl.  Min. 

d.  Ausw.    DemissioD  des  Ministerioms 7882. 

27.  Frankreioh.  Generalconsal  in  Kairo  an  den  franz.  Min.  d. 
Ausw.    Doppeltes  Spiel  der  Pforte 7883. 

28.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  Koustan- 
tinopel.  Auffordening  an  den  Sultan ,  das  &gyptische 
Ministerinm  zu  desayoniren 7884. 

30.  "  Botschafter  in  Berlin  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw. 
Deutschland  unterstützt  die  Schritte  der  Westmachte 
bei  dem  Sultan 7885. 

30.      —    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 

Yorschlag  einer  Conferenz 7886. 

30.  Orossbritannien.  Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min. 
d.  Ausw.  £indrack  der  Wiedereinsetzong  Arabi-Pascha*s    7887. 

31.  —  Min,  d.  Ausw.  an  die  Botschafter  in  Berlin,  Konstan- 
tinopel,  St-Petersburg,  Bom  and  Wien.  Annahme  der 
Conferenz 7888. 

Juni      2.    Frankreioh.    Min.  d.  Aasw.  an  die  franz.  Botschafter  bei 

den  Grossm&chten.    Einladung  zu  einer  Botschafter- 
Conferenz  in  Konstantinopel 7889. 

3.  Türkei.  Min.  d.  Ausw.  (Saïd)  an  den  turk.  Botschafter  in 
Paris.  Die  Pforte  hofft,  dass  die  M&chte  die  Confe- 
renz in  Folge  der  Mission  Derwisch-Pascha's  aufgeben 
werden 7890. 

5.  Frankreioh.  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in 
London.  Antwort  auf  die  die  Conferenz  ablehnende 
Note  der  Pforte 7891. 

9.  —  Min.  d.  Ausw.  an  die  franz.  Botschafter  bei  den  Gross- 
m&chten. Besteht  auf  dem  Zusammentreten  der  Con- 
ferenz      7892. 

12.      —    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel.   Die  Yerhandlungen  der  Conferenz  sollen  auf 
die  Egyptische  Frage  beschrankt  bleiben  .    .    .    .    ^    7893. 
^,  9,      15.      —    Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  franz.  Min.  d. 

Ausw.    Der  Pforte  ist  die  Versicherung  gegeben,  dass 
auf  der  Conferenz  nur  die  ftgyptische  Frage  behandelt 

werden  soll 7894. 

16.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 
Yorschlag,  auf  der  Conferenz  ein  Uneigennützigkeits- 
ProtokoU  zu  unterzeichnen 7895. 

,,      19.      ~    Min.  d.  Ausw.  an  die  franz.  Botschafter  in  London 
ft  '' 

und  Konstantinopel.     AufTorderung  zum  Zusammen- 

tritt  der  Conferenz 7896. 

»,      19.      —    Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  franz.  Min.  d. 
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Aasw.  Der  Sultan  desavonirt  den  Vorschlag  des  tftr- 
kischen  Botschaften  in  London,  eine  Conferenz  in 
Konstantinopel  ohne  Betheiligung  der  Pforte  abzohalten    7897. 

19.  Frankreioh,    Botschafter  in  Berlin  an  den  franz.  Min.  d. 

Ausw.  YerhandlungenmitBismarck  Ober  die  Conferenz    7898. 

20.  Türkei.    Min.  d.  Ausw.  an  die  tOrk.  Botscliafter  bei  den 

Grossm&chten.  Die  Pforte  Mlt  die  Conferenz  fOr  in- 
opportun  und  hofit,  dass  dieselbe  unterbleiben  werde    7899. 

20.  Frankreich.    Generalconsul  in  Aegypten  an  den  franz.  Min. 

d.  Ausw.  Griechenland  ist  bereit,  7000  Mann  in  Alexan- 
drien  zu  landen 7900. 

21.  —    Botschafter  in  Wien  an  den  franz.   Min.  d.   Ausw. 

Ausweichende  Antwort  E&lnoky's  auf  die  Einladong 

zur  Conferenz  .    .    .  , 7901. 

21.      ~    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  Konstan- 

tinopeL    Instruction  fOr  die  Conferenz 7902. 

23.  Grossbritannien.  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl. 

Min.  d.  Ausw.    £r6te  Sitzung  der  Conferenz      .    .    .    790^ 

24.  ~    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.  Der 

Suez-Canal  in  GeMr 790i. 

24.  —  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min.  d. 
Ausw.  Der  Sultan  verlangt  kategorisch  die  Absichten 
Englands  bez.  Aegyptens  zu  wissen 7905. 

24.  Frankreioh.    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in 

London.  Ablehnung  der  Maassregeln  zum  Schutz  des 
Suez-Canals 7906. 

25.  Grossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter 

in  Konstantinopel.  Englands  Absichten  bez.  Aegyptens    7907. 

26.  —    Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min.  d. 

Ausw.  Unterredung  mit  Reschid-Bey.  Wenn  der 
Sultan  seineMitwirkung  verweigert,  wird  England  allein 
zur  Occupation  Aegyptens  schreiten 7908. 

26.      —    Derselbe  an  Denselben.  Zweite  Sitzung  der  Conferenz    7909. 

26.  Türkei.  Min.  d.  Ausw.  (Saïd)  an  den  tOrk.  Botschafter  in 
London  (Musurus).  Berichte  Derwisch-Pascha's  über 
Aegypten.    Die  Conferenz  erscheint  danach  unnöthig    7910. 

26.  Grossbritannien.  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engL 

Min.  d.  Ausw.  Yersuche,  die  Pforte  zur  Theilnahme 
an  der  Conferenz  zu  veranlassen.  Decoration  Arabi- 
Pascha's 7911. 

27.  —    Botschafter  in  Rom  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Italiena 

Interessen  in  Aegypten  und  am  Suez-Canal.  Unter- 
redung mit  Mancini 7912. 

27.  Oonferenz-Staaten.  Identisches  Telegramm  der  Botschafter 
in  Konstantinopel  an  ihre  Regierungen.  Dritte  Sitzung 
der  Conferenz «...    7913. 

27.  Grossbritannien.   Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl. 

Min.  d.  Ausw.  Dritte  Sitzung.  Englischer  Vorschlag, 
türkische  Truppen  nach  Aegypten  zu  entsenden    .    .    7914. 

28.  ^    Derselbe    an    Denselben.     Bericht   über    die   dritte 

Sitzung •   .     .    .    .    7915. 
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1882.      Jani     28.    OrosBbritaimieii.     Botschafter  in   Konstantinopel  an  den 

engl.  Min.  d.  Answ.    Tragweite  der  Clausel  Yon  der 
^force  majeuré' 7916. 

28..  —  Min.  d.  Answ.  an  den  engl.  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel. Auffassung  der  Clausel  ^force  majeure"  den 
Botschaftern  mitzutheilen 7917. 

30.    Oonferenz-Staaten.    Identisches  Telegramm  der  Botschafter 

über  die  yierte  Sitzung 7918. 

80.    OroBsbritannien.    Botschafter   in  Konstantinopel  an  den 

engl.  Min.  d.  Ausw.    Yierte  Sitzung  der  Conferenz    .    7919. 
„      30.      —    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel.   Die  Entsendung  türkischer  Truppen  ohne 
Auffordemng  seitens  der  Conferenz  würde  die  eng- 
lische  Regierung  nicht  beunruhigen 7920. 

30.  Bussland.  Min.  d.  Ausw.  (Giers)  an  die  russ.  Botschafter. 
Ansichten  der  russischen  Regierung  über  die  l^ptische 

Krisis 7921. 

Juli       2.    Oonferenz-Staaten.    Identisches  Telegramm  der  Botschafter 

über  die  fünfte  Sitzung 7922. 

3.    Orossbritannien.  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl. 

Min.  d.  Ausw.    Fünfte  Sitzung  der  Conferenz  .    .    .    7923. 

3.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Konstanti- 
nopel. Möglichst  schnell  einen  Beschluss  der  Confe- 
renz herbeizuführen,  türkische  Truppen  nach  Aegypten 
zu  entsenden  .....' 7924. 

4.  —  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min.  d. 
Ausw.  Hat  dem  Sultan  die  Folgen  seines  Zögerns 
vorgestellt 7925. 

4.  ~  Derselbe  an  Denselben.  Italiens  Vorschlag,  dass  keine 
Macht  einzeln  die  Regelung  der  ftgyptischen  Frage 
untemehmen  soUe 7926. 

5.  Frankreich.  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in 
London.  Ministerrath  bat  beschlossen,  die  Betheili- 
gung  am  englischen  Ultimatum  abzulehnen    ....    7927. 

5.  Orossbritannien.  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d. 
Ausw.  Gründe  des  Beschlusses  des  französischen 
Ministerrathes 7928. 

5.  Oonferenz-Staaten.  Identisches  Telegramm  der  Botschafter 
über  die  sechste  Sitzung 7929. 

6.  —  Identisches  Telegramm  der  Botschafter  über  die  sie- 
bente  Sitzung 7930. 

7.  Orossbritannien.  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl. 
Min.  d.  Ausw.  Die  italienische  Regierung  hat  die 
Interpretation  Yon  Y^'^ce  majewe  schweigend  hin- 
genommen   7931. 

8.  -—  Consul  in  Alezandrien  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 
Note  der  Generalconsuln  der  Grossmftchte  an  Admiral 
Seymour  und  Antwort  desselben 7932. 

9.  Türkei.  Min.  d.  Ausw.  an  den  turk.  Botschafter  in  London. 
Verlangt  MissbiUigung  der  feindlichen  Haltung  des 
Admirals  Seymour 7933. 
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XIY  Sachregister.  —  Aegypten. 

1882.    Juli     10.    Orossbntaimien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Gesch&ftetr&ger 

in  Berlln.    Der  deatsche  Generalconsul  in  Aegypten 
ist  instruirt,  der  englischen  Action  nichts  in  den  Weg 

ZQ  legen 7( 

11.  —  Botsdiafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min.  d. 
Ausw.  Die  Pforte  verlangt  Yerschiebong  des  Bom- 
bardements 7^ 

11.  —  Min.  d.  Aasw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel. Uebersicht  über  die  Yerhandlungen  in  der 
figyptischen  Frage  bis  zum  Bombardement  yon 
Alexandrien 7i 

12.  —  Min.  d.  Ausw.  an  die  engl.  Botschafter  bei  den  Gross- 
m&chten  und  in  Konstantinopel.  Gefahr  des  Snez- 
Canals 7S 

12.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 
Maassregeln  zum  Schntz  des  Suez-Canals 79 

13.  Frankreioh.  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in 
London.  Schutz  des  Canals.  WOnscht  ein  Mandat 
der  Conferenz  für  England  und  Frankre|ch  ....    79; 

13.  —  Botschafter  in  London  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw. 
England  wfinscht  die  Mitwirkung  Frankreichs  .    .    .    79". 

14.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter 
in  Paris.    Schutz  des  Canals.    Actions-Programm     .    794 

15.  —  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Frey- 
cinet  wünscht  mit  Rücksicht  auf  die  Deputirtenkammer 
die  Ganal-Frage  möglichst  bald  vor  die  Conferenz  zu 
bringen 7941 

16.  Frankreioh.  Min.  d.  AuswSu'tigen  an  den  franz.  Gesch&fts- 
tr&ger  in  London  (d'Aunay).  Schntz  des  Canals.  £r- 
kl&rung  auf  der  Conferenz 7943. 

17.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter 
in  Konstantinopel.  England  will  die  anderen  M&chte 
nicht  am  Suez-Canal  ausschliessen 7944. 

19.  —  Botschafter  in  London  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 
Yerhandlungen  der  französischen  Kammer  über  die 
Credit- Yorlage 7945. 

19.  Türkei.  Min.  d.  Ausw.  an  die  Botschafter  der  Grossmachte 
in  Konstantinopel.  Bereitwilligkeit  der  Pforte,  an  der 
Conferenz  theilzunehmen 7946. 

19.  Grossbritannien.  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl. 
Min.  d.  Ausw.    Neunte  Sitzung  der  Conferenz  .    .    .   7947- 

20.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.  Pro- 
testirt  gegen  den  vom  französischen  Admiral  gebrauch- 
ten  Ausdruck:  „neutraler  Charakter  des  Canals"  .   .   794& 

20.  Aegypten.    Absetzungs-Ordre  und  Proclamation  gegen  Arabi  7949. 

21.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Gesch&fts- 
trftger  in  Berlin  (Walsham).  Bismarck  will  den  West- 
m&chten  kein  Mandat  ertheilen 795(i 

21.  Frankreioh.  Botschafter  in  Wien  (Duch&tel)  an  den  franz. 
Min.  d.  Ausw.  K^noky  weigert  sich,  den  West- 
mftchten  ein  Mandat  zu  ertheilen 7%1 
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r.  —  Aegyptens  Verfiftssung.  —  Bündnisse  etc.  —  Donau-Gonferenz.      XY 

:.     Juli     21.    OroBsbritannien.    Botschafter  in  Wien  (Elliot)  an  den  engl. 

Min.  d.  Aosw.  K&lnoky  besteht  anf  der  Verweigerang 
des  Biandats 7952. 

„      22.      —    Min.  d.  Answ.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.   Vor- 

schl&ge  zu  einer  gemeinsamen  Intervention   ....    7953. 

„      23.      —    Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Aosw.  Ein- 

wendongen  Freycinets  gegen  die  Yorschl&ge  ....    7954. 

„      23.    Frankreioh.    Min.  d.  Answ.  an  den  franz.  Gesch&ftstrftger 

in  London.  Frankreich  wird  sich  anf  den  Schntz  des 
Snez-Canals  beschr&nken 7955. 

„      24.      —    ,^xposé  des  Motifs^^des  Gesetzentwurfs,  betreffend 

die  Bewilligang  eines  Credits  fQr  Maassregeln  znm 
Schatz  des  Suez-Canals.  Yerlesen  in  der  Deputirten- 
kammer  Yom  Minister  der  Marine  and  Colonieen  am 
24.  Juli  1882 7956. 

„      26.    Orossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter 

in  Paris.    Actions-Programm  am  Canal 7957. 

„      26.      —    Botschafter  in  Bom  an  den  engL  Min.  d.  Answ.    Auf- 

fordemng  an  die  italienische  Regierang,  sich  an  den 
Maassregeln  am  Saez-Ganal  zn  betheiligen.  Antwort 
Mancini's 7958. 

rptens  Yerfassimg. 

6.    Noy.    20.    Aegypten.     Reglement   determinant   les  Attribations  des 

Membres  de  la  Chambre  des  Dépatés.  Yom  20.  No- 
vember 1866 7741. 

12.    Febr.    7.      —    Loi  Organiqne  de  la  Chambre  des  Délógaés.    Yom 

7.  Febraar  1882 7818. 

dnisse^  ConTentionen,  Yertrftge^  ProtokoUe  etc.     (Yergl. 

Bd.  XL  u.  vorg.) 

38.    Aug.     8.    Frankreioh  and  Madagaskar.  Freundschafts-  and  Handels- 

vertrag 7989. 

BI.  Nov.  26.  Denteohland  and  Grieohenland.  Konsnlarvertrag  yom  26.  No- 
vember 1881,  ratificirt  am  6.  Jali  1882 7959. 

32.  Jan.  10.  Deatschland  and  Brasilien.  Konsalarvertrag  vom  10.  Ja- 
naar  1882,  ratificirt  am  6.  Jali  1882 7960. 

)3.    Febr.  16.    Orossbritannien  and  Madagaskar.   Declaration  between  the 

Govemments  of  Great  Britain  and  Madi^ascar  amend- 
0  ing  Article  Y  of  the  Treaty  of  the  27th  Jane,  1865  .    7988. 

,    Febr.  8.  bis  Marz  10.    Berliner  Eongress-Staaten.    ProtokoUe  der  Con- 

ferenzen  in  London,  betrefiend  die  Donaa-Schifffahrt    7990. 

,      M&rz   10.      —    Yertrag,  betreffend  die  Donau-Schifffahrt 7991. 
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7741.  AEOTPTEN.  — Reglement  determinant  les Attributions 
des  Membres  de  la  Chambre  des  Députés.  Vom  20. 
November  1866. 

Article  \".    La  Chambre  des  Députés  siègera  au  Gaire.  ^'*  ''"*^- 

Aegypten. 

Art.  2.     La  Chambre  des  Députés  aura  h  discuter  tout  ce  qui  a  trait2o.Nor.  i866 
administration  intérieure  du  pays,  et  toutes  les  mesures  que  Ie  Gouveme- 
ut  considérera  comme  rentrant  dans  les  attributions  de  la  Chambre. 

EUe  donnera  son  avis  conformément  k  ce  qui  a  été  dit  k  TArticle  V^  du 
glement  precedent.  Toutes  les  questions  relatives  è.  Tadministration  du  pays 
i  auront  été  discutées  par  la  Chambre  seront  soumises  au  Conseil  Privé^  et 
ont  ensuite  examinées  par  les  Bureaux  et  les  Commissions  dépendants  de 
Chambre.  Toutes  les  questions  qui  sont  soumises  è.  la  Chambre  par  Ie 
Qvemement,  ainsi  qu'il  est  dit  aux  Articles  16,  17,  18,  19,  20,  21,  22  et  23 
présent  Reglement,  seront  examinées  par  elle,  et  après  discussion,  et  que 
Lcun  aura  donné  son  avis,  elles  seront  soumises  k  Son  Altesse  Ie  Ehédive. 

Art.  3.  Le  Président  et  Ie  Vice-Président  de  la  Chambre  seront  nommés 
"  Son  Altesse  le  Ehédive. 

Art.  4.  L'ouverture  de  la  Chambre  sera  faite  par  Son  Altesse  le  Ehé- 
e  OU  par  un  Délégué  désigné  par  Son  Altesse.  On  lira  un  discours  d'ouver- 
•e.  Si  Vouverture  est  faite  par  Son  Altesse,  elle  lira  elle-même  ou  le  fera 
e  par  une  personne  qu'elle  désignera  k  eet  effet.  Si  la  Session  est  ouverte 
r  le  représentant  du  Ehédive,  le  discours  devra  être  lu  au  nom  de  Son 
tesse  OU  de  son  représentant. 

Art.  5.  Après  Touverture  de  la  Chambre  et  la  lecture  du  discours  chaque 
^mbre  aura  le  droit  de  présenter  sa  réponse  dans  un  délai  de  deux  jours, 
tte  réponse  ne  sera  qu'une  formalité,  et  ne  tranchera  aucune  des  questions 
UQises  k  la  Chambre. 

Art  6.  Si  le  discours  est  lu  au  nom  de  Son  Altesse,  Tadresse  en  réponse 
e  discours  sera  préparée  par  la  Chambre  et  remise  k  son  Altesse  par  le 
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Nr.  7741.   Président,  accompagné  de  deux  Membres  de  cbaque  Bureau  en  anifome,  et 
2o.Nor.  1866.  désignés  par  les  Députés. 

Art.  7.  Attendu  qu'aux  Articles  2,  3,  et  5  du  Reglement  precedent» 
a  énuméré  les  qualités  que  chaque  Membre  doit  posséder^  si  les  électeors 
nommaicnt  des  Députés  ne  remplissant  pas  les  conditions  exigées  par  VA^ 
ticle  13  du  Reglement  precedent,  la  Moudirieh  devra  en  référer  h  rinspectew- 
Général,  et  ce  dernier  transmettra  au  Président  de  la  Chambre  nu  état  donnaot 
tous  les  renseignements  concernant  les  Députés  ainsi  élus. 

Art.  8.  Après  lecture  du  discours  déclarant  la  Session  ouverte,  les  Dé- 
putés se  diviseront  de  maniere  h  former  cinq  Bureaux,  et  chacnn  de  ces 
Bureaux  sera  présidé  par  un  chef.  Les  Membres  de  ces  Bureaux  aiosi  qne 
leurs  chefs  respectifs  seront  élus  par  les  Députés  eux-mêmes,  et  auront  Ic  droit 
de  vérifier  les  pouvoirs  de  chaque  Député,  conformémcnt  è,  TArticle  13  dn 
Reglement  precedent.  Chacun  de  ces  Bureaux  vérifiera  les  pouvoirs  desD^ 
putés  appartenant  k  un  autre  Bureau,  et  présentera  son  Rapport  au  Présideit 
de  la  Chambre,  afin  de  Ie  soumettre  k  Son  Altesse  )e  Khédive,  comme  il  i 
été  dit  k  TArticle  14  du  Reglement  precedent. 

Art  9.  Toutefois  Ic  Président  est  tenu  de  soumettre  k  Son  Altesse  lei 
noms  des  Députés  dont  Télection  aura  été  validee  sans  attendre  Ie  résaltatdefj 
décisions  relatives  aux  élections  npn  cncore  validées,  k  condition  que  Ie  nominei 
des  Députés  dont  l'élection  aura  éte  validee  sera  suffisant  pour  permettre  de 
réunir  la  Chambre,  ainsi  qu'il  est  dit  è,  TArticle  11  du  precedent  RèglemesL 

Art.  10.  On  inscrira  dans  un  registre  ad  hoc,  avec  leur  date  et  so« 
numero  d'ordre  en  les  résnmant,  toutes  les  affaires  soumises  k  la  Chambre. 
On  portera  dans  la  colonne  'M'Observations"  les  mesures  è.  adopter. 

Art.  il.  Le  Délégué  qui  sera  désigné  pour  discutcr  une  quelconqae  dtf 
mesures  proposées  par  le  Gouvernement  aura  le  droit  de  parier  sans  ètie 
obligé  d'attendre  le  tour  de  cette  mesure. 

Art.  12.  La  Chambre  aura  la  faculté  d'infliger  des  punitions  4  toos  Ia 
Membres  qui  s'absenterout  sans  motif  valable.  Chacun  des  chefs  des  diféreots 
Bureaux  aura  soin  de  remettre  chaque  matin  au  Président  une  note  dtf 
Membres  presents  et  absents. 

Art.  13.  Si  le  nombre  des  Membres  presents  k  une  séance  est  inférietf 
k  celui  mentionné  k  TArticle  11  du  Reglement  precedent,  devra  renYOjerli 
réunion  au  lendemain  et  ainsi  de  suite. 

Art.  14.  Dans  le  cas  oü  le  nombre  des  Membres  presents  k  nne  sétMtt 
n'atteindrait  pas  le  chiffre  fixé  par  T Article  1 1  du  Reglement  precedent,  t(»t 
Bureau  qui  réunira  les  deux  tiers  des  Membres  qui  le  composent  cootinneA 
k  discuter  les  affaires  qu'il  a  k  traiter. 

Art  1 5.  L'ouverture  et  la  clóture  des  séances  n'auront  lieo  qu'eti  verd 
d'un  ordre  du  Président  Ce  dernier  aura  soin,  k  la  fin  de  chaqae  séaac^ 
d'aviser  les  Députés  de  Theure  d'ouverture  de  la  prochaine  rénnion.  I^W- 
sident   devra   préparer  un  tableau  oü  toutes  les  questions  k  debattre  sew» 
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ites  par  ordre.    Ce  tableau  sera  affiche  dans  la  salie  des  séances,  et  copie   ^'-  '"*^- 
entique   en   sera  transmise  au  Chef  du  Cabinet  de  Son  Altesse.    Le  Pré-ao.NoT.i86e. 
it  devra  toujours  se  procurer  tous  les  renseignements  dont  il  aura  besoin. 

Art.  16.  Toutes  les  propositions  que  le  Gouvernement  jugera  utile  de 
lettre  k  la  Chambre  lui  seront  lues  par  le  Délégue  désigné  k  ce  effet  par 
ouvemement. 

Art  17.  Après  lecture  de  ces  propositionS;  ainsi  qu'il  est  dit  k  l'Article 
êdent,  elles  seront  imprimées  et  distribuées  aux  différents  Bureaux  pour 

examinées.  Les  Bureaux  réunis  nomment  alors,  au  scrutin  secret,  une 
mission  de  cinq  Membres,  et  cette  Coramission  sera  chargée  d'étudier  ces 
ositions  et  de  faire  son  Rapport. 

Art.  18.  Toutefois,  si  uu  ou  plusieurs  Membres  ne  faisant  pas  partie  de 
ommission  mentionnée  dans  TArticle  désiraient  émettre  leur  avis  sur  les 
ositions  du  Gouvernement,  eet  avis,  ne  faisant  pas  partie  des  observations 

il  est  question  k  TArticle  23  ci-après,  sera  remis  au  Président  de  la 
abre,  qui  le  communiqucra  k  la  Commission  nommée  k  eet  effet.  Une 
que  ce  Rapport  sera  présenté  k  la  Chambre  on  n'acceptera  plus  d'obser- 
•ns  de  la  part  d'aucun  Membrc,  mais  après  sa  lecture  en  séance  on  le 
itera,  et  chacun  émcttra  son  avis,  ainsi  qu'il  est  dit  aux  Articles  20,  21 
2  ci-après. 

Art.  19.  Tous  les  Membres  qui  aurant  émis  une  opinion  concernant  les 
ositions  Gouvernementales,  ainsi  qu'il  est  dit  k  TArticlc  18,  auront  le  droit 
e  faire  entendre  au  sein  de  la  Commission. 

Art.  20.  Le  Rapport  présenté  par  la  Commission  devra  ötre  lu  k  la 
nbre,  imprimé  et  distribué  aux  Membres  vingt-quatre  heures  au  moins 
t  la  séance  oü  il  devra  être  discuté. 

Art.  21.  La  discussion  du  Rapport  mentionné  dans  TArtide  precedent 
a  avoir  lieu  après  le  tour  fixé  par  le  tableau  de  roulement,  et  après  cette 
ission  générale  on  discutera  Article  par  Article.    . 

Art.  22.  Après  avoir  recueilli  Topinion  Article  par  Article  de  chacun 
Membres,  on  la  résumera  en  un  avis  général  sur  Tensemble. 

Art  23.  Dans  le  cas,  oü  la  Commission  désignée  pour  examiner  les  pro- 
tions  Gouvernementales  trouverait  des  observations  k  faire,  elles  devront 

présentées  au  Président,  qui  se  chargera  de  les  communiqner  au  Gouverne- 
t  avant  d'en  donner  lecture  k  la  Chambre. 

Art.  24.     A  Touverture    de  chaque  séance  les  Membres  émettront  leur 

sur  les  questions  qui  devront  ótre  discutées  par  cux  par  ordre  de  roule- 
t,  comme  il  a  été  dit  k  l'Article  15  de  ce  Reglement,  c'est-^-dirc  avant 
eur  soumettre  les  questions  pour  être  discutées,  ils  décideront  préalable- 
'  si  ces  questions  doivent  étre  discutées  ou  non. 

Art  25.     Toutes  les  questions  concernant  Tadministration  intérieure  du 

ne  seront  discutées  qu'après  avoir  pris  Tavis  des  Membres  pour  savoir  si  ces 
tions  doivent  être  discutées  k  1  ouverture  de  la  séance,  ou  être  ajouruées. 
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»r.  7741.  j^Yt    26.    Si  toutefois  deux  ou  plnsienrs  Membres  demanderaient  k  parier 

2o.N«T.i8«6.^  ^^  fois  on  procédera  au  tirage  aa  sort  entre  enx  en  présence  da  Présid^ 

Art.  27.  Il  est  défendu  de  discuter  denx  questions  k  la  fois,  maisrnne 
après  Tantre. 

Art  28.  Aucon  Membre  ne  prendra  la  parole  avant  que  sont  eoUègoe 
n'ait  fini  de  parier. 

Art.  29.  11  ne  sera  permis  k  ancnn  des  Membres  de  parier  sur  wt 
même  question  plas  d'une  fois^  saaf  sar  la  demande  d'on  autre  Membre^dé- 
sirant  de  plus  amples  renseignements,  oa  faire  répéter  Topinion  déjè  émise. 
Les  membres  composant  les  Commissions  dépendant  de  la  Chambre  des  Dé- 
patés  aurönt  néanmoins  la  liberté  de  parier  aa  sein  de  la  Commission  qiUDil 
lis  Ie  Youdront 

Art.  .30.  U  ne  sera  permis  k  ancnn  Membre  de  parier  sans  la  permission 
dn  Président;  ni  de  qaitter  sa  place. 

Art  31.  Le  Président  aara  la  liberté  de  parier  qnand  il  yoadra,  et  ob 
derra  Técouter. 

Art.  32.    Les  Membres  voteront  aa  scrutin  et  ^  la  majorité  des  voii 

Art  33.  L'nme  renfermant  les  bulletins  de  vote  ne  sera  onverte  que  pir 
le  Secretaire  de  la  Chambre. 

Art.  34.  Le  vote  ne  sera  definitivement  approuvé  qu'en  présence  d'm 
nombre  suffisant  de  Délégués,  conformément  k  TArticlc  11  du  Reglement  pre- 
cedent 

Art  35.  La  Chambre  devra  respecter  les  opinions  de  la  minorité  et 
écouter  ses  observations. 

Art  36.  L'opinion  de  la  minorité  un  fois  donnée  sur  nne  qaestion  qoel- 
conqne  le  Président  est  tenu  d'inviter  les  autres  Membres  de  la  Chambre  i 
émettre  également  leur  avis. 

Art  37.  Le  Président  remplira  ses  fonctions  en  personne;  11  devra  invitff 
les  Membres  k  émettre  lenr  avis,  et  il  n'aura  droit  de  vote  qu'antant  que  le 
nombre  des  voix  serait  également  partagé;  dans  le  cas  contraire  il  naonm 
le  droit  de  voter,  ni  celui  d'intervenir  dans  les  discassions. 

Art  38.  Toutes  les  questions  qui  auront  été  tranchées  par  la  Ghaffibre 
seront  enregistrées  dans  un  registre  ad  hoc  signé  par  le  Président  et  par  les 
Membres.  Une  copie  authentiqae,  signée  du  Président  et  da  Secretaire,  sera 
transmise  k  Son  Altesse  le  Ehédive. 

Art.  39.  L'horaire  des  séances  sera  fixé  par  le  Président,  d'accord  ft^ 
les  Dépatés. 

Art.  40.  Les  Députés  doivent  se  présenter  k  la  Chambre  dans  une  tCB« 
convenable,  ainsi  que  d'observer  les  régies  de  la  politesse. 

Art.  41.  Il  ne  sera  permis  è.  aucun  Député  de  s'absenter  sans  permMö* 
écrite  du  Président,  qui  devra  prendre  Tavis  de  la  Chambre,  saaf  dans  le  «* 
d'urgence,  oü  il  pourra  accorder  le  congé  k  la  condition  d'en  infonier  to 
Députés. 
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Art  42.    Les  procès-verbaux  des  questions  traitées  par  la  Chambre  men-    ^'*  *"**• 
noeront  les  ooms  des  Dépntés  qui  anront  pris  la  parole  sur  ces  questionS;2o.Nov.i866. 
relaterout  sommairemeut  Tavis  émis  par  chacun  d'enx. 

Art  43.  Les  procès-verbaux  seront  copiés  dans  un  registre  spécial,  et 
Secrétaire  donnera  lecture  k  TouTerture  de  chaque  séance  du  proces-verbal 
la  séance  précédente.  Ce  registre  devra  être  signé  chaque  jour  par  Ie 
sident 

Art  44.  Les  ordres  donnés  par  Son  Altesse  Ie  Ehédive  concernant  les 
^sitions  mentionnées  k  TArticle  17  du  Reglement  precedent  seront  lus  k  la 
mbre  et  mis  immédiatement  k  exécution. 

Art  45.  Le  Président  aura  seul  Ie  droit,  dans  Ie  cas,  oü  un  Membrc 
it  commis  quelque  infraction  au  Reglement^  de  le  rappeler  k  Tordre. 

Art  46.  Si  le  Député  qui  a  pris  la  parole  sur  une  question  parlait  en 
ie  temps  d'une  autre  affaire^  le  Président  sera  tenu  de  l'inviter  k  se  ren- 
er  dans  la  question  primitive.  Le  Président  ne  devra  pas  permettre  qu'on 
idresse  des  observations  lorsqu'il  invitera  un  Député  k  se  renfermer  dans 
uestion. 

Art  47.  Si  un  Député  est  rappelé  k  Tordre  pour  être  sorti  de  la  question 
discussion  ^  la  parole  ne  lui  sera  de  nouveau  accordée  qu'après  qu'il  aura 
des  excuses. 

Art  48.  Si  un  Député,  qui  ne  s'est  pas  renferme  dans  la  question. en 
assiou;  a  re^u  deux  avertissements  du  Président,  ce  dernier  sera  tenu  de 
auder  k  la  Chambre  de  lui  retirer  le  droit  de  parier  sur  cette  question 
L  prochaine  séance.    La  Chambre  devra  se  prononcer  k  majorité  des  voix. 

Art  49.  Si  un  Membre,  ayant  regu  deux  avertissements  du  Président, 
.yait  de  parier  encore  une  troisième  fois  sur  la  même  affaire,  le  Président 
ra  demander  aux  Députés  de  lui  retirer  la  parole.  La  Chambre  se  pro- 
cera  è.  la  majorité  des  voix. 

Art.  50.  Après  qu'un  Député  aura  regu  Tordre  de  garder  le  silence  pour 
pas  s'être  renferme  dans  la  question  en  cours  de  discussion,  aura  inter- 
pa  un  de  ses  coUègues,  il  lui  sera  défendu  de  reprendre  la  parole  dans 
e  même  séance. 

Alt.  51.  Il  est  strictement  défendu  k  un  Député  d'insulter  n'importe  qui, 
de  faire  un  signe  él  un  de  scs  collègues  pour  Tengager  k  approuver  ou  k 
ipprouver  les  décisions  de  la  Chambre. 

Art  52.  Si  un  Député  ne  s'est  pas  conforme  au  reglement  disciplinaire 
la  Chambre,  le  Président  devra  Taviser,  eu  le  désignant  par  son  nom.  Si 
Député  persiste  dans  sa  maniere  de  faire,  le  Président  donnera  ordre  pour 
1  en  soit  fait  mention  dans  le  proces-verbal  de  la  séance  du  jour.  Si 
gré  cela  il  persistait  encore,  la  Chambre  devra,  sur  la  demande  du  Pré- 
int,  ordonner  sans  discussion  son  expulsion  de  la  salie  pour  une  période 
dmum  de  deux  semaines.  On  pourra,  en  outre,  communiquer  cette  décision 
i  circonscription  qu'il  représente. 
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Nr.  7741.  ^j^  53      Pendant  la  durée  de  la  Session  aucnn  Dépnté  ne  ponm  être 

ao.Nov.iF66.  poarsnivi  jndiciairement  poar  nimportc  quel  motif,  sauf  Ie  crime  d'assassinat 
Ponr  ce  cas  il  sera  destitaé  et  un  autre  Dépnté  sera  élu  k  sa  place,  confor- 
mément  k  l'Article  13  du  precedent  Reglement. 

Art  54.  Il  est  interdit  k  tout  Dépnté  d'imprimer  et  de  publier  les 
discours  qu'il  aura  prononcés^  ainsi  que  les  discussions  qui  auront  eu  lien  4  U 
Ghambre,  sans  Tautorisation  préalable  du  Président.  En  cas  d'infraction  ï 
cette  disposition;  il  lui  sera  infligé  une  punition  par  une  Commission  des 
Membres  du  Bureau  dont  il  fait  partie. 

Art  55.  Dans  Ie  cas  oü  les  dispositions  des  Articles  2,  3  et  5  di 
precedent  Reglement  seraient  applicables  k  un  Dépnté,  ce  demier  perdra  tons 
scs  droits,  et  il  sera  procédé  k  Télection  de  son  rempla^ant,  ainsi  qa'il  est 
dit  k  l'Article  13  du  Reglement  precedent 

Art  56.  Pendant  toute  la  durée  de  la  Session  on  n'acceptera  la  démb- 
sion  d'aucun  Dépnté.  En  dehors  de  la  Session  sa  démission  pourra  êtn 
acceptéc  en  la  notifiant  au  Président  trente  jours  avant  une  nouvelle  réaniin 
de  la  Chambre,  afin  qu'on  puisse  aviser  la  circonscription  è.  laquelle  il  appar- 
tient  d'avoir  k  procéder  è,  une  nouvelle  électiou,  ainsi  qu'il  est  dit  k  rArticle  13 
du  precedent  Reglement 

Art.  57.  Le  Président  est  tenu  de  veiller  k  ce  que  la  discipline  règae 
dans  toutes  les  réunions  de  la  Chambre  et  des  Bureaux. 

Art.  58.  Si  le  Président  jageait  opportun  d'ajoumer  au  lendemain  Vow 
des  séances,  quand  bien  même  le  nombre  des  Députés  presents  serait  soffi- 
sant  pour  valider  les  délibérations,  ainsi  qu'il  est  dit  k  TArticle  1 1  du  précé' 
dent  Reglement,  il  en  a  le  droit;  mals  il  devra  en  aviser  immédiatement  Sod 
Altesse  le  Khcdive. 

Art  59.  Les  gardiens  nécessaires  pour  le  service  de  la  Chambre  seroirt 
fournis  par  les  autorités  locales. 

Art.  60.  Il  nc  sera  permis  k  pcrsonnc  sauf  aux  individus  chargés  de 
messages  de  la  part  du  Gouvernement,  on  k  cenx  désignés  par  Sun  Altesse 
le  Khédive,  de  pénétrer  dans  la  salie  des  séances.  Les  personnes  autoriïécs 
seront  munies  d'une  carte  d'entrée  délivrée  par  le  Président 

Art  61.  Attendu  que  les  Articles  2,  3,  4  et  5  du  precedent  R^löM* 
énumèrcnt  les  qualités  que  chaquc  Député  ou  électcur  devra  posséder,  les  W- 
putés,  lors  de  la  scptième  élcction  (voir  Article  9  du  precedent  Règlemcnti 
seront  tenus  de  savoir  lire  et  écrire,  k  la  ouzième  les  électcurs  dcvront  Msa 
savoir  lire  et  écrire. 

Irnprimé  k  Boulaq  le  21  Redgeb,  1283  (20  Novembre,  1866). 
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r.  7742.  GROSSBMTAHHIEH.— GeschaftstragerinKairo(Cook- 
soD)  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  (Granville.)  —  MilitHr- 
Aüfstand  in  Kairo;  Entlassnng  desMinisteriamsRiaz; 
Ërnennung  Chérif>Pascha's  zumMinister-Pr&sidenten. 

ib  Cairo,  September  10,  1881. 

Mj  Lord,  —  I  have  the  honour  to  repprt,  that  a  military  demonstration   Nr.  7742. 
8  again  taken  place  here,  the  result  of  which  has  been  the  dismissal  of  the  t^riUn^Vn 
lole  Ministry  and  the  nomination  of  Chérif-Pasha  as  President  of  the  Ck)uncil;  io.S6pt.i88i 
tbc  dictation  of  the  anny.  {|  The  Ehedive  was  on  Thorsday  night  at  Tantah 
tb  Riaz-Pasha  and  other  Ministers^  and  neither  he  nor  they  at  all  expected 
lat  has   occnrred.    Mr.  Golvin  has  been  good  enough  to  supply  me  with  a 
rrative;  herewith  inclosed,  of  what  took  place  previous  to  my  arrival  at  the 
lace  of  Ismaïlia  and  daring  my  absence.  ||  He  explains  the  probable  origin 
the  demonstration  to  have  been  the  order  given  by  the  Minister  of  War^ 
concert  with  Riaz-Pasha^  for  the  removal  from  Cairo  to  Alexandria  of  the 
rd  regiment  of  Infantry.     This  was  directly  contrary  to  the  advice  I  had 
en  to  Riaz-Pasha,  to  takc  no  initiative  measnres  until  the  arrival  of  Mr. 
tiet;  and  by  so  doing  he  has  provolced  the  crisis,  which  has  overthrown  his 
Qistry.  II  When  I  received  the  message  from  the  Khedive  to  come  to  Ismaïlia 
lace  aboat  2*30  P.M.,  Mr.  Colvin  briefly  explained  to  me  the  situation,  and 

advice  which  had  been  given  to  the  Khedive  to  put  himself  at  the  head 
the  loyal  regiment,  and  procced  to  meet  the  troops  who  had  been  sommo- 
l  by  Araby-Bey  and  his  associates  to  asscmble  before  the  Palace.  ||  I  asked 
oud-Pasha,  the  Minister  of  War,  whether  he  could  rely  on  the  troops,  and 
answered  that  he  did  not  know.  Stone-Pasha  asserted  confidentially,  that 
re  was  no  cause  for  fear,  if  none  was  shown  by  the  Khedive.  Riaz-Pasha 
>ported  the  advice  for  immediate  action,  but  recommended  prndence,  and 
attempt  to  negotiate  before  force  was  employed.  ||  I  expressed  my  concnr- 
ice  in  the  advice  given,  thinking  that  there  was  no  danger  of  the  person 
the  Khedive  not  being  respected,  and  that  the  crisis  had  arrived  when 
Dporization  was  no  longer  possible.  ||  Mr.  Colvin's  narrative  shows  how  the 
jiments,  which  had  a  few  minutes  before  shown  fidelity  to  their  Sovereign, 
ited  with  those  under  Araby-Bey,  and  the  Palace  was  surrounded  by  artillery, 
^ry  and  infantry,  amounting  altogether  to  about  2,500  men  and  eighteen 
tts.  1  thought  my  duty  forbade  my  accompanying  the  Khedive  in  his  attempt 
rally  the  troops  round  him,  and  I  retamed  home  and  dispatched  to  yonr 
'dship  and  to  Coustantinople  my  telegram  dated  the  9th  instant 

While  I  was  so  engaged  the  Circular  from  Araby-Bey,  of  which  a  copy 
Uelosed,  was  delivered  to  me  and  to  the  other  foreign  Agents.  This  see- 
l  to  show,  that  the  movement  had  been  deliberately  planned.  ||  I  had  sent 

persons  to  the  Palace  to  bring  a  report  of  what  had  been  the  result  of 
Khedive's  attempt  to  overcome  the  insurgents,  and,  as  they  did  not  return, 


g  Aegypten. 

Nr.  7742.    j  ^^^1;  myself  about  half-past  4  o'clöck  to  the  Abdeen  Palace,  wheit 

Gros»-  . 

briunnion.  the  sqoare  in  front  of  it  guarded  by  soldiers,  as  described  by  Mr. 

io.86pt.i88i.  Tjjg  artillery  and  cavalry  were  in  the  middle,  and  the  three  regimen 
fantry  drawn  on  the  four  sides  of  the  square.  In  the  middle  was 
of  officers  around  Araby-Bey. 

On  going  into   the  Palace  I  found  the  Ministers  with  the  Ehe( 
no  one  had  anything  to  propose.     Mr.  Colvin  had  already  been  spe 
Araby-Bey  and  the  officers,  and  at  bis  suggestion  I  weut  to  them,  and 
panied  by  Mr.  Golvin  and  the  Acting  Anstrian  Agent,  M.  Bolaslaw 
had  arrived  in  the  scène  before  me,  I  represeuted  to  Araby-Bey  in 
nest  terms  the  great  risk  which  he  and  those  with  him  incurred  by 
nacing   attitude   they    had   assumed.     I  told  him  that,    if   they  per 
assuming  the  govemment  of  the  country,  the  army  must  be  preparec 
the  nnited  forces  of  the  Sublime  Porte  and  of  the  Ëuropean  Powers 
whom  were  too  mnch  interested  in  the  welfare  and  trauquillity  of 
allow    the    country  to    descend,   through  a  military  Government,   to 
Araby-Bey  auswered,   that  the  army  was  assembled  to  secure  by 
liberties  of  the  Egyptiau  people.     I  answered,  that  the  Ehedive  ani 
could  not  recognize  a  barely  military  revolt  as  the  expression  of  th 
the  Egyptian  people;  and  I  added  that,  even  now,  if  Araby-Bey  woi 
draw  the  troops,  any  representations  presented  in  a  proper  manner 
attended  to,  and  I  would  even  guarantee  his  personal  safety  and  th 
associates.     This  I  said  because  I  was,  and  am,  convinced  that  fear 
principal,  if  not  the  only,  motive  for  his  conduct.  ||  Finding  that  he 
obstinate  in  refnsing  to  do  this,  I  asked  him  what  were  his  dema 
formulated  them  as  three:   (1)  the  dismissal  of  the  whole  Ministry 
convocation  of  a  national  Parliament;   (3)  the  putting  into  force  th 
mendations  of  the  Military  Commission  still  sitting,  one  of  which  i 
crcase  of  the  army  to  18,000  men.     I  then  returned  to  the  Palace 
the  Khedive.     I  found  His  Highness  and  the  Ministers  quite  onabh 
any  way  of  getting  out  of  the  difficulty,  but  it  was  suggested  by  M 
that  I  should  teil  the  officers   that  the  Ehedive  was  in  commonical 
the  Sublime  Porte  as  to  their  demands,  and  that  they  should  bc 
disperse  until  the  answer  from  Constantinople  was  received.  [|  This  pr 
was  accepted  by  His  Highness,  and  I  returned  and  communicated  it  t 
Bey.     He  replied,  that  in  that  case  they  would  remain  under  arms 
answer  was  received,  and  that  if  it  was  unfavourable  they  would  n 
recognize   the  Khedive  until  a  Commissiouer  from  the  Porte  arrived 
the  qucstions  at   issue.  ||  I  brought   back  this  answer  to  His  Higbn 
in  giving  it  I  told  him,  that  from  certain  expressions  made  use  of  in  tt 
and  from  the  language  of  Araby-Bey  himself,  I  was  convinced  that 
concession  tho  which  tlie  officers  attached  any  real  importance  was 
the  dismissal  of  the  Ministry.     His  Highness,  after  a  short  conferei 
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asha^  then  aathorized  me  to  teil  Arabj-Bey  that  he  consented  to  change  ^'*  ^^*'^ 
[nistry  on  the  anderstanding;  that  the  other  points  demandcd  bj  the  britannien. 
I  shoald  be  in  suspense  until  the  answer  from  the  Porte  arrived.  I  de-*^*^P*^-^®'' 
this  message,  and  Arabj-Bey  formallj  accepted  these  terms,  and  pro- 
in  the  most  distinct  manner  to  withdraw  the  troops,  making  onlj  the 
ons,  that  no  member  of  the  Viceroj's  familj  shoald  be  included  in  the 
7,  and  that  the  Minister  of  War  shoald  not  be  a  Circassian.  In  other 
;s  he  agreed  to  leave  the  Ehedive  fdll  libertj  of  choice  as  to  the  new 
2üt  of  the  Coaucil  and  the  other  Ministers.  I  retnrncd  to  the  Ehedive, 
is  Highness  named  eithcr  Haider-Pasha  or  Ismail-Pasha  Eyoab  as  those 
he  woald  select,  provided  either  woald  accept  the  Presidency  of  the 
l.  II  When  I  went  back  and  annoanced  these  two  names  to  Araby-Bey 
e  officers,  they  were  both  received  with  disapprobation  by  some  of  them. 
-Pasha  was  object ed  to  as  the  brother  of  Daoud-Pasha,  the  present 
3r  of  War,  and  Ismail-Pasha  Ëyoub  as  having  no  experience  cxcept  in 
;.  I  pointed  oat  to  Araby-Bey,  that  this  dictation  to  the  Ehedive  as  to 
oice  within  the  agreed  limits  was  contrary  to  the  solemn  engagement 
he  had  made  to  me;  and  I  was  trying  to  convince  him,  that  this  was 
Qg  faith  with  me  when  M.  Bolaslawski  came  np,  and  informed  Araby- 
lat  the  Ehedive  accepted  with  great  pleasare  the  nomination  of  Chérif- 
as  President  of  the  Coancil.  This  declaration  prevented  forther  nego- 
;  and  Araby-Bey  only  required  now,  that  a  letter  to  Cherif-Pasha,  in- 
g  him  of  the  dismissal  of  the  Ministry  and  directing  him  to  form  a  new 
bould  be  drawn  np  at  once.  This  was  done,  and  Araby-Bey,  to  whom 
delivered  in  presence  of  Ehairy-Pasha,  the  Tnrkish  Private  Secretary 
Ehedive,  read  it  aloud.  The  reading  was  received  with  loud  and  oni- 
shouts  of  "Long  live  the  Ehedive,"  and  the  Viceroy,  showing  himself 
I  balcony  of  the  Palace,  was  again  greeted  mth  the  same  acclamations.  || 
rowd  round  Araby-Bey  demanded  the  immediate  dismissal  of  the  Prefect 
ice;  bat,  on  its  being  pointed  out  that  this  was  a  question  to  be  decided 
i  new  Ministry,  this  demand  was  not  insisted  upon. 
jraby-Bey  then  asked  to  be  allowed  to  see  the  Ehedive  and  make  his 
ssion.  This  favour  was  granted  to  him  and  the  other  Colonels,  and  then 
oops  were  drawn  off  in  perfect  quietness  and  order  to  their  respective 
ks,  and,  the  place  being  apparently  restored  to  its  former  tranquillity, 
't  the  Viceroy  to  go  to  the  Palace  of  Ismaïlia.  ||  Throaghoat  these  pro- 
gs,  in  which  I  have  played  a  part  more  prominent  than  I  could  have 
l,  the  attitude  of  Araby-Bey  to  me  personally  was  most  conrteous,  and 
3d  expressions  of  friendliness  to  Ëuropeans  generally,  and  to  England  in 
ular,  to  whose  efforts  for  the  liberation  of  slaves  he  alluded,  as  showing 
he  onght  to  sympathise  with  the  Egyptians  in  their  attempt  to  obtain 
\  y  At  one  moment,  when  I  thonght  he  was  not  acting  up  to  what  he 
Qgaged  to  me,  I  told  him  that  I  must  withdraw  unless  he  observed  the 
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Vr.  7742.  ^^^  gQQ^  fi^th  as  was  bcing  sliown  to  him  and  the  annj,  when  he  earnesüy 
britl^en.  bcggcd  106  to  fioish  what  I  had  begon.  I  am  convinced  that^  if  the  falace 
io.sept.is8i.i]^  been  kept  in  a  state  of  siege,  as  was  threatened  bj  the  officers^  the  cod- 
seqnences  to  pnblic  secarity  might  have  been  most  serious.  Since  the  with- 
drawal  of  the  troops  the  most  perfect  tranqoillitj  has  prevailed  both  in  tbe 
barracks  and  the  city.  H  Arabj-Bej  is  apparentlj  at  present  recognised  by  all 
the  officers  as  their  leader  and  spokesman;  bat  there  are  others  associated 
with  him,  who  are  more  violent  and  ignorant,  and  who  may  push  him  to 
desperate  measures  against  his  will.  At  one  moment  it  secmed  as  if  a  serious 
qoarrel  was  going  to  break  out  in  the  crowd  of  officers  ronnd  Araby-Bej. 
Mr.  Aranghy,  the  interpreter  of  this  Agency,  rendered  me  most  valoablc 
assistance  by  the  intelligent  and  carcfnl  way  in  which  he  translated  all  that 
passed  between  the  officers  and 'me. 

It  is  impossible  for  me  to  exaggerate  the  services  which  Mr.  Golvin  has 
thronghont  these  transactions  rendered  me  by  his  invalnablc  advice  and  assi- 
stance. On  all  points  of  importance  we  have  entirely  agreed;  and  it  is  mme- 
cessary  to  say,  that  I  have  treated  with  the  greatest  respect  every  soggestion 
which  his  knowledge  and  expericnce  in  Egyptlan  affairs  has  led  him  to  offer. 

I  have,  &c. 

Oh  as.  A.  Cookson. 


Nr.   7743.     GEOSSBEITAHHIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engL  Ge- 

schaftstr&ger  in  Paris  (Adams).  —  Anweisung,  sieh 
offen  mit  der  französischen  Regierung  über  die  Si- 
tuation  zu  verst^ndigen. 

Foreigu  Office,  September  10,  1681. 
Nr.  7743.  .  gir,  —  Thc  discontcnt  existing  amongst  the  officers  of  the  Egyptian  anny 
briunnien.  against  the  Government  of  the  Khedive  has  attracted  the  attention  of  Hff 
io.8ept.i88i.  jvf ajesty's  Government  for  some  time  past,  and  I  have  kept  Her  Majesly's 
Embassy  at  Paris  informed  of  the  reports  on  this  subject  which  have  reached 
me  from  the  British  Agent  at  Cairo.  ||  The  telegrams  from  Mr.  Cooksoa  re- 
peated  to  you  yesterday  show,  that  the  troops  liave  now  broken  out  into  op» 
insubordination  against  thc  Government,  and  have  demanded  the  dismissal 
of  the  Ministers;  and  although,  according  to  the  latest  account,  tranqulllty 
has  been  restored  for  the  present,  this  result  appears  only  to  have  been  ob- 
tained  by  concessions  on  the  part  of  the  authorities  involving  the  resigoatioB 
of  Riaz-Pasha.  ||  Mr.  Malet  has  been  directed  to  return  at  once  to  his  posi; 
and  Her  Majesty's  Government  await  with  great  interest  his  report  opon  the 
situation;  but  meanwhile  I  have  to  instruct  you  to  call  upon  M.  Barthélémy- 
St-Hilaire  without  delay,  and  discuss  the  question  freely  with  him,  impressing 
upon  him  the  importance  which  Her  Majesty's  Government  attach  to  the  nuoB* 
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ling  of  an  attitude  of  a  pacifying  and  calming  character  by  the  English   ^J;J^^* 
l  French  Governments  daring  the  present  crisis  in  Egypt,  an  opinion  in  briunnien. 
ich  we  do  not  doubt  the  French  Government  will  agree.     1  am,  &c.  io.sept.i88i. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


r.    7744.     GKOSSBETTANNIEir.  —  Geschftftstrftger  in  Paris  an  den 

engl.  Min.  d.  Ausw.   —  Unterredung  mit  Barthélémy- 
St.-Hilaire  über  die  Krisis  in  Aegypten. 

Paris,  September  11,  1881. 
My  Lord,  —  On  receipt  tbis  morning  of  your  Lordsbip's  despatch  of  ^'-  ''**• 

Gross- 

sterday  respecting  the  present  crisis  in  Egypt,  I  wrote  to  M.  Barthélemy-  briUnnien. 
-Hilaire  requesting  an  interview,  and  I  was  with  bis  Excellency  sbortly  ^'•^p*-^®'** 
:er  10  o'clock. 

I  began   by  saying  that    —  —  —  —  —  —  — —  —  —  — 

[folgt  fast  wörtlich  No.  7743]. 

M.  Barthélémy-St.-Hilaire  remarked  that  tbis  last  phrase  so  exactly  ex- 
essed  bis  own  feelings  on  this  important  matter,  that  he  begged  to  have  a 
py  of  it,  and  I  have  ventured  to  give  him  one.  ||  His  Excellency  then  re- 
lested  me  to  thank  your  Lordship  for  this  communication.  He  said,  that  his 
>licy  with  reference  to  Egypt  was  well  known  and  never  varied;  it  was 
immed  up  in  the  absolute  necessity,  as  in  the  past,  so  in  the  future,  of  per- 
et  frankness  between  the  two  Governments,  and  joint  action  on  every  occasion. 
This  policy,  he  considered,  had  been  the  salvation  of  Egypt. 

We  then  went  over  the  later  telegrams  from  Cairo,  and  his  Excellency 
^served,  that  he  trusted  tranquillity  was  now  really  restored,  and  he  was  of 
[>iiiioD,  that  it  would  be  necessary  to  wait  a  little,  and  not  act  with  precipi- 
^tion,  hut  watch  what  turn  matters  would  take.  He  was,  however,  ready  to 
>ncert,  at  the  proper  moment,  with  your  Lordship  as  to  any  measures  which 
niight  be  advisable  for  the  two  Governments  to  adopt;  and  he  referred  to 
ïc  establishment  of  a  joint  Anglo- French  military  control  in  Egypt.  ||  His 
•xcellency  also  expressed  himself  very  strongly  against  Turkish  troops  being 
'At  to  Egypt  at  this  moment.  ||  He  feit  that  such  a  step  would  be  givipg  to 
^e  Sultan  a  greater  hold  upon  that  country;  and  he  feared,  that  the  troops, 
once  landed,  would  be  likely  to  remain  there  permanently.  He  was  of 
PÜÜOD,  that  such  a  mcasure  should  only  be  taken  by  the  Sultan  at  the  joint 
^<lQe8t  of  England  and  France.  ||  I  remarked  that  I  had  no  instructions  from 
öur  Lordship  on  this  point.  ||  M.  Barthélemy- St.-Hilaire  added,  that  he  in- 
^Qdcd  to  write  at  once  to  M.  Ghallemel-Lacour,  to  express  his  warm  thanks 
^  your  Lordship  for  my  communication.  ||  I  have,  <S;c. 

F.  O.  Adams. 


/    12  Aeuypten. 

Nr.   7745.     GKOSSBKITANNIEK.    —    Min.   d.   Ausw.    an    den  engl 

Geschë,ftstrager  Id  Paris.  —  Der  englischen  Begierang 
w^re  die  Senduug  türkischer  Truppen  nach  Aegypten 
unerwüusclit. 

Foreign  Office,  September  12,  1881. 
Nr.  7745.  gjr    —  Her  Majcstv's  Government  are  given  to  understand,  that  the  E»- 

Gross- 

briunnien.  dive  has  appHcd  to  the  Porte  for  its  intervention  in  the  difficulty  which  hu 
i2.8ept.i88i.  arisen  with  the  Egyptian  troops.  In  the  opinion  of  Her  Majestj's  Government, 
it  would  not  be  desirable  that  any  active  measures  of  repression  should  be 
taken  bj  the  Sultan  nntil,  at  all  events,  the  necessity  for  them  has  been  clearly 
demonstratedy  and  the  methöd  to  be  adopted  has  been  discussed  and  agreed 
apon.  II  But  they  see  no  objection  to  the  Sultan,  if  His  Majesty  should  be  so 
disposed;  scnding,  with  the  consent  of  England  and  France,  a  Tnrkish  Genenl 
to  Ëgypt  to  support  the  Ehcdive's  authority  and  aid  His  Highness  with  bis 
advice.  ||  I  should  wish  you  to  communicate  the  above  confidentially  to  M.  Bar- 
thélémy  St.-Hilaire,  and  to  let  me  know  his  Excellency's  opinion  on  the  subject 

without  delay.  ||  I  am^  &c. 

Granville. 


Nr.    7746.     GKOSSBEITANNIEir.    —    Geschaftstrager   in   Paris  %i 

den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Barthélémy-St.-Hilaire  bat 
die  Idee  einer  englisch-französischen  militSlrischeo 
Controle  in  Aegypten  angeregt. 

(Extract.)  Vm&,  September  18,  1881. 

Nr.  7746.  ^n  obedienco  to  the  instructions  contained  in  your  Lordship's  despatch  of 

Groas- 

britannien.  yestcrday,  I  have  to-day  communicated  its  contents,  confidentially,  to  M.  Ba^ 
i3.Sept:i88i.  thélémy- St.-Hilaire,  and  1  asked  his  Excellency  to  inform  me  what  his  opinion 
was  as  to  the  Sultan,  if  His  Majesty  should  be  so  disposed,  sending,  witb 
the  consent  of  England  and  France^  a  Turkish  General  to  Egypty  to  support 
the  Ehedive's  authority  and  aid  His  Highness  with  his  advice.  ||  M.  Barthélémy- 
St.-Hilaire  eipressed  himself  in  very  similar  terms  to  those  he  used  to  me 
on  the  llth  instant,  with  regard  to  the  idea  of  Turkish  troops  being  sentto 
Egypt.  He  said,  that  it  was  true  that  the  Sultan's  suzerainty  over  Egypt  wis 
acknowledged  by  France  and  England;  but  he  was  opposed  to  calling  opoft 
the  Sultan  to  exercise  his  powers  as  such  Suzerain  unless  it  were  absolatelj 
necessary,  and  he  feared  that  even  the  dispatch  of  a  Turkish  General  to  Egypt 
might  lead  to  further  steps ,  resulting,  perhaps,  in  a  permanent  occupation  of 
the  country  by  Turkish  troops.  He  much  preferred  the  idea  he  had  alreadj 
broached  to  me,  that  of  a  joint  Military  Control,  consisting  of  a  French  and 
an  Englisch  General,  who,  he  thought,  would  be  able  to  introducé  order  and 
discipline   into   the  Egyptian  army.     He  would  be  glad  to  know  what  Her 
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Government  thought  of  this  plan.  ||  I  said,  that  I  had  reported  his   ^'-  ''^- 
QS  on  this  matter  to  jour  Lordship,  but  that  T  had  not,  as  yet,  re-  britannien 

answer.  J  M.  Barthélémy-St.-Hilaire  then  informed  me,  that  he  would  ï3.sept.i8g 
3spatch  to-day  to  M.  Ghallemel-Lacour,  developing  his  ideas  on  the 

your  Lordship's  despatch,  with  instrnctions  to  commnnicate  them 
lOrdship.  ||  Mr.  Gookson  having  telegraphed  direct  to  this  Embassy 
im  of  yesterday  evening  to  your  Lordship,  I  read  its  contents  to 
lémy-St-Hilaire,  and  I  pointed  out  to  his  Excellency  how  grave  the 
lad  become,  and  that  it  seemed  particularlj  desirable  that  no  time 

lost  in  deciding  npon  some  step  to  be  taken  in  common  by  the 
nments. 


t7.  FBANEEEIGH  n  OBOSSBEITAVNIEir.  ->  Generalconsuln 
in  Eairo  an  den  ^gyptischen  Minister-Pr&sidenten 
(Chérif-Pascha).  —  Versprechen  der  Unterstützung. 

Le  Caire,  Ie  14  Septembre,  1881. 
^gents  et  Consuls-Généraux  de  France  et  de  Grande  Bretagne  con-   Nr.  7747. 
omme  un  devoir  de  remercier  son  Excellence  Chérif-Pasha  de  la    ^^  "*^ 

una 

dévouement  k  son  pays  qu41  a  donnée  en  acceptant  la  Présidence     oroas- 

daus  des  circonstances  particulièrement  difficiles.  ||  Convaincus  qu'il  ^^'g  "^"J^ 

dans  son  administration  d'idées  libérales  et  qu'il  s'attachera  k  déve- 

prospérité  de  TEgypte,  lis  sont  tout  disposes  k  lui  prêter,  dans  cette 

•ncours  le  plus  actif. 

Sienkiewicz. 

Ghas.  A.  Gookson. 


[8.  FBANKREIGH.  —  Min.  d.  Ausw.  (B.-St.-Hilaire)  an  den 
franz.  Botschafter  in  London  (Challemel-Lacour).  — 
Gegen  die  tttrkische  Intervention. 

Paris,  le  15  septembre,  1881. 

Nr.  7748. 

us  prie  de  demander,  saus  retard,  a  Lord  Granville  s  il  veut  inviter  Frankreieh 
erin  k  faire  connaitre  k  la  Porte  ottomane  et  k  appuyer  auprès  ^^'^ï**-^^ 
ésir  du  Gouvernement  khédivial  de  voir  le  Sultan  renoncer  k  Tidée 
vention  militaire  en  Egypte.  Je  transmets,  de  mon  cóté,  k  M.  Tissot 
ome  de  M.  Sienkiewicz,  et  je  Tautorise  k  se  concerter  avec  TAm- 
d'Angleterre  k  Gonstantinople,  aussitöt  que  ce  demier  aura  regu  les 
s  nécessaires,  pour  faire  auprès  de  la  Porte  la  démarche  proposée. 

Barthélémy-Saint-Hilaire. 
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Nr.  7749.    .  GEOSSBETTAHHIBH.  —  Geschaftstrftger  in  Kairo  au 

den  engl.  Min.  d.  Answ. —  Prograrom  des  Ministemms 

Chérif-Pascha. 

Cairo,  September  16, 1881. 

My  Lord,  —  T  have  the  hononr  to  transmit  to  yonr  Lordship  an  extnct 
oroM-  from  the  "Moniteiir  Egyptien"  of  the  15th  instant,  containing  a  letter  fn» 
briunnien.  Cliérif-Pasha,  in  which  he  lays  before  His  Highness  the  Khedive  the  pro- 
gramme  of  his  Ministrr,  and  the  reply  of  His  Highness.  ||  Chérif-Pasha  speiks 
of  the  hesitation  with  which  he  accepted  office  at  a  moment  of  sneb  gra^ 
danger,  and  says  that  his  first  effort^  will  be  directed  towards  prevenüng  uy 
return  of  the  misfortunes  which  threatened  the  country  so  recently.  ||  He  dwdk 
on  the  benefits  which  the  country  bas  received  from  the  institution  of  the 
joint  control,  and  declares  his  intention  to  maintain  it  unaltered.  ||  Chérif-Pisba 
annonnces  his  intention,  as  soon  as  public  confidcnce  bas  been  restored,  of 
directing  his  attention  to  the  following  questions:  Judicial  organization;  aai- 
formity  of  legislation;  settlement  of  the  limits  of  the  different  powers  of  tk 
State;  Public  Works  and  Public  Instrnction.  The  questions  relating  to  the 
prolongation  of  the  mixed  Gourts  will  be  studied.  The  negotiations  for  Inter- 
national Conventions  relative  to  commerce  will  be  actively  pursued.  ||  The  replj 
of  the  Khedive  recognizes  in  the  fullest  way  the  patriotism  displa}'ed  hf 
Chérif-Pasha  in  assuming  the  heavy  task  of  Government  nnder  present  ci^ 
cumstances.  His  Highness  adopts  the  programme  of  the  new  Ministrr,  ud 
promises  it  the  most  complete  and  loyal  support  ||  A  Decree  follows,  fomtDj 
appointing  the  new  Cabinet,  of  which  Chérif-Pasha  is  the  head.  ||  If  Chérif- 
Pasha  remains  in  power  to  carry  out  this  programme,  his  tenure  of  ofc 
will  not  be  short.  ||  The  most  important  practical  point  in  it  is  the  distioet 
admission  of  the  nccessity  and  advantages  of  the  system  of  control,  which  is 
the  more  valuable  becausc  Chérif-Pasha  bas  always  been  supposed  rathor  aé- 
verse  to  that  institution.  ||  I  have,  &c. 

Chas.  A.  Cookson. 

Lettre  de  son  Excellence  Chèrif-Pacha  a  Soit  Altesse  U  Klwd'm. 
Monseigneur,  —  Dans  la  situation  difficile  que  les  demiers  événcments 
ont  créée  k  l'Egypte,  votrc  Altesse  a  daigné  me  coufier  la  mission  de  fonoff 
et  de  présider  un  nouveau  Cabinet.  ||  Les  circonstances  actuelles  rendent  poS' 
sibles  des  éventualités  si  graves  et  si  douloureuses  que  je  n'ai  pas  d'ahord 
osé  assumer  une  aussi  lourde  reponsabilité,  mais  puisque  votre  Altesse^  &pi^ 
avoir  pris  Ie  conseil  des  hommes  les  plus  autorisés,  persiste,  d'accord  v^ 
eux,  4  juger  que  Ie  concours  de  ma  personnc  est  util  au  pays,  je  n'ai  plw 
Ie  droit  d'hésiter  et  je  suis  pret  k  me  charger  de  la  direction  générale  ö» 
affaires  de  son  Gouvernement.  ||  Mes  premiers  efforts  tendront  ik  mettre  n 
terme  aux  préoccnpations  qui  nous  pressent  et  h  prévenir  Ie  retour  des  oa^ 
beurs  qui  ont  récemment  menacé  TEgypte.  ||  üès  sou  avènemeut,  votre  Alt«ö* 
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affirmé  sa  volonté  d'établir  nne  économie  raisonnée  dans  les  dépenses  de  qVom. 
^tat,  de  liqnider  la  cituation  financière,  de  faire  régner  la  probité  dans  les  britannien. 
fvices  publiés  et  d'introduiro  avec  opportunité  de  sages  réformes  dans  l'ad- 
Qistration  du  pays.  ||  La  liqnidation  de  la  sitaation  financière  est  presqae 
minée,  et  chaqne  année  Ie  Budget  est  régulièrement  promulgué.  ||  L'institu- 
ion  du  Controle,  critiquée  d'abord  k  des  points  de  vue  divers,  a  puissam- 
Qt  aidé  au  rétablissement  des  financcs,  en  même  temps  qu'elle  a  été  une 
3e  véritable  pour  Ie  Gouvernement  de  votre  Altesse.  A  ce  doublé  titre, 
[mporte  de  Ie  maintenir  tel  qu'il  a  été  institué  par  Ie  Décret  du  15  No- 
ibre,  1879.  ||  Les  intentions  de  votre  Altesse  relatives  aux  réformes  admi- 
ratives  avaient  été  accueillies  avec  un  sentiment  unanime  d'espérance  et  de 
)ectueuse  sympathie.  Dés  que  la  confiance  publique  sera  rétablie,  je  m'ap- 
[uerai  k  atteindre  les  résultats  que  votre  Altesse  s'etait  ainsi  proposés.  |' 
rganisation  judiciaire  du  pays,  Tétablissement  d'une  législation  uniforme  et 
cise,  la  détermination  des  pouvoirs  publics  et  leurs  attributions,  les  grands 
^aux  d'ütilité  générale  et  Tinstruction  publique  enfin,  méritent  toute  Tatten- 
i  de  votre  Gouvernement.  Les  études  relatives  k  la  nouvelle  période  de 
ctionnement  des  Tribunaux  Mixtes  seront  continuées,  et  votre  Ministère 
Forcera  de  les  faire  aboutir  k  une  amélioration  du  système  actuel.  ||  Le 
eloppement  de  Tagriculture  et  du  commerce  donne  une  importance  capitale 
i  questions  Douanières,  et  le  Gouvernement  de  votre  Altesse  suivra  avec  la 
s  grande  solicitude  les  négociations  relatives  aux  Conventions  internationales 
ir  la  Douane  et  le  commerce.  ||  Telles  sont,  Monseigneur,  les  idees  princi- 
es  dans  lesquelles  je  regois  de  vos  mains  la  charge  de  constituer  et  de 
Jsider  un  nouveau  Ministère.  Si  votre  Altesse  daigne  les  approuver,  si  elle 
r  accorde  une  entière  adhésion  et  me  prête  son  puissant  appui,  je  tra- 
llerai  avec  Taide  de  Dieu,  k  montrer  au  pays  la  voie  du  progrès  et  k  lui 
idre  l'ordre  et  la  paix.     Daignez,  <fec. 

Chérif. 


t*.  7750.  OBOSSBEITANinEN.  —  Botschafter  in  Eonstantinopel 
(Dufferin)  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Unterredung 
mit  dem  Sultan:  England  wünscht  Aufrechterhal- 
tung  des  status  quo, 

tract.)  Therapia,  September  19,  1881. 

On  Thursday,  the    15th  instant,  I  had  the  honour  of  being  admitted  to   jjr.  7750. 

audience  with  the  Sultan.  ||  His  Majesty  first  engaged  me  in  conversation     ö«>»; 
the  affairs  of  Egypt,  informing  me  that,  though  the  news  from  thence  was  i9.sopU88i. 
d,  it  would  be  necessary  to  do  something,  and  he  then  referred,  though 
a  somewhat  vague  manner,  tó  the  "measures"  which  would  have  to  be  re- 
ted  to.  II  I  asked  Uis  Majesty  whether  by  the  term  "measures"  he  meant 

dispatch  of  troops.     Ue  said  there  were  other  measures  besides.     Upou 
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Nr.  7750.   ijjjjg  j  obscrved,  that  I  was  glad  to  learn  that  His  Majesty  idid  not  contoft- 

Gross-  /  .-r 

britannien.  pl^te  taklDg  so  preciintate  a  step  as  the  sending  of  troops  to  Egypt  without 
io.sept.1881.  previous  consultation  with  Her  Majesty's  Government;  that,  althoogh  I  Ind 
rcceived  as  yet  no  instrnotions  to  make  any  positive  commonication  to  him  to 
that  effect,  I  had  reason  to  know  that  yonr  Lordship  wonld  consider  soek 
a  proceeding  inopportune,  especially  if,  as  His  Majesty  had  been  good  enoo^ 
to  annonnce  to  me,  the  aspect  of  affairs  was  reassnring.  ^  conyeying  mA 
a  recommendation,"  I  addcd,  ''His  Majesty  might  rest  asstired  that  Engbnd 
had  no  other  desire  than  to  maintain  undisturbed  the  actnal  status  quo,  wMdi 
amply  secnred  to  as  all  we  wanted,  namely,  the  freedom  of  the  Isthmu  of 
Snez,  and  reasonably  good  government  for  the  Egyptian  people.  Far  firon 
wishing  to  pat  apon  His  Majesty's  sovereign  rights  in  Egypt  any  restnot 
beyond  those  already  defined  in  international  arrangements,  we  desired,  ontbe 
contrary,  to  coantenance  and  maintain  them  in  the  interests  of  the  existing 
Reglement,  and  wonld  ccrtainly  deprecate  any  change,  which  woald  probaUj 
prove  as  disadvantageons  to  as  as  to  him/'  ||  Thoogh  evidently  mortified  it 
finding  that  Her  Majesty's  Government  had  associated  itself  with  the  Freoeh 
view  of  the  case  (of  which  he  was  evidently  aware),  the  Saltan,  I  think,  onder- 
stood  the  natnre  of  the  considerations  which  had  led  to  this  resnlt;  Irat 
he  went  on  to  say  that  in  his  opinion  England  and  Tarkey  oaght  to  pnrsoe 
the  same  policy.  Great  Britain,  His  Majesty  observed,  hat  great  interests  in 
Egypt,  which  he  was  qnite  prepared  to  recognize.  So  had  Tarkey,  and  these 
interests  she  woald  make  great  sacrifices  to  maintain;  and  to  England,  wliidi 
was  a  great  Mnssalman  Power,  the  friendship  and  co-operation  of  Tork^ 
mast  be  necessarily  advantageoas.  ||  I  informed  His  Majesty,  that  I  woald  fellj 
acqaaint  yoar  Lordship  with  the  views  which  he  had  been  good  enovgli  to 
commanicate  to  me,  and  I  again  assared  him  that  it  woald  be  a  great  nit' 
take  if  he  imagined  that  Her  Majesty's  Government  had  any  arrièr&^^ensk '^ 
regard  to  Egypt,  or  auy  designs  antagonistic  to  his  own  legitimate  interest^ 
or  sabversive  of  his  rccognized  rights.  ||  His  Majesty  then  asked  me  if  ^ 
objected  to  Tefvik-Pasha,  or  if  we  wanted  to  change  him.  I  said  I  htd  w 
reason  to  believe,  that  we  either  objected  to  him  or  desired  to  reraoTO  M* 
I  His  Majesty  concluded  this  part  of  the  conversation  by  observing,  tb»t  be 
considcred  the  Egyptian  incident  as  for  the  moment  closed. 


Nr.    7751.     GK0S8BBITANNIEN.  —  Botschafter  in  Konstantinopel 

an   den   engl.  Min.  d.   Ausw.  —    Hat   der  Entsendwf 
eines  Generals  nach  Aegypten  widerrathen. 

jj,  7,5,  Therapia,  September  30,  1881. 

Grow-  ]^y  Lord,  —  In  accordance  with  your  Lordship's  instractions,  I  yestertiy 

aa^ept.i88i.  informed  both  the  Prime  Minister  and  the  Minister  for  Foreign  Affiarii  ^ 
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er  Bfajesty's  Government  would  consider  the  dispatch  of  a  Military  CJommis-   ^'-  "**• 
mer  to  Egypt  as  inopportune.  ||  The  Minister  for  Foreign  Affairs  observed,  britl^ren. 
reply,  that  the  Egyptian  incident  was  happily  at  an  end,  and  that  there *^'^<*p*-^®®> 
B  no  qaestion  of  sending  a  Goromissioner.  ||  M.  Tissot,  however,  has  been 
od  enoagh   this  morning  to  acq^aint  me  with  the  result  of  his  interview 
Jterday  with  the  Sultan.     His  Excellency  had,  he  said,  held  very  firm  lan- 
ige  in  deprecation  both  of  the  dispatch  of  troops  and  of  a  Gommissioner 
Egypt;   that  the  Snltan,  in  reply,  had  intimated   to  him  that  he  had  no 
isent  intention  of  sending  troops  thither,  and  that  in  any  event  he  woold 
intain  the  stattts  quo\  but  that  he  considered,  in  view  of  Turkey's  enormous 
ïrests  both  in  Egypt  and  in  the  Hedjaz,  that  he  had  a  perfect  right  to 
patch  an  emissary  with   his  compliments  and  advice  to  the  Ehedive,  and 
t  this  he  intended  to  do,  thongh  the  person  would  not  have  the  ofücial 
racter  of  a  Gommissioner.  (|  I  have,  &c. 

Dufferin. 


'.  7752.  GBOSSBEITANKIEir.  —  Generalconsul  in  Gairo  (Malet) 
an  den  eugl.  Min.  d.  Ausw.  —  ürsachen  der  Militftr- 
Unruhen  vom  9.  September. 

Cairo,  September  23,  1881. 
My  Lord,  —  For  a  better  understanding  of  recent  events  in  Egypt,  I  have  ^'-  "^^2. 

.  Groaa- 

nonour  to  transmit  to  your  Lordship  a  short  review  of  what  has  taken  britannien. 
5e  in  connection  with  the  military  movement,  coupled  with  an  attempt  to^-^P*^^^- 
^  the  canses  which  led  to  the  action  of  the  army  on  the  9th  instant.  ||  It 
nerely  necessary  to  allude  to  the  military  movement  of  April  1879,  which 
Bed  the  fall  of  the  Ministry  of  which  Sir  Charles  R.  Wilson  and  M.  de 
^ières  were  members,  as  being  the  unfortunate  occasion  which  first  showed 
officers  their  power.  The  motives  which  led  to  their  action  at  that  time 
e  totally  distinct  from  the  movement  which  has  culminatcd  in  the  present 
is,  and  which  first  began  to  show  itself  at  the  close  of  the  year  1880.  || 
ie  has  corfirmed  the  accuracy  of  the  account  of  the  causes  of  the  discon- 
;  of  the  officers  which  I  had  the  honour  to  give  your  Lordship  in  my 
)atch  of  the  2nd  February.  It  sprang  from  the  comparative,  or  rather 
1,  neglect  of  necessary  reforms  in  the  army,  while  other  branches  of  the 
ninistration  and  the  country  generally  were  being  cared  for.  The  repre- 
ations  then  made,  instead  of  receiving  due  consideration,  merely  aroused 
snspicions  of  the  Government,  and  the  officers  who  presented  the  petition 
3  ultimately  dealt  with  in  the  way  best  calculated  to  destroy  all  confidence 
he  Khedive  and  the  Government;  though  it  was  in  harmony  with  the  tra- 
ins  of  Oriental  statesmanslüp.  They  were  instructed  to  come  to  the  Mi- 
7  of  War  on  the  morning  of  the  Ist  February,  to  join  in  settling  the 

ta»tiarcliiT  XLI.  ^ 
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Nr.  7752.   arrangements  for  the  military  proccssion  which  was  to  accompany  one  of  the 

Oross- 

britannieii.  PHncesscs  on  the  occasion  of  her  marriage.  It  had  been  decided  at  a  meeting 
233«pt.i88i.  Qf  tjjg  Council,  at  which  the  Controllers  were  not  present,  that  on  presenting 
themselves  at  the  Ministry  of  War  the  three  petitioning  Colonels  were  to  be 
arrested.  ||  The  Colonels,  however,  had  wind  of  the  design,  and,  before  pro- 
ceeding  to  the  Ministry,  left  orders  with  their  officcrs  to  come  with  their  men 
and  release  them  if  they  did  not  return  within  two  hours.  ||  The  resnlt  wOl 
be  fresh  in  your  Lordship's  memory.  The  Colonels  were  arrested  and  released 
by  force.  The  Minister  of  War  had  to  escape  throngh  the  window,  and  a 
few  honrs  later  was  dismissed  from  office  by  the  Khedive  ander  compolsioD 
of  a  riotous  soldiery.  ||  Riaz-Pasha  was  to  blame  for  consenting  to  the  arrest; 
hut  lie  had  been  strongly  against  the  course  pursued,  and  had  only  yielded 
when  his  own  loyalty  began  to  be  questioned.  The  Colonels  appeared  to  be 
perfectly  aware  of  the  several  parts  which  the  advisers  of  the  Ehedi?e  hii 
taken  in  the  matter,  and  in  a  short  time  Riaz-Pasha,  if  not  able  to  recover 
their  confidence,  had  at  all  events,  by  yielding  to  the  more  pressing  measoies 
of  reform  which  were  demauded,  and  by  pro  mising  the  remainder  at  a  fotue 
period,  rendered  himself  acceptable  for  the  time  being.  ||  It  has  freqnentlj 
been  said  of  late,  that,  if  the  insubordination  of  the  officers  had  then  beei 
rigoroüsly  dealt  with  and  the  army  disbanded,  we  sbould  have  been  savel 
from  the  late  crisis;  bnt,  in  fact,  the  power  of  dealing  rigoroüsly  with  uijl 
single  officer,  or  of  disbanding  the  troops,  has  never  been  in  the  hands  of 
the  Ehedive  or  the  Ministry  from  that  time  to  this.  ||  I  feit  from  the  fint» 
that  the  only  chance  for  the  future  was  the  re-establishment  of  confidence 
betweon  the  Ehedive  and  the  officers,  and  to  this  end  I  dedicated  mj  best 
efforts  in  speaking  to  the  Ehedive,  Riaz-Pasha,  and  the  officers  themselves. 
A  Military  Commission  was  established,  and  had  apparently  bronght  abonts 
good  understanding,  whicli  found  lts  expression  in  a  speech  of  unexceptionaUe 
character  made  by  Araby-Bey  at  a  banquet  at  the  Ministry  of  War  at  the 
end  of  April.  When  I  went  on  leave,  at  the  beginning  of  May,  I  had  reasoi 
to  belle ve,  that  confidence  was  being  restored;  that  the  officers  had,  in  tm^ 
nothing  to  fear  from  intrigue;  that  they  were  gradually  relaxing  measoresfo 
their  own  protection,  and  beginning  to  feel,  that  the  Ehedive  and  the  Ministen 
no  longer  aimed  at  their  lives.  ||  I  should  convcy  a  wrong  impression  wen 
I  to  be  thought  to  have  believed,  for  an  instant,  that  the  Ehedive  had  at  tf7 
time  designs  upon  the  lives  of  these  men.  I  feel  certain,  that  trom  fint  t^ 
last  His  Highness  has  never  contemplated  anything  beyond  the  restoration  ef 
discipline  by  legitimate  punishment;  but  I  do  know  for  certain,  that  the  offioe» 
were  quite  convinced,  that  their  lives  were  aimed  at  The  traditions  of  tM 
days  of  Ismaïl-Pasha  stalked  like  spectres  across  their  path,  and  the  Colooeli 
have  never  been  able  to  understand  that,  through  the  participation  ofth« 
English  and  French  Govemnfents  in  the  administration  of  the  country,  tbe  ptf" 
sibility  of  a  repitition  of  the  crimes   of  thosc  days  has  vaoished*  |  Matten 
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indeed,  seem  to  have   progressed  favourably  to  the  month  of  Julj,  when   ^'*  ""*^- 

0r088- 

I  incidents  occarred.    Ad  artillcryman  was  mn  over  and  killed  m  the  streets  briunnien. 
Alexandria.     His  comrades  bore  the  dead  body  to  the  Palace,  and  forced-^-^P**'*'^' 
entrance  in  defiance  of  the  orders  of  their  officers.    They  were  tried,  and 

ringleaders  were  condemned  to  severe  sentences.  Nineteen  officers  had 
nght  charges  against  the  Colonel  of  their  regiment,  named  Abdul-Al;  the 
rges  were  inquired  into  and  declared  to  be  unfounded,  whereupon  the  nine- 
1  officers  were  dismissed  from  the  active  list  of  the  army,  bnt  were  restored 
sequently  by  order  of  the  Khedive.  This  action  of  His  Highness  gave 
at  ambrage  to  the  Colonels,  who  believed,  that  the  order  was  given  with 
iew  to  enconrage  the  insubordination  of  the  officers  towards  them,  and  a 
er  was  written  by  the  Colonels  either  to  the  Khedive  or  the  Minister  of 
r,  contrasting  the  leniency  towards  the  nineteen  officers  with  the  severity 
ards  the  artillerymen.  This  letter  was  ultimately  withdrawn;  but  by  that 
)  the  Khedive  appears  to  have  been  completely  dissatisfied  with  his  Minister 
^ar,  Mahmoud-Pasha-Baroudi,  and  alarmed  at  the  hearing  of  the  Colonels. 
had  become  tired  of  hearing  Riaz-Pasha  say:  "Wait,  and  all  will  be  well"; 
saw  no  signs  of  returning  authority,  he  made  np  his  mind  that  his  Mi- 
ry  would  make  him  wait  for  ever,  he  determined  to  see  whether  energe- 
measnres  would  not  be  succesfal,  and  he  appointed  his  brother-in-law, 
ud-Pasha,  to  be  Minister  of  War  in  the  place  of  Mahmoud-Pasha-Baroudi. 
ie  measure  was  viewed  ^ith  great  dissatisfaction  by  the  Colonels,  and 
by-Bey  presented  a  petition  to  the  new  Minister  containing  impossible 
ands.  The  petition  was  returned  to  him  with  an  order  that,  in  future, 
I  documents  must  go  through  his  military  superior,  and  not  be  presented 
him  directly  to  the  Minister  of  War.  A  decision  was  at  the  same  time 
in  by  the  Ministry  to  order  the  Regiment  of  Tourah,  commanded  by  Abdul- 

to  leave  Cairo.  On  hearing  of  these  events  Mr.  Cookson  represented  to 
Khedive  that  it  was  very  advisable  to  take  no  measures  which  might  lead 
i  crisis  until  my  return,  as  I  schould,  no  doubt,  arrive  with  instructions  as 
the  advice,  if  any,  which  Her  Majesty's  Government  desired  to  give  to  the 
:dive.  His  Highness  replied,  that  he  had  no  wish  at  present  to  do  more 
)  oppose  a  firm  front  to  all  further  demands  for  concession.  ||  Had  His 
hness  foliowed  the  advice  thus  given  the  crisis  might,  at  all  events,  have 
n  staved  oj0f;  but,  unfortunately,  the  energetic  attitude  displayed  by  the  new 
ister  of  War  met  apparently  with  unlooked-for  success.  The  Khedive  re- 
ed to  come  to  Cairo,  and  a  step  was  taken  which',  as  f  ar  as  I  can  judge, 
ly  led  to  the  crisis.  The  Prefect  of  Police  at  Cairo  was  changed,  and  a 
on  named  Abdul- Kader -Pasha,  noted  for  his  despotic  and  determined 
acter,  was  appoined  to  the  post.  This  official  immediately  began  to  display 
ndiscreet  zeal  in  sending  out  spies  to  watch  the  movements  of  the  Colonels. 
Je  spies  appear,  indeed,  to  have  reported,  that  there  was  nothing  to  fear. 
!  a  singular  feature  of  the  history  of  the  movement,  that  the  Government 
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Nr.  7752.    ^^g  alwavs   iii  the  dark  as  to  the  intentions  of  the  Golonels,  and  that  the 

GroM-  •'  ' 

briunnien.  Colonels   appcar    to  have   been   thoronghlj    informed  of   every   move  of  the 
23.8ept.i88i .  Govemmcnt. 

At  110  period  since  the  1  st  Febrnary  had  the  confidence  of  the  KhediTe 
and  the  Government  been  so  complete  as  immediatelj  before  the  outbreak  o( 
the  9th.  On  the  very  eve,  and  on  the  morning  itself  of  that  day,  Riaz-Pisha 
assnred  those  with  whom  he  conversed^  that  the  Government  were  masters  d 
the  situation,  and  that  the  danger  of  a  military  roovement  had  passed  awij. 
Büt,  in  fact,  all  the  terrors  of  the  Colonels  for  their  personal  safety  had  bea 
again  aroased.  A  story  had  got  abroad^  that  the  Ehedivc  had  obtained  a 
secret  ^Tetwah",  or  Decree,  from  the  Sheikh-ul-Islam,  condemning  them  to 
death  for  high  treason.  There  was  absolutely  no  foundation  for  this  stoi?; 
but  it  is  still  currently  believcdy  and  at  this  moment  the  position  of  the 
Sheikh-ul-Islam  is  precarions  in  consequence  of  it.  Spies  were  continail)f  j 
hovering  abont  the  residences  of  the  Colonels  ^  and  on  the  night  of  the  8th 
instant  a  man  presented  himself  at  the  house  of  Araby-Bey,  was  refosed  id- 
mittance;  and  was  afterwards  foliowed  and  seen  to  return  to  the  Prefectait 
of  Police.  It  was  no  doubt  in  the  mind  of  Araby-Bey,  that  he  was  to  h 
murdered;  he  left  his  housc;  and  went  to  that  of  one  of  the  other  Coloae^ 
to  whom  a  similar  incident  had  just  occurred.  It  is  my  belief,  that  then  oaf^ 
measures  were  taken  for  immediate  action,  that  it  was  conccrted  and  plaoflel 
that  night,  as  it  was  cxecuted  the  following  day.*||  Your  Lordship  wül  obsen^ 
that  in  endeavouring  to  tracé  the  history  of  events  I  have  made  no  alluiü 
to  intrigue  from  abroad.  The  first  idea  which  has  occurred  to  all  is  tbat  the  '| 
ex-Kliedive,  Prince  Halim,  and  the  Porte  itself  are  behind  the  scènes.  Itv 
impossible  to  prove,  that  they  are  not.  I  have  been  able  to  tracé  no  evideaee 
that  they  are,  ^nd  I  can  only  advance  my  belief,  with  some  hesitation,  thit 
the  motives  which  I  have  given  above  are  sufficiënt  to  account  for  the  aetiei 
of  the  Colonels  without  seeking  further.  ||  A  Mussulman  gentleman  to  wbosl 
was  speaking  yesterday  told  me,  that  he  had  had  long  and  frequent  c(Hiiv^ 
sations  with  Araby-Bey  since  the  9th,  and  had  pointed  out  to  him  the  gi^ 
danger  which  his  action  had  caused  to  £gypt  of  foreign  intervention,  é&f 
on  the  part  of  England  and  France,  or  of  Turkey.  He  asked  Araby-Bejif 
he  had  not  foreseen  this  danger,  and,  if  he  had,  how  he  could  reconcflel<> 
proceedings  with  the  patriotism  which  he  profcssed.  Araby-Bey  replied,  thi^ 
he  had  foreseen  such  cousequences,  but  that  he  and  his  friends  were  beW* 
two  fires— on  the  one  side  from  the  Government,  and  on  the  other  firom  the* 
own  comrades,  who  were  gradually  being  gained  over  by  the  GovemmeBt;  ii 
fact,  that  action  had  become  absolutely  necessary  in  self-defence.  ||  I  trust,  thit 
the  view  wlüch  I  have  ventured  to  submit  to  your  Lordship  is  the  cait^ 
one,  because,  if  it  is,  there  appears  to  be  hope  for  the  future.  It  is  obn* 
that,  if  the  movement  is  preparcd  from  abroad,  if  Araby-Bey  and  his  fcft" 
agitAtors  aro  merely  the  puppets  of  persons  who,  from  motives  of  ambiti»  • 
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ïvenge,  desire  to  see  anarcbj  in  Egypt,  no  concessions,  no  reforms,  will  be    ^'-  ""^^ 
'  the  sligbtest  avail^  whcrcas  if  fcar  is  the  motivc  thcre  is  a  hope,  that  it  briunnieu. 
aj  be  dispcllcd;   and  that  with  the   restoration  of  confidence  the  tranqoil  ^'^i**-^®^*- 
rogresB  of  the  coontry  may  be  resnmed.  ||  l  have,  &c, 

Edward  B.  Malet. 


[r.  7753.     QR08SBEITAHNIEH.  —  Min.  d.  Answ.  an  don  cngl.  Bot- 

schafter  in  Paris  (Ljons).  —  Unterredung  mit  dem 
englischen  Gesch&ftstr&ger  übcr  die  Sitnation  in 
Aegypten.  Verschiedene  Ansichten  über  Entsendung 
eines   törkischen  Gcnerals. 

Sxtract)  Foreign  Office,  September  30,  1881. 

The  French  Chargé  d'Aflfaires  came  down  to  Walmer  Castle  yestcrday  Nr.  7753. 
Tening  for  the  purpose  of  making  to  me  a  communication  upon  Egyptian  briJnrión. 
fiairs.  In  a  conrersatiou,  which  he  had  with  me  this  morning  upon  the  subject,  30.sept.i88i 
e  read  to  me  a  despatch  from  M.  Barthélemy-St.-Hilaire  to  M.  Challemel- 
i&cour,  setting  out  the  objections  of  the  French  Government  to  the  mission 
f  a  Turkish  General  to  Egjrpt  by  the  Sultan  to  assist  in  bringing  the  niuti- 
ons  regimcnts  under  control.  ||  M.  d'Aunay  snpported  the  arguments  coutaiucd 
I  the  despatch  by  some  further  observations,  in  accordance  with  instructions 
hich  he  had  subsequently  received.  ||  He  then  told  me  the  snbstance  of  a 
ispatch  from  the  French  Ambassador  at  Constantinople,  reporting  that  the 
ütan  had  not  abandoned  the  idea  of  sending  a  Turkish  official  to  the  Ehcdive^ 
ld  that  His  Majesty  would  probably  take  a  decision  before  Saturday.  ||  M. 
arthélemy-St-Hilaire ;  M.  d'Aunay  said,  had  authorized  him  to  commuuicatc 
is  information  to  me,  and  to  observe  that  in  his  opinion  it  fumished  an  ad- 
tional  proof  of  the  necessity  that  France  and  England,  in  order  to  avoid 
'eat  embarrassment  for  the  future  of  an  international  character,  should  give 

proof  of  their  united  action  in  Egypt.  ||  M.  d'Aunay  asked  me  whether  I  had 
ïceived  intelligence  similar  to  that  reported  by  M.  Tissot.  I  replied,  that 
ord  Dufiferin  had  stated  that  M.  Tissot  had  given  him  the  same  account  of 
bat  had  passed  at  his  audiencc  with  the  Sultan,  hut  that  Lord  Dufferin  had 
iinself  received  the  assurance  from  the  "Sultan  and  the  Minister  for  Foreign 
Cairs  that  the  Egyptian  incident  might  be  consider<}d  as  closed.  ||  1  told  M. 
Annay,  that  Her  Majesty's  Government  entertained  nearly  the  same  objections 
>  the  occupation  of  Egypt  by  a  Turkish  force  in  the  present  circumstanccs 
»  did  the  French  Government.  They  thought,  that  it  would  be  a  grcat  evil. 
^i  the  mission  of  a  Turkish  General  to  Egypt  at  the  time  of  the  crisis  was 

different  matter.  Althougli  at  first  sight  it  did  not  secm  probable,  yet  I 
^  been  assured  by  most  competent  persons  in  this  country  and  in  Egypt 
1^  the  presence  of  a  Turkish  General,  supported  only  by  the  cordial  approval 
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Nr.  7758.  ^f  England  and  France,  would  have  had  the  effect  of  controlling,  and  e^ 
briunnien.  in  casc  of  need;  of  disbanding  tbc  Egyptian  army.  Tlie  abdication  of 
30.86pt.i88i.  ii^^g  Khedive,  a  man  of  strong  will,  without  the  pressurc  of  materïal  foi 
was  quoted  as  a  case  in  point  ||  Her  Majesty's  Government  had  thereJ 
decided  at  the  time  to  sound  the  French  Government  on  the  matter.  1 
had  not,  however,  as  I  had  abready  explained  to  him^  given  any  instroct 
to  make  the  snggestion  to  the  Tnrkish  Government,  and  no  such  sogges 
had  been  made.  ||  Since  then,  the  urgency  of  the  crisis  having  been  relie 
and  the  objections  of  the  French  Government  to  the  proposal  having  1 
made  known  to  ns.  Lord  Dufferin  had,  in  accordance  with  his  instroct 
pressed  the  Sultan  to  take  no  action  in  the  matter,  but  to  be  satisfied 
the  maintenance  of  the  status  qao  as  regards  liis  actual  position  \m 
Egypt,  a  position  which  Her  Majesty's  Government  desire  to  maintain. 
d'Aunay  asked  me  whether  Her  Majesty's  Government  would  consent  to 
issue  of  identical  instructions  to  the  English  and  French  Representativ( 
£^]rP^  in  <^^se  the  Sultan  were  to  put  into  execution  the  intention  annou 
by  His  Majesty  of  sending  a  Gommissioner  to  Egypt,  and  whether  we  w 
suggest  the  form  which  those  instructions  should  take.  ||  I  said  I  was 
vinced,  that  my  colleagues  would  desire,  if  the  incident  occurred,  that  1 
should  be  a  perfect  understanding  between  the  two  countries,  and  that  a!th 
I  was  unwilling  to  act  upon  hypothetical  cases,  1  would  carefuUy  con£ 
according  to  the  wish  expressed  by  M.  St-Hilaife,  the  draft  of  an  identi< 
struction  to  be  sent  under  such  circumstanccs,  and  would  submit  it  to 
French  Government.  ||  But  I  remarked,  that  Mr.  Malet  had  only  recently  n 
ned  to  his  post.  Her  Majesty's  Government  had  great  confidence  in 
judgment,  and  he  would  have  the  best  opportuuities  of  forming  a  comp( 
opinion  upon  the  situatiou  after  communicating  with  tlie  Egyptian  anthor 
and  with  his  French  and  English  colleagucs  on  the  spot.  Her  Maje 
Government  were  desirous  to  dcfer  a  formal  decision  upon  any  part  of 
question  until  they  had  received  a  full  report  from  him.  ||  But  I  told  him 
he  could  assure  M.  Barthélemy-St-Uilaire  that,  notwith standing  any  rami 
that  might  be  current  here,  in  France,  in  Turkey,  or  in  Egypt,  oor  de 
was  to  act  in  close  and  cordial  co-operation  with  France. 


Nr.  7754.     GR088BRITAKHIEH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.B 

schafter  in  Konstantinopel.  —  Die  engL  Regieri 
bat  mit  Ueberraschung  uud  Bedauern  dieEntsendi 
türkischer  Gesandter  nach  Aegypten  erfahren. 

Hr.  7754.  Foreigü  Office,  October  2,  1881 

Grosa-  |^y  Lord,  —  I  havc  received  your  telegram  of  the  Ist  instant,  infoni 

2.0c(.i88i.nie  that  the  Sultan  had  finally  determined  to  dispatch  a  Turkish  GomnuffiN 


j 
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>  Egjpt,  and  I  have  to  requcst  your  Exccllency  to  state  to  the  Portc,  that   ^r.  7754. 
3  the  crisis  in  Egypt  is  now  apparently  passed,   and  after  the  assurances  britanmen. 
bich  you  have  received  that  the  incident  might  now  be  considered  as  closed,^.  Oci.  1881. 
er  Majesty's  Government  have  learnt  with  surprise  and  regret  the  decision 
rriyed  at  by  the  Sultan,  and  your  Excellency  will  inquire  in  what  capacity, 
ld  with  what  object,  Ali-Fuad-Bey   is  sent.  ||  Should  the  intention  be  per- 
sted  in,  you  will  insist  strongly  that  no  attempt  should  be  made  by  the 
arkish  Commissioner  to  interfere  in  the  internal  administration  of  the  country.' 
[  have  informed  the  French  Government  of  the  substance  of  this  despatch 

your  Excellency.  ||  I  am,  &c, 

Granville. 


1'.  7755.     OBOSSBEITAKNIEir.  —  Botschaftcr  in  Konstantinopel 

an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Der  frauzösische  und  der 

englische  Botschafter  haben  der  Pforte  Vorstellun- 

gen    wegen   Entsendung  Fuad-Bey's    nach*  Aegypten 

gemacht. 
xtract)  Therapia,  October  4,  1881. 

The  French  Ambassador  called  upon  me  yesterday  morning  and  read  a  ^r,  7755.  . 

legram  he  had  just  dispatched  to  bis  Government  announcing  the  departurc  britannien 

Fuad-Bey  and  Ali-Nizami-Pasha  for  Egypt,   and  stating  further  that  they4.  oct.  issi. 
re  the  bearers  of  a  Firman  of  Investiture  to  the  Khedive.    I  acquainted 
I  Excellency  in  return  with  the  purpert  of  your  Lordship's  telegram  of  the 
d  instant,   and  we  agreed  that  each  of  us  should  send  a  Dragoman  to  the 
rte  to  express  the  regret  and  surprise  of  our  respective  Governments  that 

inopportune  a  step  should  have  been  taken  without  any  commnnication 
mg  been  made  in  regard  to  it  to  the  Ambassadors  of  France  and  Eng- 
ld,  and  to  ask  what  was  the  nature  and  object  of  the  mission  of  Fuad-Bey 
J  his  colleague.  |  Last  night  I  telegraphed  to  your  Lordship  the  reply  of 
i  Minister  for  Forcign  A£fairs  to  my  observations  and  inquiries  as  having 
3n  to  the  following  effect,  viz.:  —  That  the  object  of  the  mission  consisted 
ïply  in  conveying  to  the  Viceroy  the  Sultan's  approval  of  the  manner  in 
ich  His  Highness  had  succeeded  in  arranging  matters  in  Egypt;  that  as 
fignes  were  still  being  directed  against  the  Khedive,  the  Sultan  considered 
t  the  presence  in  Egypt  of  two  functionaries  from  his  Court  would  be  taken 
^n  indication  of  His  Majesty's  desire  to  maintain  the  existing  state  of  things, 

would  at  the  same  time  strengthen  morally  the  Viceroy's  position.  His 
ïellency  concluded  by  saying,  that  the  functionaries  in  question  were  the 
rers  of  no  Firman  whatever  from  the  Sultan,  but  merely  carried  a  letter 
ö  the  Prime  Minister  to  the  Viceroy,  and  that  the  Porte  would  certainly 
e  placed  itself  in  communication  with  me  had  a  mission  of  a  more  serieus 
racter  been  contemplated. 


Nr.   7757.     FRANKREICH.    —    Min    d.   Ausw.   an   den   franz.  Bot- 

schafter  in  Konstantinoi)cl(Tissot).  —  MöglichsteAb* 
kürznng  der  Dauer  der  türkischen  Mission*). 

Paris,  Ie  4  octobre  188L 
Nr.  7757.  La  Porte   s'étaut  décidce,   malgré   les  conseils   qui  lui   étaient  donoé^ 

Frwikreich.  ^  envoyer  Nizami-Pacha  et  Ali-Fuad-Bey  en  Egypte,  il  faut  que  leur  miaioB 

4.  Oct.  1881.  •!  1  T  / 

soit  la  plus  courte  possible.  Leur  presence  prolougee  pourrait  être  la  cuse 
d'agitations  dangereuses  qu4l  faut  absolument  cviter.  Son  Excellence  Gbéfif- 
Pacha  nous  a  fait  exprimer  ses  craiutes,  que  partagout  les  deux  Consuls  Géné- 
raux  de  France  et  d'Anglcterre.  Il  importe  que  la  Porte  ottomane  fasse  droit 
k  ces  justes  réclamatious:  agissez  dans  ce  scns  auprès  d'elle. 

Barthólcmy-Saint-Hilaire. 

*)  Dieselbe  lustruction  tclcgraphirte  am  4.  October  Granville  nach  KonsUotiBOptL 

A.  d.  Rei 
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Nr.   7756.     GEOSSBEITAHHIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engLBot- 

schafter  in  Eonstantinopel.  —  Unterredung  mit  dem 

türkischen    Botschafter    ttber    Englands    Politik  in 

Aegypten. 

Foreign  Office,  October  4,  1881. 

^GroM^  My  Lord;  —  The  Turkish  Ambassador  called  upon  me  this  afternooi 

briunnien.  and  spokc  to  mc  OU  the  subject  of  recent  events  in  Egypt^  and  the  SaltiB'i 

4.  Oct.  1881.  ^Q^igiQQ  ^Q  ggj^^  1^  Mission  to  the  Ehedive.  ||  I  said;  that  we  had  received  tbe 

announccment  of  the  Mission  with  considerable  surprise  now  that  the  cruis 

appeared  to  be  past^  and  especially  after  the  conversations  which  your  Exeel- 

lency  had  had  with  the  Sultan  and  the  Minister  for  Foreign  Affairs,  and  the 

assurances  you  had  received  that  the  incident  was  closed.  ||  In  roply  to  sone 

observations  which  Musurus-Pasha   made   as  to  the  necessity  of  the  Snltti 

maintaining  his  authority  as  a  Sovereign,  I  told  him  that  I  had  no  hesitatioi 

in  explaining  to  him  our  policy.   We  were  desirouS;  I  said;  of  acting  in  coidiil 

co-operation  with  France  on  Egyptian  qucstions.    Whatever  rumoars  or  ibk 

pressions  might  exist;  wc  had  no  desire  to  take  any  steps  towards  an  EogÜsk 

occupation   or  anuexation  of  the  country;   still  Icss   did  we  wish  to  see  it 

occupied  or  annexed  by  any  other  Power.    We  were  anxious  to  maititaiD  tk 

present  status  quo,  and  to  uphold  the  Sultan*s  rights;   but  we  should  objed 

to  any  attempt  to  extend  those  rightS;   or  to  use  them  for  the  purpose  cf 

diminishing  the  autouomy  of  Egypt;  and  interfering  in  its  intemal  administntioa 

I  am;  &c. 

Granfyille. 
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^r.  7758.     OBOSSBEITAHHIEH.  —   Botschafter  in  Paris  an  den 

engl.   Min.    d.   Answ.   ~    Project    der    militllrischen 

Controle  in  Aegjpten. 

Paris,  October  4,  1881. 

My  Lord,  —  M.  Barthélemy-St-Hilaire  spoke  to  me  this  morning  of  the  ^'-  ''^ 
iltan's  ha?ing  sent  Envoys  to  Cairo.  ||  He  read  to  me  telegrams  containing  briUnnien. 

sabstance  the  same  iuformation  as  that  which  is  given  in  the  telegrams  *'  ^^^  ^^^' 
m  the  Earl  of  Dufferin  and  Sir  Edward  Malet;  which  yonr  Lordship  has 
ready  done  me  the  hononr  to  commnnicate  to  me.  He  rcad  roe,  morcover, 
telegram  from  the  French  Ambassador  at  Constantinople,  stating  that  hc 
A  been  assured  by  Assim-Pasha  that  the  Envoys  werc  charged  only  with 
letter  from  the  Sultan  to  the  Khedive,  and  that  they  wcre  not  the  bearers 

any  Firman.  ||  Adverting  to  the  reqnest  made  by  Chérif-Pasha  to  Sir  Edward 
alet  and  his  French  colleagne,  that  the  Porte  might  be  arged  to  make  the 
sit  of  the  Tnrkish  Envoys  to  Egypt  as  short  as  possible^  M.  Barthélcmy- 
.-Hilairc  told  me^  that  hc  had  sent  orders  to  the  French  Embassy  in  London 

express  to  your  Lordship  the  desire  of  the  French  Government  to  give 
bet  to  this  reqnest  Hc  added,  that  he  had  morcover  sent  instructions  to 
e  French  Ambassador  at  Constantinople  to  concert  measures  with  Lord 
ofierin  in  order  to  indnce  the  Porte  to  abridge  tlic  stay  of  its  Envoys  in 
grpt  II  His  Excellency  cxprcssed  vory  strongly  the  opinion;  that  serions  cvil 
ight  arise  from  the  intrigues  in  which  these  Envoys  might  engage  with 
;yptians  and  others  in  Egypt.  ||  M.  Barthólcmy-St.-Hilaire  spoke  of  the  sng- 
stion  which  he  had  made  to  yonr  Lordship,  that  an  English  and  a  French 
litary  of&cer  might  be  sent  to  Cairo  to  hold,  with  regard  to  the  army, 
ich  the  same  position  as  is  held  by  the  English  and  French  Controllers 
th  regard  to  the  finances.  ||  Hc  seemed  still  to  think  that  this  snggestion 
ght  be  adopted  with  advantage.  ||  Hc  conclnded  by  expressiug  satisfaction 

the  cordiality;  with  which  LordDu£fcrin  and  M.  Tissot  wero  acting  together 

Constantinople,  and  with  which  Sir  Edward  Malet  and  M.  de  Sienkiewics 

ite  acting  together  at  Cairo.  ||  I  have,  <&c. 

L  y  o  n  s. 


Paris,  October  4,  1881. 
My  Lord,  —  When  M.  Barthélemy-St-Hilaire  spoke  to  me  this  morning 

his  snggestion,  that  an  English  and  a  French  General  might  be  sent  to 
gypt,  I  asked  him  what  conseqnences  would  ensne  snpposing  these  Geuerals 
Bre  set  at  nanght  by  the  Egyptian  army.  ||  He  answered,  that  in  snch  a  case 

might  be  necessary  to  make  it  unmistakably  manifest  that  the  Generals  had 
^  support  of  England  and  France.  He  spoke  in  very  general  terms  of  a 
^▼al  demonstration,  of  the  dispatch  of  English  and  French  ships  of  war  to 
^^xandria;  but  he  did  not  make  any  definite  proposal  or  suggcstion  on  the 
bject  II  I  have,  &c.  Lyons. 


26  Aegypten. 

Nr.   7759.     AEOYPTEH.  —  Brief  des  Ministcr-Prasidentcnan  den 

Khedive.  —  Einbernfnng  der  Notabelnkammer. 

Nr.  7759.  Moüseigneur,  —  Les  réformes  que   nous  allons  entreprendre  avec  l'ad- 

L  Oei.  18SL  hésion  de  votre  Altesse  touchent  aux  interets  les  plus  essentiels.  Lear  appli- 
cation  modifiera  progressivement  un  état  de  choses,  dont  Texpérience  a  maintei 
fois  démontré  les  imperfections^  et  asseoira  Tadministration  générale  du  pijs 
sur  des  bases  stables  et  plus  rationnelles.  ||  Mais  Texamen  des  questions  im- 
portantes  qui  sont  soulevées  et  les  travaux  que  nécessite  leur  reglement,  se 
sauraient  être  l'oeuvre  de  votre  Ministère  seul.  ||  Nous  pensonSy  mes  collègves 
et  moiy  qu'elles  seraient  mienx  étudiées  et  plus  sagement  résolues  par  on 
échange  d'idées  et  d'observations  auquel  prendraient  part  les  hommes  qne  leur 
intelligence  des  affaires,  une  honorabilité  reconnue  et  leur  sitnation  désigneot 
k  la  confiance  pnblique  et  au  choix  de  lenrs  compatriotes.  ||  L'opinion  des 
personnes  les  plus  éclairées,  interprètes  autorisés  de  la  popnlation,  nonsi 
fortifiés  dans  ces  sentiments.  ||  Aussi  bien,  votre  C!onseil  des  Ministres  coos- 
dère  dès  aujourd'hui  comme  un  devoir  de  demander  k  votre  Altesse  de  ré- 
pondre  au  voeu  du  pays  en  réunissant  les  notabilités  de  l'Egypte  poor  les 
consnlter  sur  les  besoins  des  provinces,  leur  exposer  les  défauts  de  rAdmi- 
nistration  et  réaliser,  avec  Ie  concours  de  leur  expérience,  les  réformes  néces- 
saires. II  Les  Lois  de  1283,  qui  ont  institué  une  Ghambre  des  Délégués,  oird 
k  votre  Altesse  Ie  mojen  normal  d'obtenir  ces  résultats.  ||  Sans  doute  ces  lok 
incomplètes  dans  certaines  de  leurs  dispositions  nc  sont  plus  en  harmonie  aTCC 
les  aspirations  du  pays;  divers  projets  ont  été  déj^  élaborés  et  présentéi;  m 
sera  Toeuvre  réfléchie  de  votre  Gouvernement,  d'accord  avec  la  Ghambre,^ 
proposer  de  sages  réformes,  en  ayant  égard  aux  droits  du  Chef  de  l'Etttflt 
k  la  situation  particuliere  de  TEgypte.  ||  Il  serait  superflu  d'af&rmer  que  lei 
Gonventions  et  les  institntions  actuelles,  nées  de  la  situation  finanicère,  ne  sii- 
raicnt  être  Tobjet  des  discussions  de  la  Ghambre,  non  plas  que  les  lois  el 
Décrets  qui  les  consacrent;  elles  résultent  d'engagements  intemationaiix  et  m 
peuvent  recevoir  aucune  modification,  de  quelque  nature  qu'elle  soit|  suf 
Tassentiment  des  Puissances  qui  y  ont  été  Partics  Gontractantes.  ||  La  ChamlHC 
des  Délégués  remplira  sa  mission  sans  porter  atteintc  aux  interets  qui  ddftBt 
être  respectés;  elle  sera  une  force  de  plus  pour  Ie  Gouvernement  de  toW 
Altesse  dans  Toeuvre  de  réorganisation  qu'il  a  entreprise  et  Taidera  k  assiotf 
la  sécurité  parfaite  des  Egyptiens  dans  leur  vie,  dans  leur  honneur  ei  te> 
leurs  biens.  ||  G'est  pourquoi.  Monseigneur,  conformément  k  TArticle  16  de  li 
Loi  du  21  Ragheb,  1283,  nous  présentons  k  la  sanction  de  votre  Altesse  o 
Décret  convoquant  les  électeurs  et  fixant  Touverture  de  la  Ghambre  au  15  B»!*» 
1598  (1*'  Saffer  1299,  23  Décembre  1881).  ||  Mes  collègues  et  moi,  no» 
consacrerons  les  trois  mois  qui  vont  s'écouler  k  préparer  les  projets  que  iKff^ 
soumettrons  k  Texamen  de  MM.  les  Délégués,  nous  appelerons  notammeat 
leur  attention   sur  les  réclamations   en  matière  dlmpöts,  sur  Ie  service  dcf 
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5or?ées  et  des  prestations   affectécs   aux  travaux   publiés,   service   d'un   in-   ^'-  ^*^- 

▲egypten. 

lérêt  si  pressant  poar  uos  populations  agricoles;  nons  les  consulterons  aussii.  oct.  issi. 
ior  Tinstitation  de  Conseils  Frovinciaux;  ils  sont,  pour  ainsi  dire^  en  relation 
«Dstante  et  directe  avec  Ic  sol  comme  avcc  ses  habitants,  et  leur  connaissance 
les  interets  locaux  sera  particulièremcut  précieuse  pour  Tétude  de  Torganisation 
!t  des  attributions  de  ces  Conseils.  ||  Si  votrc  Altesse  daigne  sanctionner  Ie 
>écret  que  j'ai  Thonneur  de  lui  soumettrc,  son  Ministre  de  rintéricur  prendra 
«DS  retard  les  dispositions  utiles  pour  faire  parvenir  k  MM.  les  Gouverneurs 
iX  Mondirs  les  instructions  nécessaires  k  assurcr,  dans  les  termes  et  conditions 
Ie  la  loi;  Télection  de  MM.  les  Délégués.  ||  Daignez  agréer,  c^c. 

Le  Président  du  Couscil  des  Ministres, 

Chérif. 


Nr.  7760.     OROSSBMTAHNIEN.    —    Gencralconsul    in    Cairo    an 

den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Hat  der  ftgyptischen  Re- 
gierung  gerathen,  jede  Einmischung  der  türkischen 
Gesandten  in  die  inuere  Yerwaltung  fest  abzuweisen. 

Cairo,  October  6,  1881. 
My  Lord,  —  I  have  the  honour  to  inform  your  Lordship  that,  in  obe-   Nr.  776o. 
ience  with  the  instructions  contained  in  your  Lordship's  telegrams  of  yester-  britennien. 
iy^s  date,  I  proceeded  this  morning  with  my  French  colleague,  M.  Sienkie-*-  ö«*-  *^'- 
icz,  who  had  received  similar  instructions,  to  the  Palace  of  Ismaïlieh  to  see 
»e  Ehedive.  ||  We  informed  His  Ilighness,  that  we  had  been  desired  by  our 
ispective  Govemments  to  advise  the  Government  of  His  Highness  to  receive 
ie  expected  Turkish  Ënvoys  with  all  the  honours  due  to  their  rank,  but  to 
rmly  oppose  any  interfcrence  on  their  part  in  the  internal  administration  of 
gypt  II  After  some  conversation,   in  which  His  Highness  expresscd  his  con- 
arrence  in  the  views  indicated  by  this  advice,  he  requcsted  us  to  express  to 
nr  respective  Governments  his  gratitude  for  the  communication  we  had  been 
istnicted  to  make.  ||  We  then  went  together  to  the  Ministry  of  the  Interior, 
ad  made  the  same  communication  to  Chérif-Pasha,  President  of  the  Council.  p 
^18  Excellency  requested  us  to  express  his  thanks  to  our  respective  Govern- 
lents  for  the  advice  given,  and  asked  for  their  continued  support.  ||  I  have,  &c. 

Edward  B.  Malet. 
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Nr.   7761. 


OROSSBRITANlflEH.  —  Botschaftor  in  Paris  an  den 
engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Bek&mpfung  eines  etwaigen 
Eingriffs  der  tttrkischen  Gesandten  in  die  Verwal- 
tung  Aegytens.    Znstimmung  Frankreichs. 


Nr.  7761. 
GrosB- 


Paris,  October  7,  1881. 
My  Lord,  —  In  obedience  to  instructions^  which  I  received  from  yo» 
briUnTien.  Lordship  by  telegraph  last  night,  I  wrote  this  morning  to  M.  Barthélemy- 
7.  oct.  1881.  St.-Hilaire  to  propose  that  the  British  and  French  Agents  at  Cairo  shoütó 
bo  directed  to  make  a  joint  commonication  to  the  Ehedive  and  to  Chérif- 
Pasha,.  to  the  effect  that  ''they  were  instmeted  to  assist  the  Government  of 
His  Highness  in  maintaining  the  independence  of  Egypt  as  it  is  establisbed 
under  the  Firmans  of  the  Sultan,  and  to  ose  their  good  ofüces  in  case  of 
necd  to  restrain  any  attempt  on  the  part  of  the  Torkish  Envoys  to  contn^ 
the  action  of  the  Ministry  in  its  present  cndeaYonrs  to  rc-establish  confidenee 
in  the  country  and  discipline  in  the  army.''  ||  M.  Barthélemy-St.-Hilaire  sent 
me  immcdiately  a  letter  in  reply,  saying  that  he  would  dispatch  immediaMf 
to  the  French  Agent  at  Cairo  instructions  in  the  exact  terms  proposed.  Ü 
the  same  time,  he  begged  me  to  express  to  your  Lordship  the  satis&ctioii  be 
derivcd  froiii  the  communication  I  had  made  to  him  in  my  letter,  as  well  ii 
from  the  perfect  accord  which  exists  between  England  and  Franco  on  Egyptiu 
affairs.  ||  I  have,  &c. 

Lyons. 


Nr.  7762. 


OROSSBBITAITNIEH.  —  Botschaftor  in  Koustantinopd 
an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Unruhe  des  SultaDS 
über  die  Entsendnng  der  Kriegsschiffe. 


(Telegraphic.)  Constantinople,  October  11,  1881,  1*80  PJ. 

Nr.  7762.  Tho  Sultau  has  sent  me  the  foUowing  message:  —    Il   'Tlis  Majestj  I0 

briunnien.  l^arned  with  surprise  of  the  intcnded  dispatch  of  a  French  and  British  inw 

ii.oci.  issi.clad  to  Alexandria.    Such  a  demonstration  is  not  bascd  on  any  Treaty  rv^ 

It  implies  danger  for  Alexandria  and  Jeddah.    It  is  calculated  to  cause  ^ 

tation  and  disturbance  among  the  whole  Axab  population,  and  it  is  not  impro- 

bable  that  it  may  lead  to  a  general  revolution.    The  Ottoman  Govenuneot 

cannot  consequently  view  such  an  eventuality  with  indifference.   In  the  me»- 

while  Information  received  from  the  Turkish  emissaries  and  from  the  Viccroj 

proves  that  perfect  order  exists  in  Egypt.    The  late  trouble  in  Egypt  «» 

the  work  of  the  Khedive's  rivals.     The  maintenance  of  the  status  «pw  being 

thus  insurcd,  His  Majesty  does  not  sec  the  necessity  of  any  change  whatefer, 

and  he  is  anxious,  that  his  opinion  on  this  point  should  be  communicated  t» 

the  Govcmments  of  Franco  and  England,  in  order  that  they  may  no  kag» 
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anxiety  on  the  subject,   and  that  the  friendly  relations   existing   ^^  "•^ 
be  three  Powers  should  acquire  greater  strength."  briunnien. 

ve  consulted  with  French  Ambassador,  and  we  are  inclined  to  re-*^*^^*^®®** 

that  we  shonld  be  anthoiïzed  to  inform  Sultan  that,  the  situation 
h  as  he  describes,  the  presence  of  his  emissaries  is  evidentlj  nnne- 
jid  that  their  withdrawal  would  imply  the  termination  to  the  incident, 
1  naturally  be  foliowed  by  the  retirement  of  our  ships. 


63.  OROSSBRITAHNIEH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl  Bot- 
schafter  in  Eonstantinopel.  —  Frankreich  und  Eng- 
land  werden  ihre  Schiffe  zurückziehen,  sobald  die 
türkischen  Gesandten  znrückberufen  sind. 

«  Foreign  Office,  October  12,  1881. 

Lord,  —  Her  Majesty's  Government  have  had  nnder  their  consideration  ^'*  '"•^ 
ellenc/s  telegram  of  the  llth  instant,  forwarding  a  message  you  britannieii. 
v^ed  from  the  Sultan  expressing  the  regret  of  His  Majesty  at  hearing  ^2*  ^*«^®^- 
ended  dispatch  of  a  British  and  a  French  iron-clad  to  Alexandria.  |{ 
isty's  Government  and  the  French  Government,  with  whom  I  have 
ommunication  on  the  subject,  concur  in  the  course  suggested  by  the 
mbassador  and  yourself.  ||  Yonr  Ëxcellency  should  inform  the  Sultan^ 
to  his  message,  that  Her  Majestys  Government  have  received  with 
L  complaint  which  they  consider  was  in  no  way  jnstified  by  the  fact 
i\  having  been  sent  in  order  to  afford  a  refuge  to  British  snbjects 
w  improbablc  event  of  further  troubles  in  Egypt;  that  Her  Majest/s 
nt  have  learnt  with  satisfaction  His  Imperial  Majesty's  sentiments  in 
the  maintenance  of  the  status  qttOy  and  his  opinion  that  all  disorder 
Bnd;  that,  the  situation  being  such  as  His  Majesty  describes,  the 
of  his  Envoys  appears  no  longer  necessary,  and  that  their  withdrawal 
ply  the  termination  of  the  incident,  and  would  naturally  be  foliowed 
[thdrawal  of  the  ships.  ||  I  am,  &c. 

Granville. 


S4.  GROSSBBITANNIEH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 
schaftcr  in  Konstantinopel.  —  Der  Sultan  weigert 
sich,  vor  Zurück^iehung  der  Schiffe  die  Gesandten 
abzuberufen. 

Foreign  Office,  October  14,  1881. 
Lord,  —  I  yesterday  informed  the  Turkish  Ambassador  of  the  sub-   ^^^^^^ 
the  message  I  had  received  from  the  Sultan  respecting  the  dispatch  briUnnien. 
Il  and  French  iron-clads  to  Alexandria,   which  was  conveyed  to  nae"*^^^*^** 
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Nr.  7764.  jn  yo^r  Excellencj's  telegram  of  the  1  Ith  instant,  and  of  the  reply  whid 
britannien.  Her  Majcsty's  Govemment  had  returned  to  it  ||  Musnras-Pasha  observed,  tbat 
i4.oct.i88i.il;  ^ag  impossible  for  the  Sultan  to  withdraw  his  Mission  in  face  of  the  me- 
nace  implied  bj  the  presence  of  ships  of  war.  ||  I  informed  his  Excellency  in 
reply,  that  no  menace  was  intended.  Her  Majesty's  Govemment  had  heard 
with  surprise  of  the  Mission  being  decided  upon  after  the  assurance  recelTed 
by  your  Excellency,  that  the  incident  was  terminated,  and  withoat  Her  Majestj's 
Government  having  been  previously  informed  or  consulted.  Her  Majestj's 
Govemment  were  anxious  to  maintain  the  rights  of  the  Sultan  according  to 
present  arrangement,  but  at  the  same  time  England  had  great  interests,  ma- 
terial  and  political,  in  Egypt.  Her  Majesty's  Government  had  been  eqoallj 
surprised  at  the  objections  which  had  been  made  to  their  sending  a  single 
vessel  of  war  to  Alexandria  to  give  to  British  subjects  the  assurance  of  aa 
asylum  in  case  of  need,  for  neither  the  dispatch  of  a  ship  of  war  to  tbat 
port,  nor  the  fact  of  keeping  it  there,  constituted  any  menace.  ||  Mnsan»- 
Pasha  continued  to  urge  that  it  would  be  impossible  for  the  Sultan  to  witl- 
draw  his  Mission  until  after  the  departure  of  the  ships.  ||  I  remarked,  thtt 
the  Snltan's  assurance,  that  the  danger  of  fresh  disturbances  was  past,  rend^rf 
the  presence  of  the  Mission  unnecessary,  and  that  the  vessels  might  then  ako 
retire,  but  that  so  long  as  the  presence  of  the  Commissioners  in  Egypt  m 
an  evideuce  of  an  abnormal  state  of  affairs,  the  presence  of  the  ships  fi 
Alexandria  could  only  be  regarded  in  the  light  of  a  proper  and  necessaiy 
precaution  for  the  safety  of  British  residents.  ||  I  am,  &c. 

Granville. 


Nr.  7765. 


GBOSSBBITAHIilEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl  Bot- 
schafter  in  EonstantinopeL  —  Die  Kriegsscbifb 
werden  an  demsclben  Tage  mit  der  türjcischen  Ge- 
sandtschaft  Aegypten  verlassen. 


Nr.  7765. 
GroM- 


Foreign  Office,  October  16,  1881. 
My  Lord,  —  I  have  received  your  Excellency's  telegram  of  the  14tt 
briunnïen  i^st*'^^;  informiug  me,  that  you  had  obtained  positive  assurances  from  the  Porte 
i6.oct.  1881.  that  the  Sultan's  Commissioners  would  bc  immediately  recalled  from  EigfA 
and  stating  that,  under  these  circumstances,  your  French  colleague  and  jov* 
sclf  were  of  opinion  that  the  dispatch  of  English  and  French  vessels  of  «tf 
might  be  countermanded.  ||  In  reply,  I  have  to  inform  your  Excellency  tW 
Her  Majesty's  ship  'Invincible",  ordercd  from  Malta  to  Alexandria^  is  ali^rfj 
at  soa  and  cannot  therefore  be  recalled.  She  will,  however,  not  arriTe  al 
Alexandria  till  the  19th  or  20th,  by  which  time  it  is  to  be  presuinfld  tW 
the  Turkish  Commissioners  will  bc  taking  their  departure.  ||  Your  Excdlei? 
may  inform  the  Porte,  that  Her  Majesty's  Government  and  the  Frendi  Qonxt 
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mi  are  agreed  that  the  ships  shall  leave  on  the  same  day  that  the  Tnrkish   ^'*  '^'^* 
nunissioners  embark.  ||  I  am,  <fec.  briUMien. 

Granville.         le.octissi. 


r.  7766.     FRANKBEIGH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  General- 

consul   in   Cairo  (Sicnkiewicz).  —  Die  französischen 
and  englischen  Interessen  in  Aegypten. 

Paris,  Ie  17  octobre  1881. 
J'ai  lu  fo8  dernières  dépêches  avec  grande  attention  et  avec  un  vif  intérêt  p^^,^^J, 
k  prépondérance  incontestable  de  la  France  et  de  TAngleterre  en  Egypte  iv.oct.  issi. 
nt  k  des  caoses  d'une  force  irrésistible.    La  France  a^  dans  ce  pays,  comme 
ns  tonte  cette  partie  de  TOrient,  des  traditions  sécnlaires  qai  lui  ont  con- 
itiié  on  prestige   et  nne  autorité   qn'elle   ne  pent  pas   laisser  s'amoindrir. 

la  fin  du  siècle  demier,  notre  expéditiou;  moitié  scientifiqne,  moitié  mili- 
ire,  a  ressnscité  TEgypte  qoi,  depois  lors^  n'a  pas  cessé  d'être  Tobjet  de 
itre  sollicitude  et  de  celle  de  TEurope.  G'est  on  officier  francais  qni  a  or- 
JÜsé  Tarmée  égyptienne  sous  Méhémet-Ali;  en  1840,  la  France  risqnait  nne 
lerre  européenne  pour  soutenir  les  droits  da  vice-roi.  Qainze  ans  après, 
Ie  a  entrepris  et  achevé  en  qaelques  années  Ie  canal  de  Saez  qai  a  oavcrt 
ie  voie  nouvelle  au  commerce  de  Tunivers;  et  Ie  développement  prodigieux 
1  trafic  qui  y  passé  déj^  prouve  combien  cette  oeuvre  était  utile.  Enfin  la 
nnce  a,  sur  toutes  les  parties  du  sol  égyptien,  une  colonie  très-nombreuse 
n  a  droit  de  compter  sur  la  protection  la  plus  efficace.  ||  L'Angleterre  a, 
i  son  cóté,  une  position  qui,  sans  être  identique,  n'est  pas  moins  considérable. 

sa  colonie  n'est  pas^  k  beaucoup  prés,  aussi  nombreuse,  si  sa  part  n'est 
<&  aussi  importante  dans  Toeuvre  du  canal  de  Suez,  c'est  elle  qui  en  forme 
esque  toute  la  clientèle,  puisque  ses  batiments  de  toute  sorte  qui  y  passent 
mposent  k  peu  prés  les  quatrc  cinquièmes  du  trafic  total.  De  plus,  Ie  canal 
i  joint  la  Méditerranéc  k  la  Mer  Rouge  est  désormais  pour  la  Grande- 
etagne  la  voie  indispensable  qui  la  met  en  rapport  avec  cette  incomparable 
loDie  de  250,000,000  de  sujets  qu'elle  possède  dans  les  Indes.  ||  On  peut 
uc  dire  que  la  France  et  TAngleterre,  tout  en  ayant  en  Egypte  des  interets 

nature  fort  différente,  y  ont  pourtant  des  interets  éganx-,  et  de  \k  vient 
ur  les  deux  pays  la  nécessité  impérieuse  de  s'accorder  pour  la  défense  de 
B  interets.  Les  deux  puissances  protectrices  de  TEgypte  ne  sauraient  lui 
Uiquer  sans  se  manquer  essentiellement  k  elles-mêmes,  sans  manquer  k  la 
^ilisation  et  k  Thumanité.  ||  Ces  vérités  qui  doivent  éclater  k  tous  les  yeux 

manifestent  depuis  quelques  années  par  la  restauration  inespérée  des  finances 
yptiennes,  k  laquelle  les  deux  puissances  ont  concouru  dans  une  egale  pro- 
rtion.  Les  controleurs  généraux  anglo-frangais  ont  rétabli  Ie  crédit  et  fait 
nattre  une  confiance  qui  promet  k  un  pays  presque  ruiné  une  prospérité  de 


▼^^ 
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Hr.  77M.  pj^g  gjj  pijjg  étendue.  Pour  les  créanciers  enropéens  de  l'Egypte,  c^est  nne 
i7.oct.i88i,fortune  qnlls  nattendaient  plus.  Ces  créanciers  sont  snrtout  anglais  et  fru* 
gais;  mais  les  autres  nations  avaient  pris  part  aassi  aux  empnmts  de  Tei- 
Ehédrve,  et  par  conséquent,  ce  no  sont  pas  TAngleterre  et  la  France  seoiei 
qai  profitent  de  ces  excellents  résnltats.  ||  Get  exemple  de  la  restauntioB 
financièrc  n'est  pas  Ie  seal  que  Ton  puisse  citer;  mais  il  snffit  poor  démontrer 
tont  ce  que  peut  prodnire  la  bonne  intelligence  de  deux  nations  puissantes  et 
civiliséesy  si  elle  s'appliqne  avec  la  même  énergie  et  la  même  impartialité  4 
d'autres  objets  et  k  d'autres  branches  de  Tadministration  publique.  ||  Ges  cod* 
sidérations  supérieures  et  décisives  doivent  tracer  aux  agents  de  la  Franee  et 
de  TAngleterre  la  ligne  de  conduite  qu'ils  ont  k  suivre  dans  leurs  rapports  mstsels 
et  dans  leurs  rapports  avec  Ie  Gouvernement  khédivial.  Bien  comprises  et  bien 
appliquéeS;  eUesdoivent  prévenir  bien  des  luttes  et  adoucir  bien  des  froissements 
qui  peuvent  nattre  dans  les  affaires  et  les  incidents  de  chaque  jour.  Le  bi^ 
auquel  doivent  tendre  les  agents  des  deux  pays,  c'est  de  toujonrs  maintenirii 
balance  egale  et  de  faire  k  la  concorde  indispensable  tous  les  sacrifices  qn'elle 
exige.  Il  faut  t&cher  que^  dans  tous  les  services  auxquels  participcnt  les  Angiiii 
et  les  FrangaiSy  la  part  soit  identique  autant  que  possible;  et  quand^  ptf  li 
nature  des  choses,  elle  ne  peut  pas  Tétre,  il  faut  au  moins  que  des  coopeB- 
sations  équitables  rétablissent  Téquilibre.  Il  ne  doit  pas  y  avoir  de  rivaUtésjiloe 
doit  y  avoir  qu'nn  concours  sympathique  et  une  émulation  qui  rapprocheot  la 
personnes  loin  de  les  diviser.  ||  Les  deux  nations,  outre  leurs  interets  propni^ 
out  un  devoir  eminent  k  remplir  envers  le  peuple  égyptien;  et  pour  elles^ee 
doit  être  ]k  une  obligation  sérieuse  pour  s'unir  de  plus  en  plus  étroitemeit 
On  ne  peut  se  dissimuler  que^  depuis  plus  de  soixante  ans  que  la  dvilitttki 
pénètre  sous  toutes  les  formes  en  Egypte,  elle  y  a  déposé  des  gennes  qn 
s'accroissent  de  jour  en  jour  et  qui  ne  peuvent  manquer  de  se  développet 
Il  ne  nous  serait  pas  aisé  de  juger  d'ici  quelle  est  au  juste  la  puissance  k 
ces  aspirations  légitimes  ni  comment  on  pourrait  les  satisfaire.  Mais  oa 
aspirations  sont  trop  réelles,  et  k  certains  egards  trop  justifiées  ponr  qn'oi 
puisse  les  négliger  ni  surtout  songer  k  les  étouffer.  Ce  qu'est  préeisément  k 
parti  dit  national  en  Egypte,  de  quels  éléments  il  se  compose,  quelles  sQit 
ses  demandes  raisonnables,  comment  peut-on  y  faire  droit?  c'est  lè  ee  f* 
doivent  spécialement  nous  apprendre  nos  agents,  qui,   places  sur  les  lie0| 

voient  les  choscs  de  plus  prés  et  sont  les  seuls  k  les  bien  voir.    Ce«t  ^ 

• 

étude,  k  laquelle  vous  vous  appliquez  avec  le  zèle  le  plus  intelligent,  etijn 
vous  mettra  k  même  de  nous  fournir  les  lumières  qui  nous  manquent  I^ 
réunion  des  Notables,  qui  aura  lieu  dans  deux  mois,  vous  offrira  une  occifl* 
précieuse  dont  vous  saurez  faire  usage.  ||  Mais  quels  que  soient  les  pngrii^ 
qu'a  faits  TÉgypte  depuis  un  demi-siècle,  il  est  de  la  demière  évidenoe  fi% 
pour  se  gouvemer  elle-même,  elle  a  besoin  longtemps  encore  de  la  tatdle* 
la  France  et  de  TAngleterre.  Par  elle  seule,  elle  ne  pourrait  surmonterK' 
difficultés  de  tout  genre  qui  s'opposent  k  sa  régénération  et  qui  ne  peivv 
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as  disparattre  au  gré  de  désirs  impatients  et  peu  réfléchis.    La  réforme  sera   ^^'  '^^' 

>Dgae  et  pénible;   maïs  si   quelque   chose   peut  en  hater  la   marche  et  en  i6.oct.i88i. 

arantir  Ie  succes,  c'est  certainement  l'intervention  de  deux  peoples  fort  éclairés 

ont  Texpérience  peut  tant  profiter  k  un  peuple  moins  avance.     C'est  nn  róle 

De  la  France  et  TAngleterre  ont  assumé  déjè  en  partie  et  qu'elles  sont  for- 

ées  d'assumer  tous  les  jours  davantage.    Plus  l'Ég}'pte  sera  riche,  tranquille, 

égolièrement  administrée,  plus  les  deux  nations  qui  lui  auront  procuré  tous 

es  biens  seront  engagées  k  continuer  leur  oeuvre.    La  prospérité  de  l^Égjpte 

'a  rien  d'incoropatible  avec  la  coopération  de  la  France  et  de  TAnglet^rre; 

t  c'est  dans  cette  prospérité  même  qu'elle  pourra  trouver  plus  tard  l'indépen- 

aoce  administrative  h  laquelle  clle  vise.  • 

Barthélémy-Saint-Hilaire. 


ir.    7767.     OBOSSBRirAHNIEH.  —  G.-Consul  in  Kairo  an  den  cagl. 

Min.  d.  Ausw.  —  Verhalten  der  tflrkischcn  Gesandten 

in  Aegypten. 
Sxtract.)  Cairo,  October  17,  1881. 

The  Khedive  has  sent  to  inform  me,  that  the  Turkish  FiUvoys  have  an-   ^'-  "^^^ 
tnnced  to  His  Highnos,  that  they  leave  Cairo  to-morrow  aftemoon  to  return  briunnien. 
reet  to  Constantinople.  ||  During  their  stay,  which  will  have  lasted  twelve '"^^^  *®^^- 
ys,  they  do  not  appcar  to  havo  made  any  serious  attempt  to  infere  in  the 

■  

temal  administration.  Thcir  first  proposal  to  hold  an  official  inquiry  was 
t  renewed,  and  they  have  contented  themselves  with  gathering  such  infor- 
ttion  as  could  bc  obtaincd  on  tlie  situation  of  the  country  in  general  con- 
rsations  ?nth  persons  of  note.  ||  The  Envoys  have  visited  the  different  bar- 
cksy  and  have  converscd  with  the  officers.  Ali-Nizami-Pasha  made  a  speech 
the  officers  of  the  3rd  Regiment  on  the  11  th  instant,  in  which  he  laid 
*wn  in  firm  and  dignified  language  the  principle  of  discipline  and  obedience 
the  Khedive.  I  have  the  honour  to  inclose  herewith  a  copy  of  the  speech 
reported  in  the  local  papers.  ||  On  the  18th  instant  therc  was  a  banquet 
the  Palace,  given  by  the  Khedive  in  honour  of  the  Envoys,  to  which  the 
iplomatic  Body  and  the  Ministers  and  Court  dignitarics  were  invited.  Ali 
iiami  Pasha  and  Ali  Fuad  Bey  sat  respectively  on  the  right  and  left  of  His 
ighness.  My  French  colleague  and  I  were  immediately  opposite,  respectively 
^  the  left  and  right  hand  of  Chérif  Pasha.  I  had  somc  conversation  with  the 
ovoys  after  dinner,  and  Ali-Nizami-Pasha  told  me,  that  the  langunge  which 
^  had  used  to  the  officers  was  more  energetic  than  that  which  had  been 
^Ported  in  the  newspapers,  and  that  he  trusted,  that  his  words  would  sink 
^  their  heards  and  prevent  a  repetition  of  acts  of  insubordination.  ||  The 
^y  of  the  Envoys  has  caused  general  uneasiness  in  the  country,  where  the 
Ospect  of  Turkish  interference  and  occupation  is  greatly  dreaded.  Chérif 
^ha  has  been  especially  anxious.     His  Ëxcellency  is  perfectly  loyal  to  the 
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Nr.  7767.   SulUn,  and  foresees  the  danger  to  which  Egypt  would  be  exposed  were  the 
britannien.  tie  which  uiütes  it  to  the  Poite  to  be  broken;  but   he   is  resolved,  that  the 
iT.oct.  i88i.iji)Qrti^g  which  havo   been  successivelj   acquired  by  Egypt  since  the  time  of 
Mohammed-Ali  shall  not  be  infringed. 


Nr.    7768.     GROSSBBITANNIEII.  —  Botschafter  in  Konstantinopel 

an   den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —   ünterredung  rait  den 
Sultan  übcr  Englands  Egyptische  Politik. 

Therapia,  October  18,  18BI. 
Nr.  7768.  ]^y  Lord,  —  In  obedience  to  the  instructions  contained  in  your  Lordship's 

Gross- 

briunnion  telegram  of  the  16th  instant ^  I  informed  the  Prime  Minister  yesterdaj,  M 
18.  Oct.  1881.  Her  Majesty's  ship  "Invincible''  would  leave  Alexandria  the  same  day,  that  the 
Imperial  Commission  embarked  for  Constantinople.  ||  His  Highness  then  tM 
me  whether,  if  he  was  able  to  assure  me  that  the  Commissioners  had  alrarif 
left,  it  would  be  possible  for  the  arrival  of  the  English  man-of-war  to  be 
countermanded.  ||  I  informed  him,  that  the  ship  having  already  left  Maiti^il 
was  impossible  to  communicate  with  her  by  telegram;  but  I  told  him  I  wooU 
telegraph  to  Cyprus  in  case  by  any  accident  she  should  call  in  there  on  her 
way  to  Egypt,  and  that,  if  in  the  meantime  he  should  be  in  a  position  to  stite 
to  me  as  a  positive  fact,  that  the  Commissioners  were  on  their  way  hooey 
I  would  on  my  own  responsibility  keep  the  ship  at  Cyprus  for  a  few  hoors 
until  Her  Majesty's  Government  could  be  informed  of  the  departure  of  the 
Commissioners ;  in  case  that  circumstances  should  induce  them  to  alter  the 
destination  of  the  vessel.  ||  His  Highness  expressed  himself  very  gratefol  for 
this  offer.  ||  I  then  took  the  liberty  of  showing  His  Highness  how  unwise  the 
Turkish  Government  had  been  in  not  listening  to  the  friendly  advice  of  Grett 
Britain  and  France  in  respect  of  the  recent  interference  of  the  Sultan  in  Egypt» 
I  again  told  him,  that  far  from  having  any  designs  upon  that  conntrj,  oor 
one  desire  was  to  maintain  the  present  state  of  things^  and  that  English  pnUie 
opinion  would  be  unanimous  in  deploring  any  e^ent  which  would  further  eoa- 
plicate  or  increase  our  responsibilities  in  regard  to  Egypt  I  added,  thil 
I  knew  the  Sultan  was  very  suspicious  of  our  intentions,  and  that  it  was  l 
great  pity  he  should  allow  his  many  real  anxieties  to  be  intensified  by  9ti 
fantastic  misgivings.  If  we  opposed  the  dispatch  of  a  Commissioner  to  "Egu^ 
it  was  because,  in  our  opinion,  such  a  course  was  likely  to  compromifle  the 
Sultan's  interests  in  that  provincc.  Wc  knew  beforehand  that  his  Ctnaa^ 
sioners  could  render  no  real  service  to  the  cause  of  order,  and  were  far  atf* 
likely  to  èmbarras  than  to  strengthen  the  hands  of  the  Egyptian  Gofemineat! 
and  in  the  next  place,  that  it  was  certain  that  their  presence  there  wodi 
irritate  France,  and,  as  I  had  already  told  him  in  reference  to  Tunis,  tbere 
was  nothing  which   wc  would  more  strongly  dcprecate  than   that  Turkey  ^ 
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1  impradent  or  inconsiderate  condnct,  whether  in  Egypt,  Africa,  or  else-  ^'-  '^^* 
ere,  shonld  provoke  the  resentment  of  the  French  people,  whose  present  briunnien. 
barrassments  in  Algeria  rendered  them  natnrally  sensitive  and  suspicioas.  .ii8.oct.i88i. 

Highness  ohserved,  that  he  himself  was  quite  convinced  of  the  desinterested 
racter  of  England's  good-will,  and  would  always  be  gratefnl  for  her  advice. 
concladed  by  again  explaining  to  the  Prime  Minister^  that  the  dispatch  of 
war  vessels  to  Alexandria  had  taken  place  at  the  instance  of  Mr.  Malet, 

he  well  knew  was  extrcmely  friendly  to  the  maintenance  of  the  Snltan's 
lority  in  Egypt,  with  the  view  of  calming  the  fears  of  the  Enropean  popu- 
)n  in  Alexandria,  who  had  become  very  oneasy  for  their  personal  safety 
Dg  the  recent  crisis.  j|  From  the  foregoing  conversation,  and  from  my  pre- 
s  telegrams,  yonr  Lordship  will  perceive,  that  althongh  I  have  acted  most 
ially  and  loyallv  with  my  French  colleagne  thronghout  this  Egyptian 
tion,  I  have  endeavoured  to  do  so  in  snch  a  manner  as  to  conviuce  the 
£s,  that  we  have  only  had  at  heart  the  maintenance  of  the  status  quo,  the 
ous  interests  of  the  Snltan  and  his  Government,  and  the  general  tran- 
lity  of  the  province,  and  I  finally  reinforced  these  views  by  a  reference  to 
friendly  tone  in  which  Mr.  Gladstone  spokc  of  the  existing  relations  between 
key  and  England  during  the  coarse  of  one  of  his  recent  speeches  ad  Leeds, 
have,  &c. 

Dufferin. 


7769.  OROSSBBITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl. 
Botschafter  in  Berlin.  —  Eine  officielle  Bitte  am 
Unterstützung  ist  bei  der  deatschen  Regierang  seitens 
der  Pforte  nicht  erfolgt. 

Foreign  Office,  October  19,  1881. 
My  Lord,  —  The  German  Ambassador  paid  me  a  visit  at  Walmer  Castle   Nr.  7769. 
he  2nd  instant,  on  his  return  from  Germany.     We  had  some  conversation  |,r|J[^i'^„^ 
the  subject  of  the  recent  events  in  Egypt,  and  of  the  Sultan's  decision  toi9.0ct.  issi. 
1  a  Torkish  Mission  to  the  Khedive.  ||  Gount  Munster  assured  me,  that 
e  was  no  foundation  for  the  report,  that  the  Sultan  or  the  Porte  had 
3aled  to  Germany  for  advice  or  support  in  regard  to  the  Egyptian  question. 
believed,  that  there  had  been  an  attempt  to  do  so,  hut  the  German  Chargé 
faires  had  received  instructions  to  be  extremely  reserved  in  his  attitude, 
no  formal  application  had  been  made.  ||  I  am,  <&c. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 
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Nr.    7770.     OROSSBRITANIflEN.   —   Min.   d.   Ausw.   an    den  engl 

Geschftftstrager  in   St.-Petersburg.    —   ünterredimg 
mit  dem  russischen  Botschafter  über  Aegypten. 

Foreign  Office,  October  19,  1881. 
Nr.  7770.  SiF,  —  In  the  course  of  convcrsation  yosterday  the  Russian  Ambassador 

brium^ien  ^P^^^  *^  ™®  ®^  ^^^  ^^^^  ^^  Egypt  I  had  explained  to  his  Excellency,  when 
i9.oct,  1881. 1  saw  him  in  London  on  the  4th  instant,  the  view  which  Her  Majesty's  Govera- 
ment  took  of  the  sitnation,  nsing  the  same  language  as  I  had  held  to  the 
Representatives  of  other  Powors.  I  said;  that  when  we  assnmed  office  we  bad 
found  the  system  of  joint  protectorate  by  England  and  France  in  Egypt  alreadj 
established  and  in  operation.  We  had  not^  thercfore,  to  inqnire  whetherit 
was  the  most  logical  or  convenient  arrangement  that  could  be  devised.  Dnring 
the  period  that  had  elapsed  since  then  it  had  ccrtainly  worked  well  fortJK 
material  prosperity  of  Egypt.  Onr  present  policy  was  to  abide  by  it,  aod 
to  work  cordially  and  onreservedly  in  concert  with  France,  as  long  as  tbe 
French  Government  showcd  a  similar  disposition.  We  desired  to  maintain  the 
cxisting  relations  between  the  Sultan  and  the  Khedive,  not  diminishing  tk 
Sultan's  rights  of  sovereignty,  but  opposing  any  attempt  to  extend  them  so 
as  to  interfere  in  the  intemal  administration  of  the  country.  Circamstances 
might,  of  course,  occur  to  ronder  a  change  of  policy  necessary;  but  this  w 
the  course  which  we  desired  to  pursue  as  matters  now  stood,  and  unless  tbe 
situation  altered  very  materially.  ||  Prince  Lobanow  now  told  me,  that  he  M 
reported  what  I  had  said  to  his  Government,  and  that  M.  de  Giers  had  in- 
formed  him,  that  it  corresponded  entirely  with  their  views.  ||  I  mentionedto 
his  Excellency  the  rcports  which  had  been  spread  in  some  quarters,  that  tie 
Sultan  had  been  encouraged  by  the  Russian  Government  to  take  this  oppo^ 
tunity  of  asserting  his  authority  in  Egypt,  and  that  the  mission  of  the  TorkU 
Envoys  had  been  the  result  of  such  advice.  ||  Prince  Lobanow  said  he  coold 
güarantee,  that  these  reports  were  not  true.  So  far  &s  the  Russian  Goren- 
ment  had  any  wish  on  the  subject,  it  was,  that  matters  shonld  go  on  qoiedy 

» 

there,  and  that  the  present  arrangement  should  continue.  ||  I  am,  &c 

Granvilla 

Nr.    7771.     GROSSBMTAiraiEN.    —    Min.   d.   Ausw.   an    den  engl 

G.-Consul  in  Eairo.  —  Die  Ziele  der  agyptischenPolW'^ 

Engiands. 

Foreign  Office,  November  4,  1881 

Nr.  7771.  Sir,  —   I  gather  from  the  despatches  which  I   have  received  from  J^ 

briteMien.  ^^^^^  J'^"^'  ^^^^^^  to  Egypt,  that  much  misapprchension  exists  in  the  minds « 

4.  Not.  1881.  tho  great  mass  of  tlic  population  with  regard  to  the  policy  of  Her  Jbj^^ 

Government  in   Egyptian  affairs;  and  I  desire,  by  a  clear  exposition  of  o* 

views  and  objects,  to  obviate  the  misunderstandings  and  dangers  to  which  t» 
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sapprcbeüsion  is  not  uulikcly  to  givc  rise.  [|  The  policy  of  Her  Majesty's  ^'-  ''"'• 

6ro88- 

vcrnment  towards  Egypt  has  no  other  aim  than  the  prosperity  of  the  country  briunnien. 
1  its  full  enjoyment  of  that  liberty  which  it  has  obtained  under  successive  *•  ^®^- ^®®^ 
rmans  of  the  Sultan,  concluding  wirth  the  Firman  of  1879.  ||  In  our  belief, 
5  prosperity  of  Egypt,  like  that  of  every  country,  depends  upon  the  progress 
i  well-being  of  the  people.  ||  We  have  therefore,  on  all  occasions,  presscd 
on  the  Government  of  the  Ehedive  the  adoption  'of  such  measures  as  we 
smed  likely  to  raise  the  people  trom  a  state  of  subjection  and  opprossion 
one  of  ease  and  security.  The  spread  of  education,  the  abolition  of  vexa- 
ns  taxation,  the  establishment  of  the  land  tax  on  a  regular  and  equitablo 
ds,  the  diminution  of  forced  labour,  have  all  received  our  advocacy  and 
)port,  and  have  been  accomplished  through  the  action  of  the  English  and 
ench  GontroUers-General.  ||  One  measure  of  reform  among  others  remains  to 
accomplished,  which  we  consider  to  be  even  more  necessary  than  those 
}ye  enumerated  —  the  reform  of  justice  as  it  is  administered  to  the  natives. 
t  in  this  matter  Her  Majesty's  Government  have  restricted  themselves  to 
tructing  you  not  to  relax  your  endeavours  to  prevail  upon  the  Government 
the  Khedive  to  make  the  necessary  reforms.  We  have  feit,  that  the  Ministry 
Hls  Highness  is  alone  competent  to  reconcile  Western  and  Mahommcdau 
7  in  a  manner  which  would  command  the  confidence  and  satisfy  the  requi- 
ncnts  of  the  nativc  population;  and  for  this  reason  we  have  consistently 
posed  the  extension  of  the  jurisdiction  of  the  Mixed  Courts  to  causes  betwcen 
tives.  Wc  should  greatly  deprccate  any  attempt  to  impose  upon  the  Egyptian 
öple  a  system  of  jurisprudence  which  would  conflict  with  that  which  they 
ve  inherited  from  thcir  fathers.  ||  At  the  same  time,  the  proper  administration 
justice  is  the  keystoue  of  the  well-being  of  all  natives,  and  it  has  been 
possible  for  us  to  regard  its  absence  in  Egypt  with  indifferencc.  We  are 
nvinced,  that  until  it  is  established  no  Ministry  will  enjoy  the  full  con- 
cnce  of  the  country,  or  can  be  regarded  as  fitting  guardians  of  the  State, 
is  therefore  with  sincere  satisfaction,  that  we  have  learned,  that  Chórif- 
sha,  immediately  on  assuming  office,  instructed  the  Minister  of  Justice  to 
)ceed  with  the  orgauization  of  native  Law  Courts,  and  look  forward  with 
erest  and  impatience  to  the  accomplishment  of  a  task  of  such  paramount 
>ortance.  ||  You  inform  me,  that  there  was  a  general  impression,  that  Riaz- 
iha  received  the  special  support  of  England,  and  that  the  Khedive  retained 
»  in  office  in  order  to  avoid  giving  offence  to  Her  Majesty's  Government, 
cannot  be  too  clearly  understood,  that  England  desircs  no  partizan  Ministry 
Egypt.  In  the  opinion  of  Her  Majesty's  Government,  a  partizan  Ministry, 
nded  on  the  support  of  a  foreign  Power,  or  upon  the  pcrsonal  influence  of 
'oreign  Diplomatic  Agent,  is  ncither  calculated  to  be  of  service  to  the 
ntry  it  administers,  nor  to  that  in  whoso  interest  it  is  supposed  to  be  main- 
led.  It  can  only  tend  to  alienate  the  population  from  their  truc  allegiancc 
their  Sovereign,  and  to  give  rise  to  counter-intrigues  which  are  detrimental 
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Nr.  7771.  iQ  i\^Q  welfare  of  the  State.  Il  I  am  glad  to  be  able  to  bear  record  to  tbe 
bxiUnnien.  manner  in  which  jon  have  understood  and  fnlfilled  yonr  dnty  in  this  respect 
4.  Nor.  1881.  Yon  gavo  to  Riaz-Pasha  that  loyal  snpport  which  it  was  yonr  dnty  to  afford 
to  the  Minister  sclected  by  the  Ehedive.  Had  yon  gonc  beyond  this  limit  yon 
wonld  have  exceeded  the  instmctions  given  to  yon  by  Her  Majesty's  GoYern- 
ment.  The  whole  tenonr  of  yonr  Beports^  no  less  than  the  conrse  of  eventt, 
provC;  that  yon  have  kept  carefnlly  within  them.  ||  It  wonld  seem  hardl7II^ 
cessary  to  enlarge  upon  onr  desire  to  maintain  Egypt  in  the  enjoyment  of  tin 
measnre  of  administrative  independence  which  has  been  secnred  to  her  by  the 
Snltan's  Firmaus.  The  Government  of  England  wonld  mn  connter  to  the  most 
cherished  traditions  of  national  history  were  it  to  entertain  a  desire  to  dimimsli 
that  liberty  or  to  tamper  with  the  institntioits  to  which  it  has  given  birth.  It 
wonld  not  be  difficnlt,  if  it  were  necessary,  to  show  by  reference  to  recent 
eventSy  that  this  Government  shonld  be  safe  from  the  snspicions  which^  as  joi 
inform  mc^  exist  in  Egypt  with  regard  to  onr  intentions  on  this  head.  On  the 
other  hand,  the  tie  which  nnites  Egypt  to  the  Porte  is,  in  onr  convictk», 
a  valnable  safeguard  against  foreign  intervention.  Were  it  to  be  brokeo^ 
Egypt  might  at  no  very  distant  fnture  find  herself  exposed  to  danger  fm 
rival  ambitieus.  It  is  thereforc  onr  aim  to  maintain  this  tie  as  it  at  pracit 
exists.  II  The  only  circnmstauce  which  conld  forcc  ns  to  depart  &om  the  coane 
of  condnct  which  I  have  abovc  indicated  wonld  be  the  occurrence  in  £gj]it 
of  a  state  of  anarchy.  We  look  to  the  Ehedive  and  to  Ghérif-Pasha,  and  t0 
the  good  sense  of  the  Egyptiau  people,  to  prevent  snch  a  catastrophe,  ui 
they  on  thcir  part  may  rest  assnred^  that,  so  long  as  Egypt  continnes  in  the 
path  of  tranqnil  and  legitimatc  progress,  it  will  be  the  carnest  desire  of  Her 
Majesty's  Government  to  coutribnte  to  so  happy  a  resnlt  ||  Ton  are  aothoiisei 
to  deliver  a  copy  of  this  despatch  to  the  Minister  for  Foreign  Affairs,  statiüft 
that  it  has  been  writteu  with  the  object  of  dispeiling  any  donbts  that  dij 
exist  as  to  the  intentions  of  Her  Majesty's  Government,  We  have  every  reüoi 
to  believe,  that  the  Government  of  Francc  will  continne  as  heretofore  to  te 
animated  by  similar  views.  It  has  been  easy  for  the  two  conntries,  acting  in  e(V 
eert  and  with  identical  objects  of  no  selfish  character;  to  assist  materialtfii 
improving  the  financial  and  political  conditiou  of  Egypt,  and  so  long  as  the 
good  of  that  conntry  is  alone  the  object  in  view,  therc  should  be  no  difM^ 
in  prosecnting  it  with  the  same  success.  Any  self-aggrandizing  designs  on  the 
part  of  either  Government  mnst,  from  its  very  natnre,  destroy  this  nsefiü^ö- 
operation.  The  Ehedive  and  his  Ministers  may  feel  secure,  that  Her  Ib^* 
Government  contemplate  no  snch  deviation  from  the  path  whioh  thej  hiw 
traced  for  themselvcs.  ||  I  am,  &c. 

Granville. 
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.    7772.     FRAITKREICH.  —  Min.  d.  Ausw.  (Gambctta)  an  den  fran- 

zösischen  Botschafter  in  London.  —  Hat  mit  der  eng- 
lischen  Regierung  Verhandlungen  über  gemeinschaft- 
liche  Schritte  in  Aegypten  eröffnet. 

Paris,  Ie  15  décembre  1881. 
Monsieur^  j'ai  eu  hier  avec  TAmbassadeur  d'Angleterre  un  entretien  im-   Nr.  7772. 
rtant,  dont  je  crois  utile,  pour  votre  Information  personnelle,  de  vous  faire  ^5  jy^^  iggj 
imaltre  les  traits  principaux.  |{  J'ai  demandé  k  Lord  Lyons  si  la  situation 

l'Êgypte  ne  lui  paraissait  pas  de  nature  k  faire  nattre  en  ce  moment  d^ssez 
^es  appréhensions.    J'ai  cru  devoir  traiter  ce  point  avec  quelque  insistance^ 

je  n'ai  pas  caché  k  mon  interlocuteur  que  I'avenir  de  l'Égypte  me  parais- 
it  plein  d'incertitude.  D'une  part,  un  gouvernement  animé  de  bonnes  inten- 
msy  mais  faiblc  et  toujours  k  la  merci  d'un  mouvement  militaire,  en  raison 
^e  de  son  origine;  d'autre  part,  une  armee  apaisée  en  apparence,  mais  tra- 
illée  par  des  intrigues  et  toute  prête  k  suivre  des  chefs  ambitieux  entre  les 
üns  desquels  elle  forme  une  force  sans  doute  peu  redoutable  en  elle-mêmc; 
üs  absolument  dépourvue  de  contrepoids.  Combien  de  temps  durerait  un 
uilibre  aussi  instable?  Ne  serait-il  pas  troublé  demain  par  les  revendica- 
»ns  de  la  Porte,  par  les  convoitises  de  Tancien  khédive  Ismaïl  dont  on  ren- 
ntre  k  chaque  instant  Ie  main  dans  les  intrigues  égyptiennes,  ou  bien  cncorc 
r  les  prétentions  du  prince  nalim,  qui  se  présente  aux  partis  comme  Ic  sau- 
UT  éventuel  de  TÉgypte?  Pour  sortir  de  cette  obscurité,  on  avait  fait  appel 
Télément  national,  en  convoquant  une  Chambre  des  notables.  Mais  l^  en- 
re,  on  se  trouvait  en  face  de  Tinconnu,  et  rien  ne  pouvait  faire  prévoir  ce 
ie  produirait  en  définitive  Tassemblage  d'hommes  inexpérimcntés  soUicitcs  en 
Qs  divers  par  toutes  les  rivalités  qui  se  partagent  TÊgypte. 

J'ai  ensuite  demandé  k  Lord  Lyons  si  Ie  moment  ne  lui  paraissait  pas 
nu  pour  les  deux  Puissances  les  plus  directement  intéressées  k  la  trauquillité 

TÉgypte,  de  concerter  encore  plus  étroitement  leur  action  et  de  se  com- 
uiiquer  avec  une  entière  franchise  les  réflexions  que  eet  état  de  choses  pou- 
it  leur  suggérer.  Pour  aller  au  plus  pressé  ne  conviendrait-il  pas,  quant  k 
ésent,  de  soutenir  énergiquement  d'un  commun  accord  Ie  Gouvernement  de 
wfik-Pacha^  en  nous  efforyaut  de  lui  inspirer  une  confiance  absolne  et  ex- 
isive  dans  notre  appui?  Mais  il  pourrait  arriver  que  des  circonstances 
Ungères  k  notre  volonté  vinssent  ébranler  Ie  Gouvernement  du  Khédive. 
i^Ml  prudent  que  la  France  et  TAngleterre  se  laissassent  prendre  au  dé- 
arvu  par  une  catastrophe  de  ce  genre?  ||  En  un  mot,  je  pensais  qu'il  serait 
Ie  que  les  deux  Gouvernements  so  missent  d'accord,  saus  plus  de  retard,  sur 

moyens  les  plus  propres  soit  k  prévenir  une  crisc,  s'il  est  possible  d'en 
ipêcher  Texplosion,  soit  k  y  remédier,  si  elle  est  inévitable.  ||  Lord  Lyons 
4  paru  entrer  complètemcnt  dans  ces  vues;  il  m'a  dit  qu'il  partageait  mes 
êoccupations  et  qu'il  s'empresserait  d'en  faire  part  k  son  Gouvernement  en 
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Nr.  7772.   \j^[  témoignaiit  mon  déi>ir  de  connaitre  aussi  prochainement  que  possible  ki 
i&.DM.i88i.réflexioDS  oo  les  suggcstious  que  Tétat  do  TÉgyptc  inspirerait  aox  Mimstiei 
de  la  Reiuc. 

Gambetta. 


Nr.    7773.      OROSSBMTAHHIBH.  —  Botschafter  in  Paris  an  dca 

engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Gambetta's  Vorscblag^  eine  iden- 
tischc  Note  an  den  Khedive  zn  richten. 

Paris,  December  24,  1881. 

Nr.  7778.  jfy  Lord,  —  This  afternoon,  in  pursuance  of  the  instmction  conveyed  to 

britannien.  ^^  ^7  J^ur  Lordshlp's  dospatch  of  the  19th  instant^  I  told  M.  Gambetta,  tktt 

24.Dflc.i88i.  Her  Majesty's  Government  quite  agreed  with  him  in  thinking^  that  the  time 

had  come  whcn  the  two  Govcrnments  should  considcr  what  course  had  better 

bc  adopted  by  them  with  regard  to  tlic  state  of  affairs  in  Egjpt.    I  added, 

that  lier  Majesty's  Government  also  thouglit,  that  somc  evidence  shonld  be 

given  of  the  cordial  understanding  bctween  Fraucc  and  England  respectiog 

Ëgypt^  but  that  they  werc  of  opiniou,  that  it  reqnired  carefal  considcration  to 

determino  what  steps  shonld  bc  taken  in  case  of  disorder  again  occnrriog. , 

After  expressing  hls  satisfaction  with  this  commnuication,  M.  Gambetta  obscm^ 

that;  to  make  the  nnderstandiug  betwccu  the  two  Govcrnments  efficacions,  it 

should  hc  directed  towards  a  dcfinitc  object,  and  should  iuclude  an  agreemeot 

as  to  the  mcans  to  be  adopted  to  attain  tliat  object.    It  was,  he  said,  tne 

that  it  was  a  serious  and  delicate  matter  to  decidc  upon  the  steps  to  be  Ukea 

in  case  of  a  renewal  of  disorders  in  Egypt;  but  that  was,  of  course,  a  rcMOB 

for  taking  the  subject  into  serious  considcration  at  ouce.    The  best  chanceof 

preventing  fresh  mutinous  proceedings  in  Egypt  lay  in  making  it  appareot} 

that  France  and  England  were  resolved  not  to  tolerate  them,  and  wcre  reidfi 

in  case  of  need,  to  take  in  commou  stet)s  to  makc  their  resolution  respeetei 

;{  M.  Gambetta  went  on  to  say,  that  the  last  accounts  he  had  received  froi 

Egypt  were  on  the  whole  so  far  favourable,  that  tranqiüllity  appeared  topfr 

vail,  and  that  there  did  not  seem  to  be  any  present  prospect  of  its  W< 

disturbed.  ||  Now,  M.  Gambetta  procecded  to  observe,  the  Session  of  the  Chaiilitf 

of  Notables,  which  was  on  the  eve  of  being  opcned,  produccd  a  considenbk 

change  in  the  political  situation  of  Egypt;  and  it  would  afford  Franee  vi 

England  a  not  unsuitable   opportunity  for  demonstrating,    on  the  cue  hi*i 

their  own  absolute  union,   and,  on  the  othcr  hand,  for  encooraging  Terfk* 

Paslia.  II  With  these  objccts  (as  I  have  already  had  the  honour  to  infonn  J0«f 

Lordship  by  telegraph)  M.  Gambetta  suggested,  as  a  first  and  immediate  rteft 

that   the  two  Govcrnments  should  instruct  their  Rcprescntativcs  at  Cairo  to 

convey  collcctively  to  Tcwfik  Pasha  assurances  of  the  sympathy  and  sopport 

of  France  and  England,  and  to  encourage  His  Highness  to  maintain  and  asseit 
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per  authoiïthj.  ||  This  step  might^  M.  Gambetta  thonght,  be  taken  in   ^''  ^''''' 
way  hj  the  two  Reprcsentativcs  as  to  make  it  a  distinct  manifestatiou  briunnien. 
Q  betwccn  Frauce  and  England^  as  to  strengthen  the  position  of  Tewfik-**-^**^-*®** 
and  as  to  discourage  the  promotcrs  of  disorders.  ||  This  scemed  to  him 
c  and  practical  measorC;  to*  be  adopted  without  delaj^  and  the  two 
ments  might  make  it  a  starting- point  for  considcring  in  concert  what 
steps  they  should  be  ready  to  take  in  case  of  need.  ||  If  I  be  rightly 
d;  the  Scssion  uf  the  Council  of  Notables  is  to  be  opened  at  Cairo  on 
f  after  to-morrow.  ||  I  have^  &c. 

L  y  o  n  s. 


1114:.     AEGYPTEN.  —  Rede  des  Khedive  bei  Eröffnung  der 
Notabelnkammer  am  26.  December  1881. 

M.  les  Délégués,  —  Je  suis  venu  vous  cxprimer  ma  satisfaction  de  vous    ^^*  *?'*• 

Aegypten. 

unis  pour  représenter  les  interets  du  pays.  ||  Dès  mon  avènement;  j'ai26.Dec.i88]. 

avec  fermeté  et  sincérité;  Touverturc  de  la  Chambrc  des  Délégués;  mais 

icnltés  qui  nous  pressaient  alors  m'ont  empêché  de  réaliser  mes  inten- 

A  Theurc  actuelle,  nous  devons  en  remercier  la  Providence;  les  questions 

;res  sont  résolues;  et,  dans  la  mesure  du  possiblc,  gr4ce  au  concours  des 

ices  amieS;  les  charges  de  l'Égyptc  ont  été  allégées.  ||  Rien  ne  s'oppose 

lus  h  Tinauguration  de  la  Ghambre,  et  je  viens  au  milieu  de  vous  ouvrir 

mière  Scssion.  ||  Tous  mes  efforts  et  ceux  de  mon  Gouvernement,  vous 

VI,  MessieurS;  tendeut  k  assurer  Ie  bicn-être  de  nos  populations,   et 

dans  Ie  reglement  de  leurs  interets ,  en  généralisant  Tadministration  de 

icc;  en  pourvoyant  h  la  sécurité  de  tous  les  habitants  du  payS;  sans 

tion,  dans  leurs  biens  et  dans  leur  vie.  ||  Tel  a  été  Ie  but  que  je  me 

roi)osé.     Ami  de  Tinstruction  et  du  progrès,  je  n'ai  jamais  cessé  de  Ie 

ivre  au  grand  jour  depuis  Ie  moment  oü  j'ai  pris  les  renes  du  Gou- 

icnt.  II  C*est  k  vous,  Messieurs,  de  me  seconder  dans  cette  voie.  ||  La 

•re  des  Délégués  sera  dévouée  au  bien;  ello  se  consacrera  tout  entière  k 

des  interets  généraux  du  pays;  elle  devra  tenir  compte  des  obligations 
sultcnt  de  la  Loi  de  Liquidation,  comme  aussi  de  tous  autres  engage- 
interuationaux;  elle  ne  se  départira  jamais  d'une  sage  modération,  par- 
rcmeut  nécessaire  dans  uue  période  de  transformation  civilisatrice  et  de 
s.  II  Vous  devrez  ètre  toujours  prudents,  Messieurs  les  Délégués,  et  nous 
ensemble  étroitemcnt  uuis  pour  accomplir  les  réformes  utilcs  k  TÉgypte 

grkcc  de  Dicu,  Taide  de  son  Prophete,  avec  Ie  puissant  appui  do  Sa 
se  ie  Sultan,  uotre  augustc  Suzeraiu. 
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Nr.    7775.     AEGTPTEH.  —  Rede  des  Prasidenten  der  Notabeln- 

kammer  (Sultan-Pascha)  nach  Eröffnnng  derselben 

Nr.  7775.  ]j|j|^  j^g  Délégués,  —  Vous  venez  d'entendre  les  paroles  de  Son  Altesse 

i6.Dee.i88i.le  Ehédive^  et  voas  avez  pn  apprécier  les  excellentes  intentions  et  la  ferme 
volonté  du  bien  qui  animent  ce  discours.  Gé  langage  a  dü  confirmer  la  ooq- 
viction  que  vous  aviez  déj^  de  la  bienveillance;  des  sentiments  élevés  et  de 
la  solUcitudc  constante  de  Son  Altesse  pour  Tintérêt  public.  ||  G'est  soos  les 
auspices  de  Son  Altesse  et  de  ses  Conseillers  que  vous  ètes  réunis  anjoord'hni 
dans  cette  enceinte  pour  examiner  les  affaires  du  pays.  ||  Faisant  individnellc* 
ment  partie  de  Télite  de  la  nation,  vous  en  êtes  coUectivement  la  représen- 
tation  vivante.  C'est  1^  une  raison  pnissante  pour  que  vous  soyez  totgoors 
sagcsy  prudents  et  persévérants  dans  la  t&che  que  vous  allez  remplir.  ||  Je  d'iI 
pas  besoin  de  vous  dire  que  si  des  réformes  et  une  réorganisation  sont  in- 
dispensables  k  notre  pays,  il  est  également  vrai  que  celui- ei  possède  toss  let 
clements  propres  h  développer  ses  interets  vitaux^  tous  les  éléments  nécessaira 
pour  réaliser  son  progrès  moral  et  assurer  sa  prospérité  matérielle.  ||  Cesti 
atteindrc  ce  noble  but  que  vous  devez  consacrer  vos  efforts,  sans  oublier  jtmais 
les  devoirs  et  les  obligations  que  nous  devons  remplir  et  dont  la  religion  dle- 
mcmc  nous  imposc  la  scrupuleuse  et  fidele  observation.  ||  Entre  tootes  oes 
obligations  il  faut  compter  d'abord  Ie  respect  du  bien  par  lequel  nous  sonuoei 
rattachés  k  la  Sublime  Porte,  qui  est  Ie  point  d'appui  de  notre  forceetlt 
base  de  notre  grandeur;  car  la  Puissance  suzeraine  a  donné  souvent  des  marqiei 
de  sa  bienveillance  pour  nouS;  de  mème  qu'elle  a  éprouvé  les  témoignages  ée 
notre  loyauté  envers  elle.  ||  Nous  devons  persévérer  dans  cette  voie,  et  fl  ert 
cortain  que  les  progrès  et  les  réformes  que  nous  allons  accomplir^  ainsi  qae  li 
consécration  du  principe  de  discussion,  rencontreront  la  satisfaction  de  laPorte 
h  cause  de  la  force  nouvelle  que  nous  retirerons  de  Tapplication  de  ce  prii»* 
cipc;  force  qui  représentera^  en  somme,  une  portion  de  la  puissance  génénk 
de  l'Empire.  ||  Ces  obligations  comprennent  encore  nos  engagements  financiën  4 
commerciaux  avec  les  Grandcs  Puissances.  Ces  engagements  doivent  être  égil^ 
ment  respectés;  car  de  leur  fidele  exécution  dépend  la  consolidation  deslMBS 
rapports  existant  actuellement  entre  nous  et  ces  États.  ||  Ceox-ci,  ooiis  v 
devons  pas  en  douter^  désireut  vivement  voir  s'accomplir  les  réformes  de  ootiB 
organisatiou;  et  ne  veulent  que  la  réalisation  de  ce  qui  peut  nous  être  itü^ 
ainsi  que  Tont  sincèrement  déclaré  du  haut  de  la  Tribune  Parlementairei  <* 
dans  les  Circulaires  officielles;  les  hommes  d'État  qui  dirigent  les  affiures  de 
ces  Puissances.  ||  Respecter  ces  engagements  et  ces  Conventions,  noos  fuit 
une  idéé  exacte  des  services  que  Ie  pays  attend  de  nous,  n'omettre  rien  diBi 
la  t4che  qui  nous  incombC;  être  h  la  fois  prudents  et  persévérants  dans  Tétide 
des  questions  diverses,  oü  nous  chercherons  h  réaliser  ce  qui  seraatfleet 
écarter  ce  qui  serait  dangereux^  voil^  nos  devoirs.  ||  Leur  accompÜsseBieat 
fidele  sera  la  prenve  que  nous  sommes  dignes  de  ce  que  nous  yenons  d'obteBV 
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3t  dignes  de  la  confiance  qai  nous  a  été  récemment  temoignée  par  nos  con-   ^''  ^^"^' 
^itoyens.  ||  Soyons  donC;  mes  chers  coUègnes,  ii  la  fois  sagcs,  modérés  et  per-:j6.Doc.  issi. 
>éTérants.     Tous  ccux  qui  veuleiit  chcrcher  troavent,  tons  ceox  qui  venlent 
narcher  arrivent.    Avec  Taidc  du  Tout-Puissaut,  il  uoas  sera  douné^  j'espère. 
Ia  grftce  de  bieii  commencer  et  de  bien  ünir. 


Nr.   7776.     PRANKEEICH.  —  Min.  d.  Aasw.  (Gambetta)  an  den  frau- 

zösischen  Botschaftcr  in  London  (Ghallemel  Laconr). 
—  Entwurf  der  englisch-französischen  Note  an  den 
Ehedive. 

Paris,  Ie  80  décembre  1881. 

Monsieur,  vous  avez  eu  connaissancc  de  la  snggestion  récente  que  j'ai  „^''J'!*: 

Frankreich. 

ni  opporton  de  présenter  au  Gouvernement  auglais;  an  sujet  des  affaires  ao. nee. issi. 
'Egypte,  par  Tentremise  de  Lord  Ljons.  L'Ambassadcur  de  la  Reine  est  venu 
ier  matin  pour  me  faire  part  de  la  réponse  du  Cabinet  de  Londres;  il  m'a 
it  que  Ie  Gomte  Granville  acceptait  volontiers  ma  proposition  de  charger  con- 
urremment  les  Agents  de  France  et  d'Angleterre  de  donner  au  Ehédive,  k 
occasion  de  la  réunion  de  la  Ghambre  des  notables ;  Tassurance  officielle  de 
appui  de  leurs  deux  Gouvernements  contre  toutes  les  difficultés  qui  pourraient 
urgir  de  la  situation  actuelle  de  TÉgypte.  Lord  Lyons  m'a  exprimé  dans 
es  mêmes  teriyes;  de  la  part  du  principal  Secrétaire  d'État  britanniquC;  Ie 
iésir  que  je  me  chargeasse  de  la  rédaction  des  instructions  communes  qui 
levraient  être  adressées;  suivant  ma  proposition,  h  M.  Sienkiewicz  et  h  Sir 
Sdward  Malet.  ||  J'ai  rcmcrcié  TAmbassadeur  d'Angleterre  de  Taccueil  fait  k 
aon  ouverture,  et  je  ne  me  suis  pas  refusc  k  préparer  Ie  projet  destiné  k  nos 
ienx  Agents  en  Egypte.  J'ai  Thünneur  de  vous  Ie  communiquer  ei- joint,  et  je  vous 
lerai  obligó  de  Ie  soumettre  Ie  plus  promptement  possible  k  Lord  Granville. 
^i  8on  Excellence  Tapprouve,  je  serais  d'avis  d'en  transmettre  Ie  texte  par 
^légraphe  k  M.  Sienkiewicz  et  k  Sir  Edward  Malet,  aün  qu'ils  puissent  s'ac- 
luitter  sans  aucun  retard  de  la  démarche  identique  et  simultanée  qui  leur 
^ra  prescrite.  Le  principal  intérêt  de  cette  démarche  me  parait  ètre  d'af- 
^er  avec  plus  de  précision  eucore  que  par  le  passé  la  ferme  volonté  de  la 
'nuice  et  de  TAnglcterrc  de  rester  unies,  k  Tavenir  aussi  bien  que  dans  le 
^mont  présent,  pour  parer  k  toutes  les  complications  que  nous  pouvons  re- 
'^titer  de  voir  se  produire  en  Egypte.  Le  langage  tenu  jusqu'ici  par  le  Cabinet 
'^lais  m'autorise  k  compter  qu'il  n'attachera  pas  un  moindre  prix  que  moi- 
'ême  k  cette  manifcstation  nouvelle  de  notre  accord. 

Gambetta. 


[Hier  folgt  das  Project  der  identischen  Note  vom  7.  Januar;  es  ist  gleich- 

lautend  mit  Nr.  7783.] 
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Nr.    7777.     FRANKEEICH.  — BotschafterinKonstantinopellTissot) 

an  den  franz.  Min.  d.  Aasw.  —  Beunruhigung  dcrPfortc 
darch  die  projectirtc  englisch-französische  Notc. 

Coostantinople,  Ie  6  janvier  1882. 
Nr.  7777.  L^  Portc  croit  savoir  que  les  cabinets  de  Paris  et  de  Londres  songcraieni 

6.  Jan.  im.^  adresscr  au  Khédive  une  note  par  laqnelle  ils  lui  offriraient  leor  appai  mir 
tériel  dans  Ie  cas  oü  son  autorité  scrait  menacée.  Le  Ministre  des  Aitos 
ótrangères  du  Sultan  est  venu  me  trouver  aujourd'hui  pour  me  prier  de  faire 
observer  h  Votre  Excellence  que  Tenvoi  de  cette  notc  ne  semble  pas  jastSé 
par  les  circonstances;  et  me  dire  que  le  Sultan  vcrrait  avec  satisfacüon  qrï 
ne  füt  pas  donné  suite  ou  projet.  ||  Je  me  borne  k  vous  rendrc  compte  de  li 


démarche  d'Assim-Pacha. 


Tissot 


Nr.    7778.     FBANKBEIOH.  —  Botschafter  in  London  an  dcnfrani. 

Min.  d.  Ausw.    —    Annahmc   des  Entwurfs   der  Note. 

Tragvireite  derselbcn. 

Londres,  le  6  janvier  1882. 

Nr.  7778.  hoTd  GrauviUc,  arrivé  hier  asscz  tard  dans  la  soiree,  u'a  pu  me  recwoir 

6.  Jan.  1882. 4^6  ce  matui.     Il  m  a  appns  que,  pour  eviter  toutc  perte  de  temps,  il  am 

cru    dcvoir   chargor   Lord    Ljons   de    vous    informcr  que  votre   projet  étiit 

accopté.    11  nc  m'a  pas  fait  connattre  dans  quels  tcrmes  cette  acceptation  de- 

vait  êtrc  formulée,  ni  si  clle  impliquait  quelques  reserves.     Il  m'a  dit  scsle- 

ment  qull  était  bien  entcndu  que  les  instructious  communes  n'cntratneraieot 

aucun  engagement  d'action  cffcctive  et  qu'elles  avaient  pour  unique  but  deiereer 

une  action  moralc  sur  le  Khódivc  en  Tassurant  une  fois  de  plus  de  Taecori 

de  deux  puissances. 

Challemel   Lacoar. 


Nr.    7779.     GEOSSBRITAHHIEH.   —    Botschafter   in  Paris  an  dei 

franz.  Min.  d.  Ausw.  —  Officielle  Zustimmnng  zu  de» 

Project  der  Note. 

Paris,  January  6,  1882. 

Nr.  7779.  ^y  d^ar  Prcsidcut  of  the  Council,  —  I  am  authorized  by  Lord  Gnntift 

britannien.  to  iuform  your  Excellcucy,  that  Uer  Majesty  s  Government  assent  to  the  dn» 

6.  Jan.  1882.  De^laration   incloscd  in  your  note  of  the  30th  ultimo,  with   the  reserviti«i 

that  they  must  not  bc  considercd  as  committing  themselves  thercby  to  fff 

particular  mode  of  action,  if  action  should  be  found  neccssary.  ||  Sir  Edfi» 

Malet  will  receive  instructious  to  make  the  communication  at  Cairo  in  concert 

with  bis  Freuch  colleague.  ||  Believe  me,  <ftc. 

Lyona. 
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r.   7780,     FEAKKREICH.   —    Min.    d.  Ausw.    an  den   engl.   Bot- 

schafter  in  Paris.  —    Billigung  des  englischen  Vor- 
behalts. 

Paris,  Ie  7  janvier,  1882. 
Monsieur  rAmbassadeur,  j'ai  Thonneur  d'accuser  réception  k  Votre  Ex-  p^^róicii. 
lence  de  la  réponse  que  Lord  Granville  Ta  autoriséc  k  faire  k  la  commu-  7.  jan.  isss. 
ation  contenne  dans  ma  note  dn  30  décembre  dernier.  ||  Je  me  félicite  de 
r  qnc  Ie  Gouvernement  de  Sa  Majesté  donne  son  asseutiment  au  projet  de 
;laration  que  vous  lui  avez  transmis,  sous  la  réserve  que  nous  ne  devons 
s  nous  considérer  comme  nous  engageant,  par  l^^  dans  aucun  mode  d'action 
rticulier.  ||  Nous  constatons  avec  plaisir  que  Ie  Gouvernement  de  la  Reine 
se  .réserve  que  sur  Ie  mode  d'action  k  employer  par  les  deux  pays,  Ie  jour 
Taction  serait  jugée  nécessaire;  et  c'est  une  réserve  qui  nous  est  commune. 
A.  Sienkiewicz  recevra  des  instructions  pour  se  mettre  en  rapport  au  Gaire 
SC  son  CoUègue  d^Angleterre,  et  faire  la  communication  de  concert  avec  lui. 

Gambetta. 


T.   7781.     FEANKEEICH.   —  Min.    d.  Ausw.   an   den   franz.  Bot- 

schafter  in  London.  —  Differenz  zwischen  Granville's 

persönlicher  und  der  officiellen  Zustimmung  zu  der 

gemeinsamen  Note. 

Paris,  Ie  7  janvier  1882. 

Je  vous  transmets  ci-joint  copie  de  la  lettre  que  Lord  Lyons  m'a  fait  Nr.  778i. 
mettre  hier  soir  en  réponse  k  notre  projet  de  déclaration  et  copie  de  Ia7^j^n"i8a2 
ttre  que  je  lui  ai  fait  porter  ce  matin  même  pour  lui  accuser  réception.  || 
ai  k  pcine  besoin  de  vous  faire  remarquer  que  les  termes  dont  se  sert  Lord 
yons  n'impliquent  pas  de  la  part  de  Lord  Granville  Vintention  d'écarter  toute 
i^pothèse  d'action  commune  ultérieure.  Il  refuse  seulement  de  se  considérer 
^mme  engagé  par  la  déclaration  identique  et  simultanée  sur  Ie  mode  d'action^ 
I  cas  oü  il  deviendrait  utile  et  nécessaire  d'agir.  Il  y  a,  entre  la  communi- 
ition  adressée  par  Lord  Granville  k  Lord  Lyons  telle  que  celui-ci  nous  en 
^pose  Tesprit,  et  Tentretien  de  Lord  Granville  avec  vous,  tel  que  vous  l'avez 
Alysé  dans  votre  télégramme  du  6  janvier,  une  nuance  qui  a  son  intérêt  et 
nt  vous  ne  manquerez  pas,  Ie  cas  échéant,  de  faire  votre  profit.  Lord 
lUiville  me  semble  admettre  en  principe  la  possibilité  d'une  action  commune, 
nt  Ie  mode  sera  k  discuter  au  moment  voulu.  ||  J'écris  aujourd'hui  même  k 

Sienkiewicz,  par  télégraphc,  au  Caire,  pour  lui  donner  mes  instructions 
ivant  Ie  texte  convenu,  sur  la  déclaration  qu'il  devra  faire  au  Khédive,  après 
tre  concerté  avec  Sir  Ëdward  Malet,  et  je  communiqué,  par  télégramme,  Ie 
tte  de  ces  instructions  k  M.  Tissot.    Vous  trouverez  ci-joint  communication 

deux  télégrammes  que  j'ai  déj^  rcgus  de  M.  Tissot  et  de  M.  Sienkiewicz. 
ijis  y  verrez  qu'on  se  préoccupe  k  Gonstantinople  et  au  Caire  de  la  nouvelle 
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Nr.  7781.   q^ii  g'eat  répandue  d'nne  démarche  concertée  entre  la  France  et  rAngleterre. 

Fraakreicb. 

7.  Jan.  1882.  Mais   on    iüterprète   assez   inexactement    Tesprit   de   la   déclaration  projetée. 

J'écrirai  k  Constantinople  et  au  Caire,  par  Ie  prochain  courrier,  pour  renseigner 

plus  amplement  M.  Tissot  et  M.  Sienkiewicz  sur  l'état  récl  de  la  question  et 

sur  les  vues  communes  des  deux  Gouvernements. 

Gambetta. 


Nr.    7782.     FRANKEEICH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generil- 

Consul  in  Kairo.  —  Anweisung,  die  gemeinsame  Note 

zu  überreichen. 

Paris,  Ie  7  janvier  1882. 

Nr  7782.  ^^^  ^^^^  Gouvemcments   de  France   et  d'Angleterre   se   sont  entendu 

Fnnkreich.  pour  chargcr  concurremmcnt  leurs  Agents  au  Caire  de  donner  au  Ebédive,  i 
'*  "*  l'occasion  de  la  réunion  de  la  Cbambre  des  notables  ^  Tassurance  officieUe  de 
leur  entente  commune  en  ce  qui  concerne  la  situation  gouvemementale  es 
Egypte.  Yous  recevrez;  par  un  second  télégramme,  Ie  texte  des  instrucüoos 
que  je  vous  adresse  k  ce  sujet.  ||  Des  instructions  identiques  k  celles  que  to» 
recevrez  par  mon  prochain  télégramme;  scront  adressées  par  Liord  GrannDe^ 
si  elles  ne  Tont  déj4  été;  k  Sir  Edward  Malet.  Il  est  entendu  que  les  desx 
déclarations  k  faire  par  vous  et  par  Sir  Edward  Malet  doivent  ètre  identiqoes 
et  simultanées.  Vous  n'agirez  donc  sur  Ie  regu  du  télégramme  voos  portut 
mes  instructions  qu'après  vous  être  coucerté  avec  lui.  ||  En  attendant,  démeatei 
et  rectifiez  les  interprétations  malveillantes  que  vous  m'avez  annoncées.  Notre 
démarche  est  faitc  dans  l'intérêt  de  tout  Ie  monde  en  Egypte. 

Gambettft. 


Nr.    7783.     FRANKREICH  und  OSOSSBBITANNIEH.   —    Identlseke 

Note  derMin.  d.  Ausw.  an  die  Generalconsuln  ioKairo 
(am  8.  Januar  dem  Ehedive  mitgetheilt). 

Paris,  Ie  7  janvier  1882. 
Nr.  7783.  Vous  avez  été  chargé  k  plusieurs   reprises   déji  de  faire  connattre  » 

I^^^^B  V%  HP  W^a%  ^%  P%  ft 

^^  Kbédive  et  k  son  Gouvernement  la  volonté  de  la  France  et  de  TAngleterre  de 
Oross-  leur  prêtcr  appui  contre  les  difficultés  de  différente  nature  qui  ponrnuent 
7  jjy^""jg^^  entraver  la  marche  des  affaires  publiques  en  Egypte.  ||  Les  deux  puissMC» 
sont  cntièremeut  d'accord  k  ce  sujet,  et  des  circonstances  récentes,  notamme»* 
la  réunion  de  la  Cbambre  des  notables  convoquée  par  Ie  Kbédive;  leur  o>t 
fourni  Toccasion  d'écbanger  leurs  vues  une  fois  de  plus.  ||  Je  vous  prie  de 
déclarer  en  conséquence  au  Kbédive,  que  les  Gouvernements  frangais  et  aoc^ 
considèrent  Ie  maintien  de  Son  Altesse  sur  Ie  tröne,  dans  les  conditions  ^ 
sont  consacrées  par  les  firmans  des  Sultans  et  que  les  deux  GonveroemeiA 
ont  officiellement  acceptées,  comme  pouvant  seul  garantir,  dans  Ie  présent  et 
pour  Vavenir,  Ie  bon  ordre  et  Ie  développement  de  la  prospérité  générale  tf 
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^pte,  anxqnels  la  France  et  TAngleterre  sont  également  intéressées.     Les    ^'-  '^^ 
rax  Gouvemements,  étroitement  associés  dans  la  r^solution  de  parer  par  leurs       und 
)mmiins  efforts  h  toutes  les  causcs  de  complications  intérieares  ou  extérieares     ^'^^' 
ui  Tiendraient  a  menacer  Ic  regime  établi  en  Egypte,  ne  doutent  pas  que?. jan.  1882. 
assurance  pnbliquement  donnée  de  leur  intention  formcUe  k  eet  égard  ne  con- 
ibue  h  prévenir  les  périls  que  Ie  Gouvernement  du  Khédive  pourrait  avoir 
redouter,  périls  qui,  d'ailleurs,  trouveraient  certainement  la  France  et  TAngle- 
irre  unies  pour  y  faire  face,  et  ils  comptent  que  Son  Altesse  elle-même  pui- 
ira dans  cette  assurance  la  confiance  et  la  force  dont  Elle  a  besoin  pour 
riger  les  destinées  du  peuple  et  du  pays  égyptiens. 


k,   7784.     FRANKEEICH.    —    Min.    d.   Ausw.   an   den   franz.   Bot- 

schafter  in  Eonstantinopel.  —  Instruction,  betreffend 

die  identische  Note. 

Paris,  Ie  7  janvier  1882. 

En   réponse   h  votre   télégramme   du  6  janvier,  j'ai  Thonneur  de  vous   Nr.  7784. 

iresser  Ie  texte  des  instructions  que  j'envoie  aujourd'hui  par  télégramme  k^  ^^^  ^^ 

.  Sienkiewicz. 

[Folgt  No.  7783.] 

Des  instructions  semblables  ont  été  ou  doivent  être  adressées  par  Lord 

ranville  k  Sir  Edward  Malet,  k  la  suite  d'une  entente  qui  s'est  établie  entre 

France  et  TAngleterre.  Je  vous  communiqué  Ie  texte  de  mes  instructions 
M.  Sienkiewicz  seulement  pour  votre  Information  personnelle.  Pour  répondre 
IX  questions  qui  vous  ont  été  adressées,  et  pourraient  encore  vous  être 
Iressées  par  Saïd-Pacha,  vous  direz  qu'en  effet  vous  venez  d'être  informé  que 

France  et  TAngleterre  se  sont  entendues  pour  faire  au  Khédive  une  décla- 
ktion  identique  et  simultanée.  Vous  ajouterez  que  la  Porte  ne  paraft  pas 
terprêter  cxactement  Ie  caractère  de  la  démarche  annoncée  des  deux  Gouver- 
iments,  qui  a  pour  objet  de  fortifier  Tautorité  des  firmans  en  vertu  desquels 
wveme  Tewfik-Pacha 

Gambetta. 


^V.   7785.      FRANKEEICH.  —  Botschafter  in  London  an  den  franz. 

Min.  d.  Ausw.  —  Bedeutung  der  englischen  Zustim- 
mung  zum  Text  der  Note. 

Londres,  Ie  9  janvier  1882. 
Monsieur  Ie  Ministre,  j'ai  lu  avec  un  vif  intérêt  votre  dépêche  en  date  du   Nr.  7785. 
Janvier  et  les  différents  documents  qui  s'y  trouvaient  annexés,  notamment  la^  j^^  ^^^ 
[>ie  de  la  réponse  de  Lord  Lyons  k  votre  projet  de  déclaration.    Je  vous 
$  d'autant  plus  obligé  de  cette  communication  que  les  termes  dans  lesquels 
ssentiment  du   Cabinet  de  Londres  vous  a  été  notifié  par  TAmbassadear 
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Nr.  7786.   d'Angleterre  modifient  d'nne  maniere  dont  nous  devons  nous  féliciter  la  portee 
9.  jm.  1882.  ^^  1*  réserve  que  j'avais  cru  recueillir  de  la  bouche  de  Lord  Granville  et  que 
je  vous  avais  fait  connattre  par  mon  télégramme  du  6. 

Challemel  Lacoar. 


Nr.    7786.     GEOSSBKITAiraiEH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl  Bot- 

schafter  in  Konstantinopel  (Dufferin).    —  Bedentong 
der  Note  vom  7.  Jannar. 

Fordgn  Office,  January  9,  1882. 
Nr.  7786.  ^^  Lord,  —  The  Turkish  Ambassador  called  upon  me  on  the  6th  instant, 

briunaien.  and  asked  whetber  it  was  true,  that  a  note  had  been  commonicated  or  wts 
«.Jan.  »882.j^jj^jj^  ^  ^g  communicated  to  the  Khedive  from  the  Ënglisch  and  French 
Governments  promising  effective  support  to  Hls  Highness  in  the  event  of  bis 
anthority  being  ignored  or  assailed.  Ilis  Ëxcellency  called  again  on  tk 
foUowing  day  and  tbis  afternoon,  having  apparently  received  instructions  to 
deprecate  such  a  step  on  the  same  grounds  as  those  stated  to  you  by  Assim- 
Pasha.  II  I  have  to-day  furnished  Mfisurus-Pasha^  confidentially,  with  the  text 
of  the  identic  Declaration  made  by  the  British  and  French  Agents.  ||  Mj 
language  to  him  in  regard  to  it  bas  been  similar  tu  that  which  I  have  indi- 
cated  in  my  telegram  to  your  Excellency  of  the  7th  instant  ||  I  referred  hii 
to  my  despath  to  Sir  E.  Malet  of  the  4th  November  last,  of  which  he  bii 
cognizance,  and  in  whicli  I  had  explained  the  policy  of  tbis  country  in  regvil 
to  Egypt.  That  policy  aimed  at  the  continuance  of  the  status  quOf  the  ffliii- 
tenance  of  the  connection  between  Turkey  and  Egyi)t,  the  prosperity  of  the 
country;  the  maintenance  of  its  liberties  and  the  absence  of  any  preponderatiig 
influence  on  the  part  of  any  single  Power.  To  tbis  programme,  and  to  the 
disclaimer  of  any  ambitious  designs  on  our  part  which  the  despatch  contained, 
wc  fuUy  adhered.  ||  I  told  Musurus-Pasha,  that  there  was  no  change  in  onr 
views  as  to  the  position  of  the  Sultan  in  regard  to  Egypt  and  its  Ruler,  »i 
that  it  was  not  true,  as  had  been  reported  in  the  newspapers^  that  the  Freodi 
Government  had  proposed  to  ns,  or  that  we  had  agreed,  to  promise  the  Kbedin 
material  support.  ||  I  added  that,  as  regards  the  question  of  form^  there  were 
precedents  of  recent  date  for  the  course  we  had  taken;  and  I  meationcd  to 
bis  Excellency  the  instances  to  which  I  have  referred  you  of  similar  decli- 
rations  made  to  the  present  Khedive  and  to  bis  prcdecessor  by  the  Ag^ts 
of  France  and  England  on  behalf  of  their  Governments.  Such  communicatioBS 
were  naturaily  only  made  on  special  occasions;  hut  I  could  not  see,  that  they 
could  be  construed  as  ignoring  or  implying  doubts  of  the  Snltan's  sovereignty. 
I  am,  &c. 

Granville. 
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.    7787.     FBANKBEICH.    —    Gcneralconsul    in    Eairo    an    den 
franz.  Min.  d.  Ausw.  —  Schlechter  Eindruck  der  Note. 

Le  Cairey  Ie  10  janvier  1882. 
Hier  soir  Chérif-Pacha  et  M.  Malet  sont  venns  me  trouver  pour  m'en- 

F 

snir  aa  sujet  de  la  note  identique.  EUe  aarait  été  mal  compriscy  dans  ^g 
aines  sphères.  On  y  verrait  one  appréciation  défavorable  de  la  Ghambre 
notables,  nn  acte  de  défiance  vis-è.-vis  du  parti  national  et  one  mcnacc 
tervention  que  rieu  ne  justitie  en  ce  moment.  Les  objections  nous  ont  été 
lement  formulées  par  Chérif-Pacha  k  M.  Malet  et  h  moi.  M.  Malct  m'a 
posé  mêmC;  devant  Chérif-Pacha;  de  dcmandcr  è  nos  Gouvernements  re- 
stifis  Tenvoi  d'une  nouvelle  note  explicative  destinée  h  ramener  Topinion. 

Sienkiewicz. 


•.  7788.  PRANKKEICH.  — Geschaftstragcr  in  Bcrlin  (d'Aubigny) 
an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.  —  Verhandluugen  der  Ost- 
m^chte  über  Aegypten. 

Berlin,  le  10  janvier  1881. 
Monsieur  Ic  Ministrc,  conformémcnt  h  vos  instructions,  j'ai  cherchó  h,  me 
dre  comptc  des  dispositions  du  Cabinet  de  BerliU;  en  ce  qui  conccrne  lesio 
ires  d'Ègypte.  D'après  les  renscignemcnts  que  j'ai  recucillis  et  que  j'ai 
[  de  croire  sinon  entièrcment  authentiques,  du  moins  se  rapprochaut  fort 
la  vérité,  un  échange  d'idées  s'cst  produit  entre  1'Alleraagne,  la  Russie, 
itriche  et  Tltalie  au  sujet  de  Tattitude  qu'il  conviendrait  d'obscrver  si  de 
veaux  troubles,  de  la  nature  de  ceux  qui  ont  éclaté  en  Egypte,  il  y  a  peu 
mois,  venaient  è,  se  renouvelcr.  Il  résulterait  de  ces  pourparlers  que  les 
)inets  de  TEurope  oriëntale  seraient  unanimes,  bicn  qu'A  des  degrés  divers, 
epousser  Thypothèse  de  la  descente,  sur  les  bords  du  Nil,  de  forccs  Anglo- 
üQaises  et  que  la  solution  qui  leur  paraitrait  la  seule  praticable  serait 
voi  de  régiments  turcs,  après  entente  prcalable  de  la  Porte  avcc  les  Ca- 
ets  de  Paris  et  de  Londres,  et  avec  radjonction,  au  besoiu,  d'une  dómon- 
.tion  navale  de  ces  deux  Puissances. 

d'Aubiguy. 


.  7789.  GEOSSBRITANNIEH.  —  Botschafter  in  Wieu  (EUiot)  au 
den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Unterredung  mit  Kalnoky 
über  die  englisch-französische  Note. 

Vienna,  January  11,  1882.  ] 

My  Lord,  —  Count  Kalnoky  askcd  me  ycsterday  wlicthcr  I  could  teil 
anything  about  the  communication  which  the  British  and  French  Consuls-  n 

taatsarchiY  XLI.  4 


50  Aegypten. 

Hr.  7789.  GenenJ  in  Egypt  were  reported  to  have  made  to  the  Khedive,  the  snbstiw» 
briunnien.  of  which  the  üewspapcFS  have  professed  to  givc.  ||  I  said^  that  I  was  not  offi- 
iLJan.  1882.  gii^jly  acquainted  with  the  exact  terms  of  the  communication;  but  I  toldhii 
the  sabstance  of  jout  Lordship's  instructions  to  Sir  E.  Malet^  which  had  do 
doubt  been  strictlj  adhered  to.  ||  I  mentioned;  that  jout  Lordship  had  in- 
formed  Lord  Dnfferin,  that  it  was  not  trne^  that  M.  Gambetta  had  proposed 
or  that  Her  Majcstj's  Government  had  agreed  to  promise  the  Ehedive  materiil 
support;  and  that  there  was  no  change  in  the  views  of  Her  Majest/s  Go- 
vernment as  to  the  position  of  the  Sultan  in  regard  to  Egypt.  ||  Count  Ealnoky 
said;  that  hc  was  particularly  glad  to  hear  the  last  assm*ance;  as  a  contraiy 
impression  prevailed  in  some  quarters.  ||  He  eutirely  shared  the  opinion  of 
Her  Majesty's  Government,  of  its  being  desirable,  that  the  Khedive's  positioi 
and  the  existing  Firmans  should  be  maintaiued;  and  if,  as  he  gathered  firoa 
what  1  had  said,  the  object  of  the  present  step  was  the  continuance  of  tk 
status  qiiOy  that  object  was  quite  in  accordance  with  his  own  wishes.  ||  Dariig 
this  conversation  his  Excellency  did  not  cxhibit  a  tracé'  of  displeasurc  at  tbe 
communication  of  England  and  France  having  been  made  without  any  prcvioos 
intimation  to  the  other  Governments.  ||  I  have,  &c. 

Henry  Elliot 


Nr.    7790.     GEOSSBRITANNIEN.   —    Generalconsul    in   Kairo  « 

den    engl.    Min.    d.   Ausw.    —    Das    Budgetrecht  der 
^  Slgyptischen  Eammer. 

Cairo,  January  11,  1882. 
Nr.  7790.  My  Lord,  —  The  31st  Article  of  the  new  Organic  Law  of  the  ChaaAt 

briunnien.  ^^  Delcgatcs  proposcd  by  the  Government  authorizes  the  Chamber  to  expwi 
ii.jan.  1882.  opinions  on  the  Budget;  but  it  gives  no  power  of  sanctioning  or  rejectingflT 
part  of  it.  II  The  Budget  is  divided  into  two  sections,  one  disposing  of  reveM 
assigned  to  the  service  of  the  National  Debt,  the  other  of  those  revMl 
which  are  free.  ||  The  Delegates  of  the  Chamber,  it  appears,  are  unaniBO* 
in  insisting  upon  the  right  in  future  years  of  voting  this  second  part,  ivU^ 
they  contend  will  in  no  way  interfere  with  international  engagements.  |  At  M 
they  askcd  to  examine  and  vote  this  part  of  the  Budget  for  1882;  bot  tlo 
proposal  was  subsequently  withdrawn.  jj  Chérif-Pasha  and  the  ControUtti* 
General  are  of  opinion,  that,  if  the  Chamber  is  to  have  the  right  of  votiogtli 
Budget,  the  Council  of  Ministers,  and  therefore  the  Control,  lose  lU  koÜ 
over  the  finances.  ||  It  is  possible,  that  the  Chamber,  if  it  possessed  the  iM 
might  use  it  with  moderation  and  good  sense;  but  it  would  be  a  leap  ib  ^ 
dark  to  confide  the  power  to  it  before  it  bas,  in  other  matters,  proied  i» 
political  capacity.  ||  On  the  other  hand,  the  Chamber  exists  and  will  comSs^ 

to  do  so  unless  it  is  forcibly  suppressed,  which  can  only  be  done  by  in^ 

• 

vention,  and  this  is  a  last  resource  which  the  possible  eventoality  of  twa- 


Aegypten,  51 

.ction  of  the  Law  of  Liquidation  woald  in  no  waj  justifj.  ||  It  is  not  im-  ^^'-  '*^ 
ssible^  that  tho  breach  which  has  thus  been  created  betwcen  Chérif-Pasha  briunmeii. 
i  the  Chambor  maj,  if  not  avoided,  ultimatcly  cause  his  Exccllency's  re-^**^*"*  *^^' 
natiou;  in  which  case. the  present  Minister  of  War  woald  be  the  popolar 
ididate  of  the  National  party  for  the  Presideucy  of  the  Cooncil.    But  sap- 
ing  the  Khedive  names  a  Minister  who  comes  into  office  on  a  point  on 
ich  he  at  once  finds  himself  at  variancc  with  the  Controllers^  the  sitaation 
omes  extremely  difficalt    I  confess,  that,  rather  than   that  this  sitaation 
ald  sapervene;  I  shoald  prefcr  to  give  the  Chamber  the  right,  and  to  wait 
this  right  is  abased  before  interfering.  ||  It  must  be  borne  in  mind;  that 
Egyptians  have  distinctly^  for  good  or  for  evil,  entered  on  a  constitational 
i;  that  the  Organic  Law  of  the  Chamber  is  their  Charter  of  liberties.  I  It 
occorred  to  me^  that;  as  a  compromise^  the  right  might  be  giveu^  and 
a  part  of  the  Organic  LaW;  on  the  condition,  that  the  Delegates  volantarily 
}gate  the  use  of  it  for  three  years.  ||  I  have,  &c, 

Edward  B.  Malet 


'.  7791.  GEOSSBEITANNIEH.  —  Botschafter  in  Paris  an  den 
engl.  Min.  d.  Aasw.  —  Gambetta  ist  gegen  die  Ver- 
leihang  des  Badget-Bewillangsrechts  an  die  Slgyp- 
tische  Kammer. 

Paris,  January  12,  1882. 

My  Lord,  —  I  have  jast  the  honoar  to  receive  a  telegram  from  yoar   ^''  '^^^' 
dship,  inqoiring  what  the  French  Government  think  of  the  claim  put  for-  bnunnien. 
d  by  the  Egyptian  Government  to  vote  the  Budget  of  revenues  not  spe-^^'^"**^®^'- 
ly  assigned  to  the  Consolidated  Debt.  ||  I  am  able  to  answer  yoar  Lord- 
)'s  inquiry  at  once,   for  daring   an  interview  which  I  had  with  him  this 
rnoon,  M.  Gambetta  introduced  the  subject  of  Egypt,  apparently  for  the 
cial  parpose  of  expressing  a  very  strong  objectiou  to  any  interference  at 
by  the  Egyptian  Chamber   with  the  Budget  ||  He  said,  that  it  behoved 
ace  and  England  to  be  very  tirm,   lest  any  appearancc  of  vacillation  on 
ir  part  should  encourage  the  pretensions  of  the  Notables  to  lay  their  hands 
the  Badget;  and  he  argued,  that  their  touching  the  Budget  must  inevitably 
i  to  the  overthrow  of  the  arrangement  made  by  the  Liquidation  Commis- 
1,  to  the  subversion  of  the  French  and  English  Control,  and  to  the  ruin 
the  Egyptian  finances.  ||  Finally,  M.  Gambetta  exprcssed  his  conviction,  that 

explanation  of  the  joint  communication  of  the  twu  Govornments  would 
e  to  swell  the  arrogancc  of  the  opponcnts  of  France  and  England,  and 
Garage  them  in  their  designs  apon  the  Budget.  ||  I  have,  &c. 

L  y  o  n  s. 
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Nr.    7792.     TÜEKEL  —   Min.  d.  Ausw.  (Assim)  an    die  turk.  Bot- 

schafter  iu  Paris  und  Londou.   —  Protest  gegea  die 
gemeinsame  Note  vom  8.  Janaar. 

(Télcgraphiquc.)  Constantinople,  Ie  1/13  Janvier  1882. 

Nr.  77U2.  Votrc  Excellence  n'ignore  pas  que  les  Consuls -Généraux  de  France  rt 

Tarkoi.  , 

is.jiut.  i<^.  d  Angleterrc  en  Egypte  vicnnent  de  faire  simultanément  des  commonic^tioiis 

identiques  k  Son  Altesse  Ie  Khédive;  suivant  les  instrnctions  de  leurs  Goave^ 

nements.  ||  En  présence  du  Firman  Impérial  que  la  Sublime  Porte  a  promnlgsé 

relativement  k  cctte  provinee^   et   des  actes  de  la  récente   mission  spéciile 

Ottomane;  la  démarche  des  deux  Consulats-Généraux  laisse  voir  que  les  assih 

rances  réitérées  du  Gouvernement  Impérial  n'ont  point  été  appréciées.    Kov 

nc  saurions  donc  dissimuler  la  pénible  impression  qni  en  a  résulté  peur  nou^ 

et  nous  nous  voyons  dans  Tobligation  de  soumettre  aux  sentiments  de  jostia 

et  d'équité  du  Gouvernement  Anglais  quelques  observations.  ||  Sauvegarder  c» 

stamment  les  immunités  octroyées  h  TËgyptC;  et  consacrer  ainsi  Tordre  et  It 

prospérité  de  cette  province,  tels  sont  les  voeux  sincères  et  les  interets  di 

Gouvernement  Impérial,  dont  les  eflforts  jusqu'è  ce  jour  ont  tendu  vers  ce  bitj 

On  ne  saurait,  croyons-nous,  constater  qu'il  existe  Ie  moindre  indice  matérid 

OU  moral  venant  h  Tencontre  de  ce  but,  ni  la  moindre  circonstance  intérieoi! 

en  Egypte  qui  puisse  motiver  des  assurances  ctrangères  de  cette  sorte.  RiaJ 

donc  ne  justifie  la  démarche  coUective  qui  vient  d'être  faite  auprès  de  S« 

Altesse  Tcwfik-Pacha,  alors,  surtout,  que  TÉgypte  forme  une  partie  intégnate 

des  possessions  de  Sa  Majesté  Impériale  Ic  Sultan,  et  que  Ie  pouvoir  cwfirf 

au  Khédive  pour  Ie  maintien,  au  besoiu,  de  Tordre  et  de  la  sécnrité  pttbBc^. 

et  pour  la  bonnc  administration  du  pays,  ainsi  que  Ic  raffermissement  de 

autorité  pour  eet  objet,  reutre  esscntiellement  dans  Ie  domaine  des  droits^j 

des  prérogatives  de  la  Sublime  Porte.  ||  Du  moment  qu'une  pareille  démiKh  j 

était  jugée  nécessaire,  il  nous  semble  tout  naturel  qu'on  devrait,  au  préiUI^ 

obtenir  l'avis  de  la  Puissance  souveraine  k  eet  égard,  et  ne  se  servir  que  de 

canal  pour  faire  les  déclarations  et  donner  les  assurances  voulues.   Dès  lot% 

nous  nous  croyons  fondcs  k  trouver  peu  juste  la  démarche  directe  feite  aB|*i 

du  Khédive,  et  la  Sublime  Porte  so  voit  obligéo  de  chercher  k  connatkretej 

raisons  qui  ont  engagé  Ic  Gouvernement  Anglais  k  s'associer  au  Gouvernemtf^i 

de  la  Rópublique  Frangaise  dans  une  mesure  qu'elle  considère  comme  itt*" 

tativc   k   scs   droits   de    souveraineté   sur  TÉgypte.   ||   Les  observations  ■ 

tionnécs  ci-haut  on  été  égalcment  trausmiscs  k  1' Ambassade  Impériale  k  Ptf*j 

!  Je  vous  prie   de  vous  énoncer  dans  Ie  scns  qui  précède  auprès  de  M» 

Ministre  des  Affaires  Étraiigères,  en  lui  donnaut  les  développements  qw  w*j 

jugcricz  opportuns,  et  de  faire  ressortir  aux  yeux  de  son  Excellence  li  b^ 

site  impéricuse  pour  nous  de  reccvoir  des  explicatioiis  et  des  assorancesW 

puissent  dégagcr  Ie  Gouvernement  Impérial  de  la  situatiou  difficile  oü  3  *.j 

trouvc  par  suite  de  ce  qui  vient  de  se  passer  au  Caire. 


r.  7793.  FRAMKBEICH.  —  Min.  A.  Answ.  au  den  franz.  Bot- 
EChaftcr  in  London.  —  Interpretation  der  geratiin- 
samcD  Note  vom  7.  Jannar. 

Paris,  Ie  13  janvier  1882. 
Monsieur,  je  vans  ai  déjè  teno  au  conrant  des  incideDts  qni  ont  suivi  la   "'■ ' 
mise  do  la  notc  du  7  au  Gonvemcinent  Ëgyptien.    Aprüs  vons  avoir  si);naléi3.jii, 
I  certain  écart  de  vues  entre   les  Agcnts  des   deux  Puissances  au  Cairc,  je 
ns  priais  de  t^bcr  dc,conna!txe  sur  ce  point  les  sentiments  dc  Lord  Gran- 
De.   Tons  me  faites  part  do  l'iinpossibilité  oü  vous  êtes  d'eiitretcuir  en  ce 
iment  Ie  Principal  Secrétaire  d'Ëtat  ou  l'un  de  ses  collègues  au  Döparteroeiit 
s  Afiiaires  étrangères.     En   attendant  que  Lord  Graniille  soit  de  rctonr  & 
ndres,  je  dols  tous  avertir  que  je  maintiens  mes  instnictions  précédentes, 

?ons  renseigner  sur  les  faits  nouveanx  qui  se  sont  produits  dans  la  jouméc 

11.  II  Vous  tronverez  ci-joint  copie  de  deux  télégrammeB  qui  m'ont  étt 
ressés  Ie  11  par  M.  Sienkiewicz  et  de  la  réponse  que  je  lui  ai  faitc.  Ainsi 
e  TOns  Ie  verrez,  Ie  GouTernement  ïïgjptien  a  fait  differentcs  tentatives  qni 
tient  pour  objet  manifeste  d'atténner  la  portee  de  U  démarche  du  7:  tantöt 
insistait  pour  la  rédaction  d'unc  seconde  note,  explicativc  de  la  première, 
ttót  il  parlait  de  nons  adresser  une  réponse  qui  n'eüt  pn  qu'être  inopportune 

regrettable,  tanf^t  enfin  il  insinuait  qn'il  serait  utile  de  concédcr  iramédia- 
nent  k  la  Chambre  des  notables,  et  sans  ancune  garantie  préalablc  ponr  les 
érüs  légitimos  que  nous  avons  &  préserver,  Le  droit  d'cxamincr  lu  budget 

1884.  J'ai  répondn  k  ces  diverscs  suggestions  que  le  Gonvorncmcnt  Fran- 
is  n'avait  qa'Jk  se  maintenir  et  se  maintiendrait  sur  le  terrain  accepté  et 
oisi,  après  réflezions,  par  les  deux  Puissances.  J'ai  envojé  dans  cc  sens 
't  instmctions  formelles  h  M.  Sienklewicx.  ||  Hier,  Lord  Lyons  est  venu  fi 
Q  tonr  me  présenter,  an  nom  de  Lord  Granvillc,  des  réÖexions  analogues  k 
lies  qui  se  trouvaient  consignées  dans  les  commuuications  dc  notrc  Agent 
1  Caire.  Le  Cabinct  dc  Londres  insistait  particulièrcmcnt  sur  l'utilitó  dc 
diger  en  commnn  nno  seconde  note,  eiplicative  de  la  première.  J'ai  fait 
marquer  k  l'Amb&ssadenr  de  la  Reine  qu'une  seconde  note  ne  pouvait  que 
^ter  nos  déclarations  antérieures,  ce  qni  était  pour  le  moins  inutile,  on  bien 
s  contredire,  ce  qui  aurait  pour  résaltat  de  donner  nn  cncouragcmont  prcsquc 
reet  anx  adversaires  de  1'ordro  de  cboscs  établi  on  Egypte.  Aux  craintcs  que 
ord  Lyo&B  m'exprimait  sur  les  impressions  de  la  Chambre  des  uotables  et 
V  les  dispositions  dn  parti  national,  j'ai  opposé  ce  fait  indéniabte  qn'il  n'y 
nit  rien  dans  la  note  du  7  qni  fQt  dirigé,  soit  contre  la  Chambre,  soit  contre 
Kon  parti,  soit  contre  les  aspirations  raisonnables  dn  ponplc  Ëgypticn;  ija'il 
J  était  parlé  d'aucnn  projet  immédiat  d'intervention  armee,  1'état  de  choses 
ttant  ce  qn'il  est;  que  le  ton  n'en  était  en  aucnn  eudroit  comminatoire; 
'oQ  n'f  faisait  aucnno  opposition  aux  vocnx  du  pays,  en  tant  que  ces  voeux 
rtent  sur  d'ntiles  réformes  et  ne  tendent  pas  k  ébranier  les  pouvoirs  établis. 
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Nr.  7793.    gj   i^g   (jg^jj   Paissances   cherchaient   k   fortifier  Taiitorité  du  KhédiTe,  c'est 

Frankreich. 

13.  Jan.  1882.  Qu  cUes  coDsidéraient  que  cette  autorité  serait  employee  k  servir  les  interets 
généraux  de  rËgjrpte.  La  note  du  7  me  paraissait  indiquer  aussi  clairemeit 
que  possible  que  tel  était  Tesprit  qui  avait  inspiré  notre  action  commune.  S 
des  doutes  pouvaient  subsister^  il  appartenait  aux  Agents  des  deux  Paissances 
au  Caire  de  les  dissiper,  lorsque  roccasion  s'en  présenterait;  en  concertist 
leur  langage.  ||  L'Ambassadeur  de  la  Reine  a  paru  frappe  des  observations  qte 
j'ai  présentées.  Je  ne  lui  ai  point  caché  qu'il  se  heurtait  k  nne  dédsiondéjl 
prise  et  que  j'avais  dü  prendre  pour  me  conformer  k  Tesprit  comme  an  texte 
de  la  note  du  7  janvier.  Je  lui  ai  communiqué  Ie  télégramme  par  leqnel 
j'avais  mande  k  M.  Sienkiewicz  de  s'en  tenir  k  ses  premières  instructions.  J*ii 
ajouté  d'ailleurs  que  Lord  Granville,  dans  les  pourparlers  qui  ont  précédé  fen- 
voi  de  la  note  commune^  a  montré  tant  de  bon  vouloir  k  se  prêter  aox  nxs  , 
du  Gouvernement  Francais  que  je  me  ferais  k  mon  tour  un  devoir  de  oon^ 
toisiC;  s'il  avait  quelque  proposition  nouvelle  k  nous  adresser,  d'apporter  i 
Texamen  de  ce  qui  nous  serait  proposé  par  lui  Tattention  la  plus  empresiéi 
Je  n'en  ai  pas  moins  insisté  sur  cc  point  fondamcntal  de  l'affaire;  qu'en  atten- 
dant  qu'un  nouvel  échange  d'obscrvations  ait  abonti  k  quelque  résultat  pnti^ 
je  n'avais  pas  lieu  de  me  départir  de  la  ligne  de  conduite  que  j'ai  snuei 
jusqu'^  présent.  J'ai  prié  Lord  Lyons  de  vouloir  bien  faire  connaltre  nos  «► 
biles  k  Lord  Granville.  ||  Dans  tous  les  cas  et  quand  même  une  dédsion  ooi* 
veile  des  deux  Puissances  devrait  intervenir  dans  un  délai  plus  ou  moins  r^- 
proché^  il  me  semble  dès  k  présent  indispensable  qu'aucune  divergence  ne  posifi 
(^tre  relevé  dans  Ie  langage  des  Agents  des  deux  Puissances  au  Caire.  Ln^ 
attitude  commune  doit  ètre  telle  qu'elle  décourage  d'avance  les  tentatiyes^ 
pourraient  être  faites  pour  les  isoler  Tune  de  Tautre.  Lord  Granville  jogöi 
saus  doute,  comme  moi,  que^  s'il  en  était  autrement,  la  note  commune  negv^ 
derait  pas  un  sérieux  digne  des  deux  Puissances  qui  se  sont  entendues  ^ 
la  présenter  au  Khédive.  A  la  première  occasion  qui  s'offrira  k  vous  dew» 
entretenir  avec  les  Ministres  de  la  Reine,  je  vous  prie  de  vous  informer  si  dei 
instructions  ont  été  envoyées  dans  ce  sens  k  Sir  Edward  Malet  ou  si  elles  !• 
scront  Ie  plus  tot  possible.  J'ai  cru  comprendre  que  Lord  Lyons  partigei'^ 
sur  ce  point  mon  avis. 

Gambetta. 


Vc 


Nr.    7794.      GROSSBRITANNIEN.    —   Min.   d.   Ausw.   an   den  eifl. 

Botschafter  in  Paris.  —  Budgetrecht  der  agyptiscirt 
Kammer.    Zustimmnng  zu  Gambetta's  Ansicht 

i^r.  7794.  Foreign  Office,  January  16, 18tt 

Grosg-  My  Lord,  —  With  referencc  to  your  Excellenc/ s  despatch  of  the  IJ* 

briiannien.    .  -    ,  i  .i«  •«     Hm^ 

i6.jan.  1882. lï^s^^ï^^?  I  li^vc  to  Tcqucst,  Uiat  you  will  state  to  M.  Gambetta^  thit  Her»* 
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sty's  Government  concur  with  him,  that  the  proposal  of  the  Notables  in  regard  ^'-  ''^- 
I  voting  that  partion  of  the  Budget  which  deals  with  the  unassigned  resources  britannien. 
ld  the  expenses  of  administration,  at  all  events  in  its  present  shape,  cannot  i^- J»"-  *8®- 
}  agreed  to,  although  there  may  be  points  worthj  of  consideration  hereafter. 
Sir  E.  Malet  has  therefore  been  instructed  to  join  his  French  colleagne  in 
ipporting  Chérif-Pasha  in  his  opposition  to  the  demand  of  the  Ghamber  in 
is  respect.  ||  I  am^  &c. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


fr.  7795.     GEOSSBRITANNIEH.  —  Botschafter  in  Rora  (Paget)  an 

den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —   Die  italienische  Politik 
bez.  Aegyptens. 
üxtract.)  Rome,  January  17,  1882. 

I  have  the  honour  to  inform  your  Lordship,  that,  in  an  interview  I  had  ^'-  ''^• 
ith  M.  Mancini  yesterday  afternoon,  his  Excellency  told  me  that  he  had  re-  briunnieB. 
ïived  the  day  before  from  the  Turkish  Ambassador  a  copy  of  a  telegram '^•'*"-*®^- 
Idressed  to  him  (and  he  presumed  also  to  the  Turkish  Ambassadors  in  Berlin, 
ienna  and  St  Petersburgh)  by  the  Turkish  Minister  for  Foreign  Affairs  re- 
tive  to  the  recent  identic  communication  by  England  and  France  to  the 
hedive.  ||  M.  Mancini  did  not  give  me  a  very  minute  description  of  the  tele- 
lun  to  Musurus-Bey,  but  I  unterstood  that  after  repeating  a  telegram  ad- 
'essed  to  the  Sultan's  Ambassadors  in  London  and  Paris,  for  communication 
Her  Majesty's  Government  and  the  French  Government,  in  which  the  action 
the  two  Governments  is  described  as  uncalled  for  by  present  circumstances, 
ld  as  an  infringement  of  the  sovereign  rights  of  the  Sultan,  the  Turkish  Ambassa- 
)r  is  instructed  to  elicit  an  expression  of  the  views  of  the  Italian  Government 
)on  this  subject.  ||  M.  Mancini  stated,  that  it  was  his  intention  to  reply  in 
ie  time  to  the  Turkish  communication,  but  that  before  doing  so  he  should 
^k  for  more  correct  Information  than  he  now  possessed  as  to  the  real  si- 
uition  in  Egypt,  the  hearing  and  significance  of  the  appointment  of  Araby 
ey  as  Secretary  to  the  Ministry  of  War,  &c,  \\  I  said,  that  the  policy  of  Her 
^Ajesty's  Government  remained  precisely  the  same  as  it  had  been  described 
1  your  Lordship's  despatch  of  the  4th  November  to  Sir  E.  Malet,  that  there 
i^  no  change  in  the  views  of  Her  Majest/s  Government  as  to  the  position 
the  Sultan  in  regard  to  Egypt,  and  that  there  had  been  no  question  between 
^T  Majesty's  Government  and  the  French  Government  of  granting  any  material 
Pport  to  the  Ehedive.  ||  M.  Mancini  stated,  that  the  policy  of  the  Italian 
^vernment  in  regard  to  Egypt  continued  to  be  the  same  as  he  had  made 
own  to  Her  Majesty's  Government,  and  had  described  it  to  be  in  the 
amber.  They  adhered  to  the  principles  laid  down  in  your  Lordship's  des- 
tch  to  Sir  E.  Malet  of  the  4th  November,  and  so  long  as  the  present 
^te  of  things  continued  to  work  they  would  respect  it;  but,  in  the  event  of 
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Nr.  7785.    fliere    occurring   any  violent  disruption,   they   would    consider  the  Egyptiiii 

britannion.  qucstioü  as  having  assumcd  aii  European  character,  and  themselves  entitled 

17.  Jan.  1882.  ^q  claim  a  participation  in  its  settlement     It  would  probably  be  in  this  sense, 

his  Excellency  added,  that  he  should  eventually  reply  to  the  Torkish  com- 

munication,  which  he  had  just  received. 


Nr.    7796.     FRANKREICH  und  GROSSBKITANNIEH.— Die  General- 

controleurc  au  die  engliscben  and  französiscben 
Generalconsuln.  —  Das  von  der  agyptischen  Kammer 
bcanspruchte  Budgetrecht  tangirt  die  Rechte  der 
General -Controleure. 


Nr.  7796. 
Frankreich 


Le  Caire,  ce  17  Janvier  1883. 
Lc  Décret  du  18  Novembre,  1876,  règle  la  procédure  du  Budget  et  dé- 
and      termine  qucUes  autorités  doivent  intervenir  tant  pour  le  préparer  que  poorie 
britM^ên.  ^ö^^r-  II  ^^^  termes  de  TArticle  10  de  ce  Décret  le  Budget  est  préparé  pir 
i7.Jan.iR82.  Ie  Ministrc  des  Finances  et  les  deux  Contróleurs-Généraux.    Le  Conseü  des 
Ministres,   après  Tavoir  discuté  de  concert  avec  les  Controleurs,  le  sonmet  i 
Tapprobation  du  Khédive;  il  n'est  fait  aucune  mention  de  la  Chambre  des  Ho- 
tables,  qui,  cependant,  existait  déj^.  ||  Le  Controle  fut  supprimé  lors  dei 
Constitution   du   Ministère   Mixte;   mais   par   une   note    officielle   adressée  Ie 
31  Mars,  1879,  aux  Agents  d'Angleterre  et  de  France,  le  Gouvernement  Égy^ 
tien  s'est  cngagé,  au  cas  oü  il  modifierait  Torganisation  des  Ministères  des  R- 
nanccs  et  des  Travaux  Publics,  h,  rétablir  lc  Controle  dans  les  conditions  d» 
Décret  du  18  Novembre,  1876.  ||  Par  Décret  du  4  Septembre,  1879,  le  0^ 
tróle  a  été  rétabli.     Puis  le  Gouvernement  ayant  voulu  modifier  les  attribütioos 
des  Controleurs,  il  reconnut  lui-même,  ce  qui  du  reste  était  de  teute  évidenc^ 
qu'il  ne  pouvait  le  faire  qu'avcc   Tassentiment  des  Gouvemements  Anglais  é 
Francais.     Cet   assentiment  fut   donné   et    est  mentionné  dans   le  Décret  dn 
15  Novembre,  1879.    A  cette  époque  les  deux  Gouvemements  se  sont  mêine 
réserves  la  faculté  de  revenir  sur  le  consentement  qu'ils  donnaient,  et  ont  ex- 
préssement  stipulé  ''la  possibilité  d'un   retour  éventuel  aux  dispositions  cöb- 
tenues  dans  lc  Décret  du   18  Novembre,  1876,  relativement  aux  attributies 
des  Contróleurs-Généraux."  ||  (Note  des  Agents  de  France   et  de  la  Grande 
Brotagne  en  date  du  15  Novembre,  1879.)  ||  Aujourd'hui  la  Chambre  des  l^- 
lécrués  dcniandc  k  etre  substituée  au  Conseil  des  Ministres   dans  le  droit  de 
voter  lc  Budget     C'cst   \h   assurément  une  nouvelle  modiücation  aux  régies 
tracécs  par  le  Décret  du  18  November,  1876.     Si  le  Gouvernement  accéditt 
k  la  proposition  de  la  Chambre,  les  Contróleurs-Généraux,  exergaut  leur  droit 
d'intervention   dans  la  discussion  du  Budget,  ne  se  trouveraient  plus  en  pr^ 
sence  do  Miuistres  respousables,  mais  d'une  Chambre  irresponsable.  jj  Une  ia- 
novation  aussi  gravc  ne  peut  être  introduitc  sans  Tassentiment  des  Gouven»* 
ments  Anglais  et  Franyais.  ||  Y  a-t-il  lieu,  dans  les  circonstances  actaelles^di 
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donner  eet  assentiment?  ||  Aujourd'hui,  la  direction  des  affaires  est  confiée  k  ^r.  7796. 
des  Hinistres  aaprès  desqaels  les  Contrólears-Généraux  joaent  Ie  róle  de  Con-       ^^ 
seülers  Financiers;  il  s'agit  maintenant  de   substituer  la  Chambre  au  Conseil    ^^«>»- 
des  Ministres.  ||  Le  pouvoir  des  Contróleurs-Généraux  n'a  pas  d'autre  sanction  17  j^^  jg^, 
que  le  droit  de  signaler  par  des  rapports  les  actes  de  mauvaise  administration. 
Ce  droit,  efficace  vis-i-vis  de  Ministres  que  le  Khédive  peut  changer,  est  illu- 
soire Tis-è-vis   d'une  Cbambre  irresponsable.     Il  faudrait  donc,  si  le  droit  de 
Toter  le  Budget  était  accordé  k  la  Chambre^  ou  modifier  le  Décret  des  attri- 
Imtions  des  Contróleurs-Généraux^  ou  supprimer  le  Controle.  ||  L'intervention 
de  la  Chambre  dans  la  direction  des  affaires  serait  d'autant  plus  grave  que 
t<m  inexpérience  est  incontestable^  qu'elle  est  certainement  disposée  k  éliminer 
tout  element  Europeen  de  Tadministration  du  pays  et  qu'elle  émet  la  préten- 
tlon  d'intervenir  dans  tous  les  détails  de  TAdministration.    £lle  revendique 
(Article  9  de  son  Projet  de  Reglement)  le  droit  de  controle  sur  tous  les  fonc- 
Jtioimaires  publics.    Elle  demande  (Article  35)  que  tout  Traite,  contrat,  on  en- 
tfeigement  que  le  Gouvernement  vent  contracter  avec  des  tiers  ne  devienne  dé- 
'Jbütif  et  exécutoire  qu'après  avoir  été  voté  par  elle,  k  Texception  des  con- 
tnïs  et  adjudications  relatifs  k  des  travaux  dont  le  crédit  est  prévu  par  le 
Budget  de  Tannée  correspondante.  ||  U  est  hors  de  doute  que  Ton  vise  par 
Ük  tous  les  contrats  avec  les  fonctionnaires  Européens  et  toutes  les  concessions 
1^  des  étrangers.  ||  Au  surplus,   le  Reglement  proposé  par  le  Gouvernement 
[:  IMrmet  k  la  Chambre  de  prouver  son  aptitude  k  exercer  les  droits  qu'elle  ré- 
tiiiDe.    Elle  peut  émettre  ses  avis  sur  le  Budget,  s'opposer  k  tout  établisse- 
3iMDt  d'impót  nouveau,  prendre  part  k  la  préparation  de  toutes  les  mesures 
4%térêt   généraL     Si    l'usage    qu'elle  fcra  de  ces  droits  prouve  qu'on  peut 
^ttis  danger  étendre  ses  pouvoirs,  les  Contróleurs-Généraux  reconnaissent  qu'il 
iMmrra  y  avoir  lieu  de  modifier  en  ce  sens  les  Conventions  actuelles.    lis  n'e- 
^liment  pas  que  le  moment  soit  venu. 

A.  Col  vin, 

G.  de  Blignières. 


Ur.   7797.     FBANKKEICH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  General- 

consul    in    Kairo.    —    Nothwendigkeit    der    Finanz- 

controle  in  Aegypten. 

Paris,  le  17  janvier  1882. 

Monsieur,  depuis  le  10  de  cc  mois,  époque  k  laquelle  je  vous  ai  adressé  Nr.  7797. 
des  instructions  détaillées  sur  Taction  commune  de  la  France  et  de  l'Angle- J**"^*^- 
Icrre  en  Egypte,  il  ne  s'est  presque  point  passé  de  jour  que  cette  action 
B'nit  donné  lieu,  de  votre  part,  k  quelque  communication  importante.  Les 
j^mières  tentatives  que  le  Ministère  de  Chérif-Pacha  a  faites  auprès  de  vous 
poar  atténner  la  portee  de  notre  démarche  ont  été  momentanément  écartées; 
BMOS  d'autres  difficultés  subsistaient:  d'une  part,  les  différents  groupes  qui  se 
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Nr.  7797.    (Jisputent  Ic  pouvoir  en  Egypte,  un  moment  intimidés  par  la  manifestal 

Frankreich.  ' 

i7.jan.i882.  Dliqne  QC  1  entente  Franco-Anglaise,  pouvaient  tirer  parti  dune  div 
plas  on  moins  apparente  qa'ils  remarqaaient  dans  Ie  langage  des  deux  ( 
daatre  part,  la  Chambre  des  Notables  prenait  des  allares  inquiétantcs 
ses  prétentions,  en  matière  de  budget,  jostifiait  la  sage  précaution  q 
avions  prise  de  resserrer  et  d'affirmer  Tnnion  des  deux  Puissances  qoi 
portées  garantes  de  la  stabilité  financière  en  Egypte.  Vous  m'avez  c( 
qué  sur  ce  point  les  observations  fonnulées  par  les  membres  du  cont 
je  n'ai  pas  hésité  k  les  approuver.  Je  vous  prie  de  bien  remarqi 
sur  les  deux  points  les  plus  essenticls,  k  savoir  les  rapports  qui  doivei 
blir  entre  les  Représentants  des  deux  Puissances  au  Caire  et  les  attr 
de  Ia  nouvelle  Chambre  en  matière  de  budget,  les  Cabine ts  de  Pari 
Londres  sont  pleinement  d'accord.  Vous  trouverez  ci-joint  Ie  texte  di 
rances  qui  m'ont  été  transmises  k  eet  égard,  au  nom  de  Lord  Granvi 
un  télégramme  de  M.  Challemel  Lacour  du  16  janvier;  elles  ont  ét^ 
mees  dans  une  conversation  que  j'ai  eue  aujourd'hui  même  avec  Lord 
II  Ainsi  que  vous  Ie  verrez,  de  Cabinet  Ie  Saint-James  n'est  pas  moins 
que  nous  k  une  extension  de  pouvoir  qui  changerait  complètement  Ie  c 
de  la  Chambre  des  Notables,  et  qui  troublerait  profondément  Tordre  i 
établi  en  Egypte.  Sans  doute,  on  peut  regretter  que,  dans  Ie  passé, 
sence  d'un  controle  national  exercé  sous  la  forme  représentativc,  n 
do  té  TÉgypte  de  finances  régulières,  et  rendu,  par  Ik,  superflue  Tinte 
du  controle  europeen.  Mais  Thistoire  de  ce  pays  n'offre  rien  de 
avec  celle  des  nations  parlementaircs.  Il  ne  doit  Tordre  qui  règne  i 
ment  dans  les  finances  qu'au  régime  spécial,  créé  en  vue  d'une  sitnati 
ticulière  que  la  volonté  commune  de  la  France  et  de  TAngleterre  a  fail 
et  durer.  Pour  maintenir  1'équilibre  de  son  budget,  ce  n'est  pas  t 
efforts  constants  des  deux  controleurs  européens,  de  leurs  relations  quot 
avec  les  Ministres  du  Khédive,  de  leur  surveillance  incessante  sur  to 
branches  de  Tadministration  locale.  Délégucr  une  partie  de  ses  pouvoii 
institution  naissante,  mal  déünie,  et  qui  serait,  de  fait,  irresponsable 
les  tiers  créanciers  de  TÉgypte,  ce  serait  compromcttre  toute  Toeuvre 
plie,  et  ramener  TÉgypte  de  trente  ans  en  arrière,  sous  Ie  préten 
émancipation  prématurée.  En  élucidant  les  questions  administratives 
sont  soumises,  la  Chambre  des  Délégués  rendra  des  services  plus  n 
mais  plus  réels  et  plus  conformés  k  son  origine.  ||  Lord  Granville 
été  moins  explicite  en  ce  qui  touche  la  nécessité  de  rendre  ostensible  1 
des  deux  Puissances  par  celle  de  Icurs  Agents  au  Caire.  Les  signes 
qui  pourront  être  donnés  de  notre  accord  sont  tout  aussi  importants 
accord  lui-même;  mais  si  Tentente  doit  être  absolue,  soit  sur  Ie  but  k  a* 
soit  sur  les  démarches  principales  k  accomplir,  Lord  Granville  estin 
suis  d'accord  avec  lui,  qu'il  convient  de  laisser  une  certaine  latitude  i 
de  vous  deux  pour  Ie  tour  k  donner  aux  explications  qu'il  peut  être  amen' 
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nir  aa  Goavernement  égyptien.  Les  deux  nations,  en  effet,  n'ont  pas  exactement  ^'-  ' '*"• 
en  Egypte  la  mème  sitaation,  et  lenrs  interets ^  poar  être  concordants,  ne17.jan.i882. 
sont  pas  identiqaes;  il  appartient  anx  deax  Agents,  one  fois  Ie  concert  établi 
sur  Taction  commnne,  de  Tappajer  par  des  arguments  appropriés  k  la  position 
respective  des  denx  pays.  Il  est  toatefois  bien  entendu  que  M.  Malet,  lè  oü 
il  Qsera  de  la  latitude  qoi  lui  sera  laissée,  ne  devra  ni  voos  tenir  secrètes 
les  raisons  qoi  Ie  feront  agir^  ni  même  négliger  d'en  délibérer  d'abord  avec 
Toas.  Mes  instructions  précédentes  vous  ont  d'aillears  saffisamment  fait  con- 
naitre  quels  sont  les  points  essentiels  sar  lesquels  aacane  divergence  ne  doit 
exigter.  Hs  se  résnment  dans  Ie  maintien  de  Torganisation  actuelle  de  TËgypte, 
soit  aa  point  de  vae  de  Téqailibre  financier  que  les  Puissances  sont  résolues 
4  défendre^  après  TaToir  péniblement  affermi,  soit  au  point  de  vue  du  régime 
politiqne  et  des  situations  acquises  qu'il  s'agit  de  protéger  contre  les  compé- 
titions  intérieures  ou  extérieures  et  dont  Ie  maintien  nous  paratt  lié  aux  in- 
terets généraux  de  l^gypte  et  du  peuple  égyptien.  ||  Je  n'ajoute  qu'un  mot. 
Chérif-Pacha  est  Ie  chef  du  Ministère;  il  ne  peut  écbapper  k  la  responsabi- 
lité  des  événements  qui  surviendront  et  il  est  tenu  de  déployer  toute  la  fermeté 
nécessaire  pour  prévenir  les  intrigueS;  les  usurpations  ou  les  complots  dont 
les  interets  défendus  par  la  France  et  TAngleterre  et  Ie  concert  Anglo-Fran- 
fais  loi-même  auraient  k  souffrir.  Attachez-vous  k  lui  •  bien  représenter  toute 
1'étendue  de  cette  responsabilité.  Pesez  sur  lui^  s'il  Ie  faut^  pour  lui  commu- 
lüquer  votre  propre  énergie;  Ie  premier  Ministre  du  Ebédive  nous  foumirait 
^  grave  sujet  de  plainte  contre  lui^  s'il  contrecarrait  nos  efforts  par  ses 
desseins  particuliers  ou  s'il  les  paralysait  par  sa  faiblesse. 

Gambetta. 


Nr.  7798.     FBANKELEICH.  —  Botschafter  in  London  an  den  franz. 

Min.  d.  Ausw.  —  Die  englische  Regierung  ist  einer 
Action  zur  Unterstützung  der  gemeinschaftlichen 
Note  entschieden  abgeneigt 

Londres,  Ie  17  janvier  1882. 
Aussitót  informé   du   retour  de  -Lord  Granville  k  Londres,  je  me  suis  ^'-  ''"^ 
endu  au  Foreign  Office,  et  j'ai  eu  avec  Ie  principal  Secrétaire  d'État  une17.jftn.i882! 


onversation  dont  mon  télégramme  d'hier  soir  vous  a  fait  connattre  Ie  résumé. 
Malgré  la  déclaration  formelle  de  Lord  Granville  relativement  au  prix  qu'il 
ttache  k  la  bonne  entente  non  seulement  réelle,  mais  apparente  (c'est  Ie  mot 
ont  il  s'est  servi)  de  la  France  et  de  TAngleterre  dans  la  question  égyptienne, 
)  n'ai  pas  trouvé,  je  dois  Tavouer,  ses  dispositions  entièrement  satisfaisantes. 
bas  en  pourrez  juger  vous-même  par  certains  détails  de  notre  conversation 
>nt  je  crois  utile  de  vous  faire  part  II  est  k  peu  prés  certain  aujourd'hui 
>ur  moi  que,  si  Ie  Cabinet  de  Londres  a  envisagé  Téventualité  d'une  action 
fective  des  deux  Puissances  k  1'appui  de  la  note  collective,  Q'a  été  en  fin  de 
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Nr.  7798.    compte  pouF  Técarter.     La  réserve  formulée  d*abord  par  Lord  Granville  et 

Frankreiclu 

i7.jftn.  1882.  dont  je  vous  avais  communiqué  Ie  sens  par  mon  télégramme  du  6  courant,  ré- 
serve qui  ne  nous  avait  pas  paru  absolument  conforme  aux  termes  dans  lesqnek 
Lord  Lyons  vous  avait  notifié  Ie  même  jour  Tadhésion  du  principal  Secrétaire  d'État 
k  votre  projet,  exprimait  réellement  la  vrai  pensee  du  Gouvernement  de  li 
Reine.  Lord  Granville  entendait,  en  effet,  que  la  note  collective  ne  devait 
être  considérée  que  comme  un  encouragement  purement  platonique,  qui  n'im- 
pliquait  la  promesse  d'aucune  sanction.  Lorsqne  j'ai  exprimé^  comme  tobs 
m'en  aviez  chargé,  k  Lord  Granville  combien  vous  aviez  été  touche  du  bon 
vouloir  avec  lequel  il  s'était  prêté  k  la  démarche  que  vous  lui  proposiez  de 
faire  en  commun,  il  m'a  dit  ;,qu'il  n'avait  jamais  peusé  que  la  note  proposée 
par  vous  püt  ètre  d'aucune  utilité";  mais  il  avait  tenu  k  vous  donner  un  té- 
moignage  du  désir  qu'avait  Ie  Gouvernement  anglais  de  se  montrer  d'accord 
avec  la  France.  J'ai  répondu  aiissitöt  que  la  manifestation  de  eet  accord  était 
effectivement  la  seule  chose  qui  püt  assurer  Tefficacité  de  la  note  collective; 
elle  était  la  condition  même  de  Tinfluence  que  la  France  et  TAngleterre  se 
proposaient  d'exercer  dans  les  circonstances  actuelles,  et  c'est  pourquoi  il 
était  bien  rcgrettable  que  certaines  différences  de  langage  et  d'interprétatioD 
entre  les  Agents  des  deux  Puissances  au  Caire  eussent  compromis  Teffet  de  la 
note  et  encouragé  des  prétentions  auxquelles  on  avait  Tespérance  de  conper 
court  Le  principal  Secrétaire  d'État  m'a  assuré  que  TAgent  anglais  n'avwt 
certainement  pas  encouragé  les  résistances  et  que,  d'après  M.  Malet,  notre 
agent  avait  dü  lui-même  nous  avertir  que  la  note  n'avait  pas  produit,  di«  le 
premier  moment,  une  impression  favorable. 

Challemel-Laconr. 


Nr,    7799.     FRANKREICH.    —    Min.    d.   Ausw.   an   die   franz.  Bot- 

schaftcr  in  London  und  Konstantinopel  und  deo 
Generale onsul  in  Kairo.  —  Unterredung  mit  dem 
türkischen  Gesandten  über  die  Note  vom   7.  Januar. 

Paris,  le  18  janvier  1882. 
Nr.  77W.  Il  n'est  pas  exact  de  dire,  comme  le  font  plusieurs  joumaux  de  France 

18™»^^  et  d'Angleterre,  qu'Essad-Pacha  aurait  remis  une  note  au  Gouvernement  Fran- 
cais au  nom  de  la  Porte.  Essad-Pacha,  k  la  suite  d'un  télégramme  qu'il  ^ 
re^u  de  Constantinople  et  dont  il  m'a  donné  connaissancc,  a  eu  avec  moi  no 
entretien  dont  Tobjet  était  de  me  réprésenter  que  l'état  de  TÉgypte  est  pro- 
spère  et  tranquille,  que  eet  état  ne  fournissait  pas  de  motif  k  une  démarche 
semblable  k  cello  qu'ont  accoraplie  la  France  et  TAnglcterre;  qu'cn  tout  cas 
les  observations  que  nous  pourrions  avoir  k  faire  auraicnt  dü  d'abord  être 
adressées  k  la  Porte,  suzeraine  de  l'Égypte.  ||  J'ai  répondu  en  substance  i 
Essad-Pacha,  d'une  part  que  les  deux  Puissances  ne  sont  intervenues  que  povr 


( 
1 


Aegypteii.  61 

moigner  de  leur  résolutioü  de  maintenir  Ic  statu  quo  fixé  par  les  firmans  et  ^''  '''^' 

^  ^  Frankieioh. 

s  traites  et  que,  ne  voulaut  pas  innover  en  Egypte,  nous  n'avions  pas  sujet  is.  jan.issa. 

j  recourir  k  la  Turquie;  d'autre  part,  que  la  prospérité  actuelle  de  TËgypte 

sot  préclsément  è,  une  organlsation  et  k  des  arrangements  financiers  dont  la 

rancc  et  TAngleterre  ont  la  garde;  que  nous  avions  dö  prévoir  les  périls 

li  pourraient  compromettre  cette  organisation;  qu'enfin  les  prétentions  élevées 

ir  la  Ghambre  des  Notables  ont  assez  clairement  justifié  uos  prévisions,  nos 

quiétudes  et  nos  alarmes.  ||  J'ai  ajouté  que  persouncUement  je  ne  verrais 

icone  objection,  loin  de  1^,  h  faire,  après  les  faits  accomplis  (car  je  n'en  ai 

mais  admis  la  communication  préalable),  une  communication  simultanée,  iden- 

que,  collective  de  la  note  anglo-frangaise  k  la  Porte  par  Torgane  de  nos 

obassadeurs  rcspectifs  k  Constantinople.    Mais  j'ai   bien   fait   remarquer   a 

•ssad-Pacha,  que  c'ótait  \k  une  vue  personnelle  sur   laquelle   je   n'avais   fait 

Dcime  ouverture  k  Londres.     Il  ne  m'a  pas  paru  goüter  ontre  mesure  cette 

iggestion  qui  avait  k  mon  sens  Tavantage  de  lier  plus  étroitement  et  plus 

lanifestement  encore  la  partie  entre  l'Angleterre  et  la  Franco,  aux  regards 

e  tout  Ie  monde.  ||  Vous  pouvez,  k  ce  sujet,  vous  en  ouvrir  avec  Lord  Gran- 

iUe.  II  Je  me  suis  ensuite  expliqné  avec  Essad-Pacha  sur  les  tendances  que 

i  Porte  témoignait  depuis  quelque  temps,  et  qui  seraient  de  nature  si  elles 

aggravaient ,  k  altérer  scs  bons  rapports  avec  ses  alliés  les    plus  anciens. 

B  n'ai  pu  m'empêcher  d'exprimer  mes  regrets   et  mes  appréhensions  sur  la 

)ie  oü  la  Porte  parait  vouloir  s'engager. 

Gambctta. 


h\    7800.     FBANKELEICH.  —    Min.    d.  Ausw.    an    den   franz.    Bot-     , 

schafter  in  Konstautinopel.  —  Zögern  der  englischen 

Regicrung. 

Paris,  Ie  20  janvier  1882. 

Monsieur,  la  démarche  simultanée  des  Représentants  de  Franco  et  d'An-   ^'-  J*^^ 

'  Fraokreioh. 

eterre  en  Egypte  a  donné  lieu  k  une  série  d'incidcnts  dont  vous  trouverez  20. Jan.  isssl 
s  détails  dans  les  extraits  de  la  correspondance  diplomatiquc  que  je  joins 
cette  lettre.  Aiusi  que  vous  Ic  verrez,  les  premières  difficultés  que  nous 
ions  exposés  k  rencontrer  dans  1'entourage  même  du  Khédive  ont  été  momen- 
aément  écartées.  Deux  points  essentiels  étaient  k  regier  entre  les  Cabinets 
Paris  et  de  Londres.  D'une  part,  il  fallait  que  Tentente  des  Puissances 
t  rendue  ostensible  par  celle  de  leurs  Agents  au  Caire.  D'autrc  part,  les 
nx  Gouvernemcnts  devaient  tomber  d'accord  sur  Taccueil  k  faire  aux  pré- 
itions  de  la  Chambre  des  notables  en  matière  de  budget.  ||  Sur  lo  premier 
int,  vous  appréciercz  la  portee  des  assurances  de  bonne  entente  qui  nous 
t  été  données,  è,  deux  reprises,  par  Ie  Gouvernement  Anglais,  et  les  réserves 
nt  il  a  cru  devoir  les  accompagner.  Je  dois  ajouter  que  les  explications 
i  m'ont  été  transmises  par  M.  Challemel  Lacour,  dans  sa  lettre  du  17  de 


Nr.    7801.     FRANKaEICH.   —    Min.   d.  Ausw.   an  den   franz.  Bot- 

schafter  in  London. —  Anweisung,  mit  Granville  übcr 
eine  Intervention  za  anterhandcln. 

Paris,  Ie  23  janTier  1882. 
Nr.  7801.  M.  Sienkiewicz  s'inquiète  de  plus   en  plus  de  la  situation.    II  me  mande 

23.jan.i882!P^^  télégramme  du  21  et  du  22  qu'il  n'espère  plus  que  la  Chambre  cèdesar 
la  question  du  budget.  11  définit  ainsi  la  situation:  ou  transiger  avec  la  Ctim^ 
OU  intervenir.  ||  Voyez  Lord  Granville  pour  lui  demander  ses  vues  et  s*ü  w 
pense  pas  que  Ic  moment  approche  de  se  concerter  et  de  prendre  certiiDtt 
mesures  d'action. 

Gambetta. 
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Kr.  7800.   ce  mois,  révèlent,  de  la  part  de  Lord  Granville,  unc  certaine  hésitation  ï  %i> 

Fnnkreich.  ,  / 

20.J»n.i882.<^6pt6^  les  conséquencos  de  notre  commune  démarche  et  laissent  planer  qnelqae 
incertitude  sur  Tétendue  du  concours  que  M.  Sienkiewicz  peut  attendre  de 
son  CoUègue.  Ccpendant,  Lord  Ljons  a  été  beauconp  moins  réserve  daos  si 
lettre  du  6;  oü  il  n'écartait  pas  Thypothèse  d'nne  action  ultérienrc,  et  dans 
Tentretien  qu'il  a  eu  avec  moi  Ie  17;  par  suite  des  ordrcs  de  Lord  GraoTÜle. 
De  plnS;  les  derniers  rcnscignements  que  M.  Challemel  Lacour  m'a  adressés 
hier  me  font  encore  penser  que  Lord  Granville  sent  de  plus  en  plus  fortemeot 
la  uécessitc  de  ne  point  affaiblir  Tententc  des  deux  nations.  Quant  anx  pré- 
tontions  financières  de  la  Chambre  des  notables^  elles  paraissent,  au  Cabüiet 
de  Londres  comme  h  nous-mème,  incompatibles  avec  les  droits  du  controle 
europeen.  Aucun  des  deux  Gouvemements  ne  laissera  compromettre  une  in- 
stitution  financièrc  qui  a  fait  ses  preuves  et  qui  est  la  raison  d'être  de  Taetioo 
anglo-fraugaisc  en  Egypte.  J'ai  fait  parvenir,  Ie  17  janvier,  k  M.  Sienkiewia 
des  instructions  congues  dans  ce  sens,  et  je  vous  en  adresse  également  copk 
(Folgt  ein  ausführlicher  Bericht  über  die  Unterredung  mit  dcm  tflrkisdKii 
Botschafter  in  Paris  vom  17.  Jan.;  siehc  darüber  No.  7799.) 
M.  Challemel  Lacour  s'est  emprcssé  de  faire  part  k  Lord  Granville  de  , 
ma  conversation  avec  Ëssad-Pacha,  et  il  m'a  communiqué  la  réponse  da  prin- 
cipal  Secrétaire  d'Ëtat  dans  un  télégramme  du  19  de  ce  mois,  dont  tois 
tronverez  ci-joint  copie.  Lord  Granville  a  de  nouveau  affirmé  son  désir  de 
marcher  d'accord  avec  nous.  D'autre  part,  les  nouvellcs  d'Êgjpte  qu'il  a  oon- 
muniquées  k  notre  Ambassadeur  sont  de  nature  h  nous  faire  espérer  qne  eet 
accord  aura  tonte  Tefficacité  nécessaire. 

Gambetta 
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r.   7802.      FRAKKEEICH.   —   Min.   d.^Ausw.   aii  den  franz.  Bot- 

schafter  in  London.  —  Die  Wcstmachte   haben   ein 
Recht  zur  lutervcntion  auch  ohne  die  Ostm^chte. 

Paris,  Ie  23  janvier  1882. 

Monsieur,  je  vous  adressc  ci-iuclus  copie  des  derniers  télégrammes  que  pr^kreiob. 

regos  du  Caire  et  dont  je  vous  ai  donné  la  substaucc  par  mon  télógramme^*'<^n-i^'^- 

date  de  ce  jour.    Il  est  yisible  que  la  situation  au  Caire  dcvient  pressante 

que  Ie  moment  approche  oü  il  faudra  aviscr.     Je  vous  invitais  par  mon 

§granmie  è  voir  Ie  plus  tot  que  vous  pourriez  Lord  Graifville.     Je  vous 

loavello   cctte   invitation.     Vous  aurez  k  savoir  si  Tidóe  de  faire  agir  la 

ance   et  TAngleterrc   par  délégation  des  grandes  Puissances  próoccupe   Ie 

binet  anglais  et  en  général  k  lui  demander  scs  vues  sur  Ic  contiit  qui  me- 

!ïc  de  passer  k  Tótat  aigu  entre   Ie  Khédive  et  la  Chambrc  des  notables. 

rsonne  n'est  plus  spécialement  interesse  que  la  France  et  TAngleterre  au 

untien  de  la  paix  pnblique  en  Egypte.     Les  décrets  du  18  novembre  1876 

du  15  novembre  1879;  relatifs  k  la  création  et  aux  attributions  du  controle 

glo-frangais  notamment^    constituent  pour  les  deux  puissances  un  titre  qui 

ipparüent  qu'&  elles.    La  France  et  l'Angleterre  n'ont  pas  besoin  pour  faire 

loir  ce  titre  d'une  délégation  européenne.     C'est  elles  tout  particulièrement 

i  penvent  êtrc  atteintes  par  les  prétentions  de  la  Chambres  des  notables  en 

sitièrc  bndgétaire.     Vous  jugerez  sans  doute  k  propos  de  faire  valoir  ces 

nsidérations  k  Lord  Granville  lui  demandant  s'il  croit  possiblo  que  la  France 

TAngleterre  se  dispensent  de  rechercher  de  concert  ce  qu'exige  un  état  de 

oses  qui  no  s'améliorc  pas  en  se  prolongeant. 

Gambetta. 


r.  7803.     GROSSBKITANHIEN.  —  Generalconsul  in  Kairo  an  den 

engLMin.  d.Ausw.  —  Verhandlungen  mit  demKammer- 
presidenten  über  das  Budgetrecht. 

Cauro,  January  23,  1882. 
Mj  Lord,  —  I  have  the  honour  to  inform  your  Lordship,  that  on  the   Nr.  7808. 
Hh  instant,   at  the  request  of  Chérif-Pasha,  Mr.  Sienkiewicz  and  I  called,  bnUMiêii. 
parately,   upon  Sultan- Pasha,  the  President  of  the  Chamber,  to  inform  him28.jMi.i882. 
at  our  Governments  could  not  consent  to  the  Budget  being  voted  by  the 
lamber  as  it  would  be  an  infringemcnt  of  the  international  engagements  con- 
acted  in  the  establishment  of  the  Control.  ||  Sultan-Pasha  said,  that  the  Cham- 
T  did  not  regard  it  in  that  light  and  that  it  was  resolved  not  to  give  way. 
2  finally,  however,  made  the  suggestion  as  coming  entirely  from  himself,  that 
e  Chamber  should  send  certain  of  its  Members  to  be  present  at  the  Council 
Ministers  when  the  Budget  was   discussed.     Bcing  unwilling  to  shut  the 
or  to  all  negotiation  I  replied,  that  the  idca  was  one  which  was  open  to 
isideration,  and  it  appears  that  my  French  colleague  gave  Sultan-Pasha  the 
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Nr.  7803.   ^^^^  rcplj  from  the  same  motives.  ||  In  speaking  generally  of  the  counter-pro- 
brituiDieii.  ject  of  Organic  Law  drawn  up  bj  the  Chamber,  I  said  to  Soltan-Pasha,  that 
23. Jan.  1882.  j^  ^^^g  ^jthout  parallel  in  any  country;  that  it  took  away  all  power  fromthe 
Ministry  and  transformed  the  Chamber  into  the  Government  with  the  Mini- 
sters as  its  Exeentive  officers.  ||  Sultan-Pasha  said^  that  snch  was  not  the  is- 
tention  of  the  Chamber^   that  the  Constitutions  of  many  coantries  had  bea 
cxamined;   and  that  there  was  no  provision  in  the  coanter-project  which  did 
not  exist  clsewhere.    I  answered^  that  the  Ghamber  must,  in  that  case,  hive 
selected  all  tke  precedents  which  could  give  it  power,  and  omitted  all  those 
which  counterbalanced  that  power  and  guaranteed  the  necessary  GoTenmiait 
authority  to  the  Ministry.     The  only  precedent,  as  far  as  I  knew,  for  sodi 
a  Gonstitntion    as  that  proposed  by  the  Ghamber   was  the  French  Natioial 
^  Gonvention  of  1792,  the  consequence  of  which  was  that  the  country  was  is- 

undated  with  the  blood  of  its  citizens,  and  that  finally  a  despotism  grew  oil 
of  it,  the  most  arbitrary  ever  known,  which  had  been  brought  to  an  end  I7 
an  Ëuropean  coalition  agaiust  it;  and  I  asked  Sultan-Pasha  whether  it  m 
not  better,  rather  than  to  risk  consequences  such  as  these,  to  accept  tlie 
liberal  Organic  Law  proposed  by  Ghérif-Pasha.  He  replied,  that  Ghérif-Pash»'s 
Law  was  like  a  drum  —  that  it  made  a  great  sound  but  was  hollow  inside.  |  0& 
the  folio wing  day  Sultan-Pasha  made  to  Ghérif-Pasha  the  proposal  regtf- 
diug  the  Budget  which  he  had  made  to  me  and  M.  Sienkiewicz;  but  hc  fr 
mulated  it  as  foUows:  —  The  Ghamber  should  send  Delegates  of  a  nombcr 
equal  to  the  number  of  Ministers  to  assist  in  passing  the  Budget;  that  eaeh 
Dclegate  and  each  Minister  should  have  a  vote,  and  that  the  President  of  tiie 
Gouncil  should  have  an  additional  vote.  ||  This  proposal  is  tantamount  to  tbe 
Ghamber  voting  the  Budget,  as  if  there  is  a  dcfection  of  two  Ministers,  the 
Delegates  obtain  the  majority.  The  only  possible  advantage  would  be,  that  tfce 
GontroUers  would  bc  present  and  could  exercise  a  ccrtain  amount  of  inflaeoot 
Il  My  French  colleague  and  I  considcred,  that  we  could  not  take  upon  ourselw^ 
individually,  the  responsibility  of  refusing  to  listen  to  the  overture  made,  mi 
that  the  consideration  of  it  would  be  useful  as  giving  time  for  wiser-cooMels 
to  prevail,  and  to  enable  our  Governmcnts  to  deelde  upon  the  coursetol» 
pursued,  in  case  no  agreement  could  bc  comc  to.  I  therefore  telcgraphed » 
the  22nd  instant  to  ask  whether  your  Lordship  was  disposcd  to  authorixe  ^ 
to  recommend  the  Ministry  to  consider  proposals  which  had  been  made  onofr 
cially  by  the  President  of  the  Ghamber  with  a  view  to  an  arrangement  whid 
would  have  for  effect  to  accord  to  Delegates  of  the  Ghamber  the  rightto 
co-operate  with  the  Ministers  in  the  cxamination  and  vote  of  the  Badgeti 
Since  then  we  have  considcred,  that  it  would  be  better  that  the  ether  q»^ 
stions  pendiug  betwecn  Ghérif-Pasha  and  the  Ghamber  should  be  decided  priöf 
to  any  attempt  to  comc  to  an  arrangement  regarding  the  Budget,  and  this  vief 
is,  I  learn,  shared  both  by  Ghérif-Pasha  and  the  Ghamber.  ||  1  have,  Ac 

Ëdward  B.  Malei 
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h\    7804.     FRANKREICH.  —  Botschafter  iu  Londou  an  den  fraiiz. 

Min.  d.  Ausw.  —  Granvillc  ist  gogen  das  sclbstandige 
Vorgehen  der  Westmftchte. 

Paris,  Ie  24.  janvier  1882. 
Je  viens  d*avoir  une  conversation  avec  Lord  Granvillc.     Il  m'a  cxprimé   ^'-  "^^ 

Frankrek 

ie  désir  de  voir,   avant  de  me  répondre,   M.  Gladstonc,  qui  doit  arrivcr  ^24. Jan. ia 

Londres  aujourd'hui  h  4  heures.     Je  crains  que  Lord  Granville  ne  soit  pré- 

occapé  k  Vexcès  d'éviter  Tapparence  d'une  immixtion  exclusive  'de  la  Franco 

et  de  TAngleterre  en  Egypte  et  qu'il  n'incline  h  accepter  ou  même  i  pro- 

Toquer  Tintervention  de  quelque  autre  Puissance,  qui  se  chargcrait  de  proposer 

je  ne  sais  qael  arrangement.  ||  Il  a  adressó,  voici  trois  jours,  h  Lord  Ljons 

un  projet  de  réponse  au  télégramme  de  la  Turquie.  ||  Lord  Lyons  n'a  pas  cru 

devoir,  en  raison  de  la  crise  actuelle,  vous  la  communiquer.     Lord  Granvillc 

m'a  promis  de  m'en  faire  tenir  une  copic.     Je  vous  Tcnverrai  cc  soir,  si  elle 

m'arrive  avant  Theure  de  la  poste. 

Challemel-Lacour. 


Nr.  7805.     FRANKEEICH.—  Botschaftor  in  London  an  den  franz. 

Min.  d.  Ausw.  —  Untcrredung  mit  Granville  über  eine 
selbstandige  Action  der  Westmachte. 

Londres,  Ie  25  janvier  1882. 

Monsieur  Ie  Ministre,   comme  je  vous  Tannongais  par  mon  tólégrammC;   Nr.  tsos 
j'ai  pu  m'entretenir  hier  soir  quelques  instants  avec  Lord  Granvillc.     11  m'a  *'"»^"'^ 

..  ^1  25Jan.  IM 

<ut  tont  d'abord  que  vous  aviez  regu  dans  la  journée  commnnication  de  sou 
projet  de  réponse  k  la  Porte:  il  examinera  sans  tarder  les  additions  dont  vous 
^vez  signalé  k  Lord  Lyons  la  nécessité,  et  il  vous  fera,  je  peiuse,  connaitre 
^rectement  sa  réponse  k  cct  égard.  Revenant  alors  sur  la  question  dont  nous 
^vions  déjè  parlé  dans  Taprès-midi,  il  m'a  laissé  ontcndre,  comme  il  Tavait 
*U  précédemment,  qu'il  ne  serait  pas  éloigné  de  faire  k  la  chambre  des  No- 
*bles  quelques  concessions.  Il  s'est  montré  tres  résolu  k  leur  refuscr  celles 
PÜ  scraient  de  nature  k  compromettre  ou  k  amoindrir  Ie  controle  financier;  il 
^  consentirait  pas,  par  exemple,  k  lui  reconnaitrc  Ie  droit  do  s'immiscor  en 
^  qui  concerne  les  recettes;  mais  il  ne  lui  refuserait  peut-Ctro  pas  celui  de 
^  prononcer  sur  certaines  dépcnses;  il  faisait,  j'imagine,  allusion  k  celles  que 
^unrait  cntralner  entre  autres  mesures  une  augmentation  de  rarmoe.  J'ai 
•*li  pouvoir  lui  donner  Tassurance  que  vous  examinericz  avec  Tattcntion  la 
^lus  empressée  co  qu'il  pourrait  proposer  ou  suggérer  k  cct  égard.  Mais  je 
^«  pouvais,  lui  ai-je  dit,  m'empeclicr  de  lui  faire  remarquor  qu'en  raison  des 
Kspositions,  (lu'on  attribue  k  la  chambre  des  Notables,  los  nioindros  concessions 
présentaicnt  un  grave  inconvéniont;  car  ellos  riscjuaient  fort  d'avoir  ])our  etfet 
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Nr.  7805.  d'cncouragcr  ses  prétentions  et  celles  du  parti  militaire  aa  lieu  de  les  modérer 

Frankroich.  -,  „ 

25.  Jan.  1882.  ct  de  mettre  nn  ^  uue  situation  tres  tcnduc,  qai  ne  peut  se  prolonger  sans 
dangcr.  Lord  Granville  a  bien  voulu  Ie  reconiiaitre.  J'ai  ajouté  aossitót  que 
la  chambre  des  Notables  pouvait  persister  dans  ses  préteutious  et  que  cctait 
mêine  la  chance  la  plus  probable^  si  les  renseignements  qui  uous  parvenaicnt 
sout  exactS;  et  si^  comme  il  j  a  lieu  de  Ie  croire,  Ie  but  poursuivi  par  elle 
u'est  autre  que  la  suppression  ou  ramoindrissemeut  du  controle.  D  importait 
douc  par-dessus  tout  do  se  préoccuper  dès  k  présent^  si  Ton  ne  vent  pis 
s'exposer  h  quelque  surprise,  des  mesurcs  k  preudre  dans  unc  pareillc  creD- 
tualité.  Lord  Granville  m'a  demandé  de  quellc  nature  pourraient  ètre  les 
mesures  dont  je  lui  parlais.  Je  lui  ai  dit  que^  sans  doutc^  vous  j  anez 
déj^  peuséy  mais  que  je  u'étais  pas  ül  mcme  de  répondrc  k  cette  qncstioa 
Ce  que  je  savais,  c'est  que  vous  désiriez  viveraent  qu'il  portat  son  atten- 
tion  de  ce  cóté  et  que,  s'il  voulait  bien  vous  faire  part  de  ses  ne^ 
vous  les  examineriez  d'autant  plus  volontiers  que  vous  jugiez  Ie  momeit 
venu  de  prendrc  une  décision.  Lord  Granville  m'a  dit  qa'il  ne  tardenü 
pas  è,  s'en  entretenir  avec  M.  Gladstone  et  qu'il  serait  probablemeut  daas 
deux  ou  trois  jours  en  mesure  de  me  faire  connattre  Ie  résultat  de  eet 
entretieu  et  de  ses  propres  réflcxions.  11  m'a  rcpóté  alors,  ce  qu'il  m'aTiit 
dój^  dit  une  ou  deux  fois,  que  toutes  les  combinaisous  étaient  égalcment 
mauvaises.  Je  lui  ai  rópondu  que,  sans  doute,  on  pourrait  faire  k  toat  des 
objections,  mais  que  la  pire  des  combinaisous  scrait  certainement  ccUe  qui 
admettait  une  intervention  quelconque,  soit  des  Puissances,  soit  de  la  Porte, 
au  détriment  de  Tinfluence  anglo-frangaise.  Toutes  les  puissances,  lui  ai-je  dit, 
ont  OU  croient  avoir  Ie  droit  de  s'occuper  de  TÉgyptc.  La  question  égyp- 
tienne  est  une  partie  de  la  question  d'Orient,  k  laquelle  personne  n'est  oo  k 
veut  se  reconuaitrc  étrangcr.  Mais  cela  n'empêche  pas  TAngleterre  et  li 
Franco  d'avoir  cu  Egypte  des  interets  et  des  titres  qui  leur  assurent  Ie  dr«t 
d'agir,  dans  certaines  limites,  d'une  maniere  indépeudante.  L'intérêt  de  TAs- 
gieterre  est  d'une  nature  toute  spéciale  et  n'est  contesté  par  personne.  h» 
interets  de  la  France,  pouvant  etrc  d'un  ordre  différent,  ne  sont  ni  moins  éii- 
dents,  ni  moins  considórables;  ce  ne  sont  pas  seulement,  comme  on  Ie  & 
quelquefois,  des  interets  financiers  ou  sentimentaux,  cc  sont  des  interets  poK* 
tiques;  car  il  ne  faut  pas  oublier  que  la  France  est  une  puissance  africaiiK* 
De  \ky  pour  la  Franco  et  TAngleterre  une  situation  particuliere,  qui  a  ctén- 
connue,  consacréc  par  les  décrets  de  1876  et  1879,  en  vertu  desquels  cxiste 
Ie  controle  commun.  Ces  titres  et  la  situation  qu'ils  ont  consacrée  ont  éte 
reconnus  par  TEurope;  personne,  en  effet,  n'a  protesté  contre  les  décrets  <[» 
les  constituent,  et  personne,  par  suite,  ne  saurait  s'étonner  ni  trouver  maiwiis 
que  la  France  et  TAngleterre  se  chargent  elles-mêmes  de  maintenir  la  sitnati» 
qui  leur  a  été  faite  de  conserver  purement  et  simplement  Ie  statu  guo,  Cert 
k  celles  seules  qu'il  appartient  de  s'entendre  pour  en  trouver  les  moyaö. 
Lord  Granville,  qui  m'avait  écouté  avec  attention,  m'a  fait  répéter  one 
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ois  les  considérations   que  je  vcnais  de  lui  exposer.     Puis  il   m'a  dit  qu'il   ^'-  ''*^- 

Frankroicb. 

'ourrait  dans  quclque«  jours  reprendre  Ie  sujet  avec  raoi.  25.j»n.i882. 

C  11  a  1 1  e  m  e  1-L  a  c  o  u  r. 


^^r.   7806.     GROSSBEITANNIEN.    —    Generalconsul    in    Kairo    au 

deu  cngl.  Min.  d.  Ausw.  —  Memorandum  an  den  agyp- 

tischen  Miuister-Prasidenten,  betreffend  dasBudget- 

recht. 

Cairo,  January  27,  1882.  Nr.  7806. 

My  Lord^  —  I  have  the  honour  to  inclose  herewith  a  copy  of  a  Memoran-  briunnien. 
um,  dated  to-day,  which  M.  Sienkiewicz  and.I  have  givcn  to  Chérif-Pasha. 27. Jan. issa. 
t  sets  forth  the  grounds  on  which  the  contention  is  bascd,  that  the  Chambcr 
anüot  votc  tlie  Budget  without  infringing  the  Decrees  establishing  the  Control, 
nd  it  goes  on  to  say  that  an  innovation  of  the  nature  proposcd  by  the 
hamber  cannot  be  introduced  without  the  asscnt  of  tlic  English  and  French 
overnmcnts.  ||  In  order  not  to  close  the  door  to  a  possible  unterstauding, 
e  added  that,  if  the  Government  of  the  Khedive  deemed  fit  to  open  ncgotia- 
ons  OU  the  subject,  we  werc  prepared  to  transmit  its  proposals  to  our  re- 
ïective  Govemments,  but  that  we  considered  that  such  a  ncgotiation  would  be 
1  the  understanding  that  the  Government  and  the  Chamber  werc  agreed  with 
'gard  to  the  rest  of  the  proposed  Organic  Law.  ||  1  have,  &c, 

Ëdward  B.  Malet. 


Memorandum. 

ie  ersten   fünf  Absatze  sind  wörtlich  gleichlautend  mit  den  entsprechcndcn 

Absatzen  in  Nr.  7796.] 
Une  innovation  aussi  grave  ne  peut  etre  introduite  saus  Tasscntiment  des 
mvcmemcnts  Anglais  et  Franyais.  ||  Dans  Ie  cas  oü  Ie  Gouvernement  du 
lédive  jugerait  h  propos  d'ouvrir  des  négociations,  è,  Teffct  d'obtcnir  quel- 
e  modification  au  régime  existant,  les  Agents  de  la  France  et  de  la  Grande 
etagne  seraient  disposes  h  transmcttrc  ses  propositions  h  Icurs  Gouvcrnemcnts 
ipectifs.  Us  estiment,  toutefois,  qu'une  nógociation  de  cette  nature  supposcrait 
e  entente  parfaite  entre  Ie  Ministère  et  la  Chambre  sur  tous  les  autrcs  points 
Reglement  Organique  de  la  Chambre. 

Edward  B.  Malet. 
Sienkiewicz. 


b' 
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Nr.    7807!     FEANKEEICH.  —  Geueralconsul  in  Kairo  an  den  fraui 

Min.    d.    Ausw.    —    Gefahren    einer    Intervention  in 

Aegypten. 

Le  Caire,  Ie  29  janyier  1882. 

Nr.  7807.  Monsicuf  Ic  Ministrc,   les  affaires  d'Égypte  qui,  depuis  un  mois  enfiroa, 

Frankreich.     ,  ,     ,  ,  ,  j.  j     a       • 

29.jan.is?2.  ïiont  ccssc  dc  prcndre  un  caractère  de  plus  en  plus  grave  sont  cependant  am- 
vées  èi  ce  poiut  (lue,  s'il  reste  encorc  une  large  part  k  llmprévu,  on  peut  les 
envisager  dans  leur  ensemble  et  en  prévoir,  au  moins,  les  conscquences  iinmé- 
diates.  ||  La  tendance  de  la  Chambre  des  délégués  h  se  transformer  en  Parle- 
ment, d'unc  part,  et,  de  l'autre,  Tattitude  si  décidée  que  les  cabiiïets  de  Paris 
et  de  Londres  ont  cru  devoir  adopter  et  dont  la  note  du  7  janvier  est  Tex- 
pression,  telles  sont  les  deux  causes  principales  qui,  agissant  simultanément, 
mais  en  sens  inverse,  ont  créé  la  situation  actuelle.  ||  C'est  au  moment  mème 
oü  la  question  du  vote  du  budget,  qui  est  la  question  capitale  dn  moment, 
commengait  k  etre  sérieusement  agitée  que  j'eus  k  remettre  au  EhédiTe,  de 
concert  avec  sir  Edward  Malet,  la  note  du  7  janvier.  ||  Cette  note  avait  m 
importance  considérable  par  ce  seul  fait  qu'elle  dessinait  d'une  maniere  tres 
précise  la  politique  des  deux  puissances.  £lle  affirmait  la  nécessité  dc  maiii- 
tenir  le  statu  qtio;  elle  ne  tenait  aucun  compte  du  parti  national.  Or,  ce  parti 
qui  comptait  d'une  maniere  particuliere  sur  Tappui  de  la  France  et  qoe  je 
n'avais  pas  découragó  en  ce  qu'il  avait  de  raisonnable  dans  ses  aspirationi^ 
sans  m'engager  en  aucune  fagon  envers  lui,  était  devenu  depuis  qnelque  temps 
Tobjet  d'autres  soUicitations.  ||  Les  deux  Cabinets  s'étaient,  d'ailleurs,  si  biei 
rendu  compte  de  Topposition  que  leur  volonté  rencontrerait  dans  le  parti 
national  et  mème  au  dehors  qu'ils  se  dóclaraient  prêts  k  faire  face  aux  complici- 
tions  intérieures  ou  extérieures  qui  pourraient  menacer  le  régime  établi  en  Egypte. 
il  J'ai  fait  connaitre  d'une  maniere  assez  détaillée,  dans  mes  précédents  rapporti 
pour  n'avoir  pas  k  y  rcvenir,  Teffet  que  la  note  du  7  janvier  prodaisit  en 
Egypte  et  les  motifs  qui  en  out  affaibli  la  portee.  ||  Je  n'ai  pas  abandoso^ 
en  ce  qui  me  concerne,  le  terrain  oü  nous  plagait  la  note,  et  que  des  \&^ 
grammes  ultérieurs  me  prescrivaient  de  garder  éuergiquement.  J'ai  cru  deidr 
toutefois,  vu  la  gravité  des  circonstances,  profiter  des  occasions  qui  se  prés»- 
taient  pour  gagner  du  temps.  ||  Il  me  reste  k  examiner  la  question  de  l1ote^ 
vention.  Mais  je  dois  indiquer  auparavant  les  motifs  qui  poossent  le  ptrti 
national  k  une  résistance  qui  est  faite  pour  surprendre.  Les  motifs,  je  to 
trouve  dans  ce  fait,  que  les  chefs  du  mouvement  sont  guidés  par  des  Ëaropéeo^ 
II  G'cst  un  moyen  de  regier  les  affaires  d'Égypte  auquel  nous  ne  pouvons  re- 
courir  qu'5.  la  dernièrc  extréraité.  Sans  revenir,  en  effet,  sur  les  diffioitó 
de  toute  sortc  que  soulèvcrait  ou  cntrainerait  une  intervention,  il  n'est  pö 
supcrflu  dc  rappclcr  qu'en  Egypte  meme  elle  pourrait  rencontrer  des  obstactes 
plus  sérieux  peut-être  qu'on  ne  le  croit  généralement  Les  esprits  sont, » 
ce  moment,  tcUement  surexcités  et  familiarisés  meme  avec  Tidée  d'unc  Irtte 
contre  l'étrangcr,  que  Ton  devrait,  sclon  toute  apparcnce,  s'attendre  è  une  ré" 
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istance,  dans  Ie  cas  surtout  oü  ce  seraient  des  troupes  fraii^-aises  ou  anglaises  ^'-  "^ 
ai  débarqoeraient  en  Egypte.  Déj^  tout  un  plan  de  défcnse  est  arrèté-,  des29..Taii. 
fficiers  supérieurs  inspectent  les  forts  de  la  cote  et  se  distribuent  les 
>inmandements.  Que  Ie  fanatisme  s'en  mêle  et  les  colonies  étrangères, 
iuf  celle  d'Alexandrie,  pourraient  se  trouver  dans  une  situation  pénible.  Le 
loment  aetuel  est  done  tres  défavorable  k  une  intervention  par  cela  seul  que 
on  s'apprête  k  la  repousser.  Ce  n'est  guère  que  dans  le  cas  oü  toutes  les 
randes  Puissances  s'accorderaient  è,  reconnaftre  qu'une  intervention  ost  néces- 
Ure,  qu'elle  pourrait  avoir  lieu  dans  des  conditions  avantageuses.  ||  En  résumó, 
il  se  présentait  une  combinaison  quelconque  qui  permit  dVivitcr  on  au  moins 
e  reculer  Temploi  des  moyens  extrêmes  sans  compromettre  noire  situation, 
?  ferais  tous  mes  efforts  pour  qu'ellc  püt  aboutir. 

"^  Sicnkiewicz. 


ïr.   7808.      GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  d.  Answ.  an  den  engl.  Bot- 

schafter  in  Paris.  —  Die  türkiscbe  Intervention  ist 
das  geringste  Uebel,  Verstündigung  mit  den  andern 
Grossmachten  darüber  erforderlich. 

Extract)  Foreign  Office,  Jannary  30,  1882. 

1  have  sent  to  your  Excellency  in  my  despatch  of  the  25th  instant  the  Nr.  78 
übstance  of  a  conversation  which  1  had  on  the  evening  of  the  24 th  instant  y^^ll[l'^^■^ 
nth  M.  Challemel-Lacour  respecting  M.  Gambetta's  views  on  Egyptian  affairs.3o.jan.i 

expressed  no  opinion  in  rcply  at  the  time,  but  proraiscd  to  renew  the  con- 
'crsation.  ||  I  had  already  intimatod  to  your  Excellency,  that  you  would  pro- 
*Mj  receive  instructions  to  inforra  the  French  Government  how  desirable  it 
ppeared  that  there  should  be  a  perfcctly  frank  and  confidential  interchange 
f  opinions  on  this  subject.  Ij  Ilcr  Majesty's  Government  bclicve,  that  in  the 
resent  circumstances  it  is  very  important  that  the  union  of  England  and 
i^nce  should  be  clearly  apparent,  and  that  an  agreement  should  be  come 
^  as  to  the  course  which  should  be  adopted  in  view  of  contingencies 
hich  may  at  any  moment  become  imminent.  ||  Her  Majesty's  Govcrn- 
<^nt  desirc  to  maintain  the  rights  of  the  Sovereign  and  vassal  as  now 
'tablished  between  the  Sultan  and  the  Ehedive,  to  secure  the  fulfilment  of 
temational  engagements,  and  to  protcct  the  development  of  institutions  within 
'is  limit.  They  believe,  that  the  French  Government  share  these  views.  The 
i^estion  remains:  If  in  Egypt  a  state  of  disorder  should  occur  which  would 
-  incompatible  with  this  policy,  what  measures  should  be  taken  to  meet  the 
fificulty?  II  M:  Gambetta  appears,  in  his  letter  to  M.  Challemel-Lacour,  to 
^ve  made  no  specific  suggestions  on  this  head,  but  to  have  stated  objections 
>  two  altematives  which,  among  others,  have  been  the  subject  of  public  spe- 
ilation,  in  cAse  of  the  necessity  arising  of  somo  sort  of  intervention  in  Egypt 
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Nr.  7808.  |  Jt  is  to  be  regrettcd,  but  it  appcars  to  Her  Majesty's  Governinent  to  be 
britannien.  apparcnt,  tbat  if  such  a  contingency  unfortunately  occurred  tliere  are  objec- 
80..ian.i882.  |;iQ,jg  ^q  evcry  possible  course.  The  question  remains:  Which  of  them  offen 
the  least  inconvenience  ?  ||  Her  Majesty's  GoTernment  do  not  apprehend, 
although  it  is  possible^  tbat  there  is  mach  practical  danger  of  sneb  an  oatbreak 
as  would  cause  anarchy,  and  be  fatal  to  the  lives  and  property  of  Enropeans. 
The  probable  danger  is,  tbat  the  Notables,  supported  by  the  Egyptian  ansj, 
infiuenced  by  a  disbelief  in  the  real  union  of  England  and  France  encoanged 
by  the  idea  of  the  support  they  might  obtain  from  other  European  Fowers 
and  from  Turkey,  may  establish  a  Government^  of  which  the  policy  would  be 
inconsistent  with  the  position  of  the  Khedive  as  guaranteed  by  the  Finna&s 
of  the  Porte,  and  with  the  international  engagements  of  Egypt  both  towards 
England  and  France,  and  towards  other  European  Powers.  ||  Her  Majesty's 
Government  have  a  strong  objection  to  the  occupation  by  themselves  of  Egypt 
It  would  create  opposition  in  Egypt  and  in  Turkey;  it  would  excite  the  sb- 
spicion  and  jealousy  of  other  European  Powers,  who  would,  Her  M^esty's  Go- 
vernment have  reason  to  believe,  make  counter-dcmonstrations  on  their  on 
part  which  might  possibly  lead  to  very  serieus  complications,  and  it  woold 
throw  upon  them  the  responsibility  of  governing  a  country  inhabited  by  Orient»ls 
under  very  adverse  circumstances.  ||  They  believe,  tbat  such  an  occnpatioB 
would  be  as  distasteful  to  tbc  French  nation  as  the  sole  occupation  of  £gn>^ 
by  the  French  would  .be  to  this  country.  ||  They  have  carefully  considered  the 
question  of  a  joint  occupation  by  England  and  France,  and  they  have  cobc 
to  the  conclusion  tbat,  although  some  of  the  objections  above  stated  might  be 
lessened,  others  would  be  very  seriously  aggravated  by  such  a  course.  ||  Witfa 
regard  to  Turkish  occupation.  Her  Majesty's  Government  agree,  tbat  it  wootó 
be  a  great  cvil;  but  they  are  not  convinced  tbat  it  would  entail  politicil 
dangers  so  great  as  tliose  attending  the  other  alternatives  which  have  been 
mentioned  above.  If  a  tcmporary  occupation  could  be  arranged  with  the  M 
consent  and  under  the  control  of  England  and  of  France,  and  with  proper 
guarantees  and  conditions,  such  a  mode  of  using  force  might  be  the  least  ob- 
jcctionable  of  those  which  have  yet  been  proposcd.  ||  But  as  regards  the 
imraediate  intervention  of  force,  1  have  already  stated  my  doabts  as  to  tbe 
probability  of  a  necessity  for  a  dccision  at  once  arising.  What  is  urgent  is 
to  consider  wliat  steps  caii  best  be  adoi)ted  to  prevent  or  to  deal  with  the  secoai 
contingency  which  I  Jiave  mentioned,  namely,  a  Government  in  Egypt  with  i 
policy  which  is  inadmissible  for  the  acceptaucc  of  England  and  France.  ||  Tke 
most  important  point  is,  tliat  the  union  of  the  two  countries  should  be  both 
real  and  apparent.  ||  M.  Gambetta  cntertains  objections  to  any  further  ad* 
mission  of  the  other  European  Powers  to  interference  in  Egyptian  affairs.  Her 
Majesty's  Government  agrce,  tbat  England  and  France  have  an  exccptional  poa* 
tion  in  tbat  country  owing  to  actnal  circumstances  and  to  international  agree* 
ments,  and  they  also  believe  tliat  inconvenience  miglit  arise  from  many  Powers  . 
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ing  called  npon  to  join  in  any  administratire  fanctions;  bat  they  nould  sub-   "''- ' 
t,  for  the  consideration  of  the  Frcnch  Government,  wliethcr  it  would  not  briun 
desirabie  to  enier  into  some  commnnication  with  the  otlicr  Powcrs  as  tc™'^" 
j  most  desirabie  mode  of  dealing  with  a  stato  of  tliings  whieh  appoars  liltely 
interfcre  with  the  Firmans  of  the  Snltan  and  the  international  engagomcnts 
Egypt 


r.  7809.  OB06SBBITAFKIEN.  —  Gcncralconsal  in  Rairo  an 
den  engl.  Min.  d,  Ausw.  —  Gefahr  fOr  dio  Eurjopaer 
im  Fall  einer  InterventiOD. 

Icgraphic.)  Cairo,  Febniar;  1,  1883,  l'SO  f.  m. 

One  of    the  Ministers   tells   me,  that  the  only  issue  from  the  situation    "r. ;«». 
n  is  the  immediate  dispatch  to  Egypt  of  a  Commission  from  the  Porte,  to  i„i^™'^. 

followed  as  soon  as  possible  by  a  Tnrkisb  forcD.  ||  He  says,  that  armcd '  ^«'"-  "**■ 
errenlion  on  onr  part  could  neithcr  be  threatened  nor  effected  without  tlie 
st  scrious  danger  to  the  Europeau  population,  aud  a  rcsistance  which  would 
d  to  prolonged  bloodshed.  ||  He  thinks,  that  by  acting  with  tact  and  accepting 
r  Hinistry  the  Chamber  aslis  for,  wc  can  tide  over  the  moment  without 
blic  disturbancc;  bat  hc  is  of  opinion,  that  as  the  army  has  again  cxercised 
tatorship,  there  is  no  hope  for  the  fature,  uniess  it  be  rendered  powerless 

forcc.  II  Tbc  matter  is  urgent  and  demands  immediate  attentioo. 


I'.  7810.  FRAITEKEICH.  —  Botschaftcr  in  Eonstantinopel  an 
den  franz.  Min.  d.  Ausw.  —  Vcrbalnote  der  Ostm&Ghtc 
an  die  Pforte. 

Pnra,  Ie  3  féïrier  1882: 
Les   premiers  drogmans  des  ambassades  Allemande,  Autrichicnnc,  Itussc   "c.  -,n 
Ilalienne  ont  fait  hier  fl  Assim-Pacha,  au  sujet  de  l'alfairc  i5gyptienne,  uncj^j^"^™^ 
imunication  verbale  ideiitique  couQue  &  peu  prés  dans  ces  termes:  „Lc  ea- 

et  de est  d'avis  que  Ie  siatu  qiio  en  Egypte,  tel  qn'il  a  *;té  établi 

les  firmans  des  sultans  et  ))ar  les  arrangements  europécns,  doit  Ëtre  main- 
1  et  que  ce  sfnhi  qwi  ne  saurait  être  modifié  sans  une  entente  próalabic 
re  les  grandes  puissances  et  la  puissance  suzcraine". 
Gopic  de  ccttc  déclaration  a  étê  laissóc,  k  titrc  d'aidc  m<^motrc,  entre 
mains  dn  Ministrc  des  Affaires  étrangères  du  Sultan. 

T  i  s  s  o  t. 


•I 
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Nr.   7811.     FEANKEEICH.   —   Min.   d.   Ausw.   (Freycinet)  an  den 

franz.  Botschafter  in  London.  —  Verst^ndignng  mit 
dem  cnglischen  Botschafter,  dass  keine  militariscbe 
Action  in  Aegypten  stattfinden  solle. 

Paris,  Ie  3  février  1882. 
Nr.  7811.  Monsieur,  Lord  Lyons  est  venu  m'entretenir  ce  matin  des  dépêches  assez 

3.  Febr.  1882*  graves  arrivécs  du  Caire,  et  il  m'a  demaudé  quelles  mesures  je  croirais  utile 
de  prendre  en  présence  des  complications  qui  surgissaient  entre  Ie  Khédive 
et  rAssembiée  des  Notables.  Je  lui  ai  répondu  qu'installé  au  Ministère  de- 
puis  quarante-huit  heures  k  peine,  il  m'était  bien  difficile  d'avoir  une  vue  saf- 
fisante  de  Tenscmble  et  qu'il  serait  sans  doute  mieux  k  même  que  moi  dW 
vrir  un  avis  k  ce  sujet;  que  tout  d'abord  je  serais  bien  aisé  d'être  fixé  pir 
lui  sur  un  point  assez  important  qui  avait  frappe  mon  attention  ce  mata 
même,  k  une  lecture  rapide  du  dossier.  J'avais  remarqué  que  M.  Gambetti 
et  M.  Challemel-Lacour  avaient  interprétó  d'une  maniere  différente  TadhésioB 
donnée  k  1'un  par  Lord  Granville  et  k  l'autre  par  Lord  Lyons,  Ie  6  janvier 
demier,  au  projet  de  note  identique  présenté  par  M.  Gambetta.  „Tandis  qoe 
M.  Gambetta,  ai-jc  dit,  a  conclu  que  Ie  Gouvernement  anglais  admettait  ie 
principe  d'une  action  effective  ultérieure  en  Egypte,  et  réservait  seulement  la 
détermination  du  mode  de  cette  action,  M.  Challemel-Lacour,  au  contraire,  a 
compris  que  Ie  Gouvernement  anglais  réservait  k  la  fois  et  la  déterminatk» 
du  mode  et  Ie  principe  même  de  Taction.  Je  désirerais  bien  savoir  laqueDe 
de  ces  deux  interprétations  est  la  vraie."  Lord  Lyons  m'a  immédiatemeat 
répondu  que  Tintcrprétation  de  M.  Challemel-Lacour  était  la  seule  confome 
k  la  pensee  du  Gouvernement  anglais;  que  Lord  Granville  „avait  entcndoex- 
prcssément  réserver  non  seulement  Ie  mode  d'action,  si  une  action  ultérienre  étift 
jugée  nécessaire,  mais  Ie  principe  même  de  toute  action;  qu'cn  d'autres  termes,le 
Gouvernement  anglais  n'avait  pas  voulu  s'engager  d'avance  k  une  action  maté- 
riclle  quelconque."  —  „Et  même,  a  ajouté  Lord  Lyons,  Ie  Gouvernement  an- 
glais répugne  k  toute  action  militaire."  Je  lui  ai  dit  k  mon  tour  que  j'y  ré- 
pugnais  égalcment  et  que  „je  réservais  expressément  Tadhésion  du  Gouvene- 
ment  fran(;ais  k  toute  proposition  de  ce  genre." 

Lord  Lyons  m'a  dcmandé  ensuite  ce  que  je  pensais  de  l'envoi  éventaei' 
d'uii  corps  de  troupes  turques,  dont  parlaient  les  dépêches.     Je  lui  ai  réponda 
que   je   considérerais    ce    fait   comme   tres    fècheux  et    qn'k   mon  sens  noas 
avions  un  grand  intérêt  k  rempcchcr.     Il  m'a  répliqué  que  tel  était  anasi  te 
sentiment  du  Gouvernement  anglais  et  qu'il  allait  écrire  k  Lord  Granville  po» 
lui  faire   connaitrc  que  nous  étions  d'accord  sur  ces  trois  points:  „1*^  So» 
réservions  notre  adhésion  k  toute  action  effective  ultérieure;  2^  nous  ïéfst 
nions  k  Temploi   de  moyens  coercitifsf  V^  nous  étions  contraires  k  l'envoi  d« 
troupes  turques  en  Egypte."     Nous  nous  sommos  séparés  sur  cette  constata- 
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OD,  en  nous  félicitant  mutuellement  de  la  communauté  de  vues  qui   existait   ^^*  ^' 

Utre  nous.  3.  Fobr.  i 

C.  de  Freycinet 


h.   7812.     AEGYPTEN.  —  Brief  des  Premierministers  (Mahmud- 

Samy-Pascha)    an    den    Khedive.    —    Programm    des 
nenen  Ministeriums. 

Monseigneur.  —  Votre  Altesse  a  daigné  me  confier  la  mission  de  former  ^''*  "^ 
n  nouveau  Cabinet;  je  considère  comme  Ie  premier  de  mes  devoirs  de  lui  4  Febr.  1 
onmettre  les  principes  qui  dirigeront  ma  conduite  et  inspireront  celle  du 
toistère  que  je  dois  présider.  ||  Les  événements  qui  se  sont  succédé  en  Êgypto 
lepnis  quelques  années  ont  préoccupé  Topinion  publique  h  des  titres  divers, 
2i,  et  dans  les  pays  étrangers;  ces  préoccupations  se  rattachent  k  deux  ordros 
*idées:  nos  charges  financières  et  nos  réformes  intérieures.  ||  La  dette  générale 
n  pays  a  été  définitivement  réglée  par  une  série  de  Décrets  qui  ont  été 
«mplétés  eux-mêmes  par  la  Loi  de  Liquidation  du  19  Juillet;  1880. 
5cs  lois  ont  acquis  Ie  caractère  de  Conventions  Intemationales:  Ie  Gouvernc- 
nent  de  votre  Altesse  n'a  jamais  cessé  de  les  respecter:  Ie  Ministère  veillera 
»  leur  stricte  et  fidele  exécution.  ||  La  liquidation  de  la  dette  fiottante  est  uu 
■it  accompli  pour  tous  les  intéresses  (et  c'cst  Timmcnse  majorité)  dont  les 
iToits  ont  été  reconnus  jusqu*^  ce  jour  par  les  autorités  compétentes;  el  Ie 
ontinuera  k  être  activement  poursuivie.  ||  Le  service  de  la  Dette  Gonsolidóe 
loi  comprend  les  Administrations  spéciales  de  la  Daïra  et  des  Domaines  en- 
»gés  k  la  garantie  de  TEmprunt  de  1878,  s'effectue  régulièrement  Les  Ad- 
ünistrations  qui  ont  été  créées  pour  assurer  cc  service:  le  Controle  Général, 
i  Commission  de  la  Dette,  le  Controle  de  la  Daïra,  la  Commission  des  Do- 
'^es  sont  des  institutions  qui  doivent  toujours  étre  loyalement  soutenues 
ir  le  Gouvernement;  elles  Tont  toujours  été  jusqu'^  ce  jour.  ||  A  eet  état  de 
loses,  rien  ne  sera  changé  dans  Tavenir:  le  Ministère  s'efforcera  de  consoli- 
&r  ces  institutions  et  de  faciliter  leur  fonctionnement  II  considérera  la  boune 
irmonie  de  tous  ces  services  publics  comme  une  condition  essentielle  k  la 
^arebe  reguliere  des  affaires,  et  il  pensc  que  Tadministration  générale  du  pays 
evra  k  cette  politique  d'incontestables  avantages.  ||  Votre  Altesse  a  toujours 
té  convaincne  que,  pour  accomplir  avec  sagesse  et  sécurité  les  réformes  inté- 
ienres,  il  fallait  le  concours  d'une  Chambre  de  Délégués,  et  c'cst  dans  cette 
•ensée  que  la  Chambre  actuelle  a  été  convoqnée.  ||  Le  Ministère  partage  ces 
entiments.  Il  portera  toute  son  attention  sur  la  réorganisation  des  Tribunaux, 
es  réformes  de  TAdministration,  les  améliorations  nécessaires  dans  notrc  en- 
eignement  public  pour  aidcr  la  marchc  du  pays  dans  la  voie  du  progrès  et 
e  la  civilisation;  il  étudiera  les  mesures  propres  k  développer  ragriculture, 
I  commerce   et  Tindustrie,  ainsi  que  tous  les  autres  projets  de  réformes  qui 
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Nr.  7812.   Qnt  616  Tobjet  de  la  sollicitude  constaute  de  votre  Altesse.     Mais,  avant  \M, 

Aegypten. 

4.Febr.if^2.il  CFoit  néccssaire  de  détennincr  les  attributions  de  la  Chambre  des  Délégués 
afin  de  lui  permettre  de  donner  au  Gouvernement  Ie  concours  qu'ü  atteni 
d'elle  et  de  réaliser  les  espérances  du  pays.  ||  C'est  pourquoi  Ie  premier  act 
du  Cabinet  sera  de  faire  sanctionner  une  Loi  Organique  pour  la  Chambre  de 
Délégués.  II  Cctte  Loi  respectera  tous  les  droits  et  toutes  les  obligations  d'n 
caractère  privé  ou  international  ainsi  que  tous  les  engagements  relatifs  k  1 
Dctte  Publique  et  aux  charges  que  celle-ci  impose  au  Budget  de  TEtat;  ell 
détermincra  sagement  la  responsabilité  des  Ministres  devant  la  Chambre  ain 
que  Ie  modo  de  discussion  des  Lois.  ||  Bien  loin  d'être  une  cause  d'inqaiétnde 
cette  Loi  Organique  réunira  toutes  les  conditions  nécessaires  pour  rassun 
les  interets  de  tous.  ||  Tel  est,  Monseigneur,  Ie  programme  de  nouvean  Min 
stère  conforme  aux  voeux  du  pays.  ||  Les  Hautes  Puissances — et  particoli^ 
ment  la  Sublime  Porte,  dont  1'appui  bienveillant  ne  nous  a  jamais  fait  dé&i 
dans  Texercice  des  droits  et  privileges  qu'elle  nous  a  octroyés — continueroD 
j'en  ai  Ie  ferme  espoir,  k  prêter  comme  dans  Ie  passé,  au  Gouvernement  i 
votre  Altesse,  ce  concours  précieux  qui  a  toujours  été  bienfaisant  pour  TÈgypt 
II  J^ai  également  Tespoir  que  Tautorité  de  votre  Gouvernement  sera  uniqni 
ment  consacrée  ^  la  sauvegarde  des  droits  de  chacun  et  au  maintien  de  Tordr 
et  qu'elle  guidera  la  nation  dans  la  voie  du  progrès  et  de  la  prospérité: 
Le  jour  oü  votre  Altesse  a  pris  en  mains  Ie  pouvoir,  elle  a  promis  k  1'Égjpl 
une  nouvelle  ère  de  progrès:  nous  venons  apporter  k  votre  Altesse  notre»! 
solu  concours  pour  la  réalisation  de  sa  promesse.  Le  but  que  vous  voé 
atteindre,  Monseigneur,  est  celui  que  nous  poursuivons:  pleins  de  confiancee 
vous,  nous  avons  foi  dans  ravenir.  ||  Si  votre  Altesse  daigne  accorder  son  u 
hésion  au  programme  que  je  viens  de  lui  soumettre,  j'ai  Vhonneur  de  la  prn 
de  vouloir  bien  sanctionner  les  Décrets  que  je  présente  k  sa  signature  poi 
constituer  lè  Ministère.  ||  Daignez  agréer,  Ac. 

Mahm  oud-Samy. 

« 

Nr.    7813.      GKOSSBRITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engL  Bot 

schafter  in  Paris.  —  Vorschlag,  mit  den  Ostmachte 
bez.  Aegyptens  in  Unterhandlung  zu  treten. 

Foreign  Office,  February  6,  1889. 

Nr.  7813.  My  Lord,  —  I  have  received  and  laid  before  the  Quecn  your  Excella 

briun^iên    ^^'^  dcspatch   of  thc   3rd  instant,   reporting  your  communication  with  M.  < 

6.  Pobr.i882.Freycinet  on  the  subject  of  the  present  state  of  aftairs  in  Egypt    Her  Mij 

sty's  Government  understand  from  it,  that  the  French  Ministry,  while  agrea 

with  thcm  on  some  of  the  points  raised  by  my  despatch  of  the  30tii  uitii 

are  not  yct  prepared  to  make  suggestions  as  to  the  course  to  bc  pursi 

Her  Majesty's  Government  would  have  been  glad  to  know  the  opinion  of 

French  Government  upon  the  main   points  of  the  question  before  tbemsd 
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aking  any  practical  proposal;  but  they  give  due  weight  to  the  short  pcriod  ^qJ^J_'" 
liich  M.  de  Freycinet  has  had  to  consider  this  important  subject  ||  The  re-  briunnien. 
)rts  at  present  received  from  Egypt  are  not  of  a  nature  to  excite  apprehen-®-^*^'-^^^ 
MS  of  early  disorder  or  anarchy.  But  matters  scem  to  have  reached  a 
isis,  when  the  order  of  things  established  by  the  Firmans  of  the  Sultan, 
d  by  the  international  engagements  of  Egypt,  whether  with  England  and 
•ance  alone,  or  with  all  the  Powers,  is  exposed  to  a  risk  of  encroachment. 
Her  Majesty's  Government  are  informcd,  that  the  answer  of  the  four  Powers 
the  recent  Protest  of  the  Porte  against  the  joint  Anglo-French  Declaration 
based  on  a  recognition  of  existing  arrangeraents  in  Egypt.  ||  Her  Majesty*s 
)vemment  would  propose,  that  France  and  England  should  communicate  witli 
e  ether  Powers,  and  should  ascertain  whether  they  would  be  willing  to  en- 
r  upon  an  exchange  of  views  as  to  the  best  mode  of  dealing  with  the  af- 
res  of  Egypt  on  the  basis  of  the  maintenance  of  the  rights  of  the  Sove- 
ip,  of  the  liberties  of  the  Egyptian  people  as  secured  by  the  Firmans  of 
i  Sultan,  and  the  strict  observance  of  the  international  engagements  of 
;ypt  II  Her  Majesty's  Government  do  not  consider,  that  a  case  for  intervention 
8  at  present  arisen,  since  on  the  part  of  the  Notables  and  the  new  Govem- 
mt  the  intention  is  avowed  to  maintain  international  engagements.  But 
)uld  the  nccessity  arise,  it  would  be  their  wish,  that  such  intervention  should 
[ïresent  the  united  action  and  authority  of  Europc.  ||  In  that  evcnt  it  would 
10,  in  their  opinion,  be  right,  that  the  Sultan  should  be  a  party  to  any  pro- 
sdings  or  discussions  that  might  ensue.  ||  I  am,  <&c. 

Granville. 


r.  .7814.      OEOSSBBITANNIEH.  —  Botschafter  in  St.-Petersburg 

(Thornton)   an   den    engl.   Min.   d.  Ausw.   —   Stellung 
Russlands  zur  &gyptischen  Frage. 

St.-Peter8burgh,  February  6,  1882. 
My  Lord,  —  During  a  visit  which  I  paid  to  M.  de  Gicrs  to-day,  bis   Nr.  -su. 
^cellency  said,  that  the  Porte  had  transmitted  to  the  Russian  Government  a  ,,/i'^[g„ 
py  of   the   communication   which   had  been   made  to  the  Khedive  by  the  6.  Febr.  issa, 
itish  and  French  Representatives  at  Cairo  on  the  8th  ultimo,  and  had  askcd 
'  an  expression  of  opinion  upon  it,  and  that  it  was  in  answer  to  this  com- 
nication  that  he  had  instructed  the  Russian  Ambassador  at  Constantinople 
make  a  verbal  statement  to  the  Porte,  the  nature  of  which  was  reported 
your  Lordship  by  Lord  Dufiferin.     M.  de  Giers  stated  that,  as  the  Russian 
vernment  did  not  wish   to  do  anything  very  different  from  the  other  three 
¥ers,  M.  Novikoff  had  been  instructed  to  inquire  of  their  Representatives 
it  step  they  had  been  instructed  to  takc,  and  as  it  appeared  that  their 
mctions  wcre  very  similar,  it  was  agreed  that  the  four  Ambassadors  should 
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Nr.  7814.  ggu^  gj^  identical  verbal  message  to  Assim-Pasha  throngh  tbeir  DragomaWi 
britannien.  Upon  mj  inquiring  whether  anjthing  had  been  put  down  in  writing,  his  Ei* 
6.  Febr.  1882.  cellencj  said  that  the  Dragomans,  after  having  verbally  delivered  the  messife 
intrusted  to  them,  had  left  a  Memorandum  ("aide-mémoire").  I  askedwbette 
lie  could  give  me  a  copy  of  this  aide  -  mémoire,  to  which  he  replied  M 
he  had  not  yet  received  a  copy  of  it.  ||  M.  de  Giers  said,  that  my  Itahan  cd- 
league  here  had  spoken  of  Rnssia  having  taken  the  initiative  in  this  mattffi 
and  that  similar  observations  had  been  made  to  M.  Novikoff;  but  he  denieéi 
that  this  was  the  case,  and  said  that,  in  the  first  place,  the  message  wii 
mercly  an  answer  to  the  written  communication  of  the  Porte,  and,  sccondij; 
the  agrcemcnt  to  makc  it  a  joint  message  with  Austria,  Germany  and  Ii 
was  a  conscciucncc  of  its  being  asccrtained  that  the  Represcntatives  of  ti» 
Powers  had  similar  instructions  to  those  of  M.  Novikoff.  ||  M.  de  Giers  state^ 
that  Assim-Pasha  had  commented  upon  the  use  of  the  term  '^Suzerain^'  in  tki 
message,  and  had  said  that  it  was  not  a  question  between  Suzerain  and  m- 
sal,  but  one  between  Sovereign  and  subject.  M.  de  Giers  cxpresscd  his  0|h 
nion  that  "Suzerain"  was  the  proper  term,  and  tliat  the  Khedive  was  certantF 
a  vassal  of  the  Sultan,  but  that  it  was  not  worth  while  for  the  Rossia 
Government  to  discuss  that  question  with  the  Porte.  ||  M.  de  Giers 
with  me,  that  the  maintcuance  of  peacc  and  order  in  Egypt  and  her  i 
creasing  prosperity  were  due  to  the  control  excrcised  by  England  and  Frane^ 
and  that  the  other  Europcan  Powers  proiited  by  this  state  of  things.  Rnsai^ 
without  being  deeply  intercstcd  in  that  country,  was  most  desirous  that  i 
should  be  continued;  still  she  considercd  it  a  Europcan  question,  and  ifcn^ 
cumstances  in  Egypt  should  compel  an  interfcrence,  he  eamestly  hopcd  tW 
Her  Majesty's  Government  would  takc  no  step  of  that  nature  without  consid- 
ting  the  other  Europcan  Powers,  or  without  their  consent,  and  that,  if  inte^ 
vention  were  absolutcly  iucvitablc,  it  would  be  carricd  out  by  "delegatioo, 
as  it  were,  from  those  Powers.  ||  M.  de  Giers  concludcd  by  saying,  that  I  mwt 
not  suppose  that  he  was  so  "Turcophilc"  as  to  wish  that  a  Turkish  forcc  sbontó 
be  sent  to  Egypt;  on  the  contrary,  he  declared  that  Russia  had  been  opposH 
to  the  Mission  sent  to  Egypt,  of  which  Fuad-Bey  was  at  the  he^d,  and  tei 
strongly  recommendcd  the  Porte  not  to  send  it;  and  tliat  he  should  still  no» 
earnestly  disapprove  of  the  intervention  of  a  Turkish  force  ta  Egypt  ||  Iha?e,*c- 

Edwd.\rhornton. 


Nr.    7815.     GKOSSBRITANNIEN.    —    Generalconsul    iV  Kairo  « 

den    engl.  Min.   d.  Ausw.  —    Sturz    des  l^nistcrioiM 
Chérif.     Unterzcichnung  des  organischen  t^csetxes. 

Nr.  7815.  Cairo,  February.^  ^^ 

Gro88-  ^y  Lqj.^    _  g|j^^^,  j  jjj^^  ^|j^  honour  of  addressing  to  your  ]^^^  ^ 

«.  Febr.  1882.  despatch  of  the  30th  ultimo  the  Ministry  of  Cliérif-Pasha  has  falk*  *"^ 


s 
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snccecded   by   oue  undcr  the  Presidency  of  Mahmoud-Pasha-Samy,  who    N'-  '^is. 

the  post  of  Minister  of  War  and  Marine  in  the  late  Ministry.  ||  On  the  bnUMiên. 

ultimo  Chérif-Pasha  wrote  to  the  Chamber  explaining  the  situation,  and*-*'«^'ï8S2. 
esting  it  to  formulate  Articles  with  respect  to  the  vote  on  the  Budget, 
h  could  serve  as  a  basis  for  negotiation  with  the  Powers.  ||  No  answer 
jiy  sort  has  been  made  to  this  communication.  ||  On  the  2nd  instant  a 
itation  of  the  Chamber  went  to  Chérif-Pasha  and  asked  him  whether  hc 
ld  pass  the  Organic  Law  as  approved  by  the  Chamber,  including  the  Ar- 
s  having  reference  to  the  Budget.  Chérif-Pasha  refused,  and  the  depu- 
tn  then  asked  him  to  resign,  and  on  this  point  bis  Excellency  referred 
1  to  the  Khedive,  from  whom  he  held  his  appointment.   ||   The  deputation 

proceeded  to    the  Palace    of  Ismaïliah    and  requested   the  Ehedive    to 
e  a  new  Ministry.     His  Highncss  asked  them  on  what  law  of  the  Chamber 

founded  their  right  to  make  the  request?  Thcy  replied  merely,  that  it 
the  will  of  the  Chamber.  They  also  requested  the  Khedive  to  decrec 
Organic  Law.  The  Khedive  said,  that  he  would  take  their  requests  into 
üderation,  and  dismissed  them.  ||  His  Highness  sent  for  Chérif-Pashay  and 
;equently  for  M.  Sienkiewicz,  Frcnch  Agent  and  Consul-GcHeral,  and  me. 
is  Highness  informed  ns  of  what  had  taken  place,  and  the  rcsult  of  the 
rview  was,  that  His  Highness  decided  to  appoint  a  new  Ministry  in  accor- 
3e  with  the  wish  of  the  Chamber.  ||  In  the  evening  he  sent  for  the  depu- 
}n,  and  having  informed  them  that  it  was  his  intention  to  comply  with 
r  rcquc^t  in  regard  to  a  change  of  Ministry,  said  that  as  a  new  Ministry 
ld  only  work  if  it  were  in  harmony  with  the  Chamber,  he  requested  them 
lame  the  Ministers  whom  they  desired  His  Highness  to  appoint  The  dc- 
aition  refused  to  do  so,  on  the  ground  that  the  prerogative  of  selection 

nomination  of  Ministers  was  vested  in  the  Khedive.  His  Highness, 
^cver,  declined  uuder  the  circumstances  to  exercise  it,  desiring  to  Icave  the 
responsibility  to  the  Chamber.  ||  On  the  following  morning,  the  3rd  in- 
it,  the  deputation  informed  His  Highness  that  Mahmoud-Pasha-Samy,  Mi- 
xïr  of  War,  was  the  persou  whom  the  Chamber  wished  to  be  appointed 
sident  of  the  Council  of  Ministers.  His  Highness  at  ouce  sent  for  Mah- 
id-Pasha-Samy,  who  acceptcd  the  post,  and  succecded  in  completing  the 
Qation  of  the  new  Ministry  on  the  cvcning  of  the  4th  instant.  ||  I  have,  &c. 

Edward  B.  Malet 


Cairo,  February  6,  1882. 

My  Lord,  —  With  reference  to  my  previous  despatch  of  to-day's  date, 
ave  the  honour  to  iuform  your  Lordship  that  wheu,  at  the  Khedive's  re- 
st, M.  Sienkiewicz  and  I  wout  to  the  Palace  on  the.2nd  instant,  wc  found 

Highness  with  Chérif-Pasha.  ||  His  Highness  informed  us  that  a  depu- 
Du  of  the  Chamber  had  that  morning  asked  him  to  change  the  Ministry 

to  sign  the  Organic  Law  of  the  Chamber,  which  they  placed  in  his  hands* 
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Mr.  7815.  {}|g  Highness  had  stated.  that  he  would  cunsider  their  demands,  and 
britannien.  them  of  his  decision.  After  layiiig  the  matter  beforc  ns^  His  Iligbues 
6.Febr.i882.fQj.  ouT  advicc.  We  fifst  inqoired  of  Ilis  Highness  whcther  he  had  ai 
on  which  he  could  rely  for  support  in  case  he  refused  compliance  i 
solved  the  ChamberV  His  Highness  replied,  tliat  not  ouly  had  he  al 
uo  forccy  but  that  the  demands  of  the  Chamber  were  supported  by  tl 
and  that  the  action  of  the  deputation  in  coming  to  the  Palace  h 
agrced  upon  between  the  Deputies  and  the  ofticers.  ||  Upon  this  w 
His  Highness  further  whether,  in  case  he  refased  to  changc  his  Mii 
renewed  armed  demonstration  would  follow.  Chérif-i^asha  and  His  ] 
were  both  of  opinion,  that  although  it  might  not  be  immcdiatcly  rcsi 
there  could  be  no  doubt  that  it  would  be  the  ultimate  result  of  re 
[!  Considering  on  our  part,  that  the  authority  of  the  Khedive  coul( 
survive  a  third  shock  similar  to  those  which  it  had  received  on  the 
bruary  and  the  Otji  September  last  year,  wc  thereupon  recommen 
Highness  to  agree  to  a  change  of  Ministry;  but  wc  addcd,  that  as  th( 
was  compulsory,  and  the  responsibility  of  it  rested  with  the  Chamber, 
be  wise  to  give  the  Chamber  also  the  selection  of  the  persons  to  I 
new  Cabinet,  in  order  that  the  rcs[»ousibility  of  the  Chamber  should 
plete  and  patent.  ||  We  thought,  that  it  was  only  by  following  thij 
that  the  Khedive  would  be  ablc  later  on  to  disengage  to  some  ci 
personal  responsibility  when  called  upon  by  his  new  Ministry  to  sani 
Organic  Law  of  the  Cliambcr  of  Deputies.  ||  I  have,  &c. 

Edward  B.  Mal 


Nr.    7816.     AEGYPTEN.  —  Memorandum  der  Gcneralcontr 

betreffend  das  Budgetrecht  der  agyptischen  K 

Nr.  7816.  Lorsqu'ont  été  promulguós  les  Décrets  réglant  les  attributions 

yF^!is^2,  tróle,  Ic  pouvoir  réel  appartenait  au  Khedive,  et  par  délégation  èi  ses  K 
Aussi   avait-on   pu   se   borner   5,  donner   aux   Contróleurs-Généraux 
d'émettre  des  avis:  il  était  k  présumer  qu'il  en  serait  tenu  un  juste 
Ces  prévisions  se  sont  réalisées,  et  autant,  il  y  a  deux  ans,  la  situatie 
cière  du  pays  était  grave,  autant  aujourd'hui  ellc  est  prospère.  ||  Mai 
lors   Ie   pouvoir  s'est  dcplacé.     Il  appartient  aujourd'hui  k  la  Chan 
Délégués    et  h  quelques   chefs  militaircs,  dout  la   Chambre  subit  Ti 
I  Cette  modification  profonde  dans  les  iustitutions  du  pays  s'est  pro 
ment  effectueer  Tautorité  du  Khedive  et  de  ses  Ministres,  ébranlée  par 
militaire  du  1®'  Février,  1880,  n'a  cessé  d'aller  s'affaiblissant  de  jour 
Les  choses  en  sont  arrivées  h,  ce  poiiit,  qu'uiio  Chambre  Ie  Délégués 
Ie  règne  de  Tancien  Khedive,  avait  donné  maintes  preuves  de  servilité, 
aux   mesares    financières    les  plus   ini(iucs  et  les  plus  funestes^  n'h< 
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jourcfhui  è  revendiquer  des  droits  incompatibles  avec  Tétat  social  du  pays.  ^'-  '^®*** 
Ie  a  été  jusqu'^  obliger  Ie  Khódive  ^  changer  Ie  Ministère  qui  avait  sa  con- e.  pfb^MMV 
nee,  et  sous  la  pression  de  quelques  officiers,  h  lui  imposer  pour  Premier 
inistre   Ie  Ministre    de   la  Guerre.     Le  pouvoir  du  Khédive  n'existe  plus. 
m  ces  conditions  nouvelles  peu  importe  qu'on  affirme  ou  non  Tintention  de 

porter  aucune  atteinte  aux  attributions  du  Controle.  Par  la  force  même 
s  choses,  il  devient  inefficace  lorsquc  les  Controleurs  se  trouvent  en  pré- 
ice  non  plus  .du  Kbédive  et  de  Ministres  nommés  librement  par  lui,  mais 
ine  Cbambre  et  d'une  armee.     Le  Kbédive  et  les  Ministres  qu'il  nommait 

pouvaient  pas  assumer  devant  l'opinion  publique  et  les  Gouvernements 
•angers  Ia  responsabilité  de  mesures  auxquelles  les  Controleurs- Généraux  se 
•aient  opposés  par  des  Rapports  qu'ils  étaient  en  droit  de  publier.  C'était 
la  seule  sanction  de  nos  pouvoirs.  EUe  a  suffi  jusqu'4  ce  jour;  mais  elle 
vieut  absolument  illusoire  vis-^-vis  des  Ministres  de  la  Cbambre  et  de 
rméc;  ils  hc  seront  accessiblcs  k  d'autrcs  influenccs  qu'^  cello  des  officiers 

des  Délégués  dont  ils  tiennent  leurs  pouvoirs.  ||  En  fait  il  en  est  déjè, 
isi;  car  le  Ministère  qui  vient  d'ctre  constitué  se  dispose  h  donner  k  la 
arabre,  malgré  Topposition  formelle  des  Contrólcurs-Généraux,  le  droit  de 
ter  le  Budget.  ||  Il  ne  faut  pas  non  plus  perdrc    de  vue  que  le  Ministère 

Chérif-Pasba  n'est  tombe  que  parce  qu'il  n'a  pas  voulu  passer  outrc  k  Top- 
sition  faite  par  les  Gouvernements  Anglais  et  Francais  k  la  prétention  émise 
r  la  Cbambre  de  voter  le  Budget.  Accepter  les  faits  accomplis  c'est  donc  ac- 
hter Tatteinte  la  plus  grave  portee  k  Tinfluence  de  TAngleterre  et  de  la 
ance,  et  par  suite  annibiler,  k  vrais  dire,  Taction  des  Controleurs,  qui  n'ont 
.utre  autorité  que  celle  qu'ils  tiennent  de  leurs  Gouvernements.  ||  On  se 
alt  une  profonde  illusion  si  on  nc  voyait  pas  1^  le  prélude  d*une  série  de 
sures  qui  ne  laisseront  subsistcr  aucune  des  réformes  introduites  dans  le  cours 

ces  dernicres  anuées.  On  peut  dès  k  présent  prévoir  le  jour  oü  apparai- 
nt  de  nouveau  les  désordres  financiers  auxquels  ont  porté  remede  la  Com- 
ssion  d'£nquète  et  la  Commission  de  Liquidation. 

£.  de  Blignières. 
A.  Col  vin. 


'.    7817.     FKANKREICH.  —  Gcneralconsul  in  Eairo  an  den  franz. 

Min.   d.    Ausw.    —    Folgen    des    Ministerwecbsels    in 

Aegypten. 

Le  Caire,  le  6  février  1882. 

Monsieur  le  Ministre,  par  ma  dépêcbe  du  4  de  ce  mois  j'ai  fait  con-   ^^-  '^^^• 
re    k   Votre  Excellence    comment  s'est  constitué  le  Ministère   arabe  qui,  e.  pebr.  1882 
lis  deux  mois  déj^,  était  en  voie  de  formation.  Il  me  reste  k  signaler  les  consé- 
ices  probables  du  changement  radical  qui  vient  d'ctre  subitement  introduit  dans 
anisation  et  Ic  fonctionncment  du  Gouvernement  égyptien.  ||  Lc  coup  d'État  de  la 


80 


Aegypten. 


•Nr.  7817.    Chambre  égyptienne  peut  être  considéré  comme  une  réponse  h  la  note  du  7  janm. 

Frankroich. 

6.  Fobr.1882.  Nous  avoDs  dóclaré  que  nous  maintiendrions  Ie  stcUu  quo  contre  tout  Ie  monde, etee 
statu  quo  a  été  modifié  d'une  maiiière  profonde.  Nous  nous  sommes  places  aini 
dans  la  nécessité  d'interyenir  ou  de  modifier  notre  politique.  |  J'ai  cm  deTOff 
entrcr  en  relations  avec  Ie  nouveau  Ministère,  après  m'être  concerté  a?ecSr 
Edward  Malet  sur  la  conduite  qu'il  nous  convenait  de  tenir.  Le  Président  ii 
Conseil  est  venu  me  voir  hier,  et  je  lui  ai  rendu  sa  visite  aujonrd'huL  II  n*! 
donné  spontanément  les  assurances  les  plus  formelles  au  sujet  du  respect  te 
convcntions  internationales  et  de  tous  les  interets  étrangers  engagés  en  Egypte. 
Il  n'a  fait;  toutefois,  aucune  allusion  au  vote  du  budget  intérieur,  et  je  o'ii 
pas  soulevé  cette  questlon. 

Sienkiewicz. 


Nr.    7818.     AEGYPTEN.   —    Loi   Organique    de    la   Chambre  dfi 

Délégués.     Vom  7.  Februar  1882. 

Nr.  7818.  Nous,  Khédivc  d'Égypte,  ||  Vu  notre  Décret  du  4  Octobre,  1881  (11  & 

7^fX^u«8  cadé,  1298);  ||  Vu  la  décision  de  la  Chambre  des  Délégués,  et  sur  l'aYiscfli- 
forme  de  notre  Conseil  des  Ministres; 
Avons  décrété  et  décrétons: 

Article  l^^  Les  Membres  de  la  Chambre  des  Délégués  sont  élus.  |  Dk 
Loi  ultéricure  et  spéciale  fera  connaitre  les  conditions  de  rélectorabilité  et 
de  réligibilité  en  même  temps  que  le  mode  d'élection  k  la  Chambre  é» 
Délégués. 

Art  2.  Les  Membres  de  la  Chambre  des  Délégués  sont  élus  poor  m 
durée  de  ciuq  années;  ils  regoivent  une  iudemnité  annuellc  de  £  E.  100. 

Art.  3.  Les  Délégués  sont  libres  dans  Texercice  de  lenrs  mandats;  ii 
ne  peuveut  ctre  lies  ui  par  des  promesses,  ni  par  une  iustructiou,  ni  par* 
ordrc,  ni  par  des  menaces  de  nature  h  entraver  la  libre  expression  de  l€«i 
opinions. 

Art  4.  Les  Délégués  sont  inviolables.  ||  En  cas  de  crime  oo  ^ 
commis  pendant  le  cours  de  la  Scssiou,  ils  ne  peuvent  être  mis  en  arrestatifli 
qu'avec  Tautorisation  de  la  Chambre. 

Art  5.  La  Chambre  pourra  aussitót  après  sa  convocation  demaoder, 
provisoiremeut  et  pour  la  durée  de  la  Scssion,  la  mise  en  liberté  de  fm 
de  ses  Membres  qui  aura  été  emprisouné,  ou  la  suspension  de  tonte  actioB 
dirigée  contre  lui  pendant  les  vacanccs  de  la  Chambre,  pour  une  affaire  crvttr 
nelle  dans  laquelle  un  jugement  n*est  pas  cncore  intervenu. 

Art  6.  Tout  Délégué  représente  non  seulcment  les  interets  de  la  d^ 
conscription  qui  Ta  élu,  mais  encoro  les  interets  du  penple  Ëgyptien  ei 
général. 
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Art.  7.     La  Chambre  des  Délégués  siège  aa  Caire.     Elle  est  convoquée   ^'-  "®'^ 

Aogypten. 

ique   année   par  Décret  du  Khódivc,  sur  Tavis  conforme   du  Conseil   dcs7.Febr.i882. 
oistres. 

Art  8.     Les  Scssions  ordinaircs  et  annuellcs  de  la  Chambre  des  Délégués 

;  une  dorée  de  trois  mois,  du  V^  Novembrc  au  31  Janvier.  ||  Si  les  travaux 

la  Chambre  ne  sont  pas  achevés  au  31  Janvier,  elle  pourra  demander  une 

)longation  de  quinze  k  trente  jours.  ||  Cette  prolongation  lui  sera  accordée 

•  Décret  du  Khédive. 

Art.  9.  En  cas  de  nécessité  la  Chambre  sera  convoquée  en  Session  extra- 
linaire  par  Ie  Khédive.  ||  La  durée  des  Sessions  extraordinaires  sera  üxée 
'  Ie  Décret  même  de  convocation. 

Art.  10.  Les  Sessions  de  la  Chambre  sont  ouvertes,  en  présence  des 
oistres,  par  Ie  Khédive,  ou  par  Ie  Président  du  Conseil  des  Ministres  agis- 
it  par  délégation  du  Khédive. 

Art   11.     A  la  première    séauce  de  chaque  Session  annuelle  un  discours 

ouverture  sera  prononcé  par  Ie  Khédive,  ou,  en  son  nom,  par  Ie  Président 

Conseil  des  Ministres.  |{  Il  aura  pour  objet  d'exposer  k  la  Chambre  les 

Lncipales  questions  qui  lui  seront  présentées  dans  Ie  cours  de    la  Session. 

Iprès  la  lecture  du  discours  d'ouverture  la  séance  sera  levée. 

Art.  12.  Dans  les  trois  jours  qui  suivront,  la  Chambre,  après  avoir 
mmé  une  Commission  è  Teffet  de  préparer  une  réponse  au  discours  d'ou ver- 
re, votera  cette  réponse,  qui  sera  présentée  au  Khédive  par  une  délégation 
oisie  dans  son  sein. 

Art.  13.  La  réponse  au  discours  d'ouverture  ne  pourra  traiter  aucune 
estion  d'une  fagon  décisive,  ni  contenir  aucun  a\is  ayant  été  Tobjet  de  déli- 
Tations  préalables. 

Art    14.     La  Chambre    soumettra   au  Khédive    une    liste   contenant  les 

>ins  de  trois  de  ses  Membres  préposés  pour  les  fonctions  de  Président.  ||  Le 

bédive  nommera  par  Décret  Tun  des  Membres  aiusi  désignés,  Président  de 

Chambre  des  Délégués.  ||  Les  fonctions  du  Président  auront  une  durée  de 

Dq  ans. 

Art.  15.  La  Chambre  élira  deux  Vice-Présidents,  qu'elle  choisira  parmi 
8  Membres,  et  nommera  les  Secrétaires  de  son  Bureau. 

Art  16.     Le  proces-verbal  des  séauces  de  la  Chambre  est  rédigé  sous  la 
rection  du  Bureau  de  la  Chambre,  composé  du  Président,  des  Vice-Présidents 
des  Secrétaires. 

Art  17.  La  langue  ofticielle  pour  la  Chambre  est  la  langue  Arabe. 
iiCs  procès-verbaux  et  les  comptes-rendus  de  la  Chambre  seront  rédigés  dans 
langue  officielle. 

Art.  18.  Les  Ministres  ont  Ic  droit  d'assister  aux  séances  de  la  Chambre 
d'j  prendre  la  parole  lorsqu'ils  le  jugent  ii  propos;  ils  peuvent  s'y  faire 
>rósenter  par  de  hauts  fonctionnaires  de  TÉtat 

Art  19.     Si  la  Chambre  décide  qu'il  y  a  lieu  d'appeler  dans  son  sein 
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Nr.  7818.   Yxm  des  Ministres  pour  lui  demander  des  explications  sur  une  question  détcr- 

Aegjpteiu 

7.Febr.i882.niiuée,  Ie  Ministre  doit  sy  rendre  en  personne  ou  se  faire  représenter  par  m 
autre  fonctionnaire  pour  fournir  les  explications  demandées. 

Art.  20.  Les  Dólégués  ont  Ie  droit  de  surveiller  les  actes  de  tovs  ks 
fonctionnaires  publiés;  ils  peuvent  pendant  la  Session  et  par  rentremise  di 
Président  de  la  Chambre,  signaler  au  Ministre  competent  tout  abos,  irrégi- 
larité,  ou  négligence  attribué  k  un  fonctionnaire  public  dans  Téxercice  de  ses 
fonctions. 

Art.  21.  Les  Ministres  sont  solidairement  responsables  devant  la  Chambre 
de  toute  mesure  prise  en  Conseil  et  violant  les  lois  et  règlements  en  vigaeor. 

Art.  22.  Chaque  Ministre  est  individuellement  responsable  dans  Ie  os 
prévu  k  TArticle  precedent,  des  actes  accoraplis  dans  Texercice  de  ses  fonctioas. 

Art.  23.  En  cas  de  désaccord  persistant  entre  la  Ghambre  des  Délégoés 
et  Ie  Ministère,  après  échange  réitéré  de  vues  et  de  motifs,  si  Ie  Ministèie 
ne  se  retire  pas,  Ie  Ehédive  dissout  la  Chambre  des  Délégués  et  décrète  qOiO 
sera  procédé  k  de  nouvelles  élections ,  dans  un  délai  qui  ne  pourra  exeéiff 
trois  mois,  k  compter  du  jour  de  la  dissolution  jusqu'^  celui  de  la  convocatxA. 
II  Tout  Délégué  sortant  est  rééligible. 

Art.  24.  Si  la  nonrelle  Chambre  coniirme  par  son  vota  celui  de  li 
Ghambre  précédente  qui  avait  provoqué  Ie  désaccord,  ce  vote  sera  définitiTe* 
ment  acquis. 

Art.  25.  Les  Projets  de  Loi  et  de  Reglement  émanent  de  TinitiatiTe  k 
Gouvernement;  ils  sont  présentés  k  la  Chambje  des  Délégués  par  les  Hinistm 
pour  y  être  étudiés,  discutés  et  votés.  ||  Aucune  Loi  ne  peut  devenir  exécfr 
toire,  si  elle  n'a  été  préalablement  lue  devant  la  Ghambre  des  Délégnés,  A^ 
ticle  par  Article,  votce  disposition  par  disposition,  et  sanctionnée  par  Ie  KW- 
dive.  II  Ghaque  Projet  de  Loi  sera  1'objet  de  trois  lectures;  chaque  lectaB 
sera  séparée  par  un  intervalle  de  quinze  jours.  ||  En  cas  d'nrgence,  une  sed* 
lecture  sera  déclarée  suffisantc  par  un  vote  spécial  de  la  Chambre.  ||  Si  1> 
Chambre  juge  nécessaire  de  demander  au  Conseil  des  Ministres  la  préseotatki 
d'un  Projet  de  Loi,  elle  lui  en  fera  la  demande  par  Tentremise  du  Président* 
la  Ghambre,  et,  en  cas  d'approbation  de  'la  part  du  Gouvernement,  Ie  Projet  * 
-^Loi  sera  préparé  par  Ie  Ministère  et  présenté  k  la  Chambre  dans  les  b(V» 
fixées  par  eet  Article. 

Art.  26.  La  Ghambre  choisit  dans  son  sein  une  Gommission  chaig^'^ 
Texamen  de  tout  Trojet  de  Loi  ou  de  Reglement  qui  lui  est  soumis.  ||  W« 
Gommission  peut  proposer  au  Gouvernement  des  modifications  au  projet  qi'^ 
a  été  chargée  d'examiner;  dans  ce  cas,  Ie  projet  et  les  modifications  propw^ 
sont  renvoyés  avant  la  discussion  générale  par  Ie  Président  de  la  Chanibit*' 
Président  du  Conseil  des  Ministras. 

Art.  27.  Si  la  Gommission  ne  propose  pas  des  modifications  on  si  eelkt 
qu'elle  propose  ne  sont  pas  adoptées  par  Ie  Gouvernement,  Ie  texte  piW* 
du  Projet  de  Loi  sera  mis  en  délibération  devant  la  Ghambre;  si  les  no^^ 
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itioDS  proposées  par  la  Commission  sont  acceptées  par  Ie  Gouverneraent,  Ie   ^'*  '®^®' 
)xte  ainsi  modifié  sera  mis  en   délibération  devant  la  Ghambre.   ||  Dans  Ie  7.  pebr.  i882. 
is  oü  Ie  Gouvernement  n'accepterait  pas  les  modificatlons  proposées  par  la 
ommission;  celle-ci  anrait  Ie  droit  de  soumettre  h  la  Ghambre  son  avis  et  ses 
)servations. 

Art.  28.  La  Ghambre  des  Délégués  peut  adopter  ou  rejeter  tout  Projet 
)  Loi  qui  lui  aura  été  soumis  par  la  Gommission.  {;  Elle  peut  aussi  Ie  ren- 
»jer  k  la  Gommission  pour  y  être  examiné  une  seconde  fois. 

Art.  29.  Le  Président  de  la  Ghambre  trausmettra  au  Président  du  Gon- 
il  des  Ministres  les  Lois  et  les  Règlements  votés  par  la  Ghambre. 

Art.  30.  Nul  impót  nouveau  direct  ou  indirect,  foncier,  mobilier,  ou 
irsonnel  ne  peut  être  établi  en  Egypte  sans  une  Loi  votée  par  la  Ghambre. 
En  conséquence,  il  est  formellement  interdit  de  percevoir  toute  contribution 
mvelle,  k  quelque  titre  et  sous  quelque  dénomination  que  ce  soit,  qui  n'aurait 
s  été  préalablement  votée  par  la  Ghambre  des  Délégués,  h  peine  contre 
.Qtorité  qui  J'ordonnerait,  contre  les  employés  qui  rédigeraient  les  róles  et 
rifs,  et  contre  ceux  qui  en  feraient  le  recouvrement  d'être  poursuivis  comme 
ncussionnaires.  ||  Toute  contribution  ainsi  indüment  pergue  sera  restituée  k 
Qx  qui  Tauront  payée. 

Art  31.  Le  Budget  Annuel  des  Recettes  et  des  Dépenscs  de  TÉtat  sera 
immuniqué  k  la  Ghambre  des  Délégués  au  plus  tard  le  5  Novembre  de  chaque 
inée. 

Art.  32.  Le  Budget  Général  des  Recettes  sera  présenté  k  la  Ghambre 
^mpagné  d'états  explicatifb  pour  chaque  nature  de  recettes. 

Art.  33.  Le  Budget  des  Dépenses  sera  divisé  par  Ministère  et  subdivisé 
\  sections  et  chapitres  correspondants  aux  diverses  branches  des  services 
iblics  dépendant  de  chaque  Ministère. 

Art  34.     Ne  pourront,  en  aucuu  cas,  être  Tobjet  des  discussions  de  la 

ïambre:  ||  Le  service  du  Tribut  dü  k  la  Sublime  Porte;  ||  Le  Service  de 

Dette  Publique;  ||  Ainsi  que  toute  charge  relative  k  la  Dette,  et  résultant 

la  Loi  de  Liquidation  ou  de  Gonventions  intervenues  entre  les  Puissances 

i^angères  et  le  Gouvernement  Égyptien. 

Art  35.  Le  Budget  sera  envoyé  k  la  Ghambre,  pour  y  être  examiné  et 
Jcuté  (sous  la  réserve  de  TArticle  precedent).  ||  Une  Gommission,  composée 
mtant  de  Délégués,  et  ayant  le  même  nombre  de  voix  que  les  Membres  du 
nseil  de  Ministres  et  son  Président,  sera  nommée  par  la  Ghambre  pour  dis- 
ter,  concurremment  avec  le  Gonseil  des  Ministres,  le  projet  de  Budget  et  le 
ter  soit  k  Tunanimité,  soit  k  la  majorité  des  voix. 

Art.  36.    En  cas  de  partage  des  voix  en  nombre  égal  entre  la  Gommission 

la  Ghambre   et   le  Gonseil   des  Ministres,   le  Budget   sera  renvoyé  k  la 

ambre,  et   dans  le  cas,  oü  la  Ghambre  confirmerait  (par  son  vote)  celui  du 

nseil  des  Ministres,   ce  vote  deviendra  exécutoire.   ||  Mais  si  la  Ghambre 

lintient  le  vote  de  sa  Gommission,  il  sera  procédé  conformément  aux  Ar- 

6' 
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Nr.  7818.  ticles  23  et   24   de  la  présente  Loi.  ||  Daus  ce  cas,  les  crédits  du  projet  de 

7.  Febr.  1882.  budget  qoi  oüt  déterminé  Ie  partagc  des  voix^  s'ils  figurent  dans  Ie  Budget 

de  Tannée  précédente;  et  s'ils  ne  sont  pas  aifcctés  è  des  dépenscs  ayant  lu 

objet  nonveau  tel  que:  travaux  publiés  ou  autres,  seront  emplojós  provisoire- 

ment  et  jusqu'^  la  réunion  de  la  nouvelle  Chambre,  en  vertu  de  TArticle  23. 

Art.  37.  Si  la  nouvelle  Chambre  confirme  Ie  vote  de  la  Chambre  précè- 
dente  sur  Ie  Budget^  ce  vote  sera  dc£nitivement  exécutoire,  en  conformité  de 
l'Article  23. 

Art  38.  Tout  Traite  ou  contrat  k  intervenir  entre  Ie  Gouvernement  et 
des  tierS;  ou  toute  concession  de  ferme  n'aura  un  caractère  définitif  qo'après 
avoir  été  approuvé  par  un  vote  de  la  Chambre,  ^  moins  que  les  Traite,  con- 
trat, OU  ferme  ne  soicnt  relatifs  k  un  objet  pour  lequel  une  somme  figonit 
déj^  au  Budget  approuvé  correspondant  k  Tannée  pour  laquelle  Ie  Tnité,  Ie 
contrat  ou  la  ferme  aurait  été  proposé.  ||  De  même,  toute  concession  de  transx 
publics  dont  l'exécution  n'est  pas  prévue  au  Budget  et  toute  vente,  toile 
aliénation  gratuite  du  domaine  de  TËtat,  ainsi  que  toute  concession  de  pnii- 
lège  quelconque  ne  deviendront  défiuitives  ciu'après  avoir  été  appronvées  pM 
la  Chambre. 

Art.  39.  Tout  Égyptien  peut  adresser  une  pétition  k  la  Chambre  des 
Délégués.  Les  pétitions  seront  renvoyées  k  une  Commission  choisie  par  1» 
Chambre  dans  son  sein.  ||  Sur  Ie  rapport  de  cettc  Commission  la  Chambre 
prendra  en  considération,  ou  rejettcra  les  pétitions.  ||  Les  pétitions  prises  d 
considération  seront  renvoyées  au  Ministre  competent 

Art.  40.  Toute  pétition  relative  k  des  droits  ou  k  des  interets  personnels 
sera  rejetée,  si  elle  ressort  k  la  compétcnce  des  Tribunaux  Civils  ou  Admini- 
stratifs,  ou  si  elle  n'a  pas  été  préalablement  adrcssce  k  Tautorité  administn- 
tive  competente. 

Art  41.  Si,  pendant  les  vacances  de  la  Chambre,  la  gravité  des  circon- 
stances  commandent  des  mesures  urgentes  pour  conjurer  un  danger  qoi  meoa- 
cerait  TÉtat  ou  pour  assurer  Tordre  public,  Ie  Conseil  des  Ministres  ponm, 
sur  sa  responsabilité  et  avec  la  sanction  du  Khédive,  ordonner  que  ces  mesores 
soient  prises,  alors  móme  qu'elles  seraient  de  la  compétence  de  la  Chambre, 
si  Ie  temps  fait  défaut  pour  convoquer  celle-ci.  ||  Toutefois,  Texamen  de  Taiiire 
devra  être  soumis  k  Texamen  de  la  Chambre  dans  sa  plus  prochaine  Sessioo» 

Art.  42.  Kul  ne  peut  ètre  admis  k  cxposer  ou  discuter  des  questioDS, 
ni  k  prendre  part  aux  délibérations  de  la  Chambre  en  dehors  de  ses  MembrOi 
k  Texception  des  Ministres,  ou  des  ceux  qui  les  assistent  ou  les  représentent 

Art.  43.  Les  votes  de  la  Chambre  auront  lieu  soit  par  assis  ot  lef^ 
soit  par  appel  nominal,  soit  au  scrutin  secret 

Art.  44.  Le  vote  par  appel  nominal  ne  pourra  avoir  lieu  que  sur  la  de 
mande  de  dix  Membres  au  moins  de  la  Chambre  des  Délégués.  Tout  vote 
pouvant  entrainer  les  cfFets  des  dispositions  de  TArticle  47,  devra  êtrc  énis 
par  appel  nominaL 
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Art  45.    La  désignation  des  trois  candidats  k  laPrésidence  de  la  Chambre,   ^'*  ^^ 

Atgyptaa 

nsi  que  Télection  des  deux  Yicc-Présidents  et  la  nomination  des  Premier  et7.Febr.i8C 
Cüxième  Secrétaires  de  la  Chambre  aaront  tonjonrs  licn  au  scrutin  secret 

Art  46.    La  Chambre  des  Délégaés  ne  peut  valablement  délibérer  que 
les  deax  tiers  an  moins  des  Membres  qai  la  composent  assistent  k  la  dé- 
>ération.  ||  Les  décisions  sont  prises  k  la  majorité  absolae  des  voix. 

Art  47.  Tout  vote  engageant  la  responsabilité  Ministérielle  ne  ponrra 
re  rendu  qn'^  la  majorité  des  trois  qaarts  an  moins  des  voix  des  Membres 
ésents. 

Art.  48.    Ancon  avis  ne  pourra  être  émis  par  mandataire. 

Art  49.  La  Chambre  des  Délégaés  élaV>i'era  son  Reglement  intérienr, 
i  sera  rendu  exécutoirc  par  Décret  da  Ehédive. 

Art.  50.  La  présente  Loi  Organiqae  poarra  être  modifiée  après  accord 
ttre  la  Chambre  des  Délégaés  et  Ie  Conseil  des  Ministres. 

Art  51.     L'interprétation  de  tout  Article  ou  de  toute  phrase  qui,  dans 
présente  Reglement  aurait  besoin  d'être  fixée,  sera  faite  d'un  commun  accord 
I  la  Chambre  des  Délégués  et  Ie  Conseil  des  Ministres. 

Art.  52.  Toutes  dispositions  de  Lois,  Décrets,  Ordres  Supérieurs,  Règle- 
ents  OU  usages  contraires  h,  la  présente  Loi  sont  et  demeurent  abrogées. 

Art.  53.  Nos  Ministres  sont  chargés,  chacun  en  ce  qui  Ie  concerne,  de 
xécution  de  la  présente  Loi. 

Fait  au  Palais  dlsmaïlieh,  Ie  7  Février,  1882  (18  Rabi-Awel,  1299). 

Méhémet-Tewfik. 


r.    7819.     AEGTPTEK.  —  Premierminister  (Mustapha  Fehmi)  an 

die  franz.  und  engl.  Generalconsuln  in  Eairo.  —  Das 
^Reglement  Orgaiiique'  verstösst  nicht  gegen  die  in- 
ternationalen Vertrage. 


La  note  de  MM.  les  Agents  et  Cousuls-Généraux  de  France  et  de  Grande-   N'-  'öw. 

&Febr.l88 


stagne  relative  au  Budget  du  Gouvernement  Égyptien,  envisage  dans  son     ^^^ 


iemble  la  Loi  Annuelle  des  Finances,  et  fait  ressortir  que  dans  les  Décrets 
18  Novembre,  1876,  et  du  15  Novembre,  1879,  il  n'est  fait  aucune 
ntion  de  la  Chambre  des  Notables.  ||  On  pouvait  remarquer  que  dans  ces 
crets,  résultats  de  pourparlers  et  d'arrangements  intemationaux,  Ie  fonction- 
aent  ultérieur  des  pouvoirs  constituant  Ie  Gouvernement  Égjptien  était  hors 
discussion,  et  ne  pouvait  être  mentionné.  ||  La  note  se  réfère  k  1'ensemble 
Budget,  alors  qu'aux  ter  mes  de  la  Loi  de  Liquidation  Ie  Budget  des  dé- 
ises  du  Gouvernement  est  divisé  en  deux  parties  expressément  distinctes  — 
première  contenant  les  crédits  nécessaires  au  service  de  la  Dette  Publique, 
seconde  embrassant  toutes  les  sommes  inscrites  pour  faire  face  auz  dépenses 
oinistratives.     Il  est  hors  de  doute  que  les  institutions  créées  en  Egypte  & 
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Nr.  7810.   i2^  gQj|.g  ^^g  arraDgemcDts  internationaax  ont  ponr  caase  et  poar  bat  nniques 

Aagypten. 

8.F<»br.i882.  ia  garantic  de  raccomplissemcnt  régalier  des  obligations  du  pajs  cnTers  les 
créanciers.     Les  Goavernements  étrangers  n'ont  cessé  de  protester  k  eet  égard 
de  lear  intention  formelle  de  ne  pas  s'ingérer  dans  radministration  intérienre 
de  rËgjpte^  administration  confiée  k  Son  Altesse  Ie  Ehédive  aux  termes  et 
conditions  des  Firmans  Impériaax.    Rien  ne  tend  k  modifier  cette  sitoatioL 
Toüt  aa  contraire;  rédigé  dans  an  sentiment  de  respect  scrapaleax  ponr  des 
engagements    que  TÉgypte    considère  comme    sacrés,   Ie  Reglement  soustnit 
d'nne  fagon  absolue,  au  vote  de  la  Chambre,  tons  les  crédits  nécessaires  ii 
service  de  laDettePublique;  ils  constituent  ainsi  une  cbarge  inscrite  en  quelque 
sorte   d'office   an   Budget    Par  conséquent,   loin  d'être  alarmés,  les  interets 
des  créanciers  doivent  être  une  fois  de  plus  rassurés.  ||  En  vertu  dn  Décret 
du  15  Novembre,  1879,  MM.  les  Contróleurs-Généraux  ont  rang  et  séanceu 
Gonseil  des  Ministres,  avec  voix  consultative;  ils  prennent  donc  partèladk- 
cussion  du  Budget  et  émettent  leur  avis.     Le  Budget  continuera,  comme  pir 
Ie  passé,  k  être  discuté  dans  son  entier  au  Gonseil  des  Ministres.    MM.  lei   j 
Contróleurs-Généraux  conservent  les  pouvoirs  d'investigation  les  plus  étendu 
et  le  droit  de  communiquer,  soit  k  Son-  Altesse,  soit  k  ses  Ministres,  les  ob- 
seryations  auxquelles  leurs  investigations  auront  donné  lieu;  mais  le  Goaverne- 
ment  ne  s'est  jamais  engagé  k  écartcr  le  pays  de  cette  discnssion.    Pent-an 
équitablement  le  bl^mer  d'admettre  les  contribuables  k  examiner  Temploi  dei 
fonds  publics  affectés  aux  dépenses  administratives?     N'est-ce  pas  lii  on  droil 
commun  k  tous  les  pays,  un  droit  primordial  qu'on  ne  saurait  sériensemeiit 
contester  au  Gouvernement  de  Son  Altesse  le  Ehédive,  sans  lui  contesteren 
même  temps  la  prérogative  essentielle  qui  lui  a  été  conferée  par  les  Fimttiis 
radministration    intérienre   de  TÉgypte?   ||   Cependant,  pour  répondre  k  dei 
préoccupations  qui  ont  été  manifestées,  il  a  été  admis  qu'avant  d'être  renda 
exécutoire,  le  Budget  serait  discuté  par  le  CJonseil  des  Ministres  avec  le  con- 
cours d'une  délégation  de  la  Chambre  des  Notables.  ||  La  Chambre  des  Délé- 
gués  est  réunie  depuis  six  semaines;  elle  a  h^te  d'entrer  dans  une  voie  de 
fonctionnement  normal,  elle  attend  impatiemment  la  promulgation  de  son  Bèg- 
lement  Organique  que  le  Ministère  ne  peut  plus  retarder.  ||  Aucune  des  dis- 
positions  de  ce  Reglement  ne  porte  atteinte  aux  Conventions  intematioBsia 
en  vigueur.    Le  Gouvernement  de  Son  Altesse  espère  que  cette  promulgttin 
mème  sera  de  la  nature  k  faire  disparaitre  toute  préoccupation,  et  founin 
aux  Gouvemements  de  France  et  de  Grande-Bretagne,  par  la  réserve  absolie 
de  toutes  les  questions  relatives  k  la  Dette  Publique,  un  nouveau  témoigBage 
de  sa  ferme  volonté  d'observer  loyalement  tous  ses  engagements.  ||  U  eompte 
sur  réquité  et  la  constante  bienveillance  des  deux  Gouvemements  ponr  que  1^ 
explications  qui  precedent  soient  favorablement  accueillies. 

Moustapha  Fehmy. 
Le  Caire,  le  8  Février,  1882. 


* 
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r.  7820.     FRAHKEEICH.  —   Min.   d.  Aasw.  an    den  franz.   Bot- 

schafter  in   London.  —   Hat   Granville's   Vorschlag, 

mit    den    OstmSkchtcn    in    Yerhandlang    zn    treten^ 

acceptirt. 

Paris,  Ie  8  février,  1882. 

Monsieur y  je  vous  ai  indiqué  sommairement,  dans  ma  lettre  du  3  de  ce  ^'-  '^ 
»i5;  les  premiers  résultats  de  mes  entretiens  avec  Lord  Lyons.  Najant  png.Febr.issa. 
core  étndier  la  question  dans  ses  détails,  il  m'était  impossible  de  prendre 
dtiative  qtii  nous  était  proposée  et  je  priais  Ie  Cabinet  anglais  de  me  faire 
inaitre  ses  vues;  mais  je  constatais  déj^  que  snr  les  points  les  plas  impor- 
lts  je  me  trouvais  d'accord  avec  TAmbassadeur  d'Angleterre.  La  réponse 
Lord  Granville  ne  s'est  pas  fait  attendre,  et  Lord  Ljons  est  venu  me  donner 
maissance  et  me  laisser  copie  d'nn  télégramme  qa'il  vcnait  de  recevoir  de 
mdres.  ||  Ainsi  que  vous  Ie  verrez,  Lord  Granville,  après  avoir  caractérisé 
danger  que  court  en  ce  moment  la  stabilité  des  institutions  de  TÉgypte, 
prime  ra\is  que  les  deux  Gouvernements  francais  et  anglais  doivent  se 
ittre  en  communication  avec  les  autres  Puissances.  Les  pourparlers  auraient 
or  objet  de  rechercher  en  commun  Ie  meilleur  mo}  en  de  maintenir  Tordre 
choses  établi  en  Egypte,  en  ce  qui  touche  soit  les  relations  du  Sultan 
ec  Ie  Ehédive,  soit  la  stricte  observation  des  engagements  intemationaux. 
os  remarquerez  que  Lord  Granville  distingue  deux  phases:  dans  la  première^ 
divers  Gouvernements,  ne  prévoyant  aucune  nécessité  d'intervention  immé- 
ie,  échangeraient  simplement  leurs  vues  dans  Ie  sens  indiqué;  dans  la  seconde. 
Tintervention  était  jugée  indispensable,  elle  représenterait  Taction  collective 
TEurope;  et  alors  Ie  Sultan  devrait  participer  soit  ^  la  discussion  des 
yens,  soit  aux  voies  d'exécution.  ||  J'ai  dit  k  Lord  Lyons  que  j'adhérais  li' 
proposition  de  Lord  Granville;  mais,  il  a  été  entendu  que  „nous  réservions 
^tre  adhésion  ^  toute  intervention  militaire  en  Egypte  et  que  cette  question 
ivrait  ètre  examinée  Ie  jour  oü  la  nécessité  d'uue  telle  intervention  serait 
montrée."  ||  L'entente  ainsi  établie  entre  Lord  Lyons  et  moi  rendait  inutile 
réponse  k  faire.  ^  ses  Communications  précédentes  du  2  février.  ||  Quant 
projet  de  réponse  k  la  dernière  communication  de  la  Porte,  Ie  Gouveme- 
nt  Anglais  ayant  accepté  de  tous  points  les  variantes  suggérées  par  mon 
décesseur,  je  n'ai  fait  aucune  difficulté  d'adhérer  au  texte  ainsi  amendé^ 
je  compte  adresser  par  Ie  prochain  courrier  k  M.  Tissot  des  instructions 
Qtiques  k  celles  que  recevra  Lord  Dufferin. 

C.  de  Freycinet. 


é 
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Nr.    7821.     FEANKEEICH  und  OEOSSBErrANNIEN.  —  Min.  i  Answ. 

au  den  cngl.  a.  franz.  Botschafter  in  Konstantinopel 
—  Antwort  auf  den  Protest  der  Pforte  vom  13.  Ja- 
nuar.     Rechtfertigang  der  Note  vom  7.  Januar. 

Paris,  Ie  10  fémer,  1882. 
Nr.  7821.  Monsieur,  TAmbassadeur  de  Turquie  k  Paris  a  donué  lecture  k  mon  pré- 

Frankreich  déccsseur,  Ie   17  du  mois  dernier,  d'un  télégramme  dans  Icquel  Ie  Gonvernc- 
GrosB-     ment  turc  demande  des  explications  et  des  assurauces  au  sujet  de  la  note 

io'fT "i^  identique  remise  Ie   7   du  mème  mois  au  Khédive  par  les  Agents  anglais  el 
francais  en  Egypte.     La  dépêche,  après  avoir  rappelé  les  relations  de  la  1^ 
quie  avec  TÉgypte,  affirmait  que  rien  dans  la  situation  intérieure  de  ce  paj! 
ne  justifiait  la  démarche  faite  par  la  Franco  et  l'Angleterre,  et  soutenait  qae 
si  une  semblable  communication  avait  été  nécessaire,  cUe  eüt  dü  ètre  trans- 
mise  par  Tintermédiaire  de  la  Porte;  que  Ie  mode  de  procéder  adopté  tot 
stituait  une  atteinte  aux  droits  de  souveraincté  du  Sultan  sur  TÉgypte.  |  U 
Gouvernement  de  la  République  ne  saurait  considcrer  comme  fondées  les  ob- 
jections  élevées  par  Assim-Pacha  au  sujet  de  la  marche  adoptée  par  la  Franoe 
de  concert  avec  TAngleterre,  soit  en  ce  qui  concerne  la  maniere  dont  la  dé- 
claration  a  été  transmise,  soit  sur  Tappréciation  des  mesures  que  réclamaü; 
de  la  part  des  deux  Puissances,  la  situation  des  affaires  égyptiennes.  ||  Je  sas 
pret,  d'ailleurs,  d'accord  avec  Ie  Gouvernement  anglais,  k  présenter  k  la  Porte 
officiellement  et  par  votre  intermediaire  une  déclaration  semblable  k  celle  qae 
nous  avons  faite  au  Ehédive.  ||  La  Franco  n'a  jamais  cessé  de  se  préoocaper 
du  progrès  et  de  la  prospérité  de  TÊgypte,  du  respect  de  la  souveraineté  de 
la  Porte  sur  ce  pays,  du  maintien  des  libertés  et  de  Tadministration  indépes* 
dante  assurées  k  TEgypte  par  Ie  firman  impériaL     EUe  désire  contribneri 
Tamélioration  financière  et  matérioUe  du  pays,  et  k  Tintroduction  des  réforacs 
que  réclament  les  diverses  branches  de  Tadministration ;  mais  elle  n'a  point  de 
pro  jets   ambitieux,   et   elle   n'aspire   point   k   s'assurer   pour    elle-mème  nnc 
influence  exclusive,  pas  plus  qu'elle  n'aimerait  k  voir  une  telle  influence  aox 
mains  d'une  autre  puissance.    Nous  avons  toute  raison  de  croire  que  Ie  Goa- 
vemement  anglais  partage  ces  vues,  et  qu'il  est  également  dégagé  de  toitc 
pensee  d'agrandissemcnt  pcrsonnol.  ||  Mais  Ie  Gouvernement  de  la  Républiqw 
ne  saurait  être  indifférent  k  dos  événoments  de  nature  k  plonger  peut-ètre 
l'Égypte  dans  Tanarchie  et  k  détruire  Ie  résultat  des  efforts  heoreux  qni  ont 
été  faits  durant  ces  dernières  années  pour  améliorer  la  condition  du  pays,  et 
c'était  en  vue  d'éviter  une  tcUe  éventualité  qu'il  a  jugé  opportun  de  prodniie, 
d'accord  avec  lo  Gouvernement  anglais  et  par  Tentremise  de  son  représentant 
au  Caire,  une  déclaration  ayant  pour  effet  de  manifester  Tentente  complete 
des  deux  Gouverncments  quant  au  maintien  de  la  politique  qne  j'ai  développée. 
De  la  tournure  que  les  événements  avaient  prisc  en  Egypte  pendant  les  de^ 
niers  mois,  il  résultait  que  Ie  récent  mouvement  pouvait  bien  avoir  des  effets 
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^antageax  s'il  était  contenn  dans  de  jnstes  llmitesy  mais  que  s'il  était  poassé   ^'*  '^^* 
op  loin,  il  conduirait  h  one  restriction  de  Tautorité  dn  Ehédive,  telle  qa'elle       nnd 
eiste  en  vertu  des  finnans  rendus  par  Ie  Sultan  et  communiqués  aux  Puis-     ^^'*' 

britannien. 

inces.    Il  pourrait  aussi  en  découler  une,  atteinte  aux  arrangements  interna-  io.Febr.i882. 
onaux  dans  lesquels  la  France  et  TAngleterre  sont  principalement  intéressées 
1  raison  de  leur  situation,  et  spécialement  intéressées  en  vertu  des  décrets  du 
hédive  négociés  par  elles  seules   et  avec  elles  seules;  qui  les  ont  appelées 

organiser  Tadministration  des  finances  en  Egypte ;  mais  dans  lequels  les 
itres  puissances  de  TEurope  sont  aussi  devenus  parties.  ||  Des  propositions  ont 
é  faites  avant  même  que  la  note  identique  ne  füt  présentée,  qui  prouvaient  ' 
16  ces  appréhensions  n'étaient  pas  sans  fondement.  ||  La  forme  adoptée  pour 
tte  communication  n'est  pas  nouvelle ,  et  de  semblables  déclarations  ont  été 
ites  dans  des  cas  particnliers  au  Ehédive  actuel  et  h  son  prédécesseur  sans 
oir  provoqué  aucune  représentation  de  la  part  de  la  Forte.  []  Dans  Ie  cas 
ésent^  une  communication  directe  faite  au  Khédive  par  les  deux  Gouveme- 
3nts  qui  ont  joué  Ie  principal  r61e  dans  la  réorganisation  des  finances  égyp- 
innes  a  paru  la  procédure  la  plus  propre  k  atteindre  Ie  but  qu'ils  se  pro- 
saient;  les  premiers  mots  de  la  déclaration  affirment  que  les  ;,deux  Gouver- 
ements  envisagent  Ie  maintien  de  Son  Altesse  sur  Ie  tróne,  dans  les  conditions 
ui  sont  consacrées  par  les  firmans  des  Sultans  et  que  les  deux  Puissances 
nt  officiellement  acceptées;  comme  pouvant  seul  garantir^  dans  Ie  présent  et 
our  Tavenir,  Ie  bon  ordre  et  Ie  développement  de  la  prospérité  générale  en 
Igypte;"  ces  mots  doivent  être  considérés  par  la  Porte  comme  une  preuve 
ffisante  que  ni  la  France  ni  l'Angleterre  n'ont  eu  Tintention  de  méconnattre 

d'usurper  les  droits  souverains  du  Sultan. 


r.   7822.     FEANKREICH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  General- 

consul  in  Kairo.  —  Verhalten  gcgenüber  dem  neuen 

Ministerium. 

Paris,  Ie  11  février  1882. 

Tenez-vous  dans  une  reserve  officielle,  mais   bienveillante  h  l'égard  du   ^^  ^^^ 
uveau  Gouvernement.    Encouragez,  h  titre  privé  et  officieux,  les  cfforts  faits  Frmnkreich. 

bonno  foi  pour  respccter  les  engagements  intcrnationaux.     Expliquez  que 
as  n'entendons  point  entravér  Ie  développement  des  institutions  intérieures 
rÉgypte,  pourvu  que  nos  légitimes  interets  ne  soient  pas  lésés. 

C.  de  Freycinet. 


U.Febr.1882. 


é 
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Nr.  7823.     FRAHKBEICH  nnd  G£08SBBITAHHIBH.  — Min.  d.  Aasw. 

an  die  franz.  resp.  engL  Botschafter  in  Berlin,  Wien, 
Petersburg  und  Rom.  —  Anknfipfung  von  Unterhand- 
lungen  mit  den  Ostm&chten*). 

Foreign  Office,  Febmary  11,  1882. 

FraobMch.  ^y  Lord,  —  Sir,  The  reports  at  present  received  from  Egypt  are  not  of  a 

sBd  nature  to  excite  apprebension  of  early  disorder  and  anarebj.  Ent  we  are  in 
briUnniMu  P^esence  of  a  crisis  wbicb  may  give  rise  to  an  encroacbment  npon  the  order 
ii.F«Vr.i882.  of  things  establisbed  by  the  Firmans  of  the  Sultan  and  by  the  intemitioDil 
engagements  of  Egypt,  whether  with  England  and  France  alone,  or  with  «n 
the  other  Powers.  Her  Majesty's  Government  are  infonned,  that  the  answer 
of  the  four  Powers  to  the  recent  protest  of  the  Porte  against  the  Declantioii 
made  to  the  Ebedive  by  the  English  land  French  Govemments  on  the  Stii  Ji- 
nuary  is  based  on  a  recognition  of  existing  arrangements  in  Egypt.  ||  Her 
Majesty's  Government  are  now  agreéd  with  the  Government  of  France  that, 
in  view  of  events  which  might  occur  in  Egypt,  it  is  desirable  to  ascertaio 
whether  the  other  Powers  would  be  willing  to  enter  upon  an  exchange  of 
views  as  to  the  best  mode  of  dealing  whith  the  question  on  the  basis  of  the 
maintenance  of  the  rights  of  the  Sovereign  and  of  the  Ebedive,  of  interna- 
tional engagements  and  the  arrangements  existing  under  them,  whether  with 
England  and  France  alone  or  with  those  two  nations  and  the  other  Powers, 
the  preservation  of  the  liberties  secured  by  the  Firman  of  the  Sultan,  to- 
gether  with  the  prudent  development  of  Egyptian  institutions.  ||  The  Govem- 
ments  of  England  and  France  do  not  consider,  that  a  case  for  discussing  the 
expediency  of  an  intervention  bas  at  present  arisen,  since  on  the  part  of  the 
Chamber  of  Notables  and  of  the  new  Government  the  intention  is  avowedto 
maintain  international  engagements;  hut,  should  the  case  arise,  they  would  wish, 
that  any  such  eventual  intervention  should  represent  the  united  acti(m  lod 
authority  of  Enrope.  ||  In  that  event  it  would  also,  in  their  opinion,  be  rigbt, 
that  the  Sultan  should  be  a  party  to  any  proceeding  or  discussion  that  miglit 
ensue.  ||  Your  Excellency  will  read  this  despatch  to  the  Minister  for  Foreign 
Affairs,  and  leave  a  copy  with  him  should  be  desire  it.  ||  I  am,  Ac 

Granville. 

*)  Die  entsprechende  französische  Note  ist  eine  wörtliche  Uebersetzung  der  ens* 
liflchen  und  vom  12.  Februar  datirt 
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r.  7824.     GBOSSBSTTAHVIEH.  —  Botscbafter  in  Eonstautinopel 

an  den  engl.  Min.  d.  Answ.  —  lustraction  des  Sultans 

an  den  Ebedive. 
xtract.)  Constantinople,  February  11,  1882. 

I  hare  the  bonour  to  report  to  your  Lordsbip,  tbat  a  telegram  was  sent   ^''  ^®^- 
.  the  7tb  instant  to  the  Kbedive  by  the  Sultan,  of  which  the  foUowing  is  briunnwn. 
e  sense:  —  ||  ;,Your  Highness'  iirst  care  must  be  to  maintain  the  status  gwo.  ii-^«^'-i882. 
Now  tbat  the  new  Ministry  bas  been  formed  you  must  give  your  best  at- 
Qtion  to  the  preservation  of  order,  with  a  view  to  avoiding  disastrous  conse- 
lences  to  Turkey  as  well  as  to  Egypt,  and,  above  all,  with  a  view  to  pre- 
nting any   disturbance  of  tbc  public  peace  of  Europe.   ||  You   will   leave 
e  discussion  of  the  Budget  to  the  Chambcr;  but  care  must  be  taken  at  the 
jne  time,  tbat  no  infringement  is  made  on  the  financial  arrangements  and 
onventions  concluded  with  Europe,   which  must  in  every   case   be   strictly 
«pected,** 


h  7825.     OEOSSBKITAHNIEN.  — Botscbafter  in  Berlin(Amptbill) 

an   den   engl.   Min.  d.  Ausw.  —    Bismarck's  Ansicht 

über    die    Stellung    Englands    und    Frankreichs     in 

Aegypten. 

Berlin,  February  15,  1882. 

My  Lord,  —  In  reply  to  a  query  of  mine,  the  Acting  Minister  for  Fo-  ^q,^' 

ignAffairs  told  me  to-day,that  an  answer  to  the  joint  note  of  the  llth  instant  britannien. 

ts  in  course  of  preparation,  and  tbat  the  Cbancellor  was  of  opinion,  tbat  the^^*^*^'*^®^ 

change  of  views  on  Egyptian  affairs  proposed  by  your  Lordsbip  and  the 

*ench  Government  would  be  conducive  to  the  maintenance  of  the  peaceful 

spositions  prevailing  at  present  among  the  Powers.  ||  Prince  Bismarck  con- 

lered^  bis  Excellency  said,  tbat  England  and  France  liad  themselves  acquired 

^diplomatic  status  que!'  in  Egypt,  which,  in  bis  opinion,  should  not  be  in- 

^ered  with.  ||  In  regard  to  the  question  of  intervention,  be  hoped  it  might 

t  become  necessary;  but  if  it  did,  althöugh  be  was  personally  favourable  to 

at  of  the  Sultan  as  Sovereign  in  Egypt,  be  would  not  stand  in  the  way  of 

7  other  proposal  agreed  to  and  sanctioned  by  the  Powers  in  concert  ||  I 

ve,  <ftc. 

AmpthilL 


r 
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Nr.   7826.     FEANKEEICH.  —  Botschafter  in  Berlin  (Courcel)  au 

den  franz.  Min.  d.  Aasw.  —  Bismarck  sieht  die  eio- 
fachstc  Lösnng  in  der  Entscndnng  türkischer  Trup- 
pen  nach  Aegjpten. 

Berlin,  Ie  16  février  1882. 
Nr.  7826.  Monsienr  Ie  Ministre,  mon  télégramme  d'avant-bier  soir  vons  a  sommaire- 

w!pebr!i882.  ™^^*  indiqué  les  conclusions  que  je  croyais  pouvoir  tirer  de  mon  entretien 
du  14  février  avec  Ie  Prince  de  Bismarck  sur  les  affaires  d'Ëgypte.  Je  dois 
ajonter  aujourd'hni  h  ce  premier  compte  rendu  quelques  détails  qui  me  pc^ 
mettront  de  vous  donner  une  idéé  plas  complete  de  cette  longue  et  interessante 
conversation.  ||  C^est  Ie  Prince  lui-même  qui  a  spontanément  abordé  la  questioB 
égyptienne,  seule  point,  a-t-il  fait  observer,  qui  püt  canser  en  ce  momeDt 
quelques  préoccupations  k  la  diplomatie.  Récapitulant  aussitót  Thistoire  des 
demières  semaincs;  il  m'a  dit  avoir  éprouvé  une  vive  appréhension  lorsqull 
avait  vu  la  France  et  TAngleterre  prendre  Tinitiative  d'une  démarche  ^ 
pouvait  les  engager  dans  une  action  isolée  en  Egypte,  parce  qu'il  était  pe^ 
sonnellement  convaincu  qu'unc  action  entreprise  dans  ces  conditions  amèneiait 
des  froissements  entre  les  deux  Puissances  et  qu'un  conflit^  ou  même  la  me- 
nace  d'un  conflit  entre  la  France  et  TAngleterre,  provoquerait  une  perturl)atua 
désastreuse  pour  la  prospérité  du  monde  entier.  Comme  je  lui  rappelab  les 
termes  de  la  communication  faite  la  veille  k  M.  Busch,  qui  excluait  tonte 
idéé  d'une  action  isolée,  Ie  Prince  en  témoigna  sa  satisfaction.  ||  Je  fis  rmu- 
quer  au  Prince  que  suivant  la  dépêche,  que  j'avais  regue  et  dont  j'avais  tó 
part  k  M.  Bujsch,  les  Gouvemements  de  France  et  d'Angleterre  crojaient  de- 
voir  diyiser  pour  ainsi  dire  en  deux  temps  successifs  Texamen  de  la  qoestios 
égyptienne;  que  Ie  moment  ne  leur  paraissait  pas  venu  d'envisager  pratiqae' 
ment  Téventualité  de  mesures  coercitives,  et  que,  dans  leur  pensee,  Tétablisse- 
ment  d'un  accord  de  vues  entre  les  Cabinets  et  la  démonstration  pnbliqBft 
d'un  semblable  accord  fourniraicnt  quant  h  présent  Ic  meilleur  mojen  de  prf* 
venir  des  complications  ultérieures,  en  enlevant  k  tous  ceux  dont  on  pooviit 
redouter  les  mauvais  desseins  l'espoir  de  spéculer  sur  des  dissentiments  entit 
les  Puissances.  |{  Sans  trop  s'arrêter  k  mon  observation,  Ie  Chancelier  alleDiBl 
dit  qu'è  son  avis  Ie  moyen  Ic  plus  simple  de  triompher  des  difficultés  égjP" 
tienncs  serait  de  coufier  k  la  Turquie  Ie  soin  de  les  apaiser. 
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"r.    7827.     OEOSSBBITANiriEN.   —    Generalconsul    in  Kairo    an 

den  cngl.  Min.  d.  Aasw.  —  Memorandum^  betreffend 
die  Verlctzung  der  internationalen  Vertr^ge  darch 
das  nene  Gesetz  über  die  Befugnisse  der  Kammer. 

Cairo,  Febniary  16,  1882. 
My  Lord,  —  I  have  the  honour  to  inclose  herewith  a  copy  of  a  Memo-   ^'-  '^• 

Oroas- 

Jidom   which   has   been   prepared   for   the   use  of  the   Controllers-General,  britannien. 

owing  the  manner  in  which  the  power given  to  the  Cliamber  affects  intematio- i6ï'obr.i882. 

d  engagements   into   which   Egypt  has   entered  with  Western  Powers.  ||  I 

ive,  &c. 

Edward   B.   Mal  et. 


Memorandum, 

Ponr  apprécier  dans  quelle  mesure  les  modifications  apportées  par  Ie 
écret  des  attributions  de  la  Chambre  k  Torganisation  des  pouvoirs  en  Ég>'pte^ 
)nt  contraires  aux  arrangements  internationaux^  il  faut  se  reporter  aux  ori- 
inei  mêmes  du  régime  politique  qui  yient  d'être  modifié. 

Le  Rapport  de  la  Commission  d'Enquète  (^'Commission  Internationale'') 
)ncluait:  —  ||  1.  A  la  nécessitó  de  réformes  administratives.  ||  2.  A  Tadoption 
e  mesures  spéciales  en  \nie  de  la  liquidation  financière.  ||  Le  23  Aoüt^  1878^ 
5  Khédive,  dans  un  discours,  inséré  au  ^^oniteur",  déclarait  accepter  les 
onclusions  de  ce  Rapport;  insistant  particulièrement  sur  la  nécessité  des  ré- 
>rmes,  il  annongait  que  les  errements  anciens  seraient  abandonnés,  et  que  le 
irstème  nouveau  du  Gouvernement  aurait  pour  base  "rindépendance  Ministé- 
ielle/'  II  Le  28  Aoüt,  après  avoir  chargé  Nubar-Pacha  de  la  formation  d'un 
ünistère,  le  Khédive  Ismaïl  adressait  üt  son  premier  Ministre  nn  Rcscrit^  qui 
'a  pas  cessé  jusqu'a  ces  dernicrs  jours  d'etre  la  charte  du  Gouvernement 
•gyptien.  ||  Ge  document  fut  porto  k  la  connaissance  des  Agents  et  Gonsuls- 
énéraux  par  le  Ministre  des  Affaires  Êtrangères;  il  peut  se  résumer  dans 
ïtte  phrase:  —  "Au  licu  d'un  pouvoir  persounel,  principe  actuel  du  Gouver- 
ïDient  de  TÉgyptc,  je  veux  un  pouvoir  qui  imprime,  il  est  vrai,  une  direction 
'nérale  aux  affaires,  mais  qui  trouve  son  équilibre  dans  un  Conseil  dos 
ïnistres;  en  un  mot,  je  veux  dorénavant  gouverner  avec  et  par  mon  Catiseil 
^  Minisfres."  Le  Gouvernement  cessait  d'être  personnel,  il  était  remis  aux 
'Useils  des  Ministres  pouvoir  exócutif  et  législatif,  solidairement  responsable 
^ant  le  Khédive.  Le  Rcscrit  du  28  Aoüt  énumère  les  principales  attributions 
5  Ministres;  en  réalité,  il  est  une  vcritable  constitution  répondant  aux  néces- 
^8  de  rétat  social  en  Egypte,  et  permettant  de  réaliser  les  réformes  pre- 
cies. II  Dans  toutcs  les  négociations  qui  ont  suivi,  les  Gouvemements  de 
^nce  et  de  Grande-Bretagne  s'en  sont  référés  h  ce  document,  et,  toutes  les 
'titutions  successivemcnt  établies,  h  la  suite  d'arrangements  intemationanx, 
t  été  combinées  en  vue  de  Tétat  de  choses  créé  par  le  Rescrit  du  28  Aoüt 
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Nr.  7827.  ||  i\  en  résulte  manifestement  ces  deux  conséquences:  —  Il  1.  Le  Reacrit  do 
briunni'tn.  28  Aoüt  a  UD  caractèrc  international  qui  ne  permet  pas  de  le  modifier  sm 
ie.Febr.1882.  Tassentiment  des  Puissances  qui  ont  participé  k  ces  arrangements.  ||  2.  L*abo- 
lition  directe  ou  indirecte  du  Rescrit  rend  inefücaces  les  institutions  combinées 
pour  fonctionner  avec  une  organisation  qui  a  cessé  d'exister.  ||  Les  Gonverne- 
ments  de  France  et  de  Grande-Bretagne  n'ont  jamais  cessé  d'envisager  i  ee 
point  de  vue  la  question  Égyptienne.  ||  C'est  k  la  suite,  et  en  vue  du  Rescrit 
du  28  Aoüt,  que  les  deux  Gouvernements  avaient  consent!  k  la  constitotioD 
du  Ministère  mixte.  ||  Le  26  Février,  1879,  le  Khédive  Ismaïl,  négociant  itw 
les  Agents  et  Consuls-G énéraux  de  France  et  de  Grande-Bretagne  la  consti- 
tution  d'un  nouveau  Ministère,  leur  proposait  de  nommer  le  Prince-Héritier 
Ministre  sans  portefeuille  et  Président  du  Conseil,  s'engageant  k  lui  adresser 
une  lettre  pour  confirmer  "sa  ferme  volonté  de  gauverner  sdon  le^  tenm  du 
Décret  du  28A(mt,ld78J'  Le  Khédive  demandait  le  droit  de  convoquer  le  Conseil  des 
Ministres  pour  le  saisir  des  mesures  qu'il  jugerait  utiles,  se  déclarant  prft 
^'a  se  conformer  tmijours  d  tavis  de  la  majorité  du  Conseil  a%u:  tenmk 
Rescrit  du  28  Aoüt"  &c.  ||  Le  28  Février,  le  Ministre  des  Affaires  ÉtraDgèw 
de  France,  répondant  aux  propositions  du  Khédive  Ismaïl,  prenait  k  son  tov 
pour  base  de  négociation  Ic  même  document:  —  "Si  Ton  ne  prend  pas^"  di- 
sait-il,  "des  mesures  pour  contrebalancer  le  pouvoir  indépendant  dont  le  Khé- 
dive vient  de  faire  preuve,  le  s^stème  inauguré  par  le  Décret  du  28  Aofttae 
saurait  être  maintenu.  Or,  c'est  k  ce  système  et  aux  bienfaits  administntüi 
qui  doivent  en  découler  pour  TÉgypte,  que  TAngleterre  et  la  France  attadwait 
une  importance  capitale/'  ||  Le  3  Mars,  1879,  insistant  encore  une  fois  sar 
la  portee  du  Rescrit,  le  Ministre  des  Affaires  Étrangères  de  France  s'expriniit 
ainsi:  —  "Nous  n'avons  donc  pas  admis  un  seul  instant  que  le  Khédive 
songeat  k  revenir  sur  des  résolutions  dont  Texécution  reste  au-dessus  de  tootes 
les  fluctuations  Ministérielles  et  qui  doivent  conserver,  d  ses  yeux,  cm^ 
aux  nótres,  toute  la  valeur  d^un  contrat  international  ||  Répondant,  parécrit, 
k  la  Déclaration  collective  des  Agents  et  Consuls-Généraux  de  France  et  de 
Grande-Bretagne,  en  date  du  10  Mars,  1879,  le  Khédive  Ismaïl  "renonydtó 
l'expression  de  sa  ferme  volonté  de  maintenir  intact  le  Rescrit  du  28  Ao^ 
1878,  sauf  les  modifications  sur  lesquelles  Taccord  s'est  établi."  ||  ConfiMtn 
Prince  Tewfik-Pacha,  avec  la  Présidence  du  Conseil,  le  soin  de  former  i" 
Cabinet,  le  Khédive  disait:  —  "Je  crois  utile  d'appeler  votre  attention  «ff  ^ 
coromunauté  de  vues  qui  doit  exister  entre  les  membres  de  ce  Cabinety  et  de 
vous  faire  connaitre  ma  pensee  sur  le  fonctionnement  des  réformes  inaogorées 
par  le  Rescrit  du  28  Aoüt  demier,  qui  doit  rester  la  règle  gouvememental*' 
;i  Le  Rescrit  du  28  Aoüt,  1878,  a  été  observé  jusqu'ïi  ce  jour.  Son  Atttf* 
Tewfik-Pacha  le  mentionnait  encore  dans  la  lettre  par  laquelle  il  dxtfi^ 
Riaz-Pacha  de  former  un  Ministère:  —  "Gouverner  avec  et  par  mon  Cotfö» 
des  Ministres.  Tel  est  le  principe  qui  remonte  au  Rescrit  du  28  Aoüt,  187^ 
Il  ne  dépendra  pas  de  mol  qu'il  ne  soit  toujours  maintenu  et  respecté 
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}  fois  coDstitné  Ie  nouveau  Ministère  procédera  dans  les  termes  du  Rescrit  ^'-  ^827. 
i  rappelé  du  28  Aofftt,  1878."  briuwdea. 

On  ne  saurait  donc  contester  que  depuis  la  promulgation  de  eet  acte  ie  i*-^«^'-i882- 
lyernement  tout  entier  de  TÉgypte,  c'est-^-dire,  ie  pouvoir  exécutif  et  Ie 
voir  législatif^  résidait  dans  Ie  Conseil  des  Ministres;  on  ne  saurait  non 
i  eontester  que  cette  constitution,  appropriée  aux  besoins  et  h  Tétat  social 
pajSy  avait  été  établie  en  vertu  d'un  accord  international;  on  ne  saurait 
tester,  enfin^  que  tous  les  arrangements  internationaux  Tont  eue  pour  base. 
Q  j  portant  atteinte  Ie  Gouvernement  Égyptien  passé  outre  k  des  Ck)nven- 
s  consacrées  par  des  déclarations  réitérées  et  détruit  toute  réconomie  d'un 
ème  organisé  en  vue  d'un  état  de  choses  profondément  modifié.  Jusqu'^ 
jours  les  Lois,  les  Décrets,  ou  les  Ck)nventions  mentionnaient  toujoors  Ie 
seil  des  Ministres  comme  partageant  avec  Ie  Ehédive  Ie  pouvoir  législatif 
lyant  un  pouvoir  propre  en  matière  d'administration.    Aujourd'hui  Ie  Con- 

des  Ministres  n'a  plus  Ie  pouvoir  législatif;  il  a  même  abandonné  k  la 
mbre  des  Délégués  une  grande  partie  de  ses  attributions  comme  pouvoir 
3utif.  Responsable  vis-^-vis  de  la  Chambre,  iljie  peut  plus  Têtre  vis-è-vis 
Khédive.  p  H  est  impossible  d'admettre  que  Ie  Gouvernement  Ëgjptien 
eu  Ie  droit  de  modifier  ainsi,  sans  Tassentiment  des  Puissances;  une  con- 
ation  qui  a  servi  de  base  h  des  accords  internationaux;  mais  dans  tous 
cas,  ces  modifications  ont  en  fait  rendu  absolument  illusoires  les  garanties 
altant  des  attributions  accordées  aux  institutions  internationales  existantes. 
iCs  deux  Gouvernements  de  France  et  de  Grande-Bretagne  n'ont  cessé  de 
eter  que  leur  action  commune  en  Egypte  avait  un  doublé  but:  (1)  sauve- 
der  les  droits  et  les  interets  des  étrangers  et  notamment  les  interets  si 
sidérables  des  Anglais  et  des  Francais;  (2)  assurer  au  pays  un  bon  gou- 
nement.  Il  n'est  pas  nécessaire  de  démontrer  que  ces  deux  ordres  dldées 
t,  d'ailleurs;  intimement  lies.  ||  Or,  quelles  mesures  ont  été  successivement 
ses  pour  atteindre  ce  doublé  but?  ||  L'institution  des  Tribunaux  Mixtes; 
^'organisation  d'Administrations  spéciales  et  mixtes  telles  que  la  Caisse  de 
Dette,  TAdministration  des  Chemins  de  Fer,  Ie  Controle  de  la  Daïra,  la 
nmission  des  Domaines;  ||  La  constitution  d'une  Commission  Internationale 
rgée  de  préparer  une  Loi  de  Liquidation  et  d'évaluer  les  sommes  néces- 
ces  au  fonctionnement  des  services  administratifs.  ||  Mais  Tefficacité  des  ga- 
ties  données  pouvait  être  compromise  par  un  Gouvernement  sans  sincérité 
par  une  administration  mauvaise  et  incapable.  De  1^  Torganisation  dn 
'tróle.  II  Tout  Décret,  tout  Rèflement,  toute  mesure  administrative,  en  Tétat 
Rescrit,  émanant  du  Conseil  des  Ministres,  c'est  aux  travaux  du  Conseil  des 
istres  qu'il  fallait  associer  les  Contróleurs-Généraux.  Les  dispositions  du 
fet  du  15  Novembre,  1879,  réglant  leurs  attributions,  étaient  adaptées  au 
ème  de  gouvernement  en  vigueur.  ||  lis  ont  rang  et  séance  au  Conseil 
Ministres  avec  voix  consultative.  (Article  4.)  ||  lis  ont  les  pouvoirs  d'in- 
igation   les  plus   étendus   sur  tous  les   services  publics.  (Article  1.)  ||  lis 
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Nr.  7827.  communiquent  soit  au  Khédive;  soit  k  ses  Ministres,  les  observatiGDs  mi- 
britannien.  quelles  lours  investigations  donnent  lieu.  (Article  3.)  ||  lis  rendent  compte  de 
i6.Febr.i882.  icurs  travaax  au  Khédive  k  la  fiu  de  chaque  année,  et  plus  sonyent,  8*il8le 
jugeut  nécessaire,  dans  des  Rapports  publiés  par  leurs  soins  et  insérés  aa 
''Moniteur  Égyptien."  (Article  5.)  ||  En  résumé,  assistance  et  intervention  i 
titrc  de  conseil  dans  tous  les  actes  du  Gouvernement,  saus  participation  di- 
recte k  1'Administration,  droit  d'en  référer  au  Khédive  pour  tous  les  actes  od 
tontes  les  mesures  administratives;  telles  sont  les  attributions  des  Contróleors- 
Généraux  qui  ont  pour  sanction  dans  Texercice  de  leur  mandat  la  responsabi- 
lité  des  Ministres  devant  Ie  Khédive. 

De  ces  arrangements  internationaux  que  subsiste-t-il  après  la  promnl- 
gation  du  Reglement  des  attributions  de  la  Ghambre?  ||  Le  Conseil  desMinistres 
a  été  dépossédé  de  son  pouvoir  législatif  en  faveur  de  la  Ghambre  des  Dé- 
légués.  Bien  plus,  les  réglements  d*administration  publique  n'appartieiuieit 
mème  plus  aux  Ministres;  ils  ressortent  k  la  compétence  de  la  Ghambrei  et 
leur  violation  engage  la  responsabilité  Ministérielle  (Articles  21  et  25);  la 
Ghambre  a  une  ingérence  directe  dans  des  actes  de  pure  administratioQ  ré- 
serves en  tous  pays  au  pouvoir  exécutif :  surveillance  des  fonctionnaires  publiés^ 
ratification  des  Traites,  contrats,  fermages,  concession  de  travaux  publics^de 
privilege,  vente,  aliénation  gratuite  du  domaine,  &e.  (Article  20  et  38 )  ||  Enfin, 
la  sanction  du  mandat  des  Gontróleurs-Généraux  devient  impossible;  car  kt 
Ministres  étant  responsables  devant  une  Ghambre  irresponsable,  cessent  éviden- 
ment  de  Vêtre  devant  le  Khédive.  (Articles  19,  21,  22  et  23.)  ||  Il  est  donc 
rigoureusement  vrai  de  dire  qu'au  moment  oü  le  Rescrit  du  28  AoAt,  1878 
a  cessé  d'être  en  vigueur,  les  dispositions  du  Décret  du  15  Novembre,  1879, 
réglant  les  attributions  des  Gontróleurs-Généraux,  n'ont  plus  aucune  wm 
d'ètre.  Gr,  Tun  et  Tautre  de  ces  actes  législatifs  constituaient  des  engagement! 
internationaux.  ||  Nous  avons  è.  examiner  maintenant  quellc  sont  les  conséqoraces 
de  cette  nouvelle  situation  au  poiut  de  vue  financier.  ||  La  Lol  aonuelle  des 
Finances  était  discutée  et  votée  en  Gonseil  des  Ministres,  c'est-i-dire,  en  ua 
Conseil  oü  Taction  des  Gontróleurs-Généraux  s'exer^ait  dans  les  conditions  da' 
Rescrit  et  du  Décret  réglant  leurs  attributions.  Gette  Loi  serait  aujourdTai 
discutée  et  votée  par  la  Ghambre  des  Délégués  souveraine  et  irresponsable. 
(Article  35,  36  et  37.) 

La  Ghambre  des  Délégués  en  revendiquant  le  droit  de  voter  le  Budjet 
s'est  appuyée  sur  cette  considération  que  Temploi  des  ressources  qui  n'aTiieat 
pas  été  affectécs  a  la  dette  dcvait  rester  #la  libre  disposition  du  Gouvenfr 
ment  Ëgyptien.  Formulée  dans  des  tormes  aussi  absolus  cette  prétentiott  tf 
saurait  ctrc  admise.  £n  effet,  la  Gommission  Internationale  instituée  par  ^ 
Décret  du  31  Mars,  1880,  avait  pour  mandat:  ''De  déterminer  les  ressonrcei 
qui  pourraient  etro  mises  k  la  disposition  des  créanciers  des  Dettes  Consolidée 
OU  Non-Consolidée;  mais  elle  devait  en  premier  lieu  tenir  compte,  avec  Tassei* 
timent  du  Gonseil  des  Ministres  et  des  Gontróleurs,  de  la  nécessité  de  rétervtf 
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Gouvernement  la  libre  disposition  des  sommes  indispensables  pour  assurer  ^'-  '®^ 
marche  reguliere  des  services  publics."  Il  résultc  des  termes  mêmes  de  briunnioi 
iXe  disposition:  (1)  que  la  Commission  Internationale  devait  examiner  les  dé- ^®-^®^'->^ 
0868  administratives;  qu'elle  avait  qualité  pour  en  apprécier  rutilitó;  qu'elle 
uvait  les  admettre  ou  les  rejeter;  (2)  que  dans  tous  les  cas,  Ie  Budget  du 
mvemement  Êgyptien  ne  pouvait  être  établi  qu'avec  ^H'assentiment  des  Cmi- 
lieurS'Crénéraux"  \\  En  ce  reportant  aux  travaux  de  la  Commission  Inter- 
tionale  on  doit  bien  reconnattre  que  c'est  ainsi  qu'elle  a  entendu  son  man- 
t;  elle  a  discuté  en  détail  les  crédits  k  ouvrir  au  Budget  des  Dépcnses  ad- 
nistratives  avant  d'en  déterminer  Ie  montant  total  et  définitif,  fixé  par  1'Ar- 
;le  16  de  la  Loi  de  Liquidation.  Il  est  donc  bien  exact  de  dire  qu'en 
incipe,  Ie  Budget  du  Gouvernement  Êgyptien  est  Ie  résultat  d'arrangements 
temationaux.  Sans  doute,  en  établissant  un  Budget  tjpe^  la  Commission  In- 
rnationale  n'a  pu  vouloir  rendre  immuables  les  crédits  admis  et  les  dépenses 
Iministratives  reconnues  nécessaires  au  bon  fonctionnement  des  services 
iblics;  dans  Ie  cadrc  qu'elle  a  tracé  des  modifications  peuvent^  suivant  les 
«oins  nouvaux,  être  introduites.  Mals  on  ne  peut  prétendre  d'une  maniere 
solue  que  Ie  Gouvernement  puisse  en  dehors  de  tout  controle  disposer  des 
mmes  réservées  pour  les  services  administratifs;  car  ce  serait  lui  reconnaitre 
droit  de  détruire  indirectement  Toeuvrc  même  de  la  Commission  de  Liqui- 
.tion;  ce  serait  l'autoriser  k  jeter  la  perturbation  dans  la  marche  des  affaires 
i  supprimanty  par  exemple^  des  crédits  ouverts  k  des  travaux  d'utilité  publique, 
mr  augmenter  les  crédits  ouverts  au  Ministère  de  la  Guerre;  ce  serait  lui 
innettre  de  dilapider  légalement  les  ressources  du  pays.  Or^  écartant  toutes 
itres  considérations  y  si  les  Puissances  ont  consenti  k  diminuer  la  dette  de 
Egypte  d'une  charge  annuelle  de  2,000,000  livrcs  pour  laisser  disponibles  les 
nds  nécessaires  k  Tadministration  du  pays,  elles  n'ont  certainement  pas  con- 
uti  k  imposer  un  semblable  sacrifice  k  leurs  nationanx  pour  laisser  Ie  Gou- 
irnement  Êgyptien  employer  sans  controle  les  fonds  demeurés  libres  au  risque 
i  ramener  une  crise  financière  dont  elles  ont  voulu  réparer  les  désastreux 
fets  et  prévenir  Ie  retour.  ||  Ce  n'est  pas  du  reste  sans  de  longues  discus- 
ons que  les  Contróleurs-Généraux  on  obtenu  pour  les  services  publics  une 
station  suffisamment  large,  et  la  principale  raison  qu'ils  ont  fait  valoir,  c'est 
^  leur  présence  au  Conseii  des  Ministres  donnait  toute  garantie  que  cette 
station  serait  employee  dans  Tintérêt  bien  entendu  du  pays,  et  par  \k  même 
^  Tintérèt  de  ses  créanciers.  Peut-on  admettre  que,  les  sacrifices  subsistant^ 
B  garanties  disparaissent  ?  ||  Le  Reglement  de  la  Chambre  des  Délégués  en- 
^e,  il  est  vrai,  k  Tappréciation  de  la  Chambre,  le  service  de  la  Dette  Pu- 
ique;  mais  cette  disposition  n'a,  k  vrai  dire,  aucune  portee.  ||  La  rentree 
B  ressources  nécessaires  au  service  de  la  dette  ne  peut  être  assurée  que  par 
e  bonne  administration,  et  qnelle  est  la  garantie  de  cette  bonne  administration 
>r8  que  le  système  que  Ton  veut  mettre  en  pratique  soustrait  absolument 
K  aetes  administratifs  k  Taction  du  Controle  Général? 

StaaiaarebiT  XLL  ' 

i 


1 


98  Aegypten. 


^Gr^^  Les  rédacteurs  du  Reglement  aujourd'hui  promulgué  ont,  d'aillears,  fiit 

briunnien.  preuve  d'uue  ignorance  absolue  de  Tétat  de  choses  résultant  des  Lois^  Décr^ 
i6j?ebr.i882.  g|.  Règlemeuts  en  vigucur.  ||  Aux  tcrmes  de  TArticle  34,  Ie  service  du  TrikI, 
celui  de  la  Dette  Publique;  ainsi  toute  charge  relative  k  la  dette,  résoltant  de 
la  Loi   de  Liquidation  ou   de  .Conventions   intervenues   entre   les  Poissuces 
étrangères  et  Ie  Gouvernement  Ëgyptien^  ne  pourront  en  aucnn  cas  être  ïob- 
jet   des   discussions  de  la  Chambre.  ||  Ces  dispositions  visent  sans  doate  Ie 
paiement  des  coupons  des  Dettes  Privilégiée  et  Unifiée;  les  éch^mces  des  ob- 
ligations  de  la  Daïra  Sanieh  et  des  Domaines,  et  les  garanties  complénen- 
taires  assurées  k  ces  divers  services,  soit  par  la  Loi  de  Liquidation,  soit  pir 
des  Conventions  spéciales.  ||  Mais  si  Ie  Budget  de  la  Daïra  Sanieh  est  conié 
k  un  Conseil  Supérieur  institué  par  TArticle  55  de  la  Loi  de  LiquidatioD,  fl 
n'en  est  pas  de  mème  du  Budget  des  Domaines  qui,  aux  termes  du  Bèglemeflt 
du  7  Avril,  1879  (Article  10),  doit  être  soumis  au  Conseil  des  Ministres;  il 
n'en  est  pas  de  même  dn  Bydget  de  la  Commission  de  la  Dette,  qui  doit  être 
approuvé  par  Ie  Conseil  des  Ministres,  aux  termes  de  la  Loi  de  Liqoiditioii; 
il  n'en  est  pas  de  même,  enfin,  du  Budget  du  Controle  Général  qui  doit  èbe 
également  approuvé  par  Ie  Conseil  des  Ministres,  aux  termes  de  TArtide? 
du  Décret  du  15  Novembre,  1879.  |1  Ces  différents  budgets  seront-ils  ürsTCMf 
soumis  k  1'appréciation  souveraine  de  la  Chambre  des  Délégués,  nottmiBert 
ceux  de  la  Commission  de  la  Dette  et  du  Controle  Général,  qui  font  putie 
intégrante  du  Budget  Général  annuel  qui  doit,  en  vertu  de  TArticle  31,  êtn 
soumis  k  la  Chambre  des  Délégués  ?  ||  Les  revenus  nets  des  chemin  de  ter 
des   télégraphes    et  du    port  d'Alexandrie  sont   affectés  k  la  garantie  de  li 
Dette  Privilégiée;  Ie  Budget  des  Dépenses  de  ces  Administrations  comp™» 
Budget  Général  de  TÉtat  sera-t-il  soumis  au  vote  de  la  Chambre?  ||  LesBe- 
venus  des  Douanes,  des  Provinces  de  Garbieh,   Ménoufieh,   Béhéra  et  Siorf 
sont  affectés  k  la  garantie  de  la  Dette  Uuifiée;  Ie  Budget  des  Dépenses  de  cei 
Administrations   figure    aussi   au   Budget   Général;   devra-t-il    être  égakaw^ 
soumis  k  la  Chambre?  ||  La  même  qucstion  se  pose  pour  les  dépenses  de  I> 
Province  de  Kéneh,  dont  les  revenus,  aux  termes  de  TArticle  VI  de  la  O»* 
vention  particuliere  du  14Avril,  1880,  sont  affectés,  dans  des  conditioas  dé- 
terminées,  au  paiement  du  coupon  des  obligations  domaniales.  ||  Le  RègloKit 
des  attributions  de  la  Chambre  est  formel;  de  la  lecture  des  Articles  31,^ 
33,  34,  35,  36  et   37,   il  résulte  ncttement  que  la   Chambre   discuteit  ^ 
votera  souverainement  Ic  Budget  de  ces  Administrations  et  de  ces  proTiM* 
Toutes  les  Administrations,  j  compris  la  Commission  de  la  Dette,  les  Donii»* 
et  le  Controle  Général,  seront  ainsi  k  la  discrétion  de  la  Chambre,  qtü  s^rt 
libre  de  rendre  illusoire  toutes  les  garanties  résultant  des  Conventions  We^ 
nationales  relativemcnt  k  la  Dette  Publique. 

De  ce  rapide  exposé  on  peut  conclure:  ||  Qu'en  abolissant  un  systó«* 
gouvememental  reconnu  et  acccpté  par  les  Puissances,  le  Gouvernement  £0!"; 
tien  a  violé  un  engagement  esseutiel  et  international;  ||  Que  toutes  les  ganstMi 
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sées  sor  eet  engagement  sont  devennes  lettres  mortes;  elles  ne  penvent  plas   ^''  '^'- 
:e  daacnne  ntilité  pratiqne;  ||  Que  directement  on  indirectement  les  arrange-  briunnien. 
mts  relatifs  k  la  Dette  Pabliqae  sont  compromis;  ||  Qae  Ie  Controle  Général^  i«.Febr.i882. 
{titaé  anx  termes  do  Décret  du  18  Novembrc,  187 T»;  pour  assnrer  la  marche 
gnlière  des  services  publics  tout  en  sanyegardant  les  interets  des  créanciers 
r  des  garanties  plus  efficaces,  est  dans  rimpossibilité  absolne  de  remplir  son 
indat. 

Caire,  Ie  14  Février,  1882. 


r.   7828.     OROSSBBITANNIEN.    —    Botschafter   in   Rom    an   den 

engL  Min.  d.  Answ.  —   Mancini's  Ansichten  über  eine 
milit&rische  Intervention  in  Aegjpten. 

Rome,  February  22,  1882. 
My  Lordy  —  I  had  an  interview  with  M.  Mancini  to-day,  daring  which  Nr.  7823. 
asked  him  if  anything  had  been  yet  settled  respecting  the  answer  of  the  iJJ^j" 
ir  Powers  to  the  recent  joint  commanication  of  England  and  France  respecting  22.Febr.i882. 
jypt  II  His  Excellency  replied  that,  althoagh  the  reply  had  not  yet  been  de- 
dtely  agreed  apon,  he  believed  it  would  record  the  appreciation  of  the  Po- 
ïrs  of  the  friendly  step  which  had  been  taken  by  the  English  and  French 
)Yemments^  their  satisfaction  that  Ëarope  was  now  no  more  divided  into 
'O  camps  npon  the  Ëgyptian  qaestion,  their  adherence  to  the  principlcs 
tonciated  in  the  joint  commanication,  and,  conseqnently,  their  readiness  to 
iter  npon  an  exchange  of  ideas  upon  the  basis  proposed.  Such,  at  least,  was 
e  ontline  of  the  answers  which  he  had  advocated,  and  he  had  reason  to 
ink  that  it  was  in  accordance  with  the  views  of  the  other  Powers.  ||  With 
gard  to  the  question  of  how  and  by  whora  an  armed  intervention,  if  it 
ould  become  necessary,  should  be  carried  out,  his  Excellency  proceeded  to 
y  that,  personally,  he  was  of  opinion  it  would  be  better  to  avoid  referring 
it  in  the  reply  now  under  consideration.  ||  There  did  not,  he  continued,  seem 
be  perfect  agreement  even  between  England  and  France  upon  this  subject, 
ïT  Majest/s  Government  inclining,  apparently,  towards  the  employmcnt  of  a 
irkish  force,  while  the  French  Government  had  other  views.  It  would  bc 
tter,  therefore,  in  his  opinion,  to  avoid  touching  a  question,  until  the  actual 
cessity  arose,  which  might  possibly  have  the  effect  of  disturbing  the  agree- 
5nt  amongst  the  Powers  which  now  so  happily  existed.  He  did  not  know, 
•^ever,  whether  his  views  upon  this  matter  would  prevaiL  ||  Should  an  inter- 
ition  eventually  become  incvitable,  he  should  be  disposed  to  think  that  the 
ployment  of  a  Turkish  force,  under  sufficiënt  European  control,  would  be 
ely  to  be  attended  with  less  danger  and  the  prospect  of  fewer  complications 
•n  if  it  were  carried  out  by  any  of  the  other  Powqrs.  ||  I  have,  &c. 

A.  Paget 
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Nr.  7829. 


OESTEEEEICH-ÜNGABN.  —  Min.  d.  Ausw.  (Ealnokj) 
an  den  k.  k.  Botschafter  in  London.  —  ZastimmuDg 
zu  der  englisch-französischen  Note  vom  11.  Febrnar. 


Vienne,  Ie  24  Février,  1882. 
Nr.  7829.  M.  Ie  Comtc,  —  Les  Atabassadeurs  d'Angleterre  et  de  France  mW  re- 

Ung»ra*^  ™^^  ^^^  jours  demlers  une  dépêche  Circulaire  de  leurs  Gouvernements  ayut 
24.Febr.i882.  trait  aux  affaires  d'Égypte  dont  j'ai  eu  Tlionneur  d'envoyer  copie  è  votre  Ex- 
cellence par  mon  expédition  du  17  courant.  ||  Dans  ces  pièces  les  deux  Ooi- 
vemements  reconnaisseut  que  Ie  maintien  des  droits  du  Sultan  et  du  Khédiie 
ainsi  que  des  engagements  internationaux  formeraient  la  meilleure  condoite  i 
tenir  dans  les  affaires  d'Egypte.  Bien  que  la  situation  actuelle  de  ce  pajs 
n'exige&t  pas  la  discussion  immédiate  de  mesures  ultérieures  ils  y  expriment 
néanmoins  Ie  désir  d'amencr  è  ce  sujet^  Ie  cas  échéant,  un  échange  de  wa 
avec  nous.  ||  Je  vous  invite ,  M.  Ie  Comte;  de  vouloir  bien  faire  connattreai 
Cabinet  Anglais  la  satisfaction  que  nous  a  causé  sa  communication  et  de  Tis- 
surer  que  nous  accueillerons  avec  empressement  toutes  les  ouvertures  qiï 
pourrait  nous  adresser  par  rapport  ^  TËgjpte  dans  Ie  sens  de  la  dépêche 
précitée  remise  par  son  Ambassadeur.  ||  Recevez,  <fec. 

Ealnoky. 


Nr.    7830.      DEUTSCHLAND.  —  Botschafter  in  London  an  den  engL 

Min.  d.  Ausw.  —  Zustimmung  zu  der  englisch-fraoïö- 
sischen  Note  vom  11.  Februar. 

(Translation.)  German  Embassy,  February  27,  1883. 

Nr.  7830.  |^y  Lord,  —  lu  couformity  with  instructions  which  I  have  receiied,  I 

27.Pebr.i882.  h^vc  the  houour  to  iuform  your  Lordship,  that  the  Government  of  Hu  vt 
jesty  the  Emperor  are  quite  willing  to  agree  to  the  exchange  of  ideas  ob  tk 
Egyptian  question  mentioned  in  your  Lordship's  note  of  the  llth  instant^OB 
the  understanding  that  the  other  Grcat  Powcrs  also  take  part  in  the  fXD^\ 
From  Information,  which  has  reached  my  Government,  it  appears  probable  tW 
all  the  Powers  are  inclined  to  take  part  in  the  exchange  of  ideas  on  tBi 
subject  which  is  signalized  as  desirable  by  the  Cabinets  of  London  and  Pw* 
II  ünder  these  circumstances,  the  Imperial  Government  awaits  the  furtherpro- 
posals  of  the  two  Cabinets  respecting  the  place  and  fonns  of  procednn  » 
such  an  exchange  of  ideas.  So  far  as  the  Imperial  Government  is  concernN} 
any  of  the  European  capitals,  such  as  Paris,  London,  Vienna,  or  Constaaö' 
nople,  would  be  equally  acceptable  for  tliis  purpose.  ||  I  have,  Ac. 

Munster. 
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.  7831.  OB068BRITANNIEN.  —  Min.  d.  Aasw.  an  den  engl.  Bot- 
schafter  in  Berlin.  —  Ëine  Conferenz  ist  noch  nicht 
in  Aussicht  genommen. 

Foreigu  Office,  February  27,  1882. 
My  Lordy  —  The  German  Ambassador  called  npon  me  this  afternoon     q^^^ 
handed  to  me  a  note  in  reply  to  the  communication  reeen tly  made  by  britannic 
ace  and  England  to  the  other  Powers  with   regard   to  Egyptian   affairs.  ^"'^^^''^^ 
iclose  a  translation  of  this  paper.  ||  I  thanked  Count  Munster  for  this  com- 
lication^  and  told  him  that  I  thought  it  premature  to  hold  a  Conference 
the  Egyptian  question.     Such  a  step  would  give  the  matter  annecessary 
ortance,  although  it  might  be  necessary  to  revert  to  it  if  matters  became 
e  complicated.  ||  I  said,  that  we  were  at  this  moment  in  communication  with 
French  Government  as  to  the  course  to  be  taken.    I  could  not  as  yet 
what  their  views  might  be;   but  as  soon  as  we  came  to  any  conclusion 
should  communicate  our  proposal  to  the  other  Powers^  and  we  should  then 
if  further  discussion  was  necessary  and  how  it  could  be  most  conveniently 
ried  on.  ||  I  am^  <ftc. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


*.  7832.  ITALIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  (Mancini)  an  den  ital.  Bot- 
schafter  in  London  (Menabrea).  —  Zustimmung  zu 
der  englisch-französischen  Note  vom  11.  Februar. 

Rome,  Ie  27  Février,  1882. 

M.  TAmbassadeur,  —  Par  dépêches  identiques  dont  TAmbasydeur  d'Angle-  Nr.  tw 
re  et  Ie  Chargé  d' Affaires  de  France  m'ont  laissé  copie,   les  Cabinets  dCg^p^^^'J 
Qdres  et  de  Paris  ont  déclaré  s'être  trouvés  d'accord  è,  reconnaltre  qu'il 
it  désirable  de  se  mettre  en  communication  avec  ceux  de  Berlin^  de  Rome, 
8t.  -  Pétersbourg  et  de  Vienne  pour  leur  proposer  d'entrer  avec  eux  dans 

échange  d'idées  au  sujet  de  la  meilleure  conduite  k  tenir  pour  les  affaires 
rptiennes.  ||  J'ai  rcmercié  TAmbassadeur  d'Angleterre  et  Ie  Chargé  d' Affaires 

France.  Je  viens  maintenant  vous  charger  de  porter  k  la  connaissance  du 
binet,  auprès  duquel  vous  ètes  accrédité^  que  Ie  Gouvernement  du  Roi  prend 
e  avec  satisfaction  de  cette  déclaration  constatant  la  compétence  du  concert 
ropéen  pour  tout  reglement  éventuel  des  affaires  Égyptiennes.  Je  vous 
orise  a  ajouter  que  Ie  Gouvernement  du  Roi,  appréciant  une  initiative  vi- 
lt k  amener,  vis-è-vis  des  éventualités  possibles  en  Egypte,  l'entente  entre 

Graudes  Puissances,  est  disposé  k  prendre  part,  au  point  de  vue  des  in- 

êts  Européens,   k  Téchange  d'idées  projeté,  entre  les  six  Cabinets  et  avec 

Sublime  Porte,  dans  la  forme  et  au  moment  dont  on  conviendra.  ||  Veuillez 

mer  lecture  de  cette  dépêche  k  son  Excellence  M.  Ie  Ministre  des  Affaires 

"angères  et  lui  en  laisser  copie  s'il  Ie  désire. 

Mancini. 
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Nr.    7833,     RUSSLAND.  —  Botschafter   in  London  (Lobanow)  && 

den   cngL  Min.  d.  Ausw.  —   Zustimmang  zn  der  eng- 
lisch-französischcn  Note  vom  11.  Februar. 

Londres,  Ie  16/28  Février,  1882. 
Nr.  7888.  M.  Ie  Comtc,  —  L'Ambassadeur  de  Sa  Majesté  la  Reine  k  St.-Pétersbowg 

28.Febr.i882.  ^  communiqué  k  M.  Ic  Secrétaire  d'Etat  de  Giers  une  dépêche  de  votre  Ex- 
cellence exposant  Ie  point  de  vue  du  Gouvernement  de  Sa  Majesté  Britaimiqoe 
relativement  k  la  situation  de  TÉgypte.  ||  Ayant  pris  k  ce  sujet  les  ordres  de 
Sa  Majesté  TEmpereur,  M.  de  Giers  m'invite  k  vous  informer,  M.  Ie  Comte, 
que  Ie  Cabinet  Impérial  prend  note  de  cctte  communication  et  qu'il  est  prê^ 
Ie  cas  échéant,  k  entrer  dans  un  échange  d'idées  ultérieur.  ||  En  m'acqnittSDt 
de  ce  devoir,  je  saisis^  &c. 

Lobanow. 


Nr.  7834.  FKANKREICH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschaf- 
ter inBerlin.  —  Falsche  Auffassung  der  Propositionei 
vom  11.  Februar  seitens  der  deutschen  Regieraog. 

Paris,  Ie  28  février,  1882. 
Nr.  7834.  Par  uuc  note  portant  la  date  du  27  février  et  qu'il  m'a  renuse  Ie  jour 

M.'pebrT^  même,  Ic  Prince  de  Hohenlohe  me  fait  savoir  „que  Ie  Gouvernement  de  lHffl- 
pereur  est  pret  k  prcndre  part  k  Técliange  de  vues  sur  la  question  égyptieme 
qui  a  été  proposé  par  ma  note  du  12  février  demier;  qu'il  attend  les  propo- 
sitions  ultérieiftres  des  deux  Cabinets  quant  k  Tendroit  et  aux  modalités  de 
ces  pourparlers;  qu'^  eet  effet,  Tune  ou  Tautre  des  capitales  de  TEurope  comBe 
Paris,  Londres,  Vienne  et  aussi  Constantinople  serait  également  acceptable 
pour  Ie  Gouvernement  Impérial".  |I  Je  me  suis  empressé  de  faire  remarqoer  i 
Son  Excellence:  1^  que  nous  n'avions  pas  envoyé  de  note  au  Gouvernefflört 
allemand,  mais  simplcment  des  instructions  k  nos  ambassadeurs;  ||  2®  Qn'ü  M 
s'agissait  point  dans  notre  esprit  d'une  conférence,  mais  de  pourparlers  daw 
chaque  capitale.  ||  Lc  Prince  de  Hohenlohe  m'a  promis  de  faire  connaftre  cette 
rectification  par  Ie  télégraphe  k  son  Gouvernement. 

C.  de  Freycinet 


Nr.    7835.     FBANKEEIGH.  —  Botschafter  in  Berlin  an  den  frini 

Min.  d.  Ausw.  —  Zweck   der   gemeinsamen  englisrt- 
französischen  Note  vom  11.  Februar. 

Berlin,  Ie  Ier  man,  1882. 

Nr.  7836.  M,  Busch,  quc  jc  viens  de  voir,  m'a  parlé  de  la  note  que  Ie  Prince* 

Frankreich.  ,^1.11  .  ^  /-.■ 

1.  Mirz  1882.  "^"cnlohe  vous  a  remise  lc  27  février  et  des  observations  que  \ousWivr  m 
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ilées  en  la  reccTant.  J'ai  dit  au  Sous -Secrétaire  d'Ëtat  que  d'aprës  mon  Nr.  7885. 
pression  personucUe,  Tintention  de  Votre  Excellence  en  m'envojant  ses  in-j  n^^iggi 
nctions  du  12  février  avait  été  surtout  de  prévenir  les  malentendus  que 
quait  de  faire  uaitre  Ie  groupement  sóparé  de  quatre  Puissances  en  face 
la  France  et  de  TAngleterre  dans  les  affaires  d'Êgypte;  que  les  deux  Ca- 
lets  de  Paris  et  de  Londres  avaient  attaché  du  prix  k  constater  Taccord 
anime  des  Gouvernements  sur  la  base  du  maintien  des  arrangements  exi- 
nts;  car^  depuis  Ie  9  septembre,  leur  crainte  était  de  voir  ces  arrangements 
nleversés  par  une  explosion  anarchique;  que  Tentente  étant  établie  aujour- 
lai  sur  la  base  proposée  par  nous^  Tobjet  priucipal  de  notre  démarche  se 
luvait  atteint,  et  que^  désormais,  nous  n'avions;  les  uus  et  les  autres^  k  mon 
18,  qu'^  garder  une  attitude  expectaute  en  face  des  événements,  en  nous  ré- 
Tant  d'échanger  nos  vues^  lorsqu'il  serait  nécessaire,  par  voie  de  conver- 
ions  confiantes  et  sans  apprêt,  parce  qu'ou  s'exposerait  k  donner  ainsi  aux 
tears  de  troubles  en  Egypte  plus  d'importance  qu'ils  n'en  méritent  et  k 
>ssir  les  complications  au  lieu  de  les  aplanir.  ||  M.  Bnsch  a  témoigné  son 
lésion  k  cette  maniere  de  voir.  Il  regardait,  m'a-t-il  dit,  Taccord  comme 
faitcmeut  établi  entre  nous;  TAUemagne  reconnaissait  que  la  France  et 
ogleterre  avaient  en  Ëgjpte  des  interets  majeurs  qui  leur  donnaient  droit 
Jie  position  privilégiée. 

C  o  u  r  c  e  1. 


'.  7836.  FRAKKEEICH.  —  Generalconsul  in  Eairo  an  den  engl. 
Min.  d.  Ausw.  —  Gefahren  einer  Intervention.  Noth- 
wendige  Ausdehnung  derselben. 

Lc  Caire,  Ie  6  mars,  1882. 
Monsieur  Ie  Ministre,  les  instmctions  que  les  gouvernements  de  France  ^^^^1,,^^^ 
d'Angleterrc  ont  adressées,  Ie  12  février  dernier,  k  leurs  agents  k  Rome, e. Marii882. 
Ikrlin,  k  Saint-Pétersbourg  et  k  Vienne,  et  dont  Votre  Excellence  a  bien 
ila  me  donner  commuiücation,  ont  fait  entrer  la  question  égjptienne  dans 
i  phase  nouvelle.  ||  La  note  du  7  janvier  n'ayant  point  produit  Teffet  moral 
sndu  et  Vintervention  franco- anglaise,  qui  en  était  une  conséquence  indiquée, 
ant  trouvée  presque  impossible  pour  des  raisons  sur  lesquelles  il  n'y  a  pas 
tinir,  les  quatre  Puissances  nc  pouvaient  étre  tenues  plus  longtemps  k  Técart. 
is  en  provoquant  un  échange  d'idées  entre  les  Puissances  sur  la  crise 
ptieune,  il  était  k  craindre  que  les  Cabinets  de  Paris  et  de  Londres  ne 
>ent  pour  ainsi  dire  exposés  k  perdre  Ie  benefice  d'une  situation  acquise  et 
)nnue.  Le  télégramme  que  Votre  Excellence  a  adressé,  Ie  28  février  der- 
',  k  r Ambassadeur  de  la  République  k  Berlin  et  dont  elle  m'a  fait  Thon- 
r  de  m'envóyer  une  copie,  a  écarté  ce  danger.  ||  Je  ne  pense  pas  qu'une 
rvention  soit  désirable  ou  même  utile  en  ce  moment.    Mais  comme  des  in- 
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Nt.  7886.  cidents  imprévus  peuvent  surgir,  la  simple  prudence  exige  qn'on  ezamine  ks 
6.  Man  1882.  couditions  dans  lesquclles  elle  ponrrait  avoir  liea.  ||  J'ai  ea  plasienrs  fois  IW 
casiou  d'exposcr  que^  si  des  troapes  européennes  mettaient  Ic  pied  en  Egypte^ 
la  sécurité  des  earopéens  pourrait  être  gravement  compromise.  L'eialtatioB, 
è,  laqucllc  one  partie  de  la  popalation  est  en  proie  depais  deox  mois,  et  qn 
augmeute  chaque  jour;  n'est  point  de  natare  k  calmer  ces  appréhensions.  D 
est  h.  considérer;  eu  outre,  qall  ne  suffirait  pas  de  licencier  Varmée,  il  ixh 
drait  occuper  Ie  pays  pendant  un  temps  qu'il  serait  impossible  de  détenniiier 
k  Tavance;  ce  qui  entratnerait  Ie  déplacement  d'environ  qaarante  mille  hommes. 

Sienkiewics. 


Nr,    7837.     FKANKREICH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  General- 

consul  in  Eairo.  —  Verhalten  gegenüber  dem  4gyp- 
tischen  Ministerium. 

Paris,  Ie  11  mare,  1882. 
Frankreich.  ^0X1$  avez  eu  grandcmcnt  raison  de  ne  pas  avoir  accepté  de  poser  des 

ii.M&rxi882.  conditions  dans  la  formation  éventuelle  du  nouveau  Ministère.  Vons  deTö 
vous  abstenir  soigncusement  de  teute  incitation  tendant  k  favoriser  ou  empêeher 
les  évolutions  qui  peuvent  se  produire  dans  Tintérieur  du  mécanisme  gouverne- 
mental.  Bomez-vous  k  pretester  hautement  que  tout  Cabinet  qui  aura  ponr 
principes  Ie  maintien  de  Tordre  matériel  et  Ie  respect  des  arrangements  inte^ 
nationauX;  notamment  du  controle  anglo-frangais,  est  sür  de  troaver  auprès  de 
vous  une  neutralité  bienveillante  et;  au  besoiU;  des  indications  officieuses  poi- 
vant  facilitcr  tel  ou  tel  détail  de  sa  marche.  Mais  gardez-vons  de  faire  qooi 
que  ce  soit  qui  puisse  vous  faire  endosser  k  aucun  degré  la  responsabilité  da 
événements  qui  pourraient  s'accoraplir.  Enferraez-vous  dans  une  attitude  cu^ 
conspecte  et  réservée  avec  un  fond  de  bienveillance  générale  pour  les  hommes 
et  les  choses  qui  paraissent  tendre  au  but  que  j'indiquais  plas  haat 

C.  de  Freycinet 


Nr.  7l<38. 


Nr.    7838.     GROSSBBITAinnEN.   —   Botschafter  in  Paris  an  dei 

cngl.  Min.   d.  Ausw.  —  Die  Rückberttfang  Blignières* 
hat  keine  politische  Bedeutung. 

(Extract)  Paris,  March  17,  im 

I  expressed  to  him  (M.  de  Freycinet),  also,  your  Lordship's  thanks  for  the  'rt 
britonnien.  formatiou  hc  had  been  so  good  asto  give  respecting  tbc  departure  ofM.deBÜf* 
i7.Marziê82.jj|^^^g  from  Egypt;  and  I  added  that,  your  Lordship  trusted  that  it  would  iiötbe 
considered  by  the  public,  nothwithstanding  tlic  disclaimer  of  the  French  öo* 
vernment;  as  an  indication  of  a  chauge  of  policy.  ||  M.  de  Freycinet  said|  tlii^ 
if  in  the  view  of  the  French  Government  the  acceptance  of  M.  de  Blignöw' 
resignation  had  implied  the  slightest  change  in  their  policy  respecting  Al 
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ol  iteelf,  he  shonld  certainly  have  commnnicated  nith  Her  Majtisty's  Go-  "'-  ™^ 
lent  before  takiag  tbc  step.  In  fact,  however,  it  was  a  mere  personal  biituaia. 
,  a  simple  "incident  de  personnes".     The  resignatiou  liad  been   offered  "■**"'**■ 

time  ago,  and  care  had  been  taken  to  accompany  tbe  acceptance  of  it 
ïery  distinct  declaration  that  the  eentiments  of  the  Government  re&pecting 
oaintenancü  of  the  Contrei  as  an  institutiou  remained  nnctaanged.  He  had 
n  to  believe,  tbat  tliis  had  been  perfectlj  veil  auderstood  in  Cairo, 
rédif,  who  was  for  the  present  to  discharge  the  fnnctioas  of  Controller, 
)nlj  appointed  temporarily,  and  for  hls  own  part  he  thonght  the  change 
l  tend  to  increase  harmony  between  the  French  aod  Englisb  Controllers. 

de  Freycinet  asked  me  to  coDve;  these  explanations  to  yotir  Lordsbip. 
iromised  to  do  so,  bat  added  that,  speakibg  for  injself,only,  1  would  not 
al  from  him  my  impressioo  that,  in  fact,  tbe  removal  of  M.  de  Bligniërcs 
1,  notwitbstanding  the  declaration  to  the  contrary,  produce  in  Egypt  the 
i  that  France  was  less  hearty  thau  she  had  formerly  been  in  snpporting 
^Qtrol. 


7839.  OROSSB&ITAiniIEN.  —  Gesch&ftstr&ger  in  Eairo  aa 
den  engl.  Min.  d.  Aasw.  —  Verschlimmerung  der  Lage 
in  Aegypten. 

Cairo,  March  20,  1682. 
M;  Lord,  —  I  have  tbe  hononr  to  inclose  a  Memorandum  from  Sir  Auck-  »,.  -.an. 
Colvin  on  the  recent  promotions  in  the  army,  nhicb  formed  the  subject  .°T' 
f  despatch  of  the  X3th  instant.  [[  The  gloomy  view  which  is  bere  taken  acHimsa 
e  political  sitnation  is,  1  regret  to  say,  sbared  by  nearly  all  nith  nhom 
e  spoken  since  1  came  to  Cairo.  Only  yesterday  Moastapha-Pasha-Fehmy, 
finister  for  Foreign  Affairs,  confessed  to  me,  that  he  tbought  the  sitnation 
nncb  altered  for  the  worse.  He  said,  however,  that  he  did  not  think 
mploymeut  of  force  to  restore  the  anthority  of  the  Khedivc  nas  possible, 
r  from  within  or  from  without,  that  the  military  leaders  werc  desperate 
and  armed  reeistance  to  them  would  bring  ruin  on  the  country.  He  be- 
I,  however,  that  tbey  were  now  aware  of  tbe  danger  to  which  they  were 
led  from  Enrope  in  case  of  disorder,  and  that  they  would  do  their  best 
-event  the  spirit  of  iusnbordination  from  spreadiug  through  the  lower 
;.  Still  he  admitted,  that,  as  the  officers  now  promoted  had  been  pmd 
heir  services,  many  others  wonld  certainly  be  dissatisfied  and  put  in  their 
s.  Indeed,  he  scemcd  to  think,  that  there  was  safety  in  the  dissensions 
lich  their  preteusions  woald  inevitably  give  rise.  Moustapha-Pasba-Febmy 
aally  very  reticent,  and  therefore  this  language  is  the  more  omiuous  as 
ig  from  onc  who  np  to  the  present  time  bas  acted  with  the  "National" 
.  It  seems  to  show,  that  he  knows  that  bis  tenuro  of  office  cannot  now 
>ng.     The  Ministry  of  Mahmond-Pasha-Ssmy  is  ezpected  by  every  oae 
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Hr.  7839.  ^q  ]^q  yg^y  shoftly  rcplaced  by  a  Cabinet  composed  of  Araby-Pasha  and  his 

britannieii.  pcrsooal  adherents.  ||  The  new  Cabinet  will  undoubtedly  attempt  to  execote  tke 

20.ii&m882,pi.Qnjigeg  ^hich  have  been  from  the  first  held  out  to  secure  the  support  rf 

their  foUowers.    These  were  two:  the  reward  of  the  army  for  its  services  te 

its  Chiefsy  and  the  replaccment  in  the  various  Administrations  of  foreignen 

by  Egyptians.     The  former  part  of  this  programme  is  being  executed  by  the 

promotions  which  have  been  made  and  are  about  to  be  made^  as  reportedin 

my  despatch  of  the  I6th  instant;  the  latter  may  possibly  be  delayed,  bntthm 

are  not  wanting  indications  that  it  will  not  be  for  long.    The  Commi8S]0&  « 

the  Land  Survey  is,  as  I  Icarn  to-day,  to  be  succeeded  by  one  on  the  Cnstons^ 

which  bas  been  decided  upon  by  the  Ministry.     No  doubt  the  object  is  to 

get  rid  of  the  Ëqglish  Director-General;  and  replace  him  by  an  Ëgyptian.  Ai 

the  Customs  revenue,  which  since  Mr.  Caillard's  appointment  has  much  ii- 

creasedy  ferms  one  of  the  chief  securities  for  the  Public  Debt,  this  chaoge 

may  seriously  affect  international  obligations.  ||  Meantime  there  can,  I  fear,  k 

no  doubt  about  the  disorganizcd  and  uneasy  state  of  the  provinces.    This  hi^ 

indeed,  already  caused  many  of  the  Notables  and  others  who  have  a  stake  in 

the  country  to  draw  back  from  their  hastily-formed  alliance  with  the  militaiy 

party  and  seek  for  other  means  of  escaping  from  its  domination.    Adherati 

of  Ismaïl-Pasha  are  beginning  to  show  themselves.    Not  only  those  who  desin 

it  because  they  hope  that  it  will  bring  back  to  their  own  profit  the  old  co^ 

nipt  and  arbitrary  administration,  but  many  others  who  want  some  one  to  aet 

as  "Saviour  of  Society"  would  now  hail  his  return  with  delight;  and  his  agents 

do  not  hesitatc  to  assert,  that  he  would  carry  all  before  him  without  a  blow 

being  struck.     Only  Araby-Pasha  is  .expected  by  them  to  offer  any  serioos 

opposition.     Ismaïl-Pasha  cóunts  on  the  support  of  France,  as  he  thinks  that 

his  restoration  would  enable  her  definitively  to  rid  herself  of  the  bugbear  of 

Turkish  intcrvention.  1|  Nor  is  the  party  of  Halim-Pasha  idle.    It  relies  chieftr 

on  the  support  of  the  old  Turkish  party,  but  hardly  seems  to  have  any  ri- 

hercnts  among  the  military  leaders  or  civil  functionaries.  ||  I  have,  &a 

Ghas.  A.  Cookson. 


Nr.    7840.     GROSSBBITANWIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engLBot- 

schafter   in   Paris.   —    Erste   Untcrredung   mit  de» 
ncuen  französischcn  Botschafter,  Tissot 

(Extract.)  Foreign  Office,  March  22,  1881 

Nr  7840  ^'  "^^^^^^7  *^^  ncwly-appointed  French  Ambassador,  called  upon  me  tl* 

Grosa-     aftcmoon  at  the  Foreign  Office,   having  come  over  to  England  on  a  piivite 
22!M4rai^  visit  of  ouc  or  two  days  only.  |j  I  expressed  to  him  my  satis&ction  at  hii  re- 
turn to  England,  and  said  I  retained  a  very  pleasant  recoUection  of  oor  ofi* 
cial  relations  ten  ycars  ago.  ||  The  conversation  then  tomed  upon  EgfjL  I 
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1  M.  Tissot.  iu  mach  tlic  same  terms  that  I  had  nscd  to  M.  Challcmcl-La-  ^''  ''^^- 
ir  and  M.  d'Aunay,  that  I  belicved  our  two  Governments  wcre  quite  agrecd  briumüin. 
desiring;  if  possible,  to  avoid  the  necessitj  for  activc  intervention  or  mili-22.M&rzi882. 
f  occapation^  thoagh  wc  admitted  that  the  necessitj  might  arise.  ||  I  said, 
t  I  had  no  donbt  therc  werc  many  influences  at  work^  both  at  Constanti- 
)le  and  Cairo,  to  endeavour  to  separate  the  two  Governments  and  so  pre- 
it  their  united  action.  ||  M.  Tissot  said,  that  he  conld  not  deny  this  being 
!  case  at  Gonstantinople.  ||  I  theu  spoke  of  the  recall  of  M.  de  Blignièrcs 
m  the  post  of  Controller -General.  I  said,  that  I  had  not  heard  that  this 
asore  was  in  contemplation  beforc  it  had  actaallj  been  adopted;  that  Arabj- 
j  and  the  National  party  had  also  endeavonred  indirectly  to  influence  Her 
yesty's  Government  in  favour  of  a  recall  of  Sir  A.  Colvin  and  even  of  Sir 
Malet  Such  a  step,  however,  at  the  present  moment,  irrespcctive  of  any 
ler  considerations,  wonld  have  an  appearance  of  weakness  which  would  be 
fortonate  for  the  success  of  whatever  representations  we  might  find  it  ne- 
ssary  to  make  to  the  Egyptian  Government.  I  remarked,  that  we  reccived 
coonts  of  wliat  was  passing  in  Egypt  from  various  qnarters,  and  that  thero 
i8  cvery  shadc  of  opinion,  favonrablo  and  nnfavonrablo;  as  to  the  present 
oation  and  the  prospects  for  the  future.  ||  M.  Tissot  said,  that  the  rcason 
'  M.  de  Blignières'  recall  was,  he  belicved,  a  personal  one  simply. 


r.    7841.     BÜSSLAHD.   —    Generalconsnl  in  Alexandrieu  (Lcx) 

an   den   russ.   Min.  d.  Ausw.   (Gicrs).  —  Der  Conflikt 

des    &gyptischen    Ministeriums     mit    den    General- 

Controleuren. 

Alexandrie,  Ie  15/27  mars,  1882. 

J'ai  eu  Thonneur  de  rccevoir  Ie  13/25  mars  Ie  télégramme  de  Votre  Ex-  Nr.  784i. 
Icnce  aa  sujet  de  la  notc  du  8  février  que  Ic  Gouvernement  ógyptien  avait27.iiirxi882. 
'essée  aux  représentants  de  France  et  d'Angleterrc  au  Caire,  et  je  m'em- 
ïsse  de  vous  informer,  par  Ie  premier  courrier  partant  pour  I'Europe,  que 
te  note,  ainsi  que  les  protcts  qui  ont  été  faits  par  les  Consuls  généraux  do 
uice  et  d'Angleterrc  et  par  les  Controleurs,  au  sujet  du  reglement  organiquc 
la  chambre  des  délégués  et  du  programme  du  Ministre  Président,  ont  été 
bjet  d'one  correspondance  tout  k  fait  confidentielle;  c'est  pourquoi  je  n'ai 
3  pa  soamettrc  en  son  temps  Ie  texte  au  Ministère  Impérial,  mals  je  n'ai 
B  manqaé  d'en  parier  dans  mes  rapports  en  date  du  28  et  du  80  janvier. 
De  Textrait  ci-annexé  de  la  lettre  de  Mahmoud-Pacha  Baroudi  k  S.  A.  Ic 
lédive,  datée  du  4  février,  lettre  renfermant  Ie  programme  du  nouveau  Mi- 
itère  et  que  je  n'ai  pas  manqué  de  communiquer  au  Ministère  Impérial,  avec 
reglement  organiquc,  Votre  Excellence  pourra  constater  Ie  respect  da  Gou- 
mement  égyptien  pour  tous  les  engagements  financiers,  en  admettant  la  vé- 
ication  des  Controleurs;   c'est  cette  même  lettre  da  Ministre  Président  qai 
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Nr.  7841.  i^[  n  ggj^  (Je  l,age  dans  la  réponse  au  protêt  anglo- francais.  Malgré  toote- 
27jCirzi882.fois  Ie  secret  de  cette  correspondancC;  Ic  protêt  des  Controleurs  a  para  dtoi 
un  Journal  de  Paris,  la  BèpnUiqiie  franquisc^  par  Tindiscrétion  de  M.  deBli- 
gnières,  et  c'est  justement  pour  cette  raison  que  Ie  ministère  francs  a  np- 
pelé  d'Égypte  son  Controleur  général  et  a  nommé  ^  sa  place  M.  Brédi£  |  U 
note  des  Consuls,  ainsi  que  les  protêts  des  Controleurs,  étaient  dirigés  contre 
la  première  phrase  du  programme  ministeriel  et  contre  la  loi  organiqne  de  )t 
Chambre,  que  ces  Messieurs  ne  trouvaient  pas  conformes  k  leurs  droits  re- 
connus  par  les  conventions  internationales  et  aux  attributions  des  Controleurs 
réglées  par  Ie  décret  du  Ebêdive  du  15  novembre  1879.  ||  La  réponse  dn  Mi- 
nistère combattait  ce  point  de  vue  et  pronvait  que  ni  son  programme,  ni  h 
loi  organique,  ne  touchaient  en  rien  les  traites  intemationaux  et  les  ar^aDg^ 
ments  passés  entre  Ie  Gouvernement  Égyptien  et  les  Puissances  étrangères,  et 
que  les  droits  du  controle  restaient  tels  qu'ils  ont  été  déterminés  par  Ie  Dé> 
cret  constitutif  de  cette  institution,  mais  que  Ie  pouvoir  exécutif  a  désiré  e^ 
pendant  reconnaitrc  k  la  Chambre  Ie  droit  d'examiner  Ie  Budget  intérieur  et 
celui  d'en  disposer.  ||  Tout  est  donc  dans  la  différente  maniere  de  voir  da  dos- 
veau  Ministère  Égyptien  et  des  Agents  Francais  et  Anglais.  ||  Après  TexaiBeii 
du  décret  du  Ehédive  du  15  novembre  1879,  réglant  les  attributions  des  con- 
troleurs, de  Textrait  de  la  lettre  du  Ministre  Président  en  date  du  4  féTrier 
et  des  articles  du  reglement  organique  du  7  févner  1882  qui  conceme  spé' 
cialement  la  confection  du  budget  des  revenus  et  des  dépenses,  dont  j'ai  IW 
neur  de  mettre  les  copies  sous  les  yeux  de  Votre  Excellence,  EUe  pourrne 
convaincre  que  les  deux  parties  ont  en  quelque  sorte  raison:  d'après  randeB 
système,  c'est  Ie  Ministère,  duquel  font  partie  les  Controleurs,  qui  avait  droit 
de  sanctionner  Ie  Budget;  maintenant  avec  la  loi  organique,  Ie  Ministère  oe 
fait  qu'examiner  Ie  Budget,  lequel  ne  peut  être  valable  qu'après  Ie  vote  de  II 
Chambre;  mais  ce  changement  n'est  survenu  qa'^  cause  du  nouveau  mode  de 
gouvernement,  et  Ie  Ministère  a  raison,  en  theorie,  disant  que  les  attribotioBS 
des  controleurs  n'ont  pas  été  modifiées;  car  ces  Messieurs  n'ont  que  voix  oob- 
sultative  et  toutes  les  questions  doivent  se  décider  au  sein  du  Gabinet  eo  de- 
hors  d'eux;  mais,  en  pratique,  il  se  passait  tout  autre  chose:  du  tempsdeli 
présidence  de  Riaz-Pacha  et  même  de  celle  de  Chérif-Pacha,  non  seolaneit 
Ie  Ministère  n'approuvait  pas  Ie  Budget,  s4l  n'ctait  pas  tout  k  fait  conforoK 
aux  désirs  des  Controleurs,  mais  c'est  Tavis  de  ces  derniers  qui  prédoooiH 
même  dans  Tautorisation  des  dépenses  nécessaires  que  Ie  Gouyemement  vA 
besoin  de  faire  et  pour  lesquelles  il  voulait  prélever  les  revenus  non  aféet^ 
aux  dettes  de  l^tat.  Enfin,  c'étaient  les  maitres  absolus  du  Pays,  ce  qui  étii^ 
peut- être,  tres  avantageux  pour  les  porteurs  de  titres  égyptiens;  mais  cA 
blessait  Vamour  propre  des  indigènes,  et  c'est  justement  les  controleurs  ^ 
ont  été,  en  quelque  sorte,  cause  de  tous  les  mouvements  militaires  qdostei 
lieu  en  Egypte  depuis  plus  d'un  an.  ||  Pour  Ie  moment,  il  serait  impossibte  ds 
revenir  aux  anciennes  attributions  des  controleurs,   en  modifiant  la  loi  04P^ 
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ae  de  la  Chambre;  car  cela  provoquerait  de  sérieux  troubles  dans  tout  Ie  ^^^,'^] 
s  et  ferait  même  la  position  des  Earopéens  excessivement  dangerease  ensT.H&raia 
n»te.  üne  occupation  étrangère  créerait  aussi  de  grands  embarras  et  scrait 
malheur  pour  Ie  pays.  Il  ne  resterait  donc  k  la  France  et  k  TAngleterre 
t  de  reconnaitre  la  loi  organique  du  7  février  et  de  se  contenter  du  róle 
!  jouent  ici  les  autres  grandes  Puissances  et  qui  leur  appartient  de  droit. 
Tai  Thonneur  d'être,  etc. 

Lex. 


P.  7842.     GROSSBBITANNIEN.    —    Generalconsul    in   Kairo    an 

den   engl.  Min.   d.  Ausw.  —   Die  Erisis   in  Aegypten 
ist  nicht  der  Unfahigkeit  des  Khedive  zuzuschreiben. 

Ltract.)  Cairo,  April  22,  1882. 

Wr   784S 

I  observe  in  some  quarters  a  disposition  to  attribute  the  raain  cause  of    q^^_ 
(  present  state  of  affairs  in  Egypt  to  the  incapacity  of  the  present  Khedive,  briunnie 
i  to  suggest  the  substitution  of  Prince  Halim  as  a  remedy  for  the  evil.  ||      ^ 
ainnot  agree  in  this  estimate  of  the  Khedive's  character  and  its  result,  or 
the  efficacy  of  the  remedy  suggested.  ||  Since  the  2nd  February,  1881,  the 
edive  has  been  in  a  peculiarly  trying  position,  and  taking  a  general  view 
thb  events  and  the  present  situation,   it  would  appear  to  be  more  just  to 
isider  that  he  has  behaved  with  both  tact  and  intelligence.    I  take  the  key- 
e  of  his  line  of  conduct  to  have  been  to  act  faithfully  in  accordance  with 

Rescript  of  the  28th  August,  1878,  by  which  the  Khedive,  Ismaïl-Pasha, 
iertook  to  relinquish  dcspotic  rule  and  to  govern  in  conjunction  with  his 
nistry.  It  should  be  remembered,  that  up  to  the  moment  of  the  first  mili- 
y  disturbance  in  February  1881,  he  was  regarded  as  a  model  Prince,  endowed 
;h  moderation  and  intelligence,  and  that  this  was  in  great  measure  due  to 

cordial  co-operation  with  Riaz-Pasha  and  the  Controllers-General.  ||  It  is 
ff  made  a  matter  of  reproach,  that  he  did  not  after  the  Ist  February  treat 
i  ringleaders  of  the  revolt  with  a  high  hand,  but  on  the  day  of  the  revolt 

had  pardoned  them,  aiid  if  he  ^ad  adopted  the  course  which  he  is  now 
proached  with  having  neglccted,  he  would  have  bctrayed  his  word.  ||  Sub- 
luently,  when  the  want  of  discipline  became  more  apparent,  he  repeatedly 
inted  out  the  danger  to  his  Ministry,  and  becoming  convinced  of  the  cou- 
lance of  his  Minister  of  War,  now  President  of  the  Council,  he  dismissed 
n  from  the  Ministry.  Then,  acting  always  with  his  Government,  he  ende- 
Oüred  to  resumé  the  reins  over  the  army  which  were  falling  from  his  hands. 
ie  9th  September  was  the  result.  On  that  occasion  again  he  is  reproached 
th  having  lost  his  opportunity  by  want  of  energy,  if  not  of  courage.  There 
B  probably  few  natures  which  would  have  been  suddenly  ready  to  lose  all 

gain  all  at  that  critical  moment.    Negotiation  was  the  natural  expediënt  || 
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^Qroa^    He  was  urged  to  place  himself  frankly  at  the  head  of  the  national  movemört. 

briunnien.  Could  he  do  so  wheü  hc  saW;  that  its  object  was  to  rid  Egjpt  of  Ghnstiu 

22.Apnn882. Q££g jj^jg  ^^^  ^^^^  ^^^  works  wMch  made  the  clock  go?     He  was  urged  to 

form  a  party  of  hls  own.  Was  this  party  to  support  him  indiyidoallj  against 
his  own  Miiiistry?  If  so^  of  what  elements  which  had  a  chance  of  power  or 
stability  was  it  to  bc  composed,  and  what  time  would  be  given  to  him  1)f 
his  Ministers  to  weid  it  into  form?  He  was  urged  to  accept  the  offer  of  tl» 
Bedouins^  who  recognized  no  master  but  himself,  and  at  a  signal  from  hin 
would  sweep  away  the  present  Ministry  and  the  Chamber;  but  what  fete  would 
t  he  lümself  merit  if  he  invited  pillage  and  massacre  in  his  capital?    ||  Whoi 

I  hcar  him  abused  for  lack  of  energy  and  capacity,  I  doubt  whether  there  be 
many  men  in  the  world  who  would  have  been  able  to  extricate  themselTes 
from  the  difüculties  in  which  he  has  been  involved  through  the  want  of  Ion- 
sight  of  all  who  co-operated  in  the  settlement  of  the  internal  affiairs  of  Egypt 
on  the  accession  of  the  present  Khedive,  in  neglecting  the  signs  of  danger 
shüwn  in  the  military  revolt  of  April  1879.  Nor  do  I  believe,  that  any  reil 
progress  will  be  made  towards  the  settlement  of  the  Egyptian  question  Mtfl 
that  military  ascendency  is  subdued. 

Nr.    7843.     GROSSBRITANinEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  englBot- 

schafter  in  Paris.  —  England  glaubt,  dass  durchEnt- 
sendung  eines  türkischen  Generals  bewaffnete  Inter- 
vention  vermieden  werden  kann, 

(Extract.)  ^oreig"^  office,  April  24,  1882% 

Nr.  7843.  1  accompauied  the  French  Ambassador  yesterday  to  Windsor,  wherc  k 

brul^ren.  ^as  rcccived  in  audience  by  the  Queen  and  presented  his  credentials.  ||  Dnriag 
24.Aprni8fi2.  our  visit  M.  Tissot  asked  me  whether  I  was  in  a  position  to  say  anytlffll 
furthor  to  him  on  the  subject  of  Egypt.  ||  I  told  his  Excellency,  that  my  col- 
leagues  approved  of  the  idea  which  I  had  suggested  of  making  use  of  tbe 
Sultan's  infiuence  to  control  events  without  recourse  to  other  than  pacifa 
means.  ||  In  the  course  of  subsequent  reflection  it  had  occurred  to  me,  thit 
this  might  bc  done  in  a  manner  which  I  would  ask  him  to  submit  to  bis  Go- 
vernment. II  Acting  upon  the  advice  of  persons  who  were  versed  in  Egypti» 
affairs,  we  had  at  one  time  proposed  to  M.  Barthélemy  de  St-Hilaire  thit 
England  and  France  should  invite  the  Porte  to  send  a  General  to  Egypt  to 
restore  discipline  in  the  Egyptian  army.  The  proposal  was,  however,  dedined 
by  the  French  Government.  ||  On  the  other  hand,  the  French  Govemment  hid 
proposed  that  a  French  and  an  English  General  should  be  sent  as  Commi»- 
sioners  for  the  same  purpose.     To  this  suggestion,   as  made  at  the  time,  we 

*)  Durch  eine  Depesche  vom  28.  April  wurde  Lyons  autorisirt,  die  in  dieaerD^ 
pesche  entwickeltcn  Gedanken  als  formellen  Vorschlag  zu  discutiren. 
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ld  seen  serions  objections,   which  had  been  stated  to  the  French  Govern-  ^'-  ''^^ 
ent   II   When  the  Sultan  had  sent  two  Commissioners  to  Egjrpt  in  October  bntaniüen. 
st,  Her  Majest/s  Government  had  deprecated  such  a  Mission,  and  done  their^^-^P^"®^ 
sst  to  shorten  its  staj  in  Egypt^   becanse  at  that  jancture  it  did  not  seem 
)cessary,  and  because  it  had  been  dispatched  without  previous  communication 
ith  England  and  France,  and  without  their  sanction.  ||  The  situation  of  affairs 

Egypt^  I  remarked^  although  alarroing^  did  not  jet  seem  to  call  for  active 
tervention^  but  it  wonld  have  a  great  moral  effect  in  that  country  if  the 
nglish  and  French  Governments  were  able  to  announce  to  their  respective 
arliaments  that  not  only  were  they  prepared,  with  the  concurrence  of  Eu- 
>pe;  to  take  a  step  at  once  towards  an  arrangement  with  the  Egyptian  Go- 
^rnment,  but  that  they  were  also  agreed  as  to  the  policy  to  be  pursued  in 
ise  of  matters  coming  to  a  crisis,  which  they  still  hope  may  be  averted.  It 
ould  be  sufficiënt  to  state,  that  the  agreement  existed,  without  giving  any 
nhlic  definition  of  the  policy  decided  on.  ||  The  procedure  to  be  resorted  to 
I  case  of  necessity  might,  in  my  opinion,  consist  in  asking  the  Sultan  to 
ïud  a  Genera]  with  full  powers  to  restore  discipline  in  the  Egyptian  army, 
ith  a  well-defined  agreement  that  he  was  not  to  cxercise  those  powers  in 
üy  way  without  the  concurrence  of  an  English  and  a  French  General  who 
'oold  be  associated  with  him.  Care  must  also  bc  taken  so  to  frame  the 
rrangement  that  the  functions  of  the  three  Commissioners  should  in  no  way 
etract  from  the  position,  or  trench  upon  the  duties,  of  the  French  and  English 
iepresentatives.  ||  I  thought  this  plan  was  not  likely  to  meet  with  objection 
n  the  part  of  the  other  Powers,  and  it  seemed  to  me  to  be  calculated  to 
revent  the  necessity  of  a  resort  to  armed  intervention,  which  might,  perhaps, 
Itimately  become  inevitable,  but  which,  as  both  Governments  agreed,  presented 
reat  difficulties,  and  was  open  to  grave  objection  in  every  form.  ||  M.  Tissot 
lid  that  he  would  report  what  I  had  said  to  his  Government.  ||  The  real  ob- 
ct  to  be  attained  was,  that  we  should  agree  upon  a  mcasure  to  be  resorted 

in  case  of  need,  and  that  it  should  be  known  that  we  were  so  agreed.| 


r.    7844.      GROSSBRITANNIEN.  —  Botschafter   in   Paris  an  den 

engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Vcrhandlung  mit  Freycinet  über 

den  Vorschlag  vom  24.  April. 

Paris,  April  29,  1882. 

My  Lord,  —  This  afternoon,   in  pursuance  of  the  instruction  conveycd   Nr.  7844. 
me  by  your  Lordship's  telegram  of  yesterday,  I  spoke  to  M.  de  Freycinet  i„itJ^'^n 
the  terms  of  your  Lordship's  despatch  of  the  24th  instant,  on  the  subject  29. Aprinssz. 
the  plan  you  had  mentioned  to  M.  Tissot  as  ono  that  might  be  adopted, 
case  of  need,  for  restoring  order  in  Egypt. 

[Folgt  Inhalt  der  Depesche  vom  24.  April.] 
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Nr.  7844.  ]^    ^g  Frejcinet  asked  whether  it  was  meant,  that  the  three  Genenis 

briunnien.  niust  be  unaiiimous^  or  whether  if  two  of  them  were  agreed  those  two  might 
a9.ApriiiR82.  ^g|.  ^ithout  the  concurrence  of  the  third.  ||  I  answered  that,  as  I  onderstood 
the  proposal,  the  Turkish  General  was  to  be  the  ostensible  actor,  bnt  that  be 
was  to  do  nothing  without  the  concurrence  of  both  the  French  General  juid 
the  English  General;  in  fact,  that  no  step  was  to  be  taken  without  the  co* 
operation  of  all  three.  ||  M.  de  Freycinet  said,  that  if  jour  Lordship's  plan  wwe 
to  be  adopted  it  wonld  be  essential  that  this  point  should  be  made  perfeetlj 
clear.  ||  His  Excellency  proceeded  to  observe,  that  the  French  were  very  re- 
luctant  to  consent  to  Turkish  intervention  in  anj  form,  lest  it  should  lead 
sooner  or  later  to  the  armed  intervention  of  the  Porte,  and  to  the  introdactioa 
of  Turkish  troops  into  Egjpt.  Against  this  they  feit  bound  to  gnard  in  every 
evcnt.  II  I  replied,  that  your  Lordship's  express  object  in  making  use  of  the 
Sultan's  moral  influence  in  Egypt  to  control  eveuts  was  to  prevent  the  ne 
cessity  of  armed  intervention  from  any  quarter.  ||  M.  de  Freycinet  then  said^ 
that  of  course  he  could  not  give  an  answer  to  so  important  a  proposal  witM 
bringing  it  before  the  Council  of  Ministers,  and  that  certainly  the  first  questki 
he  should  be  asked  by  his  colleagues  would  be  what  assurance  they  conld 
have  that,  by  assenting  to  the  plan,  they  would  not  be  placing  matters  on  t 
slope  leading  down  to  the  armed  intervention  of  the  Porte.  ||  I  pointed  oot^ 
that  your  Lordship  feit  justified  in  counting  upon  the  moral  effect  which  would 
be  produced  in  Egypt  if  the  English  and  French  Governments  were  ablc  to 
announce  to  their  respective  Parliaments  that  not  only  were  they  prepared, 
with  the  concurrence  of  Europe,  to  take  a  step  at  once  towards  an  arraoge» 
ment  with  the  Egyptian  Government,  hut  that  they  were  also  agreed  as  to  the 
policy  to  be  pursued  in  case  of  matters  coming  to  a  crisis,  which  they  stiU 
hoped  might  be  averted.  I  added,  that  your  Lordship  conceived  that  it  wobM 
be  sufficiënt  to  state  that  the  agreement  existed  without  giving  any  public  de- 
finition  of  the  policy  decided  upon.  ||  M.  de  Freycinet  answered,  that  he  also 
was  disposed  to  think  that  the  moral  effect  might  be  considerable,  and  be 
told  me  that  he  was  also  of  opinion  that  it  would  be  unadvisable  to  make 
any  public  declaration  beforehand  of  the  measures  that  might  have  been  d^ 
cidcd  upon.  ||  Finally,  he  said  that,  before  bringing  your  Lordship's  plan  before 
the  Council,  he  must  be  able  to  speak  positively  upon  the  point  of  most  io- 
portance.  ïle  must  therefore  heg  me  to  put  to  your  Lordship,  on  his  behal^ 
the  question  whether  he  might  inform  his  colleagues  that,  if  the  French  Go- 
vernment agreed  to  your  Lordship's  proposal,  they  might  be  sure  that  Her 
Majcsty's  Government  would  unite  with  them  in  preventing  this  moral  inter- 
vention of  the  Sultan  being  foliowed  in  any  case  by  Turkish  armed  interventioB. 
Ij    I  have  accordingly  submitted  this  question  to  your  Lordship  by  telegrapk 

II  I  have,  &c. 

Ljons. 


Nr.  7845. 
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'.    7845.     GROSSBBITANNIEN.  —  Generalconsul  in  Kairo  an  den 

engl.  Min.  d.  Ausw.  —   Hat  die  Best&tigung  des  Ur- 

theils  widcrrathen. 
legraphic.)  Cairo,  May  2,  1882,  240  p.m. 

I    have  been  asked  by  the  Khedive   for  my  advice   as   to  whether   ho     ^ 

)uld   refuse  to  sanction  the  sentencc  of  the  court-martial.     I  replied  that,  britannien. 

my  personal  opinion,  he  ought  to  refuse  on  the  ground  of  the  secret  nature^*  ***'  ^®®* 

the  proceedings^  the  fact  that  the  accused  had  been  undefended^  and  because 

e  sentence  dealt  in  the  latter  part  with  matters  beyond  the  compctence  of 

e  court-martial    But  I  advised  His  Highness  to  convoke  the  Representatives 

the  Great  Powers,  and  be  guided  by  their  counsel.     He  is  inclined  to  do 

,  but  will  wait  over  the  discussion  with  his  Ministers  to-day. 

The  situation  is  critical,  and  I  should  be  glad  to  know  if  your  Lordship 

jproves  my  reply  to  His  Highness.     It  appears  to  me  to  be  a  moment  when 

e  Khedive  must  show  that  he  can  act. 


'r.    7846.     OB088BBITAIIN1EK.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 

schafter  in  Paris.  —  Discussion  des  Vorschlages  vom 

24.  April. 

Foreiiarn  Office,  May  2,  1882. 

My  Lord,  —  I  have  received  and  laid  before  the  Queen  your  Excellency's  ^qJ^^ 
ispatch  of  the  29th  ultimo,  reporting  your  conversation  with  M.  de  Freycinet  britannien. 
1  the  proposal  of  Her  Majesty's  Government  that  in  case  of  need  a  Turkish 
eneral  sbould  be  sent  to  Egypt  with  full  powers  from  the  Sultan  to  restore 
scipline  in  the  Egyptian  army,  but  subject  to  an  arrangement  that  he  should 
)t  exercise  those  powers  without  the  concurrence  of  an  English  and  a  French 
eneral  who  should  be  associated  with  hira.  ||  The  answer  which  your  Excel- 
ncy  gave  to  M.  de  Freycinet  as  to  whether  it  was  intended  that  the  decisions 
'  the  Commission  must  be  unanimous,  or  whether  the  agreement  only  of  two 
ould  be  required,  was  perfectly  correct.  It  was  the  intention  of  Her  Majesty's 
ovemment  to  propose,  that  the  concurrence  both  of  the  English  and  French 
enerals  should  be  necessary,  and  that  no  step  should  be  taken  without  un- 
limity.  ||  It  appears,  that  M.  de  Freycinet  further  asks  for  an  assurance  that, 
this  proposal  be  agreed  to.  Her  Majesty's  Government  will  unite  with  that 
France  in  preventing  the  moral  intervention  of  the  Sultan  being  foliowed 
any  case  by  Turkish  armed  intervention.  I|  In  reply  to  this  request,  I  would 
k  your  Excellency  to  state  to  M.  de  Freycinet  that  the  present  proposal 
Her  Majesty's  Government  is  made  as  one,  to  which  the  two  Governments 
ould  agree  to  have  recourse  in  case  of  need  only,  and  that  its  aim  and 
ject  is  to  avoid  the  necessity  of  any  armed  intervention  in  Egypt,  to  all 
rms  of  which  therc  are  great  objectious.  Her  Majesty's  Government  under- 
Lod  the  proposal  as  not  committing  either  France  or  England  in  any  degree 
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Nr.  7846.  ^q  ^  Turkish  armed  intervention.  But  they  desire  also  to  retain  their  foil 
briunnien.  l^bcrty  of  considering,  in  concert  with  the  French  Government,  what  fonn 
2.  Hai  1882.  afmed  intervention  should  take  if  the  occasion  should  infortunately  arise. ' 
M.  de  Freycinet  wonld  scem  to  have  some  misgiving,  that  Turkish  intervention 
is  desired  by  Her  Majesty's  Government.  Your  Excellency  may  assure  him, 
that  this  is  quitc  opposcd  to  our  wishes.  If  it  were  not  for  the  objections 
of  the  French  Government,  to  which  we  give,  and  shall  wish  in  the  firtare 
to  give,  great  weight,  we  are  disposed  to  believe,  that  Turkish  interrentiM 
would  be  less  objcctionablc  than  any  other  form  of  intervention  which  hu 
yet  been  suggested.  But  we  have  not  altered  our  opinion,  that  any  kind  of 
armed  intervention  should  be  avoided  if  possible.  ||  I  am,  &c. 

Granville. 


Nr.   7847.     GROSSBBITANinEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engLBot- 

« 

schafter  in  Berlin.  —  Bismarck  ist  für  eine  türkische 
und  gegen  einc  cnglisch-französische  Intervention. 

(Extract)  Foreign  Office,  May  8,  1882. 

Nr.  7847.  'J'Jjq  Gcrmau  Ambassador  callcd  upon  me  this  aftemoon,   and  asked  ii 

Gross- 

britannion.  what  position  Egyptiau  affairs  stood  at  this  moment.  ||  I  told  bis  Excellency 
3.  Mai  1882.  ^|,g  exact  statc  of  our  negotiations  with  the  French  Government,  with  whick 
you  are  already  acquainted  by  the  coi)ies  of  the  correspondence  which  hiw 
been  forwarded  to  you.  ||  Count  Munster  thanked  me  for  this  commonicatioiL 
He  said,  that  Prince  Bismarck  was  anxious,  as  far  as  possible,  to  mainttii 
the  stalus  qno  in  Egypt,  but  that  he  thought  that  if  intervention  becM» 
necessary  Turkish  intervention  was  the  least  objectionable  form.  PriB» 
Bismarck,  Count  Munster  added,  was  opposed  to  a  joint  Anglo-French  ocei- 
pation,  believing  tliat  it  would  lead  to  disagreement  and  quarrels  betwea 
England  and  Franco  which,  whatevor  might  bc  said  of  his  supposcd  policf, 
he  would  be  glad  to  sec  avoided.  ||  Count  Munster  concluded  by  saying,  ^ 
Prince  Bismarck  had  given  no  decidcd  opinion  upon  the  proposal  of  Her 
Majesty's  Government,  that  in  case  of  need  three  Generals,  Turkish,  EngW 
and  French,  should  bc  sent  to  Egypt  to  restore  discipline  in  the  armj,  W 
that  he  had  exprcssed  himself  as  willing  to  accept  and  support  any  metW 
of  action  upon  which  England  and  France  might  comc  to  an  agreement 
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\    7848.     GROSSBBITANNIEN.    —  Botschafter   in  Paris   an   den 

engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Freycinet  will  auf  jedcn  Fall 
eine  bewaffnete  Intervention  durch  die  Türkei  ver- 
meiden. 

Paris,  May  3,  1882. 

My  Lord,  —  I  commanicated  verbally  to  M.  de  Freycinet  this  afternoon  ^q^J^ 
c  contents  of  the  dcspatch  whicb  yoar  Lordship  did  me  the  honour  to  briuonien. 
idrcss  to  me  yesterday  in  answer  to  his  Excellency's  observations  upon  your  ^  ^•^  '®^* 
aggestion  that,  in  case  of  necessity,  a  Turkish,  a  French  and  a  English 
reneral  should  be  sent  to  Egypt  with  a  view  to  the  restoration  of  discipline 
n  the  Egyptian  army.  |{  His  Excellency  thahked  me  for  the  distinct  statement 
bat  it  was  intended  that  the  concurrence  of  both  the  English  and  the  French 
leneral  should  be  requisite  in  every  matter,  and  that,  in  fact,  no  step  should 
)€  taken  without  unanimity  on  the  part  of  all  three  Generals.  ||  He  proceeded 
to  observe,  that  he  quite  understood  the  force  of  your  Lordship's  arguments, 
but  that  the  situation  of  the  French  Government  was  peculiar.  They  could 
Qot  run  any  risk,  however  remote  it  might  be,  of  contributing  to  raise  the 
question  of  Turkish  armed  intervention  in  Egypt.  Now,  the  moral  influence 
of  tbe  Turkish  General,  supported  by  that  of  his  French  and  English  coUea- 
joes,  might  produce  the  desired  effect,  but,  again,  it  might  not.  If  it  did 
Bot,  the  Turkish  General  and  the  Porte  would  undoubtedly  strongly  insist 
ipon  sending  Turkish  troops.  Her  Majesty's  Government,  though  anxious  to 
^^oid  all  armed  intervention,  still  seemed  to  think  that  Turkish  intervention 
Bight  be  less  objectionable  than  any  other.  If  the  other  Powers  should  hold 
be  same  opinion,  England  might  be  rcluctant  to  separate  from  thcm,  and  the 
esult  would  be,  that  France  would  be  left  alone.  In  this  case  M.  de  Frey- 
inet  and  his  colleagues  would  be  accused  of  want  of  ordinary  foresight  and 
rudence  in  agreeing,  without  taking  proper  precautions,  to  a  plan  which  was, 
would  be  alleged,  on  the  face  of  it,  likely  to  pave  the  way  for  the  intro- 
iction  of  Turkish  Troops  into  Egypt.  The  matter  would,  however,  be  quite 
fferent  if  he  had  secured  beforehand  the  concurrence  of  England  in  opposing 
Hrkish  armed  intervention.  No  French  Government  could  concur  in  Turkish 
tervention  by  force.  ||  M.  de  Freycinet  proceeded  to  argue,  tliat  the  know- 
ige  that  Turkish  armed  intervention  would  not  be  admitted  would,  in  fact, 
ntribute  to  the  success  of  the  proposed  mission  of  the  Generals.  ||  After 
me  further  discussion,  M.  de  Freycinet  told  me,  that  he  should  bring  your 
rdsliip's  proposal  before  tïu)  Council  of  Ministers  to-morrow  moming,  and 
tt   lic  would  let  me  kuow  the  conclusion  that  was  come  to.  ||  I  have,  &c. 

L  y  o  n  8. 
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Nr.    7849.     OBOSSBBIT ah H IEN.  --  Generalconsul  in  Kairo  an  den 

engL  Min.  d.  Ausw.  —  Der  Khedive  hat  die  Vertreter 

der  Ostm&chte   wegen  Bestfttignng   des  Urtheils  no 

Rath  gefragt. 

Cairo,  May  4,  1882. 

Hr.  7849.  My  Lord,  —  I  have  the  honour  to  inform  your  Lordship,  that  the  Khe- 

briteimien.  ^^^^  summoncd  the  Representatives  of  Austria,  Italy,  Rnssia  and  Germaaj 
4.  Mai  1882.  to-day,  to  ask  them  their  advice  as  to  sanctioning  the  sentence  of  the  conrt- 
martial.  The  German  Representative  hcing  away  for  the  day  was  not  present 
The  others;  with  the  exception  of  the  Italian^  who  recommended  His  Highnes 
to  refase,  declined  to  give  advice  without  special  instmctions  from  their  Go- 
vefnments.  The  Khedive  asked  them  to  obtain  instmctions,  and  reqoested 
the  support  of  their  Govemments.  ||  I  happened  to  be  present  by  accident  it 
the  close  of  the  interview,  having  gone  to  the  Palace  to  inform  His  Highness 
that  the  language  which  I  had  held  to  him  on  the  2nd  instant  had  been 
approved  by  Her  Majesty's  Government.  ||  His  Highness  told  me,  that  he  M 
received  a  telegram  from  the  Porte,  desiriug  him  to  delay  taking  any  decisioii. 
II  Many  rumours  are  afloat  as  to  the  course  which  will  be  adopted  shonld  His 
Highness  refuse  to  sanction  the  sentence,  and  threats  of  violence  are  nsed; 
but  it  is  certain,  that  if  he  does  his  position  as  Khedive  will  become  pie- 
carious,  because  he  will  have  incurred  the  distrust  of  his  own  people  and  i 
the  Powers  .and  the  ill-will  of  the  Porte.  He  will,  ho wever,  reqnire  stnwg 
support  to  keep  him  firm,  and  I  trust  that  it  will  be  given.  ||  I  have,  &c 

Edward  B.  Malei 

Nr.    7850.     FEAHKBEIOH.    —    Generalconsul    in    Kairo   aa  den 

franz.  Min.  d.  Ausw.  —  Konferenz  der  GeneralconsnU 
bei  dem  Khedive  mit  Ansnahme  des  französischcD. 

Le  Caire,  Ie  4  mai  1882. 

Nr.  7850.  Lc  Cabiuet  de  Londres  a  approuvé  Tidée  de  M.  Malet  d'engager  le  KW- 

dive  k  ne  pas  sanctionner  la  sentence  prononcée  contre  les  Circassiens  cti 

réclamer  k  eet  efifet  Vappui  des  Consuls  géuéraux.    Une  rénnion  des  Agent! 

des  Grandes  Puissances  a  en  Hen  en  conséqnence  ce  matin  an  palais  d'Abdia& 

Le  Consul  général  d'Allemagne,  absent  du  Caire,  n'a  pu  s'y  rendre.    Quant* 

moi,  je  n'ai  pas  été  convoqué.  ||  Interrogés  par  le  Khedive  sur  l'appni  qirtb 

pourraient.  lui  prêter  dans  le  cas  oü  il  se  refuserait  k  ratifier  le  jugemeirl, 

mes  coUègues  ont  déclaré  qu*ils  en  référeraient  k  leurs  Gouvemements  ^eq^e^ 

tifs.     Tewfik-Pacha  k  qui  je  viens  de  demander  des  explications  •  au  sujet  de 

cette  rénnion,  k  laquelle  il  n'a  pas  cru  devoir  m'appeler,  a  prétendu  que  c'eö 

par  un  simple  effet  du  hasard  que  les  Consuls  généraux   sont  venus  le  vi 

en  niênie  femps.    Il   a  avoué   toutefois   qu'il   les  avait   tous   convoqués  sarf 

M.  Malet.    Celui-ci  était  venu  sans  avoir  été  invite. 

Sienkiewicc 


Frftnkreich. 
4.  Mai  1882 
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'851.  FRANKEEICH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  General- 
consul  in  Eairo.  —  Anweisung,  sich  reservirt  zu  ver- 
halten. 

Paris,  Ie  5  mai  1882. 

Nr    78&I 

>stenez-vous  de  paraitre  chez  Ic  Khédive,  ^  moins  d'y  être  mande,  et,  Fmnkreici. 
s  demande  votre  avis,   répondez  que  vous  en  référerez  k  votre  Gou- ».  M»i  i882. 
mt    Gonservez  Tattitude  k  laquelle  vous  donne  droit  Ie  procédé  dont 
)é  envers  vous. 

C.  de  Freycinet 


852.     FRANKREICH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  General- 

consul   in  Kairo.  —  Anweisung,   sich    bei  jeder  Ge- 

legenheit  mit  dem  englischen  Generalconsul  zn  ver- 

st&ndigen. 

Fans,  ]e  6  mai  1882. 

ur  faire  suite  k  mon  télégramme  d'hier*),  je  vous  adresse  les  instructions  ^^l^^ 
s  qui  sont  semblables  k  celles  que  Lord  Granville  adresse,  de  son  cdté,6.  Mai  isss. 
Idward  Malet.  ||  Toutes  les  fois  que  vous  serez  provoqué  par  Ie  Khédive 
Ie  Gouvernement  Egyptien  k  donner  votre  avis,  si  vous  n'êtes  pas  déj& 
i  avec  M.  Malet^  demandez  k  réfléchir  avant  de  répondre,  ce  qui  vous 
ra  de  vous  entendre  avec  votre  coUègue.  Dans  Ie  cas,  oü  vous  ne 
ez  pas  d'accord  avec  lui,  vous  auriez  k  m'en  référer  immédiatement 
ie  les  deux  Gouvernements  réalisent  eet  accord. 

C.  de  Freycinet. 


Paris,  Ie  7  mai  1882. 
Qsi  que  je  vous  l'ai  télégraphié  hier,  vous  devez  marcher  d'accord  avec 
et;  sauf  k  m'en  référer  si  vous  aviez  des  objections  persistantes.  En 
cas,  votre  divergence  ne  doit  se  manifester  au  dehors.  En  cas  de 
entre  Ie  Khédive  et  ses  Ministres,  vous  devez  d'accord  avec  M.  Malet 
*  Ie  Khédive  qui  est  la  seule  autorité  legale.  Quelle  que  soit  notre 
,  nous  n'en  devons  pas  moins  travailler  loyalement  k  prolonger  son 
Ie  plus  longtemps  possible.  Je  crois  inutile  d'ailleurs  de  vous  recom- 
le  tact  et  la  circonspection  nécessaires  dans  un  pareil  röle  pour  ne 
luer  de  faire  naitre  ou  dégénérer  les  conflits. 

C.  de  Freycinet. 

)as8elbe  lautet:  Je  me  concerte  avec  Ie  Gouvernement  anglais  en  vue  de  pré- 
sormais  toute  divergence  entre  M.  Malet  et  vous  dans  les  avis  que  vous  ponvez 
elés  k  fournir. 
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Nr.  7853.     OROSSBBITANNIEN.  —  Ocneralconsnl  in  Kairo  au  den 

cngL  MiD.  d.  Ausw.  —  R^th;    die   Lösnng  der  agyp- 
tischcn  Erisis  zu  beschleanigcn. 

Cairo,  May  7,  1882. 

Nr.  7853.  ]^y  Lord,  —  With  reference  to  my  immediately  preceding  despatch  of 

britannien.  this  da/s  date,  I  vcnture  to  observe,  that  in  considering  the  form,  in  whidi 


7.  Hai  1882.  ^hc  seutcnce  of  the  court-martial  should  be  dealt  with  by  the  Khediye, 

hearing  of  the  general  sitnation  shoald  be  taken  into  account.  It  should  be 
remembered;  that  the  present  Ministry  is  distinctly  hitherto  bent  opon  dimi- 
nishing  the  Anglo-French  protection,  and  that,  as  a  matter  of  fact,  our  in- 
finence  is  daily  decreasing.  It  will  not  be  possible  for  as  to  regain  our 
ascendency  until  the  military  snprcmacy  which  at  present  weighs  apon  the 
country  is  broken.  ||  The  Minister  for  Foreign  A£fairs  told  me  this  morniog 
unofficially;  that  the  Government  would  resist  the  arrival  of  Turkish  Com- 
missioners  by  force ,  and  he  begged  me  to  use  my  iufiuence  to  prevent  tbis 
complication.  ||  I  believe,  however,  that  some  complication  of  an  acute  nature 
must  supervene  before  any  satisfactory  solution  of  the  Egyptian  question  on 
be  attained,  and  that  it  would  be  wiser  to  hasten  it  than  to  endea?onr  to 
retard  it,  because  the  longer  misgovernment  lasts  the  more  difficult  itisto 
remedy  the  evils  which  it  has  caused.  ||  I  have,  &c. 

Edward  B.  Malei 


Nr.    7854.     GKOSSBBITANinEH.    —    Min.    d.   Ausw.  an   den  engL 

Botschafter  in  Paris.  —  Unterredung  mit  dem  fran- 
zösischenBotschafter  über  die  türkischelnterventioo. 

(Extract.)  Foreign  Office,  May  8.  1882. 

Nr.  78M.  The  Frcnch  Ambassador  called  upon  me  this  afternoon,  and  spoke  to  w 

^®"r     at  some  length  on  the  subject  of  Egyptian  aflfairs.  ||  He  said,  that  he  had  re- 
8.  Hai  1882.  ccived  from  M.  de  Freycinet   an  explanation  of  his  reasons  for  objecting  to 
Turkish  intervention,   which  he  was  disposed  to  consider  as  the  worst  of»ö 
the  methods  of  applying  force.    M.  de  Freycinet   did  not  see  in  what  wj 
any  limits  could  be  set  to  a  mandate  so  vague  as  that  of  „restoring  order^* 
An  occupation  for  this  object  might  be  indefinitely  prolonged.  ||  M.  de  Frej* 
ciuet  thaught  indeed,  said  M.  Tissot,  that  in  not  at  once  declaring  resolotdj 
against  any  Turkish  intervention,   Her  Majesty's  Government  were  rendering 
such  intervention  inevitable.     The  best  means,  in  M.  de  Freycinet's  opiuioD, 
of  making  that  mission  dfectual  would  be  to  let  it  be  known  at  once  at  tbe 
Porte,  that  in  no  case  would  its  troops  be  allowed  to  intervene;  in  one  iwrd, 
that  the  projected  mission  is  in  no  way  the  preface  for  a  military  expedition. 
II  I  repeated  to  M.  Tissot,  that  it  must  not  be  supposed  that  Her  Majestjs 
Government  were  in  favour  of  Turkish  military  intervention;   they  saw,  oa 
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the  eoDtrarj^  the  gravest  objection  to  military  intervention  in  any  form.     It   ^'-  "^- 
was  trae,  that  thej  were   disposed   to  regard  Turkish   intervention   as   that  briunnien. 
which  offered    fewest  objections  if  intervention  became  absolutely  necessary ;  ®*  ^"  ^^^• 
but  they  in  no  way  concealed  from  themselves,   that  it  would  have  serious 
inconvenienceS;   and  among  the  reasons  for  deprecating  it  not  the  least  was 
the  feeling  with  regard  to  it  which  was  entertained  in  France.  ||  Our  proposal 
^for  the  mission  of  the  three  Generals  was  made  with  the  idea,  that  it  might 
avert  the  necessity  of  employing  force.  ||  As  regards  the  snggestion^  that  we 
shonld  at  once  declare  to  the  Porte  that  Turkish  intervention  woald  not  bc 
allowed,  I  said  that  we  had  never  enconraged  the  Porte  to  contemplate  inter- 
v^tion.    Oor  langnage  had  been  in  a  contrary  sense.    But  we  wished  to  hold 
ourselves  free,  if  the  necessity  arose^  to  oonsider  all  possible  forms  of  inter- 
vention,   and  to  choose  that  which  was  accompanied  by  the  fewest  inconve- 
niences  and  risks.  ||  I  added,  that  our  desire  was,  as  it  had  always  been;  to 
mamtain  the  tie  between  Turkey  and  Egypt,   to  avoid  the  surrender.  of  any 
of  the  liberties  which  the  Sultans  had  themselves  granted  to  the  latter  country, 
And  to  maintain  the  status  quo  in  regard  to  its  administration  so  far  as  this 
was  compatible  with  the  course  of  events.     This  was  the  language  which  it 
was  my  intention  to  hold  to  Musurus-Pasha,  who,  I  understood,  was  desirous 
of  seeing  me,  and  who  was  sure  to  ask  for  an  expression  of  my  views. 


Nr.  7855.     FRANKEEICH.  —  Generalconsul  in  Kairo  an  den  franz. 

Min.  d.  Ausw.  —  Der  Ehedive  hat,  ohne  das  Ministc- 
rinm  zu  befragen,  die  Frage  der  Urtheilsbest&tignng 
dem  Sultan  unterbreitet. 

Le  Gaire,  Ie  8  mai  1882. 

Le  Président  du  Conseil  sort  de  chez  moi.     11  m'a  exposé  officiellement   Nr.  7855. 
Ce  qui  suit:  ||  "Le  Khédive  a  envoyé  k  la  Porte,  sans  consulter  les  Ministres,  ^ranyeich. 

o.  Iftftl   1  ooS. 

^  télégramme  par  lequel  il  se  soumet  k  ses  ordres  -en  ce  qui  concerne 
l'ftfture  des  officiers  comme  en  toute  antre  affaire.  Il  peut  se  faire  que  la 
Porte  grftcie  les  prévenus  ou  envoie  une  commission  pour  reviser  le  proces. 
Or,  il  est  k  remarquer  que  les  firmans  des  généraux  sont  toujours  envoyés  en 
^lanc  ftn  Khédive.  Les  muchirs  seuls  sont  nommés  directement  par  le  Sultan.. 
I41  France  tolérera-t-clle  cette  ingérence  de  la  Porte  dans  les  affaires  de 
1'Égj'pte?  Les  Ministres  sont  disposes  h  s'opposer  k  toute  mesure  qui  tendrait 
i  ravaler  TÉgypte  au  rang  d'un  simple  vilayet."  ||  Je  me  suis  abstenu  de 
^épondre  et  de  laisser  pressentir   une  opinion  quelconque.     J'ai  demandé   k 

^éfléchir. 

Sienkiewicz. 
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Nr.   7856.     GKOSSBRITANNIEH.    —    GeschSftstrager   in   Konstan- 

tinopel  au  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Verhandlungen 
der  Westmachte  mit  der  Türkei. 

(Extract.)  Constantinople,  May  9,  1882. 

^G  ^n^  ^^^^  Lordship  has  been  informed  by  telegraph,  that  the  Sultan  bad  in- 

britannien.  quired  of  the  German,  Austrian  and  Italian  Embassies  whether  their  respectife. 
9.  Mai  1882.  (Jovernments  would  not  interest  themselves  on  behalf  of  Osman  Refki-Pasha 
and  other  'officers.  ||  On  the  5th  instant  I  had  the  honour  to  inform  voor 
Lordship,  that  an  answer  to  this  question  had  been  received  from  the  above- 
mentioned  Powers,  and  which  appears  to  have  been  drawn  np  in  terms  almost 
identical,  and  is  to  the  following  effect  —  namely,  that  they  had  not  sufficiënt 
information  as  to  the  circumstances  of  the  case  to  admit  of  their  takiog  uy 
action  in  the  matter;  that  they  hoped,  that  any  remonstrances  which  His 
Majesty  the  Sultan  might  consider  it  expediënt  to  address  to  the  Khediie 
would  not  take  the  form  of  direct  intervention  in  the  Government  of  Egypt; 
that  they  had  at  the  same  time  full  confidence  in  the  prudence  and  wisdom 
of  the  Sublime  Porte,  and  were  convinced  that  it  would  take  no  step  to 
trouble  European  tranquillity,  especially  if  it  took  the  precaution  of  assuring 
itself  of  the  disposition  of  the  two  Western  Powers.  The  last  phrase,  I  ao 
told,  was  couched  in  very  vague  terms. 


Nr.    7857.     KUSSLAND.  —  Min.  d.  Ausw.  (Giers)  an  den  russ.  Bol- 

schafter  in  Paris.  —  Deutschland,  Oesterreich  und 
Russland  erkennen  das  hervorragende  Interesse 
Frankreichs  und  Englands  in  Aegypten  an. 

Saint-Pétersbourg,  Ie  29  avril/ll  mai  1882. 
Nr.  7857.  Lc  Cabinet  de  Berlin,  d'après  ce  que  Schweinitz  m'a  communiqué,  pensc 

n.  Mai  1882.  ^"'^^  faut,  avaut  tout,  en  vue  des  complications  en  Egypte,  ménager  TenteDte 
des  puissances  et  ne  pas  cntraver  Taction  des  Anglais  et  des  Francais  qi> 
sont  plus  directement  intéresses,  en  admettant  coopération  des  autres  pws* 
sances.  ||  Ce  point  de  vue  est  partagé  è,  Viennc,  et  Ic  Cabinet  Impérial  y 
adhère  égalemcnt,  pourvu  qu'il  ne  soit  porté  aucune  attcinte  auz  interets  des 
autres  puissances  par  Taction  de  la  France  et  de  TAngleterre. 

Giers. 
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r.   7858.     FKANKEEICH.  —  Aus  der  Rede  Frejciuets,  gehalten 

in  der  Deputirtenkammer  am  11.  Mai  1882  in  Beant- 
wortung  einer  Interpellation  des  Deputirten  Ville- 
neuve. 

Il  est  certain  que  nous  sommes  en  présence  d'une  situation  d*un  caractère  J^' 
iolnment  révolutionnaire.    C'est  un  Ministère  en  insurrection  contre  Ie  Chefn.i 

ITÊtat,  et  qui  espère  trouver  des  points  d'appui  autour  de  lui.  ||  Mon 
3mier  soin^  vous  devez  Ie  penser,  a  été  de  me  mettre  immédiatement  en 
)port  avec  TAngleterre,  sans  laquelle  la  France  n'est  pas  habituée  k  marcher 

Egypte,  parce  que,  depuis  de  longues  années,  un  accord  intime  s'est  établi 
tre  les  deux  Puissances,  et  que  jusqu'ici,  je  n'hésite  pas  ó,  Ie  dire,  eet  accord 
porté  les  meilleurs  fruits.  (Vive  approbation.)  ||  C'est  ce  matin  seulement 
e  les  nouvelles  sont  arrivées.  Immédiatement  j'ai  avisé  par  Ie  télégraphe 
tre  Ambassadeur  k  Londres ;  et  j'attends  sa  réponse,  afin  de  voir  dans  quelle 
rection  devra  s'orienter  la  politique  que  nous  aurons  k  suivre  ultérieurement. 
Quant  k  la  direction  générale  de  cette  politique,  je  n'ai  aucune  espèce  de 
fficulté  k  Tindiquer  en  tormes  sommaires.  (Mouvement  général  d'attention.) 
Nous  sommes  préoccupés,  et  nous  Tavons  tonjours  été,  de  deux  choses: 
i  premier  lieu,  conserver  k  la  France  la  situation  particuliere,  la  situation 
rivilégiée,  justement  privilégiée,  qu'elle  a  en  Egypte  .  .  .  •  (Tres  bien!  tres 
len!),  Tinfluence  prépondérante  que  lui  ont  acquise  les  concours  de  toute 
iture  qu'elle  a  prodigués  k  ce  pays  depuis  plus  d'un  siècle,  Tinfluence  que 
d  assure  la  présence  d'une  colonie  Frangaise,  qui  porte  haut  et  ferme  et 
vee  dignité  Ie  drapeau  de  la  patrie.  (Applandissements.)  ||  Cette  colonie,  qui 
it  en  quelque   sortie  la  sentinelle  avancée   de  la  France  en  cette  partie  de 

terre  d'Afrique,  nous  impose  des  devoirs  d'une  nature  toute  particuliere, 
uquels  nous  sommes  tres  décidés  k  ne  jamais  faillir.  (Nouveaux  applau- 
ssements.) 

J'ajoute  —  et  c'est  lè,  la  seconde  partie  de  Tobjectif  auquel  tend  notre 
*litique  —  que  nous  avons  k  coeur  de  maintenir  Tindépendance  de  VÊgypte 
lle  que  les  Firmans  reconnus  par  les  Puissances  de  TEiirope  Tont  établie. 
rès  bien!  tres  bien!  et  applandissements.)  ||  Nous  ne  souffrirons  pas,  en  tant 
^e  cela  peut  dépendre  de  notre  action,  qu'aucune  atteinte  soit  portee  k  ces 
nnans.  Nous  ne  souffrirons  pas  que,  de  quelque  crise  que  ce  soit,  TÉgypte 
Isse  sortir  moins  libre  et  moins  indépeudante  qu'elle  ne  Test  aujourd'hui. 
ifs  applandissements.)  ||  En  ce  qui  nous  concerne,  nous  ne  souscrirons  k 
icone  démarche,  k  aucune  négociation,  k  aucun  arrangement  duquel,  je  Ie 
pète,  TÉgypte  pourrait  sortir  moins  indépeudante  qu'elle  ne  Test  k  cette 
•^re.  II  Vous  savez,  Messieurs,  en  'quoi  consiste  cette  indépendance  de  TÉgypte: 
Ie  relève  de  la  Porte  en  ce  qui  concerne  Ie  choix  du  Souverain,  lorsque  la 
ccession  ne  peut,  par  suite  des  événements,  suiyre  Tordre  prévu  ou  qu'on 
oit  devoir  y  déroger.    Son  indépendance  est  encore  restreinte  sur  quelques 
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Nr.  7858.  points.  Aiosi;  soD  armee  ne  peut  dépasser  on  certain  chiffre;  il  lui  est  interdü 
11.  Mai  1882.  d'avoir  sar  mer  des  uavires  coirassés;  Ie  Ehédive  nc  peut  conclare  de  Tnitè 
de  paix  ou  de  guerrc  avcc  d'antres  natioDs.  ||  Mais^  eu  dchors  de  ces  pointi 
spéciaux,  sa  liberté  d'action  est  complete,  son  état  intérieur  dépend  absolameot 
des  dispositions  qu'elle  adopte;  elle  est  libre  de  ses  actes  dans  Ie  domiiw 
administratif;  financier  et  économique.  ||  C'est  cettc  indépendance  qae  nou 
cntendons,  ponr  cc  qoi  nons  conceme,  respecter  et  faire  respecter  antant  que 
cela  dépendra  de  nous.    (Vive  approbation.) 

Quant  anx  mojens  que  nous  emploicronS;  ils  sont  également  bien  fadlei 
k  indiquer.  Nous  emploierons  en  premier  lieu  celui  qui  nous  a  réossi  jasqil 
présent;  c'est-^-dirc  Taccord  intime  avec  TAngleterre.  (Nouvelle  approbatioij 
Cet  accord  jusqu'ici  ne  nous  a  jamais  fait  défaut.  n  y  a  dans  les  deux  Cabioete 
un  désir  égal  de  voir  cet  accord  se  continuer.  ||  De  notre  part,  ce  désir  eik 
absolument  sincère,  et  je  suis  persuadé  qu'il  ne  Test  pas  moins  de  la  part  è 
Cabinet  de  Londres.  J'ajoute  que  cet  accord  ne  saurait  être  rompu  taot  q» 
la  ligne  générale  de  notre  politique,  telle  que  je  viens  de  la  tracer,  n'aoi 
regu  aucune  atteinte.  Car,  sur  cette  grande  ligne  de  conduite  que  j'ai  esqaissée 
tout  k  rhcure,  nous  ne  pouvons  pas  faire  de  concessions ;  nous  nous  deTWS 
k  nous-mêmes;  k  nos  traditions,  k  notre  histoire,  k  notre  dignité,  de  ne  pu 
transiger  sur  ce  qui  est  de  la  direction  générale  de  notre  politique.  (Applu* 
dissements.)  ||  A  cóté  de  cet  accord  intime  avec  l'Angleterre,  nous  emploierw 
également  la  voie  du  concert  Europeen.  Nous  estimons  que^  lorsque  les  £uti 
qui  s'accomplissent  en  Ëgjpte  prennent  une  importance  de  nature  k  aToir  ■ 
retentissement  sur  Téquilibre  Europeen  —  car  il  n'est  pas  indifférent,  voos  k 
sentez  bien,  Messieurs^  que  TÉgypte  soit  aux  mains  de  telle  ou  tclle  Poii- 
sance  —  lorsque  les  faits  qui  s'accomplissent  eu  Egypte  ont  des  conséqaeneei 
manifestement  politiques^  et  que  ces  conséquences  peuvent  influer  sur  ïéqé 
libre  Europeen,  nous  estimons  que  c'est  Ie  concert  Europeen  qui  doit  pre* 
noncer ;  nous  croyons  qu'il  ne  serait  point  juste  et  qu'il  serait  imprudent  qie 
ces  questions  fussent  discutées  et  réglées  en  dehors  du  concert  de  iTurope. 
(Vifs  applaudissements.)  ||  Nous  sommes  donc  disposes  k  nous  entendrc  stm 
les  Grandes  Puissances  pour  la  solution  de  la  question  Ëgyptiennc,  conoM 
nous  nous  sommes  entendus  sur  toutes  les  questions  qui  ont  nécessité  itf 
modification  plus  ou  moins  considérable  dans  Tétat  des  choses  en  Orienl 

N'ayez  nul  souci,  Messieurs,  des  conséquences  que  peut  avoir  cette  «»• 
sultation  Européenne.  Les  Grandes  Puissances  sont  unanimes  k  recontfltf^ 
que  la  situation  de  la  France  et  de  TAngleterre  est  prépondérante  en  ËgTP^i 
elles  Ie  reconnaissent,  elles  Ie  proclament,  et  elles  ne  font  aucune  di&^ 
d'abandonner  aux  deux  Cabinets  de  Londres  et  de  Paris  la  direction  de  cék 
politique.  C'est  donc  un  fait  qui  est  aujourd'hui  acquis  —  et  ce  &it  i  ■* 
immense  portee  au  point  de  vue  de  la  tranquillité  future  —  c'est  m  W 
acquis ;  dis- je ,  dans  la  solution  de  la  question  Ëgyptiennei  que  Tsfis  d0  ^ 
France  et  de  TAngleterre,   d'accord  entre  elles,   devra  prévaloir.    Loin  J* 
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'il  y  ait  on  embarras  ou  un  iuconvénient  qaelconque  dans  cctte  consoltation  p^;^^^ 
prème  de  TEaropc^  nous  j  troaverons,  au  contraire,  ane  grande  forcc  poarii.HAii882. 
re  face  k  toates  les  éventoalités  qoi  poorraicnt  se  produire.  (Applaadisse- 
jnts.)  II  Ces  éveutualités,  quelles  sont  elles?  Il  est,  voos  Ie  sentez,  bicn 
néraire  de  Tindiquer,  et  il  serait  bicn  impradent,  bicn  conpable  k  nnMinistrc 
s  Affaires  Étrangères,  de  laisser  même  entrcvoir  queU  sont  les  moyens 
'il  poarra  développer,  dans  les  cas  spécianx  qni  poarront  sorgir.  Il  y  a  des 
iqles  qu'il  convient  de  ne  pas  prononcer  h  la  tribune  —  (vif  assentiment)  — 
,  qnand  on  a  l'intention  de  faire  prévaloir  une  politique,  ce  n'est  pas  en 
oant  k  la  tribune  un  certain  langage  qui  pourrait  engager  Tamour-propro 
ts  Puissances  auxquelles  on  a  affaire.  (Tres  bien!)  Ge  n'est  pas  ainsi  qu'on 
inrient  k  son  but  —  (tres  bien!  tres  bien!)  —  c'est  par  des  démarches  sou- 
mies, fermes,  mais  qui  en  même  temps  ne  froissent  pas  la  dignité  des  autresy 
IS  plus  que  nous  n'entendons  laisser  froisser  la  u6tre.  (Vifs  applaudissc- 
eots.)  II  Je  crois  que  la  Chambre  m'a  compris,  qu'elle  sent  que  nous  sommes 
t  communion  d'idées  ayec  elle,  avec  Ie  pays;  nous  sentons  tres  bien  ce  que 
mt  Ie  pays  dans  cette  question  d'Ëgypte ;  nous  en  avons  conscience,  et  vous 
mvez  être  certains  que  nos  résolutions  et  notrc  action  seront  k  la  hauteur 
s  devoirs  qui  pèsent  sur  nous,  et  dont  nous  acceptons  d'avance  la  respon- 
bilité  devant  vous.  (Applaudissements  prolongés.  M.  Ie  Président  du  Conseil, 
retoumant  k  son  banc,  est  félicité  par  un  grand  nombre  de  Béputés  de  la 
^oche  et  du  Centre.) 


r.    7859.     7SAHKBEIGH.  —   Min.   d.  Ausw.   an   den  frauz.  Bot- 

schaftcr  in  London.  —  Yorschl&ge  des  französischen 
Ministeriums  zur  Lösung  der  ftgyptischen  Erisis. 

Paris,  Ie  12  mal  1882. 
Ce  matin,  Ie  Conseil  des  Ministres  a  unanimement  approuvé  et  m'a  auto-  Nr.  7859. 
é  k  vous  transmettre  la  combinaison  suivante  dont  j'ai  entretenu  Lord  Lyons  ^""^reich. 

''         12.  Mai  1883 

que  je  vous  prie  de  proposer  immédiatement  k  Lord  Granville: 

1^  La  France  et  VAngleterre  enverraient  chacune  six  bMiments  suffisam- 
tut  légers  pour  pénétrer  dans  Ie  port  d'Alexandrie.  En  ce  qui  nous  con- 
me,  nous  enverrions  deux  cuirassés  moyens,  trois  avisos  et  une  canonnière. 
ois  de  ces  six  navires,  savoir  un  cuirassé,  un  aviso  et  la  canonnière  pour- 
icnt  être  k  Alexandrie  lundi.  Les  trois  autres  n'y  seraient  que  mercredi 
jendi.  Nous  croyons  tres  désirable  que  les  trois  premiers  navires  tont  au 
^ins  arrivent  conjo^ntement  avec  les  trois  navires  anglais,  de  maniere  k  co 
«  Taccord  complet  des  deux  pays  éclate  k  tous  les  yeux.  ||  De  plus,  nous 
\errions  un  septième  navire  léger  k  Suez,  ainsi  que  Ie  suggère  Lord  Gran- 
Ie.  II  Les  ordres  devraient  être  donnés  immédiatement  D'autre  part  et  par 
rcrott  de   prudence,   nous   télégraphions  k  M.  Sienkiewicz   pour   savoir  si 
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Mr.  7859.    1'apparition  de  nos  navires  k  Alexandrie  serait  de  nature  k  faire  naitre  quelqne 
12.  Mm  1882.  danger  poor  nos  nationaox.    Je  ne  Ie  pense  pas.     En  tons  cas,  noos  serons 
renseignés  k  temps  et  den  n'empêche  de  procéder  dès  maintenant  k  rexécotioa 
des  mesnres  snsdites. 

2^  Les  deux  Cabinets  de  Paris  et  de  Loudres  télégraphieraient  k  leun 
Ambassadeurs  k  Gonstantinople  pour  inviter  la  Porte  k  s'abstenir  quant  i 
présent  de  toute  intervention  ou  ingérence  en  Egypte. 

3^  Les  deux  Cabinets  télégraphieraient  également  k  leors  Ambassadem 
auprès  des  quatre  grandes  Puissances  (Allemagne;  Autriche,  Italië  et  Bosae) 
pour  faire  connaitre  k  celles- ei  renvoi  des  navires  et  les  prier  d'adresseri 
leurs  Ambassadeurs  k  Gonstantinople  des  instructions  analogues  k  celles  dfli 
Ambassadeurs  de  France  et  d'Angleterre. 

4^  Le  Gabinet  frangais  reconnatt  que  dans  les  circonstances  actaelles  et 
eu  égard  k  ce  que  Tewfik  a  agi  demièrement  sur  le  conseil  de  la  France  et 
de  TAngleterre,  ces  deux  Puissances  ont  le  devoir  strict  de  le  sontenir  aotnt 
que  les  circonstances  le  comporteront.  Par  conséquent,  nous  coopéren» 
loyalement  et  sans  aucune  arrière- pensee  avec  Lord  Granville  dans  ce  sens. 

5^  Nous  continuons  k  être  opposés  k  Tintervention  turque.  Mais  noos 
n'appelons  pas  intervention  le  cas  oü  des  forces  turques  seraient  appeléespar 
nous  en  Egypte  et  y  opéreraient  sous  notre  controle  pour  un  but  et  dans  des 
conditions  que  nous  aurions  nous-mêmes  déterminés. 

6^  En  conséquencC;  dans  le  cas  oü,  après  Tarrivée  de  nos  naTiiesi 
Alexandrie ;  nous  jugerions  utile  de  faire  débarquer  des  troupes,  nous  ne  re- 
courrions  ni  k  des  troupes  anglaises,  ni  k  des  troupes  frangaises,  mais  noos 
fcrions  appel  k  des  troupes  turques,   dans  les  conditions  ci-dessus  spédfiéei 

7^  Nos  Gonsuls  généraux  auraient  pour  instructions  de  ne  reconnattre 
comme  legale  que  Tautorité  de  Tewfik  et  de  n'entrer  en  relations  avec  tffd 
autrc  Gouvernement  de  fait  qu'afin  d'assurer  la  sécurité  de  nos  nationaox. 

Je  ne  considérerais  pas  comme  opportun  Tenvoi  actuel  de  commissaires: 
1^  parce  que  Tincertitude  oji  nous  sommes  des  diverses  éventualités  qni  pen- 
vent  surgir  conduirait  k  donner  k  ces  commissaires  un  mandat  en  blaoe,  ee 
qui  serait  dangereux  pour  la  responsabilité  des  deux  Gouvernements;  2*  ^ 
que  la  rédaction  nécessairement  tres  delicate  d'instructions  correspondaot  ^ 
des  éventualités  aussi  compliquées,  et  la  communication  de  ces  instructions  sH 
grandes  Puissances;  en  vue  d'un  concert  général,  prendrait  un  temps  assez  M 
et  que  dans  mon  opinion,  qui  est,  du  reste,  la  même  que  celle  de  Lord  Ortt" 
ville,  il  est  indispensable  d'agir  tres  rapidement 

Je  vous  prle  de  vous  concerter  sans  délai  avec  Lord  Granville  et  de  W 
représenter  avec  beaucoup  de  forcc  Tintérêt  capital  qu'il  y  a  pour  la  boa* 
Bolution  de  cette  grave  affaire  k  ce  que  nos  deux  pays  marchent  ffl  pi^ 
accord  et  k  ce  que  eet  accord  se  manifeste  d'une  maniere  indéniable. 

C.  de  Frèycinet 


) 


12. 
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7860.  OB08SBBITAHHIEK.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engLBot- 
schafter  in  Paris.  —  England  erkennt  einen  vor- 
wiegenden  Einfluss  Frankreichs  inAegypten  nicht  an. 

Foreign  Office,  Mai  12,  1882. 

My  Lord,  —  I  told  the  French  Amhassador  this  evening,  that  qnestions 
ld  he  addrcssed  to  me  in  the  Honse  of  liOrds  on  Monday  next  on  the  w 
eet  of  the  langnage  reported  to  have  been  used  by  M.  de  Freycinet  in 
Ghamber  of  Depnties  yesterday  as  to  the  preponderating  inflaence  of 
ace  in  Egypt  I  said,  that  I  did  not  ask  for  any  explanations,  as  I  thought 
at  of  place  for  a  Foreign  Secretary  to  make  explanations  in  regard  to 
oage   nsed  by  a  member   of  a  foreign  Government   in  Parliament,    bat 

it  might  be  nsefal  that  I  shonld  receive  any  explanations  which  he  roight 
ible  to  offer,  and  which  might  relieve  me  from  the  necessity  of  asserting 
he  most  positive  manner,  that  we  refased  to  acknowledge  the  existence  of 
sQch  preponderance.  ||  M.  Tissot  said,  that  he  imagined  that  there  had 
1  some  mis-report.  ||  I  am,  &c. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


7861.  OBOSSBBITANHIEN.  —  Min.  d.  Answ.  an  den  engl.  Bot- 
schafter  in  Paris.  —  Znstimmang  zn  den  französi- 
schen  Vorschl&gen  vom  12.  Mai. 

Foreign  Office,  May  18,  1882. 
My  Lord,  —  Her  Majcsty's  Government  have  had  under  their  consideration   ^ 
Excellency's  despatch  of  the  12th  instant,   and  I  have  now  to  reqnest,  y,^ 
you  will  inform  the  French  Government:  *^ 

1.  Her  Majesty's  Government  concnr  in  the  proposal  to  send  ships  of 
to  Alexandria  and  one  French  and  one  English  vcssel  to  Saez.  Instmctions 
j  been  sent  by  the  Board  of  Admiralty  for  threc  ships  of  war  to  be  at 
!  in  readiness  to  proceed  to  Alexandria;  bnt  the  vessels  have  been  directed 
Toceed  to  Suda-Bay  to  await  orders. 

2.  Her  Majesty's  Government  will  telegraph  to  the  British  Ambassador 
'onstantinople  to  request  the  Porte  to  abstain  for  the  present  from  all 
rvention  or  interference  in  Egypt;  bnt  they  think  it  desirable  to  instruct 
Excellency  to  intimate  in  guarded  langnage,  that  it  is  not  improbable  that 
ber  propositions  may  be  made  hereafter  to  the  Porte. 

3.  The  instmctions  proposed  by  the  French  Government  shall  be  at  once 
to  Her  Majesty's  Representatives  at  Rome,  Berlin,  St.-Petersburgh  and 

ma.  Her  Majesty's  Government  would,  however,  wish,  that  your  Excellency 
ild  soggest  to  the  French  Government  whether,  in  view  of  the  very  large 
e  which  it  is  proposed   should  be  dispatched  to  Alexandria  by  England 
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Nr.  7861.  and  France,  it  might  not  be  as  well,  if  not  inconsistent  with  the  other  objectg 
briunnien.  which  M.  de  Freycinet  has  in  view,  that  the  other  Powers,  inclnding  Tnrkej, 
13,  Mai  1882.  giiQQi^  be  invited  to  have  their  flags  represented. 

4.  It  iS;  in  the  opinion  of  Her  Majestj's  Government,  nndoubtedly  tbe 
bounden  dutj  of  the  two  Govcrnments  to  support  the  Khedive  under  present 
circumstances,  and  they  gladly  welcome  the  loyal  co-operation  tendered  by  the 
Frencli  Government. 

5.  Her  Majesty's  Government  coneur  in  the  5th,  6th  and  7th  proposik 
of  the  French  Government,  and  they  are  ready  to  defer  to  the  objectionsof 
the  Frencli  Government  to  the  mission  of  the  three  Gcnerals  at  the  preieiit 
moment.  ||  I  am,  &c. 

Gran  viiie. 


Nr.  7862.      FEANKREICH.  —    Min.   d.  Ausw.   an    den  franz.  Bot- 

schafter  in  London.  —  Instractionen  bei  Entsendoif 

des  Geschwaders*), 

Paris,  Ie  14  mal  1882. 

Nr.  7862.  J'^i  i*<^9u  Ic  télügrammc  par  lequel  vons  m'informez  que  Ie  Goaverneoust 

Frankreicii.  aiiglais  a  acccpté  la  proposition  du  Gouvernement  francais.    Je  me  félicite  ét  | 
ce  résultat  qui  resserre  si  heureusement  Tentente  entre  les  deux  pays.  Kon 
envoyons  ^  la  Snde,  pour  joindre  la  division  anglaise,  nos  trois  navires  destinéi 
a  Alexandrie  et  qui  attendaient  les  ordres  au  Pirée.     Nous  envoyons  égalemeit 
un  navire  k  Suez. 

Nous  croyons  que  la  présence  de  Tescadre  k  Alexandrie  aura  nne  letki 
efficace,  même  au  Caire.  En  effet,  il  résulte  des  dernières  communicatiotf 
de  M.  Sienkiewicz,  qu^une  grande  irrésolution  règne  parmi  les  chefs  da  iikww* 
ment.  L'arrivée  de  navires  anglo-frangais  en  un  pareil  moment  pent  prodow 
uue  sorte  de  désorganisation  du  parti  révolutionnaire  et  rendre  Ie  Ehédive  maftrc 
de  la  situation. 

Je  scrais  d'avis  d'informer  immédiatement  nos  Agents  an  Caire  dans  to 
termos  suivants:  "Uue  escadre  anglo-fran^aise  se  réunit  k  la  Sude  et  eDtrefi 
bientót  k  Alexaiidrie.  Nous  nous  réservons  d'employer  tels  autres  mojeas 
que  nous  jugcrons  nécessaires  pour  faire  respecter  Tordre  et  maintenir  Taotö* 
rite  du  Khédive.  Vous  vous  concerterez  avec  votre  collègue  pour  faire  de  ef 
télégramme  Tusage  que  Ijs  circonstances  vous  paraitront  demander." 

Je  propose  de  télégraphicr  k  nos  Ambassadeurs  d  Constantinople  en  ces 
termes :  "A  la  suite  des  derniers  événements  survenus  en  Egypte,  les  Gw  ; 
vernements  de  France  et  d'Angleterre  ont  décidé  d'envoyer  k  Alexandrie  i*. 
escadre  qui  se  réunit  en  ce  moment  k  la  Sude.     Afin  de  ne  pas  comph?** 


*)  Die  Instructionen  wurden  in  der  hier  von  Freycinet  vorgeschlagenett  Foia  *• 
beiden  Regierungcn  erlassen. 
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sitnation,  il  importc  que  lo  Gouvernement  turc  s'abstienne  de  toule  inter-  j,^J,J^*jj 
mtion  et  de  toute  ingérence  en  Egypte.  Je  vous  invite  è  lui  faire  des  h.  Mui  ir82. 
^commandations  dans  ce  sens.  Il  serait  désirable  que  vous  puissiez  laisser 
itrevoir  au  Sultan,  en  termes  tres  modérés,  qu'il  ne  serait  pas  improbable 
16  d'autres  propositions  fussent  faites  plus  tard  k  la  Porte.  Vous  vous  con- 
irterez  pour  ces  démarches  avec  votre  collègue  (d'Angleterre  ou  de  France) 
li  recevra  des  instructions  semblables." 

Je  ne  crois  pas  nécessaire  de  convier,  dès  k  présent,  les  Puissances  k 
lYOjer  des  navires  k  cóté  des  nótres.  Il  me  semble  qu'il  n'j  a  pas  lieu  de 
rendre  une  initiative  qui  tendrait  k  enlever  k  Taction  anglo-frangaise  Ie  ca- 
tctère  dirigeant  que  TEarope  lui  reconnait  et  paratt  désireuse  de  lui  laisser 
1  Egypte.  Je  propose  de  télégraphier  k  nos  Ambassadeurs  k  Berlin,  Yienne, 
^me  et  Saint-Pétersbourg  dans  ces  termes:  "A  la  suite  des  derniers  événe- 
lents  d'Egypte,  les  Gouvernements  de  France  et  d'Angleterre  out  cru  devoir 
ï  mettre  d'accord  entre  eux  pour  envoyer  k  Alexandrie  une  escadre  qui  se 
5rmit  en  ce  moment  k  la  Sude.  Le  but  de  cette  démonstration  est  de  for- 
üer  Tautorité  du  Khédive  et  de  sauvegarder  Tordre  de  choses  légal  en  Egypte 
De  TEurope  a  reconnu  et  au  maintien  duquel  elle  est  intéressée.  Afin  de  ne 
fts  compliquer  la  situation,  les  deux  Gouvernements  ont  cm  devoir  inviter 
drs  Ambassadeurs  k  ConstAutinople  k  recommander  k  la  Porte  de  s'abstenir 
ï  toute  intervention  et  de  toute  ingérence  en  Egypte,  se  réservant  d'ailleurs 
'  faire  plus  tard  k  la  Porte  d'autres  propositions  s'il  y  avait  lieu.  Nous 
rions  henreux  que  le  Gouvernement  auprès  duquel  vous  êtes  accrédité  voulüt 
en  envoyer  des  instructions  dans  le  même  sens  k  son  ambassadeur  k  Con- 
intinople." 

Je  vous  prie  de  faire  tous  vos  efforts  pour  joindre  aujourd'hui  Lord 
"anville  et  lui  donner  connaissance  de  cc  télégramme.  Vous  me  télégra- 
ierez  aussitót  afin  que  je  puisse  envoyer  des  instructions  en  conséquence 
Qos  agents. 

C.  de  Freycinet. 


r.   78G3.      FRANKREICH.  —  Gcneralconsul  in  Kairo  an  den  franz. 

Min.  d.  Ausw.   —    Aussölinung  des  Khedive   mit  dem 

Ministerium. 

Lc  Cairc,  le  15  mai  1882. 

Dans  Timpossibilité  de  constitucr  un  nouveau  Ministère,  nous  avons  engagé   i^r.  7863. 
Khédive  k  convoquer  le  Cabinet  actuel.     Le  Khédive  écartera  le  différend  ^"nkwich. 

15.  Mai  1882. 

1  existe  entre  lui  et  le  Président  du  Conscil  et  invoquera  la  gravité  des 
^constances.  Il  nous  est  indispensable  d'avoir  un  Ministère  avec  qui  nous 
cissions  traiter.  La  convocation  aura  lieu  ce  soir.  ||  Un  télégramme  Havas 
non^ant  Tarrivée  des  escadres  frangaise  et  anglaise  a  causé  one  tres  vive 
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ïJr.  7P63.    excitation  parmi  les  officiers.     Cepenpant  Arabi-Paeha  a  déclaré  k  M.  Mooge 

Fnnkreicfa.  .... 

15.  ifai  1882.  que  les  EuFopéens  n  avaient  nen  a  cramdre  et  seraient  respectés. 


Le  Ehédive  a  regn  aujoard'hai  un  télégramme  dn  Grand- Yizir  disant 
'^laPorte,  occnpée  des  réformes  k  introduire  en  Anatolie,  ne  peut  en  ce  monot 
s'occnper  des  difficultés  Egyptiennes.  Quant  au  différend  qui  existe  entre  k 
Khédivc  et  le  Ministère,  il  est  facile  è,  aplanir'\  ||  Par  un  télégramme  aooexe 
adrossé  anx  Ministres  Egyptiens,  le  Grand- Vizir  leur  enjoint  de  se  réconcHier 
avec  le  Khédive.  ||  Jamais,  jusqu'i  présent,  le  Grand-Vizir  ne  s'est  directement 
adrcssé  aux  Ministres.  Le  Ehédive  n'a  pas  donné  k  ceux-ci,  jusqu'è  préseot 
du  moins,  communication  de  ce  télégramme. 

Sienkiewicz. 


Nr.   7S64. 


OR0SSBRITANin:£N.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl  Bot- 
schafter  in  London.  —  Bedauern^  dass  die  Ostmiebte 
nicht  znr  Cooperation  aufgefordert  sind. 


Foreign  Office,  May  15,  1882. 

Nr.  7864.  j^y  i^Q^d,  —  I  havc  reccivcd  your  Excellency's  telegram  of  yestenl^i 

britannien.  datcd  at  4  ps^.,  rccordiug  your  communication  to  M.  de  Freycinet  of  myiiv; 

15.  Mai  1882.  tglggj-an^s  Qf  ^jjg  |3^|j  instant  on  the  subject  of  the  French  proposals  for  i 

joint  action,   and  the  steps  taken  thereupon   by  Her  Majesty's  Govenuoat, 

and  containing  the  further  explanations  and  proposals  of  the  French  Gorerih 

ment  in  regard  to  the  course  to  be  pursued.  ||  M.  Tissot  has  made  a  siDiitf 

communication  to  me  as  that  which  your  Excellency  reports  from  M.  de  Frtf 

cinet,   and  I  have  telegraphed  accordingly  to  Cairo,  Constantinople  and  Her 

Majesty's  Representatives  at  the  other  four  capitals.  j|  I  have  told  the  Freod 

Ambassador,  tliat  Mr.  Gladstone  agrees  with  me  in  regretting  that  the  otitf 

Powers  have  not  been  invited  to  co-operate.  ||  Her  Majesty's  Government  tliü 

this  a  mistake;  but,  as  the  French  Government  held  absolutely  to  it,aDdii 

they  have  gone  so  far  to  meet  the  views  of  Her  Majesty's  Government,  tli^ 

have  concurred  in  the  course  taken.  ||  1  also  requested  M.  Tissot  to  info* 

his  Government  of  Sir  E.  Malet's  telegram  as  to  the  desirability  of  TorW 

co-operation.  ||  I  am,  &c. 

Granville. 


m 


Nr.  7865. 


OROSSBRITAKKIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engL 
schafter   in   Konstantinopel.    —    Hat    die   Pforte  t»' 
selbstandigen  Schritten  gewarnt 


Nr.  7805.  Forelgn  Office,  May  15, 1S82.    p^ 

britln^en  ^^  Lord,  —  thc  Turkish  Ambassador  called  upon  me  this  aftemoon  i»j 

15.  Hai  1882.  rcad  to  me  a  telegram  from  his  Government  of  the  tenoor  reported  in 
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^jndham's  telegram  of  yesterday's  date,  affirmüig  the  desire  of  the  Porte  for  ^'^^^' 
ie  maintenauce  of  the  status  quo  of  order  and  of  tranquillity  in  Egypt,  allu-  briunnien. 
ng  to  the  difficulties  which  have  arisen  between  the  Khedive  and  his  Ministers,  ^^-  **"  ^^^• 
pomising  to  inform  the  Powers  if  these  difficulties  should  become  more  serious, 
tpressing  the  regret  with  which  the  Turkish  Government  had  learned  the 
tention  of  England  and  France  to  send  fleets  into  Egyptiau  waters,  claiming 
ie  right  of  the  Sultan,  as  the  Sovereigu  of  Egypt,  to  send  troops  or  squadrons 
I  that  country,  if  such  a  measure  became  necessary,  but  stating  that  at  present 
lere  didnot  appear  to  be  any  occasion  for  it.  ||  I  told  Musurns-Pasha,  that 
deciding  to  send  an  English  and  French  fleet  to  Alexandria  we  had  no 
ïsire  to  derogate  from  the  sovereign  rights  of  the  Sultan,  but  that  the  cir- 
imstances  were  pressing,  and  immediate  action  was  necessary.  Our  desire 
as  to  maintain  the  status  quo,  and  the  other  Powers  had  recognized  our 
eponderating  interests  in  Egypt  ||  I  said,  that  any  hasty  or  independent 
tioD  on  the  part  of  the  Porte  at  this  moment  could  ouly  have  a  prejudicial 
eet  on  the  situation,  and  might  possibly  interfere  with  the  execution  of  the 
^oarable  intentions  we  had  towards  Turkey  in  case  of  further  eventualities. 
T  Majesty's  Government  and  that  of  France  had  therefore  instructed  their 
presentatives  at  Constantinople  to  express  a  hope,  that  the  Porte  would 
ïrain  from  any  intervention  or  interference.  [|  I  am,  <fec. 

Granville. 


r.   7866.     OBOSSBBITANHIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Öot- 

schafter  in  Paris.  —  Instruction  des  englischcn  Ad- 

mirals. 

Foreign  Office,  May  15,  1882. 

My  Lord,  —  I  have  to  state  to  your  Excellency,  that  the  foUowing  are   Nr.  7866. 

5  instructions  which  have  been  sent  to  the  British  Admiral  in  regard  to  a  britannien. 

ut  cooperation   of  the  naval  forces  of  the  two  countries  in  the  present  15.  Mai  isbj. 

isis  in  Egypt:  —  ||  "Communicate  with  the  British  Consul-General  on  arrival 

Alexandria,   and  in  concert   with  him  propose  to  co-operate   with   naval 

"ces  of  France  to  support  Khedive  and  protect  British  subjects  and  Euro- 

ans,  landing  force,  if  required,   for  latter  object,   such  force  not  to  leave 

otection  of  ship's  guns  without  instructions  from  home.    You  may,  in  concert 

'h  French,  send  a  ship  to  Port  SaYd  if  necessary  to  protect  British  subjects. 

port  all  proceedings  to  the  Admiralty.''  ||  I  am,  &c. 

Granville. 
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Nr.   7867.     GROSSBRITANNIEN.— Generalconsul  in  Kairo  an  den 

cngl.  Min.   d.   Ausw.   —   Gircular   an   die   Gonsuln  in 

Aegypten. 
(Telegraphic.)  Cairo,  May  16,  1882. 

Gross-'  ^  ^^^^  telegraphed  the  foUowing  Gircular  to  Gonsuls:  — 

hritannicn.  "lüform  the  authoritlcs,  that  the  object  of  the  Anglo-French  naval  expe- 

^*   ^'^^'dition  to  Alexandria  is  of  a  friendly  nature,   and  that  no  dangcr  is  to  be 

apprehended  provided  public  security  is  maintained,  and  the  negotiations  whieb 

ensue  result  in  a  satisfactory  settlement  of  the  questions  pending  between  the 

Egyptian  Government  and  the  Powers. 

Send  above  instructions  to  Consular  authorities  under  you." 

9 

Nr.    7868.     GROSSBRITAHNIEN.    —    Min,   d.   Ausw.   an   den  engl 

Generalconsul  in  Kairo.  —  Arabi  ist  persönlich  ver- 

antwortlich  zu  machen. 

ForeigQ  Office,  Mai  14,  1882. 

Nr  7868  ^^^9  —  ^  ^*^®  ^^  instruct  you,  if  you  think  such  a  course  iudicioDS,to 

Gross-  arrange  with  the  French  Agent  to  send  for  Arabi-Bey,  and  inform  him  tint 
uMlim'  ^^  there  is  a  disturbance  of  order  he  will  find  Europe  and  Turkey,  as  w«ll 
as  England  and  France,  against  him,  and  will  be  held  personally  responsible. 
If,  on  the  other  hand,  he  remains  loyal  to  the  Ehedive,  his  acts  and  penoi 
will  be  favourably  regarded.  {|  I  have  requcsted  Her  Majesty's  Ambassador  ü 
Paris  to  communicate   with  the   French  Government   with  a  view  to  obtiin 

their  concurrencc  in  this  instruction.  ||  I  am,  <&c. 

Granville. 

Nr.  7869.  FRANKREIGH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generil- 
consul  in  Kairo.  —  Die  Versöhnung  des  Khedive  mi* 
dem  Ministerium  ist  eine  unbefriedigende  Lösnng. 

Paris,  Ie  16  mai  188i 

■ 

Je  crains  que  la  réconciliatiou  qui  vient  de  s'opérer  ne  produise.p«sdei 
Nr.  7869.  résultats  durables.  ||  J'aurais  eu  plus  de  confiance  dans  un  acte  d'aatorité  di 
c"m^'^r82  ^^^^*v^;  profitant  de  la  présence  de  la  flotte  pour  congédier  Ie  ministère  ei 
rcconstituer  Ie  Gouvernement  ayec  des  hommes  sur  qui  il  puisse  compter,  ptf 
exemple,  avec  Ghérif-Pacha.  J'aurais  volontiers  admis,  en  ce  cas,  une  amiiisbe 
générale  avec  la  conservation  des  grades,  mais  sans  commandements  effect 
pour  les  généraux  et  colonels  impliqués  dans  Ie  mouvement  Une  telle  cofr 
binaison  incontcstablement  plus  digne^   et,   si  elle  eüt  réussi,  infinimeDt  phf 

• 

stable,  est-elle  encore  possible,  après  ce  qui  vient  de  se  passer?  Je  vonspfl* 
de  me  télégraphier  d'urgence  votre  sentiment.  Dites-moi  aussi  quels  soflt  te 
raotifs  d'urgencc  qui  vous  ont  déterminé  h  favoriser  Tarrangement  actoel  08$ 
m'en  référer.  G.  de  Freycinet 
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.    7870.      FRANKEEICH.  —   Min.   cL  Ausw.   an  den    franz.  Bot- 

schafter    in    Bcrlin.    —    Die    englisch-französische 

Flottewird  cventuell  auch  deutsche  Staatsangehörige 

schützcn. 

Paris,  Ie  17  mai  1882. 

Vous  avez   eu  raison  de  déclarcr  au  Comte  de  Hatzfeldt  *)  qne  la  pro-   Nr.  787o. 
ion  de  la  flotte  anglo-fran^aise  ne  se  bornerait  pas  k  nos  nationaux^  mais  ^-j  j^^  ^^^ 
,   Ie  cas  échéant,   elle  s'étendrait  k  d'autres  Européens  et  par  conséquent 

nationaux  allemands.     Telle  a  toujours  été,  en  effet,  notre  intention. 

C.  de  Freycinet. 


r.   7871.      TÜEKEL    —    Min.    d.  Ausw.   an  die  turk.  Botschafter 

bei   den   Grossmachten.   —    Protest   gegen   die   Ent- 
sendung  des  englischen  und  französischen  Gcschwa^ 
ders. 
légraphique.)  Constantinople,  Ie  17  mai  1882. 

Hier  les  Ambassadeurs  de  la  Grande-Bretagne  et  de  France  sont  venus   ^TaJifeL 

déclarer  au  uora  de  leurs  Cabinets  respectifs  que,  par  suite  des  derniers  i7.  M»i  i882. 
nements  de  TÉgypte,  leurs  Gouvernements  ont  décidé  d'envoyer  h  Alexandrie 

escadre  qui  se  réunit  en  ce  moment  dans  Ie  Baie  Souda.  Leurs  Excel- 
368  ont  ajouté  qu'elles  étaient  en  même  temps  chargées  de  recommander 
Gouvernement  Impérial  de  s'abstenir  de  teute  intervention  et  ingérence  en 
rpte  afin  de  ne  pas  compliquer  la  situation,  et  qu'une  pareille  mesure  ne 
ait  nuUement  porter  atteinte  aux  droits  de  souveraineté  de  Sa  Majesté 
)ériale  Ie  Sultan  sur  TËgypte.  ||  Par  ma  dépêche  télégraphique  du  14  mai, 
vous  ai  exposé  les  vues  et  Ie  désir  du  Gouvernement  Impérial  en  présence 
la  situation  actuelle  de  TËgypte.  Ces  vues  et  ce  désir  se  résument,  je  ne 
rais  assez  Ie  répéter,  en  notre  ferme  résolution  de  maintenir  Ie  statu  qiio 
d'assurer  Tordre  et  la  tranquillité  dans  cette  province.  ||  Partant  de  \k,  je 
isidère  comme  un  devoir  impérieux  pour  moi  d'énoncer  ici  en  quelques 
ts  les  impressions  qui  ont  résulté  pour  nous  de  la  déclaration  précitée  des 
ibassadeurs  et  les  considérations  d'un  ordre  plus  élcvé  qui  se  rattachent 
'-  droits  et  aux  interets  incontestables  de  TEmpire  dans  cette  occurrcnce.  || 
1'expédition  navale  décidée  par  les  Gouvernements  de  la  République  Fran- 
e  et  de  la  Grande-Bretagne  n'a  principalement  en  vue  que  la  protection 

interets  des  nationaux  Francais  et  Anglais,  du  moment  que  l'Egypte  fait 
Qtiellement  partie  de  TEmpire  Ottoman,  c'est  k  ce  dernier  seul  que  Ie  droit 

gens  et  tous  les  principes  internationaux  imposent  ce  devoir  et  Ie  fonc- 
Oement  régulier  de  TAdministration  en  Egypte.  ||  Loin  de  nous  la  pensee 
^ontester  k  la  France  et  k  TAngleterre  Ie  droit  d'exiger  que  les  interets 


^)  Der  Bericht  über  diese  Unterreduog  ist  nicht  publicirt  A.  d.  Red. 


^ 
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Nr.  7871.  ^g  \eurs  sujets  soient  sauvegardés ;  mais  ce  droit,  qu'il  me  soit  permis  de  Ie 
i7.Maii882.  dir^,  DC  saurait  aller  jusqu'^  vouloir  prendre  elles-mêmes  en  main  cette  pro- 
tection,  et  ^  envoyer  dans  ce  but  leurs  escadres  dans  les  eaux  d'ane  contrée 
appartenant  au  Sultan,  en  face,  d'aillenrs,  de  la  détente  sorvenae  dans  les 
affaires  Egyptiennes.  Nous  ne  voyons  aucune  raison  primordiale  de  natare  a 
provoquer  une  résolution  aussi  gravc  que  celle  d'une  expédition  navalc;  et, 
confiant  dans  la  juste  et  bienveillante  appréciation  des  Puissances,  nous  n'hé- 
sitons  pas  k  ajouter  ici  que,  même  dans  Thypothèse  de  la  nécessité  d'on  envoi 
de  flotte,  c'est  encore  k  la  Cour  Souveraine  qu'il  appartiendrait  uniquement 
et  exclusivement  de  décider  et  de  mettre  k  exécution  les  mesures  opportunes, 
k  la  suite,  bien  entendu,  d'un  accord  avec  les  Grandes  Puissances.  ||  Gonune 
corollaire  k  cette  pensee,  je  dirai  également  que,  du  moment  que  les  Gtbinets 
de  St.  James  et  de  Paris,  soucieux  h  juste  titre,  comme  nous,  de  la  saave- 
garde  de  la  paix  générale  et  du  maintien  du  statu  quo  en  Egypte,  ont  cro 
dcToir  constater  une  telle  nécessité,  nous  nous  permettons  de  croire  que,  dus 
leurs  sentiments  de  justice  et  d'équité  impartiale,  ils  auraient  voulu  bien  cos- 
venir  avec  nous  que  c'est  encore  par  l'intermédiaire  du  Gouvernement  Ottomaa, 
et  rien  que  par  son  intermediaire,  que  les  mesures  d'apaisement  et  de  Ii 
sauvegarde  de  ce  même  statu  quo  Egyptien  devraieut  ctrc  concertées  et  appli- 
quées.  ||  Assurer,  d'un  cóté,  que  les  droits  du  souveraineté  du  Sultan  ne  re- 
cevraient  aucune  atteinte,  et  nous  défendre,  de  Tautre,  toute  intervention,  tootr 
ingérence  dans  les  affaires  d'une  province  Ottomane,  ne  serait-ce  pas  U  oBe 
contradiction  qu'il  serait  difficile,  sinon  impossible,  de  concilier?  Et  cette 
contradiction  n'aurait  elle  pas  aussi  forcément  pour  résultat  de  faire  évaDOoir 
notrc  prestige  en  Egypte  et  de  faire  méconnaitre  nos  conseils,  de  léser  les 
droits  souverains  de  Sa  Majesté  Impériale,  d^ouvrir,  enfin,  un  vaste  champ 
aux  euvabissements  subversifs  et  aux  allures  de  toute  sorte  dans  cette  contrée, 
et  ce,  au  préjudice  des  popnlations  Egyptiennes  qu'il  est  de  notrc  devoir  d« 
protéger,  et  k  Tencontre  des  sentiments  loyaux  et  désintéressés  de  la  France 
et  de  TAngleterre  ?  ||  La  domination  séculaire  de  Sa  Majesté  Impériale  1^ 
Sultan  sur  TEgypte,  Tidentité  des  moeurs,  des  lois,  des  institutions  et,  pv 
dessus  tout,  Ie  droit  international,  tout  concourt  k  designer  Vaction  indépen- 
dante  du  Souverain  légitime  comme  étant  la  seule  capable  d'écarter  les  froisse- 
meuts  et  les  rivalités,  de  concilier  tous  les  interets  et  de  faire  entendre  b 
voix  de  la  raison  et  de  Tapaisement  en  Egypte.  ||  Vous  ne  sauriez  donc  asscï 
concentrer  toute  votre  attention  sur  ce  qui  précède,  et  déployer  tous  vos  effort* 
et  votre  tact  habituel  pour  arriver  k  faire  prévaloir  nos  raisons  et  nos  droits 
auprès  de  son  Excellence  M.  Ie  Ministre  des  Affaires  Etrangères,  en  lui  don- 
nant  lecture  de  la  présente  depêche  et  copie,  s'il  Ie  désire,  et  écarter  to» 
projet  d'expédition  navale  étrangère  dans  les  eaux  Egyptiennes.  ||  «TatteDos 
avec  impatience  Ie  résultat  favorable  de  vos  démarches. 
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r.    7872.     FBANKEEICH.  —  Botschafter  in  Konstantinopel  an 

den  franz.  Min.  d.  Ausw.  —  Die  Pforte  sieht  in  der 
Entsendung  der  Eriegschiffe  einen  Eingriff  in  ihre 
Suzer&net&t. 

Péra,  Ie  18  mai  1882. 

Cette  nuit,  k  une  heure,  Ie  Ministre  des  Affaires  étrangères  est  venu  chez  ^''  ^^2. 
31.  Il  ma  communiqué  une  nouvelle  circulaire  qui  vient  d'être  adressée is. Mai i882. 
IX  Ambassadeurs  ottomans  prés  des  grandes  Puissances.  Elle  développe  les 
'goments  déjè  mis  en  avant  pour  établir  que  Tenvoi  des  b^timents  de  guerre 
ins  les  eaux  égjptiennes  viole  les  droits  du  Sultan  et  porte  atteinte  k  son 
-estige.  II  Saïd-Pacha  est  resté  une  partie  de  la  nuit  dans  mon  cabinet  II  a 
lerché  k  me  convaincre  par  des  arguments  divers  de  Vatteinte  que  nous 
)rtions  aux  droits  de  son  souverain,  offrant  toutes  les  satisfactions  possibles 
l'égard  de  TEgypte,  si  la  France  et  VAngleterre  consentaient  k  s'adresser 
1  Gouvernement  Impérial  et  faisaient  suspendre  la  marche  de  leurs  navires. 
a  essayé  ensuite^  avec  la  plus  vive  insistancC;  d'obtenir  mon  intervention 
ms  ce  sens  auprès  de  vous.  Il  m'a  peint  sous  les  couleurs  les  plus  accusées 
s  sentiments  du  Sultan  et  ne  m'a  pas  dissimulé  qu'il  craignait  que  son  mattre 
s  prit  de  graves  résolutions  au  moment  oü  il  apprendrait  Varrivée  des  vais- 
iaux  réunis  devant  Alexandrie.  Il  m'a  assuré  que  Sa  Majesté  avait  donné 
ordre  de  se  tenir  prêts  k  tous  les  bMeaux  disponibles  et  de  réunir  Ie  plus 
e  troupes  possible.  ||  J'ai  consenti,  è.  la  demande  de  Sald-Pacha^  k  voir  dans 
•  matinee  mon  collègue  d'Angleterre  et  k  m'entretenir  avec  lui  de  la  situation 
>e  Ie  Ministre  des  Affaires  étrangères  venait  de  m'exposer.  Je  me  suis  tenu 
ailleurs  sur  la  plus  grande  réserve,  tout  en  n'épargnant  rien  pour  Tengager 
convaincre  Ie  Sultan.  ||  J'ai  été  averti  que  la  France  et  TAngleterre  avaient 
•mande  aux  autres  Puissances  d'employer  ici  leur  inflnence.  Il  serait  urgent 
ie  la  démarche  en  question  püt  avoir  lieu  Ie  plus  tot  possible. 

N  o  a  i  1 1  c  s. 


r.  7873.  FEANKBEICH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Bot- 
schafter in  Konstantinopel.  —  Frankreich  wird  die 
Suzer&net^t  des  Sultans  respectiren. 

Paris,  Ie  19  mai,  1882. 
Essad-Pacha  vient  de  me  donner  communication  d'une  circulaire  en  date   ^r-  '*^'^ 
17,   par  laquelle  la  Porte  proteste  contre  la  démonstration  navale  anglo- 19^1^188^, 
H9aise,   qu'elle  considère  comme  attentatoire  aux  droits   de  suzeraincté  du 
Itan.     Je  lui  ai  répété  les  arguments  que  je  vous  ai  dé'jk  fait  connattre. 
14  insisté  sur  ce  que  nous  n'avions  nullement  Vintention  d'accomplir  des  actes 
passant  notrc  compétence,   comme  d'effectuer  des  0])érations  militaires  en 
rypte  et  d'en  occuper  Ie  territoire.    Nous  n'avons  pas  davantage  la  pensee 


n 
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Nr.  7873.   ^q  toucher  au  statu  quo  constitutionnel.     Si  un  acte  rentrant  dans  les  préro- 

Frankreich. 

19.  Mfti  1882.  g&tives  du  souverain,  ai-je-dit^  devenait  nécessaire;  c  est  au  SaltaD,  naturelle 
ment;  que  nous  aurions  recours;  nous  lui  demanderions  de  s'unir  k  nous  et 
de  résoudre  la  difficulté  d'un  commun  accord.  Nous  n'agissons  sente  actaelle- 
ment;  que  parce  que  nos  seuls  interets ;  les  interets  des  Européens  sont  en 
cause;  les  interets  des  Musulmans  et  les  droits  du  Sultan  n'ont  pas  été  mé- 
nacés  par  Ie  désordre.  On  ne  s'expliquerait  donc  pas  que  la  Porte  vlnt  les 
protéger.  En  un  mot,  j'ai  t&ché  d'établir  jque  si  la  question  s'élargissait^  pir 
suite  des  événements,  et  dépassait  les  proportions  d'une  protection  des  natio- 
naux  OU  d'une  sauvcgarde  de  nos  interets  spéciauX;  la  coopération  dn  Soltu 
se  trouverait  nécessairement  amenée.  J'espère  que  ces  franches  explicaüoos 
calmeront  des  susceptibilités  qui  ne  reposent  que  sur  un  malentendn,  et  je 
Yous  autorise  ^  faire  entendre  Ie  même  laugage  aux  Ministres  du  Saltao. 

C.  de  Freycinet 


Nr.    7874.     FRANKKEICH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  General- 

consul   in  Kairo.  —   Instruction   des    GommandanteB 
des  französischen  Geschwaders. 

Paris,  Ie  19  mai,  18S2. 
Nr.  7874.  L'Amiral  Jauréguiberry  a  adressé  au  Commandant  de  Tescadre  franfal» 

19.  Hai  1882.  ^  Alcxaudrie  les  instructions  définitives  ci-après:  ||  „Une  fois  arrivé  è  Alex»- 
driC;  vous  vous  mettrez  en  communication  avec  Ie  Consul  général;  qni  ^o>s 
indiquera;  s'il  y  a  lieU;  ce  que  vous  pourrez  avoir  k  faire  pour  donner  n 
appui  moral  au  Khédive.  Yous  vous  abstiendrez;  jusqu'^  instructions  contraire^ 
de  tout  acte  matéricl  de  guerre,  k  moins  que  vous  ne  soyez  attaque  oa  q»f 
vous  n'ayez  k  protéger  la  sécurité  des  Européens."  ||  Ces  instructions  ont  été 
concertées  avec  Lord  LyonS;  et  je  ne  doute  pas  que  Ie  Commandant  aogltf 
n'en  ait  regu  de  semblables. 

C.  de  Freycinet 


Nr.    7875.     FRANKKEICH.  —  Botschafter  in  Berlin  an  den  imi 

Min.  d.  Ausw.  —  Deutschlands  Politik  in  Konstanti- 

nopeL 

Berlin,  Ie  20  mai,  1882. 

Nr.  7875.  ^^  Buscb,  quc  j'ai  vu  aujourd'hui;  en  l'absence  du  comte  de  Hatzfeld,»* 

20.  Uai  1882.  ^Ü^  quc  Ics  iustructious  attendues  ces  jours  derniers  de  Friedrichsruhe  étiW 

arrivées  k  la  Chancellcrie  Impériale;  que  Ie  Gouvernement  allemand  demeö» 

fidele  au  point  de  vue  général  adopté  d'accord  avec  nous  dans  la  qoesttfi 

égyptienne,   mais  que  néanmoins  il  ne  croyait  pas  pouvoir  appuyer  officfcö^ 

ment  k  Constantinople  Ie  langage  que  nous  tcnions  k  la  Porte,  k  caose  ^  I* 
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^rgence  de  sentiments  qui  se  manifeste  k  eet  égard  chez  d'autres  Gouverne-   ^'-  '^^• 

°  .  »       •  Frankreich. 

lts  dont  TAUemagne  désirait  ne  point  se  séparer;  que  daillears  1  Allemagne  20.  m ai  1882. 

aploierait  k  les  ramener  k  ane  maniere  d^  voir  plus  conforme  k  la  nötre. 

ame  je  m'enqaérais  de  Tattitude  de  ces  GouvemementSy  Ie  Sous-Secrétaire 

tat  m'a  dit  qu'^  Pétersbourg  et  aussi  k  Yienne    on  avait  éprouvé  de  la 

ceptibilité  de  voir  les  Puissances  occidentales  procéder  k  une  démonstration 

ale  au  moment  même  oü  elles  en  donnaient  avis  aux  autres  CabinetS;   au 

i  de  se  consulter  préalablement  avec  eux.  ||  J'ai  répondu  k  M.  Busch  que 

IS  attachions  surtout  du  prix  k  savoir  que  nous  restions  d'accord  avec  TAUe- 

pie  touchant  la  ligne  générale  de  conduite  k  suivre  dans  les  affaires  égyp- 

mes;  que  du  moment^  oü  elle  reconnaissait  que  ces  affaires  devaient  être 

olues  par  Tinitiative  commune  de  la  France  et  de  TAngleterre^  nous  n'avions 

I  k  insister  pour  qu'elle  donn&t  tels  ou  tels  conseils  k  la  Porte  Ottomane; 

i  si  nous  avions  désiré  qu'elle  s'ezprim^t  dans  Ie  même  sens  que  nous  k 

istantinoplC;  c'était  dans  la  pensee  qu'elle  contribuerait  ainsi  k  écarter  les 

lentendus  et  k  prévenir  des  complications^  mais  qu'il  y  avait  1^  une  question 

convenance  personnelle  dont  Tappréciation  devait  lui  être  réservée.  ||  M.  Busch 

i  instruit  alors  d'une  démarche  pressante  qu'avait  faite  auprès  de  lui  1'Am- 

ssadeur  de  Turquie  k  Berlin;  elle  avait  pour  objet  de  revendiquer  au  nom 

Sultan  Ie  droit  exclusif  de  rétablir,  s'il  y  avait  lieu,  Tordre  troublé  en 
[jpte  et  de  prier  TAllemagne  d'user  de  son  influence  afin  de  déterminer  les 
issances  occidentales  k  contremander  Tenvoi  de  leurs  navires.  Le  Sous- 
crétaire  d'État,  tout  en  promettant  d'en  référer  au  Cbancelier  de  TEmpire, 
aity  en  son  nom  personnel,  exprimé  k  Sadullah-Bey  Tavis  qu'il  eüt  été  pré- 
*able  pour  la  Turquie  de  se  rapprocher  des  Puissances  maritimes  et  de 
ercher  è.  regier,  d'accord  avec  elles,  la  question  d'Égypte.  ||  Je  remerciai  M. 
isch  d'avoir  tenu  ce  langage  et  je  lui  dis  que,  de  notre  cöté,  nous  n'avions 
n  négligé  pour  apaiser  les  susceptibilités  de  la  Porte  Ottomane.  Je  lui  ré- 
i)ai  les  assurances  amicales  et  si  parfaitement  respectueuscs  des  droits  sou- 
rains  du  Sultan  que  vous  avez  données  k  Essad-Pacha  et  que  le  Marquis 

Koailles  a  dü  également  faire  entendre  k  la  Porte.  J'ajoutai  quelques  mots 
*  les  inconvénients  pratiques  d'une  immixtion  de  la  Turquie  dans  les  diffi- 
tés  pendantes  en  Egypte  au  moment  présent  J'exposai  que  la  souveraineté 
'que,  incontestée  en  principe,   ne  pouvait  cependant  s'exercer  en  fait  dans 

Etats  du  Khédive  que  d'après  certaines  régies  et  ccrtaines  rcstrictions  con- 
-rées  par  les  firmans  et  qu'il  résultait  de  ces  actes  communiqués  k  TEurope 
^  sorte  de  régime  constitutionncl  spécial  qui  limitait  Tusage  direct  des  pou- 
ïrs  du  Sultan.  ||  M.  Busch,  sans  nier  la  justesse  de  ce  point  de  vue,  me  dit 
e  d'après  son  expérience  personnelle  les  discussions  de  principe  et  les  dis- 
ctions  de  droits  ne  menaient  guère  k  des  résultats  pratiques.  ||  Il  suggéra 
'il  eüt  peut -être  mieux  valu  ne  pas  soulever  de  scmblables  questions,  né- 
^sairement  irritantes  pour  Tamour-propre  du  Sultan,  en  contestant  k  cePrince 
Xercice  de  ce  qu'il  considère  comme  son  droit.     Il  me  manifesta  d'ailleurs 


> 
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Nr.  7875.   1'espoir  que  la  Turquie,  malgré  Thumeur  qu'elle  paraissait  ressentir  en  ce  mö- 

20.  Mai  1882.  meot,   06  prenurait  aucune  mesure  ponvaut  la  conduire  a  un  conflit  effectif 

avec  les  puissances  occidentales  et  que  la  crise  actuelle  se  terminerait  sus 

complicatious  nouvelles,  gr^ce  k  Tapaisemeut  qul  s'était  produit  dans  ce  pajs 

même.  C  o  u  r  c  e  L 


Nr.    7876,     FEANKEEICH.    —     Generalconsul    in    Kairo    an  den 

franz.  Min.  d.  Ausw.  —  Telegramm  der  Pforte  an  den 

Khedive. 

Le  Caire,  Ie  22  mai  1882. 

Nr.  787C.  La  Porte  vient  d'adresser  au  Khédive  le  télégrarame  suivant  le  «51  de  cc 

22. Mai  1882. n^o is:  ||  Les  deux  Puissances^  ainsi  que  los  quatre  Puissances,  ont  assuréiSi 

Majesté  qu'elles  ne  toucheront  pas  k  ses  droits  de  souverain.  ||  ,,L'enToi  des 

navires  anglo  -  frangais  k  Alexandrie  n'est  qu'une  simple  ezcursiou  parallei 

celles  qui  ont  lieu  chaque  année.    Ni  la  Porte^  ni  les  quatre  Puissances  n'oit 

d'ailleurs  été  avisées  du  mouvement  des  escadres  des  deux  Puissances,  km 

Tarrivée  des  navires  k  Alexandrie  ne  nous  inquiète  pas ,  vu  que  dans  peo  de 

jours  ils  partiront.    Dans  le  cas  oü  les  deux  Puissances  auraient  de  pnipo- 

sitions  k  faire,  elles  doivent  s'adresser  directemcnt  a  la  Porte;  alors  la  Porte 

tres  certainement  sauvegardera  ses  droits,  et,  comme  nous  avons  pleine  eoB- 

fiance  dans  votre  dévouemeut  et  votre  loyauté,   nous  sommes  sürs  que  voe 

respecterez  les  firmans." 

J'ai  demandé  au  Khédive  ce  qu'il  pensait  de  cette  communication.  Hi 

évité  de  répondre.     Mon  collègue  se  taisant,  j'ai  dit  au  Khédive:  „Tootde^ 

nièrement  Votre  Altesse  a  déclaré  aux  Ministres  qui  Tinterrogeaient  sur  li 

possihilité  d  un  arrangement  qu'elle  attendait  les  instructions  de  la  Porte.  J 

Sultan -Pacha  vient  de  me  donner  cette  nouvelle.  ||  Je  ferai  observer  k  Totre 

Altesse  que  les  questions  qui   s'agitent   ici   ne   peuvent  en   aucune  maniere 

blesser  la  susceptibilité  de  la  Porte;   elles  rentrent  dans  les  limites  tracées 

par  les  firmans.     Je  ne  puis  que  conseiller  k  Votre  Altesse   de  eonsidérer 

comme  nulle  et  non  avenue  la  seconde  partie  de  la  lettre  du  Sultan."  ^ 

couclusion  de  cette  conférence  a  été  que  le  Kliédive  ne  donnerait  aucune  snite 

k  la  seconde  partie  de  la  dépêche  de  la  Porte,  mais  que  M.  Malet  et  moi  in- 

sistcrions  auprès  de  nos  Gouvernements  pour  obtenir  que  celle-ci  fasse  cöd- 

naitre  au  Khédive  qu'elle  est  en  parfait  accord  ou  au  moins  en  bonne  iDtci* 

ligence  avec  les  deux  Puissances.     11  est  k  noter  que  Tinfluence  de  la  Vd^ 

est  considérable  ici.     Chaque  parti  s'abrite  derrière  son  autorité.    M.  M»W 

m'a  donné  communication  d'un  telegram  me  de  T  Ambassadeur  d'Angieterre  ^  Mi 

Berlin,  en  dato  du  19.     11  en  résulte  que  ni  rAllemagne,  ni  TAutriclie, »« 1*  ii 

Russie  ne  donneront  d'instructioris  k  leurs  agcnts.    Les  Puissances  considère»^  |ig 

l'incident  égyi)tien  comme  entièrenient  terminé. 

Sicnkiewicz.       ^m 
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7877.  ntANKEEICH  und  OR088BRITANNIEK.  -~  Die  Min.  d. 
Ausw.  an  die  bctreffendenBotschafter  in  Berlin,  Kon- 
stantinopel,  St.-Petersburg,  Rora  undWien. —  Gründe 
der  Entsendung  der  Kriegsscliiffe  nach^Alexandrien. 

Paris,  Ie  28  mai  1882. 
Ainsi  que  mon  télégramme  du  15  vous  en  a  informé,  les  deux  Gouverne-    Nr.  7877. 
;s  de  France  et  d'Angleterre  ont  envoyé  une  escadre  k  Alexandrie.    Les    '*"nd 
ements  qui  ont  motivé  cette  détermination  ont  été  si  brusques,  Ie  danger     Q'«w- 
semblait  mena^er  nos  nationaux  si  pressant,   que  Ie  temps  nous  a  maté- 9.1.  Mai  i882. 
ïment  manqué  pour  nous  concerter  au  préalable  avec  les  autres  Puissances.   * 
lis  lors,  une  réconciliation  s'cst  faite  au  Caire ;  mais  outre  qu'elle  ne  semble 
de  longue  durée,  la  nouvelle  nous  en  est  parvenne  après  que  nos  navires 
nt  déj^  en  marcbe.  ||  Personne  n'a  pu  se  méprendre  sur  Ie  caractère  et 
ut  de  cette  démonstration;   les  déclarations  faites  au  Parlament  de  Paris 
3  Londres  ont  prévenu  tout  doute  k  eet  égard.     Nous  sommes  alles  en 
)te;  non  pour  faire  prévaloir  une  politique  egoïste  et  exclusive;  mais  pour 
egarder,  sans  distinction  de  nationalités,  les  interets  des  diverses  Puissances 
péennes  engagées  dans  ce  pays,   ainsi  que  pour  maintenir  Tautorité  du 
live  telle  qu'elle  a  été  établie  par  les   firmans   du  Sultan   reconnus    de 
rope.    Les  deux  Gonvernements  ne  se  sont  jamais  proposé  de  débarquer 
troupes;  OU  de  recourir  k  une  occupation  militaire  du  territoire.    Notre 
ition  est;  aussitöt  que  la  tranquillité  sera  rétablie,  et  l'avenir  assuré,  de 
er  TËgypte  k  elle-même  et  de  rappeler  nos  escadres.  ||   Si  contrairement 
»tre  attente  une  solution  pacifique  ne  peut  être  obtenue,   nous  nous  con- 
3rons  avec  les  Puissances  et  avec  la  Turquie  sur  les  mesures  qui  auront 
^ru  k  nous  et  k  TAngleterre  comme  les  meilleures.  ||  Je  vous  prie  de  lire 
résente  dépêcbe  au  Ministre  des  Affaires  étrangères^  et  de  lui  en  laisser 
e  s'il  Ie  désire. 

C.  de  Freycinet. 


.  7878.  GEOSSBBITAinnEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.Bot- 
schafter  in  Kairo.  —  Antwort  auf  das  Circular  der 
Pforte  vom  17.  Mai. 

sgraphic.)  Foreign  Office,  May  23,  1882,  4*50  p.ii. 

Porte's  Circular  of  17tb.  ||  In  sending  sbips  to  Alexandria,  Her  Majesty's   Nr.  7879. 
emment  had  no  intention  of  interfering  with  the  Sultan's  rights  by  carrying  ,^,JJ][|JJ^i'^„ 
military  operations  in  Ëgypt  or  occupying  the  country  ^   nor  any  idea  of  2a.  Mai  issa. 
"ing  the  constitutional  status  quo.  \\  If  the  exercise  of  the  Sovereign's  autho- 

should  become  nocessary,  the  two  Powers  would  naturally  have  recourse 
he  Sultan,   and  ask  him  to  join  with  them  in  settling  tlio  difficulty  by  a 
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Nr.  7878.  common  agreement.  Il  England  and  France  have  acted  alone,  because  onlj  their 
briunnien.  interests  and  those  of  Europeans  were  in  danger.  ||  Neither  Mussulman  interests 
23.  Mal  1882.  nor  the  rights  of  the  Sultan  were  threatened,  and  there  seemed,  therefore,  to 
be  no  reason  for  Porte  to  take  steps  to  protect  them.  ||  If  we  had  to  cany 
our  action  beyond  the  protection  of  Europeans  and  the  maintenance  of  oor 
special  interests ;  we  should  necessarily  resort  to  co-operation  of  the  Soltu. 
II  I  hope  this  explanation  will  calm  Porte's  susceptibilities  aroused  hjanus- 
understanding  of  our  motives.  ||  Speak  to  Tnrkish  Minister  for  Foreign  Affairs 
in  this  sense.     French  Ambassador  has  had  similar  instmction. 


Nr.    7879.      GEOSSBRITANNIEN.  —  Generalconsul  in  Kairo  anden 

engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Das  Ministerinm  weigert  sicb, 
zu  demissioniren. 

Cairo,  May  23,  1882. 

Nr.  7879.  Mj  Lord,  —  1  have  the  honour  to  report  to  your  Lordship,  that  a  chMge 

Oroas-  £^j,  ^j^g  worse  has  taken  place  in  the  state  of  affairs.  The  President  of  the 
23.iiaii882.  Council  has  replied  to  the  proposal  of  the  President  of  the  Chamber,  tbatthe 
Ministry  should  retire^  that  it  will  not  do  so  as  long  as  the  squadrons  are 
kept  at  Alexandria.  ||  Testerday  my  French  colleague  received  the  Tisit  of 
Arabi-Pasha,  and  explained  to  him  the  necessity  of  the  Ministry  resigning  vA 
of  himself  leaving  Egypt.  After  two  hours'  conversation,  the  Minister  of  Wtf 
saidy  that  in  the  evening  he  would  give  his  answer.  ||  The  French  Consul  wat 
to  rcceive  it,  and  Arabi-Pasha  told  him^  that  he  must  refuse  either  to  retiit 
from  his  position  or  from  the  country.  A  nativc  Colonel  present  said  aload 
before  M.  Monge,  that  the  officers  would  hew  Arabi  in  pieces  if  he  desertei 
them.  II  It  has  been  to-day  decided  in  a  Cabinet  Council;  that  the  Gonrimffi 
will  reply  to  any  official  dema^s  from  us  that  they  do  not  admit  the  rigtt 
of  the  English  and  French  Gorernments  to  interfere  in  such  a  question,  tod 
that  they  recognize  no  ultimate  authority  but  that  of  the  Sultan.  ||  The  Pre- 
sident of  the  Chamber  informed  roy  French  colleague  to-day  that  he  can  oo 
longer  rely  upon  the  Deputies,  on  account  of  the  feeling  against  the  iote^ 
vention'  of  the  two  Powers  which  is  now  gaining  ground.  ||  M.  Sienkiewicz  and 
I  hesitatO;  tliercfore^  to  make  an  official  demand  to  the  Ministers,  whidi  ^ 
know  beforehand  will  be  met  with  a  refusal,  until  we  are  in  a  positioD  ^ 
declare  what  would  be  the  consequences  of  such  a  refusal,  and  I  acconüogij 
venture  to  beg  your  Lordship  to  favour  me  with  further  instructions.  ||  Tie 
present  situation  has  been  brought  about  by  the  Ministers  and  the  peopl^ 
persisting  in  a  belief;  that  the  two  Powers  will  not  dispatch  troops,  and  tkat 
the  opposition  of  France  renders  a  Turkish  intervention  impossible.  ||  Ifl  tbe 
meanwhile  military  preparations  are  being  carried  on,  and  fanatical  feeüV 
against  foreigners  is  sedulously  fostered.  ||  I  am  still  of  opinion  that,  if  ^ 
Sultan  declares  himself  at  once,  and  if  it  be  knowu  that  troops  are  r^J^ 
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e  dispatched,   we  may  succeed  without  the  necessity  for  landing  them.  Il  I   ^'-  '*'•• 

-  Gron- 

ave,  &C.  briUnnien. 

Ëdward  B.  Malct.         23. Maii882. 


Tr.   7880.     GEOSSBBITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 

schafter    in    Paris.    —    Türkischo    Intervention    er- 

forderlich. 
elegraphic.)  Foreign  Office,  May  24,  1882,  3-5  p.m. 

Teil  M.  de  Freycinet;  that  the  news  from  Cairo  is  disquieting.    Time  is   ^'-  '^*^- 

limportaut     Propose  to  him  that  the  two  Governments  should  telegraph  a  briu^ien. 

rcnlar  to  the  Powers  requesting  them  to  join  in  asking  the  Sultan  to  have  ^^*  **»' ^®^- 

oeps  ready  to  send  to  Egypt  under  strict  conditions. 


^r.    7881.      FRANKEEICH.  —  Min.   d.   Ausw.   an   den   franz.   Bot- 

schafter  in  London.  —  Der  Ministerrath  hat  die  tür- 
kische  Intervention  abgelehnt. 

Paris,  Ie  27  mai  1882. 
Je  viens  de  soumettre  au  Gonseil  la  proposition  de  Lord  Granville.    Le  Nr.  tssi. 
onseil  a  été  unanime  k  penser  que  rien,  dans  la  situation  actuclle;  ne  j^isti- g^'^jjjT**^^ 
:^rait  un  appel  k  des  troupes  turques.    Une  note  a  été  remise  par  les  Con- 
ils  généraüx  le  25;  le  Ministère  vient  de  donner  sa  démission,  les  éléments 
e  résistance  sont  en  voie  de  désorganisation;   il  y  a  tout  intérèt  k  attendre 
»  suite  des  événements.    Il  nous  paratt  impossible  que  Lord  Granville  ne  soit 
fts  frappe  de  la  justesse  de  ces  considérations  et  que,  tenant  compte   des 
emiers  événements  accomplis  au  Caire,  il  ne  reconnaisse  lui-même  Tinutilité 
e  la  démarche  k  laquelle  il  nous  avait  d'abord  conviés. 

C.  de  Freycinet. 


^r.    7882.      OBOSBBITANNIEN.  —  Generalconsul  in  Kairo  an  den 

engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Démission  des  Ministeriums. 

'elegraphic.)  Cairo,  May  27,  1882,  8*30  a.m. 

The  following  bas  been  published  by  the  outgoing  Ministry:  —  Nr.  7882. 

"Le  Caire,  le  26  Mai,  10*30  soir.  .^'•■!* 

Le  Président  du  Conseil  a  remis  ce  soir  k  10  heures,  entre  les  maids  27.  iiai  1882. 

'  Son  Altesse  le  Khédive,  les  documents  suivants:  — 

Le  Caire,  le  26  Mai,  1882. 

Monseigneur,  —  A  Tarrivée  de  Tescadre  Anglo-Fran^aise  k  Alexandrie, 
'^re  Altesse  nous  avait  informés  qu'elle  avait  écrit  k  Constantinople  pour  de- 
nder des  instructions,   et  nous  attendious  la  réponse  de  la  Cour  suzeraine 
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Nr.  7882.  lorsque  les  Consuls-Généraux  de  France  et  de  Grande-Bretagne  ont  remis  u 
britannien.  Président  de  votre  Conseil  des  Ministres. leur  note  du  25  Mai.  Sur  Tortire 
27.  Hai  1882.  donné  par  votre  Altesse  nous  nous  sommes  réunis  en  Conseil  et  &  la  suite  de 
cette  réunion  nous  avons  préparé  la  réponse  cl-jointe.  Lorsque  nous  nous 
sommes  rendus  auprès  de  votre  Altesse  pour  lui  demander  son  avis,  eUe  nou 
a  déclaré  qu'elle  avait  accepté  la  note  des  Représentants  de  la  France  et  de 
la  Grande- Bretagne.  Cette  acceptation  est  contraire  k  Vavis  unanime  de  Totre 
Conseil  des  Ministres.  Attendu  qu'admettre  Tintervention  de  Puissances  étnih 
gères  dans  cette  affaire  constitue  une  atteinte  auz  droits  de  Sa  Majesté  Im- 
périale Ie  Sultan ;  nous  avons  en  conséquence  Thonneur  de  remettre  k  TOtre 
Altesse  notre  démission  collective.  Nous  avons  Thonneur  d'être,  Monseigneur, 
de  votre  Altesse  los  tres  liumbles  et  trè$  obéissants  serviteurs. 

Mahmoud  Samy.  Abdallali  Fikri. 

Moustapha  Fehmy.        Hassan  Cherei. 

AhmedArabi.  AliSadik. 

Mahmoud  Fehmy. 

Le  Caire,  Ie  26  Mai,  1882. 


£n  réponse  k  la  note  présentée  le  25  Mai  au  Président  du  Conseil  pir 
MM.  les  Agents  et  Consuls -Généraux  de  France  et  de  Grande -Bretagne,  k 
Ministre  des  Affaires  Étrangères  de  Son  Altesse  le  Khédive  a  [etc]  rhonneor 
d'exposer  ce  qui  suit  hier  soir  en  présence  des  Ministres  réunis  en  ConselL 
Son  Excellence  Sultan-Pacha  a  déclaré  s'être  borné  k  répéter  au  Président  di 
Conseil  une  conversation  qu'il  avait  eue  avec  M.  TAgent  et  Consul-Génénl  de 
France  et  n'avoir  jamais  pris  Tinitiative  de  proposition  qu'il  ne  lol  appt^ 
tenait  de  présenter,  ni  en  son  nom  personnel,  ni  en  sa  qualité  de  Présido^ 
de  la  Chambre  actuellement  en  vacances.  Les  recommandations  contennes  dus 
la  note  remise  par  MM.  les  Agents  et  Consuls-Généraux  de  Grande-Bretigv 
et  de  France  touchant  k  des  questions  d'ordre  intérieur  appartenant  au  do* 
nudne  administratif  dans  lequel  les  Grandes  Puissances  ont  bien  vouln  recw* 
naitre  toujours  la  liberté  d'action  du  Gouvernement  Égjptien,  le  GouvemenOt 
de  Son  Altesse  le  Khédive  ne  pourrait  entrer  en  discussion  sur  ces  poób 
sans  mettre  en  question  les  Firmans  Impériaux  et  les  Traites  intematioDitf 
qui  ont  fixé  la  situation  particuliere  de  TÊgypte,  et  sans  compromettre  p 
suite  les  lois  constitutives  du  pays,  qui  sont  la  première  garantie  dn  sk^ 
qno  politique.  Le  Gouvernement  de  Son  Altesse  le  Khédive  sera  toujours  ^ 
reux  de  suivre  les  conseils  bienveillants  que  lui  donneront  les  Représeiolarti 
de  la  France  et  de  la  Grande-Bretagne;  mais  il  regrette  de  ne  pouvoir  en  eette 
circonstance  déférer  avcc  son  empressement  habituel  aux  désirs  exprimésdatf 
la  note  précitée.  Si  les  Gouvernements  de  la  France  et  de  la  Grande-ft«" 
tagne  étaient  d'avis  que  la  question  soulevée  par  la  note  de  leurs  Agents  ^ 
plomatiques  au  Caire  n'intércsse  pas  exclusivement  Tordre  intérieur,  mais  toocfcf 
k  la  politique  générale,  c'est  k  ia  Puissance  sous  la  suzeraineté  de  laq«^ 
ebt  placée  l'Égypte,  c'est  k  la  Turquie  qu'il  conviendrait  de  soumettre  Taffairt. 
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^r.   7883.     FBANKEEICK  —  Generalkonsal  inEairo  an  den  franz. 

Min.  d.  Ausw.  —  Doppeltes  Spiel  der  Pforte. 

Le  Caire,  Ie  27  mai  1882. 

Au  Caire,  les  géuéraux  et  les  officiers  supérieurs  de  la  garnison  viennent  ^'' '^" 
€  déclarer  au  Ehédive  qnils  protestaient  contre  la  démission  d'Arabi-Pacha.  27.  Mai  i892. 
Is  lui  ont  fait  connaitre  en  mêmc  temps  qa'ils  n'acceptaient  point  la  note, 
lais  que  si  un  personnage  muni  des  instructions  de  la  Forte  venait  au  Caire, 
Is  s'inclineraient  devant  Tautorité  du  Sultan,  p  Le  Khédive,  d'autre  part,  a 
e^a  on  télégramme  de  félicitations  du  Grand -Yizir  ^  Toccasion  de  la  dé- 
oission  du  Ministère.  ||  Le  jeu  doublé  de  la  Porte  est  de  toute  évidence.  Il 
€t  k  remarquer  que  les  officiers  se  servent  des  mêmes  termes  que  ceux  em- 
ployés dans  le  télégramme  de  la  Porte  dont  j'ai  dernièrement  transmis  le  texte 
^  Votre  Excellence. 

Les  officiers  cherchent  è  effrayer  les  Européens.    Ce  n'est  qu'une   ma- 
oeuvre.     La  tranquillité  est  complete. 

Sienkiewicz. 


Tr.   7884.     FBAHKEEICH.   —  Min.   d.   Ausw.   an   den   franz.   Bot- 

schafter  in  KonstantinopeL  —  Aufforderung  an  den 
Sultan,  das  &gyptische  Ministerium  zu  desavouiren. 

Paris,  le  28  mai  1882. 
U  ne  vous  aura  pas  échappé  que,  dans  la  communication  adressée  le  26  mai  Nr.  7884. 
i  Ehédive  par  le  Président  du  Conseil  des  Ministres,  ainsi  que  dans  la  note  2^  ^^i  jgg^ 
mise  la  veille  aux  Consuls  généraux  de  France  et  d'Angleterre,  il  a  été  fait 
ention  du  nom  et  des  droits  du  Sultan  dans  des  conditions  qui  impliqueraient 
idéé  que  Sa  Majesté  Impériale  prend  parti  en  faveur  du  Ministère  contre  le 
hédive.  Nos  dépêches  nous  signalent  que  telle  est  Tinterprétatlon  qu'on  donne 
n  Égjpte  k  ces  déclarations  et  que  le$  difficultés  actuelles  en  sout  considé- 
iblement  accrues.  Sa  Majesté  ne  voudra  certainement  pas  qu'il  soit  fait  ainsi 
bus  de  son  nom  et  de  Tautorité  qui  s'y  attaché,  en  vue  de  proluuger  uue 
gitation  funeste.  Désireuse,  comme  nous,  d'une  prompte  pacification,  Sa  Ma- 
^té  jogera  nécessaire,  nous  en  sommes  convaincus,  de  prévcuir  les  effets  d'une 
emblable  manoeuvre,  en  télégraphiant  au  Caire  pour  la  bl&mer  publiquement, 
lésapprouver  la  conduite  des  Ministres  démissionnaires,  affirmer  Tautorité  du 
Uiédive  et  mander  k  Constantinople  Mahmoud-Pacha  et  les  trois  chefs  mili- 
•fres,  Arabi-Pacha,  Ali-Pacha  Fehmy  et  Abdel-Al-Pacha,  afin  de  les  mettre 
A  demeure  d'expliquer  leur  langage  et  leur  attitude.  Lord  Dufferin  regoit 
^  instructions  dans  le  même  sens. 

C.  de  Freycinet. 
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Nr.    7885.     FEANKEBICH.  —  Botschafter  Id  Berlin  an  den  frini 

Min.  d.  Ausw.  —  Deutscbland  uutersttttzt  die  Schritte 
der  Westm&chte  bei  dem  Sultan. 

Berlin,  Ie  80  mai  1882. 

Freikr^ii  ^®  Ohauceller  de  TEmpirc  a  autorisc  M.  Busch  k  télégraphier  a  Vienne, 

20.  Mai  ibsj.  èi  PétersbouFg  et  k  Rome  qu'il  ctait  d'avis  de  prêter  h  la  France  et  i  TAngle- 

terre  Ie  concours  que  les  denx  Puissances  ont  demandé  aux  autres  Gabinets 

et  de  conseiller  au  Sultan  d'accorder  publiquement  son  appui  k  Tewfik-Pacbi 

contre  les  Miuistres  qui  ont  méconnu  Tautorité  khédiviale. 

Courcel. 


Nr.    7886.     FEANKEEICH.   —  Min.   d.   Ausw.   an   den   franz.  Bot- 

schafter  in  London.  —  Vorschlag  einer  Gonferenz. 

Paris,  Ie  30  mai  1882. 
Fnnicreicb.  L'cspoir  d'uuc  solutiou  pacifiquc  due  uniquement  k  Vinfluence  morale  de 

30.  Mai  1SA2.  nos  cscadrcs  et  aux  bons  offices  de  nos  Agents  au  Caire  ne  me  parait  pis 
pouvoir  être  raisonnablement  conservé.  Pès  lors^  il  y  a  lieu,  conformémeot 
aux  prévisions  de  notre  télégramme  du  23  mai  aux  Puissances,  de  nons  coo- 
certer  avec  elles  et  avec  la  Turquie  pour  arrêter  les  mesures  Ie  plus  propres 
k  terminer  la  crise.  Le  moyen  Ie  plus  pratique  d'opérer  ce  concert  en  pc^ 
dant  le  moins  de  temps  possible  serait,  k  mon  avis,  de  provoquer  nne  God- 
férence  formée  des  Ambassadeurs  des  grandes  Puissances  et  de  la  Tnrqaie  dios 
Tune  des  capitales.  Cette  Conférence  aurait  particulièrement  Tavantage  de 
regier  k  Tavance;  avec  une  indiscutable  autorité,  les  conditions  dans  lesqn^let 
devrait  s^exercer  Temploi  des  moyens  coercitifs,  si  de  tels  moyens  devenaieat 
indispensables.  Autrement  il  est  è.  craindre  qu'on  ne  soit  amené  brusqueoeBt 
k  ces  procédés  extrêmes  sans  avoir  la  possibilité  de  spécifier  les  conditioDS 
sans  lesquelles  TAngleterre,  pas  plus  que  nous,  ne  désire  les  voir  appliqn^- 
Si  Lord  Granville  partage  ma  maniere  de  voir,  je  réunirai  immédiatement  Ie 
Gonseil  pour  soumettre  cette  mesure  k  son  approbation,  de  fa^on  que  dès  de* 
main;  si  les  deux  Gabinets  la  sanctionnaient,  nous  pourrions  faire  notre  f^ 
position  k  l'Europe.  Je  comprends  qu'aussitót  notre  proposition  faite,  le  t^ 
de  nos  deux  Gonsnls  géuéraux  au  Gaire  devrait  se  borner  k  obtenir  da  Goe* 
vernement  Ëgyptien  la  sécurité  des  personnes  et  des  transactions,  en  s'atete 
nant,  jusqu'^  nouvelles  instructions,  de  slmmiscer  dans  la  composition  oa  le 
fonctionnement  de  ce  Gouvernement.  ||  Je  vous  prie  de  me  faire  parvenir  saus 
délai  la  réponse  de  Lord  Granville.  ||  J'ai  fait  part  de  cette  suggestion  è  Lo^ 
Lyons  qui  Ta  personnellemeut  approuvée. 

G.  de  Freycinet 
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\    7887.     OROSSBRITANNIEN.  —  Generalconsul  in  Kairo  an  den 

engl.  Min.  d.  Aasw.  —  Eindrack  der  Wiedereinsetzung 

Arabi-Pascha's. 

Cairo,  May  30,  1882. 

My  Lord,  —  I  have  the  honour  to  report  to  your  Lordship,  that  one  of  ^^  "^"• 
Inspectors  of  the  Control^  writing  from  the  pröviuces;  states  that  the  reiu-  briunnun. 
,ement  of  the  Minister  of  War  is  looked   upou  by  the  natives  as  a  gjgn  30- *>»*  i»^ 
t  the  Christians  are  going  to  be  expelled  from  Egypt,  that  thcy  are  to  re- 
er  the  land  bought  by  Ëaropeans  or  mortgaged  to  them,   and   that   the 
tional  Debt  will  be  caueelled.  ||  Great  numbers  of  Christians  are  leaving  the 
erior  in  fear.    ||    It  roay  be  possible  for  Arabi-Pasha  to  maintain  order  in 
ces  wbere  troops  are  at  his  command;  bot;  in  stirring  ap  religions  fanati- 
m,  he  bas  set  on  foot  a  movement  which  at  any  moment  may  pass  bevond 

controi.  II  I  have,  &c, 

Edward  B.  Malet. 


r.    7888.     GROSSBEITAmsriEN.  --  Min.  d.  Ausw.  an  die  Botschaf- 

ter  in  Berlin,KonstantinopeI,  St-Petersburg,  Rom  und 
Wien.  —  Annahme  der  Conferenz. 

flegraphic.)  Foreign  Office,  May  31,  1882,  6*5  p.m. 

With  reference  to  Lord  Lyons'  telegram,  repeated  to  ^oh  yesterday,  I  orow- 
/e  informed  the  French  Ambassador  that  the  Cabinet  have  decided  to  accept  ^"J*""!*"; 
i  proposal  of  the  French  Government,  and  did  so  all  the  more  readily  as 
was  in  conformity  with  the  views  which  thej  had  joined  the  French  Go- 
•nment  in  expressing  to  the  Powers.  ||  Her  Majesty's  Government  accepted 
nstantinople  as  the  capital  for  the  Conference,  and  proposed  that  the  basis 
the  negotiations  should  be  the  principles  laid  down  in  their  Circolar  of 
3  11  th  February,  viz.:  — 

The  maintenance  of  the  rights  of  the  Sovereign  and  of  the  Khedive;  of 
«rnational  engagements,  and  the  arrangement  existing  under  them,  whether 
th  England  and  France  alone  or  with  those  two  nations  and  the  otber 
«irers;  the  preservation  of  the  liberties  secured  by  the  Firmans  of  the  Sultan; 
:ether  with  the  prudent  development  of  Egyptian  institutions.  ||  Tou  will 
Qmunicate  the  above  to  the  Government  to  which  you  are  accredited. 
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Nr.    7889.     FBANK£EICH.    —   Min.  (L   Aasw.   an   die   franz.  Bot- 

schafter    bei    den    Grossm&chten.   —    Einladung  zv 
einer  Botschaftcr-Conferenz  in  Eonstantinopel 

Paris,  Ie  2  jain  1882. 

Nr    7889 

Frankreich.         ^^  ™^  ^^^^  ralllé  k  Tidée  de  Lord  Granville  de  cboisir  Gonstantinople 

8.  Juli  1882.  comme  siège  de   la  Conférence   et  j'ai,   en   conséquende,   Thonneur  de  tok 

adresser  Ie  télégramme  saivant  destiné  k  présenter  la  proposition  de  Ck)Dféreooe: 

'^L'espoir  d'one  solation  pacifique  des  difficaltés  égyptiennes  due  oniqie- 
ment  k  la  présence  de  nos  escadres  k  Alexandrie  et  aux  bons  offices  de  i« 
Agents  au  Caire  ne  paraft  pas  pouvoir  être  raisonnablement  conserfé  plK 
longtemps.  Le  moment  semblc  donc  venu,  conformement  anx  prévisions  de 
notre  télégramme  identiqae  du  23  mai^  de  nous  concerter  avec  les  Pnissasees 
et  avec  la  Turquie  pour  arréter  en  comman  les  mesures  propres  k  terminer 
la  crise.  Les  Gabinets  de  Paris  et  de  Londres  pensent  qne  le  mode  le  plos 
pratiqae  et  le  plus  rapide  de  réaliser  ce  concert  serait  de  réunir  k  Gonstu- 
tinople  une  Conférence  formée  des  Ambassadeurs  des  grandes  Puissances  et 
du  Ministre  des  Affaires  étrangères  du  Sultan.  Cette  Conférence  aurait  pon 
mandat  de  déterminer  les  mesures  k  prendre  en  vue  d'assurer  le  règlenot 
des  affaires  d'Ëgypte  sur  les  bases  indiquées  par  le  télégramme  identique 
adressé  le  12  février  aux  quatre  Puissances^  savoir: 

1^  Le  maintien  des  droits  du  Sultan  et  du  Ehédive  ainsi  que  des  tspr 
gements  intemationaux  et  des  arrangements  ^ui  en  résultent  soit  avec  il 
France  et  TAngleterre  seules^  soit  avec  ces  deux  Nations  réunies  aux  aotr» 
Puissances; 

2^  Respect  des  libertés  garanties  par  les  ürmans  du  Sultan; 

3^  Développement  prudent  des  institutions  égyptiennes. 

Je  vous  prie  de  vous  concerter  sans  délai  avec  votre  collègue  d'Aogi^ 
terre  pour  donner  connaissance  de  ce  télégramme  au  Ministre  des  Afiiures 
étrangères  et  lui  en  laisser  copie,  s'il  le  désire.  Nous  espérons  que  les  con- 
sidérations  qui  ont  motivé  cette  démarche,  détermineront  le  Gouvernement  i 
donner  son  assentiment  k  notre  proposition." 

C.   de   Freycinei 


Nr.    7890.     TÜEKEL  —   Min.   d.  Ausw.   (Saïd)   an   den  turk.  Bot- 

schafter  in  Paris.  —  DiePforte  hofft,  dass  dieMftcfate 
dieConferenz  in  Folge  der  Mission  Derwisch-Pasch«5 
aufgeben  werden. 

Gonstantinople,  le  8  juin  1882. 
Nr.  7890.  j^q^  télégramme  de  ce  jour  vous  a  fait  connattre  Tenvoi,  d'ordre  imp^  1^ 

«.jani  i882.du   maréchal  Dervisb  Paclia   en  Egypte   et  la   mission  d'apaisement  dont  ö  |^ 
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chargé.  Il  J'ai  cru  devoir  en  doniier  officiellement  connaissance  k  Messieurs   ^'-  ''^*^- 

Türlcei 

Représentants   des   grandes   Puissances  b,  Constantinople.     Simultanément  3.  juni  m-2. 

c  cette  communication  de  ma  part^  Messieurs  les  Ambassadeurs  d'Angleterre 

de  France  m'ont,  de  leur  cóté,  remis  copie  d'un  télégramme  en  date  de  ce 

r,  proposant  la  réuuion  d'une  Conférence  des  Ambassadeurs  k  Constantinople 

ir  déterminer   les   mesures   k   prendre  en  vue  d'assurer  Ie  reglement  des 

ires  d'Égypte  sur  les  bases  que  ledit  télégramme  énumère.  ||  Nous  avons  Ie 

ne  espoir  que  la  mission  de  Dervish-Pacha  suffira  è.  ramener  la  situation 

male  en  Egypte,  k  la  satisfaction  commune.  ||  Étant  donnés  ce  fait  et  les 

altats  pratiques  et  efficaces  que  nous  sommes  en  droit  d'en  attendre,  nous 

saurions  nous  expliquer  la  nécessité  de   réunir  unc   Conférence  pour  les 

ires  Égyptiennes,   alors   que  Ie  reglement  de  ces  affaires  rentre  dans  les 

rogatives  et  les  droits  de  souveraineté  de  Sa  Majesté  Impériale  Ie  Sultan^ 

rogatives  et  droits  que  les  Puissances  elles-mêmes,  dans  leur  appréciation 

16  et  équitable,  ont  déclaré  solennelleraent  et  k  plusieurs  reprises  devoir 

pecter  et  maintenir  intacts.  ||  Avant  tout  et  dans  l'ordre  naturel  des  choses, 

t  la  mission  décidée  par  Ie  Souverain  légitime  et  territorial  qui  doit  primer 

te  autre  considération;  c'est  précisément  Ie  langage  que  j'ai  tenu  k  Messieurs 

Représentants  des  grandes  Puissances.  J  Nous  espérons  donc  que  Ie  projet 

Conférence   en   question   sera   abandonné  et  que  les  Puissances  dans  leur 

te  et  bienveillante  soUicitude  pour  les  droits  et  les  interets  de  TEmpire,   ' 

ii  bien  que  pour  Ie  statu  quo  en  Egypte,  partageront  notre  maniere  de  voir 

5  cette  circonstance.  ||  C^est  vers  cc  point  que  Votre  Excellence  portera 

«  son  attention  en  s'énon^ant  dans  Ie  sens  qui  précède  auprès  de  Son  Ex- 

cnce  Monsieur  Ie  Ministre  des  Affaires  étrangères,  k  qui  EUe  est  autorisée 

lisser  copie  de  la  présente  dépêche. 

Saïd. 


*.  7891.  FRANKREICH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Bot- 
schafter  in  London.  —  Antwort  auf  die  die  Confe- 
renz  ablehnende  Note  der  Pforte. 

Paris,  Ie  5  juin  1882. 

L'ambassadeur  de  Turquie  m'a  apporté  ce  matin  la  réponse  de  son  Gou-  Nr.  789i. 
aement  au  sujet  de  la  Conférence.  La  Porte  pense  que  la  mission  envoyée  5/j°ni^|gU2. 
elle  en  ce  moment  en  Egypte  rend  la  Conférence  inutile.  J'ai  fait  obser- 
k  Essad-Pacha:  1®  que  cette  Conférence  ne  pouvait  qu'augmenter  les 
lees  de  succes  de  la  mission,  puisqu'elle  montrerait  TEurope  et  la  Turquie 
8  pour  les  mesures  ultérieures  qu'un  échec  éventuel  de  la  mission  pourrait 
ainer;  2®  qu'en  cas  d'insuccès  effectif  de  la  mission,  il  y  aurait  tout  avan- 

k  cc  que  Ie  concert  Europeen  püt  prendre  sans  délai  la  suite  de  1'affaire, 
ieu  de  perdre  k  ce  moment  un  temps  précieux  pour  les  préliminaires  que 
ssite  toujours  la  réunion  d'une  Conférence.  Il  J'ai  insisté  en  terminant  pour 
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Nr.  7801.   qu'Essad-Pacha  voulüt  bien  transmettre  h  son  Goavernemeot  TexpressioD  da 

Frankreicb.  »  .   /    j 

5.  jani  1882.  sentiment  tres  net  que  javais  de  la  nécessité  de  ne  pas  retarder  davantage  ane 
mesure  h  laqnelle  toutes  les  Puissances  avaient  déjè^  donné  leur  adhésion. 

C.  de  Freycinet. 


Nr.   7892.     EBANKBEICH.    —   Min.   d.  Ausw.   au   die   franz.  Bot- 

schafter   bei    den   Grossm&chten.  —  Besteht  aaf  den 
Zusammentreten  der  Conferenz. 

Nr.  7892.  ^*™'  ^®  ^  j""*  ^^^ 

Frankreicb.  Essad-Pacba  m'a  communiqué  la  réponse  de  son  Gouvernement  aux  obser- 

9.  JuDi  188J.  vations  que  j'avais  faites  en  vue  de  h4ter  la  réunion  de  la  Conférence.  Stód- 
Pacha  reproduit,  en  Ie  précisant,  Targument  précédemment  donné,  k  savoir  qoe, 
la  mission  de  Dervish-Pacha;  qui  a  pour  bnt  Ie  maintien  dn  statu  quo  et  Ie 
rétablissement  de  Tantorité  du  Khédive,  étant  en  voie  d'accomplissemeDt,  Is 
Conférence  devient  sans  objet.  Saïd- Pacha  termine  en  demandant  si  cette 
considération  ne  me  fait  pas  revenir  sur  ma  première  impression.  J'ai  répondi 
que  mon  sentiment  n'avait  fait  que  se  confirmer  et  que  je  considérais  iIuli^ 
pensable  que  la  Conférence  se  constitulit  au  plus  tot,  sanf  k  ajouroer  ensnite 
ses  travaux  si  elle  jugeait  utile  d'attendre  pendant  un  certain  délai  les  résol* 
tats  de  la  mission.  Autrement,  ai- je  dit,  on  s'expose,  si  la  mission  échooe,^ 
ce  que  certaines  Puissances  soient  amenées,  sous  la  pression  des  événemeDts, 
h  prendrc  des  mesures  brusqnes  que  Ie  concert  Europeen  n'aura  pa  délibérer. 
De  l^  peuvent  sortir  des  complications  graves,  dont  la  Tnrquie  aura  tonte  Ii 
responsabilité.  Quant  k  moi,  ai-je  conclu,  je  tiens  è.  dégager  la  mieiuie,  et 
c'est  pourquoi  je  maintiens  mes  premières  instances. 

C.  de  Freycinet 

Nr.   7893.     FRANKEEICH.    —    Min.   d.  Ausw.   an    den   franz.  Bot- 

schafter   in   Konstantinopel.   —   Die    Verhandlong*" 
der  Conferenz  sollen  auf  die  Egyptische  Frage  be- 

schr&nkt  bleiben. 

Paris,  Ie  12  juin  1883. 
Nr  7893.  jg   g^jg   informé  qu'une  des  principales  raisons  du  Sultan  de  ne  pts  R 

Frankreieb.  i  i. 

12. Juni  1882. prêter  è.  une  Conférence,  eest  la  crainte  que  cette  Conférence  ne  soco^pc» 

questions  autres  que  celle  du  reglement  des  Affaires  d'Ëgypte  et  n'évoque  notai- 

ment  „la  question  Tripolitaine".    En  ce  qui  nous  conceme,  nous  ne  connaissoBS 

pas  de  question  Tripolitaine,  mais  d'une  maniere  général  vons  pon?ez  décltf^ 

formellement  que  Tobjet  do  la  Conférence  dont  nous  avons  pris  TinitiatiTe  est 

strictement  limitc  au  reglement  des  Affaires  Égyptiennes  sur  la  base  dn  miintieD 

du  statu  quoy  et  que  nous  n'avons  Tintention  d'introduire  aucone  autre  questioa 

se  rattachant  k  l'erapire  Ottoman. 

C.  de  Freycinet 
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Kr.   7894.     FEAKKBEICH.  —   Botschafter  in  Eonstantinopel   an 

den  franz.  Min.  d.  Ausw.  —  Der  Pforte  ist  die  Ver- 
sicherung  gegeben^  dass  auf  der  Conferenz  nar  die 
ftgyptische  Frage  behandelt  werden  soll. 

Péra,  Ie  15  juin  1882. 
Nons  avons,  Lord  Dufferin  et  moi,  adressé  ce  matin  h  nos  coUègnes  des  ^'-  '*^^' 
qnatre  Paissances  la  circulaire  suivante:  „Les  Ambassadeurs  d'Angleterre  et  dei5.j|,nii88l 
France  ont  Thonneur  de  faire  savoir  k  leurs  collègues^  que  conformément  aux 
intentions  de  leurs  Gonvernements,  ils  donnent  h  la  Sublime  Porte  les  assurances 
qu'aucune  question  autre  que  celle  concemant  les  Affaires  de  l'Égypte  ne  sera 

soulevée  k  la  Conférence." 

Marquis  de  NoaiUes. 


Sr.  7895.      FBANKBEIGH.  —   Min.   d.  Ausw.   an   den   franz.  Bot- 

■ 

schafter  in  London.  —  Vorschlag^  auf  der  Conferenz 
ein  Uneigennützigkeits-ProtokoU  zu    unterzeichnen. 

Paris,  Ie  16  juin  1882. 
Au   moment  oü  les  Puissances  vont  procéder  en  commun  au  reglement  *'•  '^^^■ 
es  affaires  d'ÊgyptC;  Ie  Cabinet  anglais  jugera  sans  doute  boU;  conformément  ie.  joniiss^, 
ux  précédents  et  è.  Tinitiativc  qu'il  avait  prise  lors  de  Texécution  du  traite 
6  Berlin,   de   proposer   aux   six  Gouvernements    de   signer  un  protocole  de 
ésintéressement   analogue   k   celui    qu'il   avait   présenté   par   sa   dépêche   du 
O  juilliet  1880.*)   Ledit  protocole,  approprié  k  la  situation  actuelle,  pourrait, 
B  me  semble,  être  libellé  comme  il  suit:  ||  „Les  Gouvernements  représentés  par 
^s  soussignés  s'engagent  (dans  un  arrangement  quelconque  qui  peut  se  faire 
^  suite  de  leur  action  concertée  pour  Ie  reglement  des  affaires  d'Ëgjpte)  è. 
e  chercher   aucun  avantage   territoriale  ni   la   concession   d'aucun  privilege 
^closif;  ni   aucuu  avantage  commercial  pour  leurs  sujets,  que  ceux  de  toute 
Otre  nation  nc  puissent  également  obtenir.''  ||  Si  Lord  Granville  adhère  k  cette 
ïoposition,  nous  pourrions  la  télégraphier  immédiatemeut  k  nos  Ambassadeurs 

n  termes  identiques. 

C.  de  Freycinet 

•)  Staataarchiv  Bd.  XXXVIU,  Nr.  7231—7235.  7238.  7239.  7258. 


10" 


148  Aegypten. 

Nr.    7896.     FEANKEEICH.    —   Min.   d.   Ausw.   an   die  franz.  Bol- 

schafter  in  London  und  EonstantinopeL  —  Auffor- 
derang  zum  Zusammentritt  der  Conferenz.*) 

Paris,  Ie  19  juin  1882. 

Nr.  7896.  D^après  les  derniers  avis  parvenus  des  différentes  Cours,  i'ai  lieu  de  penser 

19.  Juni  1882.  que  Ics  quatre  Puissances  acceptent:  1"  que  la  Conférence  se  reumsse  le22  jom  /| 

b,  Constantinople  sans  la  participation  de  la  Turquie,  ainsi  que  Ie  SolUn  e& 

a   exprimé  Ie   désir;  2^  que  la   convocation  k  cette  Conférence  soit  adressée 

par  la  France  et  TAngleterre.    Je  vous  prie  donc  de  soumettre  immédiatem^t 

k  Lord  Granville  Ie  projet  de  télégrammc  ci-après  qui^  s'il  a  son  approbatioo^ 

serait  adressé  d'urgence  k  nos  Reprósentants  auprès  des  quatre  Cours.  Je  me 

tiens   pret   k   tclégraphicr  aussitót  que  j'aurai  la  réponse  de  Lord  Granville. 

Projet  de  télégrammo  pour  nos  Ambassadeurs  auprès  des  quatre  Goors: 

„A  la  suite  de  réchange  de  vues  qui  vient  d'avoir  lieu  entre  elles,  les  grandej 

Puissances  ont  reconnu,  sur  Tinitiative  de  la  France  et  de  TAngleterre,  qill 

y  avait  lieu  de  délibérer  en  commun  sur  la  situation  actuelle  de  TÉgypteet 

sur  les  mesures  que  cette  situation  peut  comporter.  ||  En  conséquence,  Ie  Goi- 

vernement  de  la  Républiquc  et  Ie  Gouvernement  de  la  Reine  proposent  qie 

les  Reprcsentants  des   six  grandes  Puissances  se  réunissent  en  Conférence  I 

Constantinople  Ie  22  de  ce  mois.  ||  Les  délibérations  de  la  Conférence  aoroot 

pour  objet  exclusif  de  regier  les  questions  posées  en  Egypte  par  les  dcmicn 

événementSy  sur  les  bases  indiquées  dans  les  Communications  identiqucsadressées 

Ie  12  février  et  Ic  2  juin**)  dernier  par  la  France  et  TAngletcrre  auxqniöt 

autres  Puissances." 

C.  de  Freycinet 


Nr.   7897.     FRAHKBEICH.  —   Botschafter   in  Konstantinopel  »d 

den  franz.  Min.  d.  Ausw.  —  Der  Sultan  desavonirtdca 
Vorschlag  des  türkischen  Botschafters  in  London, 
cine  Conferenz  in  Konstantinopel  ohne  Betheiligsof 
der  Pforte  abzuhalten. 

Péra,  Ie  19  juin  188^ 

Nr.  7897.  Aujourd'hui  Ie  Ministrc  des  Affaires  étrangères  m'a  déclaré,  en  son  Mi 

il^jnnusa^.  ^^  *^  °°™  ^^  Sultan,  qu'il  démentait  de  la  fagon  la  plus  catégoriqne  la  p' 
position  faite  par  Musurus-Pacha  relativement  k  la  réunion  de  la  Conféreofit 
k  Constantinople  sans  la  participation  du  Gouvernement  turc.  Sald-Padn  ft 
fait  la  même  déclaration  k  mes  cinq  coUègues.  Il  a  dit  en  outre  qne  ^ 
bonnes  nouvelles  qu'il  recevait  d'Égypte,  1'ordre  •rétabli  et  Tespoir  qn'ü  ^ 


•)  Nach  Zustimmung  Granville's  wurdcn  die  Botschafter  noch  an  demselben  Ti|8 
aDgewiesen,  die  Aufforderuug  zii  übergeben. 

••)  Nr.  7823  und  7889. 
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rait  plus  troublé  fondé,  sur  la  constitution  d'un  ministère,  rendaient  la  réunion   ^'-  "^^"• 
Ia  Conférence  inutile  et  inopportune.    Je  vous  adresserai  un  second  télé-i9.jnoii882, 
amme  pour  vous  donner  plus  de  détails. 

Marquis   deNoailles. 


r.   7898.     FRANKEEICH.  —  Botschafter  in  Berlin  an  den  franz. 

Min.  d.  Ausw.  —  Verhandlungen  mit  Bisraarck  über 

die  Conferenz. 

Berlin,  Ie  19  juin  1882. 

La  conversation  qui  a  eu  lieu,  chez  Ie  Prince  Chancelier  de  TEmpirc,  Nr.  im. 
tre  Son  Altesse  et  les  Ambassadeurs  n'a  roulé  que  sur  la  question  pré- ^9* ^j,'"gg2 
linaire  de  la  réunion  de  la  Conférence.  Le  Prince  a  voulu  constater  avec 
as  les  pointSy  sur  lesquels  nos  Gouvernements  étaient  d'accord.  Il  a  ré- 
né  ses  informations  les  plus  récentes;  d'oü  il  résultait  que  le  Sultan  avait 
mis  que  les  Représentants  des  Puissances  se  réunissent  k  Constantinople, 
lis  sans  participation  de  la  Turquie,  sauf  entente  ultérieure  avec  la  Porte 
tomane.  Le  Prince  Chancelier  nous  a  dit  alors  qu'il  pensait  que  tous  les 
binets  s'accorderaient  k  reconnaitre  que  Tinitiative  de  la  convocation  de  la 
Qférence  devait  appartenir  k  la  France  et  k  TAngleterre,  qui  avaient  mis 

avant  l'idée  de  cette  réunion.     Puls  il  nous  a  lu  un  télégramme  du  Prince 

Hohenlohe  arrivé  aujourd^hui  même^  et  annongant  que  vous  aviez  proposó 
convocation  de  la  Conférence  k  Constantinople^  dans  les  conditions  offertes 
r  le  Sultan,  pour  jeudi  prochain,  le  22  juin.  Il  nous  a  dit  qu'il  avait  ac- 
»té  cette  proposition  au  nom  de  TAUemagne,  et  que  ses  renseignements  sur 

dispositions  des  autres  Puissances  lui  donnaient  k  penser  qu'elle  serait  ac- 
)tée  par  tout  le  monde.  Il  a  rappelé  enfin  qu'il  avait  été  convenu  que  la 
iférence  s'occuperait  exclusivement  des  affaires  d'Égypte,  et  k  ce  propos, 
sant  allusion  è.  la  communication  récente  de  Lord  Ampthill,  il  a  exprimé 
pinion  qu'il  serait  premature  d'examiner  aujourd'hui  la  question  de  Vinter- 
ition  turque  en  Egypte,  ou  les  conditions  dans  lesquellss  cette  intervention 
nrait  avoir  lieu,  d'autant  plus  que  le  Sultan  paraissait  vouloir  se  refuser 
prêter  des  troupes  pour  un  semblable  usage. 

L'ambassadeur  d'Angleterre  déclara  k  ce  moment  qu'il  était  chargé  de 
3poser  que  la  discussion  de  cette  question  füt  déférée  k  la  Conférence.  Je 
)  que  le  Gouvernement  de  la  République  était  également  d'avis  que  Texamen 

l'éventualité  d'une  intervention  turque  en  Egypte  füt  réserve  a  la  Confé- 
ice,  et  que,  suivant  nous,  celle-ci  aurait  k  délibérer,  soit  sur  ce  mode  de 
ntion,  soit  sur  toute  autre  combinaison  que  les  circonstances  feraient  re- 
maitre  comme  opportune.  Je  rappelai  en  même  temps  que,  d'après  les 
mes  de  notre  proposition  initiale,  qui  se  référait  k  la  note  identique  du 

février,  communiquée  k  toutes  les  Puissances  et  acceptée  par  elles,  la 
iférence  serait  uniquement  chargée  de  rechercher  les  moyens  de  rétablir 
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Nr.  7898.   g,j  Egypte  Ic  slüfu  Quo  Dormal;  fondé  sur  les  Firmans  du  Sultan  et  sur  les  ama- 
w.jttniissigements  pris  avec  VEurope,  et  spécialement  avec  la  France  et  TABgletem, 

En  résumé,  Ie  résultat  de  notre  réunion  a  été  de  constater  Vaccord  des 
Puissances  pour  assembier  la  Conférence  k  bref  délai  k  Constantinople,  sus 
participation  de  la  Turquie,  et  sur  convocation  faite  par  la  France  et  l'Angle- 
terre;  la  probabilité  d'une  adoption  unanime  de  la  date  du  22  juin;  enfin  li 
limitation  de  la  compétence  de  la  Conférence  aux  seules  affaires  d'Êgypte. 

Alph.   de  Courcel. 


Nr.    7899.     TÜEKEI.  —   Min.   d.  Ausw.    an   die   turk.  Botschafter 

bei  den  Grossmachten.  —  Die  Pforte  hftlt  die  Confc- 

renz  für  inopportun  und  hofft,  dass  dieselbe  nnter- 

bleiben  werde. 

Constantinople,  Ie  20  juin  1882. 

Nr.  789e.  Pendant  ces  jours  derniers^Messienrs  les  Reprósentants  d'Autriche-Hongne, 

80  Jwin882  ^'^^^^®;  d'Allemague  et  de  Russie  sont  venus  me  dire  qu'ils  étaient  chargés 
par  leurs  Cabinets  respectifs  de  conseiller  au  Gouvernement  Impérial  d'ad- 
hérer  k  la  proposition  déjè.  faite  par  les  Gouvemements  de  Sa  Majesté  Bri- 
tAnnique  et  de  la  République  Fran^aise  pour  la  réunion  h  Constantinople  dane 
Conférence  destinée  è.  faciliter  la  mission  du  Maréchal  Dervish-Pacha  et  ont 
ajouté,  en  dernier  lieu,  que  la  Conférence  en  question  n'aurait  a  s'occnper 
exclusivement  que  des  affaires  Ëgjptiennes  ainsi  que  les  deux  Cabinets  pro- 
posants  venaient  de  Ie  déclarer  è.  leur  tour.  [j  Mes  réponses  successives  k  Hes- 
sieurs  les  Représentants  des  six  Puissances  ont  eu  pour  base  les  argaments 
que  mes  dépêches  circulaires  vous  ont  énoncés  et  qui  ont  démontré;  noos 
aimons  è.  Tespérer^  la  non-nécessité  de  la  Conférence  qui  se  réunirait,  d'après 
ce  qui  nous  revient  tout  récemment^  jeudi  prochain,  Ie  22;  ^  Constantinople. 
;  Les  demières  nouvelles  qui  nous  parviennent  d'Égypte  confirment  les  progrè^ 
de  Tapaisement  dans  cette  provinco;  et  les  mesures  sages  et  pratiqoes  cod- 
certées  dans  ce  but  par  Ia  mission  Impériale  et  Son  Altesse  Ie  KhédiTe,  aiosi 
que  la  formatiou  du  nouveau  ministère  Egyptien,  font  espérer  Ie  prompt  et 
entier  rétablissement  de  l'ordre  et  de  la  tranquillité  publics.  ||  En  prósence  de 
cette  situatioU;  nous  sommes  persuadés  que  les  Puissances;  dans  leurs  senti- 
ments  d'impartialc  équité  et  dans  leur  soUicitudC;  egale  k  la  nötre^  poor  Ie 
retour  de  Tétat  de  choses  normal  en  Egypte ;  voudront  bien  constater  qae 
les  efforts  de  Dcrvish  -  Pacha  répondent  au  désir  général  de  paix  et  que,  d^ 
lors,  la  réunion  d'une  Conférence  constituerait  Ie  doublé  emploi  d'un  mêae 
pro  jet,  et  présenterait  peut-être  des  inconvenients  de  nature  k  rendre  stérik 
la  t^he  du  Maréchal,  k  Tencontrc  du  but  que  Ton  se  serait  consciendeose 
ment  proposé.  ||  Nous  nous  estimons  tres  heureux,  comme  je  Tal  dit  k  Mes- 
sieurs  les  Représentants,  d^entrer  dans  un  échange  de  vues  avec  eux,  en  prt- 
tant  uno  oreille  attcntive  anx  considérations  que  leurs  Gouvemements  croiroit 
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lettre,  dans  leur  saine  appréciation  pour  la  sauvegardc  de  leurs  in-   ^''  '^• 
il  m'est  permis  de  completer  lei  ma  pensee,  j'ajouterai  qa'en  face  deoo.janii88s. 
lleur  vouloir  et  de  notre  empressement  k  déférer  au  voeu  des  Cabi- 
'  lo  roaintien  des  stipulations  du  Firman  Impérial  octroyé  aa  Ehé- 
u  .<ttatu  qtw  en  Egypte,  Ie  fond  de  la  question  resterait  Ie  même,  k 

retour  désiré  de  la  situation  normale  dans  cette  province  par  une 
ntre  nous  et  les  grandes  Puissances  séparément,  et  qu'il  n'y  aurait 
)rme  qui  différerait,  je  veux  dire  la  réunion  d'une  Conférence  dont 
ons  devoir  décliner  cette  fois  encore  la  nécessité  et  Topportunité.  j| 
ns  donc  Ie  ferme  espoir  que  notre  these  sera  agréée  par  Ie  Gouver- 
uprès  duquel  vous  êtes  accrédité  et  qu'il  voudra  bien  croire  qu'en 
t  exposé  de  notre  part  n'a  en  vue  que  Tintérêt  général  et  la  réus- 
i  chose  k  la  satisfaction  commune.  ||  Je  prie  Yotre  Excellence  de 

tous  ses  efforts  pour  faire  valoir  les  considérations  qui  precedent 
)  Monsieur  Ie  Ministre  des  Affaires  étrangères,  en  laissant  k  Son  Ex- 
ïopie  de  la  présente  dépêche,  et  pour  arriver  k  faire  écarter  défini- 
le  projet  de  Conférence  dont  il  s'agit 


00.  FRANKBEICH.  —  Generalconsul  in  Aegypten  an  den 
franz.  Min.  d.  Ausw.  —  Griechenland  ist  bereit, 
7000  Mann  in  Alexandrien  zu  landen. 

Alezandrie,  Ie  20  juin  1B82. 
trends  du  Consul  général  grec  que  son  Gouvernement  pourrait  disposer  Nr.  7900. 
hommes  de  troupes  et  de  16  batteries  Krupp. 
forces  pourraient  être  rendues  k  Alexandrie  en  cinq  jours  avec  les 
e  transport  dont  dispose  la  Grèce.    Il  m'a  prié  de  transmettre  cette 
at  ion  officiellement  k  Tamiral  Conrad;  mais  avant  d'entretenir  TAmiral 
question,  j'ai  besoin  de  recevoir  les  instructions  de  Votre  Excellence. 

Sienkiewicz. 


Fnnkreieh. 
SO.Jani  1882. 


1)1.  EEANKBEICH.  —  Botschafter  in  Wien  an  den  franz. 
Min.  d.  Ausw.  —  Ausweichendc  Antwort  K^lnoky's 
auf  die  Einladung  znr  Conferenz. 

Vienne,  Ie  21  juin  1882. 
s   m'être  concerté  avec  mon  collègue  d'Angleterre,  j'avais  dès  hier   Nr.  7901. 
&crit  au  comte  Kalnoky  la  communication  relative  k  la  convocation  .^^"J"^*g^ 
conférence  Ie  22  courant  k  Constantinople.     Aujourd'hui  Ie  Ministre 
es  étrangères  m'a  re^u  dans  la  matinee,  mais  ne  s'est  pas  trouvé  en 
p   me   donner  une  réponse.     En  me  lisant  un  télégramme  regu  de 
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Nr.  7901.    Constantinople,  il  ra'a  fait  connaitre  Ie  nouvel  incident  survenu  qui,  d'après  loi, 

21. Juni  1882.  ïïiodifie   bcaucoup  Ia  situation.     Saïd-Pacha  ayant  déclaré  en  son  nom  et  aa 

nom  du  Sultan  que  Musurus-Pacha  avait  dü  mal  s'expliquer  on  être  mal  com- 

pris  h  LondreSy  parce  que  la  Porte  n'avait  jamais  entenda  donner  son  acqoies- 

cement  k  la  réunion  d'une  Conférence,  et  dès  lors  la  base  sur  laqaelle  les 

Puissances  s'étaient  mises  d'accord  venant  k  disparaltre  avec  cette  déclaratioD 

du  Ministre  des  Affaires  étrangères  Ottoman,  Ie  comte  Ealnoky  se  volt,  quant 

h  présent,  obligé  de  ne  pas  se  prononcer  et  d'attendre.    En  tous  cas,  il  doate 

fort  que  la  Conférence  puisse  se  réunir  demain. 

Duch^teL 


Nr.   7902.     FEANKEEICH.  —    Min.  d.   Ausw.   an   deü    franz.  Bot- 

schafter   in   K,onstantinopel.   —   Instruction  fttr  die 
Conferenz. 

Paris,  Ie  21  join  1882. 

Nr.  7902.  Je  vous  ai  envoyé  Ie  textè  de  Tinvitation  qui  a  été  adressée  aux  qnatre 

21.  Juni  1882.  Puissances  par  les  Cabinets  de  Paris  et  de  Londres  en  vue  de  la  Conférence 

qui  doit  s'ouvrir  demain  h  Constantinople.  ||  Ce  document,  qui  servira  sans  dwte 

de  base  aux  délibérations  des  Ambassadeurs,  précise  nettement  robjectifis* 

variable  de  notre  politique,  k  savoir: 

Le  mainticn  des  droits  respectifs  du  Sultan  et  du  Ehédive,  ainsi  que  des 
engagements  et  arrangements  internationaux;  ||  Le  respect  des  libertés  garanties 
par  les  firmans;  ||  Le  développement  prudent  des  institutions  égyptiennes.  ||  Je 
vous  laisse  toute  latitude  pour  discuter,  et,  au  besoin,  accepter  ad  referendWi 
les  Solutions  diverscs  qui  seraient  suggérées  jIi  Teffet  d'atteindre  le  but  qae 
nous  nons  proposons.  ||  Dans  le  cas  oü  Tintervention  armee  de  la  Turquie  serait 
mise  en  délibération,  je  vous  recommande  expressément  d'insister  pour  qne 
cette  iiitervention  soit  réglée  de  maniere  è^  ne  pas  dég^érer  abusivement  en 
une  occupation  plus  ou  moins  prolongée,  au  détriment  de  rindépendanoe  de 
TÉgypte.  II  Si  les  garanties  offertes  dans  ce  sens  ne  vous  paraissaient  pas  plcinfr 
ment  satisfaisantes,  vous  ne  manqueriez  pas  de  me  consulter  avant  de  too 
railier  k  une  formule  déterminée.  ||  Telles  sont,  dans  leur  ligne  générale,  te 
instructions  que  je  crois  devoir  vous  donner  aujonrd'hui.  Je  compte  sur  fotw 
expérience  et  votre  autorité  pour  défendre  utilement  la  cause  confiée  k  vossoins. 

C.  de  Freycinet 
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)3.  GE08SBEITAN1IIXN.  —  Botschafter  in  KoQStautino- 
pcl  an  den  engl.  Min.  d.  Aosw.  —  Erate  Sitzang  der 
Conferenz. 

Therapia,  Jane  23,  1882. 
ord,  —  1  have  the  hononr  to  state,  that  the  first  meeting  of  the   "r- 

of  Ambassadors  on  Ëgyptian  affairs  was  held  this  afteinoon,  as  1  briti 
Ij  inrormed  yoar  Lordsliip  in  my  telegram  of  this  day's  date.  ||  After"-J" 
our  full  powers,  which  had  been  conveyed  to  all,  except  mjself,  in 
lic  form,  we  proceeded  to  draw  ap  a  Memorandum  to  the  Sablime 
fying  the  constitation  of  the  Conference,  and  exprcssing  at  the  aame 
rcgret  at  the  non-participation  of  Tarkey,  and  the  hope  that  we 
;after  have  tlie  co-operatiou  of  the  Ottoman  Government.  A  copy 
cnment  is  subjoined.  ||  I  then  took  an  opportunity  of  expressing  to 
ues,  as  the  Reprcsentative  of  one  of  the  Powers  at  whose  invitation 
loined  in  the  Conference,  how  sensible  my  Government  was  of  the 
.nd   consideration   which    had   been    exhibited   by   tb  e   speedy   and 

manner  io  which  their  soggestion  had  been  adopted.  My  French 
lelivered  himself  in  the  same  sense.  ||  We  then  eotered  into  a  mutual 
to  preserve  the  strictest  secrecy  in  reference  to  onr  proceedings, 
luded  by  my  expressing  in  my  owu  name  and  that  of  all  my  colleagaes 
iatisfactioD  we  had  in  fiodiug  ourselves  placed  ander  the  Presidency 
a  Doyen  as  was  Connt  Corti,  who  was  well  qaalified  by  the  distingnis- 
le  had  taken  at  the  Berlin  Gongress,  by  his  knowledge  of  affairs, 

amiable  and  conrteons  disposition,  to  discharge  the  very  important 
lie  Presidency.  ||  I  have,  &c. 

Dufferin. 


Pro-Memoria. 
oprésentants  d'Allemagne,  d'Autriche-Hongrie,  de  France,  de  Grande- 
i'italie  et  de  Rassie  s'étant  réunis  aojourd'hui  en  Conférence,  d'ordre 
ouverncnients,  ponr  délibérer  sur  les  mesures  qu'il  y  anrait  &  pro- 
amener  Ie  reglement  des  affaires  d'Ëgypte,  ont  été  tons  d'accord 
ttcr  que  leor  première  délibération  n'ait  pas  en  lien  bods  la  prési- 
ilinistre  des  Affaires  Étrangëres  de  Sa  Majestê  Ie  Sultan,  et  tiennent 
u'ils  seraient  tous  contents  de  voir  Ie  Gonveroement  Ottoman  parti- 
travans  d'une  Conférence  qni  se  réunit  h  Constantinople  en  vne 
.  de  poavoir  rester  dans  les  rapports  les  plus  directs  possiblea 
blime  Porte. 
)ia,  Ie  23  Juin,  1862. 
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Nr.    7904.     OEOSSBRITAHinEHi  --  Min.  d.  Answ.  an  den  engL  Bot- 

schafter  in  Paris.  —  Der  Saez-Canal  in  Gefahr. 

(Extract.)  Foreign  Office,  Jone  24,  1882. 

^oroM^  I  have  to  request  yonr  Excellency  to  inform  M.  de  Freycinet,  that  besides 

briunnien.  the  possibles  dangcr  in  regard  to  the  wat^r^  Her  Majesty's  Government  bare 
24.  Juni  1882.  j^g^g.^^^  alarming  intelligence  which  they  have  good  reason  to  believe  is  well- 

fonnded;  that  plans  have  been  prepared  against  the  Ganal  itself. 


Nr.   7905.      GEOSSBEITANiriEN.  —  Botschafter  in  Konstantinopel 

an  den  engl.  Min.  d.  Answ.  —  Der  Snltan  verlangt  ka- 
tegorisch  die  Absichten  Englands  bez.  Aegyptens  zo 
wissen. 
(Extract.)  Therapia,  Jane  24,  1882. 

Nr.  7905.  j^g^  as  our  first  Conference  was  breaking  up,  Reschid-Bey,  the  Secretaiy 

briUnnien.  of  the  Sultan,  was  annonnced^  as  wishing  to  sec  Connt  Corti.     The  object « 
24.jQnii882.j,|s  yigj^  ^j^  ^q  communicatc   to  Connt  Corti  and  to  the  other  Ambassidon 
the  fact  that  the  Egyptian  army  and  its  officers  had  taken  a  solemn  oath  of 
obedience  to  the  Snltan  and  to  the  Kliedive.  ||  After  having  acqnainted  ali  oj 
coUeagues  in  tnm  with  this  intelligence,  Reschid-Bey  called  upon  me  and  iati- 
mated  that  he  was  charged  with  a  conüdential  comraonication  from  His  Majestj. 
His  Majesty  had  made  np  his  mind  to  adress  to  Her  Majesty's  GovenuDOit 
two  precise  and  categorical  questions^  which  he  begged  me  to  transmit;  wiÜMxrt 
delay,  to  your  Lordship.    The  first  was:  "What  are  the  intentions  of  EngN 
towards  Egypt  in  regard  to  the  present?'*  and  the  second:  '^hat  are  the 
views  entertained  by  Her  Majesty 's  Government  with  respect  to  Egypt  as  regards 
the  fnture?"    If  your  Lordship  would  answer  these  two  questions  the  Snltai 
would  then  be  in  a  position  to  examine  how  far  his  own  interests  and  viefs 
coincided  with  those  of  Her  Majesty's  Government.    If  they  sbonld  not  proi« 
reconcilable   he   would  frankly  acquaint  your  Lordship  with  the  fact;  boti^ 
on  the  contrary,  they  appeared  coincident,  it  would  be  his  desire  to  enter  iat» 
the  most  intimate  and  cordial  alliance  with  England.  ||  I  replied,  that  I  woaU 
certainly  put  the  questions  in  the  categorical  form  required,  because  I  shoaU 
be  most  unwilling  to  give  His  Majesty  a  false  impression  as  to  the  exteatti 
which  England   might   be   prepared  to  meet  his  advances.     In  the  meaotis^ 
however,  I  could  assure  him  that  both  as  regarded  the  present  and  the  tt^ 
of  Egypt  the  British  Government  had  but  one  desire,  namely,  the  presenatoo^ 
in  their  full  integrity,  of  the  Sultan's  actual  sovereign  rights  as  defined  bj  tki 
FirmanS;  and  the  maintenance  of  the  order  of  things  established  undcr  ^ 
We   not   only  accepted  the  Sultanes  sovereignty  in  Egypt  as  a  fact,  bit  «• 
regarded  it   with    benevolence.     We   recognized,   that,  the  Egyptians  beiag  •  1^ 
Mussulman  people,  it  was  desirable  that  they  sliould  be  ruled  by  a  Maiai*  Ëk 
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ledan  Power.  As  for  ourselves,  we  had  but  two  interests  in  Egypt:  the  freedom   ^'-  ^*^' 

OrOM- 

f  the  Snez  Canal,  and  sach  a  satisfactory  administratioh  of  its  internal  affairs  britanniea. 
s  would  preclude  any  foreign  Power  from  finding  an  excuse  for  meddling^*-^"»*^®®* 
rith  them. 


St.   7906.     FEAHKKEICH.   —   Min.   d.   Ausw.  an   den   franz.  Bot- 

schafter  in  London.  —  Ablehnang  der  Maassregeln 
zam  Schutz  des  Saez-Ganals. 

Paris,  Ie  24  juin  1882. 

Lord  Lyons  est  venu  avant- hier ^  de  la  part  de  son  Gonvernenient,  me  Kr.  79o«. 
nroposer  de  nous  concerter  en  vue  de  mesures  immédiates  ponr  protéger  Ie  ^"«^'•ïch. 

f  r  o  24.  Juni  1882 

unal  de  Snez.  Je  lai  ai  répondn  ce  matin,  après  en  avoir  délibéré  en  Con- 
eüy  qne  mes  informations,  pnisées  aux  meillenres  sonrces,  ne  concordaient 
»as  avec  les  siennes,  que  Ie  canal  n'était  menacé  par  rien  et  que  Ie  seul  danger 
«e  redoutait  la  Compagnie  était  la  protection  même  qu'on  voulait  lui  ofirir^ 
Ctendu  qu'une  occupation,  selon  elle,  pourrait  entrainer  la  rupture  du  canal 
'eau  douce  et  déterminer  des  actes  d'hostilité  contre  Ie  canal  maritime.  Dans 
es  conditionsy  ai-je  dit,  Toccupation  dn  canal  ne  serait  pas  justifiée  aux  yeux 
B  TEurope  par  d'impérieuses  nécessités. 

C.  de  Freycinet. 


V.    7907.     OEOSSBKITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 

schafter   in  Eonstantinopel.   —   Englands  Absichten 
bez.  Aegyptens. 
Xtract)  Foreign  Office,  June  25,  1882. 

Her  Majesty's  Government  have  had  under  their  consideration  your  Ex-  Nr.  7907. 
llency's  telegram  of  yesterday,  forwarding  the  message  which  His  Majesty  i,^^i"g„ 
^d  ordered  Reschid-Bey  to  request  you  to  transmit  to  them  with  regard  to25  Juiiii882 
«ir  views  and  intentions  on  the  Egyptian  question.  Her  Majesty's  Govem- 
ent  entirely  approve  the  language  you  held  to  Reschid-Bey  when  he  made 
»€  communication  to  your  Excellency  on  behalf  of  the  Sultan.  [|  Her  Majesty's 
ovemment  have  no  wish  for  auy  policy  further  than  that  which  has  been 
58cribed  in  the  Circular  to  the  Powers  of  the  llth  February  last  as  the 
^«is  proposed  for  discussion.  They  desire  to  see  the  Sultan's  sovereignty 
■^tained  without  any  limitation  excepting  those  which  have  been  conceded 
T  the  Imperial  Firman^.  ||  Their  policy  is  wholly  opposed  to  the  prepondera- 
^B  influence  of  any  single  Power.  ||  Their  answer  to  the  Sultan's  question  as 
What  are  the  intentions  of  England  towards  Egypt  in  regard  to  the  present 
that  the  wish  of  Her  Majesty's  Government  for  the  present  is  that  His 
•jesty  should;  by  dispatching  troops  to  Egypt,  suj)port  the  authority  of  the 
'^dive,  free  His  Highness  from  the  risk  of  the  continuance  or  renewal  of 
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Kr.  7907.  ^j^g  military  pressure  which  bas  been  exercised  against  bim,  and  restore  tk 
briunnien.  normal  status  quo,  \\  Their  reply  to  tbe  question  of  tbe  Saltan  as  to  whit  m 
25. Juni  1882. the  vlews  entertalncd  by  Her  Majesty's  Government  with  respect  toEgyptii 
regards  tbe  future  is  tbat  they  desire  that  tbis  state  of  things  should  ooDtiiiK 
witbout  exeluding  tbe  safe  improvement  of  tbe  internal  administration  of  tbe 
country ;  but  witb  tbe  entire  exclusion  of  tbe  preponderating  inflaence  of  aoj 
single  Power.  |{  Your  Excellency  will  make  a  commanication  to  the  Sultan  ii 
tbe  sense  of  tbis  despatcb. 


Nr.  7908.     OEOSSBKITANNIEN.  -    Botscbafter  in  Eonstantinopel 

an  den  engl.  Min.  d.Ausw.  —  Unterredung  mitRescliid* 
Bcy.  Wenn  der  Sultan  seine  Mitwirknng  verweigert, 
wird  England  allein  zur  Occupation  Aegypteii 
scbreitcn. 

Constantinople,  Jane  26,  1883. 
Nr.  7908.  My  Lord,  —  Having  toucbed,  during  my  recent  conversation  with  Resdéi- 

briUnTiên  ^^^'  ^^  ^^^  questiou  of  tbe  Sultanes  sending  Turkisb  troops  to  Egypt,  k 
26.jaiiii882.told  me  tbat  all  tbe  Ministers  bad  been  unanimously  in  favoor  of  tbat  meisiR;j 
tbat  a  ''masbata"  recommending  it  bad  been  sent  to  tbe  Saltan  some  tte; 
ago,  but  tbat  tbe  Sultan  bimself  bad  lately  been  most  averse  to  the  idei^i^ 
indeed,  Rescbid-Bey  very  frankly  added,  be  was  bimself.  Notwitbstanding  thi^ 
at  my  recent  audience  Rescbid-Bey  went  on  to  say  His  Majesty  had  beei 
greatly  shaken  in  bis  opinion  by  tbe  argumeuts  I  bad  submitted  to  him.|Ii' 
deed,  His  Majcsty's  view  now  was,  tbat  troops  should  be  sent  as  soona8De^ 
visb-Pasha  bad  prepared  tbe  way  for  their  arrival,  so  that  they  migfctl*, 
insinuated  into  tbe  country  without  provoking  a  collision.  It  was  tbis  ^Êf^ 
of  opinion  wbich  bad  induced  His  Majesty  to  ask  me  wbether,  in  the  erol 
of  troops  being  sent,  England  wonld  lend  him  transports.  But,  thoogh  b0V 
more  inclined  to  an  armed  intervention  in  Egypt  than  be  had  been  a  fffrt- 
night  ago,  provided  it  could  be  effected  witbout  bloodshed,  the  Sultan  f» 
cxtrcmely  anxious  tbat  tbe  Conference  should  not  make  any  demand  npoo  hii 
in  tbat  scnse,  as  be  would  tben  have  the  appearance  of  having  set  on  foott 
military  expedition  for  tbe  subjection  of  Egypt  at  tbe  dictation  of  En^f^ 
\^bicb  would  render  bim  bateful  in  tbe  eyes  of  tbe  Mussulman  popalatkML  | 
ündcr  these  circumstances  Rescbid-Bey  besought  me  most  eamesüy  not  ti 
forcc  the  Sultan's  band.  His  Majesty  was  acting  loyally  towards  as  tbrtn^ 
Dervisb-Pasba.  Dervisb-Pasba  bad,  indeed,  been  compelled  at  last  to  tempori* 
witb  Arabi-Pasha,  because,  in  tbe  present  state  of  excitement  in  which  kt 
found  tbe  Egyptian  people,  it  was  impossible  to  do  otberwise;  bat  in  the  cp 
be  would  acquire  the  necessary  ascendancy,  and  would  then  make  short  foA 
of  bim  and  of  bis  colleagues.  Arabi-Pasba's  prestige  was  diminishing,  ** 
tbe  adherents  of  tbe  Kbcdive  and  tbe  Sultan,  botb  in  the  army  and  anoif^ 
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ie  Notables,  wcre  acquiring  strength.  Any  endeavour  on  the  part  of  the  ^'*  '•^ 
owers  prematurcly  to  coerce  the  Sultan  to  fulfil  their  bidding  would  check  briuniüaii. 
lis  growing  reaction  against  the  military  faction,  and  His  Majesty,  thus  forced^'^""^®'^- 
I  choose  between  Islam  and  subserviency  to  the  Western  Powers,  might  be 
Mpelled  to  abandon  his  present  endeavour  to  work,  thongh  in  his  own  way, 
>r  the  ends  desired  by  Eugland,  and  to  throw  in  his  lot  with  Arabi-Pasba 
od  the  National  party.  ||  I  replied,  that  I  quite  appreciated  the  difficulties  of 
ie  Snltan's  po&ition,  and  that  I  was  convinced  that  Dervish-Pasha  had  been 
oing  his  best  to  obtain  the  mastery  in  Egypt.  On  the  other  hand^  after  a 
looth's  trial,  it  was  evident  that  his  mission  had  totally  failed,  and,  in  the 
leantime,  thonsands  of  Europeans  had  been  suddenly  driven  out  of  the  country, 
3  the  ruin  of  many  of  them  and  to  the  loss  of  all*,  and  a  horrible  massacre 
ad  been  perpetrated,  from  the  midst  of  which  ,many  of  the  Consuls  had 
arely  escaped  with  their  lives;  that  the  military  faction,  who  were  responsible 
ir  these  deplorablc  results,  could  uot  be  allowed  to  dominate  the  situation; 
\d  that  it  would  be  impossible  to  persuade  public  opinion  in  Fraoce  and 
ngland,  which  had  been  irritated  in  so  many  ways,  to  allow  weeks  and  mouths 

pass  by  while  the  Sultan  was  endeavonring  to  obtain  his  end  by  his  present 
sll-meaning  bnt  tortuous  and  occult  devices.  ||  I  concluded  by  hinting  to  Reschid- 
sy,  in  a  way  which  hc  could  uot  misapprehend,  that,  if  the  Sultan  refused 

help  us  to  attain  the  objects  proposed,  and  still  hesitated  to  take  the  only 
^ective  step  to  vindicatc  the  authority  of  his  Representative,  the  intention 
ld  been  already  formed  of  securiug  our  interests  by  rcsorting  to  an  armed 
cupation  of  Egypt  other  than  through  the  instrumentality  of  Turkey.  This 
nouncement  made  a  great  impression  upon  my  inteirlocutor,  and  I  have  no 
iibt  he   will  do  his  best  to  induce  the  Sultan  to  render  unnecessary  snch 

unwelcome  altemative,  unless,  indeed,  as  perhaps  thcre  is  reason  to  fear, 
ia  Majesty  is  encouraged  by  some  other  Powers  to  persist  in  declaring  that 
e  formation  of  Ragheb- Pasha's  Ministry  bas  resolved  the  Egyptian  question. 
l  have,  &c. 

öufferin. 


Tr.  7909.     GBOSSBKITANHIEN.  —  Botschafter  in  Eonstantiuopel 

an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Zweite  Sitzung  dor  Con- 
ferenz. 
iXtract)  Therapia,  June  26,  1882. 

Yesterday  the  Conference  held  its  second  sitting,  as  I  have  already  in-   Nr.  7909. 
ïined  your  Lordship  by  telegram.  ||  Our  first  act  was  to  sign  the  Self-denying  briunnitn. 
Wocol,  copy  of  which  I  inclose,  in  accordance  with  the  instructions  contai- 26. Jool  1882. 
•^  in  your  telegram  of  the  17th  instant    Count  Corti  theu  informed  us,  that 
^  Memorandum  we  had  requested  him  to  transmit  to  Saïd-Pasha  had  been 
knowledged  by  his  Excellency  as  having  been  received  ^^k  titre  officieux.'' 
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Nr.  7909.  «j^g  i\^q  Govemment  of  Her  Majesty,"  I  said,  'Oias,  in   eonjimction  wiÉ 

britMmieii.  that  of  France,  taken  a  leading  part  in  the  paurparl^s  which  have  resnlted 
26,jiuüi882.in   the   reunion  at  Constantinople  of  the  Representatives  of  the  Six  Poiers, 
for  the  purpose  of  consulting  together  upon  the  af^airs  of  Egypt,  I  may  be 
permitted  to  call  the  attention  of  my  colleagues  to  the  principal  features  of  ik 
existing  situation.    I  shall  do  this  very  briefly,  more  specially  as  the  task  of  ti- 
king the  initiatiye  only  devolves  upon  me  through  my  accidental  seniority  tosj 
French  colleague,  to  whose  powers  of  clear  and  lucid  statement  I  would  far  sooier 
it  had  been  confided.   Happily^  however,  the  facts  with  which  we  have  to  dealire 
in  themselves  so  eloquent^  the  exigencies  which  they  involve  have  been  so  nn- 
nimously  recognized;  and  the  appreciation  of  them  by  our  respective  GoTcn- 
ments  is  so  identical,  that  they  can  be  pourtrayed  in  a  few  sentences.  1  It  b 
no  exaggeration  to  say;  that  during  the  last  few  months  absolute  anarchyki 
reigned  in  Egypt     We  have  seen  a  military  faction,   without   even  allegil 
those  pretences  to  legality  with  which  such  persons  are  wont  to  cloik  tliBr 
designs^  proceed  from  violence  to  violence,   until   insubordination  has  giw 
place  to  mutiny,  mutiny  to  revolt;  and  revolt  to  a  usurpation  of  the  snpnas 
power.    As  a  consequence  the  Administration  of  the  country  has  been  thron 
into  confusion;  the  ordinary  opcrations  of  the  mcrchant  havo  come  to  astui- 
still;  the  fellafaeeU;  no  longer  finding  purchasers  for  their  produce,  are  lotiik 
to  pay  the  land-tax,   and   the  revenues  of  Egypt  are  failing.    This  state  é 
things  has  placcd  in  extreme  jeopardy   those  commercial  interests  in  wbiek 
the  subjects  of  all  the  Powers  are  so  deeply  concerned.     Not  only  so»  W 
those  special  engagements  into  which  the  Governements  of  France  and  Es^ 
land  had  entered  with  Egypt  have  been  repudiated;  the  officers  appointedli 
carry  them  into  effect  have  been  excluded  from  the  control  they  were  9^ 
rized  to  exercisC;  and  the  system  which  had  begun  to  work  so  greatlj  to  tk 
advantage  of  the  industrious  cultivators  of  Egypt  has  been  broken  op  ui 
overthrown.  ||  But  these  effects  form  only  a  portion  of  the  deplorable  sitBstiü 
which  has  excited  the  anxiety  of  Europe.     It  is  not  merely  the  public  eret- 
tor  who  has  suffered  extensive  damage.    The  life  and  property  of  every  ia* 
vidual  European  in  the  country  have  become  insecure.     Of  this  insecnrity  •« 
have  had  a  most  mclancholy  and  convincing  proof  in  the  bmtal  massierelf 
an  insolent  mob  of  a  number  of  unoffending  persons  at  Alexandria^  gad  in  tk 
sudden  flight  from  Cairo  and  the  interior  (a  flight  which  implies  loss  to  i 
and  ruin  to  man})  of  thousands  of  our  respective  citizens.    It  is  evident  tW 
*    such  a  condition  of  affairs  requires  a  prompt  and  energetic  reme^y*  ^* 
true  we  have  been  told  by  the  Representatives  of  the  Ottoman  Govenart 
that  the  crisis  is  past;  that  disorder  has  been  suppressed,  that  a  new  UoW 
has  been  formed;  that  the  authority  of  the  Khcdive  is  in  the  ascendin^  >■ 
that  the  Egytian  question  has  almost  ceased  to  exist.    I  can  only  describ 
such  a  view  of  the  case  as  an  impudent  and  delusive  falsification  of  the  M 
and  I  took  upon  mysclf  to  communicate  that  opinion  to  Saïd-Pasha  ia  (X^ 
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5,  but  in  perfectly  explicit,  terms.     The  make-believe  Government  which   ^'*  ''^^• 

been   establisbed  is  the  Government  of  Arabi-Pasha   and  of  his   fellow-  briunnien. 

Is.    The  Khedive  is  as  powerless  as  ever  in  their  hands,  and  the  Ottoman^"'"**^^^; 

missioner  is  as  powerless  as  the  Khedive.    Dervish-Pasha  himself  has  in- 

ted  his  Government,  as  I  know  upon  indisputable  authoritj,  that  the  new 

ne  is  but  another  form  of  successful  revolt,  that  Arabi-Pasha  continues 

;er  in  Egypt,   and    that   neither  he  nor  anj  one  else  without  troops  at 

-  back  will  be  strong  enongh  to  quell  the  usurper.     Gan  the  European 

ers  tolerate  the  continuance  of  such  a  state  of  affairs  in  a  province  with 

h  they  have  such  important  commercial  relations,  where  so  many  of  their 

ects  reside,  and  whose  tranquillity  is  so  necessary  to  the  general  peacc? 

land  and  France  certainly  cannot,  and  tbc  presence  of  our  coUeagues  herc 

IJ  is  a  sufficiënt  answer  to  the  question,   for   the  Conference  has  been 

oked  subsequently  to  the  constitution  of  the  Ministry  of  Comedy  which 

affects  to  regulate  the  affairs  of  Egypt  Inasmuch,  then,  as  all  acquiesce 
ecognizing  the  evil,  it  only  remains  for  us  to  consider  the  remedies  to  be 
ied.  Unfortunately,  it  seldom  happens  that  a  political  sore  of  this  kind 
be  cured  without  resorting  to  expedients  which  in  themselves  are  fre- 
itly  undesirable.  ||  Be  that  as  it  may,  one  thing  is  very  obvious,  tliat  it  is 
lie  utmost  importance  that  Europe  should  be  united  in  her  counsels,  and 

wc  should  strain  cvery  nerve  to  arrive  at  a  common  accord.  I,  upon 
part,  am  authorized  by  my  Government  to  pay  the  greatest  deference  to 
counsels  and  opinions  of  my  colleagues,  an  instruction  which  it  will  be  a 
sure  to  me  to  obey,  as  I  am  well  aware  of  the  respect  which  is  due  to 
r  ability  and  to  their  experience  of  affairs.  Our  task,  then,  appears  to  me 
iivide  itself  into  two  branches;  the  one  of  a  most  urgent  and  practical 
acter,  having  regard  to  the  present',  the  other  which  may  be  conducted  in 
ore  deliberate  manner,  and  which  concerns  the  future.  The  first  would 
iist  in  the  immediate  and  authoritative  re -establishment  in  Egypt  of  a 
nal  and  hond  fide  Government,  which  sincerely  and  conscientiously  re- 
uzes the  authority  of  the  Khedive,  and  which  has  both  the  will  and  the 
er  to  observe  existing  international  obligations,  as  well  as  to  maintain 
ir,  and  to  secure  the  safety  of  the  life  and  property  of  the  European  re- 
nts;  the  second,  in  making  such  provisions  and  taking  such  security  for 
future  as  will  prevent  the  recurrence  of  the  lamentable  events  which  have 
ksioned  our  presence  here  to-day.  It  is  obvious  that  we  cannot  come  to 
Dnclusion  on  the  first  point  a  moment  too  soon.  It  is  the  tendency  of 
y  rebellious  movement  to  acquire  force  and  consistency  the  longer  it  is 
nitted  to  rcmaiu  uncheckcd.  At  this  moment  the  military  faction  is  more 
lidable  than  it  was  a  week  ago,  and  a  week  hencc  it  may  be  more  for- 
ible  still.     But  independently  of  this  considcration,   although  most  have 

many  Europeans  still  remain  both  in  Cafro  and  in  the  remoter  parts  of 
country,  and  the  lives  of  these  persons  are  completely  at  the  mercy  of 
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Nr.  7909.   Arabi-Pasha  and  his  associates;  in  fact  thcir  security  may  be  said  in  some 

Gross- 

britannien.  P^^'t  to  gepend  upon  the  promptness  of  our  decision  and  the  wisdom  of  ov  ^ 
26.jnni  1882.  g^jujjgglg      ^^  ^jjjg   gj^^jy  sUige  of  ouF  procecdings  it  would  be  out  of  pliee 

to  troable  niy  colieagnes  with  details,  or  a  premature  exposition  of  the  modus 
operandi  it  may  be  desirable  to  adopt  to  replace  the  Egjrptian  Administntkti 
upon  a  satisfactory  footing.  The  leading  idea  which  at  present  inspires  tlie 
British  Government  has  already  been  submittcd  to,  and^  I  believe,  approved 
of,  by  the  Powers.  It  is  that  His  Majesty  the  Sultan,  whose  position  as 
Sovereign  of  Egypt  is  fuUy  recognized,  should  be  iuTited  to  undertake  onder 
certain  well-detined  and  specified  conditions  the  vindication  of  the  aotboritj 
of  his  Representative  by  such  further  effectual  methods  as  shall  redaceto 
immediate  snbjection  the  rebellious  faction  which  has  nsurped  the  soprene 
authority  in  Egypt.  Already  the  Sultan  has  dispatched  to  Cairo,  if  not  É 
the  invitation,  at  all  events  with  the  approbation  of,  the  Powers,  a  high  ni- 
litary  functionary  armed  with  full  powers.  The  convenience  of  resortingto 
the  Sultan's  authoritative  intervention  has  therefore  been  fuUy  recognized.  ft 
only  remains  to  consider  whether  its  application  in  a  more  forcible  ferm  woiU 
not  be  opportune  and  desirable." 

M.  de  Noailles  foliowed  with  an  expression  of  his  complete  adhereaee 
to  everjthing  that  had  fallen  from  his  English  colleague.  He  expatiated  iHk 
great  force  upon  the  impossibility  of  Europe  accepting  the  present  sittttioi 
as  satisfactory,  or  as  offering  any  guarantees  for  the  future;  and  he  conclndei 
by  observing,  that  we  were  met  together,  not  for  the  purpose  of  imposing  ft» 
views  and  programmc  of  the  Governments  we  represcnted  upon  our  coUeigies 
but  in  order  to  confer  and  consult  with  them  as  to  the  best  means  of  pottog 
an  end  to  the  existing  crisis.  There  might  be  many  expedients  wortfay  i 
examination.  The  best  plan,  therefore,  of  procecding  might  perhapsbeto 
determine  what  courses  were  unacceptable.  By  this  process  of  exhustiit 
elimination  we  should  arrivc  at  a  positivo  conclusion. 

Baron  Calice  observed,  that  the  Conference  had  a  right  to  require,  ü  ^ 
hands  of  his  French  and  English  colleagues,  some  distinct  and  definite  p^ 
position,  and  that  he  hardly  considered  that  this  had  been  made.  Moreovffi 
it  might  be  a  question  whether  all  the  mombers  of  the  Conference  took  fti 
same  view  of  the  situation  in  Egypt  as  had  been  developed  by  the  BepMti'  1^ 
tative  of  Great  Britain.  He,  for  one,  was  not  in  a  position  to  pronoiuee  ^  w 
that  part  of  the  question.  He  had  not  had  the  same  facilities  of  procDÓl  1^ 
Information  as  the  Governments  who  had  been  the  most  actively  engaged0>  1^ 
the  spot.  At  all  events,  a  preliminary  agreement  upon  the  character  of  ft^  P 
actual  condition  of  Egypt  would  be  desirable.  1^ 

M.  de  Hirschfeldt  associated  himself  with  the  view  taken  by  Baron  Ctf*  «^ 

Count  Corti  said,  that  he  entirely  accepted  the  picture  of  the  sitaift* 
which  had  been  presented  to  them  by  the  British  Ambassador;  but  he  «9^  1^ 
observe,  that  the  affairs  in   Egypt  were  in  a  very  difficult  and  compKciw  ■• 
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ondition,  that  thcre  were  a  varicty  of  forccs  face  to  face  with  one  another,   ^'*  "^^• 
nd  that  the  problem  to  be  solved  was  most  cmbarrassing.    He  also  thought,  britannien. 
hat  it    would  be  advisable  that  tbc  Represcntatives  of  Eiigland  and  Francc ^•'^"^ ^^*'^' 
honld  snbmit  a  well-defined  programmc. 

M.  Onou  cxpresscd  himself  as  in  the  samc  position  as  Baron  Calicc  in 
?gard  to  his  imperfect  knowlcdge  of  what  had  actually  passed  in  Egj-pt;  but 

seemed  to  him^  that  something  very  like  a  proposition  had  been  made  by 
rord  Dufferin  at  the  conclusion  of  his  observations. 

I  replied,  that  when  the  proper  time  arrived  I  should  be  quite  prcpared 
•  enter  into  any  details  which  might  be  desired  by  my  Austrian  colleague, 
it  that  it  was  no  good  for  me  to  elaborate  a  plan  of  procedure  at  the  very 
itset  of  the  discussion,  when  I  was  quite  in  the  dark  as  to  the  views  and 
elings  of  the  other  members  of  the  Conference;  that  before  coming  to 
irticulars,  it  was  desirable  to  agrec  upon  a  principle,  and  I  had  propounded 

principle,  namely,  that  the  means  to  be  employed  for  the  re-establishment 

good  government  in  Egypt  should  be  a  more  forcible  intervention  on  the 
irt  of  the  Sultan.  But,  though  this  was  my  opinion,  other  members  might 
iggest  other  alternatives.  Some  might  perbaps  argue,  that  a  further  trial 
ould  be  given  to  the  mission  of  Dervish-Pasha;  or,  again,  the  view  might  be 
ken  that  the  continued  interference  of  the  Sultan  was  not  desirable,  and  that 

would   be  preferable  to  resort   to  extrancous  methods  for  the  suppression 

the  revolted  element  in  Egypt;  a  contention  migbt  be  even  started,  that 
ï  the  Foreign  Minister  had  argued)  the  settlement  patched  up  by  the  four 
>nsuls  was  a  satisfactory  one,  and  that  it  was  no  longer  necessary  for  the 
)nference  to  make  any  suggestions  at  all.    It  appeared  to  me,  therefore,  that, 

far  as  tbe  enuncation  of  a  principle  of  action  was  concemed,  I  had  sub- 
itted  one  to  the  Conference  in  terms  that  were  both  tangible  and  precise. 
J  Austrian  colleague  had  further  observed,  that  it  was  desirable  we  should 
'certain  whether  our  appreciation  of  the  actual  situation  was  identical.  I 
itirely  coincided  with  him  in  this  view,  and  for  this  reason  I  had  developed, 
*rhaps  at  too  great  length,  the  conception  I  had  formed  of  the  state  of  things 

Egypt,  and  I  would  now  justify  everything  I  had  said  by  informing  the 
^nference  that  I  knew  for  certain  that  Dervish-Pasha  had  acknowledged  in 
press  terms  the  failure  of  his  mission,  and  his  inability  to  rescue  the  Khe- 
^e  from  the  power  of  the  dominant  military  faction  unlcss  something  like 
^nty-three  battalions  were  sent  to  him;  and  that  he  had  stated,  after  the 
^  Ministry  had  been  formed,  that  it  was  the  Ministry  of  Arabi,  and  that 
'  Khedive  would  remain  as  impotent  as  ever  as  long  as  he  had  no  troops  at 

back  with  which  to  establish  his  authority.  ||  The  hour  being  late,  the  dis- 
»8ion  was  then  adjourned  until  t4)-morrow,  Tuesday,  the  27th. 

The  conclusion  I  draw  from  the  foregoing  proceedings  is  that  none  of 

colleagues  have  as  yet  received  any  definite  instructions  as  to  the  line 

ich  they  are  to  take. 

^ . 

6t»»tü4rchiv  XLI.  \\ 
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Nr.    7910.     TÜRKEI.  —  Min.  d.  Ausw.  (Saïd)  an  den  turk.  Botschaf- 

tcr    in    London    (Musurus).    —    Berichte    Derwisch- 

Pascha's    übcr   Aegypten.      Die   Gonferenz    erscheint 

danach  uunöthig. 
(Tclégraphique.)  Constantinople,  Ie  26  Juin,  1882. 

^Türkef  ^^^^  connaisscz  déjè,  les  raisons  qui  militent  en  faveur  de  la  résolntiM 

26.Juiiii882.  du  Gouvemement  Impérial  de  rétablir  l'ordre;  de  raffermir  Taatorité  da  Khé- 
dive  et  de  sauvegarder  Ie  sfattt>  qno  en  Egypte^  ainsi  qae  les  droits  soaveruns 
de  notrc  auguste  Maftre  sur  cette  province;  toutes  choses  aaxquelles  les  M- 
sances  elles-mêmes  ont  bien  voala  consacrer  leur  haute  sollicitude.  ||  £n  Tie 
d'arrivcr  h  ce  but  désiré  k  titre  d'égards  par  tous,  Ie  Gouvemement  Impéral 
s'est  appliqué  k  faire  mettre  k  exécution  sur  les  lieux  des  messares  sages  et 
pratiques  émanées  de  sa  propre  initiative  et  qui  ont  cu  pour  conséqneoee 
d'amencr,  k  la  satisfaction  générale;  Ie  retour  graduel  de  situation  normale  ei 
Egypte  par  la  disparition  des  dissentiments,  par  la  formation  d'uu  Minist^ 
apto  k  remplir  son  mandat^  et  par  une  entente  parfaitc  entre  Ic  Marédai 
Dervich-Pacha;  Ic  Klicdive  et  les  pouvoirs  constitnés.  ||  Les  deux  télégramiMB 
du  Maréchal;  dont  je  vous  transmets  ci-aprës  la  traduction,  édifieront^  noos  ei 
sommes  sürs,  les  Grandes  Puissances  k  eet  égard.  ||  Voici  ces  dépêches:  — 

Premier  TcUtjramim  de  Bermch-Pacha  a  son  Altessc  Ie  Premiei'  Miwdn» 
*'Aujourd'hui  les  officiers  supérieurs  et  autres  des  troupes  Impériales 
Êgyptiennes  d'Alexandrie  sont  venus  me  voir,  et  Yakoub-Pacha,  adjoint  di 
Ministère  de  la  Guerre,  a  prononcé  au  nora  de  tous  les  offfciers  et  soHib 
les  paroles  suivantes:  —  ||  'Au  nom  de  Tarmée  Impériale  Êgyptienne  d  m 
inicn  j'ai  1'honncur  do  déclarer  è*votre  Excellence  que  teute  Tarmée  rcnof 
veile  riiommage  de  son  obéissance  absolue  envers  Sa  Majesté  Impériale  li 
SultaU;  notrc  auguste  Souvcrain  et  bicnfaiteur,  qu'elle  est  prète  k  se  sotunettn 
a  tous  les  ordres  qu'il  plairait  k  Sa  Majesté  Impériale  de  donner,  et  4  proi- 
ver  sa  fidélité  et  ses  devoirs  militaires  d'après  Ie  verset  du  Coran  concenmt 
la  soumission.  Notrc  désir  k  tous  c'est  d'appeler  sur  nous  les  bonnes  grket 
et  la  satisfaotion  de  notrc  Souverain,  qui  sont  pour  nous  la  seule  soorce  it 
salut  et  de  prospérité  dans  ce  monde  comme  dans  Tautre^  et  de  mériteraitf 
Ie  bonheur  moral  et  matériel.  L'envoi  en  Egypte  de  votre  Excellence,  Pfi 
est  un  des  plus  anciens  Muchirs  do  TEmpire;  pour  Tamélioration  de  la  sittt- 
tion  du  pays  est  une  preuve  eclatante  de  la  haute  et  géhéreuse  soUicitnde  (^ 
Sa  Majesté  Impériale  k  notre  égard.  Aussi  nous  cmpressons-nous  d'expriitf 
notrc  gratitude  et  Ie  contentement  que  nous  éprouvons  et  de  renoa?eler  Itf* 
suran<Se  formelle  de  notre  devoüment  inébranlable,  en  nous  déclarant  en  aêflt 
temps  prêts  k  remplir  strictement  les  ordres  du  Khédive.  C'est,  je  Ie  r^ 
au  nom  de  toutes  les  troupes  Impériales  Êgyptiennes  qui  se  trouvent  parü^ 
dans  cc  pays  que  nous  cxprimons  Ie  témoignage  de  tous  ces  sentiments.' f  * 
répondu  en  ces  termes:  —  ||  Le  bonheur  résultant  de  Tobéissance  an  KbaW 
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prême   ne   pouvant   être   acquis   que  par  la  soumission  au  Khédive   et  les    ^^-  "^|®- 
^entions   généreuses  de  Sa  Majesté  Impériale  Ie   Sultan  ne  visant   qu'è,   Ia26.janii88i 
inquillité  et  au  bien-être  de  VÉgypte,  je  suis  heureux  d'assurer  Tarmée  Im- 
riale  Êgyptienne  de  la  haute  et  entière  bienveillance   du  Souverain  au  son 
ard,  et  je  vous  félicite  tous  des  seotiments  de  dévoüment  et  d'obéissance 
ie  vous  venez  d'exprimer." 

Beuxihne  TéUgrammc  du  fncme  au  même, 

'^Les  points  qui  composent  Ie  programrac  soumis  au  Khédive  par  Ie  Pré- 
lent  du  Conseil  des  Ministres  d'Égypte  sont  les  suivants:  —  [|  D'abord  Ie 
éambule  énonce  Ie  témoignage  du  respect  et  de  la  déférence  dus  au  Khé- 
re,  la  uécessité  de  Vexécution  pleine  et  entière  du  Firman  Impérial  octroyant 

privileges  au  Khédivat  ainsi  que  celle  des  stipulations  des  Conventions 
iclues  avec  les  PiiissanceS;  Ie  maintien  enfin  du  Conseil  des  DéléguéS;  et 
s  arrangements  concemant  la  Dette,  Ie  Controle  et  la  Liquidation.  ||  Après 
;te  énumération  et  la  déclaration  comme  quoi  les  points  en  question  seront 
3ore  plus  strictement  observés  qu'autrefois,  Ie  programme  susdit  formule  les 
mandes  qui  suivent:  —  ||  1.  Le  pardon  pour  Ie  passé  et  Tamnistie  générale 
ur  tous  les  individus  tenus  responsables  par  suite  de  derniers  événements^ 
isi  que  pour  ceux  qui  out  été  impliqués  avec  eux,  devront  être  publiés  en 
re  et  en  Frangai?  dans  les  journaux  officiels.  Ne  pourront  bénéficier  de 
;te  amnistie  les  individus  compromis  par  leurs  actes  et  ceux  ayant  encouru 
même  responsabilité  par  suite  de  Tincident  d'Alexandrie;  ainsi  que  tous 
IX  mis  en  jugement  pour  des  actes  se  rattachant  au  droit  commun.  ||  2.  Nul 

subira  une  peine  quelconque  sans  avoir  été  jugé  conformément  k  la  loi 
r  on  Conseil  et  sans  une  sentence  émanée  de  ce  Conseil.  ||  3.  Aucun  fonction- 
ire  de  TAdministration  autre  que  le  Ministre  des  Affaires  Ëtrangères  ne 
urra  pour  affaires  politiques  entretenir  la  moindre  correspondance  avec  les 
^ents  Diplomatiques  des  Puissances  se  trouvant  en  Egypte.  Le  Ministre  des 
faires  Étrangères  aura  la  faculté  dans  les  questions  urgentes  de  se  concer- 
r  avec  le  Conseil  des  Ministres.  Toute  correspondance  deytout  autre  fonction- 
ire  ne  sera  point  prise  en  considération.  ||  4.  Les  arrêtés  devant  paraitre 
ur  exécution  et  travaux  seront  rendus  conformément  au  Deere t  du  28  Aoüt, 
78.  II  II  est  évident  que  les  quatre  points  précités  ne  constituent  rien  qui 
t  de  nature  k  porter  atteinte  au  statu  qtio.  Les  demandes  actuelles  sont 
ac  résolues  par  les  points  qui  precedent  et  ont  rencontre  Tapprobation  gé- 
"ale.    Il  serait  également  utile  que  Sa  Majesté  Impériale  daigne  savoir  que 

Agents  étrangers  en  Egypte,  k  Texception  d'abord  de  Sir  E.  Malet  et  en 
ond  lieu  dn  Consul -Général  Francais,  ainsi  que  Son  Altesse  le  Khédive, 
tnée  et  toute  la  population  sont  tous  satisfaits  du  mode  d'organisation  ad- 
listrative  dont  il  s'agit.  |{  Ainsi  que  j'ai  eu  Thonnenr  de  le  dire  déjè  k  plu- 
tirs  reprises,  le  résultat  favorable  qui  a  été  obtenu  par  1'application  des 
aures  découlant  des  instructions  Impériales,  qui  sont  le  seule  guide  de  sa- 
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Nr.  7910.  ^^^.^  constitue  un  succes  <^*clatant  pour  Sa  Majesté  Impériale  Ie  Snltan.  ||  En  cc 

26.jiinii8P2.qui  conccrac  rincidcnt  d'Alcxandrie  unc  Cour  composée  de  trois  sections  a  été 

institnée  h  cct  cfTct  et  a  roêmc  commencé  k  fonctionncr.  ||  Nous  adressoDs  des 

vocux  au  ciel  pour  la  réussitc  de  notre  magnanime  Souverain  dans  cette  cir- 

constance  également. 

Le  11/23  Juin,  1882. 

De  ce  qui  précède  votre  Excellence  relèvera  sans  douie  le  résultat  heo- 
reux  auquel  a  abouti  la  mission  de  Dervich-Pacha,  résultat  qui,  se  tradoisut 
par  le  retour  de  la  concorde  que  des  officiers  de  l'armée  Impériale  Égjptieime 
avaient  un  instant  menacée,  et  par  des  témoignages  éclatauts  de  soumission  et 
de  dévoüment  destinés  a  resserrer  dune  maniere  indissoluble  les  liens  entre  k 
Souverain  et  le  Kbédivc  son  Représentant  ainsi  que  ses  loyaux  sujets,  écarteul 
entièrement  les  difficultés  qui  avaient  surgi  dans  cette  province  et  s&tisfofit 
ainsi  au  voeu  légitime  de  TEurope.  ||  Confiant  en  Téquité  impartiale  des  Pus- 
sances,  nous  nous  plaisons  k  cspérer  qu'elles  accorderont  leur  sérieuse  atteh 
tion  aux  Communications  importantes  et  aux  arguments  qui  precedent,  et  vo^ 
dront  bicn  j  constater  uotre  dcsir  sincère  de  mcttre  fin  è  la  question,  et  li 
conviction  oü  nous  sommes  d'avoir  atteint  le  but  poursuivi,  sans  que  les  me- 
sures  appliquées  avec  un  si  beureux  succes  aient  désormais  besoin  d'être  ren- 
forcées  par  d'autres  dont  nous  avons  peine  k  nous  expliquer  Tutilité  pratiqoe. 
■;  Je  compte  donc  sur  votre  zèle  éprouvé  et  votre  lumière  pour  faire  prévi- 
loir  toutes  ces  raisons  auprès  de  M.  le  Ministre  des  Affaires  Étrangères,  ei 
exprimant  notre  certitude  de  le  voir  agréer  nos  vues  et  reconnaitre,  cobw 
nous,  que  la  réunion  d'unc  Conférence  pour  les  affaires  Ëgjptiennes,  ne  pré- 
sentant  plus  aucunc  nécessité,  doit  être  défiuitivement  abandonnée.  ||  Ton 
ètes,  en  même  temps,  autorisc  k  laisser  k  son  Excellence  copie  de  la  prétefite 
dépêche. 


Nr-  7911.       GROSSBBITANNIEN.  —  Bot  schaft  er  in  Konstantinopel 

an  den  cngl.  Min.  d.  Ausw.  —  Versuche,  die  Pfor** 
zur  Theilnahmc  an  der  Conferenz  zu  veranUssïi- 
Decoration  Arabi-Pascha's. 

Tberapia,  Jone  26»  1882. 

Nr.  7911.  My  Lord,  —  I  called  upon  the  Minister  for  Foreign  Affairs  to^y,  •'^ 

oroBp-     again  cndeavoured  to  pcrsuadc  him  to  enter  the  Conference.    I  UAd  hiffl,  W 

6.Jnnii882.  if  hc  joiucd  us  hc  would  find  himsQlf  as  President  not  merely  in  a  poso" 

of  dignity,  but  of  inHuence;  that  although  hitherto  the  cxperience  of  IW» 

Commissioners  at  European  Conferences  might  not  have  been  very  agreciW^ 

hc  would  not  fail  to  perceive  that  the  atmosphere  of  this  Conference  ww  * 

a  totally  different  character.     A  state  of  things  had  arisen  in  which  »I1  ^ 

interests  were  jeopardized.    Was  it  not,  thcrcforc,  reasonfkble,  tbat  wc  sfcow 
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common  how  they  might  be  best  preserved?    At  evcry  moment  of  ^'*  "^"• 
sion  it  would  be  convenient  and  advantageons  if  we  conld  turn  to  briuniii«n. 

President  for  Information  and  advice.    Moreover,  I  added,  "les  ab-^^*"'""*^®®^ 
toujours  tort;"  and  however  friendly  we  may  be  disposcd  towards 

almost  impossible  but  that,  if  you  allow  everything  to  be  settled 
ir  back,  the  result  may  be  less  advantageons  than  if  yon  had  been 

explain  and  defend  your  views  and  interests.  ||  His  Excellency  re- 

at  all  events  hc  would  always  be  at  the  Porte  ready  to  talk  over 
p  we  chose  with  us.  ||  I  then  referred  to  the  fact  of  Arabi-Bey 
eived  a  decoration  from  the  Sultan  as  a  mark  of  his  esteem  and 
n,  which  seemed  to  me  an  odd  commentary  upon  the  langnage  held 
cellency  in  Arabi's  regard  a  week  or  two  ago.  ||  To  this  Saïd-Pasha 

a  mysteriouS;  not  to  say  an  oracular  manner,  that  in  a  little  while 
leartily  applaud  the  circumstance.  ||  I  have^  &c. 

Dufferin. 


.2.  GROSSBRITANHIEN.  —  Botschaftcr  in  Rom  an  den 
engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Italiens  Interessen  in  Aegypten 
und  am  Suez-Canal.     Untcrredung  mit  Mancini. 

Rome,  June  27,  1882. 
c  just  had  an  interview  with  M.  Mancini,  in  which  his  Excellency   j^^  ^^^^ 
Tcd  to  the  current  reports  of  its  being  the  intention  of  Her  Ma-     Qroes- 
ornment  to  take  immediate  mcasures  for  the  protection  of  the  SueZg^'j^^j"*^ 
lis  Excellency  began  by  say  ing,  that   all  the   rumours  of  military 
IS  which  were  being  made  by  England,  coupled  with  the  questions 
to   Her  Majesty's  Government   in  Parliament   and   the   answers  of 
Minister  respecting  the  arrangements  to  be  made  for  securing  the 
ition  of  the  Canal  not  coming  within  tiie  topics  to  be  discussed  at 
cnce,  gave  him,  hc  was  obliged  to  confess,  a  certain  uneasiness.  j 
,  his  Excellency  continued,  would  of  course  be  ready  to  acknowledge 
md,  both  politically  and  commercially,  had  a  superior  interest  to 
crs  in  the  maintenance  of  unimpcdcd    communication   through   the 

still  the  otlier  Powers  had  also  a  very  great  interest  in  it,  and 
'  second  after  England.  ||  It  appeared  to  him,  therefore,  that  the 
to  be  taken  for  securing   the   free   navigation   of  the  Canal   were 

European  interest,  and  would  very  properly  come  within  the  scope 
ibcrations  of  the  Conference;  and  it  would  be  with  great  regret 
5ul(l  SCO  any  isolated  action  taken  by  England  in  Egypt  without  the 

the  other  Powers. 

i  M.  Mancini,  in  reply,  that  I  was  without  any  Information  whatever 
intentions  of  Her  Majcsty's  Government  on  the  subject  referred  to 
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Nr.  7912.  j^jj^j  consequently  without  any  instructions  to  discuss  the  Canal  question. 
britannien.  Anything  tliat  I  said^  therefore,  must  he  taken  as  coming  from  myself  onlj. 
27.  Juni  1882.  ^itjj  regard  to  the  questions  and  answers  in  Parliament,  I  continued;  my  be- 
lief was,  tbat  they  had  referred  especially  to  the  idca  of  a  nentralizaüon  of 
the  Canal;  —  which  I  presamed  every  one  woold  understand  that  Englmd' 
could  never  accept,  or  indeed  consent  to  discuss  in  Conference.  I  reminded 
his  Excellency  of  our  last  convcrsation  when  he  had  questioned  me  as  to  tbe 
truth  of  a  report  in  a  French  newspaper  to  tlie  effect  that  a  Convention  hd 
heen  signed  hetween  your  Lordship  and  Musurus-Pasha^  giving  EngUnd  the 
right;  in  certain  evciitualitics;  to  occupy  the  Canal,  and  when  his  observatioDS 
liad  led  me  to  infer  that  he  would  not  see  such  a  step  with  displeasure.  On 
the  contrary,  I  had  understood  him  to  imply,  that  it  would  be  for  the  inter- 
est of  all  maritime  Powers,  and  he  had  even  admitted  it  would  not  be  at 
variauce  with  the  Self-denying  Protocol.  ||  I  repeated,  that  I  had  no  Information 
and  no  instructions  on  this  subject,  but  I  said  I  could  without  hesitation  as- 
sure  his  Excellency  of  one  thing,  viz.,  that  whatever  England  did  woald  be 
for  the  benefit  of  all  the  world,  without  any  selfish  object,  and  that,  if  ste 
saved  the  Canal,  hy  prompt  action,  from  eminent  peril,  she  would  deserve  the 
gratitude  and  not  the  opposition  of  the  other  Powers.  ||  With  regard  to  the 
military  preparations  which  had  attracted  his  Excellency 's  attention,  1  stid 
that  in  a  previous  conversation  he  had  himself  contemplated  the  probabilitj 
of  the  Sultan  rcfusing  to  send  troops,  in  which  case  the  question  would  arise 
as  to  what  mcasurcs  should  then  be  taken  and  by  whom,  for  re-establishing 
a  normal  state  of  things  in  Egypt  instead  of  the  rule  of  the  military  rebels, 
which  his  Excellency  himself  had  distinctly  stated  could  not  be  allowed  to 
continue.  ||  If  therefore  an  European  intervention  bccame  necessary,  no  Power, 
I  presume,  would  contest  the  right  of  England  to  tüke  a  leading  part  in  it 
Ilence  certain  preparations  to  be  ready  for  every  contingencj  were  onlj  the 
natural  conscquence  of  the  present  state  of  affairs.  Besides,  I  said,  we  had 
an  account  to  settle  with  Egyptians  for  the  massacres  and  losses  inflicted  os 
the  Queen's  officers  and  subjects. 

M.  Mancini  did  not  disputo  the  accuracy  of  these  obsei  vations,  but  his 
Excellency  still  said  tbat  he  trusted  there  would  be  no  isolated  action  witboit 
the  agreement  of  Europe;  for  that,  notwithstanding  his  eamest  desire  not  to 
be  placed  in  opposition  to  the  policy  of  England,  he  would  find  himself  in  a 
difficult  position. 

I  should,  add  that  in  the  conversation  which  ensued  and  in  which  M.  Kab* 
cini  claimed  for  Europe  a  partnership  with  England  and  Franco  in  the  finan- 
cial  Control,  his  Excellency  reiterated  in  the  most  uneqoivocal  terms  hu 
previous  statements  to  the  effect  that  the  Ministry  composed  onder  Ragbeb- 
Pasha  could  not  bc  acccpted  as  affording  the  necessary  guarantee  for  the 
future,  and  that  it  was  absolutely  essential  to  subdue  the  military  party.  I* 
reference  to  tlie  part  taken  by   the  Italian  Consul-General  in  bringing  aboyt 
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this  Ministry,  his  Excellency  said  that  he  had  been  applied  to  by  the  Austrian  ^'-  ^^2. 
and  German  Governments  to  authorize  the  Italian  Agent  to  join  with  his  bnunnien. 
Austrian  and  German  colleagues  in  affecting  this  arrangement,  which  had  been  2'- J«n»  »882. 
imagined  simply  with  a  view  to  obtaining  momentary  security  for  the  European 
Colony,  and  he  had  consequently  given  M.  de  Martino  the  requisite  instructions; 
but  no  one,  his  Excellency  believed,  looked  upon  it  in  the  light  of  a  serious 
or  lasting  solution,  but  only  as  a  temporary  expediënt  created  for  a  special 
purpose.  il  M.  Mancini  likewise  repeated  the  same  sentiments  that  he  had  on 
a  previous  occasion  expressed,  as  reported  in  my  despatch  of  the  2nd  instant, 
in  spcaking  of  the  maintcnance  of  Tewfik  as  Khedivc  or  his  substitution  by 
Halim,  only  with  regard  to  the  latter  altemative  imparting  his  opposition  to 
it  in  still  more  forcible  and  decided  language.  ||  It  had  been  reported,  his 
Excellency  said,  that  the  Italian  Government  were  in  favour  of  the  return  of 
Ismaïl,  which  was  absolutely  not  true.  On  the  contrary,  they  considered  that 
Tewfik  should  be  maintained,  and  his  Excellency  referred  again  to  the  diffi- 
culties,  by  which  His  Ilighness  had  been  surrounded,  and  the  allowances  which 
should  consequently  be  made  for  him. 

I  referred  his  Excellency  to  the  declar^tions  which  had  boen  made  in 
Parliament  as  to  the  intentions  of  Her  Majesty's  Government  respecting  the 
present  Khedive,  and  his  Excellency  observed  that  on  this  subject  there  was 
agreement  between  the  two  Governments. 


Nr.    7913.     CONFERENZ-STAATEH.  —  Identisches  Telegraram  der 

Botschafter  in  Konstantinopel  an  ihre  Regierungen. 
—  Dritte  Sitzung  der  Conferenz. 

Le  27  Juin,  1882. 
Les  Ambassadeurs  de  France  et  d'Angleterre  ont  d'abord    communiqué    ^'-  ^eis. 
les    informations    qu*ils   ont   recues   depuis   notre    dernièro    séance   sur   létAt    suaten. 
d*Égypte.     Ces  informations  sont  de  nature  ü  augmenter  les  préoccupations.^^J^n»*^^. 
Après  avoir  complete  Téchange  de  vues  générales  qui  a  fait  l'oljet  de  notre 
dernière  réunion,  nous  avons  abordé  la  discussion  des  mesures  auxquelles  on 
pourrait  recourir  pour  atteindre  le  but  assigné  k  la  Conférence.  ||  L'Ambassa- 
deur  d'Italie  a  proposé  qu'il  soit  entendu  que  pendant  la  durée  de  la  Confé- 
rence   les  Puissances   s'abstiendraient  de    toute    entreprise    isolée   en  Egypte. 
Cette  proposition  a  été  acceptée  sous  la  réserve  de  force  majeure,  tel  que  la 
nécessité  de  protéger  la  vie  des  nationaux.  ||  La  prochaine  séance  est  fixée 
k  Jeudi. 
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Ny.   7914.      OROSSBBITANHEEN.  —  Botschafter  in  Konstantinopol 

an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. —   Dritte  Sitznng.    Eng- 

lischer  Vorschlag,  turk.  Trappen  nach  Aegypten  zn 

cntsenden. 

Therapia,  June  27,  1882. 

Nr.  7914.  ijfy  Lord,  —  I  havc  infonned  you  in  ray  preceding  despatch  of  the  cha- 

britannien.  racter  of  the  proceedings  in  to-day's  Conference.    The  news  which  I  commnni- 

27.  Juni  1882.  cated  of  the  massacre  at  Benha  made  a  great  impression  npon  my  coUeagnes, 

as  did  also  the  examples  of  military  tyranny^  and  the  prospects  of  finindil 

ruin  set  forth  in  Mr.  Cartwright's  telcgrams  of  yesterday.  ||  My  French  coUeagne 

took  the  lead  to-day  in  insisting  with  great  vigour  npon  the  necessity  of  oor 

applying  a  prompt  remedy  to  the  increasing  anarchy  in  Egypt,  which,  he  said, 

would  evcntuaUy  render  all  the  African  provinces  uninhabitable  by  Earopeu». 

'   Other  members  having  more  or  less  acquiesced  in  the  gravity  of  the  silm- 

tion;  the  moment  appeared  to  me  propitioas  for  lannching  a  formal  propo- 

sal    invitiiig   the    Sultan   to    dispatch,   nnder    specified   conditions   and  for  s 

specified  object,  Turkish  troops  to  Egypt,  in  sufficiënt  force  to  dominate  tk 

situation  and  to  suppress  the  military  faction.  |{  My  colleagues  one  after  another 

observed,  that  they  could  not  pronounce  on  so  important  a  suggestion  withoBt 

rcferring  to  their  respective  Govemments,  but,  in  the  meantime,  they  all  de 

clared  themselves  ready  to  discuss  it  in  all  its  hearings.  ||  I  think  we  hare 

reason  to  be  satisfied  with  the  way,  in  which    our   proposal  bas  been  met 

Every  one  was  agreed,  that  something  had  to  be  done,  and  no  one  was  able 

to  suggest  any  other  alternative.  ||  I  have,  &c. 

Dafferin. 


Nr.    7915.      OROSSBBITANNIEN.  —  Botschafter  in  Konstantinopel 

an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Bericht  über  die  dritte 

Sitzung. 

Therapia,  June  28,  1882. 

Nr.  7915.  My  Lord,  —  On  Tuosday,  tho  27th,  the  Conference   met  for  the  third 

britannien.  ^■^^^-     The    proccedings  bcgan  by  my  communicating   to    my    colleagnes  Mr. 

28.janii882.  Cartwright's  telcgrams  of  the  2Gth,  announcing  the  massacre  at  Benha,  and 

exemplifying  tlio  intolerable  tyranny  of  the  military  clement  and  the  geneial 

financial  ruin,  with  which  the  country  was  threatened.    The  circumstances  thos 

recorded  made  a  very  i)ainful  impression  upon  my  colleagucs,  and  the  Frencb 

Ambassador  took   the  lead  in  insisting  with   great  vigour  upon  the  necessity 

of  our  applying  a  prompt  remedy  to  the   increasing  anarchy  in  Egypt    He 

called  our  attcntion  to  tlie  fact  that  Arabi-l^aslia  was  in  communication  with 

the  Arab  Sheikhs  along  tho  wholo   north   coast  of  Africa,  that  the  fanatical 

hostility    towards  Europeans    was    likely   to  spread,   and   that  no  one  conld 

foretell  what   niight  be  the  ultiniate  consequences.  |j  Count  Corti  incidentaliy 
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malled  our  attention  to  a  fact  with  wich  I  had  already  become  acquaiuted  —  ^^'  '*^^^' 
aamely,  that  the  Sultan  considered  that  the  privileges  granted  in  the  Egyptian  britannien. 
Pirmans  were  not  accorded  to  the  country,  bot  to  the  family  of  Mehemet-Ali^^'^^^'^^- 
and  that,  consequently,  should  that  family  ever  become  extinct,  Egypt  would 
reacqnire  the  character  of  an  ordinary  vilayet.  ||  There  then  ensued  a  desultory 
coDversation  of  no  importance,  which  Count  Corti  interrapted  by  reminding 
the  Conference  of  the  extreme  gravity  of  the  situation,  and  of  the  necessity 
of  addressing  onrselves  seriously  to  the  task  imposed  upon  us.  ||  Baron  Calice 
observedy  tliat  though  there  could  be  no  doubt  that  matters  were  in  a  bad 
state  in  Egypt,  the  situation  was  apt  to  change  from  day  to  day.  Even  ad- 
mitting  that  Turkish  intervention  was  the  best  remedy,  ought  it  to  be  applied 
now?  Might  it  not  endanger  'the  lives  of  the  large  concourse  of  Europeans 
still  remaining  in  the  country?  ||  In  reply  to  this  observation,  which  Baron 
Calice  developed  with  much  earnestnes^,  I  remarked  that  suppose  we  did 
notbing,  isolated  roassacres,  such  as  had  taken  place  at  Benha,  would  probably 
continue  in  different  parts  of  Egjrpt.  The  present  condition  of  affairs  rendered 
it  necessary  that  the  risk  should  be  run.  ||  M.  de  Noailles  supported  this  view, 
is  did  also  Count  Corti  and  M.  Onou,  the  former  reminding  us  that  our  man- 
late  was  to  act  and  not  to  wait  upon  events,  and  M.  Onou  stating,  what  is 
.:>crfectly  true,  that  when  the  Turkish  forces  under  Fuad-Pasha,  and  the  French 
irmy  under  General  Beaufort,  started  for  Syria,  exactly  the  same  apprehensiops 
vere  entertaincd  for  the  safety  of  the  thousands  of  Christians  who  were  at 
'he  mercy  of  the  fanatical  Arabs  at  Damascus  and  elsewhere;  but  that,  not- 
^ithstanding  the  threats  of  these  latter  to  cut  the  throats  of  their  victims 
»hould  a  French  or  Turkish  soldier  appear  upon  the  scène,  no  human  being 
^as  injured.  |  Every  member  of  the  Conference  being  thus  apparently  agreed 
ipon  the  urgency  of  the  case,  I  submitted  a  forroal  proposal  to  the  following 
sffect,  namely,  that  the  Sultan  should  be  invited  to  send  to  Egypt,  under 
ïertain  conditions,  a  corps  d'armée  of  sufficiënt  strength  to  dominate  the 
iituation,  and  to  suppress  the  military  faction  which  had  usurped  the  suprème 
)Ower.  II  My  Italian,  Austrian  and  German  colleagucs  stated,  tliat  they  must 
efer  to  their  Governments  for  instructions.  M.  Onu  said,  that  he  was  autho- 
ized  to  discuss  any  proposition  that  might  be  submitted  to  the  Conference, 
mt  neither  could  he  pronounce  a  defiiiite  opinion  without  asking  for  instructions. 
The  French  Ambassador  said  he  was  ready  to  discuss  the  proposition  d  priari. 
Baron  Calice  again  insisted  on  the  dangers,  to  which  the  European  and 
)hr]stian  residents  in  Egypt  might  be  exposcd  by  a  threat  of  intervention.  | 
I.  de  Hirschfeld  suggested  the  propriety  of  seeking  for  information  upon  this 
»oint  at  the  hands  of  our  Consular  Agents  in  Egypt.  ||  To  this  M.  de  Noailles 
^bjected,  that  such  a  reference  would  be  tantamount  to  transferring  the  re- 
ponsibility  from  ourselves  to  a  Consular  Conference  in  Egypt,  which  might 
ead  to  inconvenience.  ||  1  observed,  that  it  was  a  point  which  regarded  our 
Tovemments  rather  than  the  Conference.     We  were  not  in  immediate  com- 
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iTr.  7915.   munication  with  our  Consuls  in  Egypt,  whereas  the  Govermnents  were  in  dailj 

itriUniiieD.  &nd  hourly  correspondence  with  thcm,  and  coald  judge  far  better  than  we  of 

28.jQni  1882.  the  risk  which  raight  be  incurred.  ||  The  meeting  broke  ap  opon  the  ^mde^ 

standing  that  at  our  next  rennion  we  should  discnss  academically  the  conditioDs 

to  be  attached  to  an  armed  intervention  of  Turkey  in  Egypt  ||  On  the  whole, 

the  proceedings^  as  above  recorded,  may  be  considered  satisfactory.    ETery 

one  has  consented  to  join  in  elaborating  the  best  way  of  carrying  into  effeet 

the  proposition  I  have  submitted,  and  no  one  has  as  yet  made  an  altenuitire 

snggestion.  ||  I  have^  <&c. 

Dufferin. 


Nl\    7916.     OROSSBBITANNIEN.  —  Botschafter  in  Konstantinopel 

an  den  engl.  Min.  d.  Answ.  —  Tragweite  der  GUasel 
von  der  'force  majeur e\ 

Tberapia,  Jiine  28,  1882. 

Nr.  7916.  My  Lord,  —  I  ought  to  have  stated  in  ray  despatch  of  yesterday's  dito 

britMBiên.  ^^^^  ^^®  rescrve  appended  by  myself  and  my  French  colleague  to  Count  Corti's 
28.  Juni  1882.  proposition,  indicated  by  the  words  "force  majeure/'  was  added  for  the  par- 
pose  of  leaving  perfect  liberty  of  action  to  our  respective  Governments  in  the 
presence  of  any  emergency  whatever.  ||  It  would  comprise  not  only  danger  to 
the  Suez  Canal,  but  any  other  unexpected  change  in  the  political  sitoation  ii 
Egypt,  which  might  call  for  imróediate  action.  We  did  not,  in  fact,  regiri 
the  Italian  Ambassador's  snggestion,  when  moidfied  by  this  saving  reser^Uioo, 

as  of  any  great  significance.  ||  I  have,  &c, 

Dufferin. 


Nr.  7917.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engL  Bot- 
schafter in  Konstantinopel.  —  Auffassung  der  Claosel 
^force  majeure'  den  Botschaftern  mitzutheilen. 

Foreign  Office,  June  28,  1882. 

Nr   7917 

Gro«-  ^y  LoT^  f  —  In  your  telegram  of  to-day  your  Excellency  explains,  tW 

britannien.  qnalifyiug  words  "force  majeure"  were  added  by  yourself  and  your  Fread 

'colleague  to  Count  Corti's  proposition  relative  to  the  abstention  from  isoUled 

action  during  the  sitting  of  the  Conference,  in  order  to  leave  perfect  liberty 

of  action  to  the  British  and  French  Governments   in   the   presence  of  aoj 

emergency  whatever.  ||  Your  Excellency  should  take  an  opportunity  of  meiitio- 

ning  to  your  colleagues    the   object   with    which   you   made    the  reserritioii, 

whfch  I  have   to   inform   you   is   approved   by  Her  Majesty's  Government  \ 

I  am,  &c. 

GranTille. 
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Nr.    7918.     CONFEBENZ-STAATEN.  —  Identiscbes  Telegramm  der 

Botschafter  ober  die  vierte  Sitzung. 

Therapia,  Ie  30  Juin,  1882. 
Dans  la  séancc  d'anjonrd'hui   nons  avons  continue  la  discnssion  sur  la 
proposltion  pour    Tintervention   armee   de   la  Tarquie   en  Egypte  faite   par    stMten. 
TAmbassadeur  d'Angleterrre.    La  Conférence  s'est  livrée  k  un  examen  préa- ^"''*"*  *^^ 
lable  de  la  forme^  dans  laqnelle^  Ie  cas  écbéant^  cette  intervention  devrait  se 
produire^  et  des  conditions  anxqnelles  elle  devrait  être  soamise.    La  prochaine 
séance  est  fixée  pour  après-demain. 


Nr.  7918. 
ConfBrent- 


Nr.    7919.     OK088BRITANNIEN.  —  Bótscbafter  in  Konstantinopel 

an   den   engl.   Min.   d.    Ausw.   —    Vierte   Sitzung   der 
Conferenz. 
(Extract)  Therapia,  June  30,  1882. 

The   fonrth    meeting  of  the  Conference  was  held  last  night.     The  pro-   ^^'  '*^^- 
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ceedings  commenced  by  my  communicating  to  my  colleagues  Mr.  Cartwright's  britMnien. 
telegrams  of  the  28th  and  29th  instant,  in  one  of  which  a  striking  description  ^  ''"■* '®®** 
is  giveu  of  the  increasing  panic  in  Egypt,  and  the  financial  and  commercial 
coUapse  and  ruin  which  it  will  occasion. 

Count  Corti  then  insisted  again  in  forcible  terms  upon  the  anarchie  state 
of  Egypt  and  the  necessity  for  a  remedy.  Under  these  circumstances  he 
suggestedy  that  we  should  proceed  with  the  discussion  of  the  British  Ambassa- 
dor's  proposition. 

Baron  Calice  said,  that,  having  discharged  bis  duty  in  calling  at  our  last 
meeting  the  attention  of  bis  colleagues  to  the  possible  danger  to  the  Christian 
and  European  residents  which  might  be  occasioned  by  an  intervention,  he  was 
quite  ready  to  discuss  the  proposition  of  the  British  Ambassador;  but  he  must 
observe,  that  he  was  still  without  sufficiënt  information  of  the  real  state  of 
affairs  in  Egypt 

M.  Onou  having  alluded  to  this  proposition  as  a  proposition  of  the 
two  Govemments,  M.  de  Noailles  demurred  to  the  expressiqn,  and  observed 
that  it  must  not  be  so  regarded;  it  was  the  proposition  of  the  English  Am- 
bassador. 

M.  de  Hirschfeldt  spoke  pretty  much  in  the  same  terms  as  had  Baron 
Calice. 

Being  somewhat  dissatisfied  with  the  attitude  assumed  by  a  great  number 
ormy  colleagues,  I  observed  that,  if  a  newspaper  correspondent  had  assisted 
at  our  deliberations,  he  would  certainly  have  reported  that  we  were  desirous 
of  renouncing  the  task  imposed  upon  us  by  our  Governments. 

M.  de  Noailles  went  on  to  say  that  the  part  of  the  business  now  before 
us  divided  itself  into  three  heads  —  (1)  the  consideration  of  the  conditions 
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Nr.  7919.  -^hich  woald  attach  to  Tnrkish  intervention,  (2)  the  definition  of  the  ends  to 
briunnien.  which  that  interventioD  was  to  be  directed;  and  (3)  the  consideration  of  the 
80. Juni  1882.  «ganctioD."  Bj  "sanction"  I  understood  him  to  mean  the  measares  to  be  held 
in  reserve  if  the  Turkish  Government  refased  to  acqaiesce  in  oar  invitatioo 
to  send  troops.  His  Excellency  then  proceeded,  with  remarkable  perspicoity 
of  langoage^  to  enamerate  the  conditions  which  in  his  opinion  ought  to  be 
attached  to  the  intervention  of  Tarkey.  They  were  as  follows:  —  ||  (1.)  Tbit 
a  military  force  should  be  sent  by  Turkey  to  Egypt  on  the  formal  demaod 
of  the  Great  Powers.  ||  (2.)  That  distinct  assurances  would  be  given  by  the 
Sultan  that  he  would  address  his  efforts  to  the  restoration  of  the  stattisqM. 
.  (3.)  That  no  intcrference  shonld  be  admitted  with  the  existing  Firmans  aod 
privileges  of  Egypt.  ||  (4.)  That  the  period  of  the  occupation  should  have  no 
fixed  limit.  ||  (5.)  That  during  its  continuance  there  should  be  no  ^ingérence" 
on  the  part  of  the  Porte  in  the  intcrnal  affairs  of  Egypt  ||  (6.)  That  the  situ- 
tion  of  the  Khedive  or  of  the  Khediveship  should  remain  intact  and  unaffected 
in  its  rights  and  dignity. 

M.  de  Noailles  further  suggested;  that  it  would  be  necessary  to  arrive 
at  some  conclusion  as  to  who  was  to  command  the  Turkish  troops.  ||  In  coi- 
cluding;  the  French  Ambassador  observed;  that^  although  the  foregoing  w&e 
some  of  the  conditions  by  which  the  expedition  of  a  Turkish  corps  d'aniée 
to  Egypt  ought  to  be  restricted^  there  were  several  others  which  might  be 
mentioned;  and  he  then  expatiated^  in  very  forcible  terms^  on  the  difficaltj  d 
enforcing  any  one  of  them^  and  especially  of  securing  the  ultimate  evacoatioB 
of  the  province  by  the  Turkish  troops. 

Count  Corti  observed,  in  refercnee  to  the  first  of  M.  de  NoailW  con- 
ditions —  namely,  the  one  having  regard  to  the  "demand,"  that  we  must  take 
into  account  tlie  extreme  difficulty  of  the  Sultanes  position^  and  that  we  weie 
bound  also  to  consult  his  dignity,  and  to  treat  him  with  the  ^^ménagemeot" 
and  consideration  which  were  his  due.  Under  these  circumstances  he  verj 
much  feared  that  His  Majesty  would  not  consent  to  move  on  the  '^demaiKr 
of  the  Great  Powers,  as  it  would  at  once  give  him  the  appearance  of  being  i 
mere  instrument  used  by  the  Enropean  Governments  to  chastise,  for  thof 
benefit,  the  Mussulman  populations. 

M.  de  Noailles  strongly  insisted  upon  the  necessity  of  our  emphasiziof 
our  "demand."  It  was  our  one  security  against  Egypt  being  treated  for  ill 
time  as  an  ordinary  Turkish  province. 

One  of  my  colleagues  said  that,  he  agreed  with  Count  Corti,  espediBj 
as  it  was  evident  that  if  a  Turkish  expedition  were  sent  to  Egypt  it  coM 
only  be  with  the  consent  of  the  European  Powers.  The  fleetü  of  Englttd 
and  France  blockaded  Alexandria,  and,  did  they  choose,  they  might  iDtereept 
the  Turkish  transports  and  prevent  the  landing  of  the  Sultans  troops. 

M.  de  Noailles  replied  that,  as  the  Conference  bas  assembled,  it  woaM 
be  out  of  the  question  for  the  English  and  the  French  fleets  to  interveee  ia 
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:he  manoer  he  had  indieatcd,  and  that,  thcreforc,  such  a  conÜDgcncy  must  bc   ^J:  "^^^* 

Cft    OQt   of  OUr    CalCUlatiODS.  britunnien. 

On  this  I  observed,  that,  although  the  eventualitj  could  scarcelj  be  iraagi-^**'^'*"*^'*^^* 
icd,  yet,  if  the  Sultan  tricd  to  smuggle  his  troops  clandestinely  into  Egypt 
vithout  prcvious  communication  with  the  Powers,  I  conceived  that  one  of 
hese  cases  of  force  majeur c  would  have  arisen  contemplated  by  the  reserve 
ippended  to  Count  Corti's  Resolution,  just  as  would  be  the  case  if  the  Suoz 
Danal  were  threatened,  or  any  other  suddeu  or  critical  change  were  to  take 
3lace  in  the  political  situation  which  might  menace  special  interests. 

M.  Onou  said,  that  he  did  not  consider  the  question  of  the  'Memand"  as 
of  any  great  importance,  as  the  Snltan  could  not  stay  in  Egypt  except  with 
bbe  consent  of  the  Powers. 

M.  de  Hirschfeldt  expressed  a  stroug  and  absolute  opinion,  that  the  Sultan 
wonld  not  accept  a  mandate. 

Count  Corti  again  insisted  upon  the  advisability  of  allowing  the  Sultan 
to  take  the  initiative.  Upon  this  I  said,  that  the  French  Ambassador's  view 
^as  correct  in  theory,  but  Count  Corti's  was  the  most  opportune  in  practice. 
The  problem  was  to  reconcile  the  two.  It  would  certainly  be  out  of  the 
question  to  establish  a  precedent  for  the  Sultan  to  occupy  Egypt  with  a 
militarj'  force  without  the  previous  assent  of  the  Powers.  On  the  other  hand, 
our  object  was  to  get  him  to  go.  It  would  not,  therefore,  be  wise  to  couch 
our  invitation  in  such  terms  as  would  provoke  a  refusal.  Moreover.  it  was 
not  our  eloquenco  that  would  be  likely  to  set  him  in  motion;  but  if  through 
the  menace  of  our  existeiice  as  a  Conference  and  by  other  diplomatic  pres- 
sure,  he  could  be  induced  himsclf  to  coromunicate  to  us  a  proposal,  that 
Turkish  troops  should  be  sent  to  Egypt  for  certain  specified  purposes  and 
onder  certain  conditions,  it  appeared  to  me  that  our  object  would  be  equally 
'^ell  attained.  We  could  take  act  of  the  announcement  by  signifying  our 
formal  acquiescence^  and  the  arrangement  would  assume  as  much  the  character 
)f  a  compact  or  agreement  as  though  the  initial  invitation  had  come  from 
as.  If,  when  you  are  on  the  point  of  requiring  somebody  to  do  something, 
tie  anticipates  you  by  proposing  to  do  it  of  his  own  accord,  it  would  be  very 
inwise  not  to  shake  hands  over  the  bargain. 

This  view  of  the  case  appearing  to  meet  with  the  assent  of  the  great 
najority  of  my  colleagues,  I  proposed  that  the  question  of  the  "demand"  should 
)e  postponed  for  the  present,  and  that  wc  should  proceed  to  the  examination 
)f  the  other  conditions  enumerated  by  the  Marquis  de  Noailles.  All  of  these 
?ere  accepted  in  principle;  but  a  discussion  arose  as  to  how,  with  the  Sultan 
n  military  posscssion  of  the  country,  somc  of  the  conditions  —  such,  for 
nstance,  as  that  there  should  be  no  interfcrcnce  with  the  internal  alTairs  of 
Sgypt,  or  .that  the  supremacy  of  the  Khedive  should  be  left  intact  —  could 
\e  secured.  ||  The  Austrian  Ambassador  observed,  that  there  must  necessarily 
Qtervene  a  transition  period  of  confused  and  uncertain  jurisdiction.  t 
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Nr.  7919.  j  suggested,  that  until  the  army  was  reorganized;  and  the  leaders  of  the 
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britannien.  military  factiou  dispersed,  the  Local  Goverument  must^  of  coarse,  be  more  or  less 
3o.junii882.mj^jgr  the  Influence  of  the  Turkish  military  aathorities  in  command,  but  that 
at  all  events  there  was  a  way  of  saving  appearanceS;  namely,  by  the  Ehedive, 
the  moment  the  Turkish  forces  set  him  free  and  enabled  him  to  constitntei 
new  Ministry^  nominating  some  person  who^  like  Dervish-Pasha,  enjoys  the 
confidence  of  the  Sultan^  to  the  post  of  Minister  of  War.  In  this  way  the 
Commander-in-chief  of  the  Turkish  army,  who^  it  was  to  be  hoped,  might  he 
Moukhtar-Pasha^  would  be  brought  nominally  under  the  Khedive's  orders; 
the  formation  of  a  normal  Ministry  would  carry  with  in  the  re-cntry  into  its 
counsels  of  the  Controllers;  and  in  this  way  the  whole  machinery  of  a  regalir 
Government  might  be  re-established  in  twelve  hours^  and  the  anomaloos  re- 
lations of  the  Turkish  Commander-in-chief  with  the  Ehedive  would  be  r^ 
larizcd  in  accordance  with  accepted  Gonstitutional  forms.  The  foregoiDg  wi^ 
however,  I  said,  a  mere  personal  idea  of  my  own. 

Before  the  meeting  scparated,  I  intimated  that  it  was  the  intentionof 
Her  Majesty's  Government  to  demand  reparation  at  a  fitting  moment  for  tle 
loss  of  life  and  the  injury  to  property  sustained  by  our  subjects  during  ^ 
riots  at  Alexandria. 

I  am  afraid  I  cannot  consider  the  proceedings  recorded  in  tbc  above 
despatch  as  very  satisfactory.  It  is  quite  evident,  that  neither  my  GcnniB, 
Austrian,  nor  Russian  colleague  has  received  any  definite  instructions,  and 
that  M.  de  Noailles  is  more  impressed  with  the  dangers  attendant  npon  the 
dispatch  of  a  Turkish  expeditionary  force  to  Egypt  than  with  the  good  resolts 
which  will  flow  from  it.  On  the  other  hand,  it  is  but  justice  to  my  Freneh 
colleague  to  say  that,  although  he  does  not  associate  himself  with  my  propo- 
sition,  but  he  contributes  powerfuUy  towards  the  discussion  of  it. 


(Extract)  Therapia,  June  30,  1882. 

With  reference  to  my  previous  despatch  of  this  day's  date,  reporting  oi 
the  proceedings  of  the  fourth  meeting  of  the  conference,  I  have  tbe  boooir 
to  inform  your  Lordship  that  an  observation  of  Baron  Calice  relative  to  tbe 
functions  of  the  French  and  English  fleets  at  Alexandria  gave  me  a  favoniabk 
opportunity  of  declaring  in  distinct  terms  that  Her  Majesty's  Govemo^ 
should  consider  any  attack  upon  the  Canal,  or  any  sudden  change  or  etti* 
strophe  which  menaced  our  special  interests,  as  comprehended  under  tiie  ten 
"force  majeure"  embodied  in  the  reserve  appended  to  'Count  Corti's  propositioi, 
referred  to  in  my  despatch  of  the  27th  instant 
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r.    7920.     OROSSBRITAiranEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 

schaftcr  in  Konstantinopel.  —  Die  Eutsendung  tür- 
kischer  Trappen  ohne  Aufforderung  seitens  der  Cqn- 
ferenz  würde  die  englische  Regierung  nicht  bcun- 
rnhigen. 

Foreign  Office,  June  30,  1882. 
My  Lord,  —  Her  Majesty's  Government  have  had  under  their  consideration  '^^'Jg^f  * 
e  qaestion  which,  after  consaltation  with  the  French  Ambassador,  you  have  briumüen 
bmitted  as  to  the  attitude  which  should  be  observedby  your  Excellency^''^"*^*^ 
ld  the  Marqais  de  Noailles  in  the  event  of  the  Snltan  seoding  troops  to 
^t  without  previous  notice.  ||  Her  Migesty's  Government  are  of  opinion,  tbat 
>Qr  Excellency  and  the  French  Ambassador  should  represent  to  the  Confc- 
nee  that  in  the   event   of  the  Sultan   anticipating   the  request,  which  the 
)vernments  of  England  and  France  were  prepared  to  make  to  His  Majesty, 
ey  entertain  the  hope  that  the  Sultan  will,  at  the  samc  time  that  he  dis- 
tches  troops,  givc  such  assurances  to  the  Powers  as  will  secure  their  use 
ing  limited  to  the  purposes  which  have  been  agreed  upon.  ||  Her  Majesty's 
ivemment  would,  however,  not  feel  any  alarm  even  if  the  Sultan  should  give 
such  assuranccs;  as  they  would  have  the  means  of  providing  that  the  action 
his  troops  should  bc  coniined  within  the  limits  proposcd  to  be  assigned  to 
im.  II I  ara,  &c. 

G  r  a  n  V  i  1 1  c. 


r.    7921.      RÜSSLABD.  — -  Min.  d.  Ausw.  (Giers)  an  die  russischen 

Botschaften  —  Ansichten  der  russischen  Regierung 
über  die  agyptische  Erisis. 

^trait.)  St-Pétersbourg,  Ie  18/30  Juin,  1882. 

Avant   tout,   maintien   du   concert  Europeen.     Aucune   solution   ne   doit   ^'-  '®^*- 
océder  que  de  lui.  ||  2.  Autant  que  possible,  rétablir  et  consolider  Ie  stcUu ^.jnmiss 
o.  II  3.  Il  est  désirable  que  pour  y  arriver  Tactiou  morale  suffise.    En  pareil 
s,  les  résultats  devraient  en  être  enregistrés  par  la  Conférence  de  maniere  / 

donner  une  nouvelle  confirmation  Européenne  au  droit  public  de  TËgypte.  ' 
Si  elle  ne  suffit  pas,  Ie  concert  des  Puissances  doit  seul  prononcer  sur  les 
'«ures  k  prendre;  elles  ne  doivent  être  exécutées  qu'en  vertu  de  son  autorite 
sous  son  controle.  ||  5.  Si  la  Porte  persiste  k  ne  point  participer  k  la  Con- 
^Hce,  les  Puissances  devraient  s'entendre  sur  Ie  meilleur  moven  de  lui  faire 
epter  leurs  décisions.  ||  6.  Si  une  intervention  matérielle  est  indispensable, 
plus  legale  et  la  moins  dangereuse  serait  celle  du  Sultan,  mais  en  vertu 
^e  délégation  de  TEurope  et  avec  les  garanties  nécessaires  pour  que  Ie  but 
igné  ne  soit  pas  dépassé.  ||  7.  Si  Ie  Sultan  s'y  refuse  et  que  TAngleterre  et 
France  se  croient  obligées  d'agir,   soit  collectivement,   soit  isolement,   ce 
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Nr.  7021.    iicvrait  êtrc  égalemcnt  après  entente  avcc  les  Puissances,  par  leur  délégaüony 
30.Jnnii»»2.ct  avec  UU  programme  nettement  defini.    Lc  precedent  de  l  mtervention  militaire 
(Ie  la  Franre  en  Sjrie  pourrait  ctrc  consulté.    Les  Puissances  pourraient  toe 
accompagner  Texpédition  par  des  Coniroissaires  spéciaux.    8.  Quant  au  bot  fioal 
de  rintervention,  il  devrait  étre  lc  r etablissement  du  sUiU^  quo.    Mais  ce  ^ote 
^2/0 a des  inconvénients  róvélés  par  lexpérience;  peut-ctre  jugera-t-on  nécesaire 
de  Ie  modifier  sur  quelques  points  se  rattachant  priucipalement  k  la  positioB 
du  Gouvernement  Égjptien  vis-è-vis  des  Gouremements  étrangers  et  les  ictes 
par  lesquels  il  s'est  engagé.    En  admettant  en  principe  Tobligation  de  respecter 
les  engagements  contractés,  on  peut  reconnattre  Topportunité  d'y  apporterdes 
modicfiations  consenties  de    part  et  d'autre.  ||  Les  inconvénients  du  GonHk 
exclusif  Anglo- Francais  ont  été  révélés  par  les  faits.     Vouloir  les  perpétwr 
par  la  force,  serait  faire  une  oeuvre  douteuse.  ||  Peut-être  trouvera-t-on  possiWe 
et  juste  de   donner  un  caractère  non-exclusif,   mais  international,  è  ce  Cos- 
tróle.     Il  acquerrait  ainsi  plus   d'autorité  morale  et  plus  de  garanties  contrt 
les  abns  personnels  des  Agents.  ||  La  Commission  de  Liquidation  et  les  Tri!»* 
naux  Mixtes   ont  ce  caractère   international  et  fontionnent   bien.  ||  Peut-étit 
aussi  trouvera-t-on  juste  de  restreindre  ce  Controle  dans  les  limites  qui  gw»* 
tissent  les  interets  étrangers  sans  constituer  une  ingérence  dans  Vadministntioo 
du  pays.  ||  Toutes  ces  qnestions  devraient  faire  Tobjet  d'une  discussion  détaillée 
en  Conférence. 


Nr.   7922.      CONFERENZ-BTAATEN.  —  Identisches  Telegrammder 

Botschafter  fiber  die  fünfte  Sitznng. 

Thérapia,  Ie  2  juillet  1882. 

Nr.  792?.  Aujourd'hui,  la  Conférence,  dans  sa  cinquième  séance,   s'est  occupécde 

suaten.    détcrmiucr  quel  but  devait  ètre  assigné  k  Tintervention  armee  de  Ia  Tnrqaie 

2.  Juli  1882. en   Egypte.     Elle   a   ensuite   examiné   lopportunité   qu'il   y  aurait  i  laisser 

entendre^  dans  la  communication  qui  serait  faite,  Ie  cas  échéant^  k  la  Port^ 

que  les  Puissances,  en  cas  de  refus,  auraient  k  aviser  k  d'antres  movens.  U 

Conférence  s'est  réservée  d'émettre  son  opinion  k  ce  sujet  au  moment  opportn 

Elle  a  enfin  examiné  Ie  mode  suivant  lequel  elle  aurait  k  notifier  au  Gooftf" 

nement  Ottoman  les  résolutions  qu  elle  pourrait  preudre.  }|  La  prochaine  sétfss 

a  été  fixée  k  mercredi  prochain. 


Nr.   7923.     GROSSBRITAWNIEN.  —  Botschafter  in  Konstantinopel 

an   den   engl.  Min.   d.   Ausw.   —    Fünfte   Sitzung  <1«' 
Conferenz. 


* 


Nr.  7523.  Thcfapia,  Juli  S,  1882L 

oroi».  lyj    L^pj   _  rpj^p  ^^^j^  gj^^.j^     ^^  ^^^^  Conference  on  the  affairs  of  EW*  Ik- 

bntannien.  »  /  t.  ^    ^  . 

3.  jqii  1882.  which  took  place  yestcrday  was  verj'  satisfactory.  ||  M.  de  Noailles  signifiei  W 


I: 
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liescence  in  the  principlc  of  Turkish  intervention,  provided  the  Conference  q^^ 
d  agree  opon  the  conditions  by  which  it  was  to  be  regalated.  Those  con-  britaanien. 
►ns  should  not  be  so  feeble  as  to  leave  the  Turks  masters  of  Egypt,  nor 
(bnoxions  to  the  Sultan  as  to  make  it  difficult  for  him  to  comply  with  the 
:ation  of  the  Conference.  The  French  Ambassador  then  observed,  that, 
Dg  at  our  last  meeting  gone  through  a  preliminary  examination  of  these 
litions,  it  remained  for  us  to  determine  'Ie  but"  and  *1a  sanction,"  meaning 
he  latter  word  the  comminatory  alternative.  ||  In  accordance  with  a  previous 
3rstanding  arrived  at  between  us,  I  then  interposed  with  a  form  of  words 
riptive  of  the  objects  to  which  Turkish  intervention  should  be  directed, 
ely,  the  overthrow  of  the  military  faction^  and  the  placing  of  the  Ehedivc 
i  position  to  rcconstruct  a  normal  Government,  and  to  re-establish  the 
tö  qiio,  II  All  our  colleagues  accepted  the  formula.  ||  We  then  proceedcd  to 
Qss  the  ^sanction/'  namcly,  whether  or  no,  in  transmitting  our  invitation, 
should  givc  a  hint  to  the  Porte  that,  if  it  refused  to  send  an  expeditionary 

c,  Europe  would  take  the  matter  into  its  own  hands  and  act  dircctly  in 
pt.  II  The  Austrian  Ambassador  suggcsted,  that  anything  approaching  to  a 
at  of  this  kind  would  have  a  bad  effect.  M.  de  Uirschfoldt  foliowed  in 
samc  sensc.  ||  1  then  observed,  that  the  question  depended  entirely  upon 
t  might  be  the  attitude  of  the  Sultan  at  the  moment  we  were  about  to 
css  him.  If  we  could  assure  ourselves,  that  Ilis  Majesty  was  upon  the 
t  of  yielding,  we  should  naturally  exclude  from  our  proposals  cverything 
he  would  take  in  ill  part.  If,  on  the  contrary,  hc  persisted  in  abdicating 
jbligations  as  Sovcreigu,  my  personal  opinion  was  that  it  would  be  well 
Uow  him  to  nuderstand  that  ulterior  measurcs  wuuld  be  resorted  to.     I 

d,  that  this  was  an  opinion  which  I  should  submit  to  my  Government^  but 
IS  not  authorized  to  enunciate  it  on  their  bchalf.  ||  Count  Corti  expressed 
[?oücurrence  in  this  view.  |j  M.  de  Noailles  cxplained,  that  the  word  "com- 
itoirc''  had  been  used  for  want  of  a  better.    To  state  that  wc  should  deal 

Egypt  oursolves  was  not  a  tlireat  in  the  same  sensc  as  would  be  the 
atch  of  a  comblned  Üeet  to  the  Dardanclles.  The  framing  of  the  phrase 
id  be  a  task  of  the  utmost  delicacy.  ||  Wc  then  agreed,  at  the  invitation 
ount  Corti,  ou  the  form  in  which  our  commuuicatiou  was  to  be  addressed 
he  Porte,  namely,  "in  identic  notes  addressed  to  it  by  order  of  our  re- 
tive  Govenmients,  and  containing  the  resolution  taken  by  the  Powers  in 
"orence."  ||  Somc  of  my  colleagues  were  in  favour  of  the  communication 
g  sent  as  from  the  Conference;  but  it  was  objected;  that  this  might  exposé 
o  our  mission  being  refused  or  only  accepted  "a  titire  d'information",  but 
Foreigu  Minister  could  not  dccline  to  receive  identic  notes  from  the  Am- 
idors.  II  Wc  then  reverted  to  the  main  question,  and,  in  reply  to  a  query 

Count  Corti,  the  Austrian  Ambassador  declared  that  he  was  still  without 
ite  instructions  ou  this  point,  but  that  he  was  personally  in  favour  of 
:ish  intervention,  and  he  had  iuformed  his  Government  that  it  was  the 
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Nr.  7923.   Q^iy  principlc  which  was  likely  to  meet  with  general  acceptance.  Il  M.  Oboq 

Gross- 

briunnien.  aiiQOuiicedy  that  he  was  authorized  to  adopt  the  principle  of  Turkish  interYeiition 
8.  Juli  1882.  j£  ^jje  other  Governments  agreed.  ||  M.  de  Hirschfeldt  still  maintained  his  atti- 
tude of  reserve  y  and  is  cvidently  without  instractions.  ||  It  was  agreed,  that  at 
our  next  meeting,  which  is  fixed  for  Wednesdaj,  the  5th  instant,  M.  de  NoaiUes 
should  compose  a  formula  of  conditions,  embodjing  as  nearly  as  he  coiüd  the 
general  statement  of  the  Conference,  and  that  he  and  I  should  prepare  a  de- 
finition  of  the  objects  to  be  obtained  bj  intervention.  There  is  now,  there- 
fore,  everj  prospect  of  our  communication  to  the  Porte  bcing  readj  by  Wed- 
nesday  night  for  submission  to  our  respective  Governments.  ||  I  have,  <&c. 

Dufferin. 


Nr.    7924.     GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engLBot- 

schafter  inEonstantihopel.  —  Möglichst  schnelleinei 
Beschluss  der  Conferenz  herbeizuführen,  türkisclie 
Truppen  nach  Aegypten  zu  entscnden. 

Foreign  Office,  July  3,  1882. 
Nr.  7W4.  i^y  Lord,  —  Tour  Excellency's  telegram   of  yestcrday,    containing  tlie 

Otoh~ 

brituinien.  idcutic  accouut  of  the  fifth  sitting  of  the  Conference  which  the  Representi- 
3.  Juu  1882.  ^jygg  Qf  thePowers  agreed  to  telegraph  to  their  Governments,  bas  beenreceiiei 
Form  that  Report  it  appears,  that  the  Conference  has  as  yet  taken  no  singie 
step.  II  Her  Majesty's  Government  desire,  that  at  the  next  sitting  of  the  Con- 
ference you  should  press  the  Representativcs  of  the  other  Powers  to  cobc 
to  an  early  dccision  on  the  application  which  it  has  been  proposed  to  addres 
to  the  Sultan,  that  His  Majesty  should  dispatch  troops  to  Egypt  If  the  Goo- 
fercnce  does  not  agree  to  make  this  application,  or  if  it  is  refused  bj  tke 
Sultan,  your  Exccllency  will  press  the  Representativcs  to  consider  what  otber 
means  should  be  adopted  with  a  view  of  obtaining  the  desired  end.  ||  I  lu^ 
conveyed  to  Her  Majesty's  Ambassador  at  Paris  the  instructions  of  the  GoTern- 
ment,  that  he  should  express  to  M.  de  Freycinet  their  strong  hope  that  tiie 
French  Ambassador  at  Constantinople  may  be  instructed  to  join  yourEzeelteo^ 
in  pressing  these  matters  on  the  Conference;  and  I  have  directed  Her  Hsjes^^ 
Ambassadors  at  Berlin,  Vienna,  Rome  and  St.  Petersburgh  to  reqoest  tke 
Governments  to  which  they  are  accredited  to  instruct  their  Representttn» 
in  the  Conference  to  give  you  their  support.  ||  1  am,  &c. 

Granville. 
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.  7925.  OROSSBBITANinEN.  —  Botschafter  in  Konstantinopel 
an  den  eugl.  Min.  d.  Ausw.  —  Hat  dem  Sultan  die 
Folgen  seines  Zögerns  vorgestellt 

Therapia,  July  4,  1882. 

My  Lord,  —  I  have  the  honour  to  inform  your  Lordship,  that  1  sent  Sir   Nr.  7925. 
ed  Sandison   on   the   Ist  instant  to  the  Prime  Minister  with  a  strongly-  ^,,^]|^i"en 
ied  message^  calling  the  attentiou  of  his  Highness  to  the  newspaper  reports «.  Jau  1882. 
irhat  was  passing  in  Ëngland  and  in  France,  as  a  proof  that  puhlic  opinion 
)Oth  countrics  was  hecoming  very  much  excited  in  regard  to  the  Egyptian 
>tion;  and  that  the  abdication  by  the  Sultan  of  his  obligations  as  Sovereign 
ld  impose  upon  others  the  task  of  restoring  order  in  that  country.  I  further 
;ed  him  to  remark,  that  some  of  the  most  influential  English  newspapers 
3  nrging  the  Government^  instead  of  seeking  the  assistance  of  Turkey,  to 
e  to  terms  with  the  National  party,  and  by  the  establishment  of  an  inde- 
lent  Arab  Government  at  Cairo  to  free  Egypt  from  the  domination  of  the 
ks.    This  programme;  I  said,  was  altogether  contrary  to  what  Her  Majesty';^ 
[^rnment  desired ;  but  the  Sultan's  present  attitude  of  hesitancy  and  absten- 

was  only  too  well  calculated  to  rcinforce  the  influence  of  those  who  ad- 
kted  it  A  rival  Caliph  in  Egypt,  I  hinted,  would  not  snit  His  Majesty.  {| 
ive  reason  to  believe  that  these  arguments  were  not  without  effect,  and 

Abdur-Rahman-Pasha  is  doing  his  utmost  to  induce  the  Sultan  to  complj 

our  wishes.  ||  I  have,  &c. 

Dufferin. 


.  7926.  OEOSSBRITANNIEN.  —  Botschafter  in  Konstantinopel 
an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Italiens  Vorschlag, 
dass  keine  Macht  einzeln  die  Regelung  der  ftgjpti- 
schen  Frage  unternehmen  solle. 

Therapia,  July  4,  1882. 

My  Lord,  —  The  Italian  Ambassader  having  informed  me,  that  Signor  ^^^  ,j^^ 
cini  had  suggested  to  him  that  a  verbal  understanding  should  be  arrived     ^rim- 
tt  the  Conference,  that  no  single  Power  should  take  upon  itself  the  sett- ^^'^^"J^ 
mt  of  the  Egyptian  question  as  Jong  as  the  Conference  was  in  session,  I 
rved  that  sudden  contingencies  might  be  imagined,  which  would  render 
opt  action  upon  our  part  imperative;  but  I  deferred  giving  Count  Corti  a 
tive  answer  until  I  should  have  had  an  opportunity  of  Consulting  my  French 
iague.  II  M.  de  Noailles  evidently  considered  that  the  point  was  of  small 
)rtance,  provided  a  proper  reserve  was  appended  to  the  proposition  which 
our  respective  Governments  fuU  liberty  of  action  in  any  case  of  emergency. 
len  Count  Corti  mooted  the   subject  in  Conference,  it  became  apparent 

all  my  colleagues  took  the  same  view  of  the  case,  the  Austrian  Ambassa- 
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Nr.  7920.  ^^^j.  remarküig  that,  when  the  Powers  agrced  to  cousult  together  as  to  what 
briunnien.  ^as  to  be  done,  it  would  be  obviously  contrary  to  all  reason  if  anj  one  Power 
4.  Juli  1882.  should  engagc  to  settle  the  matter  on  its  own  initiative.  As  it  appeared  to 
me;  that  it  would  be  invidions  if  the  verj  Power  which  had  insisted  upon 
concerted  action  and  had  invited  the  Conference  to  assemble  were  to  negatiTc 
a  proposal  which  the  Conference  was  prepared  unanimoosly  to  adopt,  I  inti- 
mated  mj  acquiescence  in  Connt  Corti's  suggestion^  as  qoalified  bj  the  pro- 
posed  reserve,  which,  as  I  have  already  pointed  out  to  yoor  Lordship  by  tele- 
gram, left  us  fuU  liberty  of  action  in  case  of  any  menace  to  the  Snez  Gaotl, 
to  the  lives  of  our  subjects,  or  to  any  special  interest  M.  de  Noailles  theii 
substituted  the  words  '%rce  majeur  e"  for  ^^cas  d'urgence/'  which  had  bea 
mentioned  between  us  in  our  first  conversation  (and  which,  at  the  time,  I 
translated  in  my  telegram  to  your  Lordship  by  the  word  emergency)  as  being 
the  more  explicit  and  extensive  term  of  the  two,  and  as  leaving  to  eacb 
Government  as  much  freodom  as  the  circumstances  could  possibly  reqoire  so 
long  as  the  Conference  was  sitting,  and  the  concert  among  the  Powers  whicb 
it  implied  was  maiutained.  ||  Although  perhaps  it  would  have  been  more  cod- 
venient,  that  the  qucstion  involved  in  Gount  Corti's  rcsolutiou  should  not  hare 
been  raised,  yet,  when  ouce  it  was  raised,  I  hope  your  Lordship  will  consideT 
that  it  has  been  dealt  with  in  as  proper  a  manner  as  the  circumstances  of 

the  case  permitted.  ||  I  have,  &c. 

Dufferin. 


Nr.    7927.     FEANKEEICH.   —   Min.   d.  Ausw.   au   den   franz.  Bot- 

schaftcr  in  London.  —  Ministcrrath  hat  beschlossen, 
die  Betheiligung  am  cnglischen  Ultimatum  abzi- 
lehnen. 

Paris,  Ie  5  juillet  1882. 
Nr.  7927.  L^j.^  Lyons  est  venu  hier  et  m'a  fait  connaitrc  que  Tamiral  Seymour  éUH 

5.  Juli  1882.  autorisé  k  remcttre  aux  Egyptiens  un  ultimatum  en  vue  d'arrêter  lours  travaix 
de  défense  et,  pour  Ic  cas  oü  eet  ultimatum  resterait  sans  effet,  k  ouvrir  Ie 
feu  contre  ces  ouvrages.  11  m'a  demandc  si  des  instructions  semblables  seraiest 
envoyées  k  l'amiral  Conrad.  Un  télégramme  de  celui -ei  k  Tamiral  Jaurégm- 
berry,  regu  ce  matin,  conürme  Ie  fait,  en  remarquant  d'aillenrs  que  jnsqn'id 
la  construction  de  nouvellcs  batterics  n'est  pas  coustatée.  Le  Gonseil  des 
Ministres,  qui  vieut  de  dólibórer  sur  cette  situation,  a  été  d'avis  que  noos  m 
pouvions  pas  nous  associer  k  eet  ultimatum:  1^  parce  qu'il  devrait  entrvBer 
k  des  actes  oflfensifs  qui  ne  seraieut  pas  en  rapport  avec  1'attitude  qac  hok 
avons  prise  au  regard  de  la  Conférence;  2^*  parce  que,  de  toutes  h^ons,  de 
tels  actes  ne  peuvent,  en  vertu  de  la  Coustitution,  êtro  aceomplis  qnafee 
Tautorisation  prcalable  du  Parlement.  Eu  conséquence,  Tamiral  Conrad  a  onire 
de  dóclarcr  a  l'amiral  Seymour  que  si  l'ultimatum  ótait  néaumoius  prcgesi^ 
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la  Division  francaise  se  verrait  dans  la  nécessité  de  quitter  Ie  port  d'Alexan-   *^*  '•^* 

^  II  yrwikraich. 

drie,  toat  en  restant  dans  les  eaux  égyptiennes.  ||  Lord  Lyons  étant  revenn  5.  Juh  i882. 
aujourd'hni  me  demander  la  réponse  k  sa  commonication  d'hier,  je  lui  ai  fait 
part  des  décisions  qui  precedent.  Il  a  para  apprécier  les  motifs  qui  les  ont 
dictees  et  m'a  promis  d'en  rendre  compte  h  Lord  Granville.  Je  vous  prie, 
de  votre  cóté,  de  Touloir  bien  en  entretenir  Sa  Seigneurie,  en  lui  faisant  bien 
comprendre  que  notre  conduite  en  cette  circonstance  n'a  rien  de  contraire  aux 
sentiments  d'amitié  qui  nous  lient  avec  l'Angleterre. 

C.  de  Freycinet 


Nr.  7928.     GROSSBRITANNIEN.  —   Botschafter   in  Paris   an   den 

engl.  Min.   d.  Ausw.  —  Gründe   des   Bescblusses   des 
französischen  Ministerrathes. 

Paris,  Jitfi  6,  1882. 
My  Lord,  —  Tour  Lordsbip  will  have  observed,  that  the  principal  reason   ^''  '^"^ 
issigned  by  M.  de  Freycinet  this  afternoon  for  not  allowing  the  French  Ad-  briunnien. 
oairal  to  join  in  preventing  the  erection  of  batteries  at  Alexandria  was  that*' ^*"  ^®^' 
Lbis  would  bc  an  act  of  war  which  could  not  be  resorted  to  without  the  con- 
sent of  the  Legislature.  ||  The  French  Government  appear,  in  fact,  to  entertain 
i^onsiderable   doubts   as   to   the  results   of  the   questions   coming  before   the 
Chamber  in  any  form.  ||  They  fear  that,   if  they  acted  without  the  previous 
sanction  of  the  Chambers,  they  might  be  unable  to  resist  the  violent  accu- 
sations  which  would  be  brought  against  them  of  violating  the  Constitution.  {| 
On  the  other  hand  they  do  not  feel  confident,  that  if  they  did  applyfor  the 
aanction  of  the  Chambers  they  should  succecd  in  obtaining  it  ||  I  have  for- 
warded  to  your  Lordship  by  telegraph  the  substancc  of  this  despatch.  ||  I  have  &c. 

Lyons. 


Nr.    7929.      CONFERENZ-STAATEN.  —  Identlsches  Telegramm  der 

Botschafter  über  die  sechstc  Sitzung. 

A  la  sixième  s<^ance  aujourd'liui  la  Conférence  a  repris  Texamen  de  la   N'-  ''^^• 
communication  k  adresser,  Ic  cas  échéant,  k  la  Porte,   au  point  de  vue  de    suaten. 
Vobjet  et  des  conditions  de  Tintervention  Turque.     Ces  conditions  concement*-  ■'°"  *®®2. 
Ie  maintien  du  statu  quo,  la  limitation  de  la  durée  de  Toccupation,  Ie  paie- 
ment  des  frais  par  TËgypte,  la  réorganisation  de  Tarmée,  l'obligation  d'ob- 
aerver  ces  conditions.     Quelques  points  ont  été  réserves  pour  unc  discussion 
tltérieure,  qui  aura  lieji  k  la  prochainc  séance,   fixée  pour  demain  (Jeudi)  k 
S  heures. 
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Nr.    7930.      CONFEEENZ-STAATEN.  —  Identisches  Telegrammder 

Botschafter  über  die  siebente  Sitznng. 

Nr.  7930.  Aujoord'hui  nons  sommes  tombes  d'accord  sur  Ie  pro  jet  de  la  commnni- 

Conforans- 

suaten.  cation  qni  pourrait  être  adressée  k  la  Porte  pour  déterminer  la  td,che  et  les 
6.  Juli  1882.  conditions  de  rintervention  d'un  corps  d'armée  Turque  en  Egypte.  Il  est 
conga  dans  les  termes  snivants:  —  ||  'Ténétrées  de  la  nécessité  d'apporter 
un  prompt  remede  4  Tétat  troublé  de  TÊgypte,  et  d'y  faire  renaltre  la  oon- 
fiancC;  les  Grandes  Puissances^  réunies  en  Conférence;  ont  décidé  de  £ure 
appel  k  la  souveraineté  de  Sa  Majesté  Impériale  Ie  Sultan ,  en  TinvitaDt  ï 
intcrvenir  en  Egypte,  et  k  assister  Ie  Ehédive  par  Tenvoi  de  forces  sufQsantes 
pour  rétablir  Tordre,  abattre  la  faction  usurpatricC;  mettre  fin  k  Tanarchie  qni 
désole  ce  pays,  a  amené  Teffusion  du  sang,  la  mine  et  la  fuite  de  miUiers  de 
families  Ëuropéennes  et  Musulmanes,  et  compromit  les  interets  nationaal  et 
étrangers.  ||  £n  assurant  par  leur  présence  Ie  respect  des  droits  de  TEmpire 
et  Ie  rétablisêement  de  Tautorité  Khédiviale;  les  forces  Impériales  permettront, 
en  même  temps,  suivant  un  mode  k  déterminer  ultérieurement,  d'on  commiui 
accord;  de  procéder  k  de  sages  réformes  dans  Torganisation  militaire  de 
rÉgypte  sans  que  leur  intervention  puisse  nuire  au  prudent  développement  des 
institutions  Égyptiennes  dans  Tordre  civil;  administratif  et  judiciaire;  qm  oe 
serait  pas  contraire  aux  Firmans  Impériaux.  ||  En  s'adressant  k  Sa  Majesté 
Impériale ;  les  Grandes  Puissances  de  TEurope  ont  la  ferme  confiance  que, 
pendant  Ie  séjour  des  troupes  Ottomanes  en  Egypte,  Ie  stahi  quo  normal  sera 
maintenuy  et  qu'aucune  atteinte  ne  sera  portee  aux  immunités  et  privileges 
de  rÉgypte  garantis  par  les  Firmans  antérieurs,  ni  au  fonctionnement  régulier 
de  Tadministration,  non  plus  qu'aux  engagements  intemationaux  et  aux  amn- 
gements  qui  en  résultent.  ||  Le  séjour  en  Egypte  des  troupes  Impériales,  ésA 
les  Commandants  devront  agir  de  concert  avec  le  Ebédive,  sera  limité  è  nne 
période  de  trois  mois,  k  moins  que  le  Ebédive  n'en  demande  la  prolongatioB 
pour  un  terme  qui  devrait  être  fixé  d'accord  avec  la  Turquie  et  les  Grandes 
Puissances.  ||  Les  frais  d'occnpation  demeureront  k  la  charge  de  TEgypte.  Le 
montant  de  ces  frais  sera  déterminé  par  un  accord  entre  les  Six  Poissanoesy 
la  Turquie,  et  TEgypte.  ||  Si,  comme  elles  Tespèrent,  Sa  Majesté  Impériale  b 
Sultan  répond  k  Tappel  que  lui  adressent  les  Grandes  Puissances,  rapplication 
des  clauses  et  des  conditions  ci-dessus  énumérées  formera  Tobjet  d'on  aeeord 
ultérieur  entre  les  Six  Puissances  et  la  Turquie." 

Nous  sommes  d'avis  que  la  communication  soit  faite,  si  nos  6oQTe^^ 
ments  Tapprouvent,  par  lenrs  Beprésentants,  sous  la  forme  d'une  note  offdefle 
et  identique,  aux  noms  des  Gouvemements  respectifs.  ||  Nous  avons  llioimeir 
de  soumettre  k  nos  Gouvemements  le  résultat  de  nos  dêlibérations,  et  oou 
les  suspendrons  jusqu'^  ce  qu'ils  aient  bien  voulu  nous  faire  connaltre  lean 
décisious. 


■«■«■M 
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r.    7931.     OBOSSBBITANHIEN.  -^  Botschafter  in  Eonstantinopel 

an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Die  italienisehe  Regie- 

rung  hat  dielnterpretation  von  yorcemajcwre'  schwei- 

gend  hingenommen, 
xtract.)  Therapia,  Joly  7,  1882. 

In  continuation  of  my  despatch  of  the  4th  instant,  Count  Corti  has  in-  ^q^^}' 
rmed  me,  that  he  at  once  telegraphed  to  his  Government  the  interpretation  britannien. 
aced  by  me  upon  the  words  "force  majeure"  appended  to  his  Resolution.  |1  '•  •'°"  '®^^- 
3  added,  that  his  Government  has  made  no  remarks  in  reply  to  his  intimation. 

r.   7932.     OBOSSBBITAJnnEN.  —  Consnl  in  Alexandrien  an  den 

engl.   Min.    d.   Answ.   —    Note    der  General-Consuln 

der  GrossmS,chte  an  Admiral  Seymour  and  Antwort 

desselben. 

Alexandria,  Joly  8, 1882. 

My  Lord,  —  I  have  the  honour  to  inclose  herewith  a  copy  of  a  coUec-   N'«  «^^• 

GroBS- 

'6  note  addressed  by  the  Consuls -General  of  the  Great  Powers  to  Admiral  briunnien. 
r  Beanchamp  Seymour,  offering,  in  the  event  of  the  Admiral  not  being  sa-  ®-  ^"^^  *^^» 
ified  with  the  reply  of  the  Military  Commandant  to  his  Excellency's  letter 
specting  the  fortifications,  to  obtain  satisfactory  assurances.  ||  I  inclose  also 
copy  of  the  reply  retumed  by  his  Excellen'cy.  jj  I  have,  &c. 

W.  C.   Cartwright. 

The  ConsvlS'General  of  tfie  Great  Powers  at  Alexandria  to  Admiral 

Sir  B.  Seiftnour. 

Alcxandrie,  Ie  7  jnillet,  1882. 
Amiral,  —  Les  grands  interets  qu'ont  4  Alexandrie  nos  nationaux,  qui 
sont  encore  nombreux,  et  qui  y  ont  des  propriétés  tres  considérables,  nous 
digent  k  nous  informer  auprès  de  vous  si  vous  vous  considérez  comme  satis- 
it  par  la  réponse  du  Gouvernement  Ëgyptien  au  sujet  des  travaux  de  forti- 
^tions,  II  Nous  nous  croyons  en  état,  au  cas  oü  cette  réponse  vous  parattratt 
complete,  d'obtenir  des  assurances  pleinement  satisfaisantes.  ||  Nous  vous  se- 
ons  donc  tres  obligés  de  nous  dire  si  vous  considérez  cette  question  comme 
glee,  et,  dans  Ie  cas  oü  il  en  était  autrement,  sur  quel  délai  nous  pourrions 
»mpter  pour  Ie  départ  de  nos  nationaux.  De  toute  maniere,  Ie  bombarde- 
ent  d'Alexandrie  ne  pourra  s'opérer  sans  entrainer  de  grands  périls  pour 
population  Chrétiennc,  mème  indigène,  et  sans  la  destruction  d'un  nombre 
calculable  de  propriétés  Europèennes.  Nous  apprendrions  avec  grand  plaisir  • 
i'avant  de  donner  suite  aux  ordres  de  votre  Gouvernement  k  eet  égard,  vous 
»ulussiez  bien  lui  soumettre  cette  observation. 

E.   de   Vorges.        J.   de   Lex. 
Baron    Saurma.        Baron   Eosjek. 
De   Martin  o. 
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Nr.  7932.        Admirol  Sir  B,  Seymour  io  the  ConstUs- General  of  the  Great  Pfncers  a< 

Gross- 

britaDnien.  Alcxmidrin. 

^  J****  *^2.  "Invincible",  at  Alexandria,  July  7,  1882. 

Gentlemen;  —  I  have  the  hononr  to  acknowledge  the  coUectdve  letter 
which  yon  have  addressed  to  me  tliis  day.  ||  Yon  ask  me  whether  I  am  satis- 
fied  with  the  reply  of  the  Military  Commandant  to  my  letter  sent  to  biiD 
yesterday.  You  are  good  enongh  to  tender  your  services  in  obtaining  fron 
the  Military  Commandant  a  satisfactory  reply^  should  I  desire  more  complete 
assurances.  ||  I  beg  to  thank  you  for  the  offer  you  have  kindly  volnnteerei  \ 
If  your  infiuencc  with  the  Military  Commandant  iuduces  him  to  act  with  an- 
cerity  jn  forbidding  the  continuation  of  fortifications,  the  object  you  aimed 
at  will  have  been  attained.  Mere  written  assurances^  in  whatever  terms  they 
may  be  expressed,  are  of  little  value  in  view  of  the  interests  confided  tome. 
I  must  point  out^  that  I  do  not  propose  and  have  never  expressed  the  in- 
tention  of  bombarding  the  town  of  Alexandria.  My  operations,  if  rendered 
necessary,  will  be  directed  against  the  fortifications,  and  I  therefore  see  do 
reason  to  fear  the  injury  to  private  property  of  which  you  are  apprehensiw. 
!'  I  will  acquaint  Her  Majesty's  Government  with  the  consideration  you  dnw 
attention  to  in  the  closing  paragraph  of  your  letter.  I  must  strictly  adhew 
to  the  terms  of  my  communication  to  the  Military  Commandant  should  the 
slightest  attempt  be  made  to  rcnew  defcnsive  works.  ||  In  any  case  twentj- 
four  hours'  clear  notice  shall  be  given.  ||  1  have,  <fec. 

F.  Beauchamp   P.   Seymour. 

Nr-    7933.     TÜEKEL  —  Min.   d.  Ausw.   an  den   turk.   Botschafter 

in  London.  —  Verlangt  Missbilligung  der  feindlicheD 
Haltung  des  Admirals  Seymour. 

(Télégraphique.)  Constantinople,  Ie  9  Juillet,  1882. 

Nr.  79S3.  Mou  télégrammc-circulaire  du  8  a  fait  savoir  k  votre  Excellence  Ie  pen 

9  jaii  1882  ^^  fondcmcut  des  suppositions  des  Consuls  de  France  et  d'Angleterre  en 
ftgypte,  ainsi  que  de  M.  TAmiral  Seymour,  sur  Tarmement  des  batteries 
d'Alexandrie.  La  mêmc  dépêche  a  énoncé  les  détails  du  démenti  donné  i  ^ 
sujet  par  les  autorités  locales,  démenti  dont  messieurs  les  Consuls  et  TAmiftJ 
s'étaient  contentós.  ||  Ou  était  donc  fondé  k  croire  que  les  autres  déclaratioDS 
précises  faites  h  ces  messieurs  avaient  mis  fin  h  Vincident,  lorsqu*avant-hier, 
Jeudi;  TAmiral  Anglais,  d'après  les  informations  que  nous  transmet  télégraphi" 
•  quement  Son  Altesse  Ie  Khédive,  revenant  sur  ses  impressions,  s'est  adresrf 
une  seconde  fois  par  écrit  au  Commandant  de  la  gamison  d'Alexandrie  potf 
lui  dire  qu'on  pla<^ait  de  nouveaux  canons  dans  les  forts  de  la  ville  et  qB'<* 
procédait  k  divers  préparatifs  militaires,  et  que,  si  ces  armements  ne  cessaW 
pas  dans  un  délai  de  douze  hcures,  la  ilottc  commencerait  Ie  bombardeofio^ 
ij  Dans  sa  réponse,  Ie  Commandant  Ëgyptien  a  repoussé  énergiquement  Tiffips^ 
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II  Le  lendemain,  quelques-uns  des  Agents  des  Puissances  sont  venus  in-  N'-  "^'?^- 
ler  Ragliib-Pacha  que  TAmiral  Seymour  croyait  tou jours  aux  armements,9.  jnii  m^ 
ue  les  Consuls  avaient  décidé  de  lui  demander  des  explications  par  écrit, 
tutefoiS;  ces  messieurs  se  sont  désistés  plus  tard  de  cette  prétention,  et 
hib-Pacha  leur  a  déclaré  que  les  forts  étant  situés  prés  du  rivage,  il  était 
e  de  compter  le  nombre  des  canons;  que  1'Amiral  et  les  Consuls  étaient 
•risés  k  charger,  si  bon  leur  semble,  de  faire  exécuter  une  pareille  véri- 
ion,  et  que  ce  n'est  que  dans  le  cas  oü  Ton  constaterait  une  augmentation 
5  le  nombre  des  canons  que  TAmiral  pourrait  être  reconnu  comme  fond^» 
5  ses  prétentions;  qu'enfin  il  ne  s'agissait  dans  tout  ceci  que  du  netto jage, 
temps  h  autre,  de  Tartillerie  des  forts  et  d'exercice  sans  feu.  ||  Toutes  ces 
;)ositions  répétécs  du  Commandant  de  la  flotte  Britannique^  suivies  de  dó- 
ehes comminatoireSy  ne  laissent  pas  que  de  produire  une  pénible  impression 
les  esprits  en  Egypte  et  sont  de  nature  k  entraver  les  cfforts  faits  pour 
atir  au  but  désiré  par  tous.  ||  Nous  sommes  persuadés  que  le  Gouverne- 
it  de  Sa  Majesté  Britannique,  en  pesant  dans  la  balance  de  sa  sagesse  et 
son  équité  les  actes  de  eet  officier  supérieur,  trouvcra,  comme  nous,  qu'ils 

peu  en  harmoni  avec  Tamitió  et  les  bonnes  relations  qui  existcnt  entre 
deux  États.  II  Je  yous  prie  donc  de  signaler  ce  qui  précède  è  Tattention 
ouse  de  Lord  Granville,  et  d'engager  sa  Seigncurie  k  faire  transmettre  k 
l'Amiral  Seymour  des  instructions  lui  dictant  une  lignc  de  conduite  plus 
forme  aux  sentiments  de  paix  et  de  conciliation  qui  animent  Ic  Gouverne- 
it  Impérial  et  le  Cabinet  de  St.  James. 


.  7934.  OEOSSBKITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Ge- 
schaftstrager  in  Berlin.  —  Der  deutsche  General- 
consul  in  Aegypten  ist  instruirt,  der  englischen 
Action  nichts  in  den  Weg  zu  legen. 

Foreign  Office,  July  10,  1882. 
My  Lord,  —  The  German  Ambassador  called  upon  me  this  morning  and   Nr.  7934. 
l  me  that  Prince  Bismarck   had   informed   him  that  the  German  Consul-  .  ?J^"t 

Bntannien. 

leral  had  never  had  any  orders  to  take  any  measures  to  interferc  with  10.  JuU  1882. 
action  at  Alcxandria,  that  his  only  duty  was  to  protect  German  subjects. 
ount  Munster  added,  that  strict  orders  had  now  been  sent  to  the  German 
isul-General  to  abstain  from  interference  of  a  character  which  would  at  all 
•ede  our  action.  ||  I  thanked  his  Excellency  for  this  important  and  friendly 
imunication.  ||  I  am,  &c. 

Granville. 


186 


Aegypten. 


Nr.   7935.     GROSSBRHANNIEN.  —  Botschafter  in  Konstantinopel 

an   den   engl.  Min.   d.   Ausw.  —   Die   Pforte  verlaogt 
Yerschiebung  des  Bombardements. 

Therapia,  July  11,  1882,  4  a.11. 
Nr.  7985.  My  Lord;  —  Saïd-Pasha;  the  Foreign  Minister^  has  jnst  come  to  hand 

brUMinTen.  ™®  *^®  Inclosed  note  and  to  teil  me,  that  Saïd-Pasha,  the  former  Prime  Mi- 
ii.jiüii882.  nistcr,  has  replaced  the  present  Premier,  Abdnrrahman-Pasha,  that  he  himself 
remains  at  the  Foreign  Office,  and  that  by  to-night  he  will  be  able  to  pro- 
pose  to  me  a  satisfactory  solution  of  the  Egyptian  question.  ||  I  pressed  hio 
for  further  explanations;  bat  he  said  he  would  only  assnre  me,  that  the  soli- 
tion  would  be  satisfactory.  I  said,  that  neither  the  mere  entry  of  a  Tnrkis^ 
Representative  into  the  Conference,  nor  the  mere  recall  of  Arabi-Pasha  would 
constitute  a  satisfactory  solution.  He  again  repeated  ^the  solution  wonld  be 
satisfactory."  ||  He  begged  me  to  communicate  the  foregoing  at  once  to  joor 
Lordship  and  to  Admiral  Seymour,  accompanied  by  a  recommendation  thtt 
the  threatened  hostilities  might  be  deferred  in  order  to  give  time  for  tl» 
further  communication  from  the  Sublime  Porte  to  reach  your  Lordship.  1 1 
said  I  was  not  empowered  to  interfere  with  Admiral  Seymour's  action, 
that  the  term  "satisfactory  solution"  was  too  vague  to  admit  of  my 
more  than  repeat  to  your  Lordship  exactly  what  had  been  said.  ||  I  added,  thit 
I  would,  however,  forward  to  Sir  Beauchamp  Seymour  a  telcgraphic  copy  of 
the  Porte's  note  and  of  its  present  application  to  me,  and  suggest,  in  caee 
of  the  Admiral's  instructions  allowing  him  such  latitude,  that  bis  Excelleoef 
shonld  delay  opening  fire  for  three  or  four  hours  in  order  to  leave  time  te 
the  communication  of  the  Ottoman  Government  to  reach  your  Lordship's  hifiii 
in  case  you  should  consider  it  desirable  to  found  any  further  action  npoa  H 
il  I  bcg  to  inclose  copy  of  my  telegram  to  Admiral  Seymour.  ||  I  ventiirtl 
further  to  point  out  to  Saïd-Pasha  the  folly,  when  such  great  interests  wen 
at  stake,  of  postponing  diplomatic  action  untill  it  became  materially  impossiUe 
to  interfere  with  the  course  of  events.  ||  I  have,  &c. 

Dufferin. 


Note  verbale. 

En  réponse  k  la  note  verbale  de  TAmbassade  de  Sa  Majesté  Britanniilit 
datée  du  10  de  ce  mois,  et  parvenue  k  la  Sublime  Porte  dans  Taprès-SME 
du  même  jour,  Ie  Ministère  des  Affaires  Etrangëres  a  Thonneur  d'inforfltf 
TAmbassade  que  d'après  un  télégramme  transmis  aujourd'hui  par  Ie  Ehédh< 
et  Ie  Maréchal  Dervish-Pacha,  Son  Altesse  et  Ie  Ministère  Ëgyptien  oot  dé- 
claré  k  TAmiral  Commandant  de  Tescadre  Anglaise  k  Alexandrie  qne  ^ 
autorités  locales  n'opposeront  aucune  résistance  dans  Ie  cas  oü  rAmiral  P' 
céderait  au  bombardement.  ||  Il  est  évident  qu'un  acte  de  cette  natnr^  si 
venait  k  se  produire,  porterait  la  plus  grave  atteinte  aux  droits  de  mïï^ 
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\  de  Sa  Majesté  Impériale  Ie  Snltan  et  anx  interets  du  pays.  H  Le  Gouver-  Nr.  7935. 
lent  Impérial  s'attend  k  ce  que  le  Cabinet  de  Sa  Majesté  Britannique,  prenant  i,riUmaiML 
sérieuse  considération   ce   qui   précède,  veuille   bien   faire  en  sorte   que  n.  JuU  isst. 
niral  Seymour  s'abstienne  de  tont  acte  de  nature  k  provoquer   une   telle 
itualité  et  lui  transmettre  des  instructions  dans  ce  sens.  ||  Le  Gouvernement 
érial  aura  en  tout  cas   Thonneur  d'informer  TAmbassade  de  Sa  Majesté 
tannique  de  la  décision   qu'il   aura  prise  dans  la  nuit  de  demain  Mardi, 
la  communication  précitée  de  TAmbassadc  aussi  bien  que  sur  celles  télé- 
)hiques  du  Ebédive  et  du  Maréchal.  |{  La  Sublime  Porte  prie  le  Cabinet 
St  James  de  vouloir   bien  accélérer  Tenvoi  k  TAmiral  Anglais   des  in- 
ctions  demandées  ci-baut 
Sublime  Porte,  le  10  Juillet,  1882. 


\  7936.  OEOSSBBIT Ajn JN UUH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 
schafter  in  Eonstantinopel.  —  Uebersicht  über  die 
Yerhandlungen  in  der  &gyptischen  Frage  bis  zum 
Bombardement  von  Alexandrien. 

Foreign  Omce,  July  11,  1882. 
My  Lord;  —  It  may  be  useful,  tbat  I  should  add  to  tbe  instructionS;  with  ^^  793^^ 
ch  your  Excellency  has  been  fumished;  some  observations  on  the  events     g«>w- 
ch  have  led  to  the  present  state  of  affairs  in  Egypt  and  to  the  action  ^^j Jf ^gg^ 
ch  Her  Majesty's  Government  have  found  themselves  compelled  to  take.  \ 
i  position  of  Egypt  is  a  peculiar  one.    Although  it  is  a  province  of  the 
oman  Empire,  its  relations  with  the  Porte  are  the  subject  of  international 
eement    They  are  defined  in  the  Treaty  of  the  15th  July,  1840,  which 
;her  provides  tbat  the  administration  of  the  country  shall  devolve  on  the 
cendants  of  Mehemet-Ali   in   the   direct  line.     Successive  Firmans  of  the 
tans  have  granted  to  the  Khedive  a  considerable  measure  of  administrative 
3pendence,  and  on  the  accession  of  Tewfik-Pasha  in  1879  the  Firman  of 
istiture,  which  recapitulated  the  privileges  thus  granted,  was  previously 
imunicated  by  the  Porte  to  the  British  and  French  Ambassadors,  with  ex- 
lations  as  to  its  terms,  which  were  accepted  as  satisfactory.  ||  The  sitnation 
Bgypt  on  the  most  direct  maritime  route  between  England  and  her  Indian 
sessions  and  Au^tralian   colonies  gives  to  this  country  a  special  interest 
Bgyptian  affairs.    In  addition  tó  this,  British  capital  and  industry  have 
n  largely  employed  in  the  introduction  into  Egypt  of  the  grcat  works  of 
lem  improvement,  and  a  large  British  community  is  resident  in  the  country, 
prosperity  cannot  be  affected   without  involving  the  material  welfare  of 
ij  British  snbjects.  ||  The  share  which  European  officials  at  present  take 
;he  administration  of  the  country  originated  in  great  measure  in  the  action 
;he  ex-Khedive,  Ismaïl-Pasha.    Many  of  them  were  invited  by  His  Highness 
nndertake  varioug   duties,  for  which  he  had  not  at  his  disposal  native 
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Nr.  7936.    omployés  possessing  the  requisite  qualifications,  others  were  appointed  for  the 
toiunnien.  management  of  the  snccessive  loans  which  were  issued  bj  bim^  and  eventiullj 
11.  Juli  1882.  ^j^Q  inabilitj  of  the  Government  to  meet   the  pecnniary  liabilities  which  the 
country  had  contracted  towards  the  subjects  of  other  Powers  rendered  it  ne- 
ccssary  to  resort  to   a  compromise,    involving  a  surrender   by   the  creditors 
of  a  portion  of  their  claims,  on  condition  of  the  institution  of  special  ar^Mg^ 
mcnts  to  guarantee  the  proper  administration  of  the  finances^  and  the  assign- 
ment  of  a  certain  portion  of  the  revenue  for  the  discharge  of  the  natioiial 
obligations.  ||  Her  Majesty's  Government,  though  invited  by  the  Khedive,  had, 
np  to  1879,  declined  the  responsibility  of  nominating  persons  to  take  part  ia 
the    financial   administration. '||  In   November    1879,   after    the   deposition  of 
Ismaïl-Pasha,  the  new  Khedive  having  decided  to  retain  the  plan  of  governiag 
with  a  native  Ministry,  it  was  agreed  to  rcvivc   the  appointment  of  Ëoglisii 
and  French  Controllers- Gen  er  al,  who  were  to  be  appointed  on  the  nomiiuition 
of  their  respective  Governments.    Her  Majesty's  Government  consented  to  this 
arrangement.    The  position  and  powers  of  the  Controllers- General  were  defined 
in  a  Decrec  issued  on  the  15th  November,  1879.    They  were  not  to  exerd» 
any  direct  administrative  authority,  but  they  were  given  seats  in  the  Conncfl 
of  Ministers,  with  a  consultative  vote  in  the  proceedings,    and  were  to  hiie 
the  fullcst  powers  of  investigation  into  the  whole  Public  Service  so  far  is 
financial  matters  were  involvcd,  communicating  their  observations,  according  to 
circumstanccs,  to  the  Khedive  and  his  Ministers,  or  to  the  Commissioners  of 
the  Public  Debt,  and  presenting  Reports  to  the  Khedive  at  the  end  of  eicfc 
year,'  or  oftcner  if  they  deemed  it  advisablc,  which  were  to   be  pnblished  in 
the  ''IMoniteur  Égyptien."    Tt  was  further  agreed,  that  they  shonld  not  he  n- 
lieved  from  their  functions  except  with  the  consent  of  their  respective  GoTen- 
ments.  ||  At  tlie  same  time  that  the  Khedive  invited  the  reappointment  of  tke 
Controllers-G eneral  he  expressed  his  willingness  to  consent  to  an  Europetf 
inquiry  into  the  finances,  which  were  apparently  in  hopeless  confasion.  ||  W 
eventually  resulted  in  the  appointment,  on  the  31st  Marcb,  1880,  of  a  Ooi- 
mission  of  Liquidation,  with  authority  to  prepare  a  Law  for  the  settlement  of 
the  financial  obligations  of  the  Egyptian  Government,  as  well  as  of  the  DaW 
and  the  Public  Debt.  ||  A  Dcclaration  was  at  the  same  time  signed  by  tk 
Represcntatives  of  England,  Austria,  Gcrmany,  Italy  and  France,  engaging^ 
accept  tho  decisions  of  the   Commission,   and   agrceing  that  the  Law  tobc 
framed  on  its  rccommcndations  should  be  recognizcd  as  obligatory  in  the  Int^ 
national  Tribunals. 

Such  was  the  position  of  affairs  when  Her  Majesty's  present  adrisös 
acceded  to  office.  They  inlierited  from  their  predecessors  the  principl*  of 
joint  action  with  France  in  Egyptian  affairs.  It  had  been  laid  down  i»  ^ 
patches  exchanged  between  Lord  Salisbury  and  M.  Waddiugton,  aflet  tke 
Congress  of  Berlin  in  July  and  August  1878;  it  had  subsequcntly  been  p^^  |i 
into  practice  and  was  in  fuU  operation.     It  was   not   necessary,  nor  vai^ 
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ortane,  to  inquire  whether  the  sjstem  introduced  by  that   action  was  onc   ^^'  ''^^• 
ch  woold;  onder  all  circamstanccs;  have  been  the  best  and  most  convenient  briunnien. 
vas  nndoubtedlj  working  well  for  the  material  prosperity  of  the  country,  ^^••'^^^*^^- 

promised  to  do  so  for  the  future.  Her  Majest/s  Government  accepted 
ks  a  fact,  and  gave  it  their  unreservcd  support.  ||  The  Law  of  Ldquidation, 
ietermined  by  the  Commissioners,  was  issued  on  the  17th  July,  1880.  It 
vidcd  a  complete  settlement  of  the  Public  Debts  and  of  all  claims  upon 

Government,  while  a  certain  proportion  of  the  revenue  was  set  asidc  to 
!t  the  requiremcnts  of  administration,  the  Tribute,  the  Civil  List  and  other 
essary  expenses  of  the  Government.  ||  The  settlement  thus  efifected,  whilc  it 
stituted  an  international  obligation  to  the  Powers  who  had  accepted  it, 
eved  the  country  from  an  enorraous  and  uncertain  burden,  and  placed  it 
iu  in  a  position  to  meet  its  liabilities,  and  to  progress  in  the  dcvelopment 
ts  resources. 

Therc  was  a  surplus  in-  the  Treasury,  and  evcry  sign  of  rapidly  in- 
tóing  prosperity,  till  a  military  riot  broke  out  in  Fcbruary  1881.  It 
[inated  in  the  arrest,  by  order  of  the  Minister  of  War,  Osraan-Pasha-llifki 
]ircassian  by  birth),  of  four  or  tive  Egyptian  officcrs,  among  whom  was 
-Bcy-Fehmy,  Colouel  of  the  tirst  regiment.  The  ofticers  in  this  regiment 
ke  iuto  the  Councilroom  of  the  Miuistry  of  War,  ill-treatcd  the  Minister, 

theu,  having  rcleased  the  prisoners  by  forcc,  and  foliowed  by  the  men  of 

regiment,  they  proceeded  to  the  Palace  of  Abdin,  and  dcmauded  from  the 
2divc  the  dismissal  of  the  Minister  of  War,  and  redrcss  for  their  grievances, 
ch  consisted  priucipally  iu  the  promotion  of  Turkish  and  Circassian  officers- 
'he  Khcdive  införmed  the  French  and  English  Agents,  that  he  had  no  means 
resistauce  and  no  regiment  on  which  he  could  count;  and  news  having 
ived,  that  auother  regiment  was  marchiug  iu  from  Tourah,  His  Ilighness 
nissed  the  Minister  of  War,  and  appointed  Mahmud-Pasha-Samy  in  his 
ld.  Tranquillity  was  thereupon  restorcd,  and  on  the  foUowing  day  the 
tinous  colouels  were  rcinstated  iu  their  regimcnts  and  made  their  sub- 
sion to  the  Khedive.  ||  The  iucrcased  ascendency  of  the  army  soon  showed 
If  in  a  i)ractical  shapc.  On  the  20th  April  two  Decrccs  were  issued,  the 
t  increasing  the  pay  of  the  land  and  sea  forces  to  an  exteut  imposing  an 
itional  charge  of  from  50,000/.  to  60,000/.  a-year;  the  second  insti tuting 
'ommissiou  to  inquire  into  the  regulations  and  organization  of  the  army. 
ï  Commission  consisted  of  the  Minister  of  War  as  President,  of  eleven 
lerals,  of  whom  four  were  Europeaus,  and  of  ninc  Colouels,  with  one  ex- 
tiüu  all  Mussulmans,  and  among  whom  was  Araby-Bcy,  one  of  the  chief 
)rs  in  the  revolt  of  February.  |1  The  Controllers-General,  at  the  meeting  of 
mcil  in  wliich  de  Dccrees  were  sanctioned,  called  attention  to  the  fact  that 
npline  could  no  longer  bc  said  to  exist,  tbat  the  ofticers  did  not  obey  the 
lister  of  War,  and  that  the  lattcr  could  not  guarantee  that  the  ofticers 
lid  not  ncxt  day  demand  frcsh  tinancial  sacritices  of  the  Government.  ||  In 
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Nr.  7936.   ^jjg  Commissioii  the  Mussulman  membcrs  showed  a  tendencj  to  combioe  to- 

Groflt- 

briunnien.  gether  against  the  aathority  of  the  Minister  of  War.  ^  The  Colonels  made  a 
II. Juli  1882  claim,  which  was  allowed  bj  the  Council  of  Ministers,  that  the  nominatioi» 
to  vacancies  among  the  officcrs  of  each  regiment  shonld  rest  with  the  Colood, 
so  that  in  the  disaffectcd  regiments  the  ncw  officers  woold  be  the  (üotonefs 
nominees.  In  the  course  of  discussion  on  the  Ist  Jnne,  Araby-fiej  wentso 
far  as  to  state  openly  that  he  would  not  yield  nnconditional  obedience  to  the 
Minister  of  War,  bat  expressed  regret  for  bis  langaage  npon  a  threat  of 
resignation  by  the  English  member  of  the  Commission.  ||  The  disorganizatioD 
and  want  of  discipline  in  the  army  assumed  increased  proportions.  An  attenpt 
which  was  made  in  September  to  remove  some  of  the  disaffectcd  regifflents 
from  Cairo  led  to  a  fresh  military  outbrcak,  headed  by  Araby-Bey.  Uk 
Colonels  demanded  the  dismissal  of  the  Ministry,  a  Constitution  and  the  ia- 
crease  of  the  army.  The  Khedive  again  yicldcd,  assented  to  the  dismissilof 
the  Ministry,  and  snmmoned  Chérif-Pasha.  Chérif-Pasha  at  first  demorredio 
taking  office  as  the  Minister  of  a  military  revolntion,  bat  eventoally  agreed 
to  become  Prime  Minister  on  being  requested  by  the  notables,  and  on  the 
assarance  that  the  army  would  sabmit  to  bis  aathority. 

At  the  beginniug  of  October  the  Saltan  decided  to  send  a  mission  to 
Egypt,  and  at  the  same  time  the  Ënglish  and  French  Governments  each  sent 
an  iron-clad  to  Alexandria.  I  then  told  Masuras-Pasha,  that  Her  Mijes^s 
Government  were  dcsirous  of  acting  in  cordial  co-operation  with  France  on 
Egyptian  questions.  Whatever  ramoars  or  imprcssions  might  exist,  tbey  had 
no  desire  to  take  any  steps  towards  an  English  occapation  or  annexatï(Hi  of 
the  country;  still  Icss  did  they  wish  to  sec  it  occupied  or  annexed  by  117 
other  Power.  They  were  anxious  to  maintain  the  status  quo,  and  to  aphoM 
the  Sultan's  rights;  but  they  should  object  to  any  attempt  to  extend  those 
rights  or  to  use  them  for  the  purpose  of  diminishing  the  aatonomy  of  Egjpt) 
and  interfering  in  its  internal  administration.  ||  I  have  repeated  this  stateDOt 
as  the  policy  of  Her  Majesty's  Government  on  several  other  occasions,  addof 
that  it  was  our  firm  intention  to  abidc  by  it,  unless  the  occurence  ofastite 
of  anarchy  in  Egypt  should  nnhappily  create  the  necessity  for  a  dü^ 
course.  ||  Her  Majesty's  Government  made  a  public  declaration  of  their  poü^ 
in  the  despatch  which  1  addressed  to  Sir  E.  Malet  on  the  4th  Novenhff 
last"^),  and  which  bas  been  presented  to  Parliament  In  it  I  also  obserM 
that  we  bclieved  that  the  prosperity  of  Egypt,  like  that  of  eveiy  oossüxji 
depended  upon  the  progress  and  wellbeing  of  the  people.  We  had,  thereto^ 
on  all  occasions,  pressed  npon  the  Government  of  the  Khedive  the  adoptM* 
of  such  measures  as  we  deemed  likely  to  raise  the  people  from  a  state  d 
subjection  and  oppression  to  one  of  ease  and  security.  The  spread  of  edict* 
tion,  the  abolition  of  vcxatious  taxation,  the  establishment  of  the  land  tax  <» 
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gular  aud  equitable  basis,  the  diminution  of  forced  labour,  had  all  re-   ^^"  '^• 

!d  oar  advocacy  and  support,   and  had  been   accomplishcd   throngh  the  briunnion. 

in  of  the  English  and  French  Agents  and  of  the  Controllers-GcneraL    One  ""^"*' ^®^^- 

iore  of  reform  among  others  remained  to  be  accomplished,  which  we  con- 

ed  to  be  even  more  neccssary  than  those  above  enomerated  —  the  reform 

istice  as  administered  to  natives.    We  were  convinced,  that  until  this  was 

)lished  no  Ministry   would   enjoy  the  full  confidence  of  the  country,   or 

1  be  regarded  as  fitting  guardians  of  the  State.  ||  The  months  of  November 

December  were  marked  by  some  recurrence  of  military  disorders,  by  in- 

sed  intcrfcrence  of  Arabi-Bey  and  the  Golonels  in  matters  of  administration, 

by  a  demand  on  the  part  of  the  Minister  of  War  for  an  increase  of  the 

r,  in  volving  and  addition  of  280,000/.  to  the  Army  estimates.    This  de- 

i  was  rcsisted  by  the  CoutroUers-General,  who  did  not  consider  that  the 

Que  allowed  of  more  than  120,000?.  being  devoted  to  the  purpose.     In 

end  the  view  of  the  Controllers-G eneral   prevailed,   and  the  Budget  was 

ed  according  to  the  more  reasonable  proposal.    It  showed  an  estimated 

;ase  of  upwards  of  153,000?.  in  the  expenditure  of  the  Ministry  of  War; 

the  Controllers-General  pointed  out,  in  their  Report  to  the  Khedive,  that 

real  additional  charge  was  not  less  than  211,000/.,  aud  that  further  heavy 

nses   would   probably  be   incurred  in  consequence  of  operations   in   the 

lan  and  on  the  Abyssinian  frontier. 

On  the  24th  of  December*)  M.  Gambetta  said  to  Lord  Lyons,  that  as 
Session  of  the  Chamber  of^  Notables,  which  was  on  the  eve  of  being 
ed,  produced  a  considerable  change  in  the  political  situation  in  Egypt,  it 
d  afford  P>ance  and  Ëngland  a  not  unsuitable  opportunity  for  demon-  * 
ing,  on  the  one  hand,  their  own  absolute  nnion,  and,  on  the  other  hand, 
cncouraging  Tewfik-Pasha.  This  led  to  the  presentation  of  the  dual  note, 
vbich  Her  Majesty's  Government  joined  with  the  reservation  that  they 
:  not  be  considered  as  committing  themselves  thereby  to  any  particular 
e  of  action,  if  action  should  be  fonnd  necessary.  ||  The  considerations  which 
eed  Her  Majesty's  Government  to  join  in  the  note  are  indicated  in  the 
iment  itself.  They  believed,  that  the  announcement  on  the  part  of  the 
Governments  of  a  firm  determination  to  support  the  Khedive  in  his  proper 
ority  might  have  the  effect  of  averting  the  dangers  with  which  that 
ority  seemed  to  be  threatened.    They  did  not  conceal  from  themselves, 

it  might  become  necessary  to  resort  to  action  to  enforce  their  determi- 
)n,  but  they  wished  to  reserve  to  themselves,  as  was  reasonable,  full 
ty  of  judgment,  both  as  to  the  time  when  the  necessity  for  action  had 
lu  and  as  to  the  form  which  such  action  should  take.  ||  Some  discussion 
tly  after  ensued  as  to  this  latter  point  In  M.  Gambetta's  opinion  any 
cish  intervention  was  the  worst  possible  solution,  and  he  also  saw  great 
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Nr.  7036.  objections  to  calling  iu  the  co-operation  of  Europe.  In  a  despatch  to  Lord 
briunnjen.  Lyoüs  of  the  30th  January*)  I  statcd  the  views  of  Her  Majesty's  Govern- 
n.jttiii882.  jjjgjj^  in  regard  to  other  alternatives.  I  pointed  out  the  objections  to  inter- 
ventioa  by  Eugland  or  France  alone,  or  by  both  jointly,  and,  while  admitting 
that  every  possible  course  had  its  incouveniences;  and  that  a  Turkish  oceu- 
pation  would  be  a  great  evil;  I  expressed  the  opinion  of  Her  Migestj's 
Government  that,  if  a  temporary  occapation  by  Tarkish  troops  could  be 
arranged  with  the  full  consent  and  ander  the  control  of  England  and  of 
Fraucc,  and  with  proper  gnarantees  and  conditions,  such  a  mode  of  Dsiog 
force  might  be  the  least  objectionable  of  those  which  had  yet  been  pro- 
posed. 

On  the  26th  December  ^'^j  the  Chamber  of  Notables  was  opened  by  the 
Khcdive,  Sultan>Pasha  having  been  appoiuted  President    This  body  had  been 
coustitutcd  by  a  Dccrce  of  the  ex-Khedive  iu  1866***),  but  daring  his  Govern- 
ment had  had  no  activc  cxistence.    The  Deputics  were  limited  to  seventy-five 
in  nnmber,  and  were  to  be  elected  every  three  ycars  by  all  nativo  EgyptiiB 
of   25   ycars   and   uj^wards   cnjoying   a   good   reputation.  ||  On   the  5tli  Ji* 
nuary  Arabi-Bey,  who  was  already  rcportcd  by  Sir  E.  Malct  to  have  assnmed 
the  attitude  of  arbiicr  of  the  dostinics  of  the  country,  was  appointed  Under- 
Secrctary  for  War.  ||  On  the    lOth  the  Chamber,  before  whom  a  project  of 
Orgauic  Law  had  been  laid,  demanded  various  modifications,  giving  them  tbe 
command,  irrcspective  of  the  Khedivc,  of  all  the  revenues  not  specially  is- 
signed  to  the  Public  Debt.  ||  Chcrif-Pasha  stated,  that  he  could  not  accept  tbe 
amendmcnts,  and  the  Controllers  General  objectod  that  by  such  an  arraogement 
they  would  lose  thcir  hold  on  the  fiuances.     M.  Gambetta  considered,  that  it 
would   lead    to   the    ovcrthrow  of  the  arrangement  made  by  the  Liquidatiop 
Commission,  and  Her  Majcsty's  Government  agreed  that  the  demand  could  «< 
be  acceded  to,  at  all  events  iu  its  actual  shape,  though  there  might  bc  poiats 
worthy  of  subscqueut  considcration.  ||  The  British  and  French  Agents  wff« 
therefore  instructed  to  support  Chérif-Pasha  in  this  respect.  ||  In  fact,  it  seeiaed 
impossible  at  once  to  place  the  extended  power  thus  demanded  in  the  hAodf 
of  an  irresponsible  body,   the  really  rcprescntativc   character  of  which  w«s 
matter  of  uncertainty,  and   which  was  whoUy  inexperienced  and  unacqoaiflto' 
with  the  traditions  of  political  business.    The  rcal  power  had  become  vcsted  i» 
the  chiefs  of  the  military  party,  and  the  objects  of  those  chiefs,  as  w*s  fl»* 
tural,  were  showing  themselves  more  and   more  evidently  to  be  increasew 
the  army,  increase  of  pay  and  promotion  oï  large  numbers  of  officers  to  tt^ 
military  rank.  ||  On  the  2nd  Fcbruary,  a  dcputation  having  insisted  oü  a  ch«^^ 
of  Ministry,   the    Khedivc,    who   said    he   had    no   force  to  resiüt,  gATC  *»/• 
Mahmud-Pasha-Sami,  hitherto  Secrctary  for  War,  became  Prime  Minister,  tfd 
Araby-Bci    was   proniotcd  to  be  Sccretary  for  War.     In  the  course  of  the 
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month  a  Dccrec  appcarcd  conferring  on  Araby-Bcy  the  rank  of  Pasha,  ^J;  ''^ƒ• 
making  various  promotions  in  the  army.  These  proraotions  had  been  briunnien. 
ted  to  by  the  Khedive  under  pressure  from  Araby-Bey,  who  insisted  that  "•''''^'  ^^'^' 
is  case  the  examination  required  by  law  for  officers  under  the  rank  of 
el  should  be  dispensed  with.  Further  promotions  foliowed,  and  in  April 
:.  Malet  reported  that  they  amounted  to  520,  and  that  the  Controllers- 
al  did  not  know  how  the  iucreased  pay  was  to  be  provided  for. 
:)ii  the  6th  February*)  I  proposcd  to  M.  de  Freycinet,  who  had  succce- 
VI.  Gambetta,  that  the  two  Governments  should  communicate  with  the 
Powers.  On  receiving  his  concurrence  an  identic  Circular  was  dispatchcd 
e  llth**)  tü  Vienna,  Berlin,  Rome  and  St. - Petersburgh,  inviting  an  ex- 
c  üf  views  as  to  the  best  mode  of  dealing  with  the  question  which  has 
I  in  Egypt,  on  the  basis  of  tlie  mainteuance  of  the  rights  of  the  Sovereign 
•f  tlie  Khedive,  of  international  engagements  and  the  arrangements  exist- 
iider  them,  whether  with  France  and  England  alone  or  with  those  two 
is  and  the  other  Powers,  and  the  preservation  of  the  liberties  securcd 
IC  Firmaus  of  the  Sultan,  together  with  the  prudent  development  of 
:iau  institutions.  ||  Tlie  Circular  went  on  to  state,  that  the  Governments 
igland  and  France  did  not  consider  that  a  case  for  discussing  the  ex- 
Qcy  of  intcrvention  had  at  present  arisen,  sincc,  on  the  part  of  the 
bcr  of  Notables  and  of  the  new  Government,  the  intention  was  avowed 
lintain  international  engagements;  but  should  the  case  arise,  they  would 

that  any  such  eventual  intcrvention  should  represent  the  united  action 
uthority  of  Kuropc.  ||  The  basis  thus  proposcd  for  discussion  seemed  to 
yiiijcsty's  Güvernnient  to  be  the  best  and,  indeed,  the  only  possible  one 

the  circumstanccs.  They  had  no  tendency  to  regard  with  disfavour  any 
natc  niuvenieut  of  the  Egytian  people  for  a  greater  share  in  tho  ad- 
ration   of   the  country.     But  progress  in  this  direction,  if  it  was  to  be 

must  be  gradual  and  maturely  considered,  with  a  fuU  knowledge  of  all 
rcumstauces.  Above  all,  it  was  essential  that  the  observance  of  inter- 
al  obligations  should  be  upheld,  that  guarantees  which  had  been  offercd 
ccoj^ted  should  not  be  withdrawu  without  an  equivalent,  and  that  modi- 
ns,  if  such  should  eventually  bc  found  admissible  or  desirable,  should 
be  allowcd  with  the  consent  of  the  Powers  who  were  partics  to  the 
us  arrangements.  ||  The  invitation  to  an  exchange  of  views  was  favourably 
i^d  by  all  the  Powers,  and  confidential  discussions  took  place  as  to  tho 
ion  which  cuuld  be  given  to  the  powers  of  the  Chamber  of  Notables 
it  risk  of  interfcrence  with  international  engagements  and  interests.  But 
r  action  in  the  matter  was  delayed  in  consequencc  of  information  re- 

from  Sir  E.  Malet  that  the  position  of  the  Government  in  Egypt  was 
e,   and    that  it  would  be  better  to  wait  the  coursc  of  events    before 
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Nr.  7936.  enteriog  upon  negotiations  with  them.  At  the  same  time,  a  fresh  series  of 
briUnnieo.  incidents  commenced  whicn  have  led  to  the  present  crisis  in  Egjpt 
11. Juli  1882.  Qji  the  12th  April  Sir  E.  Malet  telegraphed,  that  numerous  arreste  hid 
been  made  among  the  officers  and  soldiery  in  consequeiice  of  an  alleged  eoo- 
sj>iracy  to  mnrder  Arabi-Pasha.  The  number  of  arrcsts  were  sabsequentij 
statcd  to  amoant  to  fifty,  and  among  the  prisoners  was  Osman -Pasha-Rifkj» 
formerly  Minister  of  War^  who  had  been  dismissed,  on  the  demand  of  tbe 
mutinous  regiments,  on  the  Ist  February,  1881.  The  prisoners  were  tried  bj 
Gourt-martial.  The  Conrt  was  irregnlarly  constittued,  the  proceedings  wert 
kept  secret,  and  no  coansel  were  allowed  for  the  defence.  An  impresaoa 
prevailed  generally,  though  it  was  denied  by  the  Government^  that  torture  iiid 
been  uscd  to  extort  confessiou.  The  Conrt  prononnced  jadgment  on  tke 
30th  ApriL  Forty  of  the  officers,  inclnding  Osman-Rif ky,  were  condemned  ti 
exile  for  life  to  the  furthest  limits  of  the  Soudan,  a  sentence  which  is  re- 
garded  as  equivalent  to  one  of  death.  ||  On  the  9th  Uay  the  Khedire,  ii 
accordance  with  advice  given  him  by  the  English  and  French  Agents,  issd 
a  Decree  commuting  the  sentence  on  the  forty  officers  to  simple  banishiMil 
from  Egypt  without  further  penalty.  The  President  of  the  Ck)uncil  insisted « 
the  Decree  being  changcd  by  the  insertion  of  a  further  penalty,  that  tk 
prisoners  should  be  erased  from  the  roUs.  The  Ehedive  rcfused,  and  tke 
Miuistry,  who  in  all  their  proceedings  were  obviously  acting  nnder  the  dicUtioi 
of  the  army,  thereupon,  on  their  own  responsibility  and  without  the  consent 
of  the  Khedive,  convoked  the  Chamber  of  Representatives  to  meet  immediitelj, 
in  order  to  submit  to  it  the  situation.  ||  In  the  event^  however,  the  Notible^ 
with  grcat  courage  and  independence,  expressed  their  disapproval  of  thi 
Chamber  having  been  convened  without  the  authoritj  of  the  Khedive,  vi 
abstained  from  holding  any  formal  sitting.  The  President  of  the  Cbisbff 
requested  the  Ehedive  to  accept  the  resignation  of  the  Prime  Minister.  Bi 
the  Minister  for  Foreign  Affairs  declined  to  accept  office  as  his  snccestf) 
and  the  President  of  the  Chamber  came  to  the  conclusion  that  it  wooUIk 
impossible  to  change  the  Ministry  as  long  as  the  military  power  continoed  tf 
be  vested  in  Arabi-Pasha.  ||  On  the  24th  April  *),  before  the  dispnte  had  aris» 
between  the  Khedive  and  his  Ministers,  I  had  suggested  that  a  great  doi*1 
effect  might  be  produced  in  Egypt  if  the  Govemments  of  England  and  Ftti» 
were  able  to  announce  that  they  were  prepared,  vrith  the  concnrren» « 
Europe,  to  take  a  step  at  once  towards  an  arrangement  with  the  Egyp^ 
Government,  and  that  they  were  also  agreed  as  to  the  policy  to  be  jMff*" 
in  case  of  matters  coming  to  a  crisis,  which  they  still  hoped  might  be  vff' 
ted.  My  proposal  was  that,  in  case  of  necessity,  the  Sultan  might  be  isW 
to  scnd  a  General  with  fuU  powers  to  restore  discipline  in  the  Egytian  v^h  M\ 
with  a  well-dcfined  agreement  jthat  he  was  not  to  exercise  those  powers  a  M\ 
any  way  without  the  concurrence  of  an  English  and  a  French  General,  «"  |  v 

•)  Nr.  7843. 
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be  associated  with  him.  jl  I  added,  on  the  2nd  May,  that  this  proposai    ^\'  '^^• 
aade  as  one  to  which  the  two  Goveriimeiits  should  have  reconrse  in  case  briuooien. 
ed  only,  and  that  its  aim  and  object  was  to  avoid  the  necessity  of  any^^"^****^^- 
l  intervention  in  Egypt,  to  all  forms  of  which  there  were  great  objcctions. 
erved,  that  it  would  be  a  mistakc  to  suppose  that  Turkish  intervention 
iesired  by  Her  Majesty's  Government.    We  were  disposed  to  believe,  that 
sh  intervention  wonld  be  less  objectionable  than  any  other  form  of  intervention 

had  yet  been  suggested.  But  we  had  not  altered  our  opinion,  that  any  kind  of 
l  intervention  should  be  avoided  if  possible.  ||  On  the  11  th  May,  wheu 
rs  had  come  to  a  crisis,  I  received  a  telegram  from  Lord  Lyons,  stating 
M.  de  Freycinet  had  telegraphed  to  the  French  Agent  at  Cairo  to  ask 
whether  it  would  be  advisable  that  some  French  iron-clads  should  be 
to  Alexandria.  His  Excellency  added,  that  the  French  Ambassador  had 
instructed  to  communicate  with  me  on  the  very  serious  news  from  Egypt. 
aested  Lord  Lyons,  in  the  course  of  the  afternoon,  to  inform  M.  de 
inet  that  Her  Majesty's  Government  were  williug  to  send  two  iron-clads  to 
ndria  to  protect  Europeans,  informing  other  Powers,  in  case  thcy  liked 
the  same.  ||  This  message  crossed  a  telegram  from  Lord  Lyons  containing 
gestion  by  M.  de  Freycinet  that,  unless  the  opinion  of  the  English  and 
h  Agents  at  Cairo  should  be  adverse,  it  would  be  desirable  as  a  ürst 
that  France  and  England  should  send  at  once  a  sufficiënt  number  of 
lads  to  Alexandria,  making  arrangements  that  the  two  squadrons  should 
ual  in  force  and  arrive  simultaneously.  ||  On  the  foUowing  day  (12th  May) 
iived  from  the  French  Government  detailed  proposals  to  the  following 
:  —  [Folgt  luhalt  von  Nr.  7859.] 

Fo  these  proposals  Her  Majesty's  Government  signified  their  assent.  Thcy 
bt  it  desirable,  while  requesting  the  Porte  to  abstain  from  interventioii 
üterference  for  the  present,  that  your  Excellency  should  intimate,  in 
cd  language,  tliat  it  was  not  improbable  that  further  propositions  might 
'ter  be  made  to  the  Sultanes  Government,  and  they  also  suggested  whether, 
w  of  the  very  large  force  which  it  was  proposed  should  bc  dispatched 
exandria  by  England  and  France,  it  might  not  be  as  well,  if  not  in- 
tent  with  the  other  objects  which  M.  de  Freycinet  had  in  view,  that 
iher  Powers,  including  Turkey,  should  be  invited  to  have  their  flags  re- 
ited.  11  The  French  Government  agreed  to  the  first  of  these  suggestions. 
objected,  however,  to  inviting  other  Powers  to  send  ships  to  Alexandria, 
e  ground  tliat  such  an  invitation  would  deprive  the  Anglo-French  action 
!  initiatory  character  which  Europc  herself  had  assigned  to  it,  and  appe- 
lesirous  to  leave  to  it.  ||  Her  Majesty's  Government  expressed  their  regret, 
>ther  Powers  were  not  asked  to  co-operate.  They  thought  it  a  mistakc; 
5  the  French  Government  held  absolutely  to  their  objections,  and  as  they 
:one  so  far  to  meet  the    views  of  Her  Majesty's  Government  in  other 

;ts,  Her  Majesty's  Government  did  not  persist  in  the  proposaL 
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Nr.  7936.  j^  the  mcauwhilc,  at  the  rcqucst  of  the  Ageiits,  the  Khedive  had  rcstored 

Oroas- 

briunnien.  ^^^^  Egyptian  Miuistry  to  office,  and  on  the  16th  the  President  of  the  Coao- 
ii.juii  i882.(.ii  and  the  Minister  of  War  visited  Sir  E.  Maled  separatelj,  and  both  gave 
him  assurances  of  the  maintenance  of  public  tranquillity  on  the  arrival  tbcü 
expectcd  of  the  combined  squadrons.  ||  The  Porte  manifested  at  first  consi- 
derable  displeasure  at  the  action  taken  by  France  and  England,  and  a  Cir- 
cular*)  was  addressed  to  the  Turkish  Representatives  abroad  argoing  that 
the  Egyptian  Ministry  having  submitted  to  the  Khedive  the  crisis  no  longer 
existed,  that  the  naval  demonstration  was  therefore  unnecessary,  and  clsuming 
for  the  Ottoman  Government  the  right  of  concerting  and  executing  whatcfcr 
measures  might  be  nccessary  for  the  restoration  of  order  and  the  mamtenaoce 
of  the  slattis  quo,  \\  I  authorized  your  Excellency  to  use  any  of  the  information 
in  your  possession  which  might  tend  to  calm  the  appreheusions  of  the  Soltao 
as  to  the  character  and  objects  of  the  naval  demonstration  at  Alexandria.  |{  Yoor 
Excellcncy's  reprcsentations  werc  successful,  and  on  the  18th  May  Saïd-Pasla 
stated  that  the  Sultan  had  decided  to  maiutain  an  attitude  of  perfect  frieni- 
Hness  towards  the  Western  Powers;  that  llis  Majesty  was  willing  to  discos 
with  them  any  arrangements  they  might  suggcst  for  the  more  effectual  maiD- 
tenance  of  the  staUts  qiio  in  Egypt,  upon  the  understanding  that  the  preseocc 
of  the  English  and  French  fleets  at  Alexandria  should  be  restricted  to  the 
shortest  possible  period.  ||  Your  Excellency  was  instructed  to  convcy  to  the 
Sultan  in  snitable  terms,  on  behalf  of  lier  Majesty's  Governnk^ut,  the  assoraoce 
of  their  appreciation  of  his  friendly  action  and  of  their  desire  not  to  keep 
the  fleet  a  day  longer  at  Alexandria  than  was  necessary  fully  to  restore  the 
authority  of  the  Khedive, 

As  Sir  E.  Malet  coutinued  in  his  Rcports  to  lay  great  stress  on  the 
importance  of  public  evidcnce  that  the  Sultan  was  in  co-operation  with  the 
Western  Powers,  and  that  Turkish  troops  would,  if  necessary,  be  employed 
to  suppress  resistance,  I  in(iuired  of  M.  do  Freycinet  whethcr  there  wcrc  wry 
strong  objections  to  speaking  openly  on  the  subject  at  Constantinoplc  or  clse- 
where.  M.  de  Freycinet,  in  reply,  stated,  that  he  had  agrced  that  Turkish 
troops,  under  the  control  of  France  and  England,  should  be  employed  rather 
than  French  and  Engb'sh  if  the  employmeut  of  troops  should  bc  absolntelj 
unavoidable,  but  he  rcgarded  this  as  a  measure  to  be  resorted  to  at  the  ^ 
extremity,  and  not  before  he  could  show  tlie  Chamber  that  the  last  extrcin^ 
had  come,  and  that  no  less  objectionable  course  remained  open.  His  Ex- 
cellency, howcver,  authorized  the  French  Ambassador  at  Constantinople  to  teö 
the  Sultan  that,  if  any  act  which  feil  within  the  competence  of  the  Sovereigi 
became  necessary,  it  was,  of  course,  to  the  Sultan  that  the  French  GoTero- 
ment  would  have  recourse,  and  I  took  an  opportunity  of  holding  similar  langflM* 
to  Musurus-Pasha. 

•)  Nr.  7871. 
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On    the  20th  Mav   the  English    and  French    squadrons  of  three  vessels   ^^-  "^^• 

Gro«i- 

arrived  in  company  at  Alexandria.  ||  Instructions  were  sent  on  the  same  witannion. 
to  the  English  and  French  Agents  to  the  following  effect: —  ||  1.  To  declare^**^"^' ^^*-- 
the  two  Governments  of  France  and  England  intervene  to  maintain  the 
.9  Qf(o,  and,  consequently,  to  restore  to  the  Khedive  the  authority  which 
igs  to  him,  and  without  which  the  stahis  quo  is  incessantly  threatened;  j 
o  advisc  the  Khedive  to  take  advantage  of  the  favourable  moment,  on  the 
al  of  the  ships  or  afterwards,  to  call  for  the  resignation  of  his  Ministers, 
to  form  a  new  Ministry,  at  the  head  of  which  should  be  placed  Chérif- 
a,  or  another  personage  offcring  equivalent  guarantees;  {|  3.  To  let  it  be 
rstood  that,  if  cverything  passed  off  well  and  tranquilly,  indulgence  would 
liown,  no  prosecution  would  be  made,  the  persons,  the  property  and  the 
of  Arabi-Pasha  and  his  friends  would  be  respected,  and,  in  a  word,  the 
go  of  Ministry  would  not  have  any  character  of  vengeance  or  reprisals. 
to  say  nothing  to  prevent  Arabi-Pasha  and  others  being  ordered  to  leave 
country  if  this  were  desired  by  the  incoming  Ministry. 
A  telegram  from  Sir  E.  Malet  of  the  21st  May  contained  the  folio wing 
osal  by  his  French  colleague  and  himself: —  ||  ''Seeing  that  until  the  mili- 
supremacy  had  been  overthrown  the  Khedive  is  powerless  to  form  a  new 
5try,  we  suggest  that  we  should  make  an  official  demand  that  the  Presi- 
of  the  Council  and  the  Minister  of  War,  together  with  the  three  mili- 
Pashas,  Toulbch,  Abdul  Ali  and  Ali-Fehmy,  should  engage  to  quit  Egypt 
)ne  year  without  loss  of  property,  rank,  or  pay,  and  that  a  general  am- 
•  should  be  proclaimed  by  the  Khedive.  I  would  venture  to  suggest,  that 
might  preface  the  demand  by  the  declaration  forming  the  first  point  in 
nstructions/' 

M.  de  Freycinet  told  Lord  Lyons,  that  he  tliought  it  dcsirable  to  put 
ictly  before  the  French  and  British  Agents  the  objects  at  which  they 
ld  aim  in  the  first  instance,  and  to  encourage  them  to  act  together  for 
'  objects  with  cnergy  and  rapidity,  hut  not  to  run  the  risk  of  embarras- 
them  by  giving  them  detailcd  directions  as  to  the  particular  course  they 
ld  take  for  the  purpose.  With  this  view  hc  should,  he  said,  send  that 
to  M.  Sienkiewicz  a  telegram  in  the  folio  wing  words:  —  ||  "Nous  vous 
'isons  h  faire  tout  ce  que  vous  jugcrez  nécessaire  pour  obtenir  sans  retard 
leux  résultats;  ||  1.  Kloignement  temporaire  d'Arabi-Pacha  et  autres  per- 
iges  qu'il  vous  paraitrait  utile  d'éloigner  également  ||  2.  Nomination  de 
if-Pacha  comme  Président  du  Conseil.  ||  Vous  n'aurez  pas  besoin  de  nous 
Sfércr  pour  les  mcsures  i\  prendre  pourvu  que  voiis  soyez  d'accord  avec 
'■  collègue  d'Angleterre.'*  ||  In  accordance  with  M.  de  Freycinet's  wish  I 
raphcd  to  Sir  K,  Malet  on  the  24th  May:—  ||  "If  circumstances  still  admit 
bility  of  oxecuting  such  instructions  as  those  sout  to  the  French  Agent, 
!Corded  in  Lord  Lyons'  telegram  of  yesterday,  repeated  to  you,  you  may 
der  yourself  as  similarly  instructed." 
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Nr.  7936.  j^  i\^q  meanwliilc,  matters  had  changed  for  the  worse  at  Cairo.    Sir  K 

britannien.  Malct  telcgraphcd  on  the  *23rd,  that'  the  President  of  the  Council,  in  reply  to 
ii.jniii882.  a  proposal  of  the  President  of  the  Chamber  that  the  Ministry  should  retire, 
had  replied  that  it  would  not  do  so  so  long  as  the  squadrons  were  kept  tt 
Alexandria.     Arabi-Pasha   had  tohi  the  French  Consul,  that  he  must  refose 
either  to  retire  from  his  position  or  from  the  country.     M.  Sienkiewicz  aod 
Sir  E.  Malet  hesituted,  therefore,  to  make  an  official  demand  to  the  Ministers, 
which  they  knew  beforehand  would  be  met  with  a  refusal,  until  thcy  were  in 
a  position  to  declare  what  would  be  the  consequences  of  such  a  refusal,  aod 
Sir  E.  Malct   asked   for   further   instructions.     Sir  E.  Malet  added,  that  the 
present   situation    had    been   brought   about  by   the  Ministers  and  the  peoplc 
persisting  in  a  belief  that  the  two  Powers  would  not  dispatch  troops,  and  that 
the  opposition  of  France  rendered  a  Turkish  intervention  impossible.    In  the 
meanwhile  military  preparations  were  being  carried  on   and  fanatical  feeling 
against  foreigners  was  sedulously  fostered.     Sir  E.  Malet  was,  however,  still 
of  opinion  that,  if  the  Sultan  declared  himself  at  once,  and  if  it  were  known 
that  troops  were  ready  to  be  dispatched,  success  might  be  attained  withoat 
the    necessity   for  landing  them.  ||  On  the   receipt  of  this  intelligence  I  tele- 
graphed  to  Lord  Lyons  to  state  to  M.  de  Freycinet  that  time  was  all  impor- 
tant, and  to  propose  that  the  two  Governments  should  telegraph  a  Circular 
to    the  Powers   requesting  them  to  join  in  asking  the  Sultan  to  have  troops 
ready  to  send  to  Egypt  under  strict  conditions.    Speaking  to  the  French  Am- 
bassador  on  the  following  day  (the  25th  May),  I  said  that  it  was  of  the  grea- 
test  possible  importance  that  no  time  should  be  lost.     A  speedy  and  decided 
auuouncement  might  still  obviate  the  necessity  of  the  use  of  force;  but  dcltj 
would  be  certain  to  encourage  opposition  in  Egypt    On  the  26th  I  forwarded 
to  Lord  Lyons  for  communication  to  the  French  Government  a  draft  of  Cir- 
cular to  the  Powers.  |j  The  French  Ambassador,  however,  replied  on  the  follo- 
wing day: — 

[Folgt  Nr.  788  L] 
It  was  the  fact,  that  the  English  and  French  Agents,  learning  that  the  mili- 
tary leaders  were  circulating  among  the  troops  a  document  setting  forth  a 
very  exaggerated  statement  of  the  conditions  said  to  be  insisted  upon  by 
England  and  France,  including  disbandment  of  the  entire  army,  exile  of  the 
Ministers  and  all  officers,  a  foreign  occupation  of  the  country,  and  the  disso- 
lutiou  of  the  Chamber,  had  decided  upon  taking  the  official  step,  from  which 
they  had  hitherto  shrunk,  and  had  presented  on  they  25th  a  note  proposing, 
as  the  only  mcans  of  putting  an  end  to  the  disturbed  state  of  the  coimtry, 
the  following  conditions: —  || ''1.  The  temporary  retirement  from  Egypt  of  his 
Excellency  Arabi-Pasha,  with  the  maintenance  of  his  rank  and  pay;  ||  2.  The 
retirement  into  the  interior  of  Egypt  of  Ali  Fehmy-Pasha  and  Abdoullah- 
Pasha,  who  will  also  retain  their  rank  and  pay;  ||  3.  The  resignatioo  of  the 
present  Ministry .'*  ||  They  added,  that  they  recommended  these  conditions  to  the 
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serious  attention  of  the  President  of  the  Council  and  his  eolleagues,  and,   ^'-  "^^• 

Oross- 

ïessary,  would  insist  on  their  fulnlment;  that  the  Governments  of  England  britannien. 

•'rance,  in  intervening  in  the  affairs  of  Egypt,  had  no  other  object  than^^"^**^**^®^* 

aintain   the   staius  quo,  and   eonsquently  tx)  restore  to  the  Khedive  the 

rity  which  belonged  to  him,  and  without  which  the  status  quo  was  con- 

ly  in  danger,  and  that  the  intervention  of  the  two  Powers  being  divested 

[  character  of  vengeance  or  reprisal,  they  would  use  their  good  offices 

tain  from  the  Khedive  a  general  amnesty,  and  would  watch  over  its  strict 

rance.  ||  The  terms  of  this  note  had  not  been  previously  snbmitted  to  Her 

ty's  Government^  nor,  as  far  as  I  am  aware,  to  that  of  France;  but  con- 

Dg   the    circumstances   and  the  discretion  which  had  been  given  to  the 

s  to  act  as  they  thought  judicious,  Her  Majesty's  Government  approved 

.  Malet's  action  in  the  matter.  ||  The  Khedive  having  informed  the  Presi- 

of  the  Gouncil  and  the  Minister  for  Foreign  Affairs,  that  he  accepted  the 

tions  stated  in  the  note,  the  Ministry  resigned.    His  Highness  cndeavoured 

rm  another  Administration  under  Ghérif^Pasha;  but  the  latter  declined, 

i;    that    no    Government    was    possible   so   long   as   the    military   chiefs 

ned  in  the  country. 

}n   the  27th   the  Khedive  received  a   telegram  from  the  officers  of  the 

ents  and  the  police  force  stationed  at  Alexandria>  declaring  that  they 

.  not  accept  the  resignation  of  Arabi-Pasha,  and  that  they  would  allow 

e   hours   to  His  Highness   to  answer,  after  which  delay  they  would  no 

r  be  responsible  for  public  tranquillity.  ||  On  the  sarae  aftemoon  the  Khe- 

summoned  the  chief  personages  of  the  State,  of  the  Chamber,  the  prin- 

merchants  and  the  fifteen  superior  officers  of  the  Cairo  garrison,  to  lay  the 

ion  before  them.    General  Toulbeh-Pasha  interrupted  His  Highness  in  his 

b,  stated  that  the  army  absolutely  rejected  the  joint  note,  and  awaited 

2cision  of  the  Porte,  which  was  the  only  authority  they  recognized,  after  which 

fficers  withdrew  without  waiting  for  any  further  remark  from  His  Highness. 

E.  Malet  reported  that,  in  consequence  of  the  open  defiance  of  the  army, 

Lhedive  was  powerless  to  form  any  Ministry  whatsoever,  that  His  High- 

was  extremely  anxious,  but  was  of  opinion  that  a  Turkish  Commissioner 

make  himself  heard  and  restore  tranquillity. 
[    telegraphed   to   your  Excellency   on   the  foUowing  day  that,  although 
nstances   in  Egypt   had   been   changed  by  the  offer   on  the  part  of  the 
ters  to  resign,  and  the  acceptance  of  their  resignation  by  the  Khedive, 
eports  of  the  insubordinate  attitude  of  the  officers  led  us  to  believe  that 

was  still  danger  of  a  military  revolt,  that  it  was  most  desirable  that 
ultan  should  not  delay  acting  in  the  present  crisis,  and  I  requested  your 
lency  to  impress  upon  His  Majesty  the  necessity  of  sending  an  order  to 
trt  the  Khedive,  to  reject  the  accusation  brought  against  His  Highness 
ie  fallen  Ministry,  that  his  action  constitutes  an  attack  upon  the  rights 
e  suzerain  Power,  and  to  summon  the  thrce  military  chiefs,  and  perhaps. 
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Nr.  7936.  j^jgQ  |;j,g  ex-President  of  the  Couiicil,  to  Constantinople,  to  explain  their  cob- 
britannien.  duct.  ||  I  telcgraphed  in  the  same  sense  to  Her  Majestj's  Ambassadors  at  ik 
ii.juiii882.  four  Courts,  and  requested  them  to  obtain  the  concurrence  in  this  adviceof 
the  Governraents  to  which  they  were  accredited.  ||  I  informed  the  French  Govern- 
ment at  the  same  time  of  the  step  which  we  had  taken,  and  very  simikr 
instructions  to  those  sent  by  me  were  addressed  by  them  to  the  French  R^ 
presentatives  at  Constantinople  and  at  tlie  four  Courts. 

An  attempt  was  made  by  Arabi-Pasha,  at  the  head  of  100  officers,  to 
induce  by  threats  the  chief  persons  of  Cairo  and  the  Deputies  to  demandtbe 
deposition  of  the  Khcdive,  but  without  success.  The  officers  demanded  of  tbc 
Khedive  a  Decree  reinstating  Arabi-Pasha  as  Minister  of  War;  but  His  Higb- 
ness  remained  firm  in  liis  refusal,  notwithstanding  reprcsentations  which  were 
made  to  him  that  his  life  was  in  danger.  Finaily,  on  the  aftemoon  of  the 
28th,  and  at  the  urgent  entreaties  of  the  chiefs  of  religion,  all  the  Deputies 
and  others,  who  represented  that  they  were  all  threatened  with  death  if  thej 
did  not  obtain  his  consent,  the  Khedive  gave  way,  not  to  save  himself,  bat 
to  preserve  the  town  from  bloodshed,  and  Arabi-Pasha  accordingly  remained 
from  that  date,  as  Minister  of  War,  the  only  Minister,  until  the  present  Ad- 
ministration  of  Ragheb -Pasha  was  formed  on  the  16th  June.  ||  His  Highness 
had  received  a  telegram  from  the  Grand -Vizier,  stating  that  a  Turkish  Com- 
missioner  would  be  sent  if  he  asked  for  one,  'and  on  the  29th  he  made  a 
formal  request  to  the  Sultan  to  that  effect.  ||  On  the  same  day  Admiral  Sir 
B.  Seymour  telegraphed,  that  Alexandria  was  apparently  controUed  by  the 
Military  party,  that  earthworks  were  being  built  rapidly  abreast  of  Her 
Majesty's  ship  ''Invincible,''  and  that  he  thought  an  increasc  of  force  desirable. 
I  I  informed  the  French  Government,  that  we  proposed  that  three  other  vessels 
which  had  been  originally  destined  for  Egypt,  but  had  been  kept  back  whea 
there  was  an  apparent  improvement  in  the  situation,  should  now  be  sent  therc, 
and  that  Her  Majesty's  Government  were  of  opinion  that  the  Sultan  should 
be  invited  to  send  a  ship  of  war  to  Alexandria,  and  that  the  Powers  should 
be  80  informed.  ||  Tlie  French  Government  agreed  on  the  30th  to  state  to  the 
Porte,  that  if  the  Sultan  thought  fit  to  send  a  man-of-war  to  Egypt  to  cany 
the  declarations  which  wc  had  requested  His  Majesty  to  make  at  Cairo  the 
vessel  would  have  the  most  favourable  reception,  and  I  sent  to  your  ExcelleDCj 
a  similar  instruction. 

The  French  Government  on  the  same  day  (tlie  30th)*)  proposed  an  imme- 
diate  Conference  on  Egyptian  affairs,  to  sit  neither  in  Paris  nor  Londen,  bst 
at  one  of  the  other  capitals,  and  to  be  composed  of  the  resident  AmbassadoR 
i  The  proposal  was  accepted  by  Her  Majesty's  Government,  who  asscnted  to 
it  all  the  more  readily,  as  it  was  in  conformity  with  the  views  which  thfj 
had  joined  the  French  Government  in  expressing  to  the  Powers.  They  snggested 
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Qstantinople  as  the  place  of  meeting  for  the  Conference,  and  proposed  that   ^r.  7986. 
I  basis  of  the  negotiations  should  bc  the  principles  laid  down  in  their  Cir-  britannión. 
ar  of  the  llth  February.  l|  Invitations  were  accordingly  adressed  to  Turkey^*-^"^*^^^- 
i  the  other  Powers  on  the  31st  May. 

The  work  upon  the  batteries  at  Alexandria  being  continued,  Sir  E.  Malet 
s  instructed  to  act  as  he  thought  desirable  in  representing  the  fact  to  the 
npetent  authorities.  ||  He  replied  on  the  4th  June,  that  he  had  consultcd 
h  his  French  colleague,  and  that  they  were  of  opinion  that  there  was  no 
ihority  to  whom  it  would  bc  useful  to  apply.  Arabi-Pasha  had  already, 
application,  refüsed  to  discontinue  what  he  called  the  repairs  of  earth- 
rks.  The  Khedive  had  ordered  all  warlike  preparations  to  be  discontinucd, 
i  his  orders  were  entirely  disregarded.  ||  I  had  telegraphed  to  your  Ex- 
lency  on  the  3rd  June,  that  the  construction  of  these  batteries  might  lead 
a  collision  if  not  discontinucd,  ^pd  I  requested  the  Turkish  Ambassador 
call  the  attention  of  the  Porte  to  the  proceeding.  ||  Sir  E.  Malet  reported 
the  5th,  that  the  Sultan  had  telegraphed  to  the  Khedive  to  insist  upon  the 
rlike  preparations  at  Alexandria  being  stopped,  that  Ilis  Highness  had  in- 
med  Arabi-Pasha  of  this  message,  and  repeated  his  official  order  on  the 
iject  of  making  no  armament,  and  that  Arabi-Pasha  had  ordered  the  war- 
B  preparations  to  be  discontinucd. 

Dervish-Pasha  left  Constantinople  on  the  3rd  June,  on  board  an  Imperial 
:ht,  on  a  special  mission  from  the  Sultan.  He  arrived  on  the  7th  at 
ixandria,  and  proceeded  on  the  8th  to  Cairo.  ||  On  the  incidents  of  this 
cer's  mission  it  is  unnecessary  to  dweil.  It  is  sufficiënt  to  say,  that  his 
►rts  have  been  unavailing  to  re-establish  the  authority  of  the  Khedive,  or 
put  the  Government  of  Egypt  on  a  firm  and  satisfactory  footing,  with  proper 
arities  for  the  maintenance  of  law  and  order. 

On  the  llth  June  the  serious  riot,  attended  with  a  lamentable  loss  of 

and  destruction  of  property,  took  place  at  Alexandria.  The  attaks  of  the 
b  were  dirccted  against  Europeans.  Six  British-born  subjects,  including 
officer  and  two  men  of  the  fleet,  were  killed;  another  officer  was  woun- 
l.  A  French  Consular  Dragoman,  one,  if  not  two,  men  of  the  French  fleet, 
l  several  other  French  subjects,  were  also  killed.  The  British  Consul  was 
gged  out  of  his  carriage  and  severely  injured,  and  the  Greek  Consul- 
aeral   was   also   ill-treated.     The    loss   of  lifc   among  the  Europeans   bas 

been  accurately  ascert^ined;  but  medical  inspection  at  the  hospitals 
»wed,  that  not  less  than  fifty  had  been  killed,  and  various  reports  have 
ted  the  numbcrs  at  three  and  four  times  that  amount.  ||  Her  Majesty's 
vernment  have  abstaiued  for  the  present  from  making  any  formal 
nands;  but  they  liave  annonnccd  their  intention  to  require  fuU  repara- 
Q  and  satisfaction  for  the  outrages  committed  on  the  Queen's  officers 
1  upon  British  subjects.  ||  On  receiving  news  of  what  had  occurred,  the 
eign  Representatives  at  Cairo  went  to  Dervish-Pasha;  and  demanded^  that. 
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Groai- 

britennien.  replied,  that  neither  he  nor  the  Khedive  had  any  power,  and  that,  being  with- 
Ji.jniii882.  QQt  forcrs  to  support  him,  he  must  decline  responsibility.  He  promised,  ho- 
wever,  to  go  to  the  Khcdivo,  and  arrange  with  His  Ilighness  as  to  the  steps 
to  be  taken.  A  meeting  took  place  shortly  afterwards  at  the  Palace^  tt 
which  the  Khedive,  Dervish-Pasha,  Arabi-Pasha,  some  other  Egyptians  and 
the  foreign  Representatives  were  present.  At  this  meeting  the  Khedive  pro- 
mised to  issue  immediate  orders  with  the  view  of  restoring  public  tranqaillity. 
Arabi-Pasha  undertook  to  obey  implicitly  all  orders  given  to  him  by  the 
Khedive,  stated  that  he  would  stop  all  inflammatory  preaching,  meetings  and 
newspaper  articles,  and  guaranteed  the  maintenance  of  public  order  by  the 
troops.  Dervish-Pasha  agreed  to  assume  joint  responsibility  with  Arabi-Pasba 
for  the  execution  of  the  orders  of  the  Khedive.  ||  These  assurances  were,  bo- 
wever,  insufficiënt  to  remove  the  general  feeling  of  insecurity,  and  the  great 
mass  of  the  European  residents  in  Egypt,  and  many  Turkish  families  also^ 
have  hastily  left  the  country,  to  the  almost  entire  suspension  of  commertf 
and  industry.  ||  On  the  16th  June  the  Khedive,  acting  under  the  pressure  i 
the  German  and  Austrian  Consuls -General  summoned  Ragheb-  and  Raschid- 
Pashas  to  form  a  Ministry,  and  on  the  following  day  a  Ministry  was  formed 
under  Ragheb -Pasha,  Arabi-Pasha  remaining  Minister  of  War.  The  Frencli 
and  English  Agents  abstained  from  any  participation  in  this  transaction,  and 
Her  Majesty's  Government  have  feit  it  right  to  instruct  their  Agent  only  to 
communicate  with  the  Government  on  matters  relating  to  the  protectioD  d 
British  subjects. 

Considerable  delay  occurred  in  regard  to  the  meeting  of  the  Confereocf^ 
üwing  to  the  opposition  of  the  Turkish  Government,  which  persisted  in  main- 
taining,  contrary  to  the  whole  evidence  of  facts,  that  the  mission  of  DervU- 
Pasha  had  effected  a  satisfactory  settlement  in  Egypt,  and  that  there  was  do 
occasion  for  further  discussion.    Eventually,  the  Conference  met  at  Gonstaoti- 
nople  on  the  23rd  June  without  the  participation  of  the  Porte.    Her  Majest/i 
Government  had  been  led  to  bclicve,  that  this  arrangement  would  be  preferred 
by  the  Sultan;  hut  it  appeared,  that  their  impression  was  founded  on  a  ni>' 
apprehension,  and  that  His  Majesty's  objections  to  the  meeting  had  not  lieo 
removed.  ||  Your  Excellency  was  instructed  to  join  with  your  French  GoWsiff^ 
in  proposing  at  the  outset  of  the  Conference  the  signature  by  all  the  Pofeff 
of  a  Self-denying  Protocol,  upon  the  terms  of  which  the  several  GovemmeBb 
were  already  agreed.     This  step  was  in  the  first  instance  suggested  bytkt 
French  Government,  and  was  in  accordance  with  numerous  precedents.  |  ^^ 
were  then  to  join  with  the  Marquis  de  Noailles  in  proposing,  that  a  r&pf^ 
should   be   addressed   to   the  Sultan   to   send  an  adequate  Turkish  force  to 
Egypt,  to  be  employed  for  the  restoration  of  order,  on  certain  conditioitf,"  1^ 
which  the  French  Government  had  already  concurred.    Some  objectioDS  haviil  li^ 
ho  wever,  been  raised  by  other  Govemments  to  the  stringency  of  these  cat  m^ 
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ions,  Her  Majestj's  Government  willingly  agreed^  that  you  should  concert   ^'-  "•^ 

:h  the  other  Plenipotentiaries  ivpon  theni^  always  providing;  that  they  were  briUuiM. 

de  sufficiënt  to  procore  satisfactory  engagements  on  the  part  of  the  Porte**'''^'*®®- 

secare  the  dae  limitation  of  the  ohject  for  which   the  troops  were  to  he 

ployed.  I  Yonr  Excellency  was  also  iustmcted,  that,  if  the  Soltan  should  de- 

36  to  accede  to  the  request,  it  would  be  necessary  to  inyite  the  Conference 

concert  other  and  effective  means  for  the  re-establishment  of  legality  and 

urity  in  Egypt  ||  üer  Majesty's  Government  have  been  glad  to  leam,  that 

ir  Excellency's  efforts,  aided  by  the  support  of  your  French  coUeague  and 

t  good-will  of  the  other  Plenipotentiaries,  have  now  resulted  in  an  agree- 

nt  on  the  draft  of  the  invitation  to  send  a  force  for  the  restoration  of 

Ier,  which  it  is  proposed  to  send  to  the  Porte.     Her  Majesty's  Govern- 

nt  have  expressed  their  concurrence  in  the  terms  of  the  draft,  and  they 

ire  little  doubt,  that  it  will  be  accepted  by  other  Powers.     They  have  left 

your  Excellency  full  discretion  as  to  any  details  of  form,  requesting  you 

y  to  keep  in  mind  the  main  object,  and  the  necessity  of  avoiding  delay.  ; 

ey   will   await   with    interest   the  answer  of  the  Porte,  trusting  that  the 

Itan  will  be  well  advised  enough  to  comply  readily  with  a  request  which 

addressed  to  him  in  his  own  interest  and  that  of  his  Empire,  no  Icss  than 

Europe  in  generaL 

In  the  meanwhile  the  resumption  at  Alexandria  of  hostile  preparations 
tnacing  to  the  British  fleet  has  rendered  it  necessary  for  the  Bfitish  Ad- 
ral  to  resort  to  measures  of  force  in  self-defence.  The  erection  of  earth- 
>rks  had  ceased  on  the  6th  June.  No  information  was  received  of  any 
*thcr  hostile  armaments  nntil  the  Ist  July.  On  that  day  the  Admiral  tele- 
iphed  a  report,  that  it  was  proposed  to  sink  stone  barges  and  bar  the 
umel.  Information  was  also  received,  that  Arabi-Pasha  had  forced  the 
tedive  to  apply  to  the  Sultan  for  the  withdrawal  of  a  prohibition  to  streng- 
en the  fortifications  of  the  port  ||  On  the  3rd  July  the  Admiral  was  in- 
ticted  to  prevent  any  attempt  to  bar  the  channel,  and  to  acquaint  the  Mi- 
iry  Govemor,  that  such  au  attempt  would  be  considered  as  a  hostile  act, 
ich  would  be  treated  accordingly;  if  work  were  resumcd  on  the  earth- 
rks  or  fresh  guns  mounted,  to  inform  the  Military  Commandant,  that  he 
1  orders  to  prevent  it;  and  if  not  immediately  discontinued  to  destroy  the 
thworks  and  silence  the  batteries  if  they  opened  fire,  having  given  suffi- 
nt  notice  to  the  population,  shipping  and  foreign  men-of-war.  ||  On  the  4th 
•  Admiral  telegraphed,  that  he  had  received  a  reply  from  the  Military  Go- 
'nor  and  Arabi,  who  sent  the  Egyptian  Admiral  to  give  assurances,  that 
channel  obstructions  were  contemplated.  On  the  same  day  he  telegraphed, 
tt  on  the  previous  night  two  additional  guns  were  placed  in  Pharos  CasÜe, 
i  that  the  parapet  of  the  battery  facing  the  sea- front  was  strengthened.  |{ 

the  5th  the  Khedive  received  a  telegram  from  the  Sultan,   holding  him 
i  the  Ministers  responsible  for  the  cessation  of  all  earthworks.  Il  The  Ad- 
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britannieB.  the  6tli,  in  consultation  with  the  Acting  4gcnt,   in  order  to  give  time  for 
11.  Juli  1882.  Bj-j^ïsIj  subjects  to  leave  Cairo.     On  that  day  he  wrote  to  the  Commandant, 
stating  that  it  had  been  officially  reported  to  him,  that  on  the  previoüs  day 
two  or  more  additional  guiis  were  monnted  on  the  sea  defences,  and  that  otber 
warlike   preparations  were  being    made  on   the  northern  face  of  Alexandris 
against  the  squadron  nnder  his  command.      Under  these  circnmstances  be  no- 
tified,  that  unless  such  proceedings  were  discontinued,  or  if,  having  been  dis- 
continued,  they  should  be  renewed,  it  would  become  his  duty  to  open  fire  od 
the  works  in  course  of  construction.      To  this  letter  a   reply  was  receiTed 
denying,  that  works  were  going  on.  ||  On  the  7th  the  Consuls -General  of  the 
Five  Powers  addressed*)  the  Admiral  to  ask  whether  he  was  satisfied  with 
the  reply  of  the  Egyptian  Government,  and  offering  to  obtain  him  assnrances 
more  complete.    To  which  he  replied,  that,  if  their  influence  with  the  Military 
Commandant  induced  him  to  act  with  sincerity,  forbidding  the  continoance  of 
fortifications,  the  object  aimed  at  would  have  been  obtained,   but  that  mere 
written  assurances,  in  whatever  terms  they  might  be  expressed,  were  of  litöe 
value  in  view  of  the  interests  confided  to  him,  and  that  he  must  strictly  ad- 
here  to  the  terms  of  his  communication  sent  to  the  Military  Commandant 
Ou  the  8th  the  approval  by  Her  Majesty's  Government  of  his  communicatioDS 
to  the  Military  Commandant  and  the  Consuls -General  was   conveyed  to  the 
Admiral.  .  On  the  same  day  he  reported,  that  guns  were  being  mounted  at 
Fort  Adjemi,  5  miles  from  the  port,  and  he  was  told,  that  that  fort  did  wt 
comc  under  the  prohibition.  ||  On  the  9th,  having  been  asked  by  telegraph 
wh ether  he  was  certain  of  the  fact  of  the  armament  which  he  had  reported 
and  which  had  been  denied  by  the  Commandant,  he  replied,  that  there  vas 
110  doubt  on  the  subject.     He  also  informed  the  Government,  that  guns  wflt 
being  mounted  at  Fort  Silseli,  which  commands  the  new  port     Under  these 
circumstances,  with  the  approval  of  lier  Majesty's  Government,  he  gave  notice, 
on  the  lOth  instant,  tliat  he  would  commence  action  twenty-four  hours  alter- 
wards  unless  the  forts  on  the  isthmus  and  those  commanding  the  entrance  ts 
the  harbour  were  temporarily  surrendered  for  the  purpose  of  being  disaroei 
Her  Majesty's  Government   look  upon    tlie  action  thus  taken   as  no  ffloit 
than  a  matter  of  simple  and  logitimate  self-defence.     The  military  authoritieJ 
at  Alexandria  had  persisted  in  preparations  of  a  threatening  character  in  d^ 
fiance  of  the  orders  of  tlie  Sultan,  of  the  wish  of  the  Khedive,  and  in  cofltrt' 
vention  of  their  own  explicit  assurances.     Her  Majesty's  Government  feit,  thal 
they  had  no  right  to  exposé  the  fleet  by  a  course  of  passive  neglect  to  the 
increased   danger  which    those  prei)arations  involved,   and  they  feel  assored, 
that  the  justice  of  their  view  will  be  recognized  by.  other  Powers. 

The  record   of  events  in  Egypt  during  the  last  few  months  sbowS;  thit 
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B  whole  admiiiistrative  power  has  fallen  into  the  hands  of  ccrtain  military   N'-  '^^^' 
iefe,  devoid  of  political  expericuce  or  kiiowlcdgc,  who  with   the  support  of  britannien. 
e  soldier/  have  set  at  uaught  the  constituted  authoritics,  aud  insisted  on  i^-^*^*  ^^'^• 
lupliauco  with  their  demaiids.     Such  a  condition  of  affairs  cannot  fail  to  be 
»astrous  to  the  welfare  of  any  civilized  country.     There  seemed  to  be  a 
)ment  when  a  firm  assertion  of  authority  by  the  Khedive  with  the  counte- 
nee  of  the  sovereign  Power,  backed  by  evidence  of  the  support  of  Englaud 
d  France,  and  with  no  uncertain  prospect  of  material  intervontion  if  tlie 
cessity  arose,  might  suffice  to  produce  submission  on  the  part  of  the  offi- 
rs,  and  to  bnng  the  movement  withiu  bounds.     The  attempt  was  made,  and 
s  unhappily  failed. 

Her  Majesty's  Government  now  sec  no  alternative  but  a  recourse  to  force 

put  an  end  to  a  state  of  affairs  which  has  become  intolerable.  In  their 
►inion  it  would  be  most  convenient,  and  most  in  accordance  with  the  gcneral 
inciples  of  international  law  and  usage,  that  the  force  to  be  so  employed 
ould  be  that  of  the  sovereign  Power.  If  this  method  of  procedure  should 
'ove  impracticablc  in  conscquence  of  unwillingness  on  the  part  of  the  Sultan, 

will  become  nccessary  to  devise  other  mcasurcs.  lier  Majcsty's  Govern- 
ent  continue  to  hold  the  view  expressed  in  their  Circular  of  the  llth  Fe- 
'uary,  that  any  intervcntion  in  Egypt  should  represent  the  united  action  and 
ithority  of  Europe.     They  have,  in  fact,  no  interests  or  objects  in  regard 

Egypt  which  are  inconsistent  with  those  of  Europe  in  general,  nor  any 
terests  which  are  inconsistent  with  those  of  the  Egyptian  people.  Their 
ïsire  is,  that  the  navigation  of  the  Suez  Canal  should  be  maintained  open 
ld  unrestricted ,  tliat  Egypt  should  be  wcll  and  quietly  govcrned,  free  froni 
edominating  intluence  on  the  part  of  any  single  Power,  that  international 
gagements  shall  be  observed,  and  that  those  British  commercial  and  indu- 
lal  interests  which  have  been  so  largcly  developed  in  Egypt  shall  receive 
e  protection,  and  shall  not  be  exposed  to  outrage;  —  a  principle  which  is 
t  ai)i)licable  only  in  Egypt,   but  is  essential  for  our  national  interests  in 

parts  of  the  world.  ||  The  policy  pursued  by  them  has  been  consistent; 

ïy  have  loyally  acted  up  to  their  engagements  with  France;  they  havo  been 

Üous,  also  that  the  other  Powers  should  be  informed  and  consulted  on  all 

tters  materially  affecting  the  position  of  the  country.     The  action  to  which 

•ir  Admiral  has  been  compelled  to  resort  has  not  altered  their  views  in 

s  respect.  {|  l  am,  &c, 

G  r  a  n  V 111  e. 
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Nr.    7937.     OROSSBEITAHNIEH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  die  engLBot- 

schafter  bei  den  Grossm&chten  nnd  in  Konstantinopel 
—  Gefahr  des  Suez-Canals. 

(Telegraphic.)  Foreign  Office,  July  12,  1882,  625  px 

Nr    7037 

GroM-  ^^^  Majest/s  Government  cannot  consider  danger  to  the  Suez  Canal,  in 

britumien.  the  present  condition  of  Egypt.  as  an  impossible  contingencj.  Il  Sucb  daoger, 

12  Jnlil882 

'  when  evident,  woald,  in  their  opinion^  require  prompt  action.  ||  Ask  the  Gorenh 
ment  to  which  jon  are  accredited  to  be  prepared  with  an  opinion  as  to  the 
remedj  for  a  state  of  things  which  would  be  disastroas  to  the  commerce  of 
the  world. 


Nr.   7938.     OROSSBBITAHNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engLBot- 

schafter   in   Paris.   —   Maassregeln   znm   Schots  des 

Suez-Canals. 

Foreign  Office,  July  12,  1882. 

^Gro^  Mylord,  Her  Majcsty's  Government  received  with  much  satisfaction  tke 

britannien.  iuformatioii   coutained  in  Your  Lordship's    despatch  of  the  6th   instant,  lod 
12.  Juli  1882.  g^jj^g^g^  to  me  by  the  French  Ambassador,  to  the  effect  that  the  answerof 

the  French  Government  on  the  24*^  ultimo  was  not  to  be  constructed  as « 
absolute  refusal  of  the  request  to  concert  measures  for  the  safety  of  the  Sso 
canal  in  case  of  necessity.  ||  lier  Majesty's  Government  cannot  consider,  tli>t 
in  the  present  state  of  Egypt  injury  to  the  Suez  canal  and  to  the  trafficoB 
it  is  an  impossible  contingency,  even  supposing  that  the  French  Go?enuoeit 
are  correct  in  the  opinion  communicated  to  you  by  M.  de  Freycinet  on  the 
24th  ultimo;,  that  the  only  thing  which  could  put  the  canal  in  peril  wdM 
be  an  attempt  to  protect  it  by  foreign  forces.  It  is  possible,  that  the  aetioi 
of  the  British  Admiral  at  Alexandria  in  self-defence,  coupled  with  the  missioi 
to  Port-Saïd  of  the  french  squadron  of  which  several  of  the  vessels  are  spe* 
cially  adapted  for  service  in  the  canal,  may  be  regarded  by  the  Egypü» 
Government  as  indicating  an  intention  of  intervention  and  may  lead  to  atteoFt> 
to  obstruct  the  canal.  ||  Any  action  which  might  have  to  be  taken  woold  be 
subject  to  the  self-denying  protocol  of  the  25*^  of  June.  ||  In  the  view  of  fc 
Majesty's  Government  it  is  manifestly  to  be  desired,  that  if  any  measow 
should  become  necessary  for  the  protection  of  the  Suez  canal,  they  éff^ 
be  taken  at  the  instance  or  with  the  sanction  of  the  Great  Powers  of  Enwp^ 
now  assembled  in  Conference  at  Constantinoplc,  and  of  the  Porte;  and  tW 
these  measures  should  be  prompt.  They  thought  it  would  have  contrilHited 
to  this  promptitude  if  the  preliminary  Communications  on  the  subject  hid 
been  held  between  tbc  €overnments  of  England  and  France. 

Granville. 
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'.   7939.     FRANKBEICH.   —   Min.   d.  Answ.  an   den  franz.   Bot- 

schafter  in  London.  —  Schntz  des  Canals.     Wünscht 
einMandat  derConferenz  für£ngland  undFrankreich. 

Paris,  Ie  IS  juiilet  1882. 

Lord  Lyons  est  venu  me  voir  ce  matin.     Il  m'a  lu    deux  télégrammes   ^'*  '•^v 
Lord  Granville.     Le  premier,  tres  succinct,  qui  paralt  être  une  circulaire  13. Jaiii882. 

Ambassadeurs  britanniques  prés  des  Puissances^  invite  en  terraes  généraux 
que  Gouvernement   è  portcr  son  attention   sur   les  mesures   de   prompte 
tection  du  Ganal  qui  peuvent  être  rendues  nécessaires  d'un  jour  ^  Vautre. 
second  télégramme^  plus  développé,  qui  nous  concerne  exclusivcment,  ex- 
nc  la  satisfaction  avec  laquelle  Lord  Granville  a  appris  que  notre  rcfus 
coopérer  k  la  défcnse  du  Ganal  n'était  point  absolu  et  que  nous  nous  étions 
$rvé  d'cxaminer  ultérieurement  les  termes  d'une  participation  éventuelle  de 
France.     Lord  Granville  e^time  que  le  moment  de  se  livrer  è  eet  examen 
arrivé,  vu  la  grande  probabilité,  selon  lui,  de  dangers  sérieux  pour  le 
lal.     Dans   sa   pensee,   les   mesures   de   protection   devraient  être   priscs 
:cord  avec  les  Puissances  et  dans  Tesprit  du  protocole  de  désintéresscment. 
d  Granville  terminc  en  exprimant  Vespoir  que  nous  pourrons  bientót  lui 
e  connaitre  notre  opinion.  |j  N'ayant  pas  exactement  saisi  quelle  était  la 
cédure  que  le  Cabinet  anglais  comptait  suivre,  j'ai  prié  Lord  Lyons  de 
lander  k  Lord  Granville  s'il  ne  considérait  pas  comme  la  marchc  la  meil- 
'c  et  la  plus  expéditive  de  saisir  d'abord  la  Conférence  de  Topportunité 
protéger  le  Ganal   et  de  lui   proposer  ensuite   de   déléguer  ce   soin  aux 
ssances  les  plus  intéressées.    Les  Puissances  ainsi  déléguées,  c'est-^-dire 
iscmblablement  la  France  et  TAngleterre,  auraient  k  déterminer  les  mesures 
rendre  et  le  moment  de  les  appliquer  sans  avoir  è  en  référer  de  nouveau 
a  Conférence.  ||  J'ai  dit  que,  dans  ces  conditions,  un  vote  approbatif  des 
mbres  ne  me  parattrait  pas  douteux.     Mais  je  ne   lui  ai  pas   dissimulé 
m  dehors  d'un  mandat  donné  par  la  Conférence,   le  Parlement  francais 
itrerait   beaucoup    plus   d'bésitation.     Pour  répondre   k  la  préoccupation 
'gence  de  Lord  Granville,  j'ai  ajouté  que   nos  dispositions  nous  permet- 
ent,  une  fois  le  vote  obtenu,  de  passer  k  Texécution  aussitót  qu'il  le  fau- 
it  II  J'ai  eu  soin,  d*ailleurs,   de   présenter  toutes   ces  suggestions  k  titre 
sment  privé  en  insistant  sur  cc  que  le  Conseil  n'avait  pas  été  appelé  k  en 
bérer.  ||  Lord  Lyons  m'a  dit  qu'il  m'apporterait  la  réponsc  de  Lord  Gran- 
!  demain.    Je  lui  ai  promis,  de  mon  cóté,  d'en  saisir  le  Conseil  samcdi. 
rai  soin  de  vous  faire  connattre  sa  décision. 

C.  de  Freycinet 


n 


208  Aegypten. 


Nr.    7940.     FRANKKEICH.  —  Botschaftcr  in  Loudon  an  den  franz. 

Min.  d.  Ausw.  —  Englaud   wüuscht   die    Mitwirkuog 
Frankreichs. 

Londres,  Ie  13  juillet  1882. 

Nr.  7940.  J*ai  pu  voir   aujourd'hui    plusieurs   membres    du  Cabiuct.     L'imprcssiou 

i3"nin882^^"^''^^^  que  m'a  laisséc  leur  langage  est  que,  tout  en  regrettant  que  nous 

n'ayons  pas  agi  devant  Alexandrie,  de  concert  avec  TAngleterre,  Ic  cabinet  de 

Londres  attaché  toujours  Ie  plus  grand  prix  k  l'entente  des  deux  Puissances 

occidentales.     On  ne  nous  fera  pas  de   nonvelles  propositions    avant  qne  Is 

Conférence  se  soit  prononcée;  mais  dès  que  sa  t4che  sera  termince,  et  lord 

Dufferina  Tordre  de  Tactiver  Ie  plus  possible,  on  espère  bien  obtenir  notre 

concours.  ||  Mon   coUègue  d'Autrichc,  avec  qui  j'ai   longuement   causé  de  U 

situation,  a  rendu  plcine  et  entière  justice  h  la  corrcction  de  notre  attitnde. 

II  L'amiral  Seymour  va  mettre  h  terre  deux  mille  hommes,  mais  pour  exécntcr 

une  simple  reconnaissauce  et  sauver  ce  qui  reste  de  chrétiens  h  Alcxandrie, 

s'il  en  reste. 

Tissot 


Nr.  7041.  GROSSBRITANNIEH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 
schaftcr in  Paris.  —  Schutz  des  Canals.  Aktions- 
Programm. 

Forcign  Offfce,  July  U,  1832. 
Nr.  7941.  My  Lord,  I  havc  received  your  Excellency's  telegram  of  yesterday,  ex- 

öroas-  ....  .  j 

briunnien.  plamiug  what  arc  the  personal  views  of  M.  de  Freycinet,  as  commnnicated 
14. Juli  1882.  iQ  jQii  \yy  j^jg  Exccllency,  in  regard  to  the  cour.se  which  it  might  be  cxpected 
would  be  foliowed  by  the  Conference  at  Constantinople  in  the  evcnt  of  the 
Sultan  declining  the  invitation  to  scnd  troops  to  Egypt;  which  course  tbe 
French  Government  take  for  granted  would  be  tliat  the  Conference  wonld 
delogatc  to  som  e  European  Powers  the  task  of  restoring  the  status  qno  ia 
Egypt,  and  that  England  and  France  were  the  Powers  iiaturally  indicated 
for  that  purposc.  ||  M.  de  Freycinet  further  cxplained  his  views  as  to  the 
course  which  might  be  taken  in  Conference  for  delegating  to  two  Powers 
(which  naturally  would  be  England  and  France)  the  duty  of  securing  the  sifétr 
of  tlie  Suez  Canal.  ||  In  rcply  to  M.  de  Freycinet's  request  for  an  interebange  • 
of  views  on  this  subject,  your  Excellency  will  be  good  enongh  to  say,  tbit 
my  rejoinder  to  hls  'telegram  is  of  the  same  personal  character;  but  I  an 
ready  to  propose  to  the  Cabinet,  and  feel  confideut  that  they  would  agree  to 
tlic  füllowing  answer:—  ||  The  protection  of  the  Suez  Canal,  although  coimected 
with  the  restoration  of  order  in  Egypt,  is  a  question  separate  in  itself.  jjAf 
regards  the  restoration  of  order  in  Egypt,  the  two  Govcruments  havc  agreed 
to  invite  the  action  of  Turkey  and,  in  case  of  refnsal,  or  dclay,  to  press  t^ 
Conference  to  concert  othcr  mcans  for  obtaining  the  object  m  view.  ||  If  danger 
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to  the  Canal  appears  to  bc  imminent,  the  two  Governraents  should  inform  the    ^^-  ''^^• 

GroM- 

Conference,  that  they  are  desirous  that  the  means  to  be  employed  for  its  pro-  bhunnien. 
tection  should  have  the  sanction  of  Europe  and  of  Turkey.  ||  That  the  two  ^"*-  ^^^'^  *^ 
Governments  are  williug  to  undertake  tliis  duty,  and  have  ample  means  ready 
for  the  purpose;  that  they  would  be  ready  to  accept  the  co-operation  of  other 
E'owers,  who  might  be  desirous  to  join,  provided  no  delay  was  thereby  inter- 
posed.  II  Her  Majesty's  Government  would  be  ready  to  send  to  Paris  or  to 
receive  here  professional  officers,  in  order  to  concert  the  division  of  labour 
required  for  the  object  in  view.  ||  I  ani,  &c. 

Granville. 


Nr.    7!)'i2.     GROSSBBITANNIEN.  —  Botschafter    in    Paris   an  den 

engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Freycinet  wünscht  mit  Rück- 
sicht  auf  die  Deputirtenkammer  die  Ganal-Frage 
möglichst  bald  vor  die  Gonferenz  zu  bringen. 

Paris,  July  15,  1882. 
My  Lord,  —  A  Council  of  Ministers  was  held  this  morning,  and  I  saw    ^^'  ''^2. 

Uross- 

3kl.  de  Freycinet  immediatcly  after  his  return  from  it.  [j  Uc  begged  me  to  make  britannien. 
it  <iuite  clear  to  your  Lordship,  that  in  order  to  obtain  the  sanction  of  the  i^.Juii  issü. 
French  Chambers  to  any  activc  measures  in  Egypt,  it  would  bc  essential  for 
him  to  be  able  to  show  thera  that  at  the  least  he  had  brought  the  matter 
before  the  Conference  at  the  earlicst  possible  moment.  ||  He  desired  me  to 
add,  that  he  was  very  desirous  that  the  two  Governments  should  carry  into 
effect  without  any  delay  his  plan,  which  was  to  move  the  Conference  to  depute 
Eugland  and  Francc,  at  once  and  prospectively,  to  watch  over  the  Canal, 
leaving  it  to  them  to  dccide  for  theraselves,  without  further  reference  to  the 
Conference,  both  the  moment  at  which  active  measures  sliould  be  taken  and 
what  the  measures  should  be.  ||  The  Chambers  were,  his  Excellency  said,  too 
much  alive  to  the  danger  of  France  being  left  without  friends  on  the  con- 
tinent of  Europe  to  be  willing  to  sanction  the  adoption  by  the  Government  of 
measures  which  had  not  been  brought  before  the  Conference.  ||  He  added  that, 
as  soou  as  he  had  scttled  mattcrs  with  the  Chambers,  he  should  be  quite 
williug  that  detailis  as  to  the  part  to  bc  taken  by  each  of  the  two  Powers 
should  be  arranged  by  competent  French  and  English  officers.  ||  I  have  had 
the  honour  to  send  to  your  Lordship  by  telegraph  the  substance  of  this  des- 
patch.  II  I  have,  &c. 

L  y  o  n  s. 


Staatsarobiv  XLI.  U 
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Nr.   7943.     FRANKREICH.  —    Min.   d.   Ausw.   an   den   franz.  Ge- 

scliUftstr&ger    in   London   (d'Aanay).   —    Schntz  des 
Canals.    Ërkiarnng  auf  der  Conferenz. 

Paris,  Ie  16  joillet  1882. 
Nr.  7043.  Lord  Lyons  qui,  ainsi  que  je  vous  Tai  dit ,  est  revenu  me  voir  hier,  m'» 

igj^msg^  remis  Ie  projet  de  déclaration  ci-après,  que  Lord  Granville  propose  de  faire 
remettre  k  la  Conférence  par  nos  Ambassadeurs:  ||  ^'Our  proposals  respecting 
the  restoratión  of  order  in  Egypt  are  already  before  the  Conference:  the 
securitj  of  the  Suez  Canal,  although  connected  with  that  subject,  is  a  sepa- 
rate question  and  is  not  equallj  embarrassed  by  political  considerations.  { ,,Sei* 
ting  asidc  any  question  which  might  arise  as  to  the  possible  duty  of  any  of 
the  Powers  individually  if  sudden  and  grave  danger  should  arise  in.theab- 
sence  of  any  provision  for  united  action.  Her  Majesty's  Government  think  it 
is  desirable  that  any  action  to  bc  taken  should  receive  the  sanction  of  Eorope, 
and  if  possible  of  Tnrkey.  ||  ,,England  and  Franca  have  the  means  of  secnriDg 
the  safety  of  the  canal  :  they  are  ready  to  employ  these  means  on  the  priö- 
ciple  of  the  self-denying  Protocol.  ||  „They  are  willing  to  receive  the  cooperation 
of  Turkey  and  of  any  Powers  who  desire  to  afford  it  on  condition  that  it 
does  not  create  delay.  ||  „They  propose  in  order  to  save  time  that,  if  the  fore- 
going  arrangement  is  approved  by  the  Conference,  it  should  bc  left  to  Eng- 
land  and  France  to  decide  when  and  how-  to  acf 

Le  Conseil,  qui  vient  d'en  délibérer,  a  été  unanimement  d'avis  qo'il  j 
avait  lieu  de  saisir  la  Conférence  de  la  question  de  protection  du  Canal,  oais 
qu'il  ne  convenait  pas  de  solliciter  en  quelqne  sorte  nous-mêmes  un  mandat 
anssi  onéreux.  Nous  proposons  donc  de  modifier  les  trois  demiers  paragrapbes 
comme  il  suit  :  ||  La  France  et  TAngleterre  proposent,  en  conséquence,  i  It 
Conférence  de  designer  les  Puissances  qui  seraient  chargées,  le  cas  échéant, 
de  prendre  les  mesures  spécialement  nécessaires  k  la  protection  du  canal ! 
Afin  de  gagner  du  temps;  les  Puissances  ainsi  désignées  et  qui  aundent  accepté 
le  mandat,  seraient  autorisées  k  décider  du  mode  et  du  moment  de  TactioD. 
|!  Cette  action  s'exercerait,  en  tous  cas,  sur  le  principe  du  protocole  de  dés- 
intéressement.^*)  ||  Si  nous  sommes  au  nombre  des  Puissances  désignées  par 
la  Conférence,  nous  accepterons  le  mandat,  sous  réserve,  bien  entendn,  de  li 
ratification  du  Parlement.  C'est  ce  que  je  viens  de  faire  connattre  k  I^ 
Lyons,  qui  s'est  offert  k  transmettre  notre  nouvelle  rédaction  k  Lord  Graa- 
ville.  II  Dès  que  nous  aurons  la  réponse  du  Principal  Secrétaire  d'Ëtat,  nous 
télégraphierons  en  conséquence  au  Marquis  de  Noailles. 

C.  de  Freycinet 

*)  Die  eoglische  Kegierung  stimmte  diesen  Amendements  zu.  A.  d.  Red. 
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Nr.  7944.     GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 

schafter    in    Eonstantinopel.    —    England    will    die 
anderen  M&chte  nicht  am  Suez-Ganal  ausschliessen. 

Foreign  Office,  July  17,  1882. 
Mj  Lord,  —  Her  Majesty's  Government,  in  agreeing  to  the  modifications  Nr.  7W4. 
snggested  bj  the  P'rench  Government  in  the  terms  of  the  proposal  you  are  briuimieii. 
by  mj  previous  despatch  of  this  day   instructed  to  make  to  the  Conference  1 7.  Juiiissi 
respecting  the  Suez  Canal,  have  no  wish  to  exclude  the  co-operation  of  other 
Powers  and  of  Turkey,  if  such  co-operation  should  be  desired  by  the  Con- 
ference. II I  am,  &c. 

Granville. 


Nr.    7945.     OROSSBBITANKIEN.  —  Botschafter  in  London  an  den 

engl.  Min.   d.  Ausw.  —  Verhandlungen  der  französi- 
schcn  Kammer  über  die  Credit-Vorlage. 

Paris,  July  19,  1882. 
Mj  Lord,  —  In  my  despatch  of  the  9th  instant  I  had  the  honour  to  report  Nr.  7945. 
4)  jour  Lordship,  that  the  Government  had  brought  into  the  Chamber  of  I^e-^^  |^f"' 
suties  the  day  before  a  Bill  to  grant  an  extraordinary  credit  to  the  Minister  19.  Jaiii882. 
>f  Marine  for  expenses  rendered  necessarj  by  events  in  Egypt  ||  The  Eeport 
3f  the  Committee  on  the  Bill  was  read  in  the  Chamber  the  day  before  yesterday, 
ind  I  inclose  the  authentic  account  of  the  proceedings  given  in  the  ^Journal 
Officiel"  of  the  next  day.  ||  The  debatc  on  the  Bill  began  yesterday,  and  after 
speeches  from  M.  Edouard  Lockroy,  M.  Francis  Charmes,  M.  de  Freycinet, 
Bi.  Delafosse,  the  Duc  de  Bissacia  and  M.  Gambetta,  was  adjoumed  until 
to-daj.  I  send  your  Lordship  herewith  the  authentic  Report  of  it,  which 
appears  in  the  '^Journal  Officier'  this  morning.  ||  The  debate  was  one  on  the 
Egyptian  question  generally  rather  than  on  the  particular  vote  of  money  asked 
for,  to  the  granting  of  which  no  serieus  opposition  was  made.  ||  M.  Lockroy 
spoke  against  the  Egyptian  policy  of  the  Government,  and  he  made  a  special 
attack  upon  the  Control  in  Egypt  and  upon  M.  de  Blignières  personally,  as 
having  favoured  English  to  the  detriment  of  French  interests.  ||  M.  Francis 
Charmes  maintained,  that  the  Control,  as  established  after  the  Treaty  of  Berlin, 
was  the  substitution  of  the  ''condominium''  of  Francc  and  England  for  an 
arrangement  in  which  England  had  had  the  lion's  share  of  power-,  and  he 
adduced  names  and  figures  in  support  of  a  statement,  that  while  M.  de  Blig- 
nières was  Controller  the  numbers  and  emoluments  of  French  employés  in 
Egjpt,  as  compared  with  English,  had  very  greatly  increased,  and  that  as 
rcgarded  concessions  and  such  matters,  French  applications  had  been  more 

successful  than  English.    Ile  spoke  strongly  in  favour  of  union  bet  ween  France 

ir 
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Nr.  7945.   ^nd  Eiiglaiii  in  their  Egyptian  policy.  Il  M.  de  Freycinet  said,  that  the  Coutrol, 

Grosi- 

briunnien.  notwithstanding    tlic  best  intentions  on    the   part  of   those   by   whom  it  was 
19.  Juli  1882.  exercised,  could  not,  in  the  nature  of  things,  fail  to  give  rise  to  abuses  and 
inconvcniences,  which  werc  certaiu  to  produee,  sooner  or  later,    friction  be- 
tween  the  Egyptian  Government  and  the  Egyptian  people  on  the  one  hand, 
and  between  Egypt  and  the  European  Powers  on  the  other  hand.  ||  Ue  observed, 
that  the  Egyptian  pcopïe  had  aspirations  which  must  not  be  disregarded,  and 
that;  when  a  normal  state  of  things  was  re-established;  it  wonld  bc  the  dot) 
of  the  European  Powers  to  inquire  whether  certain  modifications  might  not 
be  effectcd .  in  order  that  the  financial  machinery  which  had  been  introduced 
into  Egypt  might  work  more  smoothly.  ||  M.  de  Freycinet  proceeded  to  obsene, 
that  he  had  formerly  feit  scruples  as  to  the  rightfulness  of  foreign  araed  ■ 
intervontion  in  Egypt,  but  that,  in  this  respect,  the  state  of  the  question  had 
been  entirely  altered  by  the  deplorable  events  of  the  llth  Juiie  at  Alexandrii 
Il  With  regard  to  the  English  alliance,  he  said  that,  from  the  moment  ofhfe 
return  to  power  he  had  had  but  one  thought,  viz.,  to  maintain  it,  and  tbtt 
it  had  never  been   shaken  for  a  single  day.  ||  "Je  vous  affirme,"  he  declared, 
"et  vous  n'en    trouvercz   de   preuvcs    contraires    dans    aucun    des   documents 
diplomatiques  qui  seront  distribués,  soit  en  France  soit  en  Angleterre,  j'affimHï 
que,  h  aucun  moment,  Talliance  Anglaise  n'a  été  ébranlée,  et  j'ajoute  que  la 
voulant  sincèrement,  loyalement,  j'ai  voulu    aussi  Ie   rapprochement  avec  Ie 
concert  Europeen."  ||  He  took    credit  to  the  French  Government   for  having 
obtained,  with  the  support  of  England,  the  limitation  of  the  intervention  of 
Turkey,  and,  in  answer  to  a  call  from  a  Member,  he  recited  the  guar&ntees 
which  were  to  be  required  from  the  Porte  if  Turkish  troops  were,  in  fact, 
sent  to  Egypt.  ||  He  announced,  in  the  foUowing  words,  that  France  and  Eng- 
land had  agreed  the  day  before  to  bring  the  question  of  the  protection  of 
the  Suez  Canal  before  the  Conference  : —  ||  „On  m'a  demandé  quelle  était  la 
•  nature  de  nos  rapports  actuels  avec  TAngleterre.     Je  réponds  d'un  mot:  c*est 
que  TAngleterre   nous  a  conviés   d'aller  avec   clle   et  avec    Vassentiment  de 
TEurope,  pour  veiller  k  la  garde  du  Canal  de  Suez,  si  c'était  nécessaire.  Cest 
hier  seulement  que  Taccord  s'est  fait  entre  les  deux  Cabinets,  et  nous  afons 
saisi  la  Conférence  de  la  question*,  car,  même  pour  Ie  Canal  de  Suez,  je  désire 
provoquer  une  consultation  des  autres  Puissances,  tout  en  réservant  ma  libeité 
d'action."  ||  M.  Gambetta's  speech,  which  was  moderate  in  tone,  appears  to 
have  been  very  warmly  applauded  in  the  Chamber  at  the  time,  and  it  is  mnch 
praised   in  the  great  majority  of  the    iiewspapers  this  morning.  ||  He  spokc 
very  eloquently  in  support  of  the  Anglo-French  alliance.  |j  Ue  denounced  ia 
the  strongest  terms  the  sending  Turkish  troops  to  Egypt,  and  declared  that 
it  was  the  worst  of  all  solutions,  and  one  on  which  no  concessions  shonld  bc 
made.  \\  The  following  are  some  of  the  passages   in  which   hc  spokc  of  the 
English  alliance  :  —  [|  "Au  prix  des  plus  grands  sacrifices,  ne  rompez  jamais 
Talliance  Anglaise.  — 
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Et   précisément — je    livre  toute  ma  pensee,  car  je  n'ai  rieii  h  cacher —  Nr.  7945. 
prócisément  cc  qui  me  soUicite  5,  ralliance  Anglaise,  k  la  coopération  Anglaise,  britaimion. 
dans  Ie   bassin  de  la  Méditerranée  et  en  Egypte,  c'est  ce  que  je  redoute  lei^-Jtt^iisa». 
plus,  entendez-le  bien,  outre  cette  rupture  nefaste,  c'est  que  vous  ne  livriez 
è  TAngleterre,   et  pour  toujours,  des  territoires,  des  fleuves  et  des  passages 
oü  votre  druit  de  vivre  et  de  trafiquer  est   égal  au  sien.     (Applaudissements 
è  Gaucbe  et  au  Centre).  — 

'^Ce  n'est  donc  pas  pour  humilicr,  pour  abaisser,  pour  atténuer  les  interets 
Francais,  que  je  suis  partisan  de  Talliancc  Anglaise;  c'est  parce  que  je  crois, 
Messieurs,  qu'on  nc  peut  efficacement  les  défendre  que  par  cette  union,  par 
cette  coopération.     S'il  y  a  rupture  tout  sera  perdu." 

The  feeling  manifestcd  by  the  Chamber  during  the  debate  may  be  briefly 

described  as  showing  a  decidcd  prcponderance  of  opinion  in    favour  of  the 

£nglish  alliance,  and  a  very  strong  and  unqualified  aversion  to  Turkish  inter- 

vention  in  Egypt  on  any  terms.  ||  I  have,  (fee. 

L  y  o  n  s. 


Nr.    7946.      TÜRKEI.    —    Min.    d.   Ausw.    an    die   Botschafter   der 

Grossmachte  in  Konstantinopel.  —   Bereitwilligkeit 
der  Pfortc,  an  der  Confcrenz  theilzunehmen. 

Thérapia,  ce  19  Juillet,  1882. 
Le  Soussigné,  Ministre  des  Affairs  Étrangères  de  Sa  Majesté  Impériale   ^^  -^g 
Ie  Sultan,  a  regu  la  note  ideiitique  que  leurs  Excellences  MM.   les  Ambassa-    Türkoi. 

19  Juli  18S2 

denrs  de  la  Grande-Bretagne,  d'Autrichc-Hongrie,  de  France  et  d'Italie,  ainsi 

que  MM.  les  Chargés  d'AiTaires  d'Allemagne  et  de  Russie  ont  bien  voulu  lui 

adresser  le  15  de  ce  mois,  pour  demander  Tenvoi  de  troupes  Impériales  Otto- 

manes  en  Egypte — envoi  nécessité  par   la  situation  actuelle  de  ce  pays.  ||  Si 

le  Gouvernement  Ottoman  ne  s'est  point  jusqu'è.  ce  jour  décidé,  de  sa  propre 

ihitiative,  a   expédier  des  troupes  sur  les  lieux,  c'est  qu'il  avait,  comme  de 

raison,  la  conviction  que  les  mesures  de  rigueur  pouvaient  être  écartées.  ||  Con- 

fiant   en   la   sollicitude  des  Puissances  pour  le  rétablissement  de  Tordre,  et 

prenant  acte  cette  fois  encore,  avec  satisfaction,  de  la  déférence  qu'elles  ont 

bien  voulu  témoigner,  solennellement  et  k  plusieurs  reprises,  pour  les  droits 

de  sonveraineté  incontestables  et  incontestés  de  Sa  Majesté  Impériale  le  Sultan 

sur  l'Êgypte,  le  Soussigné  a  Thonneur,  d'ordre  de  son  auguste  Maitre,  de  faire 

savoir  k  IVIM.  les  Représentants  des  Grandes  Puissances  que  le  Gouvernement 

Impérial  consent   è.  prendrc  part  è,  la  Conférence  réunie  actuellement  k  Con- 

stantinople,  uniquement  pour  les  affaires  Égyptiennes,  afin  de  discuter  et  d'arrêter 

les  mesures  nécessaires  pour  assurer  le  retour  de  Tétat  de  choses  régulier  et 

normal  en  Egypte.  ||  Le  Soussigné  saisit,  &c. 

Saïd. 


1 
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Nr.    7947.      GROSBBITANNIEN.  —  Botschafter  in  Konstantinopel 

an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Nennte  Sitzung  derCon- 

ferenz. 

Tberapia,  Joly  19,  1882. 

Nr.  7947.  ]^y  Lord,  —  At  the  ninth  meeting  of  the  Conference,  held  to-day,  the  French 

Grois- 

britannien.  Ambassador  and  I  presented  the  proposal  relative  to  the  defence  of  the  Suez- 
i9.Juiii882.  Cgnal,  set  forth  in  your  Lordship's  telegram  of  the  17th  instant  We  insisted 
stronglj  on  the  obvious  danger  to  which  not  only  the  Ganal  itself,  bat  the 
ships  which  traverse  it;  would  be  exposed  at  the  hands  of  maranding  Arab 
tribes  and  the  disaffected  troops  of  Arabi,  and  we  called  upon  the  Conference 
to  consider  with  us  the  means  whereby  it  might  be  best  protected.  ||  None  of 
our  colleagues  showed  any  inclination  to  dispute  the  considerations  we  urged, 
but  both  Baron  Calice  and  the  German  Chargé  d' Affaires  exhibited  a  marked 
unwillingness  to  discuss  our  propositions.  ||  The  Austrian  Ambassador  obsened 
that,  inasmuch  as  the  risk  to  the  Canal  constituted  an  obvious  case  of  forct 
majeurcy  it  would  be  preferable  that  England  alone,  or  France  and  Engiand, 
should  in  case  of  necessity  deal  with  the  matter  on  their  own  initiative,  without 
ïnvolving  the  Conference  in  any  resposibility  in  the  question  of  issuing  a  man- 
date  to  one  or  more  specially  designated  Powers.  ||  M.  de  Hirschfeldt  foUowed 
in  the  same  sense,  and  declared  that  he  had  no  instrnctions  anthorizing  him 
even  to  consider  the  question.  ||  Count  Corti  said,  that  he  was  in  a  position  to 
discuss  the  proposition  of  the  English  and  French  Ambassadors,  but  that  of 
course  any  conclusion  arrived  at  must  be  reserved  for  the  final  approbation 
of  his  Government.  ||  The  Russian  Chargé  d' Affaires  also  represented  himself  as 
without  instructions,  in  spite  of  my  having  acquainted  him  with  the  substance 
of  Sir  Edward  Thornton's  despatch  repeated  in  your  Lordship's  of  the  iSth 
instant.  ||  After  a  desultory  ancT  unsatisfactory  conversation  had  continued  for 
some  time,  I  observed  that  England  and  France  having  shown  their  willingness 
to  associate  themselves  with  Europe  in  the  consideration  of  this  important 
subject,  and  to  profit  by  the  counsels  and  co-operation  of  the  Representatives 
of  the  other  Governments,  the  way  in  which  our  advances  were  met  see- 
med  to  imply  a  dcsire  upon  the  part  of  those  Powers  that  we  should 
go  forward  alone;  in  fact,  they  were  forcing  upon  us  the  responsibility  of 
dealing  by  ourselves  with  all  ad  interim  contingencies.  ||  The  Austrian 
Ambassador  then  asked  me  whether,  if  the  Turks  replied  affirmatively  to 
the  note  we  had  already  transmitted  to  the  Porte,  I  should  consider  myself 
still  bound  to  press  the  present  proposition.  I  replied  that  the  protectionof 
the  Suez-Canal,  though  connected  with  the  general  subject  of  the  pacification 
of  Egypt,  was  a  distinct  question,  and  that,  although  I  did  not  like  rep- 
lying  to  inquiries  based  upon  a  h3rpothesis,  I  had  no  hesitation  insajing 
that,  even  under  the  circumstances  mentioned  by  Baron  Calice,  I  shonld  stfll 
urge  the  Conference  to  take  the  precaution  suggested  by  the  Governments 
of  France  and  England;  and  to  come  to  a  special  decision  with  refereoee  to 
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the  protection  of  the  Canal,  if  possible  with  the  assent  of  Turkey.  ||  When  we   ^''  ^'• 

came  to  draw  up  our  identic  telegram^  it  was  proposed  to  conclnde  it  with  britannien. 

a  form  of  words  implying  a  demand  for  instructions  on  the  part  of  those  who^^"^"^*^®®^ 

had  received  none.     Neither  M.  de  Hirschfeldt  nor  the  Austrian  Ambassador 

would  agree  to  this.  ||  I  have,  &c. 

Dufferin. 


Nr.    7948.      OEOSSBRITANNIEH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 

schafter  in  Paris.  —  Protestirt  gegen  den  vom  fran- 

zösischen  Admiral  gebranchten  Ausdruck:  ''neutraler 

Charakter  des  Canals/' 

Foreign  Office,  July  20,  1882. 

Mj  Lord,  —  I  transmit,  for  your  Excellency's  information,  a  copy  of  a  ^'*  '^' 
telegram  from  Admiral  Sir  B.  Seymour,  reporting  that  he  has  received  a  cour-  briunnien. 
teously   worded   private   letter  from  the  French  Admiral,  in  which  he  states^^*^"^*^®® 
that  the   happy  result  of  the  course  pursued  by  England  is  that  the  Suez- 
Canal  preserves  the  „neutral  character''  which  it  is  so  desirable,  in  the  in- 
terests  of  the  world,  it  should  maintain.  ||  I   should  wish   your  Ëxcellency, 
while  expressing  to  M.  de  Freycinet  the  satisfactiou  of  Her  Majesty's  Govern- 
ment at  the  friendly  tone  of  this  communication,  to  state  that  they  presume 
that  the  expression  „neutral  character''  was  not  meant  by  the  French  Admiral 
to  imply  that  the  Canal  had  ever  been  reutralized.  ||  I  am,  &c. 

Granville. 


JSy.    7949.     AEGYPTEN.   —  Absetzungs-Ordre   und  Proclamation 

gegen  Arabi. 

Ordre  Supérieur. 

Votre  départ  pour  Kafr-Dawar  avec  les  troupes,  et  Tabandon  de  la  ville  Nr.  7949. 
d'Alexandrie  sans  que  vous  en  ayez  regu  Tordre,  Vinterruption  des  communi- g^ j^^^f^^j^ 
cations  par  Ie  chemin  de  fer,  les  postes^  et  les  télégraphes,  Tempêchement  que 
Tons  apportez  au  retour  des  fugitifs  d'Alexandrie  dans  leurs  foyers,  la  con- 
tinnation  de  vos  préparatifs  militaires  et  Ie  refus  de  vous  rendre  auprès  de 
moi  lorsque  je  vous  ai  fait  appeler:  telles  sont  les  causes  qui  motivent  votre 
destttntion.  ||  En  conséquence,  je  vous  adresse  eet  Ordre  pour  vous  informer 
qne  je  vous  destitue  de  vos  fonctions  de  Ministre  de  la  Guerre  et  de  la 
Varine.  

Proclamation. 

Que  ceux  qui  lisent  eet  Ordre  sachent  les  causes  de  la  destitution  d'Ahmed- 
Pacha  Arabi,  et  pour  Tédification  de  tous,  voici  la  vérité.  ||  Après  dix  heures 
de  bombardement,  nos  fortifications  étaient  anéanties,  400  de  nos  canons  détruits 
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Nr.  7949.    g^  j^  plupart  dc  nos  artilleurs  tuós  ou  mis  hors  de  combat;  tandis  que  la  Hotte 
20.  Juli  1882.  Anglaise  ne  perdait  que  cinq  homraes  et  que  scs  vaisscaux  n'éprouvaient  aucnne 


avarie  séricuse.  ||  Ahmcd-Pacha  Arabi  se  rendit  alors  anprès  de  moi  an  Pakis 
de  Ramleh   pour  m'annoncer  la  douloureuse  nouvelle  de  la  destruction  è.'  nos 
forts.  I)  De  sou  coté,  TAmiral  dc  la  flottc  Anglaise  me  demandait  de  faire  évacoer 
les  forts  d'El-Adjcmi,  de  Dekhilé  et  de  Mex,  pour  les  faire  occuper  par  ses 
troupes.     Lc  Conseil  des  Ministres,  assisté  de  son   Excellence  Dervish-Pacha, 
s'étant  aussitót  réuni,  il  fut  décidé  que  les  forts  ne  pouvaient  pas  être  rendn? 
sans  Vordre  expres  de  Sa  Majesté  Impériale  Ie  Sultan,  et  qu'il  importait  aa 
contraire  de  pourvoir  h  leur  défense  en  renforgant  les  garnisons  pour  s^opposer 
h  un  débarquement  de  troupes  étrangères.    En  même  temps  une  dépêche  tólé- 
graphique  était  adresséc  h  la  Sublirae  Porte.  ||  Or,  Arabi-Pacha  se  rendit  en- 
suite  k  la  porte  Rosette,  è.  Alexandrie,  sans  prendre  aucune  mesure  militaire. 
Je  Ie  fis  suivre  par  un  de  mes  Aides-de-camp  pour  lui   rappeler  qu'il  devait 
envoyer  des  renforts  aux  positions  couvenues.  ||  Arabi-Pacba  répondit  qu'il  n) 
enverrait  pas  un  seul  soldat;  il  donna  Tordre  aux  troupes  de  se  retirer  aTec 
lui,  et  se  dirigea  surEafr-Dawar,  laissant  ainsi  la  ville  dépourvue  dc 'défenseuR! 
I!  Le  lendemain  les  troupes  Anglaises  débarquèrent  k  AlexAndrie,  Ie  point  Ie 
plus  important  de  notre  pays,  et  s'emparorent  de  la  ville  sans  qu'un  seul  conp 
de    fusil   ait  été  tiré,  fait  qui  déshonorerait   Tarmée  Égyptienne,  si  la  hontc 
ineffa^able  n'en  retombait  pas  toute  entière  sur  celui  qui  en  avait  le  comman- 
dement,  sur  Arabi-Pacha.  ||  Des  pourparlers  fürent  ouverts  avec  TAmiral  Anglais; 
il  me  fit  observer  qu'Alexandrie  était  livrée  au  pillage  et  è,  Tincendie,  qu'il 
était  dans  la  nécessité  de  pourvoir  aux  moyens  de  sauver  ce  qui  restait  dc 
ia  ville;   il   me   déclara  que  si  le  Gouvernement  Égyptien  avait  des  soldats 
fidèles  et  obéissants  il  était  pret  k  leur  en  laisser  la  garde,  que  même  dans 
lc  cas  oü  des  troupes  Ottomaues  arriveraicnt,  il  ne  s'opposerait  pas  aux  soldats 
de  la  Sublime  Porte.    Il  n'avait,  ajouta-t-il,  ouvert  le  feu  et  détruit  les  forti- 
fications  qu'i  la  suite   des  menaces    et  des  préparatifs  hostiles  dont  la  flotte 
était  Tobjet.  ||  Mais  Arabi-Pacha  avait  déjè,  pris  la  fuite  avec  toute  rarinée 
dans  la  direction  de  Kafr-Dawar;   les  troupes  Anglaises  entrèreut  donc  dans 
la  ville  et  prirent  les  mesures  nécessaires  pour  éteindre  les  incendies  et  assurer 
la  sécurité  publiquc.  ||  Ainsi,  de  ces  faits  mêmcs,  résulte  la  reconnaissance  des 
déclarations  des  Puissances  et  des  décisions  de  la  Conférence  de  Constantiuople, 
aux  termes  desquclles  non  sculement  il  ne  sera  permis  k  aucune  Puissance  de 
prendre   possession    d^une    partie   quelconquc    du  territoirc  de  TÉgypte,  mals 
encore  notre  pays  restera  dans  le  statu  tjuo  sans  qu'aucune  atteinte  soit  portee 
«aux  droits  de  la  Sublime  Porte  ni  aux  privileges  accordés  k  TÉgypte  en  verta 
des  Firmans  Impériaux.  ||  Les  escadres  Anglaise  ët  Fran^aise  n'étaient  daillears 
venues  dans  les   eaux  d' Alexandrie   qu'en  présence  dc  l'état  d'anarchie  oü  se 
trouvait  l'Egypte.    Une  faction  militaire,  triomphant  par  la  force  et  l'arbitraire, 
ayant  pour  chef  Arabi-Pacha,  avait  cnlevé  le  pouvoir  effectif  des  mains  da 
Khédive  nommé  par  Sa  Majesté  le  Sultan,  Kalife  des  Musulmans!  ||  Le  boa 
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Ire  ne  peut  exister  alors  q«c  des  cliefs  militaires  so  sont  cmparés  du  Gou-   *''•  ''^^' 

Aegypton. 

Tiement  au  détriment  des  Ministres  et  des  Administrations  publiques,  c  est- 20. juu  1882. 

lire  du  Gouvernement  légal.  ||  Cependant  toutes  les  Puissances  et  particulière- 

iit  la  France  et  la  Grande-Bretagne  ont  des  interets  importants  en  Egypte; 

;  deux  Puissances  qur  sont  iWyh.  intcrvenues  au  moment  de  l'abdication  du 

édive  Ismaïl-Paclia  et   dans  les  affaires  financières  aujourd'hui  réglées  par 

Loi  de  Liquidation,  n'abandonneront  ^videmment  pas  Ie  pays  dans  Ie  désordre 

uel.  II  L'intervention  existe  de  fait  et  TÉgypte  n'a  pas  les  moyens  de  résister 

c  Puissances.     Mais    cette  intervention  n'a  janftis  cu  pour  objct  une  prise 

possession;  elle  n*a  d'autre  but  que  de  délivrcr  notre  pays  de  Tanarchie 

il  est  plongé  et  de  rétablir  Tordre  public.  ||  Quiconque  oserait  donc  prêter 
reille  aux  insinuations  d'Arabi-Pacha  et  tenterait  de  s'opposer  k  une  force 
itre  laquelle  toute  résistance  est  vaine,  s'exposerait  et  exposerait  son  pays 
an  malheur  certain  dans  Tintérêt  personnel  dun  seul,  Arabi-Pacha;  il  serait 
minel  et  jctterait  sa  patric  dans  Ie  plus  grand  des  périls  sans  pouvoir  la 
iver.  II  Si  je  n'étais  pas  certain  que  la  France  et  la  Grande-Bretagne  n'ont 
ïune  intention  de  s'emparer  de  TÉgypte,  si  je  ne  savais  pas  qu'elles  sont  mues 
r  Ie  désir  seul  d'améliorer  sa  situation,  je  serais  Ie  premier  h  exposer  ma 
)  et  mes  biens  jusqu'^  ce  qu'il  ait  plu  k  Dieu  de  décidcr  et  de  rendre  son 
rêt  tout-puissant.  j|  On  a  dit  que  les  soldats  Anglais  fusillent  sans  raison  les 
ligènes;  c'est  un  mensonge!  aucune  nation  civilisée  n'oserait  commettrc  des 
tcs  aussi  iniqnes.  Mais  il  est  vrai  que  les  incendiaires^  les  pillards  et  les 
lenrs  sont  arrêtés  et  sévèrement  jugés.  Qui  donc  oserait  intervenir  en  leur 
eur?  II  Tout  habitant,  soldat  ou  civil,  peut  rentrer  librement  k  Alexandrie 
charge  de  déposer  ses  armes;  il  ne  sera  porté  atteinte  k  la  vie  et  aux  biens 

pcrsonne.  ||  Tout  Égyptien  qui  aime  vraiment  son  pays  doit  se  soumettre 
mes  ordrcs  et  écouter  la  voix  de  mes  Ministres.  Je  fais  loyalement  appel 
ious,  et  ceux  qui  auraient  été  trompés,  ceux  qui  ne  connaitraient  point  la 
lation,  tous  peuvent  cncore  revenir  k  la  vérité;  la  porte  du  pardon  est 
/erte  k  tous,   officiers,   soldats  ou  civils;   ceux-lè.  seuls  sont  exceptés  dont 

agissements,  trop  connus,  ne  peuvent  rester  impunis.  ||  Tous  ceux  qui  ont 
ore  dans  Ie  coeur  quelque  sentiment  de  loyauté  et  de  religion  doivent 
indre  la  justice  de  Dieu  en  songeant  aux  conséquences  d'une  conduite  qui 
peut  que  jeter  Ie  pays  dans  les  plus  grands  dangers  sans  pouvoir  en  espércr 

avantage  quelconque,  et  entrainer  la  patrie  dans  la  voie  la  plus  désastreuse, 

perte  de  Thonneur  et  Tavilissement  de  la  défaite.  ||  Puisse  Dieu,  par  notre 

mission  k  ses  volontés,  nous  délivrer  de  pltis  grands  maux  et  écarter  de 

is    les   périls  qui  nous   menacent!    Puisse    la  sécurité  de  la  patrie    et   de 

foyers   nous  être  rendue  par  Tintercession  de  notre  Saint  Prophete! 


I» 
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Nr.   7950.      GROSSBBirAHHIEH.    —     Min.  d.  Ausw.    an  den  engL 

Geschaftstrager    in    Berlin  (Walsliam).  —  Bismarck 
will  den  Westm&chten  kein  Mandat  ertheilen. 

Foreign  Office,  Jaly  21,  1882. 

Mr    7960 

Gron-  ^i^;  ^^i^  German  Ambassador  told  me  to-day,  that  the  German  GoyemmeDt 

Vriunnien.  could  HOt  agree  to  givc  a  mandate  to  England  and  France  to  intenrene  ia 
'Egypt;  that  Prince  Bismarck  was  afraid  of  giving  the  qnestion  greater  pro- 
portions  bj  snch  a  step,  aiM  of  converting  it  into  a  war  between  ihe  Cristiu 
Powers  of  Europe  and  the  Mahommedan  countries.  ||  I  told  his  Ezcellencj, 
that  I  had  always  unterstood  the  position  of  the  German  Government  to  be 
that  thej  acknowledged  a  greater  interest  in  Egypt  on  the  part  of  EnglaDd 
and  France,  and  a  consequent  right  of  initiative,  bat  that  they  held  that  Ae 
other  Enropean  Powers  had  also  an  interest  in  the  state  of  that  coimtrj.  I 
denied;  that  the  qnestion  was  one  of  Christians  against  Mahommedans.  Ov 
efforts  wonld  be  directed  to  resisting  the  military  faction  in  Egypt,  who  ven 
rebels  to  the  authority  of  their  Mahommedan  Sovereign  and  his  Yiceroj.  |1 
observed,  that  no  application  had  been  made  U>  Germany  for  material  assisUoee, 
bnt  that  it  was  not  nnreasonable  that  she  shonld  be  asked  to  give  her  monl 
snpport  to  work  which  was  to  be  done  for  the  good  of  all.  ||  Connt  Mflnster 
assnred  me,  in  positive  terms,  that  the  Chancellor  desired  to  give  ns  monl 
snpport,  althongh  he  was  not  prepared  to  go  to  the  length  of  a  formal  oio- 
date.  II I  am,  &c. 

G^anville. 


Nr.   7951.     FEAKKREICH.  —  Botschafter  in  Wien  (Dnchfttel)ai 

den   franz.  Min.   d.   Answ.  —  Kalnoky  weigert  sieb, 
den  Westm&chten  ein  Mandat  zn  ertheilen. 

Vienne,  Ie  21  joillet  1882. 
Nr.  7951.  Je  viens  d'insister  anprès  du  Ministre  des  Affaires  étrangères  peur  qv'ü 

of '?"!ï'fl^o  veuille  bien  h&ter  Tenvoi  des  instructions  au  Baron  Galice  en  vue  de  déddff 

zl.Jah  1882. 

sans  aucun  délai  les  mesures  k  prendre  pour  la  protection  du  canal  de  So^ 
Le  Comte  Kalnoky  m'a  répondu  qu'il  ne  ferait  aucune  objection  aux  mesores 
par  lesquelles  la  France  et  TAngleterre  croiraient  devoir  sauvegarder  de* 
interets  qui  leur  semblent  menacés;  cependant  il  ne  saurait  aller  jusqu^i  1^ 
accorder  un  mandat  pour  Texécution  des  mesures  jugées  nécessaires  k]Ap^ 
tection  de  ces  interets.  Qu'il  s'agisse  d'une  qnestion  spéciale  conune  celle  do 
canal  de  Suez,  ou  d'une  qnestion  plus  générale,  comme  celle  de  rinterventioD 
en  Egypte,  le  fait  de  donner  un  mandat  k  certaines  des  six  Puissances  europa 
ennes  représentées  k  la  Conférence  parait  au  Comte  Kalnoky  de  natire  k  V^ 
Toir  créer  autant  d'cmbarras  aux  mandants  qu'aux  mandataires,  et  quant  i  In 
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ie  serait  pas  disposé  &  accepter  aucune  responsabilité  dans  des  événements  ^^-  '^'' 
t  il  ne  peut  prévoir  ou  déterminer  ni  les  suites  ni  les  conséquences.  ||  C'e8t2i.juiii882. 
s  ce  sens,  m'a  dit  Ie  Ministre;  que  seront  congues  les  instrnctions  au  Baron 
ice.  Puis,  faisant  allnsion  k  la  réponse  de  la  Porte,  il  a  ajouté  que  la 
ation  pourrait  se  trouver  quelque  peu  modifiée  par  la  participation  de  la 
quie  h>  la  Conférence,  et  m'a  paru  attendre  avec  intérêt  les  résultats  de  la 
Dce  fixée  h  demain  k  Gonstantinople. 

Duch&tel. 


\    7952.    ' GROSSBRITAHinEir.  —  Botschafter  in  Wien  (Elliot) 

an   den  engl.  Min.   d.  Ausw.  —    Ealnoky   besteht   auf 
der  Verweigerung  des  Mandats. 

tract.)  Vienna,  July  21,  1882. 

I  bad  more  tban  once  endeavoured  to  ascertain  wbether,  in  tbe  event  of  Nr.  795a. 

Sultanes  definitely  refusing  to  send  troops  to  Egypt,  Count  K41noky  wonld  fcritlMien. 
isent  to  join  in  recommending  a  European  intervention,  under  a  mandat  21,  JüUimi 
m  the  Conference   as   representing  all  tbe  Great  Powers;  but  it  was  not 

to-day  tbat  I  obtained  from  him  any  indication  of  the  manner  in  which 
would  be  likely  to  regard  any  snch  proposal  if  it  came  to  be  made.  ||  He 
>ressed  himself,  as  I  have  informed  your  Lordship  by  telegraph,  in  a  manner 
leave  me  little  expectation  that  he  would  agree  to  it.  ||  I  observed^  tbat  it 
lid  be  very  unfortunate  if  the  Powers  which  were  ready  to  put  themselves 
nrard,  and  to  make  great  sacrifices  for  the  sake  of  restoring  order  in  Egypt^ 
the  appearance  of  acting  on  their  own  behalf^  and  without  the  general 
roval  of  the  other  Great  Powers.  ||  Count  K41noky  exclaimed,  that  he  cer- 
ily  would  not  show  any  disapproval  of  an  intervention  if  it  became  necessary, 

he  did  not  wish  to  assume  any  responsibility  for  one.    England  and  France 

pursued  a  policy  with  regard  to  Egypt  of  which  he  had  not  always  been 
3  to  approvC;  and  it  had  led  to  the  present  difficulties,  in  which  he  had 
wish  to  mix  more  tban  he  could  avoid.  ||  He  believed  also  that,  if  an  ex- 
ition  is  resolved  upon,  England  and  France,  or  England  alone^  would  be 
a  better  position  if  they  could  act  as  events  dictated  tban  if  they  were 
opered  by  having  to  regard  themselves  as  the  mandataires  of  others. 


[\   7953.     OBOSSBBITAHNIEN.  »   Min.  d.    Ausw.  an    den    engl. 

Botschafter  in  Paris.  —  Vorschl&ge  zu  einer  gemein- 
samen  Intervention. 

legraphic.)  Foreign  Office,  July  22,  1882,  4.45  P.  M.  Nr.  7953. 

Make  tbe  following  proposals  to  the  French  Government: —  ^'®"' 

briUnnien. 

1.  Unless  the  Porte  sends  in  acceptance  of  a  kind  immediately  avai1able,22.jaiii88a. 
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Nr.  7953.   i\^q  Eüglisli   aiul  Frciich  Represontativcs   should   bc  instructed  to  say  to  tbe 

Gr08S- 

britannien.  otbcr  Ambassadors  tbat  England  and  Franco  can  no  longer  rely  upon  Turkisb 

22.jnii  1882.  jjjtervention;   and   as   they   consider   immediate   action    necessary   to   preveot 

furtber  loss  of  life  and  continuance  of  anarcby,  tbey  intond,  unless  the  Cod- 

fercnco  lias  any  otber  plan,  to  devise,  witb  a  tbird  Power  if  possible,  railitarr 

means  for  procnring  a  solution. 

2.  To  ask  Italy  to  be  tbat  tbird  Power. 

3.  To  consult  immediately  upon  tbc  division  of  tbe  labour. 

4.  Tbe  Suez-Canal  may   be   included   in   tbe   general    scheme  of  allied 
action. 


Nr.    7951.      GROSSBBITANNIEH.  —    Botscbafter   in  Paris  an  den 

engl.  Min.  d.  Ausw.  —  Einwendungcn  Freycinets  gegeo 
die  Vorscblagc. 

Paris,  July  23,  1882. 
Nr.  7»54.  My  Lord,  —  T  bave  reported  to  your  Lordsbip  in  my  telegram  and  despatch 

britanninn.  ^f  to-day,  tlic  answcr  by  M.  de  Freycinet  tbis  morning  to  the  proposals  of 
23.jaii  1882.  Wqy  Majosty's  Govcmmcnt  rospccting  tbc  protection  of  tbe  Suez-Canal.  ||  Hanng 
roceived  tbis  answcr  froni  M.  de  Freycinet,  1  proceeded  to  say  to  him  tlat 
I  was  now  instructed  to  bring  a  larger  question  before  him,  and  I  pnt  into 
bis  band  a  paper  containing  a  copy  of  tbc  proposals  respecting  a  joint  mili- 
tary intervention  in  Egypt  generally  wbicb  are  contained  in  your  Lord«hip's 
telegram  of  yesterday.  ||  I  bave  the  bonour  to  inclose  a  copy  of  tbe  paper  in 
«piostion.  II  M.  de  Freycinet  said  tbat,  before  giving  me  an  official  answer,  k 
must  bring  tbe  matter  before  tbe  Council  of  Ministers,  as  tbe  question  of 
Frencb  military  intervention  in  Egypt  gencrally,  for  political  or  otber  objects, 
bad  never  yet  been  formally  considered  by  the  Council.  ||  His  Excellency  pro- 
ceeded, bowever,  to  observe,  tbat  be  knew  enougb  of  the  opinions  of  his  col- 
leagues  to  be  sure  tbat  tbey  would  be  averse  to  any  such  intervention  at  tbe 
present  moment.  ||  In  the  first  place,  tbe  Ministers  of  War  and  Marine  con- 
sidered, tbat  tbe  present  season  would  be,  in  all  respects,  most  unfavourable, 
and  tbat,  if  military  operations  were  undertaken  before  November,  at  least 
half  of  tbe  troops  employed  would  perisb  from  sickness.  ||  Secondly,  there  i»s, 
M.  de  Freycinet  told  me,  a  general  opinion  among  the  Ministers,  that  Arabi 
would  lose  strengtb  by  tbe  lapse  of  time,  tbat  his  own  troops  and  the  Egypti» 
people  generally  were  getting  tired  of  him,  and  that  it  would  be  much  easiff 
to  overthrow  him  some  montbs  hence  than  at  the  present  time.  ||  I  said,  tW 
so  far  our  experience  secmed  to  me  to  be  directly  opposed  to  this  opiniw"? 
and  to  indicate  tbat  there  might  be  very  great  danger  in  leaving  Arabi  ia 
undisputed  possession  of  power  for  two  or  three  montbs  longer.  ||  M.  de  Frej- 
cinet  promised  to  bring  tbe  proposals  before  the  Council  without  delsy,  ^ 
to   communicate   tbe   answer   of   the  Frencb   Government  to  me  immediatelf 
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erward.  ||  I  have  had  the  honour  to  forward  the  substance  of  .this  despatch   ^^'J^* 
your  Lordship  by  telegraph.  ||  I  have^  &c.  bhtMinien. 

LyonS.  23.JuU1882. 


r.    7955.     FRANKREICH.  —  M i II.  d.Ausw.  an  den  franz.Geschafts- 

trager  in  London.  —  Frankreich  wird  sich  auf  den 
Schutz  des  Suez-Canals  beschrankcn. 

Paris,  Ie  23  juUlet  1882. 
Lord  Lyons  est  venu  me  proposer  hier,  de  la  part  de  Lord  Granville,  trankroicii. 
idresser  è,  nos  Ambassadeurs  k  Constantinople  Ie  télégramme  ci-après  destiné-<J-J«^i882. 
êtrc  lu  a  la  Conférence:  „The  two  Powers,  having  put  the  Conference  in 
>ssessiou  of  their  views,  which  have  also  been  made  known  to  the  respec- 
c  güvcrnments,  and  not  having  received  any  dissent,  either  from  the  Powers  . 

from  their  Representatives  in  the  Conference,  to  the  proposals  which  they 
ive  made,  have  arrived  at  a  provisional  understanding  that  in  the  existing 
ate  of  facts  they  will  be  prepared,  should  the  necessity  occur,  to  protect 
e  Suez  canal  by  themselves  or  with  the  addition  of  any  Power  willing  to 
Jee  part.*^  ||  J'ai  promis  k  Lord  Lyons  d'en  saisir  Ie  Conseil,  en  remplayant 
'Utcfois  les  mots  :  "^  protéger*'  (to  protect)  par  les  mots  :  „è.  s'employer  pour 
rotéger."  Lord  Lyons  étant  revenu  me  voir  ce  matin,  je  lui  ai  dit  que  Ic 
ODseil  acceptait  Tenvoi  du  télégramme  ainsi  rectifié  et  m'avait,  en  même 
:iüps,  chargé  d'avoir  avec  lui  une  explication  tres  nette  sur  la  portee  pratiquc 
3  notre  déclaration  k  la  Conférence  :  1^  Nous  étions  tres  résolus  k  séparer 
'  protection  du  canal  de  Tintervention  proprement  dite  et  par  conséquent  k 
)us  renfermer  strictement  dans  les  actes  nécessaires  au  premier  objet;  2^  pour 
)as,  la  protection  du  canal  se  résumé,  indépendamment  de  la  circulation  des 
ivires  de  guerre,  k  Toccupation  solide  de  certains  points  (un  ou  deux  en  ce 
d  nous  concerne)  Ie  long  du  canal;  j'ai  articulé  Ie  chiffre  de  2,000  hommes 
iviron  sur  chaque  point;  3*'  nous  nous  absticndrons,  sauf  pour  repousser  les 
:gressions  immédiates,  de  toute  opération  vers  Tintérieur  de  TÉgypte;  si  donc 
5  troupes  Anglaises  croient  devoir  entreprendre  de  telles  opérations,  elles 
inront  pas  k  compter  sur  notre  coopération;  4**  nous  différerons  Toccupation 
ective  des  points  susvisés  tant  que  la  sécurité  du  canal  ne  sera  pas  réel* 
Hent  menacée  (celle  ne  Test  pas  en  ce  moment),  on  tant  que  les  conduites 
^au  douce  ne  seront  pas  interceptées  par  les  Kgyptiens.  ||  Si  nous  étions 
xenés  plus  tard  k  élargir  ce  plan,  ce  serait  l'objet  d'une  nouvelle  et  for- 
ille  entente  avec  Ie  Gouvernement  Anglais.  |j  De  votre  cóté,  je  vous  prie  de 
lis  exprimer  tres  claircment  sur  ces  divers  points  avec  Lord  Granville,  parce 
^il  importe  qu'il  ne  puisse  y  avoir  aucune  sorte  de  malentendu  sur  Vétenduo 

notre  action.  ||  Enfin  j*ai  demandé  k  Lord  Lyons  comment  Lord  Granville 
tendait  donner  une  portee  pratique   a  la  deruière   phrase  du   télégramme 
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Nr.  7955.   q^|  prévoit  Tadjonction  d'autres  Puissances.     Ne  pense-t-il  pas  qn'il  y  aarwt 

23.jniii882.1ieu,  par  un   télégramme  séparé  et  non   destiné  k  être  In  k  la  Conférence, 

d'inviter  nos  Ambassadeurs  k  insister  pour  qu'une  autre  Puissance  se  '^^ï"»*' 


Lord  Ljons  m'a  promis  de  transmettre  Tensemble  de  mes  obserrations  a 
Lord  Granville. 

C.  de  Frejcinet 


Nr.   7956.     FKANKREICH.  —  ^xposé  des  Motifs"  des  Gesetzent- 

wurfs,  betreffend  die  Bewilligung  eines  Credit»  fftr 
Maassregeln  zum  Schutz  des  Suez-Canals.  Verlegen 
in  der  Deputirtenkammer  vomf  Minister  der  Marine 
und  Coloniecn  am  24.  Juli  1882. 

Nr.  7956.  Lgg  évéuements  dont  iTÊgypte  est  Ie  thédtre  inspirent  depuis  quelq» 

Fniücreich.  i     j     o       L 

24.  Juli  1882.  jours  dcs  iuquiétudos  sérieuscs  au  sujet  de  la  sécurité  du  Ganal  de  bJk&. , 
Cette  importante  voie  de  communication,  k  Touverture  de  laquelle  la  Fnu» 
a  pris  une  part  si  considérable,  relie,  comme  vous  Ie  savez,  l'Europe  entièrt 
aux  contrées  les  plus  ricbes  de  Textrême  Oriënt.  ||  Nous  ne  pouvons  dcae 
Tabandonner  au  basard  d'entreprises  qui  menaceraient  sinon  de  la  détmir^ 
au  moins  de  la  rendre  impraticable  pendant  quelque  temps  au  préjadice  de 
nos  plus  belles  Colonies;  de  notre  industrie  et  de  notre  commerce.  ||  L'Angle* 
terre,  qui  en  profite  encore  plus  que  nous,  et  qui  partage  nos  craintes,  bob 
a  proposé  de  nous  unir  k  elle   en  combinant  les  mojens  d'action  des  den 
marines  pour  mettre  Ie  Canal  de  Suez  k  l'abri  de  toute  atteinte  et  prot^ 
les  nombreux  navires  qui  Ie  parcourent.  ||  Adoptant  ces  propositions,  Ie  Go«- 
vemement  a  pensé  qu'il  conviendrait  de  mettre  k  la  disposition  du  Contre- 
Amiral  Commandant- en-chef  la  division  navale  du  Levant,  un  corps  de  débtf- 
quement  emprunté  k  Tinfanterie  de  marine,  aux  equipages  de  la  flotte,  et  qii 
occuperait,  si  cela  devenait  nécessaire,  un  certain  nombre  de  points  dans  It 
partie  nord  du  Canal,  tandis  que  les  troupes  Anglaises  s'établiraient  dans  ia 
partie  sud.  ||  Nous  espérons  qu'en  faisant,  en  même  temps,  parcourir  Ie  Gasai 
dans  toute  sa  longueur  par  des   b4timents  légers,  nous  réussirons  k  donner 
aux  navires  de  commerce  la  sécurité  qui  leur  est  indispensable.  ||  Ces  cob- 
sidérations  et  les  préparatifs  que  nous  sommes  appelés  k  faire  nous  condnisest 
k  vous  demander  un  crédit  extraordinaire  de  9,410,000  fr.,  qui  permettntt 
au  Département  de  la  Marine  d'entretenir  au  besoin  en  Êgjpte   un  corps  de 
débarquement   de   8,000   hommes.      Nous    u'enverrions   immédiatement  ^tre 
Port  Saïd  et  £1  Kautara  que  4,000   hommes  cnviron;  mais  comme  il  p^ 
survenir  des  circonstances  qui  nous  obligent  k  augmenter  Veffectif  du  ccrps 
de  débarquement,  nous  avons  pensé  que,  pour  éviter  les  difficultés  proveniflt 
de  Tabsence  du  Parlement  pendant  Tintcrcession,  il  vaut  nodeux  vous  prier  dr 
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3ttre  tout  de  suite  ^  notre  dispositiou  les  fonds    nécessaires  pour  parer  h   ^'*  '*^- 
nte  éventualité.  ||  Tel  est  l'objet  da  Projet  de  Loi  que  nous  avous  rhonneur2i.jaUi882. 
t  soomettre  è.  vos  délibérations  et  pour  lequel  nous  réclamons  Turgence. 


V.   7957.     OBOSSBRITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 

schafter  in  Paris.  —  Aktions-Programm  am  Canal. 

Foreign  Office,  July  25,  1882,  8  p.  m. 

My  Lord,  I  have  to  instruct  jour  Excellencj  to  propose  to  the  French  Nr.  7057. 
övernment  the  signature  of  a  Protocol  or  an  exchaiige  of  notes  to  the  folio-  britwiüeii. 
ing  effect  :— The  Governments  of  Great  Britain  and  France  being  of  opinion  25.  juii  1882, 
at  it  is  necessary  to  secure  the  safety  of  the  Suez  Canal  in  case  of  any 
ddeu,  and  grave  danger  arising  from  the  present  disorders  in  Egypt,  have 
:reed  to  make  the  foUowing  provisions  for  united  action,  subject  to  the 
otocül  signed  by  their  Plenipotentiaries  on  the  25th  Junè,  in  which  they 
Sülaimed  any  intention  of  seeking  any  territorial  or  other  advantages  which 
y  other  uation  should  not  be  able  to  obtain.  ||  The  British  and  French 
imirals  shall  concert  for  the  joint  occupation  of  the  Canal  on  the  following 
ses  :— The  French  force  to  patrol  between  Ismaïlia  and  Port  Saïd.  ||  The 
iglish  force  to  patrol  the  remainder  of  the  Canal.  ||  The  French  force  to 
ld  Port  Saïd  and  Eantara.  ||  The  English  force  to  hold  Ismaïlia  and  Suez. 
The  English  force  to  supplement  the  French  force  where  requisite,  and  to 
relieved  by  French  troops  as  they  arnve.  ||  Details  to  bc  arranged  on  the 
ot  by  the  Admirals  commanding.  ||  These  measures  of  protection  shall  not 
terfere  with  the  ordinary  navigation  of  the  Canal,  and  shall  cease  as  soon 
the  occasion  for  them  bas  passed. 

You  will  agreee  with  M.  de  Freycinet  upon  the  manner  in  which  this 
otocol  had  best  be  communicated  to  the  other  Powers  and  to  (^e  Porte. 
i  am^  <&c. 

Granville. 


r.  7958.     GROBBBRITAHinEN.    —   Botschafter    in  Bom    an   den 

engl.  Min.  d.  Ausw. -- Aufforderung  an  die  italienischc 
Bcgierung,  sich  an  den  Maassregeln  am  Suez-Canal 
zn  betheiligen.    Antw^ort  Mancini's. 

Bome,  July  26,  1882. 
My  Lord,  —  I  called  to-day  upon  the  Minister  for  Foreign  Affairs,  and,  Nr.  7958. 
execution  of  the  instructions  contained  in  your  Lopdship's  telegram  of  the    ^^' 

,  »«■.         f     ^  brit»nnien. 

th  instant,  I  informed  his  Excellency  of  the  desire  of  Her  Majestys  Goverii-26.Juiii882. 
int  that  Italy  should  join  with  England  and  France  in  the  steps  to  be  taken 
*  the  protection  of  the  Suez  Canal,  cxpressing,  at  the  same  time,  the  great 
isfaction  which  wonld  be   feit  by  Her  Majesty's  Government  if  the  King 
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Nr.  7958.   Qf  if^\y  ghould  agree  to  be  associated  with  them  in  this    important  work. 

britannion.  M.  Mancinl  dcsircd  me  to  convey  to   Her  Majesty's  Governmeüt   his   sincere 
^  •''***  ^^^- acknowledgments    for  this   act    of  consideration    and   friendshij)    towards  the 
Italiau  Government;  and  to  assure  your  Lordship  that  it   woald  invariablj  be 
responded  to  by  them  in  the  same  spirit.  ||  The  proposal   bad   reached  hini, 
however,  his  Excelleucy  procceded  to  state,  precisely  at  tbc  moment  when  the 
same  question  was  being  brougbt  before  the  Conference;   and   bis  ExcellencT 
then  showed  me  a  telegram  from  Count  Corti,  dated  yestcrday,  in  which  be 
rcports  tbat  the  Ënglisb  and  French  Ambassadors  bad  just  called  to  iüform 
him  that  in  the  Conference  to  bc  beid  this  day  they  wotdd  annoance,  prior 
to  tbe  arrival  of  the  Turkish  PlenipoteutiarieS;  tbat  it  was   tbe  inteution  uf 
their  Gouvernments  to  take  measures  for  tbe  protection   of  tbe  Sucz  Caoal, 
in  which  tbey  would  be  glad  of  tbe  co-operation  of  any  other  Power,  Italj 
being  particularly  mentioned,  especially  by  Lord  Dufferin,  who  had  expressed 
tbe  satisfaction  tt  woald  be  to  Her  Majesty's  Government  to   sec  Italy  asso- 
ciated   with  them  in  this  midertaking.     Comit  Corti  adds,  that   be  confined 
bimself  to  saying  tbat  be  would  submit  tbe  communication   of  lus  colleagses 
to  bis  Governmeut.  ||  Under  these  circumstances,  M.  Mancini  said,  and  whüe 
tbo  question  was  pending  befofe  tbe  Conference,  tbe   only  answer  he  conld 
give  to  my  present  overture  was  to  acquaint  me  with  tbe  instructions  he  had 
sent  to  Count  Corti,  and  which  wero  to  tbe  foUowing  effect,  viz.  :  not  only  to 
discuss,  hut  to  facilitate,  by  all  means  in  his  power,  a  decision  on  the  qaestioQ, 
being  careful  to  have  it  defined  clearly  in  what  manner  the  protection  of  the 
Canal  could  be  separated  from  a  military  intervention  in  Egypt,  and  to  report 
wbetber  any  of  the  other  Powers  were  disposed  to  concur,  and  to  what  exteat 
'^et  dans  quclle  mesure"),  in  the  measures   for  protecting   the  CanaL  jj  Until 
this  Information  reached  him,  liis  Excelleucy  said,  he  could  take  no  final  deci- 
sion upon  my  present  application.  ||  When  1  communicated   with  the  French 
Chargé  d'Affaires  this  morning  before  going  to  M.  Mancini,  bc  had  not  receiYed 
any  instructions  from  his  Government  on  the  above  subject.  ||  I  have,  <fec 

A.  Paget 


Bündnisse,  Thronreden,  Adressen  etc. 

r.    7959.     DEUTBCHLAND  und  OBIECHENLANI).  —  Konsularver- 

trag  vom  26.  November  1881,  ratificirt  am  6.  Juli  1882. 

Sa  Majesté  l'Empereur  d'Allemagne,  Roi  de  Prusse,  et  Sa  Majesté  Ie  Roi    ^'*  '^®- 
5  Hellènes  désirant  déterminer  les  droits,  privileges  et  attributions  des  con-       und 
is-généraux,  consuls,  vice-consuls,  agents  consulaires,  chanceliers  et  secré-  Gnechen- 

'  land. 

res  Allemands  et  Hellènes^  réciproquement  admis  k  resider  dans  les  £tats26.No7.  i88i. 
>pectifs,  ont  résolu  de  conclure  dans  ce  but  une  convention  consulaire  et 
tj  k  eet  effet,  nommé  pour  leurs  plénipotentiaires  savoir: 

Sa  Majesté  TEmpereur  d'Allemagne,  Roi  de  Prusse  —  Monsieur  Ie  Baron 
Oswald  de  Richthofen,  Son  Conseiller  Actuel  de  Légation, 

Sa  Majesté  Ie  Roi  des  Hellènes  —  Monsieur  Alexandre  Rizo  Rangabé, 
Son  Ënvoyé  Extraordinaire  et  Ministre  Plénipotentiaire  prés  Sa  Majesté 
TEmpereur  d'Allemagne^  Roi  de  Prusse, 

sqnels,  après  s'être  communiqué  leurs  pleins-pouvoirs  respectifs,  trouvés  en 
)mie  et  due  tbrme,  sont  convenus  des  articles  suivants: 

Art  I.  Ghacune  des  hautes  parties  contractantes  aura  la  faculté 
établir  des  consuls-généraux,  consuls,  viceconsuls  ou  agents  consulaires  (jians 
«  ports  OU  places  de  commerce  du  territoire  de  Tautre  partie;  elles  se  ré- 
inent,  toutefois,  respectivement  Ie  droit  de  designer  les  localités  qa'elles 
igeraient  convenables  d'excepter  pourvu  que  cette  réserve  soit  également 
)pliquée  k  toutes  les  puissances.  ||  Les  consuls-généraux,  consuls,  vice-consuls 
agents  consulaires  entreront  en  fonctions  après  avoir  été  admis  ^t  reconnus 
^  les  formes  usitées  par  Ie  Gouvernement  du  pays  oü  ils  sont  appellés  k 
sider.  ||  L'exéquatur  leur  sera  délivré  sans  frais. 

Art  II.  Les  consuls-généraux,  consuls  et  leurs  chanceliers  ou  secretaires,  ainsi 
^  les  vice-consuls  ou  agents  consulaires,  sujets  de  TEtat  qui  les  nomme,  jouiront  de 
cemption  des  logements  et  des  contributions  militaires,  des  contributions  directes, 
'sonnelles,  mobilières  et  somptuaires,  imposées  par  TEtat  ou  par  les  communes, 
loins  qu'ils  ne  possèdent  des  biens  immeubles,  qu'ils  ne  fassent  Ie  commerce 
qalls  n'exe reent  quclquc  industrie,  dans  lesquels  cas  ils  seront  soumis  aux 
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Nr.  7959.   mêiues  taxes.  charges  et  impositions  qu'aaront  k  payer  les  autres  habitants 

and      du  pays  comme  propriétaires  de  biens-fondS;  commer^ants  on  industnels.  ||  Os 

Griechon-  qq  pourront  êtic  ni  arrêtés,  ni  conduits  en  prison,  excepté  pour  les  faits'et 

26.Nor.i88i.ft<^^6S  que  la  législation  pénale  du  pays  de  leur  résidence  qaalifie  de  crimes  et 

punit  comme  tels.     S'ils  sont  négociants,  la  contrainte  par  corps  ne  pourra 

leur  être  appliquée  que  pour  les  seuls  faits  de  commerce  et  non  pour  caoses 

civiles.    En  cas  d'arrestation  d'un  consul  ou  employé  consulaire  la  légatioD 

de  son  pays  en  doit  ètre  immédiatement  avertie  par  Ie  Gouvernement  do  pays, 

oü  Tarrestation  a  eu  lieu. 

Art.  III.     Les  consuls -généraux^  consuls  et  leurs  chanceliers  oa  secré- 
taires ainsi  que  les  vice-consuls  et  agents  consulaires  sont  tenns  de  fonniir 
leur  témoignage  en  justice^  lorsque  les  tribunaux  du  pays  Ie  jugeront  née^ 
\  saire.    Mals  Tautorité  jndiciaire  devra  dans  ce  cas  les  inviter  par  lettre  ofr 

cielle  k  se  présenter  devant  elle.  ||  En  cas  d'empêchement  des  dits  agents,  pir 
des  affaires  de  service  ou  par  maladie^  mais  dans  les  causes  civiles  seolena^ 
Tautorité  jndiciaire  se  transportera  k  leur  domicile  pour  demander  leorté' 
moignage  de  vive  voix^  ou  Ie  leur  demandera  par  écrit,  suivant  les  fornei 
particulières  k  chacun  des  deux  Etats.  Les  dits  agents  devront  satisfairev 
désir  de  1'autorité  dans  Ie  délai  qui  leur  sera  indiqué  et  lui  remettre  la  (i^ 
position  écritC;  munie  de  leur  signature  et  de  leur  cachet  officieL 

Art.  IV.  Les  consuls-généraux,  consuls,  vice-consuls  et  agents  consoliircs 
pourront  placer  sur  la  fagade  de  la  maison  consulaire  1'écusson  des  armes  de 
leur  nation,  avec  cette  incription:  Consulat-Général,  Consulat,  Vice-ConsoW 
OU  Agence  consulaire  de  ....  ||  lis  pourront  également  arborer  Ie  pavillon  de 
leur  pays  sur  la  maison  consulaire,  ainsi  que  sur  Ie  bateau  qu'ils  montenirt 
dans  Ie  port  pour  1'exercice  de  leurs  fonctions.  ||  Il  est  bien  entendu  qoe  e» 
marques  extérieures  ne  pourront  jamais  être  interprétées  comme  constiteü^ 
un  droit  d'asile. 

Art.  V.  Les  archives  consulaires  sont  inviolables  en  tout  temps,  et  to 
autorités  locales  ne  pourront  sous  aucun  prétexte,  ni  dans  aucun  088,^^*1» 
ni  saisir  les  papiors  qui  en  fcront  partie.  ||  Ces  papiers  devront  toujours  êtn 
complètemcnt  séparés  des  livres  et  papiers  relatifs  au  commerce  ou  i  Rd*' 
strie  que  pourraicnt  excrcer  les  consuls,  vice-consuls  ou  agents  consaw* 
respectifs. 

Art.  VI.  En  cas  d'empêchemcnt,  d'absencc  ou  de  décès  des  cois* 
généraux,  consuls,  ou  vice-consuls,  les  chanceliers  et  secrétaires  qüiwï*l'f4 
été  présentés  antérieurement  eu  leur  dito  qualité  aux  autorités  respecWitj 
seront  admis  de  plein  droit  k  excrcer,  par  interim,  les  fonctions  consnliw^^^ 
et  ils  jouiront,  pendant  ce  temps,  des  exemptions  et  privileges  qni  J  ** 
attachés  par  la  présente  convention. 

Art.  VII.     Les  consuls-gcnéraux  et  consul,  lorsqu'ils  y  seront  aiitflfl*^^ 
par  la  législation  de  leur  pays,  pourront  nommer  des  vice-consuls  et  dcsig* 
consulaires  dans  les  villes,  ports  et  localités  de  leur  circonscription  cobpWBhr 
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Tapprobation  du  Gouvernement  territorial.  ||  Ces  agents  pourront  être  in-  j^^^'^JJ^^'^ 
ictement  choisis  parmi  les  sujets  des  deux  pays  comme  parmi  les  étrangers,      und 
3ront  munis  d'un  brevet  délivré  par  Ie  consul  qui  les  aura  nommés  et   Qnöchen- 

*■  land.   ^ 

les  ordres  duquel  ils  devront  être  places.     lis  jouiront  des  privileges  etae.NoT.isai. 
iptions  stipulés  par  la  présente  convention,  sauf  les  exceptions  consacrées 
les  articles  II  et  III.  ||  Il  est  spécialement  entendu,  en  effet,  que  lorsqu'un 
il  OU  agent  consulaire^  établi  dans  un  port  ou  dans  une  ville  de  Tun  des 

pays,  sera  choisi  parmi  les  sujets  de  ce  pajs,  ce  consul  ou  agent  con- 
ra  h  être  considéré  comme  sujet  de  la  nation  k  laquelle  il  appartient,  et 
1  sera,  par  conséquent,  soumis  aux  lois  et  règlements,  qui  régissent  les 
naux  dans  Ie  lieu  de  sa  résidence,  sans  que  cependant  cette  obligation 
;e  gêner  en  rien  Texercice  de  ses  fonctions,  ni  porter  atteinte  k  l'inviola- 
ï  des  archives  consulaires. 

Art  VIII.  Les  consuls-généraux,  consuls  et  vice-consuls  ou  agentj^  con- 
res  des  deux  pays  pourront,  dans  Texercice  des  pouvoirs  qui  leur  sont 
bnés,  s'adresser  aux  autorités  de  leur  circonscription  consulaire  pour 
,mer  contre  toute  infraction  aux  traites  ou  conventions  existant  entre  les 

pays  et  contre  tous  abus  dont  leurs  nationaux  auraient  k  se  plaindre.  Si 
>  réclamations  n'étaient  pas  accueillies  par  ces  autorités  ils  pourraient 
'  recours,   k  défaut  d'un  agent  diplomatique  de  leur  pays,  au  Gouverne- 

de  TEtat  dans  lequel  ils  résideraient. 

Art.  IX.  Les  consuls-généraux,  consuls  et  leurs  chanceliers,  ainsi  que 
ice-consuls  et  agents  consulaires  des  deux  pays  auront  Ie  droit  de  rece- 

soit  dans  leur  chancellerie,  soit  au  domicile  des  parties,  soit  è,  bord  des 
es  de  leur  nation,  les  déclarations  que  pourront  avoir  k  faire  les  capi- 
s,  les  gens  de  Téquipage,  les  passagers,  les  négociants  et  tous  autres 
s  de  leur  pays.  Ils  seront  également  autorisés  k  recevoir,  comme  notaires, 
ispositions  testamentaires  de  leurs  nationaux.  ||  Les  dits  consuls  ou  agents 
it  Ie  droit  de  recevoir  tout  acte  notarié  destiné  k  être  exécuté  dans  leur 
,  et  qui  interviendra  soit  entre  leurs  nationaux  seulement,  soit  entre  un 
lusieurs  de  leurs  nationaux  et  des  personnes  du  pays  de  leur  résidence. 
ourront  même  recevoir  les  actes  dans  lesquels  les  sujets  du  pays  oü  ils 
cut  scrout  seuls  parties  lorsquc  ces  actcs  se  rapportent  exclusivement  k 
biens  situés  ou  k  des  affaires  k  traiter  sur  Ie  territoire  de  la  nation  k 
iUe  appartient  Ie  consul  ou  Tagent  devant  lequel  ces  actes  seront  passés.|| 
t  aux  actes  notariés  destinés  k  être  exécutés  dans  Ie  pays  de  leur  rési- 
',  les  dits  consuls  ou  agents  auront  Ie  droit  de  recevoir  tous  ceux  dans 
els  leurs  nationaux  seront  seuls  parties;  ils  pourront  recevoir,  en  outre, 
qui  interviendraient  entre  un  ou  plusieurs  de  leurs  nationaux  et  des  per- 
s  du  pays  de  leur  résidence,  k  moins  qu'il  ne  s'agisse  d'actes  pour  les- 
,  d'après  la  législation  du  pays,  Ie  ministère  de  juges  ou  d'officiers 
^5  déterminés  serait  indispensable.  ||  Lorsque  les  actes  mentionnés  dans  Ie 
raphe  precedent  auront  rapport  k  des  biens  fonciers,  il  ne  seront  va- 
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Nr.  7950.   lables  qu'autant  qu'un  notaire  ou  autre  officier  public  du  pays  y  aura  con- 
ond      couru  et  les  aura  rcvêtus  de  sa  signature.  ||  Les  consuls  ou  agents  poorront 

Griochen-  égalemeut  traduire  et  légaliser  toute  espèce  d'actes  et  de  documents  émanés 
20.  Nov.  1881.  des  autorités  ou  fonctionnaires  de  leur  pays.  ||  Tous  les  actes  ci-dessus  men- 
tionnós  düment  légalisés  par  les  dits  agents  et  scellés  du  sceau  official  des 
consulats  et  nce>consulats^  auront  dans  chacun  des  deux  pays  la  même  force 
et  valeur^  que  s'ils  avaient  été  passés  devant  un  notaire  ou  autre  officier 
public  OU  ministeriel  competent  dans  Tun  ou  Tautre  des  deux  Etats,  poom 
que  ces  actes  aient  été  soumis  aux  droits  de  timbre  d'enregistrement  on  i 
toute  autre  taxe  ou  imposition  établie  dans  Ie  pays  oü  ils  devront  recBToir 
leur  exécution.  Cette  disposition  s'applique  également  aux  copies,  extraits  os 
traductions  de  ces  actes;  s'il  y  a  opposition  contre  Texactitude  ou  raothen- 
ticité  de  ces  copieS|  extraits  ou  traductions  les  tribunaux  respectifs  procéderont 
confofmément  h  la  législation  du  pays. 

Art.  X.  Les  consuls-généraux,  consuls  et  vice-consuls  ou  agents  codsb- 
laires  pourront  aller  personnellement  ou  envoyer  des  délégués  k  bord  des 
navires  de  leur  nation^  après  qu'ils  auront  été  admis  en  libre  pratique,  inter- 
rogcr  Ie  capitaine  et  Téquipage,  examiner  les  papiers  de  bord,  recevoir  les 
déclarations  sur  leur  voyagC;  leur  destination  et  les  incidents  de  la  trayersée, 
dresser  les  manifestes  et  facilitcr  1'expédition  de  leur  navire,  enfin  les  aoeom- 
pagncr  devant  les  tribunaux  et  dans  les  bureaux  de  Tadministration  da  pajs 
pour  leur  serrir  d'interprètes  et  d'agents  dans  les  affaires  qu'ils  auront  i 
suivrc  ou  les  demandes  qu'ils  auront  k  former,  sauf  dans  les  cas  prévus  pir 
les  lois  des  deux  pays,  aux  dispositions  dcsquelles  la  présente  clause  n'appoite 
aucune  dérogation.  ||  Les  fonctionnaires  publics  du  pays  ne  pourront,  dans  les 
ports  oü  róside  un  consul  ou  un  agent  consulaire  de  Tun  des  deux  Etats  re- 
spectifs;  opércr  ni  recherches,  ni  visites,  autres  que  les  visites  ordinaires  de 
la  douane  ou  de  la  santé,  k  bord  des  navires  de  commerce,  sans  en  iToir 
donné  préalablement  avis  au  dit  consul  ou  agent,  afin  qu'il  puisse  assister  i 
la  visite.  ||  L'invitation  qui  sera  adressée  k  eet  effet  aux  consuls,  vice-eons«ls 
OU  agents  consulaires,  indiquera  une  heure  précise,  et  s'ils  négligeaient  de  s'j 
rendre  en  personne  ou  de  s'y  faire  représenter  par  un  délégué,  il  sera  pro- 
cédé en  leur  absence. 

Art.  XI.  En  tout  ce  qui  concerne  la  police  des  ports,  Ie  chargement  et 
Ic  dcchargement  des  navires  et  la  süreté  des  marchandises,  biens  et  eff^  (0 
obseiTcra  les  lois,  ordonances  et  règlements  du  pays.  ||  Les  consuls  et  vice- 
consuls  OU  agents  consulaires  scront  chargés  exclusivement  du  maintien  de 
Tordrc  intérieur  k  bord  dos  navires  de  leur  natiou,  en  oonséquence  ils  r^krost 
eux-mêmes  les  contestations  de  toute  nature  qui  seraient  survenues  entre  k 
capitaine,  les  officiers  du  navire  et  les  matelots,  et  spécialement  celles  reU- 
tives  k  la  solde  et  k  raccomplisscment  des  engagements  réciproquement  t» 
tractés.  ||  Les  autorités  localcs  ne  pourront  intervenir  que  lorsque  les  désordrei 
surveuus  k  burd  des  navires  seraient  de  nature  k  troubler  la  tranquUité  «t 
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Tordre  pnblic,  k  terre  ou  dans  Ie  port,  ou  quand  une  personne  du  pays  ou  j^^'^^JJ^' 
ne  faisant  pas  partie  de  Téquipage  s'y  trouvera  raêlée.  ||  Dans  tous  les  autres      ond 
cas,  les  autorités  précitées  se  borneront  k  prêter  tout  appui  aux  consuls  et  ®'|*^J®°" 
vice-consnls  ou  agents  consulaires,  si  elles  en  sont  requises  par  eux,  pour  faire  ge.  noy.issi. 
anrêter  et  renvoyer  k  bord  ou  maintenir  en  état  d'arrestation  tout  individu 
inscrit  sur  Ie  róle  de  Téquipage,  chaque  fois  que  les  dits  agents  Ie  jugeront 
nécessaire,   p  Dans  Ie  cas  oü  Tarrestation   devrait  être   main tenue ;   les   dits 
agents  en  donneront  avis  dans  Ie  plus  bref  délai  possible,  par  une  commu- 
nication  officielle,  aux  autorités  judiciaires  compétentes. 

Art  XII.  Les  consuls -généraux,  consuls,  vice-consuls  ou  agents  consu- 
laires  pourront  faire  arrêter  et  renvoyer,  soit  k  bord,  soit  dans  leur  pays,  les 
marins  et  toute  autre  personne  faisant,  k  quelque  titre  que  ce  soit,  partie  des 
equipages  des  navires  de  leur  nation,  dont  la  désertion  aurait  eu  lieu  sur  Ie 
territoire  même  de  Tune  des  hautes  parties  contractantes.  ||  A  eet  effet  ils  "^ 
devront  s'adresser  par  écrit  aux  fonctionnaires  compétents  et  justifier,  au 
moyen  de  la  présentation  des  régistres  des  bMiments  on  du  róle  de  l'équipage, 
Boit  en  original  soit  en  extrait  düment  légalisé,  ou  d'autres  documents  officiels, 
OU  bien,  si  Ie  navire  est  parti,  en  produisant  une  copie  ou  un  extrait  authen- 
tique  de  ces  documents,  que  les  personnes  reclamées  faisaient  réellement 
partie  de  Téquipage.  Sur  cette  demande  ainsi  justifiée  la  remise  des  deser- 
teurs ne  pourra  être  refusée.  ||  On  donnera,  en  outre,  aux  dites  autorités  cou- 
Bulaires  tout  secours  et  toute  assistance  pour  la  recherche  et  1'arrestation  de 
ces  deserteurs,  qui  seront  détenus,  sur  la  demande  écrite  et  aux  frais  de 
1'autorité  consulaire,  jusqu'au  moment  oü  ils  seront  réintégrés  k  bord  du  b&> 
timent  auquel  ils  appartiennent,  ou  jusqu'è  ce  qu'une  occasion  se  présente  de 
les  rapatrier.  ||  Si  toutefois  cette  occasion  ne  se  présentait  pas  dans  Ie  délai 
de  deux  mois,  k  compter  du  jour  de  l'arrestation,  ou  si  les  frais  de  leur  dé- 
tention  n'étaient  pas  régulièrement  acquittés,  les  dits  deserteurs  seront  remis 
en  liberté,  sans  qu'ils  puissent  être  arrêtés  de  nouveau  pour  la  même  cause.|{ 
81  Ie  deserteur  avait  commis  quelque  crime  ou  délit  k  terre,  Tautorité  locale 
ponrrait  surseoir  k  1'extradition  jusqu'è  ce  que  Ie  tribunal  eüt  rendu  la  sen- 
tence  et  que  celle-ci  eüt  re^u  pleine  et  entière  exécution.  {|  Les  bautes  parties 
contractantes  conviennent  que  les  marins  ou  autres  individus  de  Téquipage  su- 
jets  dn  pays  dans  lequel  s'effectuera  la  désertion  sont  exceptés  des  stipalations 
du  présent  article. 

Art  Xin.  Toutes  les  fois  qu'il  n'y  aura  pas  de  stipulations  contraires 
enfTe  les  armateurs,  chargeurs  et  assureurs,  les  avaries  que  les  navires  des 
denx  pays  auront  souffertes  en  mer,  soit  qu'ils  entrent  dans  les  ports  respec- 
tifs  volontairement  ou  par  rel&che  forcée,  seront  réglées  par  les  consuls- 
généraux,  consuls,  vice-consuls  ou  agents  consulaires  de  leur  nation,  k  moins 
que  des  sujets  du  pays  dans  lequel  resident  les  dits  agents  ou  des  sujets  d'une 
tiercé  puissance  ne  soient  intéresses  dans  ces  avaries;  dans  ce  cas,  et  k  défaut 
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Nr.  7tó9.    ^Q  compromis  amiables  entre  toutes  les  parties  intéressées,  elles  devroot  être 

Dentscbbuid 

nnd       réglées  par  1  autorité  locale. 

Griechen- 

land.  Art.  XIV.    Lorsqn'nn  navire  appartenant  au  Gouvernement  ou  k  des  snjets 

•  de  Tune  des  liautes  parties  contractantes  fera  naufrage  ou  óchouera  sur  Ie  lit- 
toral  de  Tautre,  les  autorités  locales  devront,  daps  Ie  plus  bref  délai  possible, 
porter  Ie  fait  k  la  connaissance  du  consul-génóral;  consul,  vice-consul  oa  agent 
consulaire  Ie  plus  voisin  du  lieu  de  Taccident.  ||  Toutes  les  opérations  relatifes 
au  sauvetage  des  navircs  Allemands,  qui  naufrageraient  ou  échoneraient  d&os 
les  eaux  territoriales  de  la  Grèce,  auront  lieu  conformément  anx  lois  da  pajs, 
et  réciproquement;  toutes  les  opérations  relatives  au  sauvetage  des  navires 
Grecs  qui  naufrageraient  ou  échoneraient  dans  les  eaux  territoriales  de  l'Alle- 
magne  auront  lieu  conformément  aux  lois  du  pays.  ||  Lintervention  du  consid- 
général;  consul,  vice- consul  ou  agent  consulaire  naura  lieu  dans  les  deai 
pajs,  que  pour  surveiller  les  opérations  relatives  k  la  réparation^  au  raviUil- 
lement  ou  k  la  vcnte,  s'il  y  a  lieu,  tant  des  navires  échoués  on  naufngés  I 
la  cöte  que  des  marchandises  ou  de  la  cargaison  sauvetées.  ||  L'intenrentioa 
des  autorités  locales  dans  Ie  sauvetage  ne  donnera  lieu  k  la  perception  de 
frais  d'aucane  cspèce  hors  ceux  que  nécessiteraient  les  opérations  de  saoTe- 
tage  et  la  conscrvation  des  objets  sauvés,  ainsi  que  ceux  auxquels  senieot 
soumis,  en  parcil  cas,  les  navires  nationaux.  ||  En  cas  de  doute  sur  la  natio- 
nalité  d'un  navire  naufrage  ou  échoué,  toutes  les  mesures  mentionnées  ci-des- 
sus  relèveront  exclusivement  des  autorités  locales.  jj  Les  marchandises  et  effets 
sauvés  ne  seront  sujets  au  paiement  d'aucun  droit  de  douane  k  moins  qnils 
n'entrent  dans  la  consommation  intéricure. 

Art.  XV.  En  cas  de  décès  d'un  Allemand  en  Grèce  et  d'un  Grec  ea 
Allemagne  dans  une  localité  oü  réside  un  consul-général,  consul  ou  vice-consil 
de  la  nation  du  défunt,  ou  bien  k  proximité  de  cette  localité,  les  autoritei 
locales  devront  en  donner  immédiatement  avis  k  Tautorité  consulaire.  |  L'anto- 
rite  consulaire  devra  donner  Ie  même  avis  aux  autorités  locales,  lorsqu'elle  iai> 
été  inforraée  du  décès  la  première.  ||  L'autorité  consulaire  aura  Ie  droH 
d'apposer  les  scellés,  soit  d'officc  soit  k  la  demande  des  parties  intéressées,  sir 
tous  les  eflfets,  meubles  et  papiers  du  défunt,  en  prévenant  de  cette  opératioi 
Tautorité  locale  competente  qui  pourra  y  assister  et  apposer  également  ses 
scellés.  II  Les  scellés  doubles  ne  devront  pas  être  levés  sans  que  raatorité 
locale  assiste  k  cette  opération.  Toutefois,  si,  après  un  avertissement  adressé 
par  Tautorité  consulaire  k  Tautorité  locale,  pour  Tinviter  k  assister  k  la  levée 
des  doubles  scellés,  cclle-ci  no  s'était  pas  présentée  dans  un  délai  de  quaraate- 
huit  heures  k  compter  de  la  réception  de  Tavis,  Taotorité  consulaire  poantó 
procéder  seule  k  la  dite  opération.  |'  L'autorité  consulaire  après  avoir  leve  les 
scellés  formera  Tinventaire  de  tous  les  biens  et  effets  du  défunt,  en  préseuce 
de  Tautorité  locale,  si,  par  suite  de  la  notification  sus-indiqnée,  elle  ariit 
assistëe  k  eet  acte.  i'  L'autorité  locale  apposera  sa  signature  sar  les  pro^ 
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rerbaux  dressés  en  sa  présence,  sans  que,  pour  son  intervention  d'office  dans    ^'-  '^'^^• 
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:es  actes;  elle  paisse  exiger  des  droits  d  aucane  espece.  and 

Art.  XVI.    Les  autorités  compétentes  feront  les  publications  usitées  dans  G"««*»en- 
e  pays  ou  prescrites  par  sa  législation  relativement  k  Touverture  de  la  suc-26.No?.i»8i. 
jession  et  de  la  convocation  des  héritiers  ou  créanciers,  et  elles   communi- 
lueront  ces  publications  è.  Tautorité  consulaire,  sans  préjudice  des  publications 
lui  pourront  également  être  faites  par  celle-ci. 

Art.  XVII.  L'autorité  consulaire  pourra  faire  vendre  aux  enchères  publi- 
[oes  dans  les  formes  prescrites  par  les  lois  et  usages  du  pays  de  sa  rési- 
lence  tous  les  objets  mobiliers  de  la  succession  susceptibles  de  se  déténorer 
tt  tous  ceux  dont  la  conservation  en  nature  entrainerait  des  frais  onéreux 
>oar  la  succession. 

Art.  XVIII.  L'autorité  consulaire  devra  conserver,  k  titre  de  dépót,  de- 
aeurant  soumis  k  la  législation  du  pays,  les  effets  et  valeurs  inventoriés,  Ie 
Qontant  des  créances  que  Ton  réalisera  et  des  revenus  que  Ton  toucbera,  ainsi 
|ue  Ie  produit  de  la  vente  des  meubles,  si  elle  a  eu  lieu,  jusqu'^  Texpiration 
lu  terme  de  six  mois,  k  compter  du  jour  de  la  dernière  des  publications 
aites  par  Tautorité  locale  relativement  k  1'ouverture  de  la  succession  ou  du 
erme  de  buit  mois,  k  compter  du  jour  du  décès,  s'il  n'a  pas  été  fait  de  • 
mblication  par  Tautorité  locale.  ||  Toutefois  Tautorité  consulaire  aura  la  faculté 
Ie  prélever  immédiatement  sur  Ie  produit  de  la  succession,  les  frais  de  dernière 
aaladie  et  d'enterrement  du  défunt,  les  gages  de  domestiques,  loyers,  frais  de 
Qstice  et  de  consulat  et  autres  de  même  nature,  ainsi  que  les  dépenses  d'en- 
retien  de  la  familie  du  défunt,  s'il  y  a  lieu. 

Art  XIX.  Sous  la  réserve  des  dispositions  de  Tarticle  precedent,  Ie 
onsul  aura  Ie  droit  de  prendre,  k  Tégard  de  la  succession  mobilière  ou  immo- 
)ilière  du  défunt,  toutes  les  mesures  conservatoires,  qu'il  jugera  utiles  dans 
'intérêt  des  héritiers.  Il  pourra  Tadministrer,  soit  personnellement,  soit  par 
les  délégués  choisis  par  lui  et  agissant  en  son  nom,  et  il  aura  Ie  droit  de  se 
'aire  remettre  toutes  les  valeurs  appartenant  au  défunt,  qui  pourraient  se 
;roaver  déposées,  soit  dans  les  caisses  publiques,  soit  chez  des  particuliers. 

Art.  XX.  Si  pendant  Ie  délai  mentionné  k  Tarticle  XVIII,  il  s'élève 
)aelque  contestation  k  Tégard  des  réclamations  qui  pourraient  se  produire 
centre  la  partie  mobilière  de  la  succession  de  la  part  de  sujets  du  pays  ou 
Ie  sujets  d'une  tiercé  puissance,  la  décision  concemant  ces  réclamations  en 
tant  qu'elles  ne  reposent  pas  sur  Ie  titre  d'hérédité  ou  de  legs,  appartiendra 
exclnsivement  aux  tribunaux  du  pays.  ||  En  cas  d'insuffisance  des  valeurs  de 
La  succession  pour  satisfaire  au  payement  intégral  des  créances,  les  créanciers 
pourront,  si  les  lois  du  pays  Ie  permettent,  demander  k  Tautorité  locale  com- 
petente la  déclaration  de  faillite.  Cette  déclaration  obtenue  tous  les  docu- 
ments,  effets  ou  valeurs  appartenant  k  la  successioQ  devront  être  remis  k 
raatorité  locale  competente  ou  aux  syndics  de  la  faillite,  Tautorité  consulaire 
restant  chargée  de  représenter  les  interets  de  ses  nationaux. 
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Nr.  Tv.60.  ^rt.  XXI.     A  rexpiration  du  tcrme  fixé  par  rarticle  XVIII,  s'il  n'existe 

und      aucune  réclamation,  1  autorité  consalaire^  après  avoir  acquitté^  d'après  les  tarifs 

oriechen-   g^  vigueur  dans  Ie  pays,  tous  les  frais  et  comptes  k  la  charge  de  la  succes- 

land. 

36.NoT.i88i.sioD;  entrera  dénnitivement  en  possession  de  la  dite  succession  qnelle  liqnidert 
et  transmettra  aux  ayants-droit,  sans  avoir  d'autre  compte  k  rendre  qn'è  sod 
propre  Gouvernement 

Art.  XXII.  Dans  toutes  les  questionS;  auxqnelles  pourront  donner  lieo 
Touverture,  Tadministration  et  la  liquidation  des  successions  des  nationaal  d'on 
des  deux  pays  dans  Tautre,  les  consuls-généraux,  consuls  et  vice-consuls  re- 
spcctifs  représenteront  de  plein  droit  les  héritiers  et  seront  officiellement  re- 
connus  comme  leurs  fondés  de  pouvoir,  sans  qu'ils  soient  tenus  de  jastifier  de 
leur  mandat  par  un  titre  spécial.  |{  lis  pourront,  en  consequence^  se  présenter, 
soit  en  personne,  soit  par  des  délégüés  choisis  parmi  les  personnes,  qoi  j 
sont  autorisées  par  la  législation  du  pays^  par  devant  les  autorités  compé- 
tentes,  pour  y  prendrC;  dans  toute  affaire  se  rapportant  k  la  successioii 
ouverte,  les  interets  des  héritiers,  en  poursuivant  leurs  droits  ou  en  répondató 
aux  demandes  formées  contre  eux.  ||  lis  sont  néanmoins  tenus  de  porter  li  li 
connaissance  des  executeurs  tcstamentaires,  s'il  en  existe^  ou  des  héritien 
presents  ou  düment  représentés^  toute  réclamation  qui  leur  serait  présentée 
contre  la  succession^  afin  que  les  executeurs  ou  les  héritiers  puissent  opposer 
leurs  exceptions,  s*il  y  a  lieu.  j;  lis  pourront  organiser '  tout  de  même  li  tateDe 
OU  curatelle  de  leurs  nationaux  pour  tout  ce  qui  conceme  la  succession,  cod- 
formément  aux  lois  de  leur  pays.  ||  Il  est  toutefois  bien  entendu  que  les  con- 
suls-généraux^  consuls  et  vice-consuls  étant  considéres  comme  fondés  de  pon- 
voirs  de  leurs  nationaux,  ne  pourront  jamais  être  personnellement  mis  eo 
cause  relativemcnt  k  toute  affaire  conccmant  la  succession. 

Art.  XXIII.     Les   droits   de  succession,   ainsi  que  Ie  partage  des  biens 

.^  laissés  par  Ie  défunt,  seront  regis  par  les  lois  de  son  pays.  ||  Toutes  les  récl»' 

mations  relatives  a  ces  droits  et  k  ce  partage  seront  jugécs  par  les  tribonwi 

OU  autorités  compétentes  du  même  pays  et  conformément  aux  lois  de  ce  ptjs. 

Art.  XXIV.  Lorsqu'un  Allemand  en  Grèce  ou  un  Grec  en  AUemagne 
sera  décédé  sur  un  point  oü  il  ne  se  trouve  pas  d'autorité  consulaire  de  si 
natioU;  Tautorité  locale  competente  procédera^  conformément  aux  lois  da  pty^ 
k  Tapposition  des  scellés  et  k  Vinvcntaire  de  la  succession.  Des  copies 
authentiques  de  ces  actes  seront  transmises^  dans  Ie  plus  bref  délai^  avec  Taete 
de  décès  et  les  documents  constatant  la  nationalité  du  défunt^  k  Taatoiité 
consulaire  la  plus  voisine  du  lieu  oü  se  sera  ouverte  la  succession.  ||  Uaotorité 
locale  competente  prendra^  k  Tégard  des  biens  laissés  par  Ie  défunt,  toates  les 
mesures  prescrites  par  la  législation  dn  pays,  et  Ie  produit  de  la  successioii 
sera  transmis  dans  Ie  plus  bref  délai  possible,  après  rexpiration  du  délai  tó 
par  Tarticle  XVIII^  aux  dits  agents  consulaires.  ||  Il  est  bien  entendu  que,  éh 
Tinstant  que  Tagent  consulaire  competent  se*  sera  présenté  ou  aura  enveyé  o 
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légué  sur  les  lieux,  Tautorité  locale  qui  serait  intervenu  devra  se  conformer   ^'-  ''^^^« 
I  prescriptions  contenues  dans  les  articles  précédents.  '^^^ 

Art  XXV.     Les   dispositions   de   la   présente   convention   s'appliqneront  Gnechw»- 
ilement  k  la  succession  d'un  sujet  de  Tun  des  deux  Etats  qui,  étant  décédéae.Nor.issi. 
rs  du  territoire  de  Tautre  Etat,  y  aurait  laissé  des  biens  mobiliers  ou  im- 
>biliers. 

Art  XXVI.  Les  consuls-généraux,  consuls,  vice-consuls  ou  agents  con- 
laires  sont  exclusivement  cbargés  des  actes  d'inventaire  et  des  autres  opé- 
tions  pratiquées  peur  la  conservation  et  la  liquidation  des  biens  béréditaires 
ssés  par  les  gens  de  mer,  les  passagers  et  autres  voyageurs  de  leur  pays, 
)rts  dans  Tautre  pays  soit  ^  bord  d'un  navire,  soit  k  terre. 

Art  XX Vn.  Les  consuls-généraux,  consuls  et  leurs  chanceliers  ou  se- 
^taires,  ainsi  que  les  vice-consuls  et  agents  consulaires,  jouiront  dans  les 
QX  Etats  de  toutes  les  exemptions,  prérogatives,  immunités  et  privileges  qui 
ront  accordés  aux  agents  de  la  même  classe  de  la  nation  la  plus  favorisée. 

Art.  XXVIII.  La  présente  convention  restera  en  vigueur  pendant  dix 
nées  k  compter  du  jour  de  Técbange  des  ratifications.  Si,  uu  an  avant 
xpiration  de  ce  terme,  aucune  des  deux  hautes  parties  contractantes  n'an- 
Dce,  par  une  déclaration  officielle,  son  intention  d'en  faire  cesser  les  effets, 
traite  demeurera  obligatoire  encore  une  année  et  ainsi  de  suite,  jusqu'è  ce 
e  douze  mois  se  soient  écoulés  k  partir  de  la  dénonciation. 

Art.  XXIX.  La  présente  convention  sera  ratifiée  et  les  ratifications  en 
ont  échangées  k  Berlin  Ie  plus  tót  que  faire  se  pourra.  ||  EUe  entrera  en 
neur  un  mois  après  Téchange  des  ratifications.  ||  A  partir  de  ce  moment 
dispositions  relatives  aux  droits,  privileges  et  attributions  des  consuls  con- 
ues  dans  les  traites  conclus  antérieurement  entre  les  Etats  particuliers  de 
llemagne  et  la  Grèce  cessent  d'être  en  vigueur.  ||  En  foi  de  quoi  les  pléni- 
;entiaires  respectifs  ont  signé  la  présente  convention  et  y  ont  apposé  Ie 
:het  de  leurs  armes. 

Fait  k  Berlin,  Ie  26  Novembre  1881. 

Richthofen. 
A.  R.  Rangabé. 
r   vorstehende  Vertrag  ist  ratifizirt   worden,  und   die  Auswechselung  der 
Ratifikationen  bat  zu  Berlin  am  6.  Juli  1882  stattgefunden.] 


r.    7960.      DEUTSCHLANI)  und  BRASHIEN.  —  Eonsular-Vertrag 

vom  10.  Januar  1882,  ratificirt  6.  Juli  1882. 

Seine  Majestat  der  deutsche  Kaiser,  König  von  Preussen  im  Kamen  des  ^'-  '^^• 

tschen  Reicbs  einerseits  und  Seine  Majest&t  der  Kaiser  von  Brasilien  an-  \nd  " 

erseits,  von  dem  Wunscbe  geleitet,  die  Befugnisse,  Vorrechte  und  Befrei-  BrMiiien. 
en,  welche  die  Eonsularbeamten  in  den  beiderseitigen  L&ndem  bei  Aus- 
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Sr.  -9Ö0.    behörde  die  Archive  sofort  versiegein  und  zwar,  wenn  möglich^  in  Gegenwart 

°  and*"   6^i^6s  in  dem  Eonsnlarbezirke  wohnhaften  Konsularbeamten  einer  befrenndeten 

BrMiiien.   anderen  Nation   sowie  in  Gegenwart  zweier  Angehörigen  desjenigen  vertrag- 

'  ^'      '  schliessenden  TbeileS;  wclcher  den  verstorbenen  Eonsnlarbeamten  ernannt  hitte, 

odeF;  in  deren  Ermangclung;  zweier  der  angesehensten  Einwohner  des  Orts. 

Ueber  diese  Verhandlung   soll    ein  Protokoll   in   doppelter  Aosfertignng  anf- 

genommen   nnd   die   eine  Ausfertignng   dem  Gesandten    oder   dem   Kons1lla^ 

beamten  übermittelt  werden,  welcbem  die  erledigte  Eonsulatsstelle  nntergeordnet 

war.  II  Bei  der  Uebernabme  der  Arcbive  darch   den  nenen  Eonsularbeimt» 

soll  die  Entsiegelung  in  Gegenwart  der  Ortsbehörde  and  derselben  Pérsooei 

erfolgen,  welcbe  bei  der  Versiegelang  gegenw&rtig  waren^  soweit  sie  noeh  ub 

Orte  anwesend  sind. 

Art  8.  In  F&llen  der  Verhindening  oder  Abwesenheit^  desgleichen  wem 
ein  General'Eonsul,  Eonsal,  Yize-Eonsnl  oder  Eonsnlar-Agent  stirbt,  siod  die 
Eonsulareleven,  Eanzler  oder  Sekre^re,  sofem  sie  als  solcbe  dem  andem  y^- 
tragschliessenden  Theile  bekannt  gegeben  sind,  obne  weiteres  zur  einstwefliga 
Ansübung  der  betreffenden  konsularischen  Amtsyerrichtungen  befngt  ||  DieYt^- 
•  steher  der  einzelnen  Eonsnlate  haben  demgem&ss  bei  der  Amtsfibemahme  der 
betreffenden  Regiemng  eine  Liste  des  Personals  des  Eonsnlats  zu  flbermittdi 
nnd  dieselbe  von  den  etwa  eintretenden  Verdudernngen  in  laufender  Eenntnifi 
zu  erhalten.  ||  Die  Ortsbehörden  baben  den  einstweiligen  Yerwesem  der  Kon- 
sulate  Beistand  nnd  Schntz  zu  gew&hren  nnd  ihnen  wiihrend  ihrer  amtliebei 
ThSltigkeit  den  Gennss  aller  Begünstigungen,  Befagnisse,  Befreinngen  nnd  Vo^ 
rechte  zu  Theil  werden  zu  lassen,  welche  in  dem  gegenw&rtigen  Yertrage  des 
beiderseitigen  Eonsnlarbeamten  einger&umt  sind. 

Art  9.  Die  General -Eonsuln  und  Eonsuln  können,  soweit  sie  naeb  dei 
Gesetzen  des  vertragschliessenden  Theiles,  der  sie  ernannt  hat,  dazu  befigt 
sind,  und  vorbehaltlich  der  Zustimmung  der  Regiemng,  welche  ihnen  dts 
Ëxequatur  ertheilt  hat,  Vize-Eonsuln  und  Eonsular -Agenten  in  allen  Stidftei^ 
H&fen  und  Pl&tzen  ihres  Amtsbezirks  emennen.  ||  Diese  Agenten  können  oioe 
Unterschied  aus  der  Mitte  der  Angehörigen  beider  Theile  oder  aus  der  Hitte 
der  Angehörigen  anderer  Nationen  gew&hlt  werden.  Sie  erhalten  eine  A&- 
stellungsurkunde  von  Seiten  des  Eonsnlarbeamten,  welcher  sie  ernannt  hat  mri 
nach  dessen  Weisung  sie  ihre  Amtsverrichtüngen  auszuüben  haben.  ||  Es  stehci 
ihnen  die  in  dem  gegenwftrtigen  Yertrage  verabredeten  Yorrechte  nnd  BeM- 
ungen  ebenfalls  zu,  mit  Ausnahme  derjenigen,  von  denen  die  Artikel  3  ond  4 
handeln. 

Art  10.  Die  General- Eonsuln,  Eonsuln,  Yize- Eonsuln  und  Eonsoltf- 
Agenten  oder  deren  Yertreter  können  sich  an  die  Behörden  ihres  Amtsbesrfcs 
wenden,  nm  wegen  Zuwiderhandlung  gegen  die  zwischen  beiden  Theileo  be- 
stehenden  Yertr&ge  oder  Yereinbarungen  oder  wegen  irgendeiner  den  AngeW- 
rigen  desjenigen  Tbeiles,  von  welchem  sie  ernannt  sind,  zor  Beschwerde  |9* 
reichenden  Beeintr&chtigung  Einspruch  zu  erheben.  ||  Wenn  die  Behördea  Smi 
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kmtsbezirks  auf  diese  Vorstellungen  nicht  eingehen,  so  können  sie  sich,  falls   ^'-  '^•®* 
iin  diplomatischer  Yertreter  des  genannten  vertragschliessenden  Theiles  nicht      nnd 
rorhanden  sein  sollte,  an  die  Zentralregierung  des  Landes  wenden,  in  welchem   B»»«ii»«n- 

.      .,  .      ,     .^     ,   V  10.Jm.1882. 

)ie  ihren  Amtssitz  haben. 

Art.  11.  Die  General-Eonsuln;  Eonsuln,  Vize-Eonsuln  oder  Eonsular- 
igenten  der  beiden  Uohen  vertragschliessenden  Theile  oder  deren  Yertreter 
können,  soweit  es  ihnen  die  Gesetze  desjenigen  vertragschliessenden  Theiles, 
welcher  sie  ernannt  hat,  gestatten:  ||  1.  in  ihrén  Eanaleien,  in  ihren  Privat- 
ffohnongen,  in  den  Wohnongen  der  Betheiligten  and  an  Bord  der  National- 
schiffe  die  Erklarongen  der  Schiffsftthrer,  der  Schiffsmannschaft,  der  Schiffs- 
3a8sagiere  oder  sonstiger  Angehöriger  des  erw&hnten  vertragschliessenden 
Theiles  entgegennehmen;  ||  2.  bei  Rechtsstreitigkeiten  dieser  Angehörigen  onter 
ich  oder  mit  Angehörigen  des  anderen  Theiles  oder  eines  dritten  Staates  auf 
Vütrag  der  Parteien  nicht  allein  den  Abschlnss  von  Vergleichen  vermitteln, 
ondem  auch  das  Schiedsrichteramt  übernehmen. 

Art.  12.  Die  Eonsolarbeamten  sind  onter  der  im  Artikel  11  bezeich- 
leten  Voranssetzong  femer  befugt,  als  Notare  alle  Rechtsgesch&fte  der  An- 
gehörigen des  vertragschliessenden  Theiles,  von  welchem  sie  ernannt  sind,  ins- 
lesondere  Testamente  oder  andere  letztwillige  Yerfügungen  sowie,  falls  s&mmt- 
iche  Erben  vollj&hrig  nnd  gegenw^rtig  sind,  gtitliche  Erbtheilungen  aufza- 
lehmen  and  za  bearkuuden,  aach  alle  sonstigen  Handlungen  der  freiwilligeu 
jferichtsbarkeit  vorzunehmen,  soweit  solche  nicht  dorch  die  in  dem  Geblete,  in 
xrelchem  die  Eonsalarbeamten  ihren  Amtssitz  haben,  geitenden  Gesetze  den 
jerichten  oder  anderen  Behörden  dieses  Gebietes  aasschliesslich  zagewiesen 
dnd.  II  Betrifft  die  Rechtshandlong  einen  in  diesem  Geblete  gelegenen  aube- 
veglichen  Gegenstand  and  ist  nach  dem  dort  geitenden  Rechte  zor  Gttltigkeit 
Ier  Uandlang  die  Aafhahme  einer  notariellen  Urkonde  erforderlich,  so  ist  voii 
lem  Eonsalarbeamten  ein  zast&ndiger  Notar  oder  öffentlicher  Schreiber  des 
Drts  beizaziehen,  welcher  die  Urkande,  bei  Yermeidong  der  Nichtigkeit,  ge- 
neinschaftlich  mit  dem  Eonsalarbeamten  za  onterzeichnen  hat 

Art  13.  Die  Bestimmangen  des  Artikels  12  finden  aach  Anwendong  aaf 
ftechtsgesch&fte,  welche  von  Angehörigen  desjenigen  vertragschliessenden  Theiles, 
Ier  den  Eonsalarbeamten  ernannt  hat,  mit  Angehörigen  oder  sonstigen  Ein- 
RTohnem  des  Gebietes,  in  welchem  sich  der  Sitz  des  Beamten  bcfindet,  ge- 
schlossen  werden.  Zar  Aafhahme  von  RechtsgeschUften,  an  welchen  aasschliess- 
lich Angehörige  dieses  letzteren  Gebietes  oder  eines  dritten  Staates  betheiligt 
sind,  ist  der  Eonsularbeamte  dann  befagt,  wenn  die  Gesch&fte  sich  aaf  be- 
wegliche  oder  aubewegliche  Gegeust&nde  beziehen,  welche  in  dem  Geblete 
desjenigen  Theiles,  der  ihn  ernannt  hat,  sich  befinden,  oder  wenn  sie  Angelegen- 
heiten  betreffen,  welche  dort  zar  Erlcdigung  kommen  sollen. 

Art  14.  Die  General -Eonsaln,  Eonsuln,  Yize-Eonsnln  and  Eonsnlar- 
Agenten  haben,  soweit  sie  nach  den  Gesetzen  des  vertragsschliessenden  Theiles, 
der  sie  ernannt  hat,  daza  befogt  sind,  das  Recht,  Eheschliessangen  von  An- 
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Nr.  7960.   gehörigen  dieses  Theiles  vorzunehmen  und  die  Geburten,  Heirathen  und  Sterbe- 

iind       föll6  solcher  Angehörigen  zu  bcarkuudcu.     SclbstversUindlicli  kann  eine  Ehe- 

Brasiiien.   schliessuDg  voF  dem  Koiisularbeamteii  mit  Rechtswirksamkeit  fftr  das  Gebiet;  in 

'welchem  derselbe  seinen  Sitz  hat,  nicht  erfolgen,  wenn  einer  der  Verlobten  Au- 

gehöriger  des  vertragschliessenden  Theiles,  in  dessen  Gebiete  die  Ëheschliessimg 

erfolgt,  oder  eines  dritten  Staates  ist. 

Art  15.  Die  von  den  Eonsolarbeamten  in  Gem&ssheit  der  Artikel  11 
bis  14  aufgenommene^  Urkunden,  ingleichen  die  Aaszüge  oder  Abschrifiefl 
solcher  Urkunden  sollen,  wenn  sie  darch  die  gedachten  Beamten  Yorschrifts- 
m&ssig  beglaubigt  und  mit  ihrem  Amtssiegel  versehen  sind,  vor  jeder  GericbU- 
oder  Yerwaltungsbehörde  in  Deutschland  wie  in  Brasilien  dieselbe  Kraft  and 
Gültigkeit  haben,  als  wenn  sie  von  einem  Notar  oder  einem  sonst  zast&Ddigen 
öffentlichen  Beamten  des  einen  oder  des  andern  vertragschliessenden  Thefles 
aafgenommen  wd,ren,  voransgcsetzt,  dass  diese  Urkunden  in  derjenigen  Fora 
aufgenommen  worden  sind,  welche  die  Gesetze  desjenigen  Theiles,  von  dem  der 
Eonsul  emannt  ist;  vorschreiben,  und  vorausgesetzt,  dass  demn&chst  anch,  wem 
es  die  Angelegenheit  erfordert,  bezüglich  des  Stempels,  der  Registrinmg,  der 
Einschreibung  und  aller  andern  Formvorschriften  die  bezüglicben  Bestio* 
mungen  des  Rechtsgebietes,  in  welchem  der  Akt  zur  Ausfühnuig  kommen  soll, 
erfüUt  sind. 

Art  16.  Die  genannten  Beamten  dürfen  vor  den  Gerichten  als  M 
metschcr  auftreten;  dieselben  sind  auch  berechtigt,  Schriftstücke  jeder  Art, 
welche  in  der  Sprache  des  vertragschliessenden  Theiles,  welcher  sie  enuuuit 
hat,  abgefasst  sind,  zu  übersetzen  und  zu  beglaubigen.  ||  Diese  Uebersetzimga 
sollen  in  Deutschland  wie  in  Brasilien  dieselbe  Beweiskraft  baben,  wie  wenn 
sie  von  vereidigten  Uebersetzem  oder  Dolmetschern  angefertigt  worden  wiren. 

Art.  17.  Stirbt  ein  Angehöriger  eines  der  vertragschliessenden  Tbeüe  in 
dem  Gebiete  des  anderen  Theiles,  so  soll  die  zust^ndige  Ortsbehörde  dei 
betreffenden  General -Konsul,  Konsul,  Vize- Konsul  und  Konsular -Agenten  ton 
dem  Todesfall  sofort  Nachricht  geben.  Ihrerseits  sollen  die  letzteren  Beamten, 
wenn  der  Todesfall  zuerst  zu  ihrer  Kenntniss  kommt,  ebenmUssig  die  gedachte 
Behörde  davou  bcnachrichtigcn. 

Art  18.  In  folgcnden  Failcu  kommt  es  dem  Konsularbcamteu  des  fei^ 
tragschliesscndcn  Theiles,  welchem  der  Verstorbcnc  angehörte,  zu,  alle  Hand- 
lungen  vorzunehmen,  welche  zur  Einzichung,  Aufbewahrung,  Sicherstellooft 
Verwaltung,  Liquidation  und  Aushandigung  des  Nachlasses  an  die  Erben  oder 
deren  gehörig  beglaubigte  Bevollmachtigte  erforderlich  sind:  ||  1.  wenn  die 
Erben  unbekannt,  ||  2.  wenn  die  Erben  der  Nationalitftt  des  Verstorbenen  in- 
gehören  und  abwescnd  oder  miuderjahrig  oder  handlungsunföhig  sind,  ||  3.  wenn 
der  Testamentbvoilstrecker  abwescnd  ist  oder  das  Amt  nicht  annimmt 

Art  19.  Den  General -Konsulu,  Konsuln,  Vize-Konsulu  und  Konsnlar- 
Agenten  stcht  ausschliesslich  die  Inventarisirung,  Sicherstelluug,  Verwalonift 
Liquidation  und  Aushandigung  der  Verlassenschaft  zu,  wenn  es  sich  om  da 
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ichlass  von  Schiffsleuten,  Schiffspassagieren  oder  sonstigen  Reisendeu  handelt,   ^'-  '^- 
ilche  dem  vertragschliessenden  Theile,  der  die  gedachten  Beamten  emannt      and 
t,  angehören,  mag  der  Todesfall  am  Lande  oder  an  Bord  eines  Schiffes  ihrer  b™«*»o»- 

^        ^  7         o  10.  Jao.  1882. 

Ltionalit&t  wö,hrcnd  der  Reise  oder  im  Bestimmungshafen  erfolgt  sein. 

Art  20.  Aasser  den  in  den  Artikeln  18  und  19  bezeichneten  F^len 
Qunt  die  Aufnahme  des  Inventars  und  die  Yerwaltung  und  Liquidation  des 
kchlasses  der  Landesbehörde  nach  Maassgabe  der  fOr  diese  geitenden  Ge- 
;ze  zu. 

Art.  21.  Befindet  sich  in  einem  der  F&lle,  in  welchen  die  Landesbehörden 
st&ndig  sind  (Artikel  20),  unter  den  Erben  ein  Abwesender,  Minderj^hriger 
er  Handlungsunf&higer,  welcher  der  Nationalit&t  des  Verstorbenen  angehört, 
kann  der  General-Konsul,  Eonsul,  Yize-Eonsul  oder  Eonsular- Agent  bei  der 
st&ndigen  Ortsbehörde  ttber  alle  auf  die  Einziehung,  Yerwaltung  und  Liqui- 
tien  des  Nachlasses  bezüglichen  Maassregeln  jederzeit  Auskunft  verlangen 
d  die  ihm  geeignet  scheinenden  Antr&ge  stellen.  ||  Fttr  den  minderj&hrigen 
er  handlungsunföhigen  Erben  kann  der  Konsularbeamte  bei  der  Ortsbehörde 
e  Ernennung  eines  Yormundes  oder  Eurators  bean tragen,  und  die  genannte 
ihörde  wird  ihre  Wabl  auf  den  Eonsularbeamten  selbst  richten,  sofern  er 
es  vorgeschlagen  hat  und  gesetzlichc  oder  sonst  triftige  Gründe  nicht  ent- 
genstehen.  ||  Steht  die  Yormundschaft  über  den  MinderjSlhrigen  kraft  Gesetzes 
Ier  letzten  Willens  einer  andern  Person  zu,  so  wird  der  Eonsularbeamte,  so- 
3it  dies  nach  dem  Landesrechte  zulassig  ist,  zum  Gegenvormunde  (curadar) 
nannt  werden.  Stirbt  der  gedachte  Yormund  oder  wird  er  seines  Amtes  ent- 
tben,  so  findet  die  Bestimmung  des  vorhergehenden  Absatzes  Anwendung. 

Art.  22.  Nachdem  die  Theilung  durch  die  Lokalbehörde  vollzogen  wor- 
tn,  soll  der  Eonsularbeamte  in  den  Fd,llen  des  vorhergehenden  Artikels  den 
rbantheil,  der  dem  von  ihm  vertretenen  Erben  gebührt,  in  Besitz  nehmen 
ld  fortfahren,  das  fragliche  Yermögen  zu  verwalten  sowie  über  die  Person  des 
rben,  falls  derselbe  minderj3,hrig  oder  handlungsunföhig  ist,  zu  wachen. 

Art.  23.  Soweit  es  sich  um  die  Anwendung  des  gegenwartigcn  Yertrages 
mdelt,  sollen  die  in  Brasilien  geborenen  Einder  eines  Deutschen  in  Gemftss- 
ïit  des  brasilianischeu  Gesetzes  vom  10.  September  1860  bis  zu  ihrer  YoU- 
hrigkeit  der  Staatsangehörigkeit  des  Yaters  folgen.  Ebeuso  sollen  die  in 
eutschland  geborenen  Einder  eines  Brasiliancrs  in  Gemö-ssheit  der  deutschen 
esetze  der  Staatsangehörigkeit  des  Yaters  folgen.  ||  Auf  die  Yormundschaft 
Ier  Euratel  über  die  bezeichneten  Einder  erstrcckt  sich  die  Wirkung  der 
^rstehenden  Bestimmung  nicht;  viclmehr  kaïm  dicses  Amt  nur  nach  Maass- 
ibe  der  Landcsgcsetzc  geführt  und  von  den  Landesbehörden  übertragen  werden. 

Art  24.  Als  Erben  im  Sinne  dieses  Yertrages  sind  auch  die  Universal- 
Tm^chtnissuehmer  auzusehcn. 

Art  25.  Sind  alle  Erben  voUjahrig,  so  steht  es  ihnen  frei,  durch  gegen- 
itige  üebereinkunft  die  Inventarisirung,  Yerwaltung  und  Liquidation  der 
rböchaft  dem  Eonsularbeamten  zu  übertragen. 
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Mr.  7960.  ^j^^  26.    In   den  F&Uen,   in   welchen  nach  Artikel   18  dem  Konsular- 

Deatschland  ' 

and      beamten  die  ausschliessliche  Befogniss  zusteht,  den  Nachlass  einzuziehen,  a 
^'*^*"v  invontarisiren,  aufzubewahren,  zu  verwalten  und  zu  liqoidiren,  wird  derselbe 
folgende  Yorschriften  beobachten: 

1.  Kann  das  Inventar  aller  nachgelassenen  Vermögensgegenst&nde  üi  einea 
Tage  angefertigt  werden^  so  wird  der  Eonsularbeamte  gleich  nach  dem  Todes- 
falie  zor  Yomahme  dieser  Amtshandlong  schreiten  und  die  betreffenden  Gegen- 
st^de  in  seine  Yerwahmng  und  Yerwaltung  nehmen. 

2.  Kann  das  Inventar  nicht  in  der  genannten  Zeit  angefertigt  werden, » 
wird  er  sofort  alle  beweglichen  Sachen  und  Papiere  des  Verstorbenen  rer- 
siegeln  und  sp&ter  das  ganze  Yermögen  inventarisiren  und  damit  in  der  mm 
bezeichneten  Weise  verfahren. 

3.  Die  in  den  beiden  vorbergehendeïi  Nummem  erw&hnten  Handlnnga 
werden  in  Gegenwart  der  Ortsbehörde  erfolgen,  wenn  die  letztere  nach  w- 
g&ngiger  Benachrichtigung  durch  den  Eonsularbeamten  ihre  Anwesenheit  fe 
angemessen  erachtet,  sowie  in  Gegenwart  zweier  einwandsfreier  Zeugen. 

4.  Wenn  in  Folge  des  Todesfalls  nach  Beobachtung  der  Yorschrift  des 
Artikels  17  die  Ortsbehörde  in  der  Wohnung  des  Yerstorbenen  erscheint,  ohnc 
den  Eonsularbeamten  daselbst  anzutreffen,  so  soU  sie  sich  darauf  beschrlnkea 
ihre  eigenen  Siegel  anzulegeu.  ||  Erscheint  der  Eonsularbeamte,  w&hrend  & 
Ortsbeliörde  noch  anwesend  ist^  so  werden  die  Siegel  wieder  abgenonseft 
werden,  und  es  wird  der  erstere  in  Gegenwart  der  Ortsbehörde,  Ms  dieie 
ihre  Anwesenheit  für  angemessen  erachtet,  zur  Inventarisirung  des  Nachlasses 
schreiten.  ||  Ist  dagegen  die  Ortsbehörde  nicht  mehr  anwesend,  so  wird  dff 
Eonsularbeamte  sich  schriftlich  an  sie  wenden  und  sie  auffordern,  innerhiB 
eines  auf  nicht  weniger  als  drei  und  nicht  mehr  als  acht  Tage  zu  bestuEDDO* 
den  Zeitraumes  sich  einzufindeu,  damit  die  Abnahme  der  Siegel  und  die  übriga 
oben  anfgeführten  Handlungen  erfolgen  können.  Findet  sich  die  Ortsbehdrie 
alsdann  nicht  ein,  so  hat  der  Eonsularbeamte  allein  vorzugehen. 

5.  Findet  sich  w^hrend  der  Yornahme  dieser  Handlungen  unter  den  F^ 
pieren  des  Yerstorbenen  ein  Testament  vor,  oder  ist  ein  solches  an  irgöwi- 
einem  anderen  Orte  vorhanden,  so  wird  dasselbe  unter  Beobachtung  derge- 
setzlichen  Formen  durch  die  Ortsbehörde  eröffnet  werden,  welche  binnen  wff 
Tagen  dem  Eonsularbeamten  eine  beglaubigt6  Abschrift  des  Testaments  fl 
ttbersenden  hat. 

6.  Der  Eonsularbeamte  hat  binnen  vier  Tagen  das  Protokoll  fiber  die  Ai* 
legung  und  Abnahme  der  Siegel  sowie  das  Nachlassinventar  in  beglaobig^ 
Abschrift  der  Ortsbehörde  zu  übermitteln. 

7.  Der  Eonsularbeamte  hat  das  Ableben  des  Erblassers  binnen  és& 
Frist  von  zwei  Wochen  öffentlich  bekannt  zu  machen;  die  Frist  beginntw^ 
dem  Tage,  an  wclchem  der  Eonsularbeamte  die  Nachricht  von  dem  TodesM* 
erhalten  hat. 
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Art  27.     Streitigkeiten  über  die  Gültigkeit  der  Testamente  sind  vor  den    ^^'  '*'*^ 
bandigen  Richter  zu  bringen.  nnd 

Art  28.     Der  Konsularbeamte  wird,  nachdem  er  die  im  Artikel  26  er-    BrwUi» 
inten  Amtshandlungen  vorgenommen  hat,   bei  der  Verwaltuug  und  Liqui- 
lon  der  Erbschaft  noch  folgende  Vorschriften  beobachten: 

1.  Er  wird  zunachst  die  Beerdigongskosten  bezahlen,  soweit  solche  dem 
ude  and  Vermogen  des  Yerstorbenen  gem&ss  aufgewendet  sind. 

2.  Er  wird  sofort  in  öffentlichcr  Versteigerung,  in  der  durch  die  he- 
ienden Gesetze  und  Gebr^ache  vorgeschriebenen  Form  alle  Nachlassgegen- 
ide,  welche  dem  Verderben  aasgesetzt  sind  oder  deren  Aufbewahrung  schwierig 
I  kostspielig  ist,  verkaufen.  ||  Zu  dem  Verkauf  der  Immobilien  wird  der 
Qsularbeamte  die  Ermachtigung  der  Lokalbehörde  nachsucben^  damit  der- 
}e  in  den  von  den  Landesgesetzen  vorgeschriebenen  Formen  erfolgc. 

3.  Er  wird,  auf  aüssergerichtlichem  oder  gerichtlichem  Wege,  'die  For- 
ungen,  Renten,  Dividenden  aas  Aktien,  Zinsen  von  Staatsschuldverschreibungen 
l  sonstigen  Staatspapieren  sowie  alle  anderen  Einkünfte  und  Betrage,  welche 

Yerlassenschaft  zustehen,  einziehen,  unter  Ertheilung  von  Quittungen  an 
betreffenden  Schuldner. 

4.  Er  wird  aas  den  zum  Nachlasse  gehörenden  Geldern,  oder  aus  dem 
öse  für  die  verkauften  beweglichen  oder  unbeweglichen  Gcgenstande  alle 
iten  und  Schulden  der  Erbschaft  tilgen,  sowie  die  Verm&chtnisse,  mit 
chen  die  Erbschaft  belas  te  t  ist,  nach  den  Ie  tzt  willigen  Bestimmungen  des 
vlassers  auszahlen. 

5.  Falls  der  Konsularbeamte  die  Bezahlung  der  gehörig  bescheinigten 
^hlassschulden  unter  Berufung  auf  die  Unzul^nglichkeit  des  Nachlasses  ganz 
r  theilweise  verweigert,  sind  die  Glaubiger,  wenn  sie  es  für  angemessen 
3hten,  befugt,  bei  der  zust^ndigen  Landesbehörde  die  Eröffnung  des  Eon- 
sverfahrens  zu  beantragen.  ||  Sobald  das  Eonkursverfahren  in  Gem&ssheit 

Landesgesetze  eröfifnet  ist,  hat  der  Konsularbeamte  alle  zum  Nachlasse 
örenden  Urkunden,  Efifekten  und  Werthe  unverztiglich  dem  Gerichte,  oder 
»  deren  üebernahme  dem  Konkursverwalter  zusteht,  dem  letzteren  auszu- 
en;    der  Konsularbeamte   bleibt   in   diesem   Falie   mit   der  Wahrnehmung 

Rechte  der  abwesenden,  minderjahrigen  oder  handlungsunfSlhigcn  Erben 
"aut. 

Art.  29.  Die  nachtr^gliche  Geltendmachung  von  Erbansprüchen  durch 
sonen,  welche  einer  andern  Nationalitat  als  derjenigcn  des  Verstorbenen 
ehören,  steht  der  Einziehung  und  Verwaltang  des  Nachlasses  durch  den 
isolarbeamten  nicht  entgegen,  falls  dessen  Zust^digkeit  einmal  in  GemlUis- 

des  Artikels  18  begründet  war.  Jedoch  ist  iu  einem  solchen  Falie  die 
ibehördc  befugt,  die  Hinterlegung  eines  entsprechenden  Theiles  des  Nach- 
es  zur  Sicherstellung  der  Rechte  der  neu  hinzutretenden  Erben  anzuordnen. 

Art.  30.  Sollte  der  Todesfall  sich  an  einem  Orte  ereignen,  an  welchem 
i  Konsularbeamtcr  vorhanden  ist,  so  hat  die  Ortsbehörde  sofort  unter  Dar- 

taatsarchiv  XLI.  16 
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D^ltoJ^d  ^^S""^  ^^^^^  ^*^^  bekannt  gewordenen  Umstande  des  Falies  den  n&chsten  Kon- 
nnd      sularbeamten  zu  benachrichtigen  und  die  Siegelung,  Inventarisirung  sowie  die 

io^j!ir.^W2.  ^^°^^^^®^  *"^  ^^®  Verwaltung  des  Nachlasses  bezüglichen  Maassregeln  rom- 
nehmen.  Der  Konsularbeamte,  welcher  ent  weder  persönlich  sich  nach  dem 
Orte  begcben,  oder  unter  seiner  Verantwortlichkeit  einen  Vertreter  bestellen 
kanii;  ist  ebenso,  wie  sein  Vertreter,  nach  Maassgabe  der  vorhergehenden  Ar- 
tikel befugt,  den  Nachlass  zu  übernehmen  und  die  Liqnidation  fortzaf&hreii, 
soweit  dieselbe  noch  nicht  beendet  sein  sollte. 

Art.  31.  Gehorte  der  Verstorbene  einer  Handelsgesellschaft  an,  so  er- 
folgt  die  Auseinandersetzimg  mit  derselben  in  Gem&ssheit  der  Handelsgesette 
des  Orts,  an  welchem  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat.  Die  in  Folge  der  Aas- 
einandersetzung  für  die  Erbschaft  fiüssig  werdenden  Gelder  sind  in  den  Falk», 
in  welchen  die  Verwaltang  der  Verlassenschaft  dem  Konsul  zusteht,  an  diesei 
abzuliefern. 

Art  32.  Falls  zur  Zeit  des  Todcsfalles  die  Gesammtheit  oder  einzehr 
Bcstandtheile  eines  Nachlasses,  dessen  Liqnidation  und  Verwaltung  durch  éa 
gegcnwartigen  Vertrag  dem  Konsularbeamten  übertragen  ist,  mit  Bescbkg  \t 
legt,  gepfandet  oder  scquestrirt  sind,  so  kann  der  Konsularbeamte  tod  da 
bezeichneten  Gegenstanden  insolangc  nicht  Besitz  ergreifen,  als  nicht  die  B^ 
schlagnahme,  Pfandung  oder  Sequestration  aufgehoben  ist.  ||  Wird  wfthrend  der 
Liquidation  eine  Beschlagnahme,  Pfllndung  oder  Sequestration  Yon  NachUs- 
gegenstanden  vorgenommen,  so  sind  die  mit  Beschlag  belegten,  gepfandeta 
oder  sequestrirten  Gegenst&nde  in  dem  Gewahrsam  des  Konsularbeamten  xi 
belassen.  ||  Die  Betr&ge,  welche  aus  dem  Erlöse  gepfandeter  Gegenst&nde  fibrig 
bleiben,  sind  an  den  Konsularbeamten  abzuliefern. 

Art.  33.  Dem  Konsularbeamten  bleibt  in  den  F&Ucn  der  Artikel  31  mi 
32  stets  das  Recht,  gehort  zu  werden  und  die  Beobachtung  der  vom  Geseoe 
vorgeschriebcnen  Formen  zu  überwachen;  er  ist  jederzeit  befugt,  die  mei 
scinem  Ermessen  zur  Wahrung  der  Rechte  des  Nachlasses  erfordcrlichen  Aa- 
trage  zu  stellen. 

Art  34.  Ist  die  Liquidation  des  Nachlasses  beendigt,  so  wird  der  Ko^ 
sularbeamte  auf  Grund  der  bctreffcnden  Akten  ein  Verzeichuiss  tiber  den  B^ 
stand  der  zu  vertheilenden  Masse  aufstellen  und  dasselbe  zugleich  mit  eines 
Nachweisc  über  die  Verwaltung  und  Liquidation  des  Nachlasses  der  zust&ndigci 
Ortbbehörde  ttbcrsendcn.  ||  Diese  beiden  Urkunden  können,  falls  es  die  Orts- 
behördc  verlangt,  von  ihr  mit  den  Urschriften  vcrglichen  werden,  welche  n 
dicscm  Zwecke  in  dem  Archive  des  Konsulats  zur  Verfügung  zu  halten  siai 
I  Die  Ortsbchördc  hat  das  Verzeichuiss  und  den  Nachweis  der  bcglaubigt» 
Abschriften  der  Protokollc  über  die  Siegelung  und  Entsiegcluug  so^ie  des 
Nachlassinventars  bcizut'ügcn  und,  soweit  ihr  dies  nach  den  für  sie  maiss- 
gebonden  Gcsetzen  obliegt,  die  Erbtheilung  vorzunehmen,  indcro  sic  die  ei»* 
zelncn  Erbtheile  und  die  zum  Zwecke  der  Ausgleichung  etwa  tTfonlcrlichrt 
Lcistungeu   t'ostsetzt.  ||  In  keiiiem  Falie  steht  den  Konsularbeamten  dit'  &*• 
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heidung  von  Streitigkeitcn  tiber  die  Rechte  der  Erben,  die  Ausgleichuug  des  j^^^J^'^^ 
arempfangenen,  den  Pflichttheil  oder  deu  der  freien  Verfügung  des  Erblassers  and 
iterworfenen  Vermögenstheil  zu;  diesc  Streitigkeiten  geboren  vor  die  zu-^^J*^  ®^ 
Slndigen  Gerichte.  ||  Soweit  die  Erbtheilung  der  Ortsbehörde  obliegt,  liat  die- 
Ibe  nach  Beendigung  des  Verfahrens  das  Theilungsergebniss  und  die  zu 
runde  liegende  Berechnung  dem  Konsularbeamten  in  Abschrift  zu  übersenden. 
Art.  35.  Der  Nachlass  jedes  Angehörigen  eines  der  hohen  vertrag- 
hliessenden  Theile,  welcher  in  dem  Gebiete  des  andem  Theiles  stirbt,  soil, 
IS  das  Recht  der  Erbfolge  und  die  Erbtheilung  betrifft,  nach  den  Gesetzen 
s  Landes  geordnet  werden,  dem  der  Verstorbene  augehörte,  gleichviel  wei- 
er  Art  die  nachgelassenen  Güter  sind,  jedoch  bezüglich  der  Gegenstande 
s  unbeweglichen  Vermogens  unter  Beobachtung  der  besonderen  Bestimmungen 
r  Ortsgesetze.  ||  Wenn  indessen  ein  Angehöriger  desjenigen  vertragschliessen- 
n  Theiles,  in  dessen  Gebiete  der  Nachlass  eröfifnet  ist,  nebcn  Erben,  welche 
38em  Theile  nicht  angehören,  Ansprüche  auf  die  Erbschaft  hat,  so  kann  der 
stère  verlangen,  dass  sein  Erbantheil  nach  den  in  dem  bezeichneten  Gebiete 
Itenden  Gesetzen  bestimmt  wird. 

Art.  36.  Der  Konsularbeamte  darf  den  Nachlass  weder  ganz  noch  theil- 
jise  den  gesetzlichen  Erben  oder  deren  Vertretern  aushaudigen,  wenn  nicht 
vor  alle  in  dem  Gebiete,  in  welchem  der  Nachlass  eröffnet  ist,  zu  erftillenden 
ïrbindlichkeiten  der  Erbschaft  getilgt  sind  oder  wenn  nicht  seit  dem  Todes- 
^c  ein  Jahr  verfiossen  ist,  ohne  dass  ein  Anspruch  an  den  Nachlass  crhoben 
>rden  ware. 

Art.  37.  Vor  Vertheilung  der  Erbmasse  an  die  Erben  mussen  die  der 
Euttscasse  des  Landes,  in  welchem  die  Erbschaft  eröfifnet  ist,  zustehenden 
)gaben  berichtigt  werden.  ||  Der  Betrag  dieser  Abgaben  soU  derselbe  sein, 
ïlchen  die  Angehörigen  des  Landes  bei  gleichen  Aniassen  zu  entrichten 
ben  oder  künftig  zu  entrichten  haben  werden.  ||  Der  Konsularbeamte  wird 
vörderst  den  fiskalischcn  Behördcn  die  Namen  der  Erben  und  den  Grad 
-er  Verwandtschaft  mit  dem  Erblasser  anzeigen.  Ist  die  Zahlung  der  Ab- 
ben  erfolgt,  so  werden  die  genannten  Behörden  nach  Maassgabe  jener  An- 
ige  die  Einweisung  der  Erben  in  das  Eigenthum  und  den  Besitz  der  Erb- 
fiaft  bewirken,  soweit  eine  solche  nach  den  Laudesgesctzen  erforderlich  ist. 

Art.  38.  Soweit  die  Erbschaft  oder  ein  Theil  derselben  nicht  unter  der 
>hut  und  Verwaltung  des  Konsuls  steht,  sollen  ihm  Auslagen,  welche  er  für 
i  Erbschaft  oder  den  bctreffenden  Thcil  in  Folge  der  Bestimmungen  dieses 
(rtrags  zu  macheu  hatte,  durch  'die  zustandige  Ortsbehörde  zugebilligt  und 
;  Vormundschafts-  oder  Kuratelkosten  aus  den  Mitteln  der  Erbschaft  er- 
ittct  werden. 

Art  39.  Falls  der  Nachlass  eines  Angehörigen  eines  der  hohen  vertrag- 
iliessenden  Theile,  welcher  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  gcütorben 
f  herrenlos  bleibt,  das  heisst,  falls  kein  überlebender  Ehegatte  oder  keinc 
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Nr.  7960.   gou^t    zuF   Erbfolgc    bcFufeuc   Person    vorhanden   ist,    soll    das    bezeiclinete 

DoutschUnd  ' 

and       Vermogen  dcm  Fiskus  desjeiügen  Landes  zufallen,  in  welchem   der  TodesM 
^'***^*®°-„  stattgefunden   hat     Sofern  jedoch  NachlassgegenstHnde  in  dem  Gebiete  des- 

10.  Jan.  1882. 

jenigcn  vertragschliessenden  Thciles,  welchem  der  Verstorbene  angehörte,  Tor- 
handen  sind,  verbleibeu  dieselben  dem  Fiskus  des  Landes^  in  welchem  sie  sieh 
befiuden.  ||  Die  crfordcrlichen  Bekanutmachuugen  bezflglich  der  Persou  des 
Vcrstorbenen  sowie  des  Tages  und  des  Orts  seines  Ablebens  sind  dorch  die 
zustandige  Ortsbehörde  in  Gem^ssheit  der  Gesetze  und  Gebr&uche  des  be- 
treffendeu  Landes  in  den  Zeitungen  zu  erlassen.  ||  Hat  nach  Ablaaf  von  zwei 
Jahren^  vom  Todestage  an  gerechnet,  sich  weder  ein  ttberlebender  Gatte  noch 
ein  audcrer  Erbe  persönlich  oder  durch  einen  Vertreter  gemeldet,  so  wird 
die  Ortsbehörde  die  Uebcrwcisung  des  Nachlasses  an  den  Staat  anordnen;  die 
Entscheidung  der  Behörde  ist  dcm  Eonsalarbeamten  zuzustellen.  Der  Fisktt 
wird  hierauf  den  Nachlass  übernehmen,  jedoch  verpflichtet  bleiben,  den  Erbei^ 
welche  sich  spater  innerhalb  der  Frist  melden  sollten,  in  welcber  die  Ert- 
schaft  unter  gleichcn  Umstanden  von  Landesangehörigen  noch  beanspracht 
werden  kann,  Kechnang  abzulegen. 

Art.  40.  Nach  Erfolg  der  polizeilichen  und  gesundheitspolizeilichen  Ab- 
fertigung  können  die  General-Konsuln,  Eonsuln,  Vize-Ronsuln  and  Eonsolir- 
Agenten  sich  in  Person  an  Bord  der  Schiffe  des  hohen  vertragschliessendei 
Theiles  begeben,  der  sie  ernanut  hat,  oder  einen  BevoUm&chtigten  an  Bord 
senden,  um  die  Offiziere  und  Mannschaften  zu  vernehmen,  die  Schiffspapieie 
einzusehen,  die  Erkl^rungen  über  die  Reise  und  deren  Zwischenfölle  sowie 
über  den  Bestimmungshafen  entgegenzunehmen,  Ladungsverzeichnisse  (Mani- 
feste) aufzunehmen,  den  Eingang  und  die  Elarirung  der  Schiffe  zu  fOrdern, 
endlich  die  gedachten  Offiziere  und  Mannschaften  vor  die  Gerichts-  und  Ver- 
waltungsbehörden  des  Landes  zu  begleiten,  wenn  sie  vor  denselben  zo  e^ 
scheinen  haben  sollten,  um  ihnen,  ohne  Beeintr&chtigung  des  Rechts  und  der 
Lokalgesetze,  als  Dolmetscher  beizustehen.  Ausgemacht  bleibt  jedoch  dabei,  dis 
die  Eonsularbeamten  von  dieser  Befugniss  nicht  Gebrauch  machen  sollen,  ohse 
vorlier  die  Zollbehörde  davon  in  Eenntniss  zu  setzen,  damit  diese,  wenn  ae 
es  für  angemessen  h3,lt,  ihnen  einen  Beamten  des  Fiskus  beiordnen  könne.  i 
Die  Gerichts-,  Polizei-  und  Zollbehörden  dagegen  sollen,  wenn  sie  Amtshaod- 
lungen,  die  ihnen  zustehen,  auf  Handelsschiffen  vorzunehmien  haben,  den  be* 
treffenden  Eonsularbeamten  einladen,  denselben  beizuwohnen,  wenn  er  dies  ftr 
zwcckmassig  h^lt.  ||  Ebenso  sollen,  weun  die  Offiziere  oder  Mannschaften  vor 
den  Gerichten  oder  Behörden  des  Orts  Aussagen  zu  machen  oder  Erkl&nmgea 
abzugeben  haben,  die  gedachten  Eonsularbeamten  rechtzeitig  davon  benadi* 
richtigt  werden,  damit  sie  zu  erscheinen  und,  ohne  Beeintr&chtigung  des  Rechts 
und  der  Lokalgesetze,  als  Dolmetscher  jedes  Missverst^ndniss  zu  verhüten  i» 
Stande  seien,  das  den  crwahnten  Personen  nachtheilig  werden  könntc.  Dw 
bezügliche  Mittheilung  an  die  General-Eonsuln,  Eonsuln,  Vize-Eonsohi  nai 
Eonsular- Agenten   soll   die   für   das  Verfahren   bestimmte   Stande   enthata 
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Beim  Nichterscheinen  der  gedachten  Beamten  kann  in  ihrer  Abwesenheit  in  ^    ^  ^,    ^ 

Dentsculana 

der  Sache  vorgegangen  werden.  und 

Art  41.    Hinsichtlich  der  Hafenpolizei,   des  Ladens   und  Löschens  der   ^'^'"®"- 
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Schiffe    sowie   hinsichtlich  der  Sicherung  von   Watren,   Gütern  und  Effekten 

sind  die  beiderseitigen  Angehörigen  den  örtlichen  Gesctzen  und  Verordnungen 

unterworfen.  ||  Den  General -Konsuln,   Konsuln,  Vice-Konsuln  und  Konsular- 

Agenten  steht  jedoch  ausschliesslich  die  Aufrechterhaltung  der  inneren  Ord- 

nnng  an  Bord  der  Schiffe  des  vertragschliessenden  Theiles,  welcher  sie  er- 

nannt  hat,  zu.    Sie  haben  allein  über  Streitigkciten  jeder  Art  zwischen  Schiffs- 

fflbrer,   Schiffsoffizieren,  Mannschaften    und   anderen  unter  irgend welcher  Be- 

zeichnung  in  die  Musterrolle  aufgenommenen  Personen  zu  befinden;  insbesondcrc 

über   Streitigkciten  y   welche  sich  auf  die  Heuer  und  die  Erfüllung  sonstiger 

vertragsmftssiger  Verbindlichkeiten  beziehen.  ||  Die  Ortsbehörden  dürfen  nur  dann 

einschreiten,  wenn  die  Unordnungen,   welche  aus  solchen  Zwistigkeiten  ent- 

stehen,  geeignet  sind  die  öffentliche  Ruhe  am  Lande  oder  im  Hafen  zu  storen, 

oder  wenn  Landesangehörige  oder  nicht  zur  Schiffsbesatzung  gehörige  Personen 

betheiligt  sind.  ||  In  allen  anderen  F&llen  haben  sich  die  Ortsbehörden  darauf 

zu  beschr&nken,  den  Konsularbeamten  Beistand  zu  leisten,  wenn  letztere  solchen 

in  Anspruch  nehmen,  um  eine  in  die  Musterrolle  eingetragene  Person  an  Bord 

aurückführen  oder  verhaften  zu  lassen. 

Art  42.     Die   General-Konsuln,   Eonsuln,   Yize-Eonsuln   und   Eonsular- 
Agenten  der  beiden  hohen  vertragschliessenden  Theile  sind  befugt,  alle  Per- 
sonen ^    welche    zur   Mannschaft    der    Kriegs-   und   Handelsschiffe    desjenigen 
Theiles,  Ton  dem  sie  ernannt  sind,  gehören,  sobald  dieselben  von  einem  der 
gedachten  Schiffe  in  einem  Hafen  des  andem  Theiles  entwichen  sind,  verhaften 
und   entweder  an  Bord  oder  in  ihre  Heimath  zurücksenden  zu  lassen.  ||  Zu 
diesem  Zwecke  haben   sie    sich  schriftlich  an  die  zust^ndige  Ortsbehörde  zu 
wenden  und  dnrch  Vorlegung  der  Schiffsregister   oder   der  Musterrolle   oder 
einer  gehörig   beglaubigten  Abschrift   dieser  Urkunden   oder   durch   sonstige 
amtliche   Schriftstücke   nachzuweisen,   dass   die   verfolgten  Personen   wirklich 
smr   Schiffsmannschaft   gehören.  ||   Findet   die   Ëntweichung  vom   Bord   eines 
Kriegsschiffes  statt,  so  ist  dieselbc  durch  eine  förmliche  ErklSlrung  von  Seiten 
des  Befehlshabers  des  Schiffs,  oder,  in  dessen  Abwesenheit,  von  Seiten  des 
bezüglichen  Eonsuls  darzuthun.  ||  An  den  Orten,  an  welchen   sich  Eonsular- 
beamte  nicht  befinden,  sollen  die  bezeichneten  Antr^ge,  unter  Beobachtung  der- 
selben  Formvorschriften,  von  dem  Schiffsführer  selbst  oder  von  dem  Eonsular- 
beamten  des  n&chstgelegenen  Bezirks   gestellt  werden  können.  ||  Auf  das  in 
Torstehender  Weise  begründete  Ersuchen  soU  die  Ausliefernng  der  gedachten 
Personen  nicht  verweigert  werden.    Auch  soll  die  Ortsbehörde  jede  Hülfe  und 
Jeden  Beistand  behufs  Aufsuchung,  Yerhaftung  und  Gefangenhaltung  sowie  be- 
hofs  Znrfickführung  solcher  Entwichenen  an  Bord  gew&hren.    Letztere  sollen 
aof  Antrag   und   auf  Eosten   der   gedachten  Eonsularbeamten   in   den  Orts- 
geftngnissen  in  Gewahrsam  gehalten  werden,  bis  diese  Beamten  Gelegenheit 
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Nr.  7960.    fin  den,   sie  heimzuseiiden.  Il  Die   bezeiclmete  Haft  darf  nicht  langer  als  drd 

Dentscbland  Vi  i. 

and       Monate  dauern.     Ist  diesc  Frist  abgelaufen  und  hat  der  Eonsularbeamte  drei 
Braaiiien.    fagB  zuvor  cntsprechcndc  Benachrichtigung  crhalten,  so  wird  der  Verhaftete 

iu  Freiheit  gcsetzt,  ohne  aus  dcmsclben  Grunde  wieder  verhaftet  werden  n 

konnen.  ||  Ilat  der  Ëntwichcne  am  Lande  eine  strafbare  Handluug  begangen^ 
so  soll  die  Auslieferung  ausgesetzt  werden^  bis  die  Ëntscheidung  des  zostin- 
digen  Gerichts  ergangen  und  in  allen  Theilen  voUstreckt  ist  ||  Auf  Schiffisleote 
und  andere  Personen  der  Mannschaft,  welche  Angebörigc  des  vertragschliessoi- 
den  Theiles  sind,  in  dessen  Gebiete  die  Yerhaftung  stattfinden  soll,  sind  die 
Bestimmungen  dieses  Artikels  nicht  anwcndbar. 

Art.  43.  Soweit  nicht  Verabredungen  zwischen  den  Rhedem,  Befrach- 
tem  und  Versicherern  entgegenstehen,  werden  die  Havereien,  welche  die  Schiffe 
des  einen  der  beiden  hohen  vertragschliesscnden  Theile  auf  der  Fahrt  naek 
einem  Ilafen  des  andern  erlitten  haben,  mogen  die  Schiffe  diesen  Hafa 
freiwillig  oder  als  Nothhafen  anlaufen,  von  den  General -Konsalo,  Konsnln 
Vize-Konsuln,  oder  Konsular  -  Agenten  des  erstgenaunten  Theiles  ger^ 
werden.  SoUten  indessen  Angehörige  des  vertragschliesscnden  Theiles,  li 
dessen  Gebiete  die  genannten  Bcamten  ihren  Sitz  haben^  oder  Angehörige 
eines  dritteu  Staates  bei  der  üaverei  betheiligt  sein^  so  muss  dieselbe,  in  & 
mangelung  eines  zwischen  allen  Betheiligten  geschlossenen  Schiedsvertnges 
oder  gütlichen  UebereinkommenS;  von  der  zustündigeu  Landesbehörde  geregdt 
werden. 

Art.  44.  Falls  ein  Schiff,  welches  der  Regierung  oder  dem  Angehörigen 
eines  der  hohen  vertragschliesscnden  Theile  gehort;  in  den  Eüstengewissen 
des  anderen  Theiles  Schiffbruch  leidet  oder  strandet,  so  sollen  die  Ortsbehör- 
den  den  Konsularbeamten,  der  dem  Orte  des  Unfalls  am  niichsten  ist,  von  dw 
Unfall  sofort  benachrichtigen.  ||  Alle  Rettungsmaassregeln  bezüglich  brasiiii- 
nischcr,  in  den  deutschen  Kttstcngewilsscrn  gescheiterter  oder  gestrandetff 
Schiife  sollen  nach  Maassgabe  der  deutschen  Gesetze  erfolgen^  und  umgekehit 
sollen  alle  Rettungsmaassregeln  in  Bezug  auf  deutschC;  in  den  brasilianischeB 
Küstengewassern  gescheiterte  und  gestrandete  Schiffe  in  Gemlissheit  der  bn- 
silianischen  Gesetze  vorgenommen  werden.  Die  Konsularbeamten  haben  nir 
einzuschreiten,  um  die  auf  die  Ausbesserung  und  Neuverproviantirung  odff 
eintretenden  Falies  auf  den  Verkauf  des  an  der  Kilste  gestrandeten  oder  be 
schadigten  Schiffes  beztiglichen  Maassregeln  zu  überwachen.  ||  Ftir  die  Thitig- 
keit  der  Ortsbehordc  bei  der  Bergung  dürfen  nur  solche  Kosten  erhobeo 
werden,  welche  in  gleichen  Fiillen  die  Nationalschiffe  zu  entrichten  haben. 
Die  geborgenen  Waaren  und  sonstigen  (iegenstande  sollen  keinerlei  Eingings- 
abgaben  untcrworfcn  werden,  es  würc  denn,  dass  sie  für  den  inlindisches 
Verbrauch  bestimmt  wtirdcn.  ||  Ist  die  Nationalitat  eines  veronglückten  Schifcs 
zweifelhaft,  so  sind  die  Ortsbeliörden  ausschliesslich  für  alle  in  dem  gegea- 
wartigen  Artikel  vorgcschenen  Maassregeln  zustündig. 

Art.  45.    Die   General-Konsuln,   Konsuln,    Vize-Konsoln   und  Konsaltf^ 


Prenssischer  Landtag.  247 

Lffenteü  können  die  Rechte  und  Befngnisse,   welche   ihnen  nach  dem  gegen-  ^^'  ''^^^ 

^  Dentschlana 

r&rtigen  Vertrage  zustehen,  ganz  oder  theilweise  auf  Andere  übertrageii,  und      nnd 
ie  Agenten  oder  Delegirten,  welche  sie  unter  ihrer  Verantwortung  mit  ihrer  B'»8iiien. 

10*  J&D*  loo^. 

'ertretang  betrauen,  sollen  dann  befugt  sein,  innerhalb  der  Grenzen  der  ihnen 
rtheilten  Yollmacht  handelnd  aufzatreten,  ohne  jedoch  eines  der  in  den  Ar- 
ikeln  3  und  4  erwd,hnten  persönlichen  Yorrechte  za  geniessen. 

Art  46.  Die  Ortsbehörden  werden  sich  darauf  beschranken,  den  Kon- 
alarbeamten  auf  deren  Ersuchen  jedcn  zur  Ausführung  der  Bestimmungeu 
es  gegenw&rtigen  Yertragcs  erforderlichen  Beistand  za  gcw&hrcn^  und^  was 
D  Widerspruche  mit  diesem  Vertrage  vorgenommen  wird,  soll  unwirksam  sein. 

Art  47.  Die  General-Konsnln  und  Konsuln  sowie  ihre  Kanzler,  die  Vize- 
Lonsuln  und  Konsular-Agenten  sollen  unter  der  Bedingung  der  Gegenseitig- 
:eit  in  dem  Gebiete  eines  jeden  der  hoheu  vertragschliessenden  Theile  aller 
onstigen  Befugnisse,  Yorrechte  und  Befreiun^en  theilhaftig  sein,  welche  den 
Q  gleichem  Range  stehenden  Beamten  der  meistbegünstigten  Nation  eingc- 
Siumt  sind  oder  in  Zukonft  einger2,umt  werden  mochten. 

Art,  48.  Der  gegenw^rtige  Vertrag  soll  von  den  beiden  hohen  vertrag- 
chliessenden  Theilen  genehmigt  and  ratifizirt  und  es  sollen  die  Ratifikations- 
urkonden  in  Rio  de  Janeiro  sobald  als  möglich  ausgetauscht  werden.  ||  Derselbe  soll 
nuf  JahrC;  von  dem  Tage  der  Auswechselung  der  Ratifikationen  an  gerechnet^ 
jültigkcit  haben.  Falls  zwölf  Monate  vor  Ablauf  dieses  Zeitraums  keiner  der 
lohen  vertragschliessenden  Theile  dem  andern  seine  Absicht,  die  Wirksam- 
ceit  des  Yertrages  auf  horen  zu  lassen^  kundgegeben  haben  sollte,  bleibt  der- 
lelbe  in  Geltung  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Tage  ab,  an  wel- 
;hem  derselbe  gektlndigt  worden  ist.  ||  Zu  Urkund  dessen  haben  die  beider- 
leitigen  BevoUm^chtigten  diesen  Yertrag  in  zwei  Ausfertigungen  unterzeichnet 
ind  ilire  Siegel  beigedrückt. 

So  geschehen  zu  Rio  de  Janeiro  am  zehnten  Januar  Eintausend  Acht- 

bandert  Zweiundachtzig. 

R.  Le  Maistre. 

FranklinA.  deM.  Doria. 

Der   vorstehende  Yertrag  ist  ratifizirt  worden,  und   die  Auswechselung   der 

Batifikations-Urkunden  hat  am  6.  Juli  1882  zu  Rio  de  Janeiro  stattgefimden.] 


Nr,    7961.      PEEUSSEN.  --  Thronrede  des  Königs  zur  Eröffnung 

des  Landtages  am  14.  November  1882. 


Erlauchte,  edle  und  geehrte  Herren  von  beiden  Hausern  des  Landtages! 

Indem  Ich  die  Gesammtvertrctung  der  Monarchie  am  Eingange  einer  neuen   Nr.  7961. 

reussen. 
Nov.1882. 


Legislaturperiode  begrüsse,  ist  es  Meinem  Herzen  Bedtirfniss,  von  dieser  Stelle   ^"^®®°- 


aas  nochmals  Meinem   Yolke   zu  danken  für  den  einmüthigen  Ausdruck  der 
liebe  and  Anh^glichkeit,  welchen  es  Mir  und  Meinem  Hause  bei  der  Geburt 
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Nr.  7961.    jvieiiies  Urcnkels  dargebracht  hat.  Il  Der  durch  die  Gesetzgebnng  des  Reiches 

Prenssen. 

u.Nov.  1882.  angebabnte  Aufschwung  der  Gewerbthatigkeit  begrtindet  gemeinsam  mit  einem 
für  die  meisten  Landestbeile  gesegneten  Aasfall  der  Ernte   die  Hoffnung  gnf 
fortscbreitende  Entwickelung  des  Wohlstandes  aller  Volksklassen.  ||  Das  Miss- 
verhaltDiss  zwischen  dem  Bedürfniss  und  den  Mitteln  des  Staates^  welches  seit 
Jahreu  Meine  Regierung  zu  Antr^gen  auf  Einführang  neuer  iudirekten  Stenen 
beim  Reich'e   veranlasst  bat^  besteht   in  Folge  der  bisherigen  Ablehnnng  &st 
aller   dieser  Antrage   aucb   jetzt   noch  fort.     Dasselbe  ist  ein  so  erhebliches^ 
dass   es    ohne  die   endliche  Eröifnung  solcber  Hilfsqaellen  nicht  ansgeglichen 
werden  kann.  ||  Schon  das  beschrünkte,  in  dem  bisherigen  Rahmen  des  Staats- 
haushalts-Etats  nur   zur  Geltang  gebrachte  Ausgabebedürfniss  hat  nicht  ohne 
ausserordentliche   Mittel   gedeckt   werden    können.     Auch    für   den  Etat  des 
nachsten  Jahres   sind  solche  erforderlich  and  durch  Benatznng  des  StaatskI^ 
dits  zu  beschaffen.    Ein  entsprechendes  Anleihegcsetz  wird  Ihnen  zugleich  mit 
dem  Etat  vorgelegt  werden.  ||  Was  das  weitergehende  Staatsbedürfhiss  anlaogt, 
so  wird  Meine  Regierung  sich  bemühen,  durch  besondere  Gesetzvorlagen,  welek 
die  beabsichtigten  Erleichtcrungen  der  Eommunal-   und  SchoUasten   sowie  die 
Yerbesserung   der  Beamtenbesoldungen   in  Verbindung  mit  wünschenswertha 
organischen  Neuordnungen  bringen,  die   Theilnahme  und  Zostimmong  zu  ge- 
winnen, welche  dem  wiederholt  vorgelegten  Entwurfe  des  Verwendungsgeseties 
für  die  vom  Reiche  zu  erlangenden  Mehreinnahmen  leider  versagt  geblieben  ist 
Hoffentlich  wird  es  so  gelingen,   dem  Bedürfniss  Anerkennung  za  verschaffeB 
und  auch  seinen  Umfang  gemeinsam  mit  Uinen  festznstellen,  damit  dann  die 
Reichsgesctzgebung  mit  besserem  Erfolge  für  die  Abhilfe  in  Anspmch  genommoi 
werden  kann.  ||  Nur  in  einem  Punkte  kann  dieser  zeitraubende  Weg  nicht  ein- 
geschlagen  werden:    die  Entlastung  der  &rmeren  Klassen  der  Bevölkenmg  ?on 
dem  Drucke  der  Klassensteuer  muss  nach  Meiner  Ueberzeagung  ohne  Venng 
herbeigeführt   werden.     Es   ist  Mein  Wunsch,   die   mit  der  Erhebong  dieser 
Steuer  verbundenen    harten  und  die  Noth  steigernden  Exekutionen  bald  be- 
seitigt   zu  wissen.     Es  wird  Ihncn  ein  Gesetzentwurf  wegen   sofortiger  toU- 
standiger  Aufhebung   der   vier   unterstcn  Stufen    der  Klassensteuer   vorgelegt 
werden,  welcher  daher  auch  die  einstweiligc  Deckung  für  den  Ausfall  voran- 
sehen  hat.  ||  Das  nunmehr  in  dem  grössten  Theile  der  Monarchie  zur  Dnrch- 
führung  gelangte  Staatsbahnsystem  rechtfertigt  zu  Meiner  Genagthaung  schoo 
durch  die  seitherigen  Erfolge  die  Erwartungen,  welche  an  diese  grosse  Maass- 
regel  geknüpft  werden  durften.    Wegen  Herstellung  einer  weiteren  Reihe  wich- 
tiger  Schienenverbindungen  in  verschiedcnen  Theilen  des  Landes  wird  Ihncn 
eine  Vorlage  zugehen.  fl  Der  in  der  letzten  Session  nicht  erledigte  Gesetaent- 
wurf  zur  Ausführung  der  ersten  Abtheilung  eines  Kanals,  welcher  die  grossen 
Ströme   in    dem    westlichen  Theile  der  Monarchie  unter  sich  verbinden  aoö, 
wird  von  neuem  vorgelegt  werden.  ||  Es  werden  Ihnen  Gesetzentwürfe  zugehoi, 
welche  dazu  bestimmt  sind,  die  Organisation  der  Verwaltung  in  einer  durci 
das  Bedürfniss  gebotenen  Weise  zu  vereinfachen.    Dadurch  wird  zugleich  die 
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begonnene  Reform  zu  einem  Abschluss  gebracht  werden,  welcher  es  gestattet,  ^'-  ''^^* 

PrenssoD. 

sie  demn&chst  auf  das  gesammte  Staatsgebiet  auszadehnen.  ||  Zar  Beseitigungu.NoT.isss. 
der  Mangel  und  Harten,  welche  sicb  bei  der  ZwangsvoUstreckung  in  nnbe- 
wegliches  Vermogen  herausgestellt  haben,  wird  Ihnen  ein  Gesetzentwurf  vor- 
gelegt  werden.  ||  Die  Wiederanknüpfung  des  diplomatischen  Verkehrs  mit  der 
römischen  Eurie  ist  zu  Meiner  Freude  der  Befestigong  freundlicher  Beziehungen 
zu  dem  Oberhaupte  der  katholischen  Kirche  förderlich  gewesen,  und  hege  Ich 
die  Hoffnung,  dass  die  versöhnliche  Gesinnnng,  welche  Meine  Regierung  zu 
beth&tigen  nicht  aufhören  wird,  auch  ferner  günstigen  Einfluss  auf  die  Ge- 
staltung  unserer  kirchenpolitischen  Yerh&ltnisse  üben  werde.  Inzwischen  f^hrt 
Meine  Regierung  fort,  auf  Grund  der  bestehenden  Gesetze  und  der  ihr  er- 
theilten  Vollmachten  den  Bedürfnissen  Meiner  katholischen  Unterthanen  auf 
kirchlichem  Gebiete  jede  Rücksicht  angedeihen  zu  lassen,  welche  mit  den  Ge- 
sammt-Interessen  des  Staates  und  der  Nation  vertraglich  ist.  ||  Zur  besonderen 
Befriedigung  gereicht  es  Mir,  Ihnen  mittheilen  zu  können,  dass  die  Beziehungen 
des  deutschen  Reiches  zu  allen  ausw&rtigen  Regierungen  Mir  die  Ueberzeugung 
gewahren,  dass  die  Wohlthaten  des  Friedens  uns  gesichert  bleiben  werden.  |' 
Meine  Herren!  Wiederum  ist  der  Landesvertretang  ein  ausgedehntes  Feld 
wichtiger  Arbeit  eröffnet.  Ich  hege  das  Vertrauen,  dass  diese  Arbeit  durch 
Ihre  bereitwillige  Unterstützung  Meiner  Regierung  auch  in  der  neuen  Session 
zn  einer  fruchtbringenden  sich  gestalten  werde! 


Nr.    7962.     EÖIQSCHE  CXTEUE.  —   Schreiben   des  Papstes   an   den 

deutschen  Eaiser.    Yom  3.  December  1882. 
[Nach  der  „Nordd.  Allg.  Ztg."  vom  22.  Februar  1883.] 

Maestd! 

Nella  recente  inaugurazione  del  Landtag  Prussiano  Tlmperiale  Reale  Maestè  Nr.  7962. 
Vostra  si  é  compiacciuta  manifestare  al  suo  popoio  la  gioia  che  provava  nel  ^^*^^* 
cuere  pel  consolidamento  dei  suoi  rapporti  amichevoli  col  Capo  della  Chiesas.  Dec.  i882. 
cattolica,  mercè  la  ripristinazione  dellc  relazioni  diplomatiche.    Queste  espres- 
sioni  cotanto   cortesi   per  Noi  Ci   sono   giunte   oltremodo  gradite   e   Ci   in- 
dncono  a  rendeme  a  Vostra  Maest4  speciali  azioni  di  grazie,  il  che  facciamo 
con  viva  soddisfazione  deir  animo  Nostro.  ||  Noi  fin  dai  primordi  del  Pontifi- 
cato   avevamo   riposto   nei  nobili  c  generosi  sentimenti  di  Vostra  Maest^  la 
fidncia  di  vedere  ridonata  la  tranquillitè.  delle  coscienze  e  la  pace  religiosa  ai 
popoli   che   obbediscono   al   potente  Suo   scettro:   ed   ora  il  fatto  stesso  dei 
rapporti  diplomatici  ristabiliti  e  Tinteresse  che  Vostra  Maest^  pone  al  conse- 
gnimento  di  uno  scopo  cosl  alto  c  cosi  vantaggioso,  sono  venuti  a  rafforzare 
la  Nostra  fiducia.  ||  La  Maestè.  Vostra,  nell'  alto  suo  senno  e  nella  sua  lunga 
esperienza,  sente  quanto  grande  sia  il  bisogno  di  ricondurre  i  popoli,  mercè 
Tosservanza  dei  doveri  religiosi,  air  adempimento  di  quelli  che  loro  incombono 


1 


S50  StAat  tmd  Kirche* 

Hr.  7962.  QQiae  cittadinl  e  come  sudditi.  ora  specialmente  che  la  societa  é  scossa  nelle 
Carie.  stessc  suo  basi.  Possiamo  assicurare  Yostra  Maestè.  che  la  Cbiesa  cattolica 
3.  Dec.  1882.  ^  pienamentc  animata  di  questo  spirito  e  possiede,  ove  non  incontri  ostacoli, 
la  forza  preziosa  d^nsinuarlo  ed  espanderlo  dappertutto.  Qoindi  fa  sempre 
Nostro  vivissimo  desiderio  di  veder  la  Chiesa  spiegare  liberamente  doviujqae 
la  saa  virtü  a  vantaggio  dei  popoli  e  dei  governi,  e  di  stringere  con  qaesti 
a  tal  nopo  rapporti  di  amicizia  e  di  pace.  ||  Gbe  se  gl'  imperiosi  doveri  del 
Ministero  apostolico,  pieno  di  responsabilitè  d'innanzi  a  Dio  e  agli  uomini,  Q 
obbligano  a  domandare  che  la  nuova  legislazione  ecclesiastica  in  Pmssia,  al- 
meno  nei  punti  essenziali  per  Tesistenza  e  per  la  vita  della  religione  cattolica, 
venga  in  maniera  dcfinitiva  addolcita  e  corretta,  Yostra  Maestè  longi  dall' 
ascriverlo  a  difetto  di  baone  e  concilianti  disposizioni  da  parte  Nostra,  Torri 
anzi  riconoscere  che  lo  domandiamo  neir  interesse  stesso  della  pace,  la  qaale 
non  potrebbe  esser  vera  e  duratura,  se  non  fosse  stabilita  sopra  solide  fonda- 
menti.  —  Questa  pacificazione  mentre  far^  pago  uno  dei  desideri  piü  ardesti 
del  Nostro  cuore,  e  stringere  con  piü  forti  vincoli  al  trono  della  Maestè  Vostn 
gli  animi  di  tutti  i  snoi  sudditi  cattolici^  formerè  senza  fallo  anche  la  piü  bella 
e  preziosa  corona  del  luugo  e  glorioso  Suo  regno.  ||  Con  questa  speranza,  innal- 
ziamo  al  cielo  i  piü  fervidi  voti  per  la  prosperit^  della  Maestè  Yostra  e  della 
Sua  Imperiale  Reale  Famiglia. 

Dal  Yaticano,  3.  Decembre  1882. 

sto  Leo  P.  P.  XIII. 


Nr.    7963.     DEUTSCHLAND.  —  Schreiben  des  Kaisers  an  den  Papst 

Yom  22.  December  1882. 
[Nach  der  „Nordd.  Allg.  Ztg."  vom  27.  Januar  1883.] 

Berlin,  den  22.  Dezember  1882. 
Nr.  7^63.  Euerer  Heiligkeit  danke  Ich  für  das  Schreiben  ^  welches  Sie  unter  dem 

Doutschiand.  3   ^  ^   j^^  jyfj^jjj  gerichtct,  und  erwidere  von  Herzen  das  WohlwoUen.  welles 

22.  Dec.1882.  ,  ,  t^  • 

Sie  darin  für  Mich  zu  erkennen  geben.  Dasselbe  best&rkt  Mich  in  der  Hoff' 
nung,  dass  Euere  Heiligkeit  aus  der  Befriedigung,  welche  Sie  mit  Mir  über  die 
Herstellung  und  die  Wirksamkeit  Meiner  Gesandtschaft  empfinden^  einen  neoai 
Beweggrund  entnehmen  werden,  das  seitherige  Entgegenkommen  Meiner  Be- 
gicrung;  welches  die  Wiederbesetzung  der  Mehrzahl  der  Biscbofssitze  erm^gliebt 
hat^  durch  eiue  entsprechende  Ann3,herung  zu  erwidern.  Ich  bin  der  Memm^ 
dass  eine  solche^  wenn  sie  auf  dem  Geblete  der  Anzeige  der  geistlichen  £r- 
neiinungen  stattfande,  noch  mehr  im  Interesse  der  katholischen  Kirche;^  als  io 
dem  des  Staatcs  liegen  würde,  weil  sie  die  Möglichkeit  zor  Besetzung  der  is 
Kirchcndienst  entstandenen  Yakanzen  bieten  würde.  Wenn  Ich  aus  eiBeii 
Entgegenkommen  der  Geistlichkeit  auf  diesem  Geblete  die  Ueberzeugimg  est- 
nehmen   könnte^   dass   die  Bereitwilligkeit   zur  Ann&herung  eine  gegenseitigt 
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,   würde  ich  die  Hand  dazu  bieten  können,  solche  Geset2e,  welchö  lm  Zu-   Nr.  ï96S. 

'  Deutschland. 

inde   des  Kampfes   znm  Schutze  streitiger  Rechte  des  Staates  erfordcrlich22.Bec.i882. 

iren^   ohne   für  friedliche  Beziehungen   dauernd  noth\?endig  za  sein^  einer 

edcrholten  Erw&gong   in   dem  Landtage  Meiner  Monarchie   unterziehen   zu 

ssen.    Ich  benntze  gern  diesen  Anlass^  urn  Eaere  Heiligkeit  aufs  neue  Meiner 

rsönlichen  Ergebenheit  und  Verehrung  zu  versichem. 

gez.  Wilhelm. 

gegengez.  v.  Bismarck. 
An 

line  Heiligkeit  den  Papst  Leo  Xlü.^' 


Fr.    7964,      RÖMSCHE  CTJBIE.  —  Note  des  Cardinal-Staatssekre- 

t^rs  Jacobini   an   den  preussischen  Gesandten  beim 
heiligen  Stuhle  (Schlözer). 
[Nach  der  „Nordd.  Ailg.  Ztg."  vom  23.  Februar  1883.] 

Aus  den  Gem&chem  des  Yatikan,  den  19.  Januar  1883. 
Das  Antwortschreiben  Sr,  Majestftt  des  Kaisers  von  Deutschland  an  den  ^^  ^^^ 
iiligen  Vater  vom  22.  v.  M,  ist  mit  ganz  besonderem  Wohlgefallen  aufge-  Römisch© 
)mmen  worden;  es  bekundet  dasselbe  nicht  nur  von  neuem  die  versöhnlichen  j^  j^^^^  jggg 
bsichten  Sr.  Majest&t  und  Allerhöchstdessen  Regierung^  sondem  ist  aach  ein 
3uer  Schritt  zur  Vereinigung.  ||  Die  Hauptschwicrigkeit,  welche  der  letzteren 
itgegensteht,  ist  die  preussische  Gesctzgebung  in  denjenigen  Punkten,  welche 
Widerspruch  stehen  mit  der  göttlichen  Eonstitntion  der  katholischen  Eirche. 
Da  nun  Se.  Majest&t  za  erklSlren  geruht  haben,  Allerhöchstdessen  machtige 
[itwirkung  eintreten  lassen  za  können^  damit  die  genannten  Gesetze  von  den 
3setzgebenden  Faktoren  von  neaem  in  Betracht  gezogen  werden,  sobald  die 
nzeigepflicht  gew&hrt  würde,  so  l&sst  sich  nicht  verkennen,  dass  zwischen 
in  Wünschen  des  heiligen  Stuhls  und  den  Absichten  der  Regierang  in  Berlin 
ch  eine  Annaherung  vollzogen  bat.  ||  Der  heilige  Vater  batte  schon  in  dem 
ïkannten  Schreiben  an  den  Erzbischof  von  Köln  ausgesprochen,  dass  er  die 
nzeigepflicht  gestatten  wolle,  wenn  auf  dem  Geblete  der  Gesetzgebung  die 
itsprechenden  Reformen  zu  Stande  gekommen  würen.  Um  nun  jetzt  zu  be- 
jugen,  welch  hohen  Wertli  der  heilige  Vater  auf  die  in  dem  kaiserlichen 
:hreiben  enthaltenen  friedlichen  Erkld.rungen  legt  und  wie  lebhaft  er  den 
Tunsch  hegt,  mit  aller  Bereitwilligkeit  die  Ursachen  der  üneinigkeit  zu  be- 
litigen,  auch  ohne  die  voUst&ndige  Prüfung  aller  der  Eirche  nachtheiligen  Be- 
immungen  abzuwarten,  ist  er  geneigt,  einzuwilligen,  dass  sich  jene  Prüfung 
ir  jetzt  nur  auf  einige  Punkte  beschrlluke  und  dass  die  Bewilligung  der  An- 
jige  gleichen  Schrittes  mit  der  Revision  der  Gesetze  erfolge.  Derselbe  bat 
3mnach  dem  unterzcichneten  Eardinalstaatssekret^r  befohlen,  zu  erkl&ren,  dass 
m  Bischöfen  ertheilt  werden  sollen  die  geeigneten  InstruktloneU;  um  der  Re- 
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Nr.  7964.   gieruDg  Anzeige  zu  machen  von  den  neüen  Titularen  aller  der  jetzt  vakanten  Pi- 

carie.     rochieu,  welche  in  diese  mit  kanonischer  Institation  eingesetzt  werden  mttsstea, 

i9.Jaii.i883.gQ^g^ljj  —  jjj^gj^  gjj  ^Iq  gesetzgebenden  Körperschaften  erfolgtem  VorschlagTOo 

Maassregeln,  welche  ausreichen,  urn  wirksam  za  gew&hrleisten  die  freie  Aasfibong 

der  kirclilichen  Jurisdiktion  sowie  die  Freiheit  der  Erziehong  and  InstrnkticMi 

des  Klems  —  diese  gesetzgebenden  Körperschaften  ihre  Zastimmung  k1mdg^ 

geben  haben  werden.    Die  Anzeige,  welche  ftir  jetzt  zeitweilig  begrenzt  sein 

würde  anf  den  Fall  der  faktischen  Yakanzen^  wird  einen  st&ndigen  Cbarakter 

für  die  Znkunft  gewinnen  nnter  Formen;  welche  durch  gemeinsames  Ueberdn- 

kommcn  zu  bestimmen  sind,  sobald  nur  die  Revision  der  Gesetze  abgeschlossa 

sein  wird.  ||  Der  heilige  Yater,  anfs  tiefste]  Sr.  Majest&t  za  Dank  verpfüchtet 

fiir  die  ihm  kandgegebenen  versöhnlichen  Gefühle^  ist  der  Ueberzengongy  dsss 

Allerhöchdieselben  die  dargelegte  Entschliessang  als  einen  neuen  Beweis  des 

Geistes  der  Frenndschaft  und  der  Mslssigung,  von  welchen  alle  Seine  Hand- 

lungen  gegen  das  deatsche  Reich  von  Beginn  Seines  Pontifikats  geleitet  wara^ 

crachten^  und  dass  Sr.  Majest&t  Regierung^  den  grossmüthigen  Absicht;^n  AXtó- 

höchstdesselben  sich  anschliessend^  mit  Ihm  gleichen  and  festen  Schrittes  dei 

gewttnschten   Ziele    der   Einigkeit    zustreben   woUe.  ||  Se.   Heiligkeit  ist  fest 

ttberzengt,   dass   diese  Einigkeit  grosse  Vortheile  für  die  Lebensbedingoogea 

der  Kirche  wie   des  Staates   hervorbringen  and  die  katholische  Bevölkenog 

mit  immer   unverbrüchlicheren  Banden   der  Treue   an  den  Thron  nnd  jhreo 

Soayerd,n  knüpfen  würde.  ||  Das  ist  es,  was  der  anterzeichnete  Eardinal  die 

Ehre  hat  Euerer  Exzellenz  mit  dem  Ersnchen  mitzatheilen,  davon  Dure  B^ 

gierung   in  Kenntniss  setzen  zu  wollen,  indem   er   zugleich  die  GesimningeB 

seiner  ansgezeichneten  Verehrang  emcnert 

L.  Eard.  JacobinL 

An  den  königlich  preussischen  aasserordentlichen  Gesandten 

and  bevoUmftchtigten  Minister  beim  heiligen  Stohle. 

ISTr.   7965.     EÖHISCHE  CXTEUE.  —  Zweites  Schreiben  des  Papstes 

an  den  dentschen  Eaiser.    Yom  30.  Janaar  1883. 
[Nach  der  „Nordd.  Allg.  Ztg."  vom  22.  Februar  1883.] 

Maest4! 

Nr.  7906.  La  lettera,  che  rimperiale  Reale  Maest^  Vostra  Ci  ha  fatto  rimettere  ud 

cnrie.     dcccmbrc  a.  s.  per  Ie  mani  del  Signor  Schlözer  Inviato  Straordinario  e  Ministn 

3o.Jaii.i883.  pienipotenziario   di  Prussia   presso   la  Santa  Sede,   ha   confermato  in  Noi  li 

speranza,  langamente  natrita,  di  vedere  risolate  con  an  completo  acconk)  fe 

vertenze  religipse  nel  Regno  di  Prassia.    L'aagasta  parola  di  Yostra  Haesti 

che  si  nostra  disposta  a  prestar  la  Sna  mano  per  ana  revisione  dell'  attoile 

legislazione  ecclesiastica,  Ci  fa  scorgere  non  lontana  la  conclasione  dell'  accordo. 

Per   tale   favorevole   disposizione   Cl  dichiariamo  alla  Maest4  Vostra  grati  t 

soddisfatti.  ||  In  segaito  di  ció;  abbiamo  fatto  scrivere  dal  Cardinale  Nostro 
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^etario  di  Stato  al  Signor  Schlözer  una  nota,  che  crediamo  sia  gik  stata  ^''  "^ 
tata  a  cognizione  del  Governo  di  Yostra  Maest4.  In  essa  abbiamo  voluto  curie. 
!  nuovamente  si  assicurasse  il  Reale  Governo  della  ferma  Nostra  volontó,^-'*"-^' 
;he  altre  volte  manifestata^  di  permettere  ai  Vescovi  la  notifica  dei  titolari 
nominarsi  ai  benefici  parrocchiali.  £  per  avvicinarci  il  piü  possibile  alle 
^  e  ai  desideiï  della  Maest^  Yostra  abbiamo  fatto  conoscere  anche  la  dis- 
izione  in  cni  siamo  di  non  attendere  la  completa  revisione  delle  leggi 
enti  per  provvedere  con  la  richiesta  notifica  Ie  Parrocchie^  attnalmente 
lanti.  II  Abbiamo  peró  domandato  che  contemporaneamente  vengano  a  modi- 
krsi  Ie  misure  che  ora  vincolano  Tesercizio  del  potere  e  del  ministero 
(lesiasticoy  Tistrozione  e  Tedncazione  del  Clero,  giacchè  tali  modificazioni 
sdiamo  indispensabili  per  la  vita  stessa  della  Chiesa  cattolica.  Essa  esige 
B  i  Vescovi  abbiano  facoltd  d'istroire  e  di  formare  sotto  la  loro  vigilanza 
conforme  agl'  insegnamenti  e  allo  spirito  della  stessa  Chiesa  i  sacri  ministri. 
»  Stato  non  potrebbe  richiedere  meno  di  questo  dei  suoi  fanzionari.  Pari- 
mtiy  è  elemento  essenziale  di  vita  una  ragionevole  liberUi  neir  esercizio  del 
tere  e  del  ministero  ecclesiastico  del  bene  delle  anime.  Sarebbe  indamo 
e  si  nominassC;  sero  alle  Parroccliie  i  naovi  titolari^  se  questi  si  trovassero 
i  impediti  di  agire  in  conformitè  dei  doveri  che  impone  Tofficio  pastorale. 
>tabilito  Taccordo  sa  qaesti  pnnti,  sard  facile,  mediante  il  reciproco  baon 
lere,  d'intendersi  anche  salie  altre  condizioni,  necessarie  per  assicurare  ana 
ee  vera  e  darevole,  scopo  finale  dei  comani  Nostri  desideri.  ||  Intanto  preg- 
imo  la  Maest^  Vostra  di  accogliere  la  reiterata  espressione  dei  fervidi  voti; 
e  non  cessiamo  di  fare  per  la  piena  prosperitè,  della  stessa  Maest4  Yostra 
della  Imperiale  Reale  Famiglia. 
Dal  Yaticano;  30.  Gennaio  1883. 

sto  Leo  P.  P.  XUL 


r.    7966.     GEOSSBEITAKiriEH.  —  Thronrede  zar  Eröffnung  des 

ParlamenteS;  verlesen  vom  Lord-Kanzler  am  15.  Fe- 
braar  1883. 

Mj  Lords  and  Gentlemen,  —  I  have  summoned  you  at  a  date  somewhat  Nr.  m 
er  than  is  asual,  on  account  of  the  advanced  period  to  which  the  labours  ^,itaiuij 
the  last  Session  were  protracted.  ||  I  have   the   satisfaction  of  maintainingi&Fe^rj 
th  all  Foreign  Powers  relations  of  friendship  and  goodwill.  ||  At  the  close 
the  last  Session  I  had  the  pleasure  of  recording  my  gratitnde  to  my  sea 
1  land  forces  for  suppressing  with  rapidity  and  completeness  a  formidable 
)ellion  in  Egypt.    Since  then  tranquillity  has  been  restored  to  that  country, 
imency  has  been  shown  by  its  Ruler  to  the  leaders  of  the  Rebollion,  and 
5  withdrawal  of  the  British  troops  is  proceeding  as  expeditiously  as  a  pru- 
nt  consideration  of  the  circumstances  will  admit  ||  The  reconstitution  of  the 
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Nr.  7966.   Govemment  of  Egypt  and  the  reorganisation  of  its  affairs  under  the  authoritj 

GrosB- 

britannien.  of  the  Ehedive  have  in  part  been  accomplished,  and  will  continue  to  reeeive 
i5.Pebr.i883.my  eamest  attention.  It  will  be  my  endeavour  to  secure,  that  fuU  provision 
shall  be  made  for  the  exigencies  of  order,  for  a  just  representation  of  the 
wants  and  wishes  of  the  population,  and  for  the  observance  of  intemational 
obligations.  ||  I  have  already  been  able  to  fulfil  the  promise  made  by  me  to 
the  Sultan  and  to  the  Great  Fowers  of  Europe,  that  I  wonld  sabmit  to  their 
friendly  consideration  the  arrangcments  which  appeared  to  me  to  be  the  best 
fitted  to  insure  the  stability  of  the  Khedive's  Government,  the  prosperity  and 
happincss  of  the  Egyptian  people,  the  security  of  the  Suez  Canal  and  the 
peace  of  Europe  in  the  East.  ||  To  those  objects  my  policy  has  been  direclcd 
in  the  past  and  will  be  addressed  in  the  future;  and  I  continue  to  rely  witb 
confidence  on  its  just  appreciation  by  other  countries..  ||  A  Conference  of  the 
Great  Powers  has  assembled  in  London  to  consider  measures  for  better  se 
curing  the  freedom  of  navigation  on  the  Danube,  which  is  placed  under  their 
guarantee,  and  forms  part  of  the  public  law  of  Europe.  ||  The  conditioD(rf 
Zululand,  and  the  possibility  of  renewed  disturbances  there,  have  engaged  mj 
most  serieus  attention.  With  a  view  to  the  preservation  of  peace  and  order, 
I  have  caused  the  former  Ruler  of  that  country  to  be  replaced  in  posses&ioD 
of  the  greater  part  of  the  territories  held  by  him  before  the  war.  I  ear- 
nestly  hope,  that  this  step  may  lead  to  the  establishment  of  a  more  stable 
government,  and  to  the  maintenance  of  good  relations  betwcen  the  Zulu  dbüob 
and  the  adjoinining  Colony  of  Natal.  ||  Papers  on  these  subjects  will  be  pre- 
sented  to  you. 

Gentlemen  of  the  Uouse  of  Commons,  —  The  Estimates  for  the  services 
of  the  coming  year  are  in  a  forward  state  of  preparation,  and  will  be  speedilj 
laid  before  you. 

My  Lords  and  Gentlemen,  —  I  am  happy  to  state,  that  the  improvemeBi 
in  the  social  condition  of  Ireland,  to  which  I  referred  in  December,  continoes. 
Agrarian  crime  has  sensibly  dirainished,  and  the  law  has  been  everywhere 
upheld.  II  At  the  same  time,  the  existence  of  dangerous  secret  societies  in 
Dublin  and  otlicr  parts  of  the  country  calls  for  unremitting  energy  and  Tigi- 
lance  on  the  part  of  the  Executive.  ||  Measures  will  be  promptly  submitted  to 
you  for  the  codification  of  criminal  law,  for  the  establishment  of  a  Court  uf 
Crimiual  Appoal  and  for  the  amendment  and  consolidation  of  the  hiws  ^^ 
lating  to  bankruptcy  and  patents.  There  will  also  be  brought  to  your  eirij 
notice  Bills  for  preventing  corrupt  practices  at  elections,  and  for  peri)etBatiBg 
and  amending  the  Ballot  Act.  ||  1  have  on  previous  occasions  referred  to  thf 
iniportanco  of  effccting  rcforms  in  the  Local  Government  of  the  diflferent  ptrts 
of  thü  United  Kingdom.  Propobals  for  the  better  government  of  the  Metro- 
polis will,  in  the  first  place,  be  submitted  to  you,  and,  if  time  shoold  perffit, 
will  bc  foUüWcd  by  other  measures  rclating  to  reform  of  local  govemment 
Yüur  attention  will  be  called  to  Bills  dcaliug  with  the  conservancy  of  riTCR 
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and  prevention  of  floods,   with  the  police  in  Scotland,   with  the  Universities   ^'-  ^**** 
in  that  part  of  the  United  Eingdom  and  with  edacation  in  Wales.  Il  Yon  will  britannien. 
also  be  invited  to  consider  a  proposal  which  will  more  eflfectuallj  secure  to  iJ^-^^^i^isss. 
tenants  in  England  and  Scotland  compensation  for  agricultural  improvements.  j 
You  have  provided  in  recent  jears  bj  a  liberal   devotion   of  your   time  for 
the  most  urgent  among  the  needs  of  Ireland.     The  claims  both  of  gcneral 
legislation  and  of  other  portions  of  the  United  Kingdom  will  now  demand 
from  you  a  just  regard.    I  trust,  however,  that  you  will  be  ablc  to  deal 
daring  the  present  year  with  some   of  the  legislative  wants  of  Ireland  for 
which  provision  has  not  yet  been  made.  {{  I  rcly  upon  your  proceeding  with 
energy  and  prudence,   and  I  beseech  Almighty  God  now,  as  heretofore,  to 
bless  your  labours. 


Nr.   7967.     FBANKEEICH.  —  Erkiarung  des  Ministeriums.     Ver- 

lesen   vom  Ministerprasidenten  Ferry   in   der  Depu- 
tirteukammer  am  22.  Februar  1883. 


Messieurs,  -^  Le  cabinet  que  M.  Ie  président  de  la  République  a  honoré   Nr.  7967. 

FntDkreicb, 
2i.Febr.l8S3. 


de  sa  confiance,  et  qui  vient  respectueusement  soUiciter  la  vótre,  ne  se  fait  ƒ  ™"^'*^*^*'* 


ancune  illusion  sur  les  difficultés  de  la  t^che  quHl  a  acceptée  ni  sur  la  gravité 

de  la  situation  parlementaire  h  laquelle  il  est  chargé  de  pourvoir.  j|  Cette  situation 

ne  peut  se  dénouer  que  par  la  clarté  et  par  la  franchise;  nous  venons  vous  ex- 

poser,  sans  réticence,  les  réflexions  qu'elle  nous  inspire,  les  mesures  immédiates 

qa'elle  nous  parait  comporter,  ainsi  que  la  fa^on  générale  dont  nous  enten- 

dons  la  direction  k  donner  aux  affaires  publiques.  ||  Il  importe  avant  tout  de 

«lore   rincident   qui  a  si  malheureusement  troublé   Taccord  entre   les   deux 

Assemblees  républicaines.  ||  Notre  premier  devoir  sera  de  satisfaire  et  d*apaiser, 

dans  les  limites  de  ce  qui  est  juste,  legal  et  possible,  des  réclamations  légi- 

times,  des  défiances  qu'il  faut  se  garder  de  pousser  k  Texcès,  et  nous  sommes 

résolus  èi  user  immédiatement,  k  eet  effet,  des  droits  incontcstés  que  confère 

au  pouvüir  exécutif  la  loi  du  19  mai  1834.  ||  Nous  croyons  qu'il  n'y  a,  pour 

le  moment,  rien  de  plus  h  faire,  que  la  République  n'est  point  en  péril,  et 

que  si  cUe  rencontrait,  quelque  jour,  des  conspirateurs  sérieux,  elle  trouvcrait 

dans  son  droit  supérieur,   dans  la  résolution  de  ceux  qui  répondcnt  de  ses 

destinées,  dans  le  concours  mcme  de  tous  ceux  qui  ont  travaiUé  k  la  fondcr, 

les  pouvoirs  qui  n'ont  jamais  fait  dófaut  k  uu  gouvernement  régulier. ,  Messicurs, 

ce  sont  les  ennemis  des  gouvememeuts  libres   qui  voudraieut  les  réduirc  au 

róle  de  gouvememeuts  sans  défensc;  mais  les  populations  fran^aises  qui  té- 

moignent  chaque  jour,  par  Icurs  votcs,  de  leur  attachcnieut  de  plus  en  plus 

profond   aux  institutions  républicaines,   uc  rcuteudeut  pas  ainsi,  et-loin  de 

Toaloir  abandonner  la  Rcpubliciue  k  uii  périllcux  laisser- faire,  olies  scraicnt 

plutót  lentécs  de  croirc  (luc  la  Kcpubliquo  u'cbt  pas  assez  défeuduc.  ||  Aussl, 
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Nr.  7067.   g^^jjg  toucher  k  des  libertés  essentielles  dont  la  géuérosité  même  est  lliODnear 

Frankreieh. 

22.Febr.i888.  da  goavemement  républicain,  nous  voas  demauderons  des  mesures  sar  les  ciis 
pablics  et  sar  Taffichage  ayant  pour  but  de  soastraire  toat  au  moins  ii 
liberté  de  la  voic  publique  aux  manifestations  factienses.  ||  Messieurs,  on  la 
dit  depuis  longtempS;  c'est  surtout  par  la  bonnc  conduite  des  affaires  pnbli- 
ques,  par  Ie  souci  incessant  des  voeux  et  des  sentiments  du  pajs,  que  les 
gouvernements  llbres  se  défendeut  et  se  fortiüent.  ||  La  Chambrc  des  dépvtés 
Va  bien  conipris^  elle  qui  a  mis  dès  Ie  premier  jour  son  ambition  k  mériter 
Ie  titre  de  Cbambre  réformatrice;  Ie  plus  beau  nom  qui  soit  au  monde.  |  Ooi, 
nous  avons  regu  du  pays  Ie  mandat  de  réformer,  et  nous  raccomplirous;  nno 
ce  pays  nous  dcmande  a  cette  heure^  avec  non  moins  d'énergie,  d'administKr, 
de  gouverner^  d'enraciner  la  République. '{ Ce  peuple  sage  et  résolu,  Ie  plus  laborieo 
et  Ie  plus  ordonné  des  peuples^  qui  a  poursuivi  k  travers  tant  d  obstacles  k  fom 
é  de  patience  et  de  courage  civique  Tétablissement  de  la  République  démocrstiiiK^ 

a  cberché  et  aime  en  elle  Ie  gouvernement  définitif  et  nécessaire;  mais  sai 
élus   manqueraient   gravement  k   ses   volontés   formelles   s'ils    donnaient  i  li 
République  la  fausse  cspérauce  d'un  gouvernement  agité  et  provisoire.  ||  Mes- 
sieurs;   deux  choses  sont  nécessaires  k  un  gouvernement  reformateur;  il  In 
faut  un  terrain  quclque  peu  solide  et  uue  bonne  methode:  ||  Un  terrain  solide 
k  Tabri  des  crises  incessantes  qui  paralysent  Taction  des  pouvoirs  pablics,  if' 
faiblissent  Tautorité  républicaine,  engcndrcnt  des  gouvernements  sans  esprit  de 
suite  et  sans  crédit;  ||  Une  methode  politique  et  parlementaire^  qui  consiste  i 
ne  pas  aborder  toutes  les  questions  k  la  fois,  k  limiter  avec  soin  Ie  champ 
des  réformes  pour  Ic  parcourir  plus  sürement,  k  écarter  les  questions  irri- 
tantes  et  les  débats  stériles,  k  modérer  enün  Tiuitiative  individuelle  de  h^ 
k  laisser  au  gouvernement  Tinitiative   qui  lui  appartient  de  droit  ||  Les  JBt 
sures  urgentes;  celles  qui  sont  Ie  plus  müres  et  qui  ne  peuvent  plus  attendre, 
sont  faciles  k  énumérer,  sans  parier  de  la  réforme  de  la  magistratore,  qó 
vient  de  faire  un  grand  pas  et  qu'il  est  de  1'honneur  du  Parlement  de  meoff 
k  tcrmC;  ni  de  la  loi  municipale  sur  laquelle  l'accord  sera  facile,  crojoss' 
nous,  entre  Ie  gouvernement  et  les  Chambres,  ni  des  lois  militaires  qoi  tiei- 
nent;  comme  1  armee  elle-même,  la  première  place  dans  nos  commanes  pr^ 
occupations.  ||  La  Chambre  a  mis  k  son   ordre  du  jour  la  loi  relative  aax  ré- 
cidivisteSy  attendue  si  impatiemment  par  Ie  pays,  et  les  propositions  de  ktf 
relatives  aux  caisses  de  retraite  pour  la  vieillesse  et  aux  Sociétés  de  secoon 
mutuels,  propositions  qui,  avec  la  loi  sur  les  syndicats  professionnels,  otf* 
quent  d'un  caractère  particulier  Toeuvre  de  cette  législature- 1|  De  notre  ctó, 
messieurs,   nous   vous   présenterons   tres  -  prochainement   Ie   budget  ordinaire 
de  1884,  qui  devra  être  réglé  par  les  Chambres  comme  il  Ta  été  par  ie  goa- 
vemement, sur  Ie  principe  de  la  plus  stricte  économie.  ||  Nous  alloüs  oonir 
les  négociations  avec  les  grandes  Compagnies  de  chemins  de  fer,  dans  ie  feras 
espoir  qu'il  en   sortira  des  conventions  équitables,  respectueuses  des  droits  d« 
l'Etat  et  qui  faciliterout  rexécutiou  des  grands  travaux  publics  sans  cbtfS*^ 
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'exces  notre  crédit.  Il  Nous  vous  apporterons  également,  dans  un  bref  délai,    ^'-  ^^'* 
suite    des   mesures    destinées   k    cumpléter    1  organisation    du    protectorat22.Febr.i88; 
n^ais  en  Tunisie,  convaiucus  que  cettc  organisation  nous  permettra  de  ró- 
rc  rapidement   dans  des  proportions  considérables  les  charges  de  l'occu- 
ion.  [|  Messieurs,  la  politique  extérieure  de  ce  cabinet,  comme  celle  de  tous 

prédécesseurs  depuis  douze  ans;  ne  peut  être  qu'une  politique  de  paix. 
paix  est  Ie  premier  besoin  de  Tinstinct  profond  de  toute  grande  démo- 
tie.  H  Mais  une  politique  pacifique  n'est  pas  nécessairement  une  politique 
i^tive.  Partout  dans  toutes  les  questions,  oü  nos  interets,  oü  notre  honneur 
t  engagés,  nous  voulons,  nous  devons  maintenir  k  la  France  Ie  rang  qui 
appartient  C'est  précisément  pour  conserver  k  notre  patrie  son  autorité 
rale  et  son  crédit  parmi  les  peuples,  qu'il  importo  de  donner  k  TEuropc 
spectacle  d'un  gouvernement  plus  sür  de  son  lendemain,  mioux  armé  contre 

factions  quelles  qu'elles  soient,  d'une  administration  forte  et  respectée, 
ne  République  parlementaire  reposant  sur  ces  trois  choses  essentiellement 
n^aises^  Ie  bon  sens,  Ie  travail  et  Tamour  du  progrès.    . 


'taatf»rchiT  XLI,  i<j 
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Nr.  7968. 


FRANEBEICH.  —  Min.  d.  Aasw.  (Dnclcrc)  an  den  engl 
Botschafter  in  Paris  (Lyons).  —  Die  Königin  yoi 
Madagaskar  nimmt  Gcbiet  in  Anspruch^  welches  anter 
französischem  Protectorat  steht 

Parig,  Ie  14  Aoüt,  1882. 
Nr.  7968.  M.  l'Ambassadeur,  —  Yotre  Excellence  a  entretenu  mon  Département  èi 

14  iuir'ri2.  "^^*^^™**^^^^  ^^^  ^®  Gouvernement  Britannique   a   recues   tonchant  rattitrii 
prise  par  Ie  Consul  et  Gommissaire  Francais  k  Tananarive  et  par  Ie  Gomm» 
dant  de  notre  station  navale,  k  1'occasion  de  diverses  réclamations  dootii 
Gouvernement  de  la  République  poursuit  la  solution  auprès  dn  Gouvemeoflit 
Hova.  II  Depuis  longtemps  déj&  Tinexécution  par  la  Cour  d'Émime  des  eogig^ 
mcnts  qui  la  tient  onvers  nous  a  provoqué  Touverture  de  négociations  an  ooiti 
desquelles  Ie  Gouvernement  de  la  Reine  Ranavalo  n'a  pas  toujours  témoigi' 
les  dispositions  conciliantes  et  favorables  que  nous  devions  attendre  de  sa  pilt 
En  mème  temps,  nous  avons  eu  h  appeler  son  attention  sur  des  mesores  priff 
k  son  instigation,  affectant  des  droits  que  constituent  k  la  France  des  Gooni' 
tions  autrefois  souscrites  par  divers  Chefs  indigènes  indépendants,  c'est  vd 
notamment  que  Ie  pavillon  de  la  Reine  s'est  trouvé  indüment  arboré  sur  ^ 
territoires  situés  au  nord-ouest  de  Madagascar  et  dévolus  k  notre  Proteeton^ 
en  vertu  de  Traites  existants.  ||  Nos  Agents  ont  dü  faire  sentir  au  Govftf'  It 
nement  Hova  Ie  regret  que  nous  causait  sa  répugnance  obstinée  k  reconniH^  |q 
nos  droits  iógitimes  et  quant  è.  présent  Taccord  n'est  pas  encore  établi  eitt* 
les  deux  parties.     Il  ne  m'est  pas  permis  de  donner  k  votre  Excellence  do 
explications  plus  complètes  sur  la  question,  celle-ci  se  trouvant  en  coon  ^ 
négociation  et  les  pourparlers  devant  continuer;  je  puls  toutefois  lui  dire  ^ 
Ie  Consul  du  Gouvernement  Hova  m'a  fait  savoir  qu'il  avait  regu  l'ordredc»  IJ 
Cour  d'Èmime  de  s'entendre  avec  lui  pour  rechercher  une  solution.  jj  J*»  ■ 
avisé  notre  Consul  k  Tananarive,  en  Tinvitant  k  attendre  les  nouvelles  instmö* 
tions  que  je  me  trouverai  en  mesure  de  lui  adresser  lorsque  je  serai  exadeo» 
fixé  relativement  aux  propositions  que  M.  Hilarion  Roux  a,  parait-fl,  oi** 

de  me  présenter.  ||  Agréez^  &c,  W 

Duclerc      |) 
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\  7969.  GEOSSBRITAinnEN.  —  Min.  d.  Ausw.  (Granville)  an 
den  engl,  Geschaftstrager  in  Paris  (Pluukctt).  —  Die 
englische  Regiorung  erkennt  ein  französisches  Pro- 
tectorat  über  Theile  des  Festlandes  von  Madagaskar 
nicht  an. 

Foreign  Office,  October  7,  1882. 

Sir,  —  In  mj  despatch  to  Lord  Lyons  of  the  21st  August  I  stated,  that  ^'-  '^^^' 
'  Majesty's  Government  would  be  glad  to  ascertain  what  where  the  Treaties  britannien. 
which  M.  Duclerc  alluded  in  his  note  of  the  14th  August,   as  ceding  to  '•  ^*-  ^^2- 
nee  the  Protectorate  of  certain  territories  on  the  north-west  coast  of  Ma- 
iscar.  II  I  have  now  to  state,  that  Her  Majestj's  Government  are  anxious 
receive,  at  as  early  a  date  as  possible,  a  definite  statement  on  this  point 
a  the  French  Government.  ||  Her  Majest/s  Government  recognize  the  Queen 
tfadagascar  as  absolute  Monarch  of  the  whole  island,  excepting  Mayotte 

Nossi-Bé  on  the  west  coast,  which  are  now  occu^ied  by  the  French;  and, 
it  present  advised,  they  are  unaware  of  any  Treaty  stipulations  in  virtue 
vhich  the  French  Government  could  properly  claim  territorial  jurisdiction 
r  any  part  of  the  mainland  of  Madagascar.  ||  The  understanding  between 
at  Britain  and  France  has  hitherto  been,  that  the  two  Govemments  should 
ntain  an  identic  attitude  of  policy  in  Madagascar    and  act  in  concert  in 

matter;  and  Her  Majesty's  Government  would  view  with  regret  the  ad- 
cement,  on  the  part  of  France,  of  any  territorial  claims  which  might  be 
:nlated  to  disturb  that  understanding.  ||  Her  Majesty's  Government  have  . 
3ived  intelligence,  that  a  special  Mission  &om  the  Queen  of  Madagascar  has 
ved  in  France,  which  will  be  accredited  to  Her  Britannic  Majesty  as  well 
to  the  Government  of  the  French  Republic,  and  they  would  be  glad  to  be 
i  position  to  oflfer  their  good  offices,  if  acceptable,  with  a  view  to  the 
oration  of  the  status  guoj  and  of  amicable  relations  between  the  French 

Hova  Govemments.  j]  I  have  to  request,  that  you  will  make  a  communi- 
on  in  the  above   sense   to   the   French   Minister  for  Foreign   Affairs. 
n,  &c. 

Granville. 


.    7970.     OBOSSBBITANNIEN Adresse  des  engl.  Madagaskar- 

Gomitée,  betreffend  die  französischen  Ansprttche  auf 

Madagaskar. 

November  22,  1882. 

My  Lord,  —  On  behalf  of  the  Madagascar  Committee,  we  beg  to  address   Nr.  7970. 
:  Lordship  on  the  subject  of  the  grave  differences  which  have  arisen  between  i,riUnni"eB. 
French  Government  and  the  Government  of  Madagascar.  ||  We  are  fully22.N0T.i882. 
(cions  of  the  difficult  and  delicate  nature  of  the  question  which  we  havQ 
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Nr.  7970.   undcrtakcii  to  briug  before  your  Lordship.  We  are  therefore  anxioas  to  perform 

Gro88- 

britannieD.  OUT  task  witli  due  regard  for  the  legitimate  rights  of  the  great  Frcnch  nation, 
22.Nov.i882.  i^Q^  with  an  carnest  dcsire  that  the  feelings  of  good-will  which  now  happilj 
exists  between  the  two  countries  shoald  be  both  maintained  and  strengthened. 
Yoar  Lordship  is  aware,  that  the  Malagasy  Government  have  sent  an  Embassy 
to  Paris,  charged  with  the  duty  of  endeavonring  to  arrive  at  a  satisfactory 
onderstauding  with  Franee.  So  long  as  there  seemed  the  least  rcason  to  hope, 
that  the  Ambassadors  would  succeed  in  their  mission,  we  considered  it  ande 
sirable  to  interfere  in  the  dispute;  bnt^  unfortonately,  we  have  reason  to  beUere 
that  no  progress  has  been  made  with  the  negotiations^  and  that  the  Frencii 
Government  has  pat  forward  demands  which  the  Ambassadors  are  nnable  to 
accede  to  unless  they  are  prepared  to  sacrifice  the  independence  of  their  comitry.! 
The  Frcnch  demand,  that  the  Malagasy  Government  shall  consent  to  a  Freock 
Protectorate  over  the  western  and  nord- western  coasts  of  the  island,  fm 
Cape  Ambro  to  the  Port  of  Mojang^,  a  country  of  nndefined  boondaries « 
far  as  the  interior  is  concemed,  and  which,  in  the  event  of  its  occnpatioo  hf 
a  foreign  Power,  would  be  peculiarly  liable  to  the  evils  inseparable  from  ai 
nncertain  or  divided  jurisdiction.  ||  We  have  fuUy  discussed  these  claims  io  t 
statement,  a  copy  of  which  we  beg  to  hand  to  your  Lordship;  bat  in  proof 
of  their  unsubstantial  nature,  we  desire  to  refer  to  the  fact  that,  althoagb 
they  are  professedly  based  npon  a  cession  of  territory  which  one  of  tk 
numerons  Sakalava  tribes,  then  in  rebellion,  is  alleged  to  have  made  to  the 
French  in  the  year  1840,  the  Treaty  concluded  between  Franee  and  IWi- 
gascar  in  1868  contains  no  reference  either  to  this  transaction  or  to  tit 
existence  of  any  French  rights  on  the  Malagasy  coast.  Moreover,  Froek 
vcssels  entering  the  ports  of  the  country  now  claimed  by  the  French  Gfofen- 
ment  have  for  many  years  past  regularly  paid  customs  duties  to  the  HalagiV 
officials,  who  werc  stationed  at  these  ports  for  revenue  purposes.  Astki 
levying  of  taxes  is  a  vital  act  of  sovereignty,  it  is  impossible  to  reconcüethi 
condnct  of  the  French  in  freely  paying  the  duties  exacted  by  the  MaIi^ 
Goverumeut  on  the  nord-west  coast  with  their  present  contention  tbit  th(  |v 
Queen  has  no  right  to  exercise  authority  in  that  portion  of  the  island.P'' 
ncccssary  to  advert  to  the  British  iuterests  involved  in  this  question,  beötf 
they  are  of  a  very  important  character.  We  believe,  that  there  are  five  tiis 
as  many  Ëuglish  as  French  subjects  in  Madagascar,  and  that  the  amooit" 
our  tradc  with  the  islaud  is  quadruple  that  of  the  French,  whilst  it  is  i^ 
worthy  of  rcmark  that  a  large  portion  of  the  food-supply  of  the  British  CoW  |T 
of  Mauritius  is  drawn  from  Madagascar.  The  British  people,  from  no  altenu^ 
or  unworthy  motives,  have  also  donc  much,  by  means  of  religieus  and  edi*  ■«r* 
tioual  ageucies,  to  promote  the  civilization  of  the  native  population.  A9|e^ 
camiot  look  on  unmoved  while  this  good  work,  the  result  of  a  large  exp^ 
diture  of  mouey,  as  well  as  of  many  years  of  labour,  is  exposed  to  tbcri»  lèi 
of  destructiou;  nor  can  they  contemplate  without  alarm  the  prospect  of  Bénóv  B^ 
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d  other  French  Golonies  making  the  nord-west  provinces  of  the  island  tlie  ^'-  '®"^* 
Bne  of  a  traffic  m  African  labour,  which  experience  has  clearly  shown  to  briiannien. 
another  form   of  the  Slave  Trade.  ||  On  grounds,  therefore,   which   have^^^®''-'^- 
gard  to  the  rights  of  the  Malagasy  Government  and  nation,  and  also  to  the 
itish  interests  at  stake  in  Madagascar,  we  respectfnlly  ask  yonr  Lordship 
endeavonr  to  secure  a  satisfactory  settlement  of  the  difficulty  that  threatens 
interrapt   the   peacefül   progress  of  a  people  who  have  shown  a  marked 
pacity  for  civilization.     We  venture  to  submit  to  your  Lordship,  that  this  is 
eeminently  a  case  for  arbitration,  and  that  onr  position  entitles  us  to  suggest 
both  parties  that  they  should  consent  to  refer  the  question  as  issue  to  the 
cision  of  a  friendly  and  neutral  Power. 

Leaving  this  suggestion  to  your  Lordship's  favourable  consideration,  we 
•ve,  &c. 

A.  McArthur,  Chairman. 
F.  W.  Chesson,  Hon.  Sec. 
George  Palmer,  Treasurer. 


WJiat  are  ^^ French  Claims''  on  Madagascar? 

By  frequent  paragraphs  in  the  daily  papers  during  the  past  few  weeks, 

well  as  by  occasional  leading  articles  and  letters  entering  more  or  less 

Uy  into  the  subject,  most  persons  will  have  seen  that  the  French  have  for 

me  time  been  putting  forward  ccrtain  claims  to  portions  of  the  great  Island 

Madagascar.     It  will  also  be  known,  that  a  Malagasy  Embassy  is  now  in 

iris,  endeavouring  to  arrange  the  matters  in  dispute,  and  that,  in  the  first 

stance,  after  having  been  prevented  by  the  French  Consul  from  leaving  Taraa- 

^e  for  several  weeks,  they  are  now  prcssed  by  the  demands  of  the  French 

»vemment,  and  have  the  alternative  offered  to  them  of  agreeing  to  a  foreign 

otectorate  over  nearly  a  third — the  nord-westem  part — of  the  island,  or  of 

ving  their  ports  taken  possession  of  by  a  French  naval  forcc.  ||  For  some 

ie  past  the  French   press   has   been   full  of  confident   assertions  of  their 

'knowledged  rights  in  Madagascar*'  and  similar  phrases;  one  Parisian  paper 

>erts,  that  these  claims  give  them  '^a  right,  if  not  exactly  to  a  Protectorate 

the  island,  at  least  to  a  tutelage  of  it;"  but  hardly  anyone  has  attempted 

8how  how  these  rights  arose,  or  to  give  any  details  of  the  events  by  which 

'Se  alleged  claims  originated.  ||  It  will  naturally  be  inqnired  by  outsiders: 

hat  are  these  "French  claims"?    How  have  they  arisen?    And  what  measure 

right  and  justice  is  there  in  the  demands  now  being  made  upon  the  native 

vemmcnt  of  Madagascar?     Rights  to  any   country   may  be  said   to   rest 

>erally  upon  one  of  four  conditions:  (1)  Previous  possession  and  inheritance; 

discovery;  (3)  conquest;  and  (4)  treaty  or  purchase.     Upon  which  of  these 

the  French  lay  claim  to  any  portion  of  the  soil  of  Madagascar?  ||  The 

^t  of  the  above  conditions  is,  of  coursc,  outside  the  inquiry;  and  the  second 
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Nr.  7970.   jg  j^g  jj^xich  so,   sincG  thc  Portuguesc  wero  the  first  Eoropeans  to  discover 
britannien.  Madogascar  (in  1506),  and  within  a  vcry  few  months  its  entire  coast  wasdr- 
22.Nov.i882.  gQmuavigated  by  the  same  pcople,  and  much  of  it  mapped  by  their  famoos 
Commanders,  Almeida,  Tristan  d'Acunha  and  Alboqaerqne.  ||  Neither  inheritaoce 
nor  discovery  of  Madagascar  affording  any  grounds  for  alleged  French  rights, 
to  what  extent  does  conqnest  of  any  portion  of  it  bear  out  their  claims?  |  It 
is  well  known,  that  daring  parts  of  the  seventeenth  and  eighteentb  centnries 
the  French  made  repeated  attempts  to  establish  settlements  on  the  easten 
coast  of  Madagascar.     The  first  position  they  occupied  was  at  St.  Lucia,  near 
the  south-east  corner  of  the  island,  in  the  year  1642;  and  they  subseqaenüj 
built  Fort  Dauphin ,  in  thc  same  neighbourhood.     Bat  these  settlements  were 
not  Colonies,  bat  military  posts^  and  those  who  take  the  trouble  to  read  the 
history  of  French  occupation  of  these  places,  as  narrated  by  their  own  writers— 
Flacourt,  Rochon    and  others — will  be  astonished  at  their  almost  incredible 
nüsmauagement.     So  disregardful  were  somc  of  thc  Govemors  of  the  ordinirr 
prccaations  neccssary  for  the  very  cxistence  of  their  posts,  that  they  took  little 
trouble  to  secure  the  good-will  of  the  natives.     Actually,  in  some  cases,  pro- 
visions  were  procured  by  making  raids  upon  the  villages  in  the  neighbour- 
hood of  the  forts,  so  that  the  people  naturally  withdrew  forther  and  fortber 
away,  and  more  than  once  the  French  were  only  saved  from  starvation  by 
the  timely  arrival  of  a  foreign  vessel.     The  hostility  of  the  coast  tribes  m 
of  course  aroused,  and  cventually  a  combined  attack  was  made;  the  French 
were  almost  destroycd,  a  few  only  escaping  to  their  ships.     These  places  oi 
the  south-east  coast  were  thcrefore  held  only  thirty  years,  being  abandonei 
in   1672;  and  so  ended  French  attempts  on  Madagascar  in  the   seventeeith 
century.  ||  More  than  scveuty  years  elapsed  before  the  French  made  fresh  efforts 
to  establish  themselves  again  in  the  island.    In  1745  they  formed  a  settleauitf 
at  the  little  Island  of  St.  Marie's,  of  the  east  coast;  hut  nine  years  afterwards 
it  was  destroyed  by  the  natives,  owing  to  the  same  kind  of  conduct  on  thi 
part  of  the  French  which  had  caused  the  loss  of  their  southem  forts  in  thi 
prcceding  century.     Trading  agreemcnts  were  subsequently  made  with  sooe 
of  the  eastern  coast  Chiefs,  and  an  establishment,  chiefly  for  the  sapplj  o( 
provisions  for  Mauritius  and  Bourbon,  was  formed  at  Foule  Point    Alnotf 
the  only  really  enlightcned  an  capable  Governor  whom  the  French  sent  o< 
to  Madagascar  was  the  Polish  Count  Benyowsky,  who,  had  he  been  propertr 
supportcd  by    the  anthorities  at  Mauritius,  would   doubtless  have  formed  • 
lasting  Colony  in  the  country.     But  he  was  thwarted  in  every  way  by  the 
officials,  and  was  eventually  shot  by  the  French  troops.     With  bis  detlh  ia 
1 786  came  to  an  end  all  prospect  of  the  French  Government  forming  a  (k^ 
in  Madagascar,  and,  indeed,  of  all  attempts  to  do  so.    From  that  time  th^ 
confined  themselves  to  maintaining  two  or  three  military  posts  and  trriwf 
factories.     The  French  Revolution  also  occurring  about  that  period  premt»* 
the   Home  Government  of  France  from  pursuing  any  foreign   conqaest;  «^ 
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eyery  position  they  had  ever  held  on  the  mainland  appears  to  have  been  finally  ^'-  '®'^* 
abandoned  in  the  early  part  of  this  centarj.  The  littlc  island  of  St  Marie's  britannien 
only  was  retained,  and  has  been  kept  ever  since  as  a  French  possession.  ||  The  22.N0T.  iss: 
character  of  French  interconrse  with  Madagascar  is  described  by  a  Commis- 
aioner  sent  oat  in  1792,  who  writes  thus:  '^uropeans/'  hc  says  (and  these 
were  chiefly  Frenchmen),  ''have  hardly  ever  visited  this  island  but  to  ill-treat 
the  natives,  to  excite  and  foment  qaarrels  among  them;  in  a  word,  they  have 
left  no  other  marks  of  having  been  there  but  the  effects  of  thcir  cupidity.  The 
French  Government  has  at  long  intervals  formed,  or  attempted  to  form;  establish- 
ments  among  these  peoples;  bat  the  agents  in  these  enterprises  have  attended 
exclnsively  to  the  interests  and  emolaments  of  the  Ëuropeans,  and  particularly 
to  their  own  profits;  while  the  interests  and  well-being  of  the  natives  have 
been  entirely  forgotten.  Some  of  these  delegates  have  even  been  dishonest 
advonturers,  and  have  committed  a  thousand  atrocities/'  The  latest  French 
writer  apon  the  conntry  says:  ''Commerson,  dans  son  voyage  k  Madagascar, 
a  compté  plas  de  deox  cents  villages,  incendiés  pendant  les  six  ans  da 
goavemement  de  M.  de  Flacoart.  Le  pillage  et  Tincendie  étaient  permanents" 
("Soavenirs  de  Madagascar/'  par  M.  H.  Lecaze,  Paris  1881).  Such  are  "French 
claiias''  apon  the  gratitade  and  esteem  of  the  Malagasy  people.  ||  In  the  year 
1810^  owing  to  the  great  damage  done  to  Ënglish  commerce  by  French  priva- 
teers  daring  our  great  war  with  France,  Mauritius  and  Bourbon  were  both 
eaptared  by  a  British  force;  and  although  it  is  doubtful  whethcr  any  post 
was  then  actually  held  by  the  French  on  the  mainland  of  Madagascar,  any 
snpposed  rights  on  these  positions  they  may  have  had  passed  over  into  Ënglish 
liands,  as  they  were  always  considered  as  mere  dependencies  of  Mauritius. 
Besides  this,  the  forts  formerly  occupied  by  the  French  at  Foule  Point  and 
Tamatave  were  taken  possession  of  by  Ënglish  troops.  In  1814,  by  a  Pro- 
clamation  issued  by  Sir  Robert  Farquhar,  formal  possession  was  taken  of  Mada- 
gascar in  the  name  of  His  Britannic  Majesty;  but  three  years  later  all  Ënglish 
claims  were  formally  restored  to  the  Hova  Government  by  the  Treaty  made 
with  Radama  I,  in  which,  amongst  other  concessions  made  to  him  in  virtue 
of  his  abolishing  the  export  Slave  Trade,  he  was  acknowledged  as  Eing  of 
Madagascar.  Soon  after  this  date  Foale  Point  and  Tamatave  were  both  given 
over  as  trading  establishments  to  Radama's  officers,  and  so  ended,  it  might 
have  been  supposed,  all  French  claims,  slight  as  they  were,  which  had  any 
Jastification  in  conquest,  to  the  soil  of  Madagascar.  ||  But  it  will  also  have 
been  seen  that  claims  are  now  persistently  put  forward  to  a  French  Protec- 
torate,  if  not  sovereignty,  not  over  the  east  side  of  Madagascar,  but  over  its 
western  coast,  more  particularly  over  its  north-western  portion,  from  Cape 
Ambro  to  the  Port  of  Mojanga,  including,  at  the  extreme  northcrn  point  of  the 
island,  Diego  Saarez,  one  of  the  finest  natural  harbours  in  the  world.  In  this 
case  no  attempt  is  made  to  justify  these  pretensions  by  right  of  conquest,  but 
it  argcd  that  by  Treaty  with  the  native  inliabltants  this  part  of  the  island 
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Nr.  7970.  jj^g  passcd  into  Frencb  hands.  How  far  do  facts  bear  out  the  claims  to  this 
britlnnieii.  north-west  territory?  ||  In  the  year  1839  the  northern  S^kalèva  of  Iböina,  wbo 
22.NOT.  1882.  jjad  been  conquered  by  Rad^ma,  the  Ilova  King,  in  1824,  rebelled  againstthe 
authority  of  his  successor,  Queen  R^nav^lona  I.  The  country  had  been  undcr 
Hova  supremacy  for  fifteen  years,  when  the  cruelty  and  oppression  of  the 
Queen  drove  thera  into  revolt.  A  Frencb  man-of-war  being  then  at  Nósibé, 
an  island  off  that  coast,  made  coromon  cause  with  the  Sèkalèva;  and  it  is 
alleged,  that  in  July  1840  the  latter  ceded  their  territory  on  the  munland, 
together  with  Nosibé,  to  the  Frencb.  That  island  was  accordingly  tikea 
possession  of  by  the  Frencb  in  1841,  and  bas  ever  since  remained  in  theff 
bands;  but  from  that  date  until  the  present  year  no  attempt  bas  ever  been 
made  to  enforce  the  right  the  Frencb  claim  to  have  acquired  on  the  mainlao^ 
and  the  Hova  Government  bas  always  strenuously  resisted  any  such  claim  bj  j 
foreigncrs.  They  argue,  that  the  north-west  coast  had  been  for  many  yein 
a  portion  of  tbc  Hova  Kingdom,  and  firmly  deny  the  riglit  of  a  rebellious  tnbe 
to  alienate  any  part  of  the  island  to  a  foreign  Power.  ||  It  is  a  significant  fac^ 
'that  in  the  Treaty  of  Friendship  and  Commerce  concluded  between  the  Freod 
and  Malagasy  Govcrnments  in  1868,  no  reference  was  made  in  any  waj  to 
such  alleged  Frencb  rights,  either  on  the  east  or  west  coast  of  the  island;  ifid 
further,  that  in  it  the  Hova  sovereign  was  styled  Queen  of  Madagascar,  an  implied 
admission  of  her  claim  to  the  sovereignty  of  the  island  as  a  whole.  Besidet 
this,  for  many  ycars  past  the  customs  duties  due  to  the  Malagasy  Sovereigi 
have  been  always  paid  by  Frencb  vessels  entering  the  north-westem  porü  ii 
this  vcry  country  now  claimed  by  France;  and  some  years  ago  complaints 
made  by  French  traders  of  over- charges  were  inquired  into  and  money  w» 
refunded.  ||  With  extraordinary  inconsistency  also,  with  the  claims  now  pit 
forward,  a  demand  was  made  only  this  year  for  an  indemnity  for  what  tk 
French  termed  an  outrage  on  Frencb  citizens,  committed  on  this  same  territory. 
Although  tbc  demand  for  9,740  dollars  was  flagrantly  unjust^  it  was  ptid  bj 
the  Malagasy  Government,  under  protest,  rather  than  force  a  ruptnre  witb 
France;  but  the  very  demand  was  surely  an  acknowledgment  of  the  aatboritj 
of  the  Queen  over  that  part  of  the  island.  ||  Another  attempt  was  made  by  tbe 
French  about  twenty  years  ago  to  gain  a  preponderating  influence  in  Midi- 
gascar.  In  the  year  18G2  the  agents  of  a  French  Gompany  succeeded  in  in- 
ducing  the  young  King  Rad^ma  II  to  sign  a  Charter  by  which  enormous  est 
cessions  were  made:  giving  rights  to  the  French  to  occupy  all  rivers,  port^ 
forests,  mines  and  fertile  lands,  &c.\  indeed,  the  powers  granted  woold  hut 
made  over  evcrything  worth  having  in  the  country  to  foreigners,  leaving  the 
Malagasy  only  the  mountain  tops  and  bare  rocks.  This  agreement  ms, 
however,  warmly  opposcd  by  the  leading  people  of  the  country,  and  its  cos- 
cession  was  one  of  the  chief  causes  which  led  to  the  revolntion  of  the  folio* 
wing  year,  whicli  cost  the  king  his  crown  and  his  life.  The  Charter  «^ 
Treaty  were  promptly  repudiatcd  by  tlio  new  Sovereign  and  her  Govemowt, 
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md  after  much  difficultj  the  French  Company  abandoned  its  claims  upon  ^';  ^^- 
)ayment  of  1,000,000  francs  by  the  Malagasy.  In  both  documents  Radama  II  britomiieii. 
?as  stjled  "King  of  Madagascar/'  and  the  tenour  of  each  clearly  showed  that^^-^*"^*^®^ 
he  whole  of  Madagascar  was  intended  by  these  words.  ||  It  will  then,  we  think, 
t)e  clear,  that  "French  claims"  on  Madagascar  rest  on  the  foUowing  grounds: — 
1.  The  forcible  seizure  in  the  seventeenth  century  of  several  military  posts 
)n  the  east  coast,  from  which,  after  having  been  held  only  thirty  years,  they 
¥ere  at  length  driven  oflf  by  the  people,  the  positions  being  abandoned  altogether 
br  seventy  years.  ||  2.  The  resumption  of  some  of  these  places  in  the  middle 
)f  the  eighteenth  centnry,  and  their  final  abandonment  towards  the  commen- 
lement  of  this  century,  soon  after  which  time  the  conqnest  of  the  Mascarene 
slands  by  the  British  transferred  all  their  dependencies  in  Madagascar,  if  any 
ach  existed,  to  Ëngland.  And  these  rights  were  formally  restored  by  os  to 
he  Malagasy  Government  in  1817.  ||  3.  The  c^ssion  in  1840  by  north-west 
ribe,  then  in  rebellion,  of  a  portion  of  their  territory  to  France;  a  cession 
lever  recognized  by  the  central  Government,  never  claimed  by  the  French  in 
heir  Treaty  of  1868,  and  never  brought  forward  at  all  until  the  present 
ear.  ||  4.  A  Treaty  made  by  the  Hova  King  on  his  own  sole  authority,  in 
862,  against  all  Malagasy  usage,  with  a  French  trading  Company  (often 
:nowii  as  the  "Lambert  Company"),  but  which  was  speedily  repudiated  by  the 
dalagasy  Government,  and  all  claims  discharged  by  the  payment  of  a  large 
um  to  the  Company.  ||  These  are,  we  believe,  in  brief,  all  the  grounds  on 
vhich  such  large  demands  are  now  being  made  upon  the  Malagasy  by  the 
french  authorities;  demands  which,  if.acceded  to,  will  virtually  hand  over  the 
sland  to  French  rule,  and  which  the  Malagasy  Ambassadors  are  now  being 
iressed  to  agree  to,  while  they  remain  in  considerable  constraint  in  Paris, 
Nrith  the  threat  that  unless  they  acccde  to  these  monstrous  claims  French 
ibips  will  take  possession  of  their  ports,  and  will  then,  by  right  of  conquest, 
ïlaim  the  sovereignty  of  the  island.  ||  Will  English  statesmen  allow  such 
Iemands  to  be  enforced  upon  a  people  who  owe  largely  their  position  to  our 
help,  and  with  whom  we  have  had  friendly  relations  for  so  long  a  pcriod, 
without  friendly  intervention  and  firm  protest  against  such  gross  injusticc?  , 
[t  will  perhaps  be  asked  by  some:  "On  what  grounds  can  England  claim  a 
right  to  interfere  in  this  qucstion?  It  may  suffice  to  say  here,  briefly,  that 
ioring  the  reign  of  Radama  I  we  largely  aided  the  Malagasy  Government  to 
establish  the  central  authority  over  other  portions  of  the  island,  and  to  put 
iown  the  export  Slave  Trade  in  formcr  times,  and,  more  reccntly,  the  import 
Slave  Trade;  that  we  have  done  very  much,  and  have  expended  large  snros 
df  money,  to  cnlightcn  and  civilize  and  Christianizc  the  Malagasy  people;  that 
we  have  in  Madagascar  about  five  times  as  many  English  subjects  as  thcre 
Bure  Frer^ch  citizens;  that  our  valuable  Colony  of  Mauritius  derives  a  great 
part  of  its  food-supply  from  Madagascar;  that  wc  have  a  considerable  and 
increasing  trade  with  the  country,  four  times  as  large  as  that  carried  on  by 
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Nr.  7970.  France;  that  the  acqnisition  by  France  of  the  north-west  provinces  will  inefi- 
britannien.  tablj  lead  to  a  revival  of  the  Slave  Trade  on  that  coast,  from  which,  in  a 
22.NoT.i882.jjjjQ^lgg^  form,  it  has  already  been  largely  going  on  for  some  time  past  by 
French  vessels  to  snpply  coolics  for  Rénnion;  that  in  sach  case  oor  cmiseis' 
right  of  search  of  ports  and  harbours  would  cease;  and;  finally^  that  for  seTcral 
years  past  there  has  been  a  distinct  onderstanding  between  England  and  France 
that  each  nation  shall  respect  the  independence  of  Madagascar.  ||  On  these 
groonds  wc  snbmit,  that  the  Madagascar  Gommittee  have  ample  reason  for 
asking  that  the  British  Government  will  nse  its  friendly  offices  with  the  French 
Government,  so  that  the  Malagasy  people  may  be  preserved  in  possession  of 
their  rights,  and  that,  freed  from  foreign  aggression,  they  may  be  allowed  still 
to  porsue  that  path  of  progress  and  enlightenment  in  which  they  have  made 
snch  remarkable  advanccs  for  the  last  twenty  years. 

•  Alexr.  McArthur,  Chairman. 

Ge  o.  Palm  er,  Treasurer. 
November  22,  1882.  F.  W.  Chesson,  Hon.  Sec. 


Nr.    7971.     GEOSSBRITANinEN.  —  Min.  d.  Answ.  an  den  engl.  Bot- 

schafter  in  Paris  (Lyons),  —  Wtlnscht   sich   mit  der 

französischen   Regiernng  über   Madagaskar  zu  Ter- 

st&ndigen. 

Foreign  Office,  November  29,  1882. 

Nr.  7971.  My  Lord,  —  TJie  attitude  of  thp  French  Government  with  respect  to 

britanm'en.  Madagascar  and  the  special  Mission  accredited  by  the  Sovereign  of  that  island 
29.N0T.  1882.  to  the  Frcnch  Republic  have  necessarily  engaged  the  eamest  attention  of  Ber 
Majesty's  Government.  ||  Your  Excellency  will  be  aware,  that  the  question  of 
the  differences  between  France  and  Madagascar  is  exciting  great  interest  in 
this  country,  whose  relations  with  this  island  have  long  been  of  a  very  friendlj 
character.  ||  Her  Majesty's  Government  are  informed,  that  the  Embassy  fros 
the  Queen  of  Madagascar  to  France  have  arrived  in  London,  and  are  VIkéj 
to  put  themselves  in  communication  with  me.  I  am,  therefore,  anxioos  to 
receive  some  communication  from  the  French  Government  on  the  subject  of 
their  present  attitude  with  respect  to  Madagascar,  as  some  guide  to  the  languigt 
which  I  should  hold  to  the  Ambassadors.  ||  Great  Britain  and  France  ha?e  the 
same  interests  in  Madagascar,  and  have  hitherto  acted  in  concert  in  all  matt^ 
affecting  their  relations  with  the  Hova  Government.  ||  Her  M^esty's  Gofern- 
ment  attach  great  importance  to  the  continuance  of  this  good  understandipft 
to  promote  which  it  is  desirable  that  no  cessation  should  take  place  in  tiie 
system  of  frank  intercommunication  which  has  hitherto  been  adopted  by  tk 

two  Governments  to  their  mutual  advantage.  ||  I  am,  <&c. 

Granville. 
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Nr.     7972.     MADAGASKAE.  —  Die  Gesandten  an  den  engl.  Min.  d. 

Ausw.  —  Zwecke  der  Gesandtschaft. 

London,  December  2,  1882. 
Your  Lordship,  —  It  is  with  pleasure,  that  we,  the  Ambassadors  of  Her  .^'-  '•7* 

'  *^  '  '  Madagaakar. 

Majesty  Ranavalomanjaka,  Queen  of  Madagascar,  have  set  foot  on  the  shores  2.  Dec.  i882. 
of  Englandy  and  comc  to  present  to  jour  Lordship  the  expression  of  our 
respect  and  esteem  for  a  country  to  which  we  are  so  deeply  indebted.  ||  "We 
have  the  honour  to  transmit  to  your  Lordship  the  credentials  which  accredit 
us  as  Ambassadors  Extraordinary  and  Plenipotentiary  to  the  Court  of  Her 
Most  Gracions  Majesty  Victoria,  Queen  of  Great  Britain  and  Ireland,  and  Empress 
of  India.  ||  The  Queen,  our  Mistress ,  in  confiding  this  mission  to  us,  has  bid 
ns  express  our  feelings  of  gratitude  to  a  great  nation  which  has  ever  been 
bhc  firm  friend  of  Madagascar,  and  we  can  assure  your  Lordship  that  the 
object  of  our  present  visit  is  to  consolidate  and  cement  thosc  friendly  relations 
which  have  always  existed  between  our  respective  Governments.  ||  The  first 
Dbject  of  our  visit  to  England  is  to  solicit  through  your  Lordship  an  audience 
with  Her  Most  Gracieus  Majesty  Queen  Victoria,  in  the  name  of  our  Sovereign 
Ranavalomanjaka.  ||  We  also  come  to  lay  bcfore  Her  Britannic  Majcsty's  Govern- 
ment the  unfortunate  relations  now  cxisting  between  our  Government  and  that 
of  France.  ||  Lastly,  the  object  of  our  mission  is  to  propose  a  revision  of  the 
Treaty  between  Great  Britain  and  Madagascar,  whereby  we  hope  to  facilitate 
the  commercial  relations  between  our  respective  subjects,  and  to  settle  more 
definitely  any  questions  upon  which  there  may  now  exist  diversity  of  opinion. 


Nr.    7973.     OEOSSBBITANNIEH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 

schafter    in   Paris.    —    Gefahr    für    alle   Weissen   in 
Madagaskar  bei  einem  Gonflikt  mit  Frankreich. 

Foreigo  Office,  December  2,  1882. 
My  Lord,  —  A  Gentleman  well  acquainted   with  Madagasear  informed   ^r.  7973. 
Her  Majesty's  Government  a  few  days  ago,  that  any  hostile  action  on  the  part  bnunniên. 
of  the  French  would  exposé  all  other  whites  to  great  risks  in  those  parts  of  s-  ^^^- 1^^- 
Madagascar  where  the  natives  are  unabie  to  distinguish  between  different  foreign 
nations.  ||  This  communication  has  been  to  a  great  extent  confirmed  by  the 
despatch  from  Mr.  Consul  Pakenham,  of  which  a  copy  is  herewith  inclosed, 
reporting  the  murder  in  Madagascar  of  an  American  citizen  and  of  hls  com- 
panions,  and  expressing  his  apprehension  lest  the  present  attitude  of  the  French 
Gonsular  authorities  in  that  island  may  lead  to  great  danger  so  far  as  the 
lives  and  property  of  foreign  residents  are  concerned.  ||  I  have  accordingly  to 
request  that,   in  making  a  communication  to  the  French  Government  in  the 
above  sense,  your  Excellency  will  express  the  hope  of  Her  Majesty's  Govem- 


Nr.  7978.   jQgnt  that  for  the  reasons  stated  no  precipitate  action  will  be  taken  by  the 

britenniem  former  in  regard  to  Madagascar.  ||  I  am^  &c. 
a.  Dec.  1882.  Granville. 


Nr.    7974.      FRANKBEICH.   —  Min.   d.  Ausw.  an    den   franz.  Bol- 

schafter  in  London  (Tissot).  —  Verbandlongen  mit 
den  malagasischen  Gesandten.  Interessengemein- 
schaft  Englands  and  Frankreichs  in  Madagaskar. 

Paris,  Ie  8  décembre  1882. 
Nr.  7974.  Monsieur,  j'ai  Thonnenr  de  vous  transmettre  ci-joint  copie  d'one  Note  que 

3  DecT^  TAmbassadeor  de  la  Reine  m'a  remise,  Ie  30  novembre  demier,  k  propos  di 
départ  de  la  mission  hova  pour  TAngletcrre.  S'appnyant  sur,  les  interets 
communs  des  deux  Pajs  k  Madagascar,  et  sur  Tentente  dont  lear  politique 
s'est  inspirée  en  d'autres  occasions  k  Tégard  du  Gouvernement  de  Tananarin^ 
Ie  Gouvernement  de  Sa  Majesté  Britanniqne  désirerait  obtenir,  relatiyement  i 
Tattitnde  observée  par  Ie  Gouvernement  de  la  Répnbliqne  k  1'égard  des  En- 
voyés  de  la  Reine  Ranavalo,  des  indications  sur  lesquelles  il  püt  regier  loi- 
même  Ic  langage  qull  devra  leur  tenir.  ||  Nous  ne  pouvons  qn'appréder  les 
sentiments  qui  ont  snggéré  cette  communication,  et  nous  sommes  tont  disposes 
k  y  répondre  dans  Ie  même  esprit  de  franchise  amicale.  ||  Le  Cabinet  de  Londres 
connatt  déj^  la  nature  des  difficultés  qui  se  sont  élevées,  dans  ces  demien 
temps,  entre  nous  et  la  Cour  d'Êmime,  en  même  temps  que  la  réserve  qw 
nous  nous  sommes  imposée  au  premier  avis  de  la  résolution  prise  par  Ie 
Gouvernement  hova  de  poursuivre  k  Paris,  par  les  soins  d'une  mission  spéciale^ 
le  reglement  des  questions  pendantes.  |I  Pour  témoigner  de  notre  désir  de  con- 
ciliation,  et  sans  abandonner  les  droits  traditionnels  dont  le  Gouvememeiit 
francais  a  toujours  réserve  le  principe,  nous  nous  sommes  appliqués,  dans  les 
récentes  conférences,  k  limiter  la  discussion  k  deux  points  déterminés  par  des 
convcntions  régulières,  et  dont  Tun  au  moins  intéresse  au  même  degré  les 
relations  de  TAngletcrre  avec  Madagascar.  ||  Les  pourparlers  n'ont  malhenrense 
ment  pas  donné  les  résultats  que  pouvaient  faire  espérer  les  dispositions  dont 
les  Représentants  de  la  Reine  Ranavalo  avaient  paru  tont  d'abord  s'inspirer. 
A  la  suite  de  la  notification  qui  leur  a  été  faite  des  traites  particnliers  condos 
en  1840  et  en  1841  entre  la  France  et  les  chefs  indépendants  de  la  cóte 
Nord-Ouest,  les  délégués  hovas  avaient  accepté  de  prendre,  au  nom  de  lar 
Gouvernement,  les  engagcments  que  nous  leur  demandions,  toncbant  la  dispt- 
rition  des  pavillons,  garnisons  et  postes  de  douane  indüment  établis  sur  les 
territoires  places  sous  notre  protectorat  On  pouvait  dès  lors  considérer  comne 
acquis  le  premier  point,  qui  est  d'un  intérêt  vital  pour  nes  étabüsscments 
insulaires  dans  ces  parages,  et  qui,  d'ailleurs,  conceme  exclnsivcment  les  rapports 
des  deux  Pays.     C'est  sur  la  question  du  droit  de  propriété  et  sur  Tintff^ 
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étatiou  des  clauses  de  notre  traite  de  1868  qui  en  assurent  Ie  benefice  k  ^''  "*'*• 

Frankrdicb* 

s  nationaux,  que  les  conférences  ont  dü  être  rompues.  Nons  avons  cepen-  3.  Dee.  1882. 
Dt  poussé  les  concessions  jnsqu'aux  demières  limites;  en  nous  montrant 
iposés  k  souscrire  k  toute  combinaison  qui,  en  ménageant  les  principes  pro- 
.més  par  Ie  Gonyernemeut  Hova  au  nom  de  son  droit  public ;  eüt  assuré  k 
s  nationaux  les  garanties  résultant  du  traite.  Ces  dispositions  conciliantes 
tant  heurtées  k  une  résistance  absolue,  nous  n'avons  pas  cru  pouvoir,  en  cc 
i  nous  concorne,  adhérer  k  d'autres  propositions  tendant  k  compromettre  Ie 
intien  de  droits  revendiqués  légitimement  non  seulement  par  la  France,  mais 
ssi  par  la  Grande-Bretagne  et  par  les  autres  Puissances  qui  ont  traite  avec 

Gouvernement  de  Tananarive.  ||  Telle  a  été  notre  attitude  k  Tégard  des 
▼oyés  hovas.  Si  j'en  juge  par  les  déclarations  que  Lord  Granville  a  eu 
ccasion  de  faire  récemment,  elle  n'aurait  rien  que  de  conciliable  avec  les 
idances  dont  Ie  Gouvernement  britannique  serait  lui-même  disposé  k  s'inspirer 
DS  Tespèce.  ||  Nous  serions  dès  lors  heureux  que  Ie  langage  tenu  par  Ie 
binet  de  Londres  aux  Représentants  du  Gouvernement  Hova,  en  ce  qui  touche 

respect  et  Tinterprétation  des  traites  respectifs^  füt  de  nature  k  ne  pas  leur 
isser  plus  d^llusions  sur  ses  vues  que  sur  les  nötres.  ||  Je  vous  serai  obligé 
;  communiquer  ces  éclaircissements  k  Lord  Granville,  vous  laissant  Ie  soin 

les  completer  verbalement,  sur  les  points  de  fait,  k  Taide  des  renseigne- 

3nts  que  je  vous  ai  trausmis. 

E.  Duclerc. 


'r.   7975.     GEOBBBEITAHNIElf.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot. 

schafter  in  Paris.  —  Unterredung  mit  dem  franzö- 
sischen  Botschafter.  Verlauf  der  französisch-mada- 
gasischen  Verhandlungen. 

Foreign  Office,  December  4,  1882. 
My  Lord,  —  The  French  Ambassador  called  upon  me  this  aftemoon  and  Nr.  7975. 
)ad  to  me  a  despatch  from  M.  Duclerc,  of  which  a  copy  is  inclosed  here-  britwütóêii. 
ith,  stating  the  purpert  of  the  Communications  which  had  passed  between  4.  Dec.  1882. 
ie  French  Government  and  the  Ëmbassj  from  Madagascar,   and   expressing 
hope  that  the  language  held  by  Her  Majesty's  Government  to  the  Ambassa- 
)r8  would  be  of  a  nature  to  prevent  the  latter  from  entertaining  any  false 
ieas  as  to  the  observance   and  proper  interpretation  of  the  Treaty  engage- 
ents  of  the  Hova  Government. 

M.  Tissot,  in  further  explanation,   briefly  recapitulated  the  subjccts  of 
>mplaint  on  the  part  of  France  against  Madagascar. 

These  were  originally —  ||  1.  The  refusal  of  the  Malagasy  Government  to 

ispect  the  engagements  contracted  by  the  Trcaties  of  1862  and  1868;  and 

particular  Article  IV  of  the  latter  Treaty,  granting  to  French  citizens  the 


1 
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Nr.  7975.  j.jg}jt  Qf  acquiriiig  landed  property.  ||  2.  The  encroachment  of  the  Malagasj 
britannien.  Govemmcnt  OD  the  territoHes  of  the  north-west  coast,  in  regard  to  which  the 
4.  Dec.  1882.  nativc  Chiefs  have  signed  Conventions  with  France  dating  from  1840  to  1843. 
The  Hova  flag  had  been  hoisted,  and  military  and  Gnstoms  stations  established 
opposite  Mayotte  and  Nossi-Bé.  ||  The  French  Commissioner  at  TanamriTo 
had  presented  a  note  on  the  29th  May  last  on  these  points.  ||  This  had  been 
met  by  a  complete  refusal  and  by  hostile  demonstrations  against  the  Fre&ch 
Commissioner^  who  had  taken  refage  at  Tamatave.  ||  The  French  naval  foiee 
on  the  station  had  then  removed  two  flags  improperly  hoisted  on  the  noith- 
west  coast.  ||  The  Malagasy  Government  having  annonnced  the  dispatch  of  aa 
Ëmbassy,  opcrations  had  been  snspended.  ||  Therenpon  had  foliowed  the  Con- 
ferences at  Paris.  ||  The  Malagasy  Envoys  had  recognized  to  a  certain  extoit 
the  rights  which  France  had  acqnired  by  Treaty  on  the  nortb-west  portioo 
of  the  coast  They  had,  however,  refased  to  agree  tó  the  claims  of  France 
with  regard  to  the  right  of  acqniring  real  property.  They  would  concede  m 
more  than  the  right  of  making  twenty-five  years'  leases,  renewable  only  wift 
the  Queen's  authorization.  ||  Therenpon  the  Conference  had  been  broken  (A 

I  said  I  was  grateful  to  M.  Duclerc  for  the  promptitnde  with  which  te 
had  informcd  me  of  the  position  taken  by  the  French  Government  with  tlie 
Qnecn  of  Madagascar.  I  expressed  no  opinion  on  the  despatch^  or  npon  the 
explanations  with  which  M.  Tissot  had  accompanied  its  communication,  bot  1 
told  bis  ExccUency  that  they  wonld  be  nseful  to  me  in  receiving  the  state- 
ment which  was  to  bc  made  to  me  by  the  Ambassadors.  ||  1  observcd,  that  I 
had  anticipated  the  wish  expressed  at  the  end  of  M.  Duclerc's  despatch  for 
Information  as  to  what  passed  between  Her  Mi^est/s  Government  and  the 
Ambassadors y  by  informing  him  (as  I  had  done  last  night)  of  the  teneur  of 
my  interview  with  them  the  day  before.  Yonr  Excellency  will  have  received 
an  account  of  this  interview  in  my  despatch  of  the  2nd  instant.  1  added  thit 
I  was  to  see  the  Embassy  again  to-morrow  for  the  parpose  of  receiring  a 
more  detailed  communication.  ||  I  took  the  opportanity  to  mention  to  M.  Ti^ 
what  I  have  stated  to  your  Excellency  in  my  despatch  of  the  2nd  instant,  is 
to  the  possible  danger  to  Europeans  resident  in  Madagascar,  and  oor  hope 
that  for  that  reason  among  ethers  the  French  Government  woold  take  no 
precipitate  action  in  regard  to  their  differences  with  the  fiova  Govemment ' 

I  am,  &c. 

Granville. 
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^T.    7976.     MASAOASEAB.  —  Die   Gesandten   an   den   engl.   Min. 

d.  Answ.  —  Stand  der  Verhandlungen  mit  der  fran- 

zösischen  Regierung. 
rranslation.)  London,  December  4,  1882. 

My  Lord,  —  We,  the  undersigned  Ambassadors  of  Her  Majesty  the  Queen  J^'*  '^'J- 
f  Madagascar,  herewith  lay  before  jour  Lordship  a  statement  of  onr  present  4.  Deo.  1882. 
38i€ion  in  relation  to  the  French  Government ,  hoping  that  after  due  consi- 
sration  of  the  facts  which  have  led  to  certain  difficulties  with  the  French 
epresentativeS;  Her  Britannic  Majest/s  Government  may  be  induced  to  nse 
leir  firiendly  offices  for  the  purpose  of  ensuring  of  the  Queen  of  Madagascar 
lose  sovereign  rights  which  she  and  her  predecessors  have  so  long  enjoyed, 
ad  to  which  she  is  justly  entitled.  ||  In  order  that  your  Lordship  may  be 
ie  better  able  to  understand  the  nature  of  the  case  it  will  be  necessary  for 
8  to  adduce  certain  indisputable  historical  facts.  ||  Your  Lordship  will  be 
ware,  that  Madagascar  was  first  visited  in  1506  by  the  Portuguese,  who  for 
ome  time  held  a  small  Settlement  in  the  island;  and  they  were  foliowed  by 
number  of  Dutch  colonists,  who  during  the  year  1595  to  1598  settled  at 
intongil-Bay.  When,  in  1643,  the  French  made  their  first  Settlement  in 
iadagascar  at  St.  Lucia  and  Fort  Dauphin,  at  the  south-east  corner  of  the 
sland,  they  found,  that  400  Ënglishmen  had  also  preceded  them,  and  had 
Iready  formed  a  Colony  on  the  south-westem  coast.  ||  These  facts,  my  Lord, 
rül  show  you,  that  of  four  European  Powers,  who  attempted  to  colonize  Mada- 
;ascar,  the  French  were  the  last.  ||  Having  abandoned  their  Settlement  in  the 
'car  1672,  it  was  not  until  the  year  1745,  that  the  French  again  established 
ihemselves  at  St.  Mary,  a  small  island  off  the  east  coast  of  Madagascar,  and 
n  the  same  year  they  also  formed  a  trading  station  at  Foule  Point  on  the 
same  coast.  In  1786  the  French  withdrew  entirely  from  the  mainland  of 
Madagascar,  for  ''after  the  abandonment  of  the  establishments  formed  in  the 
Bay  of  Antongil  by  the  celebrated  Baron  Beniowski  in  that  year,  France  had 
only  a  trade  in  slaves  with  Madagascar,  and  only  retained  a  few  posts  for 
the  Slave  Trade  under  the  direction  of  a  commercial  agent  and  nnder  the 
protection  of  a  number  of  soldiers  furnished  by  the  garrison  of  Mauritius, 
then  in  the  hands  of  France,  in  order  to  maintain  a  supply  of  provisions  for 
that  island,  and  also  for  that  of  Bourbon,  such  as  rice  and  cattle,  &c."  — 
(Précis  sur  les  Ëtablissements  Francais  formés  ^  Madagascar,  &c»"  Paris  1836.) 
I  In  1810  the  British  captured  both  Mauritius  and  Bourbon  and  their  depen- 
lencies,  so  that  if  the  French  had  at  that  time  any  rights  at  all  in  Mada- 
^Bcar  they  must  have  fallen  into  the  hands  of  Great  Britain.  Indeed,  the 
'erj  positïons  formerly  occupied  in  Madagascar  by  the  French  were  seized  by 
Snglish  troops,  and  on  the  25th  May,  1816,  the  Govemor  of  Mauritius  took 
onnal  possession  of  Madagascar  on  behalf  of  the  Britisch  Government  ||  In 
1817,  however,  all  rights  possessed  by  Great  Britain  in  Madagascar  were 
ïeded  to  our  Eing  Radama  I,  with  whom  Captain  Ie  Sage,  on  behalf  of  the 
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Nr.  7076.   Britisli  Government,  made  a  Trcaty  of  Friendship  and  Commercc,  which  Treaty 
4.  Dec.  1882.  &lso  cnsured   the  abolition  of  the  export  Slave  Trade.     Kadama  I  conqucred 
the  Sakalava  of  the  north  and  north-west^  and  at  the  close  of  hls  reign  there 
was  not  a  single  tribe  in  Madagascar  which  had  not  submitted  to  his  power. 
I,  Wc  cannot  refrain  frora  reminding  your  Lordship,  that  we  owed  to  Great 
Britain,  that  our  Eing  Radama  I  succeeded  in  snbjugating  the  coast  tribes  of 
Madagascur,   whicli   were   constantly    at   war  with  eacli  other.  ||  It  was  tbe 
Ënglish  Government  which*  supplied  him  with  arms  and  ammnnition  and  monej, 
whereby  he  was  enabled  to  put  an  end  to  those  internal   civil  wars  which 
were  rapidly  destroying  the  population  of  our  country.     It  was  the  English 
Agent,  Mr.  Hastie,  the  friend  and  adviser  of  our  King,  Radama  I,  who  accom- 
panied  him  in  many  of  his  expeditions,  and  it  was  owing  to  his  interventioD, 
that  an  end  was  put  to  the  barbarous  proceedings  which  characterized  war  in 
those  times.  '  It  was  the  British  Government  which  took  from  our  countrj  to 
Mauritius  and  England  a  number  of  our  young  men,  for  the  purpose  of  io- 
structing  tliem  and  training  them  in  various  trades  and  occupations.  ||  It  m 
Englishmen  who  reduced  our  language  to  a  written  form,  who  gave  os  os 
first  books  and  a  complete  edition  of  the  Holy  Scripture  in  our  own  tongie, 
and  who  taught  those  arts   and  handicrafts  which  have  made  such  advances 
amongst  our  people.  ||  In  1836  a  Malagasy  Embassy  from  our  Queen,  Bua- 
valona  I,  was  sent  to  England  and  was  received  by  King  William  IV,  to  coo- 
firm  the  Treaty  made  in  1818,  which  stipulated  (1)  the  abolition  of  the  export 
Slave  Trade;  and  (2)  the  encouragement  of  commerce  and  civilization.   These 
conditions  have,  we  maintain,  been  most  faithfully  carried  out^  as  is  evidenced 
by  the  emancipation  of  all  the  African  slaves  in  Madagascar  by  Queen  But- 
valomanjaka  II.  ||  Admiral  Gore  Jones,  Special  Envoy  to  the  Queen  of  Madir 
gascar  last  year,   bore  witness  to  this,   and  expressed  his  astonishment  9ai 
satisfaction  at  the  progress  our  country  had  made,  and  thanked  Her  Hajes^i 
in  the  name  of  the  English  Government,   for  the  great  acts  of  her  reign.! 
The  Admiral  also  congratulated  the  Malagasy  Government   in   thus  proviog 
themselves  capable  of  governing  the  whole  island,  which  wonld  obviate  tbe 
nccessity  of  the  intervention  of  any  foreign  nation.     The  British  Envoy  drew 
particular  attention  to  outrages  committed  by  the  tribes  of  tlie  west  öoisi; 
and  our  Government  promiscd  to  take  steps  to  send  troops  to  strengthen  tbe 
'garrisons  on  that  coast,  to  secure  protection  to  all  foreigners,  and  forther,  to 
watch   and   prevent   the   importation    of  slaves;   and   it  was  while  we  vere 
carrying  out  this  object,  that  the  French  rcmoved  the  Queen's  flags  from  tbe 
Sakalava  Chicfs,  incited  them  to  revolt,  and  placed  an  embargo  on  the  *^i^ 
tananarivo,"  a  ship  purchased  by  our  Government  to  carry  provisions  for  tbe 
garrisons  about  to   Icave  for  those  south-western  ports.     And  now  from  oor 
latest  advices  we  Icaru,  tliat  two  American  citizens  have  been  mnrdered  in  tbe 
district  for  which  our  troops  were   destined;   and    we  therefore  consider  the 
French  indirectly  rcsponsiblo  for  the  murdcr  of  two  subjects  of  a  friendly  Power» 
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We  wish  to  call  your  Lordship's  atteution  to  the  claim,  that  Franc(>  is  ^^'j.^'.^" 
»w  making  to  a  Protectorate  over  the  north-west  coast  of  Madagascar,  with  briunnien. 
neral  rights  over  the  whole  island.  As  we  have  already  pointed  out,  ^e*-'^'*®^ 
nnot  rccognize  the  jastice  of  these  claims:  —  ||  1.  Because  in  1818  Radama  I 
IS  acknowledged  as  King  of  Madagascar,  and  not  as  King  of  the  Hovas  only, 
d  the  sncceeding  Monarchs  have  all  been  so  stjled  and  recognized.  ||  2.  In 
e  territory  now  claimed  by  France  garrisons  were  placed  by  King  Radama  I 
1824,  and  there  have  been  custom-houses  established  there  by  the  Malagasy 
>Yeminent,  where  French  citizens,  among  others,  have  been  accustomed  to 
y  dues  long  before  the  Treaty  was  signed  with  France  in  1862.  Moreover, 
this  very  district  the  natives  on  the  mainland,  over  which  France  now 
lims  a  Protectorate,  have  paid  a  yearly  poU-tax  to  the  Malagasy  Govern- 
snt  since  the  days  of  Radema  I.  ,  3.  Between  the  years  1855  and  1857 
ie  or  more  French  subjects  disregarded  the  laws  of  Madagascar  by  building 
fort  at  Ambavatoby  (Dalrymple-Bay),  which  is  on  the  territory  now  claimed 
'  France.  They  received  due  warning  to  leave  the  country;  but  as  they 
fused,  they  were  attacked  and  defeated,  and  their  fort  destroyed;  yet  no 
»mplaint  was  made  by  the  French  authorities,  as  it  was  admitted  to  be  the 
st  punishment  of  an  unlawful  act.  4.  In  the  year  1862,  during  the  reign 
:  Badama  II,  the  first  Treaty  between  France  and  Madagascar  was  signed, 
i  which  Treaty  the  King  was  distinctly  recognized  as  the  King  of  Madagascar. 
1  the  same  year  the  King  made  a  concession  of  territory  to  a  French  Com- 
My,  known  as  the  "Lambert-Company",  under  the  control  of  the  Government 
f  the  French,  by  which  concession  all  parts  of  the  island  were  allowed  to 
e  chosen  for  the  operations  of  the  Company,  who,  accordingly,  selected  that 
art  of  the  country  lying  between  12^  and  16^  south  latitude;  but,  in  order 
3  cancel  the  concession,  a  sum  of  48,000  h  was  in  1865  paid  to  the  Com- 
*Dy  by  Queen  Rasoherina.  Tliis,  however,  is  the  same  territory  now  claimed 
Y  France  (see  Appendix  A).  !  5.  In  1868  the  French  Government  again  con- 
■^ed  the  acknowledgment  of  the  sovereignty  of  the  Queen  of  Madagascar 
^er  the  whole  island  by  making  a  new  Treaty,  the  teneur  of  which  leaves 
^  doubt,  that  the  Queen's  authority  was  understood  to  extend  throughout  the 
^ole  island;  otherwise,  the  greater  part  of  our  Treaty  concluded  with  France 
>tild  be  perfectly  meaningless.  The  right  of  the  Queen  to  the  sovereignty  of 
^  whole  island  was  similarly  recognized  in  the  Treaties  made  with  England 
d  America.  ||  6.  We  would  also  point  out,  that  the  only  justification  offered 

the  French  Government  for  their  present  claims  to  a  Protectorate  over  a 
^ge  portion  of  the  north-westem  coast  is  based  upon  the  fact,  that  Treaties 
^  said  to  have  been  made  in  1841  by  the  Chiefs  of  two  rebellious  tribes 

that  region  ceding  to  France  rights  of  Protectorate  over  that  territory. 
^t  seeing,  that  these  tribes  were  then  in  rebellion,  that  those  portions  of 
Q  country  had  submitted  seventeen  years  previously  to  the  authority  of  King 
^dama  I,  that  ever  sinee  that  time  they  have  remained  in  subjection  to  our 
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Nr.  7976.  authoritj,  and  tliat  no  mention  was  made  of  such  prctended  rights  by  the 
briunnien.  French  iu  ouF  Treaty  made  with  them  in  1868,  it  is  evident,  that  such  rights 
4.  Doe.  1882.  ^gj.Q  virtuallj  abandoued  for  more  than  forty  years  by  the  French  themsehes. 
Bat  even  if  that  had  not  been  the  case,  it  needs  no  argument  to  show,  that 
no  civilizcd  nation  can  ever  rccoguize  the  rights  of  a  scction  of  their  people, 
while  in  rebellion,  to  alienate  any  portion  of  its  territory  to  a  foreign  Power. 
!|  7.  British  cruizers,  for  the  purpose  of  preventing  the  Slave  Trade,  have 
always  had  frec  access  to  the  harbours  and  creeks  on  the  coast  of  the  terri- 
tory now  claimed  by  France.  A  British  Consul  has  landed  and  exercisedhis 
functions  thcre  without  any  reference  to  France.  ||  8.  A  French  Consuhir  offic» 
has  resided  at  Mojanga,  which  place  is  included  in  the  territory  now  claimed 
by  France  (see  Appendix  A).  Another  French  Consular  officer,  M.  Labordcy 
accused  in  the  year  1874  the  Hova  official  at  Ampasibitika  of  taking  exorbitiit 
customs  dues  there. 

Wc  would  call  your  Lordship's  attention  to  the  events  of  the  reign  é 
our  present  Sovereign  during  which  time  the  wishes  of  England  with  reginl 
to  the  importation  of  slaves  have  been  carried  out;  but  these  reforms  hne 
not  been  pleasing  to  many  of  the  subjects  of  France  abroad,  by  whom  the 
abolitiou  of  the  Slave  Trade  is  not  favourably  regarded.  ||  The  foUowing  ire 
the  more  important  among  the  measures  of  reform  which  have  been  effected 
during  the  reign  of  the  present  Queen:  —  {|  1.  The  recognition  of  Christianitj; 
which  is  fast  spreading  throughout  the  island,  especially  in  its  central  pro- 
vinces,  and  the  granting  of  f  uil  religieus  liberty.  ||  2.  Gompolsory  edacatk», 
with  perfect  freedom  to  the  parents  to  choose  schools  maintained  by  any  of 
the  five  Christian  bodies  now  werking  in  our  country.  ||  3.  The  abolition  of 
idolatry  and  the  trial  by  the  "Tangena"  poison-ordeal,  together  with  other 
superstitions  and  cruelties,  by  which  the  people  were  oppressed.  ;|  4.  The 
abolition  of  capital  punishment  (formerly  carried  out  in  many  cmel  ferms)  kt 
all  offences  except  treason  and  murder.  |{  5.  The  important  Edict  of  1877, 
liberating  all  slaves  introduced  from  beyond  the  seas.  {>  6.  The  laws,  by  whiek 
no   free   Malagasy   subject   can  bc  made  a  slave  under  any  circumstances.  j 

7.  The  more  thorough  organization  of  a  standing  army  for  the  purpose  of 
consolidatiug   the   authority  of  the  Queen   over  the    whole  of  Madagascir. 

8.  The  establishment  of  a  Cabinet  Ministry  and  the  promulgation  of  a  printid 
Code  of  laws  having  effect  throughout  the  island,  as  well  as  the  establishment 
of  open  Law  Courts  for  the  better  administration  of  justice.  ||  9.  The  laws  kt 
the  protection  of  foreign  commerce,  by  which  all  Govemors  neglectiog  the 
interests  of  trade  with  other  nations  are  recalled  and  punished. 

Having  laid  before  your  Lordship  the  facts  establishing  our  rights  to  the 
sovercignty  of  the  whole  island,  and  the  efforts  we  havo  made  to  acquit  oo^ 
selves  worthily  of  a  civilized  and  Christian  nation,  we  will  refer,  in  condssio^ 
to  the  negotiations  with  France  which  have  ended  so  abruptly.  '|  On  oor  airitJ 
in  Paris  we  requested  to  bc  permitted  to  pay  our  respects  to  his  ExceUea? 
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ie  President  of  the  French  Republic;  but  we  were  inforraed  through  our  Con-   ^''  '®^®- 

GrOBB- 

ils  (who  have  resigued  since  our  arrival  in  London),  that  his  Excellency  would  briunnien. 
aly  receive  us  after  coming  to  an  agreement  as  to  all  the  matters  in  dispute.  ^*  ^^'  ^^^* 
rompted  bj  a  desire  for  peace  and  reconciliation;  we  immediately  commenced 
3gotiations  with  the  throe  special  CommissionerS;  and  daring  six  weeks  we 
linly  put  forward  the  arguments  and  facts  which  we  have  here  set  forth. 
Q  the  26th  November  the  French  Foreign  Office  insisted  upon  the  signing 

an  Ultimatum^  by  which  the  French  would  have  a  right  of  Protectoratc 
^er  the  west  coast  of  Madagascar  with  general  rights  over  the  whole  island. 
3  it  was  impossible  for  us  to  sign  this  and  thus  betray  the  independence  of 
ir  country,  we  were  immediately  informed,  that  we  were  no  longer  considered 

the  guests  of  France,  and  that  our  flag  must  be  removed  from  the  hotel, 
aviog  received  this  message  and  witnessed  the  removal  of  our  flag  against 
ir  will,  we  left  Paris  for  London.  !|  We  also  beg  to  inform  your  Lordship, 
lat  our  instructions  empowered  us  to  settle  three  other  matters  in  dispute 
jtween  our  Government  and  that  of  France:  ||  1.  That  in  which  the  heirs  of 
e  late  French  Consul,  M.  Laborde,  assert  a  right  to  the  possession  of  land 
hich^we  maintain  was  only  lent  to  him.  {!  2.  The  affair  of  the'flags  given  to 
e  Sakalava  Embassies  last  year.  The  French  demand,  that  our  Queen  shall 
savow  all  participation  in  this  Declaration  of  her  rights  on  the  north-west 
»asty   and  asked,  that  thöse  chiefly  concerned  in  the  affair  be  punished.  \\ 

The  matter  which  has  hitherto  been  a  source  of  contention  been  ourselves 
ld  all  foreign  settlcrs  in  our  country,  namely,  the  leasing  of  land.  The 
rench  claim  a  Treaty  right  to  absolute  purchase,  which  we  most  steadfastly 
ifuse:  our  justice  in  that  refusal  has  been  recognized  by  the  Consuls  of  Eng- 
nd  and  America,  and  we  are  not  prepared  to  make  a  difference  in  this 
ispect  when  dealing  with  Frenchmen.     But  we  are  now  not  only  prepared 

make  some  alteration   in  our  land  law  for  the  benefit  of  those  who  wish 

lay  out  capital  in  Madagascar;  but  we  are  anxious  to  make  the  new  terms 
;  reasonable  as  possible  consistent  with  our  own  inherent  rights.  ||  We  came 

Europe  with  the  avowed  intention  of  showing  ourselves  anxious  to  make 
•ogress.  We  were  met  at  the  outset  by  demands  on  the  part  of  France 
[lich  question  our  right  to  move  at  all.  ||  But  we  must  not  neglect  to  inform 
mr  Lordship,  that  we  also  came  to  appeal  against  the  recent  dealing  of 
rance  and  Frenchmen:  ||  1.  We  complain  of  being  unjustly  made  to  pay  an 
demnity  in  the  case  of  the  dliow  "Toale."  ||  2.  We  complain  of  the  embargo 
i  the  "Antananarivo."  ||  3.  We  complain  of  Frenchmen  importing  arms  into 
e  Sakalava  country. 

Such  are  the  circumstances,  under  which  we  land  on  your  shores;  and  as 
3  are,  fortunately,  aware  of  an  understanding  entered  into  some  years  ago 
ttween  Great  Britain  and  France,  whereby  the  independence  of  Mada- 
«car  was  mutually  agreed  to,  we  trust  that,  in  the  presence  of  these  facts, 
>ar  Lordship  will  use  your  influence  with  your  Government  still  to  ensure 

ir 
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Nr.  7976.    ^q  ^g,  that   protcctioii  from  molestation  which  we  hope  and  belicvc  you  wül 

Gron- 

brituinieD.  readilj  afford,  and  which  for  manj  jears  past  has  preserved  as  from  foreign 
4.  Dec.  i8?2.  aggression.  |(  In  conclusion,  we  beg  to  inform  your  Lordship,  that  we  we 
commissioned  to  enter  into  negotiations  with  Her  Majesty's  Government  for 
revision  of  the  existing  Treaty  between  our  respective  Governments,  and  wül 
be  preparcd;  whenever  it  may  be  convenient  to  yonr  Lordship,  to  discoss  this 
matter.  ||  We  have,  &c. 

Ravoninahitriniarivo,  15th  Hononr  Of&cer  of 
the  Palace ;  Chief  Ambassador  of  Her  Majesty  the 
Queen  of  Madagascar,  Chief  Minister  for  Foreign 
Affairs. 

Ramaniraka,  14th  Honour  Officer  of  the  PaUce, 
Ambassador  and  Privy  Gooncillor  of  Her  Majesty  the 
Queen  of  Madagascar. 

Note  A,  —  French  writers  themselves  admit  that,  by  the  Treaty  wül 
Radama  H,  France  treated  him  as  an  independent  Sovereigu,  and  that  ani 
claims  she  might  have  previoasly  had  from  the  possession  of  a  few  posts  on 
the  cast  coast  werc  abandoned.  M.  Galos,  a  writer  in  the  ''Revue  «des  Deox- 
Mondes"  (October  1863,  p.  700),  writes  thus:  — 

''That  question  of  right  is  otherwise  set  at  rest,  at  present,  by  the  Treatf 
of  Friendship  and  Commerce  of  the  2nd  September,  1861.  By  that  Act,  in 
which  Radama  U  appears  as  King  of  Madagascar,  we  have  rccognized  withoit 
rcstriction  his  sovereignty  over  all  the  island.  In  consequence  of  that  re- 
cognition  two  Consuls  have  been  accredited  to  him,  the  one  at  AutananariTo^ 
the  other  at  Tamatave,  who  only  exercise  their  functions  by  virtue  of  sfi 
exequatur  from  the  real  Sovereign." 


Nr.   7977.     GEOSSBRITANHIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engL  Bot- 

schafter    in    Paris.    —     Hofft    eine     Verst&ndignng 
zwischenFrankreich  und  Madagaskar  herbeizufflhreiL 

Foreign  Office,  December  5,  1882. 

Nr.  7077.  My  Lofd,  —  The  Malagasy  Ambassadors  called  npon  me  again  to-dij 

briunn'iên   ^^  prcscnt  a  writtcu  paper  on  the  various  points  which  they  have  reccat\f 

5.  Dec.  1882.  discusscd  with  the  French  Government.  ||  I  informed  their  Excellencies,  tfatt 

I  did  not  propose  to  give  an  opinion  on  the  historical  statement  which  tbej 

had  communicated  to  me,  and  I  was  met  by  the  assnrance,  that  it  was  given 

for  my  infonnation,  and  without  any  intention  of  eliciting  an  expression  of 

my  views.  |{  In  the  coursc  of  the  conversation,  which  ensued,  I  asked  tkir 

Excellencies  whether,   as  regards  the  most  important  point  in  dispute,  tiie 

French  claim  to  Protectorate  over  the  north-west  coast^  any  concessions  lul 
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"been  offered  or  cousidered   by  either  side  in  the  course  of  the  negotiations.   ^'-  '^^'' 
The  Hova  Ambassador  informed  me,  in  rcply,  that  a  verbal  suggestion  had  britannien. 
"been  made  to  them  on  the  part  of  the  French  Commissioners,  that  as  regarded  ^-  ^^-  '^^• 
that  point  the  French  Government  would  be  satisfied  if,  to  save  the  dignity 
of  France,  the  Hova  Government  would  withdraw  their  custom-houses  from 
Dalrymple-Bay,  opposite  Nossi-Bé,  for  a  time,  upon  the  understanding,  that 
they  shoold   be  free   to  garrison  the  coast  again  in  a  few  years'  time;  that 
the  Hova  Ambassadors  had  expressed  their  willingness   to  agrce  to  such  a 
compromise,   which  was  to  be  reduced  to  definite  terms  in    writing  by  the 
French  Commissioners.  ||  When,  however,  the  written  agreement  was  presented 
to  them,  their  Excellencies  perceived,  that  not  only  was  all  mention  of  the 
provision  for  the  re-establishment  of  the  garrisons  omitted,  but  that  the  docu- 
ment contained  an  assertion  of  the  French  right  of  Protectorate,  not  only  over 
the  north-west  coast,  but  over  the  whole  island.     Such  an  admission  would 
have  been,  in  the  eyes  of  the  Hova  Ambassador,  an  act  of  high  treason,  and 
they  consequently  declined  to  entertaic  it  —  a  resolution  from  which  it  was 
impossible  to  depart.   ||  As   regards   the  purchase  of  land  by  foreigners,   it 
appears  that,  although  the  Hova  Ambassadors  would  not  consider  themselvcs 
empowered  to  concede  the  acquisition  of  freeholds,  they  would  be  ready  to 
consent  to  a  system  of  perpetual  leases,  renewable  every  twenty-five  yars,  which 
would  be  as  effective  for  attracting  foreign  capital  to  their  country,  and  giving 
the  necessary  fixity  of  tenure.     This  was  one  of  the  points,  in  regard  to  which 
they  were  anxious  to  effect  a  revision  of  the  existing  Treaty  between  Great 
Britain  and  Madagascar,  and  their  Excellencies  stated,  that  they  had  just  con- 
cluded  a  Treaty  with  the  United  States  of  a  very  friendly  character^  which 
they  hoped  might  be  accepted  as  a  basis  for  further  Treaties,  inasmuch  as, 
next  to  Ëngland,  the  United  States  had  the  largest  and  most  varied  interests 
involved  in  the  peace  and  prosperity  of  their  country.  ||  Their  Excellencies 
added,  however,  that  they  would  be  happy  to  consider  very  favourably  any 
modifications   of  that  Treaty   which   might   be  considered  by  Her  Majesty's 
Government  as  desirable  for  British  interests.  ||  I  have  compared  the  despatcli, 
in  which  M.  Duclerc  courteously  communicated  to  me  the  views  of  the  French 
Government,  with  the  written  statement  and  conversation  of  the  Ambassadors. 
It  seems  to  me  that,  although  there  had  evidently  been  a  complete  misunder- 
standing  at  the  time  on  the  important  point  of  the  reparation  which  was  to 
be  made  to  Franee,  both  the  fact  of  some  sort  of  compromise  having  been 
discussed,  and  the  absence  of  any  decided  difference  as  to  the  views  at  pre- 
sent entertaincd  by  the  Embassy  and  the  great  Power,  with  whom  they  have 
had  to  deal,  leads  me  to  suppose,  that  this  is  a  matter  which  may,  with  a 
little   of  the  goodwill  and  moderation  indicated  in  M.  Duclerc's  despatch,  be 
at  once  settled.  H  The  concession  in  its  present  shape  as  to  the  tenure  of 
land,  while  it  is  probably  intended  to  meet  the  prejudices  of  the  natives,  is 
One  which  would  be  quite  satisfactory  to  Her  Majesty's  Government,  and  will 
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Nr.  7977.   probablv  recommend  itself  to  the  favourable  consideration  of  the  French  Go- 

Qrow- 

britannion.  Yemment  ||  It  is  to  be  remarkedy  that  the  Ambassadors  did  not  requcst  idt 
5.DCC.  i882.ppQyigjQj,^  which  has  previously  been  the  case,  as  to  the  necessity  of  the 
Queen's  consent  to  the  roaking  of  leases.  ||  You  will  take  an  carly  opportimity 
of  informing  M.  Duclcrc  of  what  has  occurred  to  me,  and  let  me  know  m 
what  way  I  can  contributc  to  the  satisfactory  and  peacefal  solntion  of  this 
qacstion.  |  I  am  &c» 

Granviile. 


Nr.    7978.     MADAOASEAB.  —   Die  Gesandten   an    den   engl  Min. 

d.  Ausw.  —  Die  Streitpunkte  mit  Frankreich. 

■ 

London,  December  9,  1882. 
Nr.  7978.  My  Lord,  —   We  have  rccently  had  the  honour   of  submitting  to  y(wr 

Madagaskar.  Lordship's  fricndly  consideration  an  ontlinc  ef  our  difficnlties  with  Fma 
and  now  desire  to  lay  thcm  before  you  in  fullcr  detail,  in  order  that  oor  cisc 
may  be  thoroughly  understood. 

1.  With  regard  to  the  Dettmnd  of  France  conceming  Protedorate.  — 
M.  Daclerc  told  as,  that  we  had  insnlted  France  by  placing  flags  on  the  north- 
west  coast,  and  that  she  had  intended  to  assert  her  rights  be  force,  bot  on 
hearing  by  telegram  of  our  Embassy,  had  postponed  her  advances  for  a  whfle. 
I  Next  we  had  two  interviews  with  the  Commissioners,  MM.  Decrais,  Peyron 
and  Billot,  who  declared,  that  France  would  on  no  account  give  up  her  asserted 
Protectorate  over  the  north-west;  but  we,  on  our  side,  insisted  on  our  co0- 
tention,  that  France  had  no  such  right  ||  After  this,  we  waited  a  month  be- 
fore business  was  resumed  by  the  Commissioners.  Our  subsequent  commimi- 
cations  were  made  through  our  own  Consuls,  MM.  Roux  and  Rabaud,  lod 
MM.  Revoil  and  Baragnon  (the  latter  two  gentlemen  of  whose  exact  relatioi 
to  the  French  Government  we  are  ignorant),  who  advised  us  to  make  sose 
concession  to  the  national  pride  of  the  country  with  which  we  were  dealing; 
such  as  the  removal  for  a  few  years  of  the  Custom-house  officers  and  flags 
wliich  had  been  lately  placed  on  the  north-west,  in  the  districts  onder  BiBM 
and  Monja,  in  connection  with  which  the  present  difficnlties  arose,  and  we 
were  given  to  uuderstand,  that  such  a  concession  on  our  part  would  resnlt  is 
a  withdrawal  of  the  French  claims  to  a  Protectorate.  On  the  strength  of  oor 
expressed  willingness  to  concede  this  point,  a  document  was  drawn  up  by  the 
Commissioners  and  sent  to  us  to  be  signed  as  an  ultimatum.  ||  Our  reinsil 
was  made  for  the  foUowing  reasous:  —  j  (1.)  Nothing  was  said  about  ov 
removal  of  the  custom-houses  and  flags  being  only  for  a  few  years.  ||  (2.)  Be- 
cognition  of  the  French  Protectorate  on  the  north-west  was  insisted  od. 
(3.)  They  asserted  gencral  rights  over  the  whole  of  Madagascar,  which  w 
the  first  iutimation  we  had  of  any  such  claims. 
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2.  Coficeming  JPurchase  of  Land  hy  Foreig^iers,  —  The  Commissioners   ^'-  '^'^' 
charged  oor  Government  with  violation  of  the  Treaty  of  1868  by  forbidding  9.  Dec.  i882. 
the  sabjects  of  Madagascar  to  make  absolute  sales  of  this  kind  of  property. 

We  denied  most  emphatically  having  broken  any  agreement  with  France  in 
the  recent  revision  of  our  laws.  According  to  our  ancient  laws  and  customs, 
foreigners  cannot  maintain  a  fee-simple  title  to  land  in  Madagascar.  We  havo 
constantly  denied  their  rights  to  do  this,  and  assert  that  no  such  privilege  is 
granted  in  the  Treaty  referred  to.  |1  Article  IV  of  French  Treaty:  ^'Les  Francais 
k  Madagascar  jooiront  d'one  complete  protection  pour  lenrs  personnes  et  lenrs 
propriétés.  ||  lis  ponrront;  comme  les  sujets  de  la  nation  la  plus  favoriséC;  et 
en  se  conformant  aux  lois  et  règlements  du  pays^  >s'établir  partout  oü  ils 
jugeront  convenable^  prendre  k  bail;  acquérir  tonte  espèce  de  biens  meublcs 
et  immeublesi  et  se  livrer  k  toutes  les  opérations  commerciales  et  industrielles 
qui  ne  sont  pas  interdites  par  législation  intérieure."  ||  In  the  ultimatum  above 
referred  to,  the  French  agreed  to  accept  leases  of  ninety-nine  years,  and  in 
order  to  come  to  terms  on  this  matter,  we  announced  ourselves  prepared  to 
grant  leases  of  tweuty-five  years,  renewable  twice  in  similar  periods,  at  the 
con joint  desire  of  owner  and  occupier,  with  Government  registration  at  each 
renewal.  ||  We  represented,  that  in  the  present  stage  of  our  country's  en- 
lightenment  it  is  undesirable  to  grant  leases  for  more  than  twenty-five  years 
at  one  period. 

3.  Bespeding  tJie  Land  formerly  occupied  hy  M,  Laborde^  late  French 
Consul  at  AtUananarivo,  —  He  landed  in  Madagascar  a  shipwrecked  sailor, 
and  obtaining  employment  under  Banavalona  I  as  a  kind  of  general  Super- 
intendent of  Works,  rcceived  many  faveurs  at  the  hands  of  Her  Majesty.  He 
was  enriched  and  promoted  to  a  peerage.  He  married  a  Malagasy  wife,  and 
was  regarded  as  one  of  ourselves.  ||  Hls  nephew,  a  Frenchman  of  the  name 
of  Gampan,  now  claims  as  heir,  not  only  the  houses  of  M.  Laborde,  but  the 
ground  on  which  thcy  stand.  |]  The  houses  we  consider  as  belonging  by  law 
to  the  legatee,  his  right  to  the  land  we  deny.  As  a  foreigner,  he  cannot 
possess  it  in  fee-simple.  ||  Moreover,  we  have  a  statement  in  M.  Laborde's 
own  handwriting,  which  shows  that  the  land  was  not  his.    He  says:  — 

^^Je  déclare  avoir  acheté  la  case  de  Razakamanana  pour  la  somme  de 

(110  dollars)  110  piastres,  et  non  remplacement  ||  En  foi  de  quoi,  &c. 

C.  J.  Laborde. 
AntananarivOy  ce  2  Mars,  1835" 

And  to  this  is  appended  a  Malagasy  translation  also  in  his  own  handwriting, 
and  signed  in  the  same  way.  This  again  is  foliowed  by  the  signatures  of 
three  native  officials,  and  the  genuineness  of  these  testimonies  is  clearly 
established  by  the  fact  of  their  bcing  written  not  as  separate  documents,  but 
as  cntries  in  one  of  our  Government  books. 

4.  With  regard  to  the  Dhoic  ^*Toale*'  the  facts  of  the  case  are  as  foUows:  — 
(■  A  little  way  down  the  coast  from  Bombetoka-Bay,   on  the  west  of  Mada- 
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Nr.  7978.  gascEF^  are  four  Sakalava  ChieftaiucieS;  wliich  at  the  time  of  this  a&ur  were 
9.  Dec.  1882.  &t  war  amoDgst  themselves.  Baly,  Soalala  and  Boina  had  made  an  attack  on 
Marambitsy,  the  place  where  the  notorious  Mohammed-ben-Abdoolah  li?es  as 
husband  of  the  Sakalava  Ghieftaiuess.  This  Arab  adventarer,  his  followers 
and  the  Sakalava  of  the  place  were  overmastered;  and  their  town  on  the 
beach  destroyed.  The  ''Toale"  conveying  arms  and  ammunition,  mider  pro- 
tection  of  the  ï'rench  Flag,  to  these  Marambitsy  people,  was  discovered  l)j 
a  party  of  the  enemy  from  Boina ;  jnst  as  she  was  about  to  land  her  cargo. 
Of  conrse  an  altercation  ensued,  and  subsequently  a  fight  brought  on|  we  have 
foundy  by  the  crew  of  the  dhow  firing  first  upon  the  Sakalava.  Several  of 
the  Arabs  were  killed;  and  also  several  subjects  of  Madagascan  ||  For  this 
so-called  outrage  upon  the  French  flag  we  have  been  forced  by  M.  Baadais, 
the  French  Commissioner  and  Consul;  to  pay  an  indemnity  of  9,740  doUan 
Against  this  injustice  we  came  to  complain  to  the  French  Government,  and 
intended  to  dcmand  repayment  of  the  fine,  which  we  paid  nnder  threat  of 
bombardment;  hut  the  subject  was  never  discussed  in  France. 

5.  We  were  also  authorized  to  appeal  for  jnstice  in  the  afifair  of  the 
embargo  placed  upon  the  ^'Antananarivo/'  By  the  action  of  Commandant  te 
Timbre  in  this  matter  we  were  prevented  from  sending  troops  to  the  soath- 
west  coast,  where  two  citizens  of  America  have  since  been  murdered  by  the 
very  Sakalava  rebels  against  whom  we  intended  to  make  onr  expedition.  This^ 
it  must  bc  understood;  is  a  part  of  Madagascar  not  inclnded  in  the  'Tro- 
tectorate."  ||  The  "Antananarivo"  was  even  prevented  by  Commandant  Ie  Timbre 
from  bending  her  sails,  and  has  been  detained  in  the  harbour  of  Tamatare 
over  threc  months,  entailing  upon  our  Government  an  actaal  loss,  for  which 
we  think  ourselves  entitled  to  due  compensation. 

6.  We  finally  intended  to  demand,  that  France,  as  a  Treaty  Power,  shali 
cause  her  citizens  to  respect  her  engagements  with  us,  and  pnnish,  or  allow 
us  to  punish,  those  who  carry  on  an  illegal  traffic  in  arms  amongst  our  snb- 
jects  the  Sakalavas.  ||  We  have,  &c. 

Eavoninahitriniarivo,  15th  Hononr  Officer  of 
the  Palace,  Chief  Ambassador  and  Chief  Minister 
for  Foreign  Affairs. 

Ramaniraka,  14th  Honour  Officer  of  the  Palace, 
Second  Ambassador  and  Member  of  the  Privy  CoondL 

Nr.    7979.     FBANKREICH.    —   Min.   d.   Ausw.  an    den   franz.  Bot- 

schafter  in  London.  —  Bestreitct,  dass  eine  Gefahr 
für  die  Weissen  vorhanden  sei 

Paris,  Ie  11  décembre  1863. 
pünkwi^h  Monsieur,  on  paralt  s'être  préoccupé,  k  Londres,  des  dangers  qoi  poir- 

1 1.  Dec.  1882.  raient  résulter,  pour  les  résideuts  anglais  h  Madagascar,  de  Tétat  actnel  de 
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108  relations  avec  Ie  Gouvernement  de  Tananarive.    Dans  une  note  verbale  J^'\'^]\ 

Frsnkreicn. 

iont  vous  trouverez  ci-joint  copie.  Lord  Lyons  vient  d'appeler  sur  cette  questionii.D6ci882. 
ia  sollicitude  du  Gouvernement  de  la  République.  ||  D'après  les  renseignements 
loi  nous  sont  directement  adressés,  rien  ne  confirme  jusqu'ici  les  appréhensions 
jni  ont  été  formulées  auprès  du  Foreign-Office,  et  il  n'existe,  k  notre  connais- 
sance,  aucun  indice  récent  qui  révèle  chez  les  Hovas  une  excitation  dont  les 
^trangers  aient  sujet  de  se  préoccuper.  Le  crime  dont  il  est  fait  mention 
lans  la  note  ci-jointe  n'est  malheureusement  pas  un  fait  isolé  dans  le  payS; 
3t  Ton  ne  voit  pas  qu'il  alt  aucun  rapport  avec  les  difficultés  internationales 
pendantes.  Les  résidents  anglais  k  Madagascar  sont;  d'ailleurs,  en  situation 
i'exercer  sur  les  autorités  hovas  une  influence  active  en  vue  de  maintenir  la 
tranquillité  publique  et  le  respect  des  droits  conventionnels.  ||  Si;  comme  nous 
sn  avons  TassurancC;  le  Gouvernement  de  Sa  Majesté  Britannique  s'est  employé 
ï  faire  prévaloir  auprès  d'eux  des  conseils  de  conciliatiou;  il  n'est  pas  douteux 
que  leur  action  ne  contribue  efficacement  au  maintien  de  Tordre  normal  que  nous 
dkvons  en  vue.  Dans  le  cas  cependant  oü  la  situation  se  troublerait  k  TintérieuT; 
rien  ne  s'opposerait  k  ce  qu'ils  vinssent  temporairement;  s'ils  le  jugeaient 
opportuu;  s'établir  sur  les  points  de  la  cöte  oü  une  protection  effective  pourrait 
leur  être  assurée.  Toutes  les  mesures  seront  prises;  en  ce  qui  nous  conceme; 
pour  qu'ils  continuent  k  bénéficier  des  mêmes  garanties  que  nos  ressortissants 
Bux-mêmeS;  et  nous  avons  la  confiance  que^  se  conformant  de  leur  cóté  aux 
dispositions  amicales  de  leur  Gouvernement;  ils  contribueront;  par  leur  attitudC; 
ï  Toenvre  d'apaisement  et  de  justice  que  des  interets  supérieurs  et  communs 
peuvent  nous  imposer. 

E.  Du  cl  e  re. 


^r.    7980.      GKOSSBRITAirariEN.  —  Botschafter  in  Paris  an  den 

engl.   Min.    d.   Ausw.   —    Grtlnde    des    Abbruchs    der 
Unterhandlungen. 

Paris,  December  18,  1882. 

My  Lord,  —  I  had  this  moming  the  honour  to  receive  your  Lordship's  .^'*  '^^• 
lespatch  of  the  5th  instant,  directing  me  to  inform  M.  Duclerc  of  what  had  briunnien. 
)ccurred  to  your  Lordship  on  comparing  the  despatch  from  his  Excellency  *^' ^•**  *®®^ 
respecting  the  affairs  of  Madagascar,  which  had  been  communicated  to  you  by 
VI.  Tissot;  with  the  statements  made  to  you  by  the  Malagasy  Ambassadors. 
I  went  to  M.  Duclerc  this  aftemoon,  and  after  thanking  him  in  your  Lord- 
ihip's  name  for  the  Information  contained  in  the  despatch  communicated  by 
li.  Tissot,  I  proceeded  to  speak  to  him  in  the  precise  terms  of  your  Lord- 
ship's  despatch  of  the  öth  on  the  questions  of  the  reparation  demanded  by 
B'rance,  and  of  the  tenure  of  land  by  foreigners  in  Madagascar.  ||  M.  Duclerc 
replied  that,  as  regarded  the  question  concerning  the  Protectorate,  France  had 
nade  every  possible  concession,  and,  indeed,  that  it  was  not  on  that  question. 
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Hr.  7990.  ^jjj^^  ^Jjq  ncgotiation  had  been  broken  off.  ||  On  the  contrarj,  the  ruptore  had, 
briunnien.  he  said^  been  produced  by  the  proceedings  of  the  Malagasy  Ambassadors  witk 
i3.D«c.i882.j.gg|^j.^  to  the  tenure  of  land.  The  French  GoYernment  had  gone  so  far  as 
to  agree,  that  rcnewable  leases  for  nincty-ninc  years  should  be  substitnted  for 
the  absolute  transfer  of  real  property  to  French  owners.  The  Ambassadors 
had^  ho^vever,  drawn  back  from  this  agreement,  and  had  proposed  leases  for 
scventy-five  years.  Even  this  proposal  might  have  been  taken  into  conside- 
ration  by  the  French  Government;  hut  the  Ambassadors  withdrew  it,  and  de- 
claredy  that  they  could  not  consent  to  anything  more  than  leases  for  twentj- 
five  yearS;  renewable  three  times.  Upon  this  M.  Dnclerc  had  become  convinced 
that  they  were  not  sincere  in  seeking  a  settlement,  and  had  broken  off  tbe 
negotiation.  ||  He  added^  that,  notwithstanding  your  Lordship's  opioion,  he  conld 
not  regard  the  term  of  twenty-five  years  as  long  enoagh  for  the  leases.  H  Alter 
some  discnssion  on  these  points,  I  said  to  M.  Duclerc,  that  yonr  Lordship  had 
desired  me  to  let  yon  know  in  what  way,  if  any,  you  could  contribute  to  tbe 
satisfactory  and  peaceful  solution  of  the  questions;  and  I  added,  that  I  shonld 
bc  very  much  obliged  to  him  if  he  \vould  enable  me  to  do  so.  ||  He  answcred, 
that  the  French  Government  was  still  disposed  to  be  extremely  moderate,  and 
to  demand  nothing  of  Madagascar  to  which  France  was  not  fully  entitled;  and 
that  this  being  the  case,  he  had  no  doubt,  that  an  arrangement  woold  be 
effected  if  the  Malagasy  Embassy  came  back  from  London  with  the  conviGtioDy 
that  they  would  not  be  supported  by  Great  Britain  in  putting  forward  on- 
reasonable  pretentions.  ||  I  have,  &c, 

Lyons. 


Nr.    7981.     GKO  SSBEITAITNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 

schafter  in  Paris.  —  Stellnng  der  englischen  Regie- 
rung  zu  den  französischen  Ansprüchen.  Anerbieten 
der  Vermittelung. 

Foreign  Office,  December  19,  1BS3. 

Nr.  7981.  My  Lord,  —  Her  Majesty's  Government  have  carefully  considered  tbe 

brita^ïen.  ^cport  which  your  Excellency  has  given  in  your  despatch  of  the  13th  instant, 
i9.Dec.i882.of  your  convcrsation  with  M.  Duclerc  on  the  subject  of  Madagascar.  ||  Thej 
have  noticed  with  pleasure  the  moderate  and  friendly  manner  in  which  tbe 
question  was  discussed  by  M.  Duclerc,  and  are  led  to  hope,  that  an  anucaUe 
solution  of  the  difficulties  which  have  arisen  may  be  arrived  at.  J  M.  Duclerc, 
in  bis  despatch  to  M.  Tissot  of  the  3rd  December,  alludes  to  the  two  important 
points  in  dispute  between  the  French  and  Madagascar  Governments.  Witb 
regard  to  that  one  hearing  upon  certain  Treaty  rights,  to  which  the  Freneb 
Government  lay  claim,  I  am  glad  to  notc,  that  in  your  despatch  after  the 
explanations  which  I  was  ablc  to  give  M.  Duclerc  in  my  despatch  of  tbe 
5th  instant,  as  to  the  understanding  by  the  Ambassadors  of  what  had  pftsied 
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on  that  point,  M.  Daclerc  is  still  of  opinion.  that  the  negotiations  have  not   ^'*  '^*- 

,  Oroas- 

been  broken  off  upon  the  Protectorate  qaestion^  and  has  added  an  assurance  bnuamen. 
of  the  extreme  moderation  of  the  French  Government.  ||  On  the  second  point/**^®*'-'.**^- 
that  of  land  tenure,  both  the  French  Government  and  the  Ambassadors  are 
agreedy  that  there  was  a  wide  difference  of  views.  ||  It  appears,  thcrefore^  to 
Her  Majesty's  Government^  that  it  is  in  a  satisfactory  arrangement  of  that 
question,  that  a  settlement  of  the  present  dispute  mnst  be  looked  for.  ||  The 
French  Government  assert  the  right  for  French  subjects  to  baj  and  hold  land 
in  Madagascar.  ||  The  Hova  Government  assert;  that  by  the  laws  of  Mada- 
gascar  no  alien  can  hold  land  in  fec-simple.  ||  A  similar  law  existed;  as  jour 
Excellency  is  aware,  in  England^  and  was  repealed  only  a  few  years  ago; 
there  are  still  many  cases  in  which  it  is  impossible  to  effect  absolute  trans- 
fers of  land;  and  the  compromise  resorted  to  in  sach  cases  is  to  grant  sach 
leases  as  will  convey  as  nearly  as  may  bc  all  the  advantages  of  a  freehold. 
]  The  concession  of  leases  of  twenty-five  years  offered  by  the  Hova  Ambassa- 
dors without  some  security  for  renewals  appears  to  Her  Majcsty's  Government 
to  be  a  most  unsatisfactory  substitute  for  the  right  of  absolute  purchase.  They 
would  not  be  disposed  to  accept  such  terms  in  any  revision  of  the  Treaty 
between  Great  Britain  and  Madagascar;  hut  they  have  reason  to  hope,  that 
very  much  more  favorable  terms  may  be  obtained;  and  that  the  prospect  of 
a  peaceful  settlement  of  the  other  questions  pending  with  the  French  Govern- 
ment would  induce  the  Government  of  Madagascar  to  sanction  by  Treaty  such 
freedom  of  contract  as  regards  leases  as  would  confer  upon  foreigners  the 
snbstantial  advantage  of  freeholds.  ||  Her  Majesty's  Government  have  no  desire 
to  put  themselves  forward  as  mediators,  or  to  press  their  goüd  offices  upon 
the  French  Government;  but  they  are  at  this  moment  in  communication  with 
the  Madagascar  Ambassadors,  and  would  be  very  willing  to  use  their  po;sition 
in  order  to  pave  the  way  for  a  more  friendly  resumption  of  negotiations  at 
Paris  between  the  two  Powers.  ||  I  have  to  request  your  Excellency  to  make 
a  communication  to  M.  Duclerc  in  the  terms  of  this  despatch.  |]  I  am,  &c. 

Granville. 


Nr.    7982.      OEOSSBEITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engL  Bot- 

schafter  in  Paris.  —  Bittet  um  rechtzeitige  Mitthei- 
lung  für  den  Fall,  dass  Frankreich  die  Feindselig- 
keiten  gegen  Madagaskar  eröffnen  sollte. 

Foreign  Office,  December  19,  1882. 
My  Lord,  —  I  inclose  herewith,  for  your  Excellency's  Information,  copy   Nr.  7982. 
of  a  note  verbale  from  the  French  Ambassador  at  this  Court  in  answer  to  the  ^riuaniên. 
communication  which  you  made  to  M.  Duclerc,  as  reported  in  your  Excellency's  i».  Doc  i882. 
despatch  of  the  9th  instant.  '    I  have  to  request  your  Excellency  to  express 
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Nr.  7982.  ^q  ^jj^  French  Government  the  thanks  of  Her  Majesty's  Government  for  this 
briunnien.  Goufteoas  commanlcatlon.  ||  As  regards  the  danger  to  British  subjects,  to 
i9.Dec.i882.^j^j^j]j  g^j.  Majest/s  Govemment  had  alluded,  I  must  remark  that  they  do 
not  fear  any  at  the  capital  nor  at  such  places  as  Tamatave,  where  British 
sabjects  are  not  only  well  known,  but  have  always  lived  npon  most  friendlj 
terms  with  the  Hova  Government  and  people;  but  Her  Majesty's  Govemment 
have  been  warned  by  persons  well  acquainted  with  Madagascar,  that  in  less 
frequented  districtS;  and  particularly  on  the  west  coast,  any  hostility  exdted 
by  one  European  nation  would  exposé  all  white  residents  to  considerable  danger. 
II  M.  Tissot  remarkS;  that  the  British  residents  in  Madagascar  are  in  a  position 
to  exert  considerable  influence  npon  the  Hova  authorities.  The  fiiendly  re- 
lations existing  between  them,  strengthened  as  they  have  long  been  by  civilixing 
transactions;  have  certainly  given  the  British  residents  an  important  position 
in  the  country,  and  there  is  every  reason  to  suppose,  that  they  will  et»! 
themselves  of  such  power  as  they  may  indirectly  possess  for  the  safety  of 
their  own  lives  and  property;  but  Her  Majesty's  Government  are  sure  tk 
Government  of  France  will  agree  with  them  that  such  a  likelihood  does  not 
authorize  their  Government  to  throw  upon  them  responsibilities  which  do 
not  naturally  rest  upon  them.  ||  Your  Excellency  will  convey  to  the  Frenck 
Govemment  the  thanks  of  Her  Majesty's  Government  for  the  protection  whieh 
they  have  promised  to  British  subjects  in  case  of  any  troubles  in  Madagascar; 
but  you  should  at  the  same  time  state  to  M.  Buclerc,  that  Her  Majestf's 
Government  would  be  held  responsible  in  this  country  for  taking  alle  dne 
precautions  such  as  in  similar  circumstances  are  usual,  for  the  safety  of  Britisli 
lives  and  próperty;  they  feel  sure,  that  timely  notice  would  be. given  should 
the  failure  of  negotiations,  which  they  have  reason  to  hope  may  not  take  place, 
unfortunately  lead  to  the  adoption  of  hostile  measures  against  any  part  of 
Madagascar.  ||  I  am,  &c. 

Granville. 


Nr.   7983.     FBANKSEICH.  —   Min.    d.  Ausw.   an   den   frani.  Bot- 

schafter   in   London.   —    Ablehnung    der    englischei 
Vermittelung. 

Paris,  Ie  4  janvier,  1883. 
Nr.  7983.  MousieuT,  j'ai  Thonneur  de  vous  adresser  copie  d'une  note  verbale*)  qw 

Fmnkreich.  „  .      ,  , 

4. Jan.  1888. 1  Ambassadcur  d Angleterre  ma  remise  k  la  nn  de  décembre  relativement aox 
questions  pendantes  k  Madagascar  entre  la  France  et  la  Cour  de  TanananTe. 
Comme  vous  Ie  verres,  Ie  Gouvernement  anglais  constate  Timpression  favonble 
que  lui  ont  produite  les  explications  échangées  durant  Tentretien  que  j'aiais 
eu  avec  Lord  Lyons  quelques  jours  auparavant,  et  il  exprime  1'espoir  qoe  les 


*)  Inhaltlich  identisch  mit  Nr.  7981. 
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difficultés  actaelles  poarront  oncore  aboutir  k  nu  reglement  amiable.  Il  constate 
tont  d'abord  avec  satisfaction  que  les  négociations  snivies  k  Paris  avcc  les  4. 
envojés  hovas  n'ont  pas  été  rompnes  snr  la  qnestion  dn  protectorat  reclame 
par  nons  snr  certaines  parties  de  rile,  et  qne  nons  sommes  disposes  k  ne  pas 
nous  départir,  snr  ce  point;  d'nne  extreme  modération.    Il  est  nécessaire  de 
rappeler,  k  eet  égard,  qne  les  droits  revendiqnés  par  la  France  sur  la  cóte 
nord-ouest  de  Madagascar  sout  certains  et  se  tronvent  confirmés  par  des  traites 
réguliers.    Si  la  rnpture  des  conférences  n'a  pas  en  lien  snr  ce  point,  c'est 
uniquement  parce  qne  les  envojés  hovas  s'étaient  engagés  k  nons  accorder  les 
satisfactions  qne  nons  sommes  fondés  et  résolus  a  ponrsnivre.  ||  Quant  au  droit 
de  propriété,  la  législation  intérienre  de  la  nation  hova  ne  saurait  prévaloir 
contra  les  engagements  résultant  d'une  convention  régnlièrement  conclne.  Cette 
convention  demenre  la  senle  règle  applicable  auz  rapports  des  deux  Gouvemc- 
ments  contractants.    Le  fait  qu'une  loi  analogne  existait  récemment  encore  en 
Angleterre  peut  être  considéré  comme  interessant  au  point  de  vne  historiquc; 
mais  non  comme  nn  argument  conclnant;  car  il  est  évident,  qne  le  Gouverne- 
ment anglaiS;  sous  Tempire  d'nne  telle  lol,  n'anrait  jamais  consenti  k  entrer 
dans  des  arrangements  diplomatiqnes  qui,  en  accordant  anx  étrangers  le  droit 
de  propriété;  se  seraient  tronvés  en  contradiction  avec  sa  législation  intérienre.  || 
Le  différend  sonlevé  entre  la  France  et  le  Gouvernement  hova  comporte-t-il 
encore^  ainsi  qn'on  incline  k  le  croire  k  Londres^  nn  reglement  amiable?    Gela 
dépend  uniquement  du  Gouvernement  de  la  Reine  des  Hovas.    Qn'il  reconnaisse 
la  légitimité  de  nos  réclamations,  qn'il  nons  fonmisse  des  garanties  snf&santes 
de  la  loyale  exécution  dn  traite  qn'il  a  concln:  nons  ne  demanderons  rien  de 
plas.     Mais  il  faut  que  tont  le  monde  soit  bien  convaincn  qne  les  conditions 
formulées  par  nous,  au  cours  des  conférences  tenues  k  Paris,  marquent  le'terme 
des  concessions  possibles.    De  sou  cóté,  le  Gouvernement  de  la  Reine  se  rend 
on  compte  exact  de  Tétat  des  choses,  lorsqu'il  reponsse  Tidée  de  vouloir  offrir 
Une   médiation   que   le   différend   ne   comporte   pas.  ||  Cette  déclaration  nous 
dispense  d'insister  snr  une  antre  expression  de  la  note  anglaise.     Je  ne  sais 
Ce  que  les  Anglais  entendent  par  to  press  their  good  offices  upan  the  French 
Govemtnent;  mais,  pour  nous,  cette  expression  est  intradnisible  en  frangais; 
car  le  mot  que  donnerait  la  traduction  littérale  serait  absolnment  inadmissible.  {| 
Je  Yous  laisse  le  soin  de  faire  part  de  ces  considérations  k  Lord  Granville, 
1^  qui  vous  pourrez  en  donner  lectnre  et  en  laisser  copie. 

E.  Duclerc. 
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Nr.    7984.     FRAHKREICH.   —   Min.   d.  Ausw.  an   den   franz.  Bot- 

schafter   in  London.  —  Der  Moment  der  Eröffnang 
der  Feindseligkeiten  ist  bereits  gekommen. 

Paris,  Ie  8  janvier,  1883. 
Frankreich.  Monsieur,  j'ai  Thonneur  de  vous  envoyer  ei- joint  copie  d'une  autre  note*) 

8.  Jan.  1888.  relativc  aux  affaires  de  Madagascar^  et  que  TAmbassadeor  d'Angleterre  m'anit 
remise  en  même  temps  que  celle  dont  je  voos  ai  donné  communication  k 
4  janvier.  Le  Gouvernement  de  Sa  Majesté  Britannique  j  revient  sur  les 
dangers  auzquels  les  résidents  anglais  pourraient  se  trouver  exposés  daos 
certaines  parties  de  Tile;  au  cas  oü  une  action  viendrait  k  étre  engagée  par 
une  nation  européenne  contre  le  Gouvernement  hova.  En  vue  de  dégager  sa 
responsabilité  et  de  remplir  son  devoir  de  protection,  il  exprime  Tespoir  qa'u 
avis  lui  serait  donné  en  temps  utile  pour  provoquer  les  mesures  convenablei, 
si  une  pareille  éventualité  venait  k  se  produire.  ||  Le  Gouvernement  de  la  Reine 
connait  exactement,  par  l'exposé  fidele  que  nous  avons  consenti  è  lui  en  faire^ 
la  nature  du  différend  qui  subsiste  entre  nous  et  le  Gouvernement  des  Hovas; 
il  sait  qvik  défaut  d'un  arrangement  amiable^  la  résistance  des  envoyés  de  la 
Reine  Ranavalo  nous  a  mis  dans  la  nécessité  de  pourvoir  aux  moyens  d'assorer 
k  Madagascar  Texercise  de  nos  droits  méconnus  et  les  réparations  dues  k  nn 
certain  nombre  de  nos  compatriotes.  Dans  eet  état  de  choses,  réventaaUté, 
k  laquelle  il  est  fait  allusion  dans  la  note  ci-annexée;  doit  être  considérée 
comme  dès  k  présent  ouverte^  la  publicité  donnée  k  la  rupture  des  négodatioos 
ayant  permis  k  chacun  d'en  mesurer  les  conséquences.  Nos  nationaux  k  Mada- 
gascar sont  d'aillcurs  places  dans  la  même  situation  que  les  résidents  an^aU) 
et  aucune  différencc  ne  sera  faite  entre  eux  dans  Tapplication  des  mesures  de 
protection  que  les  circonstances  pourront  nous  suggérer.  Yous  voudrez  biea 
en  renouveler  Tassurance  k  Lord  GranvillC;  k  qui  vous  pourrez  commomquer 

la  présente  dépêche. 

E.  Duclerc 


Nr.   7985.     GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 

schafter  in  Paris.  —  Erneutes  Anerbieten  der  Ver- 

mittclung. 

Foreign  Ofüce,  January  17,  1888. 

Nr.  7986.  My  Lord,  —  The  French  Ambassador  bas  communicated  to  me  M.  Duclerc's 

brfu^ien  ^^spatch  of  the  4th  instant,  in  which  he  replies  to  tbe  communication  made 

17.  Jan.  1883.  to  him  by  your  Excellency  on  behalf  of  Her  Majest/s  Government  on  the 

22nd  ultimo  in  regard  to  the  affairs  of  Madagascar.  ||  The  report  given  in  voor 

dcspatch  of  the  13th  December  of  his  Excellency's  language  on  this  question, 

the  tone  and  spirit   of  which   were  so  much   appreciated  by  Her  Majesty's 


*)  Inhaltlich  identisch  mit  Nr.  7932. 
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Government;  had  led  me  to  hope  that  I  might  be  able  indirectiy  to  be  of  ^'"  "*^ 
some  use  in  bringing  aboat  a  peacable  solation  of  the  differences  which  exist  bnunnien. 
between  Madagascar,  in  whose  welfare  this  country  bas  for  a  long  time  taken  ^^•'^•^•^®^- 
an  interest;  and  one  of  the  most  powerfol  and  highly  civilized  nations  in  the 
world.  II  1  regret  to  say,  that  the  character  of  the  last  despatch  has  entirely 
destroyed  that  expectation;  and  my  first  intention  was  to  inform  the  Malagasy 
EnvoyS;  that  the  French  Government  considered  the  negotiations  at  an  end. 
It  appears,  however,  that  this  despatch  was  written  under  a  complete  misappre- 
hension  of  an  English  phrase  which  I  had  used.  ||  That  phrase  was  only  intended 
to  convey,  that  Her  Majest/s  Government,  while  they  were  ready  to  give  their 
assistance  in  bringing  about  an  understanding,  had  no  desire  to  put  forward 
an  offer  of  such  assistance  if  it  was  not  acceptable  to  France.  ||  I  have  there- 
fore  to  instruct  your  Excellency  to  ascertain  whether  the  French  Government 
object  to  my  making  any  communication  of  thcir  views  to  the  Madagascar 
Embassy,  and  if  not,  what  they  would  wish  the  character  of  that  communi- 
cation to  be.  II  I  am,  &c 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


Nr.     7986.     FEANKEEICH.  --  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschaf- 

ter  in  Paris.  —  Lehnt  jede  Vermittelung  als  nutz- 

los  ab. 

Paris,  Ie  24  janvier,  1883. 

Le  Président  du  Conseil,  Ministre  des  Affaires  étrangères,  a  pris  con-  Nr.  7986. 
naissancc  de  la  Note  verbale  qui  lui  a  été  remise,  le  20  janvier,  par  Son.^'*^^j^ 
Excellence  TAmbassadeur  de  la  Grande-Bretagne,  relativemeut  aux  affaires  de 
Madagascar.  M.  Duclerc  a  été  particulièrement  sensible  k  la  courtoisie  mise 
par  Lord  Granville  k  déterminer  la  mesure  des  bons  offices  qu'il  offre  d'inter- 
poser  en  vue  d'aplanir  les  difficultés  pendantes  entre  le  Gouvernement  de  la 
Bépublique  et  le  Gouvernement  Hova.  ||  Ainsi  qu'il  résulte  des  Communications* 
précédemment  échangées,  les  envoyés  de  la  Reine  Ranavalo  ont  été  suffisam- 
ment  éclairés  sur  la  légitimité  de  nos  revendications  et  sur  Tétendue  des  con- 
cessions  auxquelles  nous  pourrions  souscrire;  ils  n'ont  dü  conserver  aucune* 
iUusion  sur  les  conséquences  de  Tattitudc  oü  il  leur  a  plu  de  se  maintenir. 
Dans  eet  état  de  choses,  et  tont  en  s'associant  k  Tesprit  dont  les  ouvertures 
de  Lord  Granville  s'inspirent,  le  Gouvernement  de  la  Bépublique  ne  croit  pas 
qo'il  y  ait  utilité  k  ce  qu'un  nouvel  exposé  de  ses  vues  soit  communiqué  k 
TAmbassade  Malgachc  par  les  soins  du  Gouvernement  de  Sa  Majesté  Britanniquc. 
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Nr.    7987.     GKOSSBMTANNIEH.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Bot- 

schafter  in  Paris.  —  Beschwerde  der  malagassischen 
Gesandtcn  über  die  tcndenziöse  Darstellang  der  Yer- 
handlungen  im  französischcn  Gelbbuch. 

Foreign  Office,  February  9,  1883. 
^Grw^  My  Lord,  —  The  Hova  Ambassadors  called  upon  me  yesterday  to  com- 

briunnien.  monicate  the  observations  which  they  wished  to  make  upon  the  Yellow  Book 
9.Pebr.i883.^jj  Madagascar  which  has  lately  appeared,  and  which  they  considered  ts 
presenting  a  very  inaccurate  accoant  of  the  matters  at  issue  between  their 
Government  and  that  of  France,  and  also  of  the  recent  negotiations  in  Paris. 
I  informed  the  Ambassadors,  in  reply,  that  Her  Majesty's  Goyemment  took 
a  great  interest  in  everything  which  concemed  the  welfare  of  Madagascar. 
But;  as  thq  French  Government  had  not  encouraged  them  to  be  a  means  of 
communication,  it  rendered  it  unnecessary  for  me  to  discuss  for  the  present 
the  'details  of  the  existing  differences.  ||  The  Ambassadors  then  stated  thal^ 
according  to  their  latest  information,  the  French  authorities  were  exciting  tiie 
Sakalavas  to  rebel  against  the  Queen  of  Madagascar,  and  were  committiog 
other  acts  of  a  decidedly  liostile  character;  and  they  asked  what  action  Her 
Majesty's  Government  would  recommend  the  Hova  Government  to  take  under 
such  circumstances.  To  this  I  answered,  that  the  consideration  of  the  steps 
to  bc  adopted  must,  of  course,  depend  upon  an  accurate  knowledge  of  tlie 
facts  to  which  they  alluded,  and  Her  Majesty's  Government  could  in  no  case 
offer  an  opinion  upon  a  question  which  the  Hova  Government  maat  necessarilj 
decide  upon  their  own  responsibility,  hut  that,  as  a  friend  to  their  conntiy, 
I  could  not  help  expressing  my  eamest  hope  that  the  greatest  caution  mi^^t 
be  exercised  as  regards  the  adoption  of  any  course  which  might  provoke 
hostilities  with  so  powerful  a  nation  as  that  of  France.  ||  The  Ambassadors  siid, 
that  they  trusted  that  they  might  still  rely  upon  the  good  offices  of  Engbod, 
and  I  assured  them,  that  they  might  depend  upon  Her  Majesty's  GovenuBfflt 
for  not  omitting  any  favourable  opportunity  for  obtaining  a  friendly  solotH» 
of  their  difficulty  with  the  French  Government.  |[  The  conversation  then  tumcd 
upon  the  land  question  and  the  possible  revision  of  Article  V  in  the  existing 
Treaty  between  this  country  and  Madagascar  in  such  a  way  as  to  avoidthe 
objections  of  the  Hovas  to  the  purchase  of  land,  while  securing  the  fellest 

possible  use  of  it  to  British  settlers.  ||  I  am,  &c, 

G  ranville. 
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88.  OEOSSBRITANNIBV  and  MADAGASKAR.  —  Declaration 
betwecn  the  Governments  of  Great  Britain  and  Ma- 
dagascar  amending  Article  V  of  the  Treaty  of  the 
27th  June;  1865.  —  Signed  in  the  English  and  Mala- 
gasy  Langaages  at  London,  Febraary  16,  1883. 

Government  of  Her  Majesty  the  Qaeen  of  the  United  Kingdom  of  Nr.  7988. 
itain  and  Ireland,  and  the  Government  of  Her  Majesty  the  Queen  of  i,,^[|^i",^ 
ar,  being  desirons  of  making  more  satisfactory  arrangements  as  to  the      «nd 
f  land  by  British  subjects  in  Madagascar,  have  agreed  as  foUows:  —  le^Febri^ 
z\q  V  of  the  Treaty  between  Great  Britain  and  Madagascar  of  the 
c,  1865,  is  canceliedy  and  in  lieu  thereof  the  foUowing  Article  Y 
uted:  — 

iele  Y.    British  subjects  shall  be  permitted,  as  fully  as  snbjects  of 
;sty  the  Queen  of  Madagascar,  or  as  subjects  or  citizens  of  the  most 
uation,  to  rent  or  lease  land,  houses,  warchouses  and  all  other  kinds 
ty  within  all  parts  of  the  dominions  of  Her  Majesty  the  Queen  of 
ar  which  are  uuder  the  control  of  a  Governor  dnly  oppointed  by  the 
authorities.    Provided  always,  that  all  leases  of  land  held  by  British 
ihall  be  registered  at  the  British  Consulate,  and  also  by  a  Malagasy 
)pointed  for  that  purpose ;  but  the  said  provision  as  to  registration 
apply  to  any  lease  made  before  this  Article  shall  come  into  force, 
egistration  of  such  lease  shall  be  optional.     And  Her  Majesty  the 
Madagascar  fully  allows  her  subjects  the  right  of  renting  or  leasing 
)erty  according  to  their  own  pleasure,  and  according  to  the  terms  of 
money  which  may  be  agreed  upon  between  lessor  and  lessee.    But 
e  distinctly  understood,  that  Malagasy  subjects  are  prohibited  by  the 
:heir  country  from  the  absolute  sale  of  land  to  foreigners.    British 
ihall  be  at  liberty  to  build  on  land  rented  or  Icased  by  them  houses 
terial  they  please;  and  Her  Majesty  the  Queen  of  Madagascar  engages, 
sh  subjects  shall,  as  far  as  lies  in  her  power,  enjoy  within  her  domi- 
and  complete  protection  and  security,  for  themselves  and  for  any 
ivhich  they  may  so  acquire  in  future,  or  which  they  may  have  acquired 
efore  the  date  at  which  the  present  Article  shall  come  into  force.  II 
$e  of  unreclaimed  land,  /.e.,  Crown  lands,  British  subjects  shall  deal 
ith  the  Malagasy  Government,  which  binds  itself  to  afford  all  reasonable 
o  all  persons  desirous  of  leasing  the  same.    Britfeh  subjects,  however, 
be  allowed  to  erect  fortifications  on  such  leased  or  rented  lands,  or 
thing  thereon  contrary  to  the  laws  of  Madagascar.  ||  All  lands  leased 
by  British  subjects  shall  be  subject  to  the  same,  and  not  to  any 
IX  than  that  to  which  lands  rented  or  leased  by  subjects  of  Her 
[ie  Queen  of  Madagascar  or  subjects  or  citizens  of  the  most  favoured 
ild  be  liable.  ||  In  the  cveut  of  a  British  subject  dying  in  Madagascar, 
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Nr.  7988.  ^^j  leaving  houses,  laiids,  or  other  property,  the  persons  who  are  entitled 
britannien  thereto  accordlüg  to  British  law  shall  receive  possession  of  the  said  property; 
MdT^^k  ^^^  ^^^  British  Gonsüly  or  some  one  appointed  bj  the  British  Gonsiüy  may 
i6.Febr.i88s.  proceed  at  once  to  take  charge  of  the  said  propertj  on  their  account  ||  British 
subjects  maj  freelj  engage  in  their  service  in  any  capacitj  whatever  any  nithre 
of  Madagascar,  not  a  slave  or  a  soldier,  who  maj  be  free  from  any  preyioos 
engagements;  such  engagements  may  be  executed  by  deeds  signed  before  i 
British  Consul  and  the  local  aathoritieS;  but  are  liable  to  be  determined  shoaid 
the  services  of  persons  so  engaged  be  reqoired  by  the  Queen,  or  on  their  own 
application,  after  due  notice.  ||  No  domiciliary  visits  shall  be  made  to  the 
establishment^  houses,  or  proporties  possessed  or  occupied  by  British  snbjeCts 
unless  by  the  consent  of  the  occupants,  or  in  concert  with  the  British  Ckmsid.  | 
In  the  absence,  however,  of  any  Gonsnlar  officer,  the  local  authorities  mj 
enter,  after  giving  due  notice  to  the  occupants,  whenever  there  is  reasonable 
cause  to  believe  that  stolen  property  or  persons  escaping  from  justice  ire 
concealed  on  the  premises.  ||  No  British  subject  residing  in  Madagascar  shaU 
have  the  right  of  entering  the  house  of  any  subject  of  the  Queen  of  Madagascv 
against  the  will  of  the  occupants." 

The  present  Declaration  shall  come  into  force  on  the  Ist  September,  1883, 
and  it  shall  have  the  same  force  and  duration  as  the  aforesaid  Treaty  of  the 
27 th  June,  1865,  which  shall,  except  as  hereby  amended,  retain  its  full  foree 
and  effect.  ||  In  witncss  whereof  the  Undersigned,  duly  authorized  for  this 
purposc,  have  signed  the  present  Declaration,  and  have  affixed  thereto  thdr 
scals.  II  Done  in  duplicate  at  London,  the  16th  day  of  February,  1883. 

Granville. 
Ravoninahitriniarivo, 

15  Honours,  Ghief  Secrctary  of  state  for  Foreigo 
Affairs,   Ghicf  Ambassador  of  Her   Majcsty  the 
Quecn  of  Madagascar. 
Kaminaraka, 

14  Honours,  O.D.P.,  Member  of  the  Privy  Cooncil, 
Ambassador  of  Her  Majesty  the  Queen  uf  Ui- 
dagascar. 

Nr.  7989.     FBANKBEICH  und   MADAOASKAB.   —   Freundschafts- 

und  Handelsvertrag  vom  8.  August  1868. 

[Die  Ratifikationen  sind  ausgetauscht  zu  Tananarive  am  29.  December  1868.] 

Publicirt  am  IS.  Marz  1869. 

Nr.  i9S9.  Sa  Majesté  TEmpereur  des  Francais  et  Sa  Majesté  la  Beine  de  Hadi- 

^"«0^"^**  gascar,  mutuellement  animés  du  désir  de  favoriser  lo  dévcloppement  des  reli- 

MadagMkar.  tlous   commcrclales   entre   leurs  États  respcctifs,  ont  résolu  de  conclore  u 

8.  Aag.  i8«8.  jy^^^  ^q  f^  g^  ^^  Commcrcc  et  ont,  en  conséquence,  nommé  pour  Imb 
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énipotentiaires:  ||  Sa  Majesté  TËmpereur  des  Frangais,  Ie  Sieur  Benoit  Gar-   ^'"  ^®^- 
er.  Consul  de  France^  Ghevalier  de  la  Légion  d'Honnear,  sou  Commissaire      and 
)écial  k  Madagascar;  ||  Et  Sa  Majesté  la  Beiue  de  Madagascar,  les  Sienrs  ^»d«irwk«i 
ftinimaharavo,  Chef  de  la  Secrétairerie  d'Êtat,  seizième  honueur;  Rainandriau- 
ilavoy  quiuzième  houneur^  Officier  dn  Palais;  BalaitsirofO;  Chef  Jnge;  Rafarala- 
bemalOy  Chef  Notable;  ||  LesquelS;  après  s'ètre  communiqué  leurs  pleins  pou- 
lirs;  trouvés  en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  Articles  suivants: 

Art  I.  U  y  aura  désormais  et  k  perpétuité  paiz,  bonne  entente  et  amitié 
itre  Sa  Majesté  TEmpereur  des  Frangais  et  Sa  Majesté  la  Reine  de  Mada- 
.scar,  et  entre  leurs  héritiersy  successeurs  et  sujets  respectifs. 

Art  II.  Les  sujets  de  chacun  des  deux  pays  pourront  librement  cntrer, 
sider  et  circuler  dans  toutes  les  parties  de  Tautre  pajs  placées  sous  Vauto- 
té  d'un  Gouverneur^  en  se  conformant  h  ses  lois;  ils  y  jouiront  de  tous  les 
ivilègeSy  avantages  et  immunités  accordés  aux  sujets  de  la  nation  la  plus 
^orisée. 

Art  IIL  Les  sujets  FrangaiS;  dans  les  Ëtats  de  Sa  Majesté  la  Reine  de 
ïdagascaX;  auront  la  faculté  de  pratiqner  librement  et  d'enseigner  leur  re- 
ion,  et  de  construire  des  établissements  destinés  k  Texercice  de  leur  cultO; 
isi  que  des  écoles  et  des  hópitaux.  Ces  établissements  religieux  appartien- 
3nt  k  la  Reine  de  Madagascar;  mais  il  ne  pourront  jamais  être  détoumés 
leur  destination.  ||  Les  Francais  jouiront^  dans  la  professiou;  la  pratique  et 
iiseignement  de  leur  religion,  de  la  protection  de  la  Reine  et  de  ses  fonc- 
imaircS;  conmie  les  sujets  de  la  nation  la  plus  favorisée.  ||  Nul  Malgache  ne 
[irra  être  inquiété  au  sujet  de  la  religion  qu'il  professera,  pourvu  qu'il  se 
iforme  aux  lois  du  pays. 

Art  lY.    Les  Frangais,  k  Madagascar,  jouiront  d'une  complete  protection 

ir  leurs  personnes  et  leurs  propriétés.  Ils  pourront,  comme  les  sujets  de  la 

don  la  plus  favorisée,  et  en  se  conformant  aux  lois  et  règlements  du  pays, 

bablir  partout  oü  ils  Ie  jugeront  convenable,  prendre  k  bail,  acquérir  tonte 

}èce  de  biens  meubles  et  immeubles,  et  se  livrer  k  toutes  les  opérations 

nmerciales  et  industrielles   qui   ne   sont  pas   interdites  par  la  législation 

érieure.    lis  pourront  prendre  k  leur  service  tout  Malgache  qui  ne  sera  ni 

;lave  ni  soldat,  et  qui  sera  libre  de  tout  engagement  antérieur.    Cependant, 

la  Reine  requiert  ces  travailleurs  pour  son  service  personnel,  ils  pourront 

retirer,  après  avoir  préalablement  prévenu  ceux  qui  les  auront  engagés.  || 

s  baux,  les   contrats  de  vente  et  d'achat  et  les  contrats  d'engagements  de 

bvailleurs  seront  passés  par  actes  authentiques  devant  Ie  Consul  de  France 

les  magistrats  du  pays.  ||  Nul  ne  pourra  pénétrer  dans  les  établissements 

propriétés  possédés  ou  occupés  par  des  FranyaiS;  sans  Ie  consentement  de 

ccupant  k  moins  que  ce  ne  soit  avec  Tintervention  du  Consul  ||  En  Tabsence 

Consul,  OU  de  tout  autrc  Agent  Consulaire,  et  dans  Ie  cas,  oü  Ton  aurait 

preuve  que  des  criminels  poursuivis  par  la  justico  se  trouvent  cachés  dans 

3  établissements,  Tautorité  locale  pourra  les  y  faire  rechercher,  en  préve- 
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Nr.  7Ö89.   nant  tüutcfois  l'occupaut  avant  d'y  pénétrer.  Il  Les  Francais  ne  pcnétreront  pas 

and  uoa  plus  dans  les  maisons  des  Malgaches  contra  Ie  gré  de  1  occapant 
Madagwkftr.  ^j^^  y^  Lgg  Hautes  Parties  Contractantes  se  reconnaissent  Ie  droit  réd- 
proque  d'avoir  on  Agent  Politique  résidant  aaprès  de  chacone  d'elles  et  de 
nommer  des  Consuls  ou  Agents  Consulaires  partout  oü  les  besoins  du  service 
Texigeront  Cet  Agent  Politique  et  ces  Consuls  ou  Agents  Consulaires  jooiront 
des  mêmes  droits  et  prérogatives  qui  pourront  être  accordés  aox  ag^ts  de 
mème  rang  de  la  Puissance  la  plus  favorisée;  ils  pourront  arborer  Ie  paTÜlon 
de  leur  nation  respective  sur  leur  habitation. 

Art.  YI.  Les  autorités  dépendant  de  Sa  Majesté  la  Reine  de  Madagasar 
n'intcrviendront  pas  dans  les  contestations  entre  Francais,  qui  seront  toigous 
et  cxclusivement  du  ressort  du  Consul  de  France,  ni  dans  les  différends  entre 
Francais  et  autres  sujets  étrangers.  Les  autorités  Frangaises  n'intervi&idroDt 
pas  non  plus  dans  les  contestations  entre  Malgaches,  qui  seront  toujours  jugées 
par  Tautorité  Malgache.  ||  Les  litiges  entre  Frangais  et  Malgaches  seront  jogés 
par  Ie  Consul  de  France,  assisté  d'un  Juge  Malgache. 

Art.  VU.  Les  Frangais  seront  regis  par  la  loi  Frangaise  poor  la  répres- 
sion  de  tous  les  crimes  et  délits  commis  par  eux  k  Madagascar.  Les  era- 
pables  seront  recherches  et  arrêtés  par  les  autorités  Malgaches^  k  la  diligence 
du  Consul  de  France,  auquel  ils  devront  être  remis  et  qui  se  cfaargera  de  lei 
faire  punir  conformément  aux  lois  Frangaises.  ]  Les  Frangais  reconnos  coupables 
d'un  crime  pourront  être  expuUés  de  Madagascar.' 

Art  YIII.  Sa  Majesté  la  Reine  de  Madagascar  s'engage  k  livrer  au  Con- 
sul de  FrancC;  sur  son  invitatiou;  et  lorsqu'on  Taura  atteint|  tout  sujet  Fran- 
gais traduit  pour  crime  devant  les  Cours  de  justice  Frangaises  et  qui  se  senit 
réfugié  k  Madagascar. 

Art  IX.  L'autorité  locale  n'aura  aucune  action  k  exercer  sur  les  navim 
de  commerce  Frangais,  qui  ne  relèvent  que  de  Tautorité  Frangais  e  et  de  leus 
capitaines.  L'entrée  leur  sera  donnée  k  leur  arrivée.  ||  En  Tabsence  de  Ulór 
ments  de  guerre  Frangais,  les  autorités  Malgaches  devront,  si  elles  en  sont 
rcquises  par  un  Consul  ou  Agent  Consulaire  Frangais,  lol  prêter  mainfofte 
pour  faire  respecter  son  autorité  par  ses  nationaux  et  pour  rétablir  et  nain- 
tcnir  la  discipline  parmi  les  equipages  des  navires  de  commerce  Frangais.  |  Si 
des  matelots,  ou  autres  individus,  désertent  leurs  blitiments,  Vautorité  locale 
fcra  tous  ses  efforts  pour  découvrir  et  remettre  Ie  deserteur  entre  les  mains 
du  requérant 

Art  X.  Si  un  Malgache  élude  ou  rcfuse  Ie  payement  d'une  dette  enven 
un  Frangais,  les  autorités  locales  donneront  toute  aide  et  facilité  au  créaDder 
pour  recouvrer  ce  qui  lui  est  dü,  et,  de  même,  Ie  Consul  de  France  dennen 
toute  assistance  aux  Malgaches  pour  recouvrer  les  dettes  qu'ils  auront  i  rf 
clamer  des  Frangais. 

^  Art.  XI.     Les  biens  des  Frangais   décédés  k  Madagascar,  ou  des  Mal- 
gaches décédés  sur  Ie  territoire  Frangais,  seront  remis  aux  héritiers,  on  4  leir 
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défaut,  aa  Consul  on  Agent  Consulaire  de  la  nation  k  laquelle  appartenait  ^''  ^^* 
Ie  décédé.  nnd 

Art.  XII.     Les  navires  Francais  ne  seront  pas  soumis  k  d'autres  ni  k  de  ^''^^^^flj*!* 

^  *^  8.  Aogr.  1868. 

plus  forts  droits  de  navigation  que  ceux  auzquels  sont  ou  seront  respectivc- 
ment  assujettis  les  navires  nationaux  et  ceux  de  la  nation  la  plus  favoriséc.  {j 
Sa  Majesté  la  Reine  de  Madagascar  s'engage  k  ne  pas  élever  les  droits  de 
navigation  actuellement  existants.  ||  Les  navires  Francais  qui  rel^cheront  dans 
les  ports  OU  sur  les  cótes  de  Madagascar,  et  qui  n'j  effectueront  aucun  charge- 
ment  ni  déchargement  de  marchandises,  seront  affranchis  de  tout  droit  de 
navigation.  ||  Les  navires  Malgaches  jouiront  de  la  mème  faveur  dans  les  ports 
de  France.  ||  Aucun  sujet  Malgache,  s'il  n'est  muni  d'un  passeport  de  l'autorité 
locale,  ne  pourra  s-embarquer  sur  un  navire  Francais. 

Art.  Xin.  Les  b&timents  de  guerre  Frangais  auront  les  mêmes  facilités 
que  les  navires  de  guerre  de  la  nation  la  plus  favorisée  pour  entrer,  séjourner 
et  se  ravitailler  dans  les  ports  militaires,  anses  et  rivières  de  Madagascar;  ils 
7  seront  soumis  aux  mêmes  régies  et  jouiront  des  mêmes  honneurs  et  privi- 
leges. II  Les  navires  de  guerre  Malgaches  auront,  dans  les  ports  de  France,  les 
mêmes  honneurs  et  privileges. 

Art  XIV.  Sa  Majesté  la  Reine  de  Madagascar  s'engage  k  na  prohiber 
Tentrée,  ni  la  sortie,  d'aucun  article  de  oommerce,  sauf  Timportation  des 
munitions  de  guerre,  que  la  Reine  se  réserve  exclusivement,  et  Texportation 
des  vaches  et  des  bois  de  construction. 

Art  XY.  Les  droits  dimportation  établis  dans  les  ports  de  Madagascar 
sur  les  produits  Francais,  ou  importés  par  des  navires  Frangais,  ne  pourront 
ètre  plus  élevés  que  ceux  auxquels  sont  ou  seront  soumis  les  mêmes  produits 
originaires,  ou  importés  par  b&timents  de  la  nation  la  plus  favorisée.  Ces  droits 
ne  pourront,  en  aucun  cas,  excéder  10  pour  cent  de  la  valeur  des  marchan- 
dises.  II  Les  droits  ad  valorem  seront  convertis  en  droits  spécifiques,  en  vertu 
d'un  Tarif  conccrté  entre  Ie  Consul  de  France  et  les  Commissaires  Malgaches, 
et  qui  devra  être  soumis  k  1'approbation  de  Sa  Majesté  TEmpereur  et  de  la 
Beine  de  Madagascar. 

Art  XYI.  Les  droits  pergus  k  Texportation  des  produits  du  sol  et  de 
Vindustrie  Malgaches  ne  pourront  excéder  10  pour  cent  de  la  valeur. 

Art  XYII.  Si  un  navire  Frangais  en  détresse  entre  dans  un  port  de 
Madagascar  place  sous  Tautorité  d'un  Gouverneur,  l'autorité  locale  lui  donnera 
toutes  les  facilités  possibles  pour  se  réparer,  se  ravitailler  et  continuer  son 
voyage.  ||  Si  un  navire  Francais  fait  naufrage  sur  les  cötes  de  Madagascar,  les 
autorités  locales  prêteront  leur  assistance  au  Consul  de  France  pour  opércr 
Ie  sauvetage,  et  les  objets  sauvés  seront  intégralement  remis  au  propriétaire 
on  au  Consul,  qui  les  fera  enlever.  ||  Les  navires  Malgaches  auront  droit  k  la 
même  protection  de  la  part  des  autorités  Frangaises. 

Art  XVIII.  Si  quelque  navire  de  commerce  Francais  était  attaque  sur 
on  point  de  la  cótc  de  Madagascar   place   sous   l'autorité   d'un  Gouverneur, 
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Nr.  7069.   celui-ci.  dès  qa'il  aura  connaissance  du  fait,   en  poorsoivra    activement  les 

Fnokraich  ut 

nnd  autenrs  et  ne  négligera  rien  ponr  qu  ils  soient  arrêtés  et  punis.  ||  Les  marchan- 
.HadAgukar.  ^ges  eolevées,  en  quelque  lieu  et  en  quelque  état  qu'elles  se  troavent,  seront 
remises  au  propriétaire,  on  au  Consul  qui  se  chargera  de  les  restituer.  ||  U  en 
sera  de  même  pour  les  actes  de  pillage  et  de  vol  qui  ponrront  ètre  commis  i 
terre;  dans  les  lieuz  places  sous  Vautorité  d'un  Gouverneur;  sur  les  proprieten 
des  Francais  résidant  k  Madagascar.  ||  La  même  protection  sera  accordée  aoi 
propriétés  Malgaches  pillées  ou  volées,  sur  les  cótes  ou  dans  rintérieor  de 
1'Ëmpire  Frangais. 

Art  XIX.  Sa  Majesté  la  Reine  de  Madagascar,  désirant  s'assnrer  Ie  con- 
cours des  blitiments  de  Sa  Majesté  TEmpereur  des  Francais  pour  la  répressioo 
de  la  piraterie  dans  les  eaux  MalgacheS;  reconnait  aux  officiers  de  la  Mariof 
Impériale  Ie  droit  d'entrer  en  tout  temps  avec  leurs  b&timents  dans  les  por^ 
rivières  et  anses  de  Madagascar,  afin  d'y  capturer  tout  navire  employé  è  li 
piraterie;  ces  officiers  pourront  saisir  et  déférer  au  jugement  des  autorités 
compétentes  tout  individu  prévenu  d'actes  de  cette  nature. 

Art.  XX.  Sa  Majesté  la  Reine  de  Madagascar  s'engage  k  empècher  b 
Traite  des  Noirs  dans  ses  Ëtats.  ||  Sa  Majesté  reconnatt  aux  croisenrs  de  U 
Marine  Impériale  Ie  droit  de  visiter  les  navires  Malgaches  et  Arabes  soap- 
gonnés  de  servir  k  la  Traite  dans  les  eaux  de  Madagascar.  ||  Sa  Majesté  con- 
sent, en  outre,  k  ce  que,  dans  Ie  cas  oü  il  serait  prouvé  qu'ils  sont  employés 
au  trafic  des  nègres,  ces  navires  et  leurs  equipages  soient  traites  comme  s'Os 
avaient  été  employés  k  une  entreprise  de  piraterie. 

Art  XXL  Sa  Majesté  la  Reine  de  Madagascar  s^engage  k  abolir  les 
éprcuvcs  judiciaires  par  Ie  tanghen,  ou  autre  poison.  ||  Dans  Ie  cas  ot,  ce  qv'i 
Dieu  ne  plaise,  il  y  aurait  guerre  entre  la  France  et  Madagascar,  toos  les 
prisonniers  qui  tomberaient  entre  les  mains  de  Tun  ou  de  Tautre  parti,  seront 
traites  avec  douceur  et  seront  remis  en  liberté,  soit  par  écbange  pendant  li 
guerre,  soit  sans  échange  après  la  conclusion  de  la  paix,  et  les  dits  prison- 
niers ne  seront,  sous  aucun  prétexte,  faits  esclaves  ui  mis  k  mort 

Art  XXII.  Aucun  changement  ne  pourra  être  apporté  au  présent  Traite 
sans  Ie  consentement  respectif  de  chacune  des  Hautes  Parties  Gontractantcs. 

Art  XXIII.  Le  présent  Traite  ayant  été  rédigé  en  Francais  et  en  Maü* 
gache,  et  les  deux  versions  ayant  exactement  le  même  sens,  le  texte  Fran^ 
sera  officiel  et  fera  foi,  sur  tous  les  rapports,  aussi  bien  que  le  texte  Malgacke. 

Art  XXIY.  Le  présent  Traite  sera  ratifié  et  les  ratifications  seront  échan- 
gécs  k  Tananarive,  dans  Tintervalle  de  six  mois,  k  dater  du  jour  de  la  signa* 
ture,  et  le  Traite  sera  en  vigueur  dès  que  eet  échange  aura  eu  lieu. 

Fait,  signé  et  scellé  k  Tananarive,  le  8  Aoüt,  1866. 

B.  Garnier.  Ralaitsirof o. 

Rainimaharavo.  Rafaralahibemalo. 

Rainandriantsilavo. 


Donan-Conferenz. 

Jr.   7990.     DEÏÏTSCHLAND,     FEABKBEICH,     OEOSSBEHANNIEN, 

ITAUEN,  OESTBSEEICH-TINGABll,  BVSSLAND  nnd 
TÜRKEI.  —  Protokolle  der  Conferenzen  in  London, 
betreffend  die  Donad-Schifffahrt. 

Les  Puissances  Signataires  du  Traite  du  13  Juillet,  1878  ♦),  ayant  décidé  ^r.  7990 

e  prendre  en  considération  1'ezécution  des  Articles  LIV  et  LY  du  dit  Traite  Kongmi 

1  ce  qui  conceme  la  navigation  du  Danube^  suaun. 

A  savoir:  io.MtaH8i 

1.  L'extension  des  pouvoirs  de  la  Gommission  jnsqu'4  Braïia; 

2.  La  confirmation  du  Eèglement  élaboré  en  vcrtu  de  TArticle  LY  du 
dit  Traite;      . 

3.  La  prolongation  des  pouvoirs  de  la  Gommission  Européenne,— 

Se  sont  réunis  k  Londres  en  Gonférence;  sur  Tinvitation  qui  leur  a  été 
Irosséc  par  Ie  Gouvernement  de  SaMajesté  Britannique. 


fy^S^'s^  x^-i 


Protocole  No,  i.  —  Séance  du  8  Février,  1883, 

Presents: 
Pour  TAUemagne — 

Le  Gomte  Munster^  Ambassadeur  d'Allemagne  k  Londres. 
Pour  l'Autriche-Hongrie-^ 

Lc  Gomte  K&rolyi,  Ambassadeur  d'Autriche-Hongrie  k  Londres. 
Pour  la  France — 

M.  Tissot;  Ambassadeur  de  la  Répnbliquo  Frangaise  k  Londres;  et 

M.  Gamillc  Barrère,  Ministrc  Plénipotontiaire. 
Pour  la  Grande-Bretagne — 

Le  Gomte  Granville,  Ministre  de  Affaires  Ètrangères;  et 

Lord  Edmond  Fitzmaurice,  Sous -Secrétaire  d'État  au  Ministère  des 
Affaires  Ëtrangères. 


♦)  S.  Staatsarchiv  Bd.  XXXIY  No.  6773. 


^96  Donaa-OoDferenz. 

Nr.  7990.  p^^r  ritalie— 

Btrliatr 

Kongrma'  Le  Comte  Nigra,  Ambassadeur  d'Italie  k  Londres. 

stMten.  po^y  la  Russie— 

8.  Febr.  bis 

io.M&ni883.  Lc  Baron  de  Mohrenheim^  Ambassadeur  de  Rassie  k  Londres, 

MM.  les  Plénipotentiaires  de  rAllemagne,  de  rAotriche-HoDgriey  de  la 
France,  de  la  Grande-Bretagne;  de  Tltalio  et  de  la  Rossie  se  sont  réanis 
anjourd'hui  en  Conférence  au  Foreign  Office. 

La  séance  est  ouverte  par  Ie  Comfe  Munster,  qni  propose  que  la  prési- 
dence  soit  conférée  k  M.  Ie  Comte  Granville. 

Le  Cotnte  Granville  accepte  la  présidence,  en  remerciant  MM.  les  Pl^- 
potentiaires. 

Il  propose  k  la  Conférence  de  nommer  Mr.  J.  A.  Crowe,  Secrétaire. 
Cette  proposition  ajant  été  adoptée,  le  Comte  Granville  préTient  les 
Plénipotentiaires  que  Musurus-Pacha,  Ambassadeur  de  Turquie,  Tient  de  lol 
faire  savoir^  il  y  a  une  heure^  qu'il  n'était  pas  encore  muni  des  pleins-poovoin 
nécessaires  pour  prendre  part  k  la  Conférence.  Le  Premier  Plénipotentiaire 
de  la  Grande-Bretagne  propose  en  conséquence^  que  par  égard  poor  Sa  Majesté 
Impériale  le  Sultan  il  ne  soit  pas  encore  procédé  aujourd'hui  k  la  discussion 
des  matières  soumises  k  la  Conférence. 

Cependanty  igoute-t-il;  le  temps  presse,  et  il  est  k  considérer  qu'nn  grand 
nombre  de  personnes  étrangères  sont  réunies  k  Londres  pour  un  objet  spédaL 
Il  est  désirable,  en  outre,  de  mener  rapidement  k  bonne  fin  les  questions  in- 
portantes  qui  font  l'objet  de  l'attention  des  Plénipotentiaires.  Si  plus  tird 
Musurus-Pacha  n'était  pas  encore  muni  des  instructions  de  son  Gouvernement, 
le  Comte  Granville  exprime  Topinion  qu'il  deviendrait  nécessaire  de  procéder 
aux  travaux  de  la  Conférence. 

Il  propose  donc  d'ajourner  la  séance  k  Samedi  prochain. 
Cette  proposition  est  adoptée. 

Toutefois  il  reste  entendu  que  pour  les  raisons  cxposées  plus  haut  et  eo 
vue  de  la  nécessité  qui  s*impose  de  no  pas  perdre  un  temps  précieux  avut 
d'arriver  k  une  solution,  il  serait  impossible  de  proroger  le  moment  de  la  dis- 
cussion au  del&  du  jour  qui  vient  d'ètre  désigné  d'un  commnn  accord. 

MM.  les  Plénipotentiaires  se  séparent  en  fixant  leur  prochaine  rénnion  i 
Samedi;  10  Février,  k  3  heures. 

Munster.  £dmond  Fitzmaurice. 

E&rolyi.  Nigra. 

Tissot  Mobrenbeim. 

Camille   Barrère.  Musurvs. 

Granville. 
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Protocde  No.  2.  —  Séance  du  10  Février,  1883.  ^'-  '^• 

'  B«rliner 

Presents:  Konjross- 

Dieselben  und  ^*"*^' 

8.  Fobr.  bui 

Pour  la  Turquie —  io.Mirzi883. 

Mnsurns-Pacha,  Ambassadenr  de  Tnrquie  k  Londres. 

IjC  Comte  GranvüU  propose,  et  la  Conférence  approuve^  que  Ie  secret  Ie 
18  absolu  soit  maintenu  au  sujet  de  ses  délibérations. 

Le  Comte  Granville  propose ,  en  outrC;  que  Ie  Protocole  de  la  demière 
ince  soit  adopté;  mais  k  ce  sujet, 

Le  Baron  de  Mohrenheim  se  propose  de  faire  quelques  observations  non 
r  la  teneur  du  Protocole  ^  mais  sur  une  des  matières  qui  s'j  trouvent  con- 
piées. 

L'ordre,  dit-il^  dans  lequel  les  trois  questions  h  débattre  se  trouvent  sou- 
ses  aux  délibérations  de  la  Conférence,  ne  correspond  pas  k  celui  qui  s'im- 
se  de  lui-même,  tant  en  vertu  des  Articles  du  Traite  de  Berlin,  qui  s'y 
pportent,  que  de  celui  de  la  dépêche  de  convocation.  Les  Plénipotentiaires 
Qt  réunis  en  vertu  de  TArticle  LIV  du  Traite  de  Berlin,  Traite  qui  n'a  eu 
vue  que  la  réunion  d'une  Conférence  pour  regier  TArticle  cité  plus  haut. 
.  Circulaire  de  Lord  Granville  invite  en  conséquence  les  Puissances  k  se  faire 
srésenter  k  Londres  pour  remplir  les  stipulations  de  ce  même  Article.  Ce 
tst,  comme  il  résulte  des  considérations  développées  subsidiairement  dans 
ite  pièce,  que  par  suite  du  cas  fortuit  qui  a  empêché  une  entente  sur  TAr- 
le  LY,  que  le  Cabinet  de  St  James  a  été  induit  k  suggérer  que  eet  Article 
déféré  k  Texamen  de  la  Conférence  qui  serait  convoquée  principalement  en 
3  de  r Article  LIV:— 

^'It  would  therefore  seem  advisable,  that  anj  Conference  which  may  be 
tivened  for  the  consideration  of  the  LIVth  Article  of  the  Berlin  Treaty  should 
o  come  to  a  decision  with  regard  to  the  execution  of  its  LYth  Article/' 

On  a  donc  joint  aux  deux  autres  questions  la  troisième  relative  k  Tex- 
ision  des  pouvoirs  de  la  Commission  Européenne  jusqu'è  Braïla.  L'ordre 
imitif  assigné  aux  matières  soumises  k  la  Conférence  était  celui  que  le  Traite 
Berlin  avait  consacré.  Il  se  trouve  maintenant  interverti,  cas  imprévu 
ant  Touverture  de  la  Conférence.  Il  est  clair  que  la  logique  s'oppose  k  cette 
itation.  ËUe  ne  permet  pas  que  deux  questions  étroitement  liées,  Tune  et 
utre,  k  une  troisième  qui  ne  serait  traitée  qu'après,  soient  discutées  avant 
lle-ci — attendu  qu'il  en  résulterait  qu'on  préjugerait  ainsi  la  durée  d'une  in- 
tution  dont  Texistence  mème  est  en  question,  et  que  l'on  se  prononcerait 
r  Textension  et  la  nature  des  pouvoirs  qu'il  s'agit  auparavant  de  prolonger. 

Le  Plénipotentiaire  de  Russie  conclut  en  demandant  le  rétablissement  de 
rdre  primitif,  et  que  la  discussion  de  TArticle  LIY  du  Traite  de  Berlin  passé 
ant  celle  du  paragraphe  LY. 

Le  Comte  Kdrolyi  fait  remarquer  que  si  la  Conférence  se  trouvait  avoir 
>cuté  sans  résultat  la  question  de  la  prolongation  des  pouvoirs  de  la  Com- 
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Nr.  7990.   gitoation  en  rapport  avec  sa  compétence.    Mais  en  raison  des  opinions  qui  oot 
Kongren-  été  admises,  il  croit  devoir  se  ranger  définitivement  k  Tavis  de  la  majorité. 
/^**"v.  ^^  Plênipotentiaire  de  Turguie  exprime  la  même  opinion.    Il  croit  tontc- 

8»  Febr.  dis 

*  io.Mini883.  fois  qu'on  poarrait  inviter  la  Roumanie  k  prendre  part  k  la  Conférence,  urn 
sans  être  admise  k  la  signatnre  des  Protocoles;  réservée  anx  Plénipotentiaires 
des  Grandes  Puissances. 

Le  Comte  GranvUle  demande  k  VAmbassadeor  d'AUemagne  de  vonloir 
bien  formnler  sa  proposition  sous  forme  d'amendement  k  cellc  qu'il  a  présentée 
au  débnt  de  la  discussion.  Il  désirerait  aussi  qu'on  a  *opt&t  pour  la  Serbie  Ie 
même  amendement  que  pour  la  Roumanie. 

Il  est  donné  lecture  de  la  demande  faite  au  nom  de  Sa  Majesté  le  Rei  de 
Serbie  d'être  admis  k  prendre  part  aux  délibérations  de  la  Conférence  (An- 
nexe  B). 

Le  Comte  Kdrólyi  exprime  Vopinion  en  premier  lieu  que  son  Grouverne- 
ment  aurait  désiré  que  les  mèmes  privileges  qu'il  aurait  été  disposé  k  accorder 
k  la  Roumanie  fnssent  reconnus  pour  la  Serbie.  Cependant  il  se  déclare  prft 
k  accepter  la  formule  suggérée  par  le  Plênipotentiaire  de  la  Orande-Bretagoe, 
étant  d'avis  qu'on  ne  saurait  accorder  k  la  Serbie  des  concessions  plus  grandes 
que  celles  qu'on  accorderait  k  la  Roumanie. 

M.  Tissot  ayant  accepté  Tamendement;  le  Baron  de  Mohrenheim  déclire 
Taccepter  dans  le  même  sens  et  se  range  complètement  k  Tinterprétation  qne 
vient  de  lui  donner  TAmbassadeur  d'Autriche. 

Le  Cofnte  GranviUe  abordant  la  question  de  Tadmission  k  la  Conférence 
de  la  Bulgarie;  fait  ressortir  que  cette  Principauté  est  dans  one  position  diffé- 
rente de  celle  dont  jouissent  la  Roumanie  et  la  Serbie.  Elle  est  dans  la 
position  d'un  Ëtat  vassal  qui  doit  être  représenté  par  la  Turquie.  Cependant  la 
Conférence  devrait  nécessairement  être  pleinement  informée  des  voeux  de  U 
Bulgarie,  et  le  Plênipotentiaire  de  Turquie  pourrait  donner  Tassurance  qne 
toutes  les  Communications  que  la  Bulgarie  voudrait  faire  seraient  textuellemeot 
soumises  k  la  Conférence. 

Le  Plênipotentiaire  de  Turquie^  k  Vappui  de  1'opinion  exprimée  par  le 
Comte  Granville^  cite  un  cas  qui  s'est  produit  en  1871.  Il  s'engage  k  reee- 
voir  et  k  porter  k  la  connaissance  de  la  Conférence  toutes  les  demandes  de  la 
Bulgarie. 

Le  ConUe  Kdrólyi  prend  acte  des  paroles  du  Plênipotentiaire  de  Turquie, 
dont  il  se  déclare  satisfait. 

Le  Baron  de  Mohrenheim,  tout  en  reconnaissant  qu'il  y  avait  lieu  d'étabUr 
une  distinction  entre  la  situation  qui  pourrait  être  faite  k  la  Bulgarie  et  celle 
qui  revenait  k  ses  deux  co-États  Riverains,  ne  volt  pas  pourquoi  il  ne  seraït 
pas  possible  de  lui  donner  une  voix  consultatiYe  sans  étre  tenue  de  faire 
passer  ses  Communications  par  le  canal  de  la  Turquie.  Il  invoque  Tantéeédeot 
de  Tadmission  de  la  Bulgarie,  malgré  les  objections  de  la  Porte,  k  la  Gom* 
mission  Européenne  pour  la  discussion  des  Règlements  de   la  navigation  da 
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Danabe  eu  amont  de  Galatz.  Ccpendant,  il  ne  croit  pas  devoir  insister^  en  ^''  ^^^* 
présence  de  ropinion  qni  semble  préyaloir  dans  la  Conférence.  Revenant  sar  xongraM. 
les  observations  qu'il  a  cru  devoir  faire  sur  Ie  Protocole,  Ie  Plónipotentiaire  de  s*"*»"- 
Bussie  déclare  réserver  son  opinion  et  ne  prendre  qu'od  referetidum  Tordre  icmariss 
qui  a  été  adopté  par  la  Conférence. 

Lord  Edmond  FUzmaurice  donne  lecture  de  1'amendement  rédigé  par  Ie 
Comte  Munster  dans  les  termes  suivants: — 

^A  la  suite  d'un  échange  de  vues^  et  adoptant  Ta  vis  de  la  majorité,  la 
Conférence  décide  qu'elle  invitera  la  Boumanie  et  la  Serbie  k  assister  k  ses 
séances  afin  de  les  consulter  et  de  les  entendre. 

^a  Conférence  décide  également  que  les  observations  de  la  Bulgarie 
seront  portées  textuellement  k  la  connaissance  de  la  Conférence  par  Tentremise 
de  TAmbassadeur  de  Turquie.'' 

La  Conférence  adopte  la  proposition  telle  qu'il  en  a  été  donné  lecture 
par  Ie  Second  Plénipotentiaire  de  Sa  Majesté  Britannique. 

Les  Plénipotentiaires  de  Boumanie  et  de  Serbie  sont  admis  k  la  Conférence. 

Le  JPrésident  leur  communiqué  la  décision  que  la  Conférence  vient  de 
prendre  k  leur  égard. 

Le  Prince  Ghicay  en  prenant  connaissance  de  cette  décisiou;  exposé  que 
les  instructions  qu'il  a  regues  de  son  Gouvernement  portent  seulement  sur  le 
cas  oü  le  Beprésentant  de  la  Boumanie  serait  admis  k  la  Conférence  avec  voix 
délibérative.  Telle  n'est  pas  la  position  qui  lui  est  créée  aujourd'hui.  Il 
prierait  donc  la  Conférence  de  bien  vouloir  lui  communiquer  sa  décision  par 
écrit  II  la  portera  k  la  connaissance  de  son  Gouvernement;  et  il  nc  doute  pas 
que  sous  peu  il  sera  en  mesure  de  faire  part  aux  Plénipotentiaires  de  sa  ré- 
ponse.    £n  attendant  il  croit  devoir  s'abstenir. 

M.  MarinavUch  s'exprime  dans  le  mème  sens. 

La  décision  de  la  Conférence  est  communiquée  par  écrit  aux  Beprésentants 
de  la  Boumanie  et  de  la  Serbie,  qui  se  retirent. 

.  Le  Président  prie  TAmbassadeur  d'AUemagne  de  vouloir  bien  faire  con- 
naltre  k  la  Conférence  son  opinion  sur  la  question  de  Textension  des  pouvoirs 
de  la  Commission  jusqu'^  Braïla. 

Le  Comte  Munster  ajant  cédé  la  parole  k  son  collègue  d'Autriche, 

Le  Comte  Kdrolyi  déclare  ne  s'opposer  en  aucune  fagon  k  cette  extensiou; 
sous  la  réserve  de  l'acceptation  définitive  de  la  prolongation  de  la  Commission 
Europécnne.    Il  n'entend  pas  préjuger  son  opinion  quant  k  cette  prolongation. 

Le  Baron  de  Mohrenheim  en  se  rangeant  aux  réserves  que  vient  d'ex- 
primer  TAmbassadeur  d'Autricbe  acceptc  également  Textension  que  les  Pléni- 
potentiaires de  France,  d'Italie  et  de  Turquie  déclarent  adopter. 

En  ce  qui  touche  les  Bèglements  élaborés  par  la  Commission  Européenne 
pour  la  partie  du  Danube  comprise  entre  les  Portes  de  Fer  et  Galatz^  et  afin, 
dit-il,  d'éviter  tout  malentendu,  le  Comte  Kdrolyi  s'exprime  dans  les  termes 
suivants: — 
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Nr.  7990.  ay^  poar  instruction  d'accepter  dans  leur  intégrité  les  Règlehents  de 

Berliner 

KoDgnn-  navigation,  de  police  et  de  surveillance  adoptés  par  la  Gommission  Ënropéeime 
stMteo.    ^2uis  son  avant-demière  séance  et  soumis  par  elle  k  la  sanction  des  PuissuiGes 
io.ittni888.  eu  exécution  de  TArticle  LY  du  Traite  de  Berlin. 

''Je  pense  que  la  Gommission  Européenne  étant  laborieusement  arrivée  è 
rélaboration  des  dits  Règlements,  il  serait  superflu  d'entrer  dans  Texamen  des 
détails  que  les  Représentants  des  Puissances  k  Galatz  ont  d'ailleurs  régies  arec 
nne  compétence  qui  est  admise  par  tout  Ie  monde. 

''Gependant  les  deux  points  principaux  de  ces  Rëglements  qui  doivent 
spécialement  attirer  Tattention  de  la  Gonférence  portent: — 

^1.  Sur  la  participation  de  rAutriche-Hongrie  k  la  Gommission  Mixte  en 
raison  de  Timportance  et  de  la  supériorité  de  ses  interets  commerciaux  et  de 
navigation  dans  Ie  cours  moyen  du  Danube^  et 

^^2.  Sur  Ie  caractère  exécutif  de  la  dite  Gommission* 

''Ges  deux  points  font  Tessence  des  Règlements  adoptés  par  la  Gonmuss!» 
Européenne,  et  c'est  principalement  pour  cette  raison  que  Ie  Gouvememeit 
Impérial  et  Royal  doit  demander  aux  Représentants  des  Puissances  et  k  cdsi 
de  la  Roumanie  et  de  la  Serbie  d'acceptcr  les  principes  qu'ils  impliquent 

^e  Gouvernement  Impérial  et  Royal  considère  que  la  participation  de 
rAutriche-Hongrie  k  la  Gommission  Mixte  ne  peut  que  contribuer  k  la  stricte 
observation  de  la  liberté  de  la  navigation  dans  Ie  Danube  consacrée,  du  reste^ 
par  les  Traites. 

^Lcs  craintes  qui  pourraient  naltre  de  la  participation  de  TAutriclie- 
Ilongrie  k  la  Gonmiission  Mixte  sont  d'aillcurs  rendues  chimériques  par  ce  €ut 
que  Texistence  de  la  Gonmiission  Mixte  est  formellement  subordonnée  k  ceUe 
de  la  Gommission  Européenne,  et  que  la  première  ne  saurait  exister  saus  te 
seconde. 

''Du  reste,  Ie  sentiment  qui  a  amené  Ie  Gouvernement  Impérial  et  Royal 
k  revendiquer  une  représentation  dans  la  Gommission  Mixte,  droit  qui  lai  i 
ótó  reconnu  par  toutcs  les  Puissances,  lui  a  été  inspiré  par  Ie  seul  désir 
d'avoir  dans  cette  Gommission  une  situation  qui  lui  permette  de  protéger,  de 
concert  avec  les  autres  membres  de  la  Gommission  Mixte,  ses  interets  légitines 
et  ceux  de  la  navigation  internationale.  Je  ne  parle  pas  de  la  présidence^ 
vu  qu'il  s'agit  plutöt  d'une  question  de  forme  et  d'une  conséquence  naturelle 
du  caractère  permanent  do  la  participation  Austro-Hongroise  k  la  Comitts- 
sion  Mixte. 

"En  cc  qui  concerno  Ie  caractère  exécutif  de  la  Gommission  Mixte,  cette 
condition  parait  indispensable  k  mon  Gouvernement  pour  assorer  l'exéeitioB 
reguliere  des  Règlements  préparés  par  la  Gommission  Européenne. 

"Il  ne  peut  porter  ombrage  k  personne  puisque  tout  Ie  monde  j  fsX 
soumis. 

"Ge  caractère  est  d'ailleurs  la  conséquence  de  la  législation  en  vigoeir  ' 
sur  Ie  Bas-Danube,  c'est  celui  qu'affecte  la  Gommission  Européenne  de  GaUtt» 
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t  rArticlc  LV  du  Traite  de  Berlin  a  suffisamment  indiqué  que  Ie  régime  en   ^''  '^^^* 

B«rlin«r 

mont  de  Galatz  devrait  être  mis  en  harmonie  avec  celui  appliqué  en  avaL       Kongr«M- 
''Le  caractère  exécutif  de  la  Gommission  Mixte  na  porte,  en  outre,  aucune    suaten. 

-  ''s.  F^br.  bis 

tteinte  k  la  souveraineté  des  £tats  intéresses ,  laquelle  demeure  intacte  en  lo.iurtisss. 
ehors  de  Tapplication  de  certaines  dispositions  fluviales  explicitement  indiquées 
siT  les  Traites. 

^Je  me  fius  un  devoir  de  remercier  Ie  Gouvernement  de  Sa  Majesté  Bri- 
LQoique  d'avoir  provoqué  une  Conférence  pour  regier  définitivement  les  questions 
ui  découlent  des  Articles  LIV  et  LY  du  Traite  de  Berlin^  et  je  remercie  égale- 
ent  les  Gou?ernements  qui  ont  bien  voulu  faciliter  par  leur  action  une  entente 
)mmune. 

'^Ën  me  résumant^  je  me  permets^  a?ant  tout^  de  soumettre  les  deux  points 
récités  k  Tappréciation  de  la  Conférence^  et  je  me  livre  k  Tespoir  que  la 
onmanie^  après  que  les  Grandes  Puissances  auront  de  nouveau  confirmé  ces 
mx  principes  et  sanctionné  tous  les  Règlements  en  question,  ne  se  refusera 
los  &  y  accéder  de  son  c6té/' 

Le  PléfiipotetUiaire  d'AUemagne  adhère  aux  Bèglements  soumis  par  la 
ommission  Européenne  k  Texamen  des  Puissances. 

Les  Plénipotentiaires  de  France  déclarent  qu'ils  ne  peuvent  que  renou- 
3ler  l'adhésion  de  leur  Gouvernement  aux  Bèglements  élaborés  par  la  Gom- 
lission  Européenne,  tout  en  exprimant  Tespoir  qu'une  entente  pourra  s'établir 
ir  des  modifications  de  détail  qui  ne  porteraient  aucune  atteinte  aux  principes 
ui  ont  présidé  k  Télaboration  des  Bèglements.  Il  va  sans  dire,  d'ailleurs, 
06  leur  adhésion  k  ces  Règlements  est  subordonnée  k  la  prolongation  des 
oavoirs  de  la  Commission  Européenne. 

Le  PlmipoterUiaire  d^ Italië  adhère  de  même  k  ces  Bèglements. 

Le  Baron  de  Mohrenheim  dit  que  son  Gouvernement  entend  maintenir 
>utes  les  déclarations  faites  par  le  Délégué  du  Gouvernement  Impérial  k  la 
'ommission  Européenne,  consignées  dans  les  Protocoles  des  Conférences  de 
alatz,  et  accorder  son  consentement  k  un  tcrme  de  quatre  années  k  titre 
essai  du  fonctionnement  par  ordre  alphabétique  de  la  Délégation  émanant 
^  la  Commission  Européenne,  si,  bien  entendu,  il  était  dans  le  cas  d'accorder 
clement  son  consentement  k  la  prolongation  de  cette  dernière,  le  terme  de 
Xistcnce  des  deux  Commissious  se  trouvant  nécessairement  lié. 

Le  PlénipotcfUiaire  de  Turquio  acccpte  également  les  Bèglements  prëparés 
r  la  Commission  Européenne  avec  les  réserves  stipulóes  par  son  Gouverne- 
'Ht  lors  de  la  signature  de  ces  Bèglements  k  Galatz. 

Le  Second  Plénipotentimre  de  Fraiice  et  le  PUnipotentiaire  d' Italië  dé- 
ktent  vouloir  réserver  la  discussion  sur  le  terme  de  quatre  ans  proposé  par  le 
Snipotcntiaire  de  Bussie. 

Le  ConUe  G^anvUle  annonce  k  la  Conférence  que  le  Comte  Kdrolyi  aurait 
itention  de  proposer  certaines  modifications  qui  lui  parattraient  acceptables, 
as  qu'il  se  réserve  de  les  formuler  dans  une  séance  suivante. 
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KongreaB.  vive  satisfaction  l'expression  des  sentiments  que  TAmbassadeur  d'Autriche-Hongrie 
Btuten.    vient  de  lui  transmettre  par  Tentremise  de  Lord  Granville. 

8.  Febr.  bis 

io.]fini888.  ^^  ressoit  de  cette  déclaration  que  lo  Gouvernement  Autrichien  est  animé 
du  sincère  désir  de  faire  tout  ce  qui  est  en  son  pouvoir  pour  arriver  k  one 
cordiale  entente  avec  toutes  les  parties  intéressées. 

MM.  les  Plénipotentiaires  se  séparent  en  fixant  leur  prochaine  séance  i 
Mardi|  13  Février^  h  3  heures. 

[Unterschriften.] 


Amiexe  A  au  Protocole  No.  2  du  10  Février,  1883. 

Londres,  Ie  V  Féirier,  1883. 
My  Lord,  —  Si  la  Roumanie,  Ie  pays  Ic  plus  directement  intéresse  dus 
la  navigation  du  Danube,  n'a  pas  été  appelé  par  Ie  Traite  de  Paris  k  parti- 
ciper  aux  travaux  de  la  Gommission  Européenne,  c'^est  qu'en  1856  elle  fonmit 
deux  Principautés  distinctes  sous  la  suieraineté  de  la  Porte,  qui  était  \mt 
de  défendre  les  interets  des  deux  pays.  Il  n'en  était  plus  de  même  en  1878. 
A  1'époque  du  Traite  de  Berlin,  la  Roumanie  était  un  État  iudépendant;  ses 
interets  et  ses  droits  ne  pouvaient  plus  comme  par  Ie  passé  être  représentés 
par  Ie  Délégué  Ottoman,  et  Ie  Congres  de  Berlin  ne  pouvait  faire  moins  qoe 
de  Tappeler  k  se  faire  représenter  dans  la  Commission  Ëuropéenne  du  Danobe. 
Par  TArticle  LIII  du  Traite  de  Berlin  Ie  Délégué  de  la  Roumanie  est  admii 
k  la  Commission  Ëuropéenne  au  même  titre  que  les  Délégués  des  Pnissaooes 
Signataires  des  Traites  de  Paris,  de  Londres  et  de  Berlin.  C'était  on  Kte 
de  justice  et  d'équité  que  de  reconnaltre  la  position  exceptionnelle  occnpée 
par  la  Roumanie  sur  la  partie  du  fleuve  soumise  k  la  juridiction  de  la  Com- 
mission Ëuropéenne.  On  ne  pouvait  pas  Texclure  de  toute  action  sur  des  eau 
dont  on  venait  de  lui  donner  la  possession.  ||  La  participation  de  la  Roamaiue 
aux  travaux  de  la  Conférence  sur  Ie  pied  de  la  plus  parfaite  égalité  avec  V$ 
autres  Puissances  est  indiquée  par  la  nature  même  des  choses.  Ayant  été 
admise  au  sein  de  la  Commission  Ëuropéenne  on  ne  peut  Vexclure  d'ue 
Conférence  convoquée  spécialement  pour  Texistence  et  Torganisation  de  cette 
même  institution.  ||  11  est  k  considérer  que  Ie  droit  de  participation  de  U 
Roumanie  k  la  Conférence  est  fondé  aussi  bien  sur  les  prescriptions  ancieanes 
et  permanentes  du  droit  international,  et  sur  la  situation  récemment  consacrée 
par  TEurope.  ||  En  effet,  d'une  part,  Ie  Protocole  du  Congres  d'Aix-la-ChapdIe 
du  15  Novembre,  1818,  statue  que  '^dans  Ie  cas  oü  des  réunions  auraient  poir 
objet  des  affaires  spécialement  liées  aux  interets  des  autres  États  de  rEoropei 
elles  n'auraient  lieu  que  sous  la  réserve  expresse  de  leur  droit  d'y  partidper.'' 
D'autre  part,  la  Roumanie  a  signé  avec  les  autres  Puissances  rActeAdditioDDel 
k  TActe  Public  du  2  Novembre,  1865,  relatif  k  la  navigation  des  emboacbores 
du  Danube,  en  date  du  28  Mai,  1881,  ainsi  que  Ie  Reglement  de  Navigatios 
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et  de  Police  applicable  k  la  partie  du  Danube  comprise  entre  Galatz  et  les  ^'-  ^J^* 
emboachores^  arrêté'  par  la  Commissiou  Eoropéenne  Ie  19  Mai,  1881.  ||  La  Konfnss- 
signatare  da  Plénipoteutiaire  Roamain  impliquait  dès  lors  que  la  Boumanie  .^**°* 

^  8.  Febr«  dis 

sendt  également  appelée  ^  se  prononcer  directement  et  de  pair  avec  les  autres  icionisss. 
Puissances  sur  toutes  les  questions  relatlves  &  la  Commission  Européenne  du 
Danube.  Du  reste^  Ie  Cabinet  de.Yienne,  par  sa  note  du  11  Avril,  1882,  s'est 
montré  fayorable  k  la  participation  de  la  Roumaniey  et  Ie  Gouyernement  du 
Roi  pense  que  les  vues  des  autres  Cabinets  de  1'Europe  s'accorderont  k  re- 
connattre  k  la  Roumanie  Ie  complément  logique  de  la  situation  qui  lüi  k  été 
faite  par  leur  propre  décision  consignée  k  TArticle  LIII  du  Traite  de  Berlin. 

Jon   Gbica, 
Envoyé  Extraordinaire  et  Ministre  Plénipoteutiaire 
de  Sa  Majesté  Ie  Roi  de  Roumanie. 
An  son  Excellence  Ie  Gomte  Granville, 
Président  de  la  Conférence. 


Anmxe  B  au  Protoüle  No.  2  du  10  Février^  1683. 

Londres,  Ie  2  Février,  1883. 

M.  Ie  Président)  —  Yotre  Excellence  connait  la  démarche  que  Ie  Gou- 
vernement de  Sa  Majesté  Ie  Roi  de  Serbie,  mon  auguste  Souverain,  a  cru 
devoir  faire  auprès  des  Puicsances  Signataires  du  Traite  de  Berlin  en  vue 
d'être  admis  k  prendre  part  aux  délibérations  de  la  Conférence  qui  a  été  con- 
▼oquée^  k  Londres  pour  s'occuper  de  la  question  Danubienne.  ||  Cette  Conférence 
devant  se  réunir  prochainement,  j'ai  regu  Tordre  de  mon  Gouvernement  de 
me  rendre  k  Londres  et,  s'il  y  a  lieu,  de  représenter  la  Serbie  k  la  Con- 
férence. II  J'ai  donc  rhonneur,  M.  Ie  Comte,  de  m'adresser  k  votre  Excellence, 
en  sa  qualité  de  Président  de  la  Conférence,  et  de  vous  prier  de  vouloir  bien 
Boumettre  la  demandc  de  mon  Gouvernement  k  la  bienveillante  appréciation  de 
cette  haute  Assemblee.  ||  Les  sentiments  de  justice  et  de  bienveillance  dont  les 
Grandes  Puissances  représentées  dans  la  Conférence  sont  animées  k  Végard 
de  la  Serbie,  me  dispensent,  M.  Ie  Président,  de  la  nécessité  de  revenir  ici 
sur  les  raisons  de  droit  qui  plaident  en  faveur  de  Tadmission  de  la  Serbie 
dans  une  Conférence  oü  des  questions  touchant  si  directement  aux  interets 
de  la  Serbie,  comme  Ëtat  Riverain,  seront  examinées  et  résolues.  ||  Ces  raisons, 
d'aiileurs,  ont  été  suffisamment  exposées  dans  la  Circulaire  de  mon  Gouverne- 
ment, en  date  du  17/29  Décembre,  1882,  communiquée  aux  Grandes  Puis- 
sances. II  J'ai,  &e. 

J.  Marinovitch. 
Son  Excellence  Ie  tres  Honorable  Lord  Granville, 

Président  de  la  Conférence  Danubienne. 
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Bo'ii*»er  Protocole  No.  3.  —  Séance  du  13  Février,  1883. 

Kongress- 

suaten.  Présents: 

loZ'im         Dieselben  und 

Pour  la  Serbie — 

M.  Marinovitchi  Ministre  de  Serbie. 

Le  Comte  GranviUe  ajant  proposé  radoption  du  Protocole  de  la  dernièie 
séance, 

Le  Plénipotentiaire  d^AtUriche-Hongrie  exprime  le  désir  de  faire  qaelqnes 
chaDgements  aox  paroles  qai  lui  sont  attribuées  au  sujet  de  rinvitation  faite 
k  la  Serbie  de  prendre  part  aux  travaux  de  la  Conférence. 

Par  suite  de  ces  cbangements,  le  Baron  de  Mohrenheim  déclare  s'assoder 
complètement  k  la  pensee  du  Comte  Eé.roljri 

Le  Plénipotentiaire  d^ Autriche-Hongrie  présente  quelques  observatioiLS  u 
sujet  de  son  adhésion  k  1'extension  des  pouvoirs  de  la  Commission  Européeme 
jusqu'^  Braïla. 

Sur  ce  point  le  Baron  de  Mohrenheim  abonde  pleinement  dans  le  sens  ée 
ce  que  venait  de  dire  le  Plénipotentiaire  d'Autricbe-Hongrie. 

Le  Second  Plénipotentiaire  de  France  fait  remarquer  que  Vadhésion  des 
Plénipotentiaires  d'AUemagne,  d'Italie  et  de  Turquie  aux  Règlements  élaborés 
par  la  Commission  Européenne  n'est  pas  mentionnée  au  Protocole  de  U  se- 
conde séance  et  croit  qu'il  y  a  lieu  de  combl^r  cette  lacune.  Il  saisit  eo 
même  temps  cette  occasion  pour  completer  certaines  observations  que  les  Pléni- 
potentiaires de  France  out  cru  devoir  faire  k  la  séance  du  10  Février  qoant 
k  cette  question. 

Le  Baron  de  Mohrenheim  dit  qull  aurait  fait  la  même  remarque  qie 
celle  que  vient  de  faire  le  Second  Plénipotentiaire  de  France  s'il  avait  ea  li 
priorité  alphabétique.  La  Coqférence,  ajoutc-t-il,  attaché  un  trop  grand  piix 
k  Topinion  des  Plénipotentiaires  et  notamment,  sur  ce  point  spécial,  k  ceile 
du  Représentant  de  la  Sublime  Porte,  pour  qull  ne  le  prie  pas  de  s'eiprimer 
k  ce  sujet. 

Les  Plénipotentiaires  d'Allemagne,  d' Italië  et  de  Turquie  ajant  formidé 
leur  adhésion, 

Le  Baron  de  Mohrenheim  demande  k  TAmbassadcur  de  Turquie  si  c'est 
en  maintenant  ou  en  abandonnant  les  réserves  dont  son  Gouvernement  avait 
accompagné  la  signature  du  Reglement  de  Galatz,  et  il  en  donne  textaeUe- 
ment  lecture. 

Le  PUiüpotentiaire  de  Turquie  maintient  ces  réserves  et  le  PUnipolenMn 
de  Bussie  en  prend  acte. 

Le  Protocole,  avec  les  changements  notés  plus  haut,  est  adopté. 

M.  Marinovitch,  en  communiquant  aux  Plénipotentiaires  la  décision  de  soa 
Gouvernement  au  sujet  de  Tadmission  de  la  Serbie  k  la  Conférence,  s'expriac 
en  ces  termes: — 


Donau-Coiiferenz  3Q7 

"J'ai  communiqué  h  mon  Gouvernement  la  décision  qui  m'a  été  lue  h  la   ^^*  '^^ 

D        1  * 

ance  de  la  Conférence  du  10  Février  courant,  et  par  laquelle  la  Conférence  a  Kongn 
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ien  voulu  appeler  la  Serbie  dans  son  sein,  afin  de  la  consulter  et  de  Tentendre.    8****e°- 

//m-r         r^  .,,  ,  8.  Febr.  Ms 

''Mon  Gouvernement,  prenant  en  considération,  dune  part,  que  par  cetteio.Marii883. 
3cision  la  Conférence  n'a  pas  pu  avoir  Tintention  de  contester  ét  la  Serbie  Ie 
roit  que,  comme  Ëtat  Souverain  et  Kiverain  du  Danube,  elle  puise  dans  Ie 
roit  des  gens,  ni  de  porter  atteinte  aux  dispositions  de  TArticle  LY  du  Traite 
3  Berlin,  et  d'unc  autre  part,  désirant  témoigner  de  sa  déférence  envers  cetto 
etute  Assemblee,  m'a  donné  Tautorisation  d'accepter  la  place,  k  laquelle  la 
onférence  a  bien  voulu  me  convier." 

Il  est  donné  lecture  de  la  note,  dans  laquelle  Ie  Représentant  de  la  Rou- 
lanie  porte  k  la  connaissance  du  Comte  Granville  que  son  Gouvernement  ne 
li  permet  pas  de  prendre  part  aux  délibérations  de  la  Conférence  (Annexe  A). 

Le  Pré&idmt  demande  si  la  Conférence  est  disposée  è  maintenir  la  réso- 
ition  qu'elle  a  prise  h  Tégard  de  la  Roumanie;  si  les  Plénipotentiaires  se 
*cidaient  k  ne  rien  changer  k  cette  résolution,  il  prierait  TAmbassadeur 
Autriche  de  vouloir  bien  formuler  les  modifications  qu'il  a  annoncées  k  la 
)rnièrc  séance. 

Le  Comte  Kdrólyi  répond  qu'il  y  aurait  avantage  k  faire  d'abord  une 
;claration  qui  règlerait  la  situation  de  la  Conférence  vis-^-vis  du  Reglement 
)  navigation  applicable  k  la  partie  du  Danube  située  entre  les  Portes  de 
er  et  Galatz. 

Le  Plénipotentiairc  d* Italië  propose  que  la  Conférence,  par  Torganc  de 
»n  Président,  fassc  parvenir  au  Gouvernement  de  Sa  Majesté  le  Roi  de  Rou- 
anic  ses  regrets  de  ce  qu'il  n'ait  pas  cru  devoir  autoriser  son  Plénipoten- 
aire  k  assister  k  la  Conférence,  et  lui  communiqué  la  raison  qui  a  amené 
s  Plénipotentiaires  des  Puissances  k  adopter  dans  la  précédente  séance  la 
isolution  qui  concerne  la  Roumanie.  Cette  raison,  exposée  par  le  Plénipoten- 
Eiire  d'AUemagne  et  admise  par  toüs  les  autres  Plénipotentiaires,  consiste 
ins  le  fait  que  la  Conférence  a  cru  devoir  se  considérer  en  quelque  sorte 
)mme  la  prolongation  et  la  suite  du  Congres  de  Berlin,  auquel  la  Roumanie 
a  pas  participé  comme  Signataire. 

La  Conférence  ayant  adhéré  k  la  proposition  du  Comte  Nigra,  décidc 
i'elle  fera  part  k  la  Roumanie  des  motifs  de  sa  décision. 

Le  PlaiipoterUiaire  d* Autriche  donne  lecture  d'un  projet  de  déclaration 
mstatant  Taccord  de  la  Conférence  au  sujet  du  Reglement  II  s'attacbe  k 
3montrer  le  grand  avantage  qu'il  y  aurait  k  le  faire  signer  immédiatement. 

Eugageant  le  debat  sur  la  forme  accordée  k  la  rédaction  de  cette  pièce, 

Le  Second  Flénipotentiaire  de  France  fait  observer  que  le  mot  "exécutoire" 
iurrait  donner  lieu  k  une  interprétation  équivoque,  et  qu'on  lui  accorderait 
3ut-6tre  une  signification  qui  n'entrerait  pas  dans  la  pensee  de  celui  qui  1'a 
roposé.  On  pourrait  avec  avantage  le  supprimer,  ou  y  substituer  une  autre 
cpression. 

20' 
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Kongrest-  4^6  de  coDstater  la  fin  d'une  phase  en  la  déclarant  nettement  close. 
suaten.  j^^  Baron  de  Mohrenheim  croit  comprendre  que  Ie  Plénipotentiaire  d'Aut- 

8.  Febr.  bis  r  ^  ir 

io.M&ni883.  riche-Hongrie  désire  que  1  accord  des  Grandes  Puissances  et  leur  adhésion  au 
Reglement  de  Galatz  soient  constatés.  La  Russie,  poor  sa  part,  n'a  aucnne 
objection  k  faire  k  ce  Reglement,  qui,  malbeureusement,  n'a  pas  obtenu  lliOD- 
neur  de  Tunanimité.  La  Convention  n'ayant  pas  été  unanimement  acceptée  par 
toutes  les  Parties  Contractantes,  il  serait  blen  difficile  pour  la  Conférence  de 
la  rendre  exécutoire.  La  Russie,  pour  son  compte,  Taccepte,  et  moyemunt 
accord,  il  serait  k  espérer  que  l'harmonie  qui  existe  entre  les  Puissances  Euro- 
péennes  deviendra  une  force  morale  suffisante  pour  agir  sur  les  dispositions 
conciliantes  de  la  Roumanie;  mais  ce  serait  aller  trop  loin  que  de  déclarer 
de  Reglement  obligatoire. 

Le  Président,  résumant  la  discussion,  et  constatant  qu'il  y  a  de  fait  vn 
amendement  proposé  k  la  Conférence  par  le  Second  Plénipotentiaire  de  France^ 
prie  TAmbassadeur  de  Russie  de  vouloir  bien  formuler  le  sien. 

Le  Comte  Kdrólyi  se  déclare  pret  k  abandonner  le  mot  ^exécutoire." 

Lord  Ednwnd  Fitzmaurice  aurait  compris  le  mot  '^exécutoire"  comiBe 
étant  applicable  exclusivement  aux  Puissances  Signataires  du  Protocolc.  Ce 
mot  ne  saurait  être  interprété  comme  donnant  k  d'autres  Puissances  un  maodat 
exécutoire;  et  c'est  ce  qui  avait  été  parfaitement  compris  k  la  Conférence  de 
1858.  ToutefoiS;  puisque  Ic  Plénipotentiaire  d'Autriche-Hongrie  ne  maintient 
pas  son  expression,  la  difficulté  semblerait  aplanie. 

Le  Plénipotentiaire  d^ Italië  fait  observer  qu'on  pourrait  adopter  la  dé- 
claration  rédigée  par  le  Comte  E4rolyi  si  Ton  exprimait  en  même  temps  le 
Yoeu  que  les  Puissances  non  représentées  puissent  plus  tard  se  joindre  i 
eet  accord. 

Le  Comte  GranviUe  dit  qu'il  a  déjêt  pu  adhérer,  au  nom  de  son  Gouferne- 
ment,  aux  arrangements  dont  il  est  question;  qu'il  a  saisi  avec  une  vive  satis- 
faction  Toccasion  de  renouveler  cette  adhésion  k  la  Conférence.  Cependan!, 
TAmbassadeur  de  Russie  ayant  cru  devoir  faire  certaines  réserves,  sa  Seig- 
neurie,  tont  en  exprimant  Tespoir  que  ces  réserves  ne  seront  pas  de  nature 
k  créer  la  discorde  au  sein  de  la  Conférence,  se  croit  en  de?oir  de  üaire  part 
aux  Plenipotentiaires  de  son  intention  bien  arrêtéc  de  ne  signer  le  Protocok 
qu'êt  une  condition  expresse.  Il  serait  parfaitement  entendu  que  la  Grande- 
Bretagne  ne  se  considérerait  liée  qu'en  tant  que  la  Conférence  n'arriTerait  pas 
k  une  décision  k  laquelle  le  Plénipotentiaire  de  la  Grande-Bretagne  ne  poorraü 
pas  se  rallier. 

Les  Plenipotentiaires  de  France,  k  la  suite  des  observations  formolées 
par  le  Comte  GranviUe,  font  remarquer  qu'ils  ont  fait  les  mêmes  réserves,  é 
ils  croient  devoir  les  reproduire. 

Le  Plénipotentiaire  d^  Italië  s'associc  k  la  réserve  formolée  par  le  PreaMf 
Plénipotentiaire  de  la  Grande-Bretagne. 
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A  Ia  soite  de  eet  échange  d'idées,  les  Plénipotentiaires  arrètent  comme 
sait  Ie  texte  de  leur  déclaration  coUective: — 

^es  Soossignés,  Plénipotentiaires  d'AUemagnO;  d'Antriche-Hongrie^  de 
ance^  de  la  Grande-Bretagne,  d'Italie,  de  Bussie  et  de  Tnrqoie;  rénnis  enu 
nférence  k  Londres  Ie  13  Février,  1883,  et  düment  autorisés  k  eet  effet, 
Qstatent  raccord  unanime  intervenn  entre  eux  et  adoptent  définitivement  Ie 
iglement  de  Kavigation,  de  Police  Fluviale  et  de  Sarveillance  applicable  k 
partie  du  Danube  située  entre  les  Portes  de  Fer  et  Galatz,  tel  qu'il  a  été 
iboré  en  exécution  de  TArticle  LV  du  Traite  de  Berlin  du  13  Juillet,  1878, 
r  la  Gommission  Ënropéenne  du  Danube  avec  1'assistance  de  Délégués  des 
ats  Biverains,  et  tel  qu'il  se  trouve  annexé  au  Protocole  No.  24  du  2  Juin, 
82,  de  la  Gommission  Ëuropéenne  du  Danube. 

Les  Soussignés  expriment  Ie  voeu  que  les  États  qui  ne  prennent  pas 
rt  aux  délibérations  de  la  Gonférence  se  rendront  k  ce  vote  unanime,  et 
opteront  également  Ie  Bèglement  en  question." 

Le  Président  donne  lecture  d'une  communication  qui  lui  a  été  faite  par 
Représentant  de  Bnlgarie  au  sujet  de  la  décision  prise  par  la  Gonférence 
'égard  de  cette  Principauté  (Annexe  B). 

Le  FUnipotentiaire  d^AtUriche-Hongrie  ayant  émis  Topinion  qu'il  n'y  avait 
s  lieu  de  modifier  la  décision  prise  au  sujet  de  la  Bulgarie  par  la  Gon- 
ence, 

Le  ConUe  OranviUe  déclare  se  ranger  au  mème  avis. 

Mais  en  faisant  part  aux  Beprésentants  Bulgares  de  cette  résolution,  on 
primerait  le  regret  de  n'avoir  pas  pu  arriver  k  une  autre  solution  tont  en 
30sant  qu'on  aurait  soin  de  les  tenir  informés  par  Tentremise  de  TAmbas- 
leur  de  Turquie. 

Le  Comfe  Nigra,  en  s'associant  k  la  proposition  du  Président  de  com- 
niquer  les  Protocoles  aux  Délégués  Bulgares,  propose  que,  dans  la  commu- 
!ation  qui  sera  faite  par  la  présidence  au  Gouvernement  Boumain,  on  ajoute 
e  les  Protocoles  seront  aussi  mis  k  la  disposition  du  Gouvernement  Bou- 
in,  s'il  le  désire. 

Le  Plénipotentiaire  ffAUemagne  se  rallie  aux  sentiménts  exprimés  par  le 
mte  Nigra. 

Le  Plénipotentiaire  d'AiUriche-Hongrie  est  également  d'avis  qu'il  est  né- 
}saire  de  donner  au  Beprésentant  de  la  Bulgarie  tous  les  moyens  possibles 
ur  se  tenir  au  courant  des  délibérations  de  la  Gonférence. 

Le  Baron  de  ^Mohrenheim  dit  qu'lt  son  avis  les  titres  invoqués  par  la 
jgarie  étaient  d'une  valeur  sérieuse  qui  semblait  devoir  lui  ménager  un 
cès  dans  des  conditions  plus  acceptables;  qu'il  reconnaissait,  sans  doute,  que 
situation  faite  aux  deux  Boyaumes  Biverains  n'admettait  plus  une  position 
ssi  privilégiée  que  celle,  a  laquelle  le  Délégué  Bulgare  eüt  pu  prétendre 
Tement;  mais,  qu'en  tout  cas,  il  demeurait  établi  que  l'assimilation  que 
mbassadeur   de  Turquie  avait  faite  de   la  nouvelle  Principauté  tributaire 
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Nr.  7990.    ^y^Q  ccUes  qui  avaient  conquis  plus  tard  leur  complete  indépendancei  n'était 

Kongress-  pas  souteuable  en  droit^  Ie  Traite  de  Berlin  lui  ayant  reconnu  des  attriba- 

staaten.    ^^Q^g  q^j  ^^j  créaieut  une  position  internationale  de  beaucoup  supérieure,  lui 

io.M&rzi883.  reconnsissant  jusqu'è   la   faculté   de   conclure   des  Traites    en   dehors  de  U 

Turquie.     L'usage  qu'elle  a  pu  en  faire  jusqu'ici  ne  Umitait  pas  celui  qn'elle 

pourrait  encore  en  faire. 

Musurus-Pacha  a  exprimé  Ie  regret  de  devoir  avouer  que  c'était  la  pre- 
mière fois  qu'il  entendait  dire  que  la  Bulgarie  eüt  la  faculté  de  conclure  des 
Traites,  et  cela  en  dehors  de  la  Turquie. 

Il  a  soutenu  qu'un  tel  droit  n'a  été  accordé  k  cette  Principauté  ni  par 
Ie  Traite  de  Berlin  ni  par  la  Puissance  Suzeraine,  et  qu'un  pajs  vassal  faisant 
partie  intégrante  de  TEmpire  Ottoman  ne  saurait,  sans  une  aatorisation  spé- 
ciale et  expresse  et  sans  Ie  concours  de  la  Snblime  Porte^  faire  usage  d'on 
droit  international  appartenant  aux  seuls  États  indépendants. 

Le  Comte  Kdrolyi^  invite  k  faire  part  k  la  Conférence  des  concessioos 
dont  il  a  été  parlé  plus  haut,  déclare  que  ^'désireux  d'épuiser  tous  les  mojeas 
de  conciliation  envers  la  Roumanie,  le  Gouvernement  Impérial  et  Rojal  senit 
disposé  k  ajouter  les  concessions  qui  suivent  k  celles  qu'il  a  déjè  faites  dans  les 
nêgociations  précédentes,  k  la  condition  toutefois  qu'un  accord  définitif  en  résolte. 

''1.  n  renoncerait  k  la  doublé  voix>  bien  entendu  k  titre  de  réciprodté 
quant  k  la  doublé  voix  Roumaine. 

'^2.  Il  accepterait  la  demande  Roumaine  d'un  sectionnement  longitadinal, 
et  11  espère  qu'il  sera  po^sible  d'éviter,  par  des  garanties  k  fixer^  les  conflits 
de  compétence,  autrement  certains,  par  suite  de  la  mobilité  du  thalweg. 

''3.   Pour  la  nomination  des  Sous -Inspecteurs  le  Gouvernement  irait  dans 

^  la  voie  des  concessions  jusqu'êl  admettre  soit  leur  proposition  par  les  £tats 

Riverains,  leur  nomination  par  la  Gommission  Mixte  et  leur  confirmation  par 

les  premiers,  soit  leur  proposition  par  la  Gommission  Mixte  et  leur  nomnaiM» 

par  les  États  Riverains." 

Le  Plénipotentiaire  de  la  Grande -Bretagne  se  montre  tres  satisfait  de 
la  première  et  de  la  troisième  concession  que  le  Gomte  Edrolji  a  bien  vouln 
faire  au  nom  de  son  Gouvernement.  Quant  k  la  seconde,  il  n'a  pas  cni  né- 
cessaire de  la  recommander  k  la  Roumanie. 

Les  Plénipotentiaires  de  France  déclarent  qu'ils  adhèrent  d'autant  plos 
volontiers  aux  modifications  proposées  par  le  Gomte  Edrolji^  qu'elles  ne  po^ 
tent  aucune  atteinte  aux  principes  qui  ont  présidé  k  Télaboration  des  Bègte- 
ments,  et  qu'elles  répondent  aux  désirs  des  États  River^iins.  lis  ajoutent 
qu'entre  les  deux  solutions  proposées  par  le  Plénipotentiaire  d'Autriche-HoDgrie 
pour  la  nomination  des  Sous-Inspecteurs,  celle  qui  réserve  aux  Ëtats  Rivenins 
la  nomination  de  ces  Agents  leur  parait  préférable.  Il  ne  sera  pas  inotile^ 
k  leur  avis,  de  stipaler  dans  les  Règlements  que  ces  Agents  devront  appartenir 
k  la  nationalité  de  TÉtat  dans  les  eaux  duquel  ils  fonctionneront. 

En  ce,  qui  touche  le  scctiüniiemcnt  fluvial  nouvelicment  proposé,  le  Seoaid 
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Plénipotentiaire  de  France  exprime  Tavis  qu'il  suffira  de  donner  aux  Sous-  ^'-  ''^^ 
Inspecteurs  Ie  pouvoir  de  constater  les  contraventions  fluviales  partout  oü  ils  KongreM- 
se  trouveraient   et  de  les  porter  ét  la  connaissance  du  Sous -Inspecteur  com-    8*«*«»- 

*^  '^  8.  Pebr.  bi« 

pétent  ,qui  prononcerait  en  dernier  ressort  pour  éviter  les  conflits  d  autorité  io.M&rzi888. 
qui  pourraient  résulter  du  déplacement  du  thaiUceg. 

Après  un  échange  d'observations  entre  Ie  Second  Plénipotentiaire  de  France, 
Ie  Baron  de  Mohrenheim,  Ie  Second  Plénipotentiaire  de  la  Grande- Br etagne 
et  Ie  Comte  Kdrólyij  au  sujet  de  Vacceptation  des  concessions  indiquées  par 
rAutriche-Hongrie,  des  contraventions  fluviales  et  de  la  démarcation  du  tlialweg. 

Le  Baron  de  Mohrenheim  fait  observer  que  les  Puissances  ayant  consenti 
au  Bèglement  de  Galatz,  sauf  Tassentiment  des  Parties  Contractantes,  les  con- 
cessions qui  viennent  d'être  faites  par  VAutriche-Hongrie  sont  de  nature  k 
contenter  également  la  Roumanie  et  la  Bulgarie.  Il  serait  jaste  aussi  bien 
que  gracienx  de  spécifier  que  ces  concessions  ont  été  accordées  k  la  Bulgarie 
aussi  bien  qu'è  la  Roumanie. 

Le  Président  fait  valoir  que  tout  ce  quHl  s'agit  de  constater  aujourd'bui, 
c'est  que  TAmbassadeur  d'Autriche-Hongrie  a  bien  voulu  faire  certaines  con- 
cessions. 

MM.  les  Plénipotentiaires  se  séparent  en  fixant  leur  prochaine  réunion  k 
Samediy  17  Février,  k  3  beures. 

[Unterschriften.] 


Annexe  (A)  au  Protocde  No.  3  du  13  Février^  1883. 

Londres,  le  12  Février,  1883. 
M.  le  Comte ;  —  Par  ordre  de  mon  Gouvernement,  j'ai  eu  Tbonneur 
d'adresser  k  votre  Excellence,  en  date  du  2  Février,  une  note  pour  demander 
que  la  Roumanie  füt  admise  k  prendre  part  k  la  Conférence  relative  k  la 
question  du  Danube,  sur  le  même  pied  que  les  autres  États  représentés  dans 
la  Commission  Ëuropéenne  du  Danube.  ||  Votre  Excellence  ajant  bien  voulu 
me  communiquer  la  décision  qui  a  été  prise  k  ce  sujet  par  les  Représentants 
des  Puissances  Signataires  du  Traite  de  Berlin,  j'ai  Tbonneur  de  porter  k  la 
connaissance  de  votre  Excellence  que  le  Gouvernement  du  Roi  ne  saurait 
accepter  une  situation  qui  ne  lui  accorderait  qu'une  voix  consultative  et  qui 
ne  lui  permettrait  pas  de  prendre  part  aux  décisions  de  la  Conférence.  ||  Par 
conséquent,  je  me  trouve,  M.  le  Comte,  dans  la  nécessité  de  décliner  Thonneur 
d'assister  aux  séances  de  la  Conférence,  et,  au  nom  du  Gouvernement  du  Roi, 
je  fais  les  réserves  les  plus  solennelles  et  je  proteste  contre  les  décisions  qui 
seraient  prises   sans  la  participation  de  la  Roumanie,   en  les  déclarant  non 

obligatoires  pour  elle.  ||  Yeuillez,  &c. 

Jon  G  h  i  c  a. 

Son  Excellence  le  Comte  Granville, 
Président  de  la  Conférence. 
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9«rMn«  Atifiexe  (B)  au  Protoccle  No.  3  du  13  Février,  1883. 

Kongraw- 

staaten.  Londres,  Ie  13.  Fevrier,  188S. 

a  Febr.  bU 

io.ifftni888.  Excellence;  —  Nous  avons  rega  commonication  de  la  décision  prise  par 

la  Conférence  ponr  la  question  du  Dannbe,  dans  sa  séance  de  Samedi,  10  Fé- 
vrier, an  sujet  de  notre  participation  aux  travanx  de  cette  Conférence,  ponr  ce 
qni  a  trait  aux  questions  prévncs  par  TArticle  LY  da  Traite  de  Berlin.  \  Si 
nous  avons  bien  compris  l'esprit  de  cette  décision,  la  Conférence,  en  refnstst 
de  nons  admettre  k  exposer  et  k  sontenir  noas-mêmes  nos  droits  dans  son 
sein,  a,  en  méme  temps,  enteuda  cpnfier  la  défense  de  nos  interets  k  TAm- 
bassadenr  de  Sa  Majesté  Impériale  Ie  Snltan.  ||  Nous  ésperons  que  les  ho&o- 
rables  membres  de  la  Conférence  nous  permettront  de  rappeler  que  r^rtide 
LY  du  Traite  de  Berlin  donne  k  la  Bulgarie  Ie  droit,  comme  État  Ri?eniD, 
de  prendre  part  aux  travaux  de  la  réglementation  de  la  navigation,  de  Ii 
police  et  de  la  surveillance  du  Danube,  depuis  les  Portes  de  Fer  jnsqul 
Galatz,  et  ce  droit  lui  a  déjè  été  confirmé  par  la  présence  des  Délégués  de  la 
Principauté  de  Bulgarie,  avec  voix  délibérative,  au  sein  de  la  Commissie 
Européenne,  dans  les  trois  sessions  de  cette  Commission.  ||  Pour  ce  qni  est  de 
l'obligation  imposée  aux  Représentants  de  la  Bulgarie  de  ne  pouvoir  f&ire 
porter  leurs  observations  k  la  connaissance  de  la  Conférence  que  par  Ventre- 
mise  de  son  Excellence  M.  TAmbassadeur  de  Turquie,  on  pourrait  en  conclore 
que  les  bonorables  membres  de  la  Conférence,  en  prenant  cette  décision,  ont 
voulu  amoindrir  les  droits  conférés  k  la  Bulgarie  par  TArticle  LY.  Les  bono- 
rables membres  de  la  Conférence  en  verront  la  preuve  dans  ce  fait  qne  les 
Délégués  de  la  Bulgarie  ont  siégé,  sur  un  pied  d'égalité  avec  Ie  Délégné  de 
la  Turquie,  dans  la  Commission  Européenne  du  Danube,  lorsque  cette  Com- 
mission s'occupait  de  la  réglementation  de  la  navigation,  de  la  police  et  de 
la  surveillance  du  Danube.  ||  Nous  croyons  que,  dans  Ie  cas  présent,  on  ne 
pourrait  pas  invoquer,  comme  precedent,  les  dispositions  de  TArticle  XYII  do 
Traite  de  Paris,  qui,  dans  des  circonstances  similaires,  subordonnait  radmission 
des  Commissaires  des  Pnncipautés  vassales  de  la  Turquie,  k  Vapprobaüon  de 
la  Sublime  Porte,  parce  que  TArticle  LY  du  Traite  de  Berlin  a  modifié  com- 
plètement  les  dispositions  de  TArticle  susvisé,  en  donhiwt  k  la  Bulgarie  Ie 
droit  de  collaborer  aux  travaux  de  la  Commission  Européenne,  lorsque  celle-d 
a  pour  but  la  rédaction  de  Bèglements  concemant  la  navigation,  la  police  et 
la  surveillance  du  Danube.  ||  Le  Traite  de  Berlin  a  donné  k  la  Principauté  de 
Bulgarie  une  position  internationale  supérieure  k  celle  qu'occupaient  les  Prin- 
cipautés  vassales  avant  la  dernière  guerre,  attendu  que  de  par  ce  même  Traite, 
il  a  été  reconnu  k  la  Bulgarie  le  droit  de  conclure  des  Traites  et  des  Coa- 
vcntions  avec  les  autres  Puissances^  en  debors  de  la  Turquie,  droit  qui  a  été 
contesté  aux  Principautés  vassales.  Aussi,  k  ïiotre  avis,  notre  situation  devant 
la  Conférence,  ayant  k  porter  nos  observations  k  sa  connaissance  par  ^entr^ 
mise  de  son  Excellence  M.  l' Ambassadeur  de  Turquie,  ne  laisse-t-elle  pas  qse 
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d^être  aDormale^  d^autant  plus  qu'il  est  ét  remarqner,  dans  Ie  cas  présent,  que  ^''  l^'^ 
la  défense  des  interets  de  la  Principauté  de  Bulgarie  par  son  Excellence  M.  Kongreaa- 
rAmbassadeur  de  Turquie  ne  saurait  offrir  les  garanties  voulues  par  suite  de    8*»**«»- 

^  •  °  '^  8.  Pebr.  bi<i 

C6  fait  que,  dans  la  Gommission  Européenne,  lors  de  la  rédaction  de  Regie- io.M.\rzi883. 
ments  pour  la  navigation  du  Dannbe,  Ie  Gommissaire  Ottoman  a  voté,  bien 
souvent,  contre  les  propositions  des  Gommissaires  Bulgares,  propositions  qui 
ayaient  pour  but  la  sauvegarde  des  interets  de  la  Principauté  comme  Ëtat 
BiYcrain.  ||  En  remémorant  ce  qui  précède,  üous  nous  plaisons  k  espérer  que 
les  bonorables  membres  de  la  Gonférence  n'ayant  pas  suffisamment  pris  en 
bienveillante  considération  les  titres  incontestables  que  Ie  Traite  de  Berlin 
donne  h  la  Bulgarie,  voudront  bien,  dans  un  strict  esprit  de  justice  et  d'équitéy 
en  tenir  on  compte  plus  complet  dans  la  décision  k  laquelle  ils  jugeront  k 
propos  de  s'arrêter  k  la  suite  de  la  présente  communication,  en  nous  admettant 
è  défendre  nous-mêmes  nos  interets.  ||  Nous  avons,  &c. 

Le  Premier  Délégué  de  la  Principauté  de  Bulgarie 
pour  la  question  du  Danube, 

Voulcovich. 
Le  Second  Délégué,  &c.,  &c. 

B.  Schiscbmareff. 
A  son  Excellence  Lord  Granville, 

Le  tres  Honorable  Président  de  la  Gonférence 
pour  la  question  du  Danube,  Londres. 


Déclüration  Collective  de  la  Conférence, 

Les  Soussignés,  Plénipbtentiaires  d'AUemagne,  d'Autricbe-Hongrie,  de 
France,  de  la  Grande-Bretagne,  dltalie,  de  Russie  et  de  Turquie,  réunis  en 
Conférence  k  Londres  le  13  Février,  1883,  et  düment  autorisés  k  eet  effet, 
constatent  Vaccord  unanime  intervenu  entre  eux  et  adoptent  définitivement  le 
Bèglement  de  Navigation,  de  Police  Fluviale  et  de  Surveillance  applicable  k 
la  partie  du  Danube  située  entre  les  Portes  de  Fer  et  Galatz,  tel  qu'il  a  été 
élaboré  en  exécution  de  TArticle  LY  du  Traite  de  Berlin  du  13  Juillet,  1878, 
par  la  Gommission  Européennc  du  Danube  avec  Tassistance  de  Délégués  des 
États  Biverains,  et  tel  qu'il  se  trouve  annexé  au  Protocole  de  la  Gommission 
dn  Danube,  No.  24  du  2  Juin,  1882. 

Les  Soussignés  expriment  le  voeu  que  les  États  qui  ne  prennent  pas  part 
anx  délibérations  de  la  Gonférence  se  rendront  k  ce  vote  unanime  et  adop- 
teront  également  le  Reglement  en  question. 

[ünterschrifteii.] 


j 
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»'•  '^^'  Protocole  No.  4,  —  Séance  du  20  Février,  1883. 

Berliner  ' 

Kongress-  Présents: 

stoaten.  DieselbcD. 

R.  Fobr.  bis  f 

io.M&rzi883.         Lc  ConUe  GranviUe  propose  Tadoption  du  Protocole  de  la  demière  séance. 
A  cette  occasion/ 

Le  Baron  de  MohrenJieim  présente  quelques  considérations  an  sujet  des 
observations  qa'il  a  émises  qnant  au  caractère  définitif  qne  la  Rnssie,  ponr 
sa  part  et  en  ce  qni  la  conceme^  était  prète  k  reconnaitre  k  la  Ck)nvention 
de  Galatz,  quoiqae,  selon  la  tres  jaste  observation  de  MM.  les  Plénipoten- 
tiaires  de  FrancC;  elle  füt  susceptible  d'amélioration.  Le  Plénipotentiaire  de 
Rassie  igonte  que  ponr  qu'on  ne  puisse  pas  se  méprendre  snr  la  portee  de  Ii 
réserve  qn'il  a  énoncéC;  il  croit  devoir  dire  qu'il  n'a  entenda  qae  saavegarder 
one  de  ces  régies  élémentaires  du  droit  international,  aaxqaelles  la  langne 
Anglaise  applique  le  terme  de  ^truism/'  k  savoir,  que  les  Conventions  ne  soDt 
parfaites  que  lorsqn'elles  sont  consenties  par  les  ayants-droit,  et  qa'one  Puis- 
sance ne  sanrait  imposcr  k  Tautre  Texécution  d'engagements  qa'elle  n'a  pas 
pris;  mais,  dans  le  cas  spécial  présent,  en  vue  snrtout  da  consentement  èt 
son  Goavemement,  déj&  medtionné  par  lui  dans  one  séance  précédente,  k  IV 
plication  k  titre  d'essai,  d'un  tour  de  rotation  alphabétique,  ce  serait  évidemment 
dépasser  la  portee  de  cette  réserve  que  de  vouloir  en  conclare  qu'elle  impliqne 
une  contradiction  quelle  qu'elle  soit  entre  cette  application  ponr  on  temps 
donné,  comme  essai  pratique,  et  le  principe  mème  de  runanimité,  la  question 
en  tant  que  principielle  ne  se  trouvant  point  par  1^  préjngée. 

Le  Ministre  de  Serbie  demande  la  permission  de  dire  on  mot  k  ToccasioD 
de  la  lecture  du  proces-verbal  de  la  dernière  séance:  — 

''N'ajant  pas  eu  Thonneur/'  dit-il,  ^d'assister  k  la  séance  da  10  Février, 
dans  laquelle  llionorable  Plénipotentiaire  d'Autriche-Hongrie  a  la  un  exposé 
sur  les  Règlements  élaborés  par  la  Commission  Européenne  pour  la  parüe  di 
Danube  comprise  entre  les  Portes  de  Fer  et  Galatz,  je  n'ai  pu  m'acqaitter  d'oDe 
déclaration  que  mon  Gouvernement  m'a  donné  Tordre  de  faire  k  la  Conférence. 

''M.  le  Gomte  E&rolyi  en  relevant  dans  les  Règlements  en  question  deox 
points  essentiels,  et  notamment  (1)  participation  de  rAutriche-Hongrie  k  l^ 
Commission  Mixte,  et  (2)  caractère  exécutif  de  cette  Commission,  a  insisté  sar 
ces  points  et  a  demandé  aux  Représentants  des  Puissances,  ainsi  qu'è.  ceux  de 
la  Roumanie  et  de  la  Serbie,  d'accepter  les  principes  que  ces  deox  points 
impliquent 

''J'ai  donc  pour  devoir  de  déclarer,  en  réponse  k  eet  appel  du  Plénipo- 
tentiaire d'Autriche-Hongrie,  que  mon  Gouvernement  maintient  complèt^Deat 
Tassentiment  qu'il  a  déjè  donné  aux  Règlements  élaborés  par  la  CommissioB 
Européenne,  et  que  eet  assentiment  en  ce  qui  conceme  la  Serbie  est  définitü 

''Quil  me  soit  permis  de  dire  k  cette  occasion  que  la  Serbie  ne  pent  qoe 
se  féliciter  des  concessions  que  M.  le  Comte  E^rolji  a  annoncées  dans  la  der* 
nière  séance  comme  pouvant  êtrc  faites  de  la  part  de  son  Gk^avemement,  dans 
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certaines  éventualités,  et  qui  consisteraient  notamment:  (1)  dans  la  renonciation  ^'*  '^^^- 
k  la  doublé  Yoix;  (2)  dans  Ie  sectionnement  longitudinal;  et  (3)  dans  on  mode  Kongxeu- 
plus  libéral  de  la  nomination  des  Sous-Inspecteurs.  ^ÏT***"*. 

''Comme   Représentant  de  la  Serbie  je  prends  la  liberté   d'exprimer  Ie  lo.M&nisss. 
voeu  que  ces  concessions  annoncées  comme  éventuelleS;  marquées  au  cachet  de 
jnstice  et  de  liberalisme;  puissent  devenir  réelles  et  définitives." 

Il  est  donné  lecture  d'une  note,  dans  laquelle  les  Délégués  de  la  Princi- 
pauté  de  Bulgarie  portent  k  la  connaissance  du  Président  que  Ie  Gouvernement 
Bulgare  ne  croit  pas  pouvoir  accepter  la  situation  que  la  Conférence  a  entendu 
lui  faire  par  sa  décision  du  13  courant  (Anneze  A). 

Le  Comte  Granvüle  ezprime  Ie  regret  qu'il  éprouve  de  ce  refiis.  C'était 
avec  un  Tif  intérèt  qu'on  avait  pressenti  la  participation  de  la  Bulgarie  aux 
travaux  de  la  Conférence  dans  la  mesure  des  attributions,  que  les  Plénipoten- 
tiairies  étaient  portés  k  lui  concéder. 

La  Conférence  avait  été,  il  est  vrai,  d'avis  k  l'unanimité  que  la  Princi- 
pauté  devait  être  représentée  par  TAmbassadeur  de  la  Sublime  Porte;  mais 
celui-ci  avait  pris  Tengagement  de  porter  textuellement  k  la  connaissance  de 
la  Conférence  toutes  les  observations  qui  lui  seraient  présentées  par  les  Délé- 
gués BulgareS;  et  avait  de  plus  déclaré  les  considérer  comme  faisant  partie 
de  sa  mission.  On  était  mème  allé  plus  loin.  Sans  les  admettre  formellement 
k  la  Conférence^  on  les  avait  invites  k  ètre  presents  pendant  les  discussions, 
k  Tinstar  des  Délégués  des  autres  Puissances  k  la  Commission  Européenne  du 
Danube,  et  on  leur  avait  communiqué  les  Protocoles  des  séances.  Rien  alors 
ne  semblait  mcttre  obstacle  k  leur  acceptation  de  Tinvitation  qui  avait  été  donnée. 

Le  Baron  de  Móhrentmm^  au  sujet  des  Protocoles  communiqués  aux 
Délégués  Roumains  et  Bulgares,  fait  observer  qu'il  ne  serait  peut-être  pas 
saperflu  d'j  joindre  la  mention  expresse  que  cette  communication  ne  leur  est 
faito  que  sous  la  condition  du  secret  le  plus  absolu. 

La  Conférence  ajant  déclaré  se  ranger  k  Topinion  émise  par  le  Plénipo- 
tentiaire  de  Russie, 

Le  Ministre  de  Serbie  fait  part  k  la  Conférence  d'une  nouvelle  demande 
de  son  Gouvernement;  qu'il  exposé  dans  les  termes  suivants:  — 

Tia  Conférence  étant  appelée  k  s'occuper  de  la  prolongation  du  mandat 
de  la  Commission  Européenne  du  Danube,  je  demande  la  permission  de  lui 
soomettre  au  nom  de  mon  Gouvernement  une  demande  qui  a  quelque  connexité 
avec  cette  t&che  de  la  Conférence. 

''Il  est  k  la  connaissance  de  MM.  les  PlénipotentiaireS;  que  la  Serbie, 
intéressée  comme  Riverain  du  Danube  k  la  liberté  de  navigation  de  ce  fleuve, 
croit  pouvoir  puiser  dans  sa  nouvelle  position  d'État  Souverain  le  droit  de 
réclamer  un  siège  permanent  dans  la  Commission  Européenne^  k  l'égal  de  la 
BoumaniC;  laquelle,  dès  la  proclamation  de  son  indépendance,  a  été  admise 
k  j  siéger. 

"Je  ne  crois  pas  avoir  besoin  de  fatiguer  vol  re  attention  en  m'étendant 
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Nr.  7990.  g^i  jgg  raisoDs  de  droit  et  de  justice,  que  mon  6t)avenieiDent  &  cru  de?oir 
KongT«iM-  invoquer  pour  justifier  sa  de  mande.  Ces  raisons,  d'aillears,  ont  été  sonmises 
stoaten.    ^  ^^  bienveillante   appréciation  des  Grandes  Puissances  et  sont  soffisamment 

8.  Febr.  bis 

io.Hini883.  connues  de  yos  Excellences. 

''Je  prendrai  la  liberté^  d'ajouter  seulement,  que  si  la  Serbie  a  pa  être 
laissée  en  dehors  de  cette  Commission  tant  que  celle-ci  n'était  chargée  qne 
d'une  mission  restreinte^  localC;  celle  d'exécnter  certains  travaux  pour  assorer 
la  navigabilité  des  bouches  du  Danube  —  travaux  qui  k  Torigine  ne  devaient 
pas  durer  plus  de  deux  ans  —  il  en  est  tout  autrement  aujourd'hui^  oü  elk 
va  étendre  son  activité  et  sa  juridiction  sur  tout  Ie  parcours  du  Bas-Dannbe 
jusqu'aux  Portes  de  Fer,  et  oü  elle  est  appelée  k  s'occuper  des  questions  qni 
touchent  directement  aux  interets  de  la  Serbie^  et  va  exercer  sa  surveillance 
et  è  un  certain  degré  sa  police  sur  toute  Tétendue  de  notre  rive  Dannbienoe 
au-dessous  des  Portes  de  Fer. 

^'La  Commission  Européenne  devenant  par  les  nouveaux  arrangements 
connexe  de  la  Commission  Mixte ;  et  étant  appelée  k  délibérer  et  k  décidff 
des  interets  de  la  Serbie,  ce  serait  en  quelque  sorte  un  déni  de  justice  que 
de  nous  en  tenir  éloignés.  En  tout  cas,  il  serait  incompatible  avec  les  prin- 
cipes de  justice  et  d'équité  qui  président  k  vos  délibérations,  de  ne  pas  tenir 
compte  des  changements  qui  vont  ètre  introduits  dans  la  constitution  de  la 
Commission  Européenne ,  ni  de  ceux  qui  ont  été  effectués  dans  la  position 
politique  de  la  Serbie. 

'Iklon  Gouvernement  croit  donc  qu'il  lui  suffira  d'appeler  la  haute  atten- 
tion  de  la  Conférence  sur  la  légitimité  des  droits  qui  servent  de  base  k  sa 
demandC;  pour  que  justice  lui  soit  rendue. 

''Vouée  k  une  t^he  d'intérèt  général  Europeen,  et  respectnense  des  droits 
de  chacun,  la  Conférence  f  era  un  pas  de  plus  dans  sa  haute  mission  en 
accueillant  avec  bienveillance  la  demande  de  la  Serbie  et  en  lui  accordant 
un  siège  dans  la  Commission  Européenne,  comme  vos  prédécesseurs  dn  Congres 
de  Berlin  lui  ont  reconnu  une  place  dans  la  familie  des  Êtats  indépendants." 

Le  Comte  Granvüle  croit  avoir  móntré  Tintérèt  qu'il  porte  k  la  Serbie 
lorsqu'il  a  proposé  son  admission  k  la  Conférence  avec  voix  consultative.  Ge 
n'est  pas  sans  une  certaine  hésitation  qu'il  croit  devoir  combattre  aujourdliiii 
la  nouvelle  demande  du  Gouvernement  Serbe.  Il  n'est  cependant  pas  inatile 
d'observer  que  cette  demande  se  trouve  basée  sur  Tidée  de  la  parité  entre  la 
Serbie  et  la  Roumanie;  tandis  que  de  fait,  les  deux  rojaumes  sont  places  dans 
une  situation  différente.  La  Serbie  comme  la  Roumanie  est  Puissance  Riveraine. 
A  part  Timportance  des  interets  de  celle-ci  en  comparaison  avec  ceux  de  sa 
voisine,  on  ne  pouvait  oublier  que  le  siège  de  la  Commission  Européenne  était 
k  Galatz.  Il  aurait  été  peu  courtois  d'en  exclure  la  Roumanie  tandis  quH 
n'est  pas  douteux  que  cette  raison  n'existe  pas  quant  k  la  Serbie.  U  est 
également  certain,  en  outre,  que  plus  la  Conférence  se  tiendra  au  Règlemat 
de  Galatz,   plus  les  chances  d*une  solution  favorable  seront  augmentées.    Si 
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1'on  élargissait  Ie  nombre  des  membres  i^grégés  k  cette  Commission,  on  ouvrirait  ^'-  (***^- 
la  porte  k  de  noavelles  demandes  da  mème  genre^  qa'il  serait  tres  difficilc  de  jcongNM- 
ne  pas  admettre.  suaten. 

Ze  JPlmipotentiaire  d'Autriche  Hongrie  ne  se  cache  pas  que  les  raisonsioiiüknisss. 
allégnées  par  la  Serbie  k  Tappai  de  sa  proposition  ont  nn  certain  fondement 
Pour  sa  part  il  est  aatorisé  k  les  appnjer.  Il  irait  même  jnsqa'è  dire  que 
les  objections  faites  par  Ie  Plénipotentiaire  de  la  Grande -Bretagne  ne  lui 
semblent  pas  absoloment  convainquantes.  Cepcndant  il  est  clair  qne  sur  la 
question  de  1'admission  de  la  Serbie  k  faire  partie  de  la  Commission  Européenne; 
nne  entente  unanime  semblerait  difficile  h,  établir.  Ce  qa'on  poarrait  faire 
serait  donc  d'admettre  Ie  titre  de  la  Serbie ;  quitte  k  déférer  k  un  antre 
moment  son  admission  k  la  Commission  Européenne. 

Les  Plénipotentiaires  de  France  disent  que  tonte  demande  de  la  Serbie 
est  digne  de  la  considération  bienveillante  et  sjmpathiqne  de  l'Europe;  mais 
que  pour  Ie  cas  dont  il  s'agit^  il  leur  parait  difficile  de  donner  suite  quant 
k  présent  aux  aspirations  qui  viennent  de  se  manifester.  Les  raisons  alléguées 
par  Ie  Comte  Granville  S9nt  sérieuses  et  de  nature  k  inspirer  des  doutes  méme 
aux  amis  les  plus  sincères  de  la  Serbie  sur  la  possibilité  qu'il  y  aurait  k 
satisfaire  k  sa  demande.  Il  j  a  aussi,  dans  cette  question  ^  d^autres  suscepti- 
bilités  riveraines  qu'il  convient  de  ménager  et  —  en  ce  qui  touche  la  Roumanie 
—  une  situation  acquise  qu'on  ne  saurait  diminuer  sans  injustice  en  adjoignant 
d'autres  membres  k  la  Commission  Européenne. 

Le  Plénipotentiaire  d'ItcUie  déclare  qull  n'a  pas  d'objection  k  formuler, 
quant  au  mérite,  sur  la  question  soumise  k  la  Conférence  par  le  Représentant 
de  la  Serbie.  Mais  comme  cette  question  n'est  pas  comprise  dans  les  trois 
points  qui  ont  été  indiqués  dans  les  lettres  de  convocation  de  la  Conférence, 
et  pour  lesquels  seulement  il  a  eu  1'instruction  d'émettre  un  vote,  le  Pléni- 
potentiaire d'Italie  se  borne  k  prendre  la  chose  ad  referendum. 

Le  Baron  de  Mohrenheim  partage  Topinion  du  Plénipotentiaire  d'Autriche- 
Hongrie  en  ce  sens  qu'il  croit  que  la  demande  de  la  Serbie,  qu'il  aurait  sans 
cela  appujée,  ne  rencontrerait  pas  Tunanimité  k  la  Conférence.  Il  croit  donc 
nécessaire  de  subordonner  la  question  de  Tadmission  k  celle  de  Topportunité. 
Mais  alors  il  serait  naturel,  aussi  bien  que  juste,  qu'on  mit  la  Bulgarie  sur 
le  même  pied  que  la  Serbie,  d'autant  plus  que  cette  demière  n'est  Biveraine 
que  pour  k  peine  100  kilom.,  tandis  que  la  première  Test  pour  450. 

Le  Plénipotentiaire  de  Turquie,  tout  en  s'associant  aux  observations  du 
Comte  Granville,  déclare  qu'il  n'est  muni  d'instructions  qu'è  Tégard  des  trois 
points  qui  font  partie  du  programme  de  la  Conférence.  D'ailleurs,  il  croit 
que  les  droits  et  les  interets  de  la  Serbie,  étant  représentés  au  sein  de  la 
Commission  Mixte,  ce  royaume  n'a  ni  titre  spécial  ni  intérêt  réel  a  prendre 
aussi  part  k  une  Commission  composée  exclusivement  des  Représentants  des 
Puissances  Siguataires  des  stipnlations  de  Paris,  de  Londres  et  de  Berlin.  Si 
la  Roumanie  y  est  admise,  c'est  que  la  Commission  Européenne  a  son  siège 
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Nr.  7W0.  sur  Ie  territoire  de  ce  royaume.  Quant  h  la  Bolgarie,  la  Sublimc  Porte,  il 
Kongrew-  Gst  presqüc  inutile  de  Ie  répéter,  a  une  sincère  sympathie  pour  Ie  bien-être 
staaten.    ^g  q^^q  Principauté  vassale,  aux  interets  de  laquelle  elle  veillera  avec  d'anUnt 

8.  Febr.  bis  ' 

io.M&ni883.  plus  de  sollicitude  qu'elle  fait  partie  de  la  Commission  Eoropéenne. 

Le  PUnipotentiaire  d^Autridie-Hongrie  exprime  de  nouveaa  Ie  voeu  qne 
la  Serbie  poisse  on  jour  ètre  admise  II  la  Commission  Eoropéenne;  mais  il 
répète  qa'il  confie  h  Tavenir  le  moment  oü  cette  admission  poorrait  aToir  lien 

Le  ConUe  Granvüle  fait  observer  qu'il  est  loin  de  désirer  Toir  exclnre 
complètement  la  Serbie ,  mais  il  semblerait  y  avoir  de  graves  objections  a 
formaler  le  principe  de  Tadmission  lorsqa'on  n'est  pas  pret  k  Tappliqaer. 

Le  Plénipotentiaire  d'AUemagne  aurait  voulu  pouvoir,  de  son  cóté,  appayer 
les  voeax  de  la  Serbie;  mais  en  raison  des  opinions  émises  il  croit  devoir  se 
ranger  k  la  majorité. 

Lord  Edmond  Fitzmaurice  croit  devoir  indiquer  la  distinction  qn'il  j  i 
lleu  de  faire  entre  Tadmission  d'une  Puissance  è.  la  Commission  Européesse 
et  son  admission  k  la  Commission  Mixte.  C'est  au  Congres  de  Berlin  qn'a 
a  donné  exccptionnellement  une  place  k  la  Roumanie  dans  la  ConmiissiaB 
Europóenne;  quoiqu'elle  ne  füt  pas  une  grande  Puissance.  De  tous  les  ÉUts 
Biyerains  elle  était  une  des  plus  intéressées  comme  étant  mattresse  des  deox 
rives  dans  la  plus  grande  partie  du  parcours  sur  lequel  la  Commission  fosc- 
tionne,  et  comme  possédant  Galatz,  siège  de  la  Commission  elle-mème.  Les 
raisons  qui  favorisaient  1'admission  de  la  Roumanie  ne  sont  pas  applicables 
k  la  Serbie ;  qui  n'est  pas  Riveraine  sur  le  parcours  en  question.  Cependaot 
il  serait  bien  k  désirer  qu'il  füt  clairement  entendu  que  la  Conférence,  eo 
refusant  la  demande  Serbe,  n'entend  nuUement  porter  atteinte  k  ses  drtuts 
comme  Ëtat  Riverain  du  Danube  en  général  —  droit  qui  resterait  intact  dans 
le  cas  de  Tétablissement  d'une  Commission  Riveraine.  C'est  précisément  parce 
que  TEurope  a  décidé  de  confier  le  parcours  en  aval  de  Galatz  k  une  Com- 
mission non-RiverainC;  quoiqu'en  y  ajoutant  la  Roumanie  pour  les  raisoss 
données  plus  haut^  que  la  Conférence  est  obligée  aujourd'hui  de  ne  p«s 
consentir  k  Tadmission  de  la  Serbie^  dont  cependant  tous  les  droits  restest 
réserves. 

Après  quelques  paroles  en  forme  d'adhésion  exprimées  par  U  Flèmpdm- 
tiaire  de  Turguie^ 

Le  Comte  Granvüle  résumé  la  discussion  sur  la  question  de  radmission 
de  la  Serbie  k  la  Commission  Européenne  en  faisant  ressortir  que  le  Ministre 
avait  pu  voir  de  quels  bons  sentiments  la  Conférence  était  animée  k  son  épd 
quoiqu'elle  n'eüt  pas  cru  devoir  accédcr  k  sa  demande. 

Le  Ministre  de  Serbie  dit  qu'il  aurait  désiré  une  opinion  plus  favoraUe^ 
d'autant  plus  que  la  Serbie  k  son  point  de  vue  lui  semblait  posséder  les  mèofis 
itrcs  que  les  autres  Puissances,  en  supposant  méme  que  son  intérèt  se  rq»té- 
scnt4t  par  une  distance  géométrique  moindre  que  celle  des  autres  Riveraios* 
Comme  pays  indépendant  et  État  Riverain  la  Serbie,  ajoute-t-il,  aurait  le  drok 
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aa  mèmc  titre  que  Ia  Roumanie  d'être  représentéc  dans  la  Commission  Euro-   ^r.  toqo. 

f  1  /  ••>  1      Berliner 

péenne  et  ce  nest  pas  sans  peine  quil  se  voit  dans  Ia  nécessité  denvoyer  a  Kongreu- 
son  Gouvernement  une  décision  si  défavorable.  ®!^**^ 

,8.  Febr,  bis 

Le  Comte  Granville  conclut  en  faisant  observer  que  la  Conférence  ne8tio.M&niS88. 
pas  d'avis  d'accéder  k  la  demande  de  la  Serbie,  mais  qu'elle  n'entend  en  aucune 
maniere   préjnger  par  cette   décision   les  droits  de   la  Serbie   comme   Ëtat 
Biverain. 

La  Conférence  passant  k  Ia  discussion  de  la  question  de  la  prolongation 
des  pouvoirs  de  Ia  Commission  Européenne,  U  Président  exprime  Topinion  qu'il 
verrait  avec  plaisir  adopter  le  principe  de  la  prolongation  permanente.  Il  prie 
MM.  les  Plénipotentiaircs  de  vouloir  bien  déclarer  leurs  Tues  k  ce  sujet 

Le  Plénipotenfiaire  d'AtUriche-  Hongrie  serait  d'avis  qu'une  prolongation 
de  buit  OU  dix  ans  serait  celle  h  laquelle  son  Gouvernement  pourrait  s'arrèter. 
Cependant;  plus  cette  prolongation  serait  longue,  plus  elle  obtiendrait  son 
assentiment 

Le  PUnijpotentiaire  d'AUemagne  s'exprime  dans  le  sens  du  Plénipotentiaire 
d'Antriche-Hongrie. 

Les  PlénipotenÜaires  de  Frange,  adoptant  la  maniere  de  voir  du  Président, 
font  observer  que  la  meilleure  solution  serait  celle  qui  investirait  la  Commission 
Européenne  d'un  caractère  permanent  lis  relèvent  que,  contrairement  aux 
idees  qui  en  1856  n'avaient  fait  attribuer  aux  travaux  dans  le  Bas-Danube 
qu'un  caractère  provisoire,  les  travaux  dont  la  Commission  Européenne  a  la 
charge  ont  bien  réellement  un  caractère  permanent  C'est  gr&ce  aux  entre- 
prises  incessantes  de  la  Commission  Européenne  que  le  bras  de  Soulina  est 
maintenu  dans  un  était  de  navigabilité.  üs  pensent  que  la  Commission  Euro- 
péenne a  rendu  de  trop  précieux  services  pour  qu'on  ne  lui  donne  pas  des 
bases  solides  et  définitives. 

Le  Plénipotentiaire  d'Italie  dit  que  le  vote  de  lltalie  sera  pour  la  solu- 
tion qui  donnera  le  plus  de  durée  et  le  plus  d'étendue  h  Taction  de  la  Com- 
mission Européenne.  Cette  action  a  été  jusqu'ici  éminemment  utile,  et  elle  le 
sera  de  même  pour  Tavenir.  C'est  gr&ce  aux  efforts  de  cette  Commission,  k 
ses  soins  incessants  et  aux  travaux  qu'elle  a  entrepris,  que  Von  doit  que  les 
b&timents  de  tous  les  pays  ont  pu  navigucr  sans  entraves  dans  les  eaux  du 
Danube.  La  Conférence  devrait  même  saisir  la  présente  occasion  pour  exprimer 
è  la  Commission  ses  remerctments. 

Le  Baron  de  Mohrenheim,  traduisant  les  sentimcnts  de  -son  Gouverne- 
ment au  sujet  de  la  prolongation,  s'exprime  dans  les  termes  suivants:  — 

''Depnis  que  les  Puissances  s'assemblent  en  Conférences  périodiques  pour 
statuer  sur  l'opportunité  d'un  renouvellement  des  pouvoirs  de  la  Commission 
Européenne  du  Danube,  c'est  pour  la  première  fois  qu'elles  sont  appelées,  en 
vertu  d'une  disposition  du  Traite  de  Berlin,  qui  témoigne  d'un  grand  esprit 
de  sagesse  et  de  prévojance,  &  statuer  concurremment  sur  Topportunité  qu'il 
pourrait  y  avoir  &  y  introduire  telles  modifications  qui  seraient  indiquées  par 
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Nr.  iwo.  igg  circonstances.  L'alternative  ainsi  ouverte  répond,  en  efifet,  selon  nous,  aox 
Kongress-  uécessités  d'une  situation  nouvelle.  Des  événements  d'une  importance  majenre^ 
siaaten.    ^jgg  fai|;s  lustoriques  d'uue  portee  considérable,  ont  profondément  transformé 

Hm  Fobf  •  bis 

io.iiini883.  daus  ces  contrées  du  Bas-Danube  1  état  Ie  choses  antérieur,  qa'ayaient  spécude- 
ment  en  vue  des  arrangements  internationaux  adaptés  k  des  circonstances  qni 
n'ont  plus  guère  rien  de  commnn  avec  celles  dont  il  n'importe  pas  moins  de 
tenir  aujourd'hui  un  compte  tont  aussi  exact  et  équitable  qu'alors.  La  questk» 
qui  se  présente  en  conséquence  est  celle-ci: 

'^En  quoi  peuvent  et  doivent  consister  ces  modifications,  prévues  pv 
l'Article.  du  Traite  de  Berlin  qui  nous  occupe  en  ce  moment?  C'est  sur  ee 
point  qu'il  appartient  k  chacun  des  Plénipotentiaires  de  fiaire  valoir  les  refeih 
dications  éventuelles  de  son  Gouvernement.  Pour  ma  part^  j'ai  mission  d'exposer 
celles  du  Gouvernement  que  je  représente,  en  précisant  les  modifications  qn'fl 
croit  utile,  juste  et  nécessaire  d'introduire  aux  pouvoirs  de  la  Ck>mniissioii 
Européenne,  quant  k  Textension  et  au  degré  de  ses  attributions  —  pouTdrs 
qu'^  cette  Condition  il  serait  tout  disposé  k  lui  prolonger  pour  la  novveUe 
période  d'existence  qui  lui  serait  dès  lors  assurée. 

''Qu'il  me  soit  permis  de  Ie  constater,  la  Gommission  Européenne  a  aoqmS) 
dans  Ie  passé,  des  titrcs  sérieux  k  la  reconnaissance  générale  par  Ie  zèie, 
Tintelligence  et  la  conciliation  dont  elle  a  su  fiaire  prenve,  et  les  résnltatsde 
son  activité  servant  d'heureux  témoignage  et  d'exemple  de  cc  que  peut  rétliser 
l'esprit  de  concorde  appliqué  aux  problëmes  politiques.  Dans  Tavenir,  il  ponm 
ne  dépendre  que  d'clle  de  déplojer  encore  une  activité  féconde,  si  elle  ne 
pretend  pas  Tótendre  au  delk  des  points  oü  jusqu'ici  elle  a  été  réellemeot 
appelée  k  s'exercer  d'une  fagon  pratique,  justifiée  par  une  nécessité  démontrée. 
Aussi  espérons-nous  fermement  que  cette  carrière,  circonscrite  k  la  spbère 
actuelle  de  ses  attributions  définitives,  pourra  lui  rester  encore  longt^ps 
ouverte. 

''Je  n'ai  assurément  pas  besoin  d'affirmer  que  ce  n'est  pas  Ie  principe  de 
la  libertc  de  la  navigation  fluviale  qui  est  en  question.  Désormais  ce  gnod 
principe  civilisateur  ne  saurait  plus  être  en  question,  ni  aujourd'hai|  ni  jaimis^ 
ni  ici,  ni  nuUe  part  La  Russie  Ie  professe  et  Ie  proclame  aussi  hantemoi 
que  qui  que  ce  soit,  et  il  est  tout  aussi  bien,  et  tout  autant^  Ie  sien  que  cdé 
des  autres.  Mais  c'est  précisément  parce  qu'elle  Ie  place  si  haut  et  au-dessos 
de  toute  atteinte,  qu'clle  ne  concevrait  pas  qu'on  püt  Tidentifier  avec  une  io* 
stitution  quelconque,  et  moins  encore  avec  une  institution  essentiellement  précaire 
k  laquelle  dès  son  origine  et  jusqu'è  ce  jour  n'a  été  constamment  recoDnue 
qu'une  existence  temporaire  périodiquement  remise  en  question, 

'IjC  principe  de  la  liberté  fluviale  a  été  inscrit  en  traits  indélébiles  dans 
Ie  droit  public  du  monde  civilisé,  quarante  ans  avant  la  créaüon  de  oette 
institution  toute  locale,  et,  durant  ce  long  laps  de  temps,  il  s'est  propagé  sff 
tous  les  fleuves  conventionnels  des  deux  hémlsphères.  Loin  donc  d'être  et 
quoi   que  ce  soit  lié  k  une  institution  ignorée  partont  ailleurs,  il  est  l»a 
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assuró^  Diea  merci^  de  lui  survivre  aussi  longtemps  qne  les  fleaves  et  les  idees   ^''  l^^' 
ne  rebrousseront  pas  leur  cours,    Ce  principe  devena  loi  n'est  pas  en  question;  Kongress- 
et  ce  n'est  pas  da  fait  de  la  Rnssie  qu'il  Ie  sera  jamais.    Je  n'aorais  qa'&   staaten. 
rappeler  k  ce  propos  les  paroles  solennelles  proférées  au  Congres  de  Berlin  io.Marzi88s. 
par  Ie  Prince  Chancelier  de  Russie,  s'il  pouvait  ètre  k  présumer  qu'elles  en 
eussent  besoin.    Je  n'ai  pas  la  présomption  de  croire  qu'elles  puissent  acquérir 
une  valeur  nouvelle  en  passant  par  ma  bouche.    Mais  oe  que  je  sais^  c'est 
qu'elles  ne  peuvent  rien  y  perdre,  et  cela  me  suffit. 

''Tel  est  Ie  point  de  vue  élevé  auquel  se  place  mon  Gouvernement  et 
auquel  il  convie  les  Grandes  Puissances  k  vouloir  bien  s'associer  également 
lorsqu'elles  apprécieront  avec  toute  Timpartialité  dont  il  aime  k  être  certain 
d'avance,  les  propositions  suivantes  que  j'ai  Thonneur  de  leur  faire  en  sonnom:  — 

'''Considérant: 

'''1.  Que  la  Commission  Européenne  du  DanubO;  appelée  k  se  prononcer 
sur  ceux  des  bras  de  ce  fleuve  qui  se  prêtaient  Ie  mieux  aux  exigences  de 
la  libre  navigation  internationale,  avait;  après  une  étude  approfondie  de  la 
question  sur  les  lieux  et  une  longue  expérience  pratique,  arrêté  sou  choix 
definitif  sur  Ie  bras  de  Soulina,  et,  par  ison  Protocole  du  2  Novembre,  1865, 
décidé,  sur  la  proposition  de  M.  Ie  Délégué  de  la  Grande-Bretagne,  que  c'était 
dorénavant  sur  ce  bras  que  devrait  ètre  spécialement  concentrée  Tactivité  de 
la  Commission,  tant  en  vue  de  donner  aux  travaux  de  1'embouchure  un  carac- 
tère  de  permanence,  que  de  développer,  autant  que  faire  se  pourra,  Tamélio- 
ration  du  cours  de  ce  bras;  et  qu'è*  cette  même  occasion,  M.  Ie  Délégué 
d'Autriche-Hongrie  a  fait  observer  que,  Tamélloration  du  bras  de  Soulina 
devenant,  par  Teffet  de  ce  vote,  Voeuvre  définitive  de  la  Commission  Euro- 
péenne, la  clausc  de  TArticle  5  de  TActe  Public  relatif  k  la  navigation  des 
embouchures  du  Danube,  signé  Ie  même  jour,  devenait  sans  objet; 

^^2.  Que  les  cours  d'eau  de  Eilia,  demeurés  ainsi  en  dehors  de  sa  sphère 
d'activité  pratique,  (constituent  des  ressources  de  prospérité  locale  dont  Ton 
ne  saurait  frustrer  les  populations  avoisinantes  que  la  Providence  a  dotées  de 
ces  précieuses  sources  de  richesses,  ni  être  soustraits,  dans  dommage  pour  Ie 
commerce  général,  aux  bienfaits  de  la  libre  navigation  fluviale  qui  j  resterait 
en  souffrance; 

^^3,  Que  les  obligations,  qui  sur  les  cours  d'eau  conventionnels  seulfi, 
peuvent  être  consenties  par  les  autorités  territoriales  riveraines  dans  Ie  plein 
exercice  de  leur  libertó  souveraine,  ne  sauraient  s'étendre  au  dele  des  exigences 
unanimement  reconnues  nécessaires  au  développement  de  la  navigation  générale, 
Ie  but  que  1'on  doit  avoir  en  vue  ne  pouvant  être  celui  d'atteintes  gratuites 
portées  au  principe  sacré  de  la  souveraineté,  mais  seulement  la  conciliation, 
dans  une  mesure  réciproquement  équitable,  de  ce  principe  avec  celui  de  la 
libre  navigation; 

'''Le  bras  susmentionné  dn  Danube,  resté  de  fait  et  dans  la  pratique  en 
dehors  de  Tactivité  utile  de  la  Commission  Européenne,  rentrera  désormais 
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Nr.  7990.   gQug  i'autorité  territoriale  souyeraine  de  la  Bossie;  soit  en  entier,  soit  en  partie, 

Kongrea-  selon  qu'il  constitue,  on  qa'il  ne  constitue  pas^  nn  cours  d'eau  mixte^  et  luf 

siaaten.    ^  appUquer  auz  parties  de  ce  bras  qui  rentreraient  dans  la  seconde  categorie 

RMinisss.  des  Règlements  conformes  aox  principes  da  droit  public  fluvialy  établissaat  Ie 

traitement  des  pavillons  de  toutes  les  nations  sur  Ie  pied  d'une  parfaite  égaUté, 

en  Yue  de  sauyegarder  la  liberté  de  la  nayigabilité  de  la  branche  de  Sooliiu 

déclarée  internationale. 

'^^n  conséquence: 

'^IjCS  embranchements  et  embouchures  du  bras  de  Eilia  qui  trayersent 
sur  tout  leur  parcours  Ie  territoire  de  la  Russie^  et  dont  ainsi  les  deux  rives 
lui  appartiennenty  rentrent  sous  Tautorité  territoriale  ezclusiye  de  la  Bossie. 

'^'Le  cours  mixte  du  bras  de  Eilia,  dont  Ie  thalweg  forme  la  fironti^ 
de  la  Bussie  et  de  la  BoumaniC;  rentre  sous  Tautorité  territoriale  exdusiTe  de 
la  Bussie  sur  celles  des  riyes  et  des  eaux  qui  lui  appartiennent  jusqu'u 
thalweg. 

'^'Le  Bèglement  Fluyial  de  Nayigation  et  de  Police  de  ce  cours  wak 
prendra  pour  base  celui  du  Bas-DanubC;  et  sera  appliqué  par  les  ÉtaU  Soi- 
yerains  des  deux  riyes. 

'^  ^Les  trayaux  techniques  que  la  Bussie  entreprendrait  k  ses  firais  diii 
ses  propres  eaux  en  yue  d'y  améliorer  les  conditions  de  nayigabilité  dans  in 
intérêt  économique,  et  qui  intéresseraient  la  yoie  internationale,  ne  dennt 
paS;  dans  ses  intentions;  porter  préjudice  h  la  branche  de  Soulina^  les  cu  de 
diycrgences  k  eet  égard  entre  les  autorités  de  la  Bussie  et  la  Conmusaoi 
Européenne  feraient  Tobjet  d'explications  directes  entre  les  Puissances  Cod- 
tractantesy  gardiennes  des  interets  du  cours  international  du  Danube,  k  \*M 
de  constater  uniquement  que  les  dits  trayaux  ne  sont  pas  de  nature  k  esAsÊr 
mager  cenx  qui  ont  déjè  été  exécutés  dans  Ie  bras  de  Soulina. 

''Tour  les  Bèglements  des  péages,  la  Bussie  prendra  en  considératioi 
l'ayis  de  la  Commission  Européenne;  sauf;  en  cas  de  diyergence,  k  s'entendie 
ayec  les  mèmes  Puissances  Contractantes.' " 

Le  Baron  de  Mohrenheim  termine  en  disant  qu'il  n'apporte  ici  ioeu 
amour-propre  d'auteur,  et  que  s'il  n'ayait  paS;  d'emblée,  rencontre  la  fonnle 
la  plus  heureuse,  il  prendrait  yolontiers  en  considération  les  obseryations  qiv 
Ton  youdrait  bien  lui  faire. 

Le  Conite  GranviUe  constate  qu'en  tant  qu'il  s'agit  de  la  question  de  li 
Commission  Européenne,  la  Conférence  est  clairement  d'ayis  qu'il  y  a  liea  de 
prolonger  ses  pouyoirs.  Le  Plénipotentiaire  de  Bussie,  ainsi  que  Tayait  déjü 
fait  le  Plénipotentiaire  d'ltalie,  a  donné  son  tribut  d'éloges  anx  mérites  de 
cette  institution.  Il  a  cru  deyoir  ajouter  k  eet  éloge  un  exposé  de  ynes  daqod 
il  ressort  que  la  Bussie  désire  ètre  traitée  sur  un  autre  pied  que  les  autres 
Puissances.  Il  prie  donc  MM.  les  Plénipotentiaires  de  Youloir  bien  dosatf 
leur  ayis  sur  la  question  de  sayoir  si  on  discutera  de  suite  les  propoatiou 
de  la  Bussie,  ou  si  Ton  ajoumera  cette  discussion  k  on  autre  jour. 
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Après  un  échange  de  vues  auquel  les  Plénipotentiares  d'Allemagne,  d'Aut-    ^''  '®^- 

Bttrlioer 

riche-Hongrie^  de  France,  d  Italië,  de  Turquie  et  Ie  Ministre  de  Serbie  pren-  KongreM- 
nent   part,  il  est  décidé   qu'è  une   première  aadition  il  serait  tres   difficile    BUaUn. 

8.  Fobr*  bis 

d  étudier  suffisamment  les  graves  questions  posées  k  MM.  les  Plénipotentiaifes,  io.Mani88o 
et  il  est  décidé  que  la  Conférence  s'ajonrnera. 

MM.  les  Plénipotentiaires  3e  séparent  en  fixant  leur  prochaine  séance  k 
Samedi,  24  Février,  &  3  heares. 

[Unterschriften.] 


Annexe  (AJ, 

Londres,  Ie  19  Février,  1888. 
Excellence,  —  Par  sa^  lettre  du  16  Février,  M.  Ie  Secrétaire  de  la  Con- 
férence Danabienne,  en  nous  communiqnant  Ie  refas  de  Thonorable  Conférence 
de  nous  admettre  dans  son  sein  poor  exposer  et  défendre  nous-mèmes  nos 
droits,  nous  a,  en  même  temps,  invites  k  parattre  k  la  prochaine  séance.  il 
Nous  ne  pouvons  que  regretter,  Excellence,  que  les  honorables  membres  de 
la  Conférence  n'aient  pas  pris  en  bienveillante  considération  les  titres  incon- 
testables  qu'accorde  Ie  Traite  de  Berlin  k  la  Bulgarie  et  aient  rejeté  notre 
demande.  ||  En  censéquence,  nous  prenons  la  liberté  de  porter  k  la  connaissance 
de  Yotre  Excellence  que  Ie  Gouvernement  de  Son  Altesse  Ie  Prince  ne  peut 
pas  accepter  la  situation  que  la  Conférence  a  entendu  faire  k  la  Bulgarie  par 
sa  décision  du  13  Février,  parce  que  cette  décision  porte  atteinte  aux  droits 
accordés  k  la  Principauté  par  Ie  Traite  de  Berlin.  Par  suite,  nous  nous 
voyons  obligés  de  décliner  Tlionneur  de  parattre  aux  séances  de  la  Con- 
férence. II  Nous  crojons  de  notre  devoir,  en  outre,  de  déclarer  que  Ie  Gou- 
vernement Princier  de  Bulgarie  ne  se  considérera  pas  lié  par  les  décisions  de 
Thonorable  Conférence,  pour  tout  ce  qui  se  rapporto  k  la  réglementation  de 
la  navigation,  è,  la  police  et  k  la  surveillance  du  Danube,  depuis  les  Portes 
de  Fer  jusqu'êt  Galatz,  et  que,  si  des  modifications  étaient  introduites,  sans  sa 
participation,  dans  les  Règlements  relatifs  k  la  navigation  du  Danube  mojen, 
Ie  Gouvernement  Princier  de  Bulgarie  se  tiendrait  pour  dégagé  de  tout  engage- 
ment que  ses  Commissaires  out  pris  dans  la  Commission  Européenne,  lors  de 
Télaboration  de  ces  Règlements.  ||  Nous  avons,  &c. 

Le  Premier  Délégué  de  la  Principauté  de  Bulgarie 
pour  la  question  du  Danube, 

Voulcovich. 
Le  Deuxième  Délégué,  <&c.,  <&c. 

B.  Schischmareff. 
Son  Excellence  M.  le  Comte  Granville, 

Le  tres  Honorable  Président  de  la  Conférence 
Danubienne,  <&c,  <ftc.,  Londres. 
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»'•  ''OW.  Protocole  No.  5.  —  Séatice  du  24  Février,  1883. 

Berliner  ' 

KongroBs-  Présents: 

staaten.  Dicselbeü. 

8.  Febr.  bis 

io.M&rzi883.  Le  ConUe  GranmUej  au  sujet  des  questions  restées  en  suspens  k  la  d6> 
nière  séancC;  rappelle  k  MM.  les  Plénipotentiaires  qu'il  avait  eu  riionnenr  de 
proposer  la  prolongation  des  pouvoirs  de  la  Gommission  Européenne.  Cette 
prolongation  avait  été  acoeptée  en  principe  k  Tunanimité  de  même  que  la 
Conférence  avait  été  unanime  k  en  admettre  les  avantages.  L'Ambassadcor  de 
Bussie  cependanty  tout  en  faisant  Téloge  de  la  Gommission^  et  en  ezprimaiit 
Tespoir  qu'elle  rendrait  encore  d'importants  services  dans  l'avenir,  avait  cra 
devoir  déclarer  que  son  Gouvernement  ne  pouvait  accepter  sa  prolongation 
qu'en  tant  que  certaines  modifications  dont  il  donnait  le  texte  et  les  considé- 
rants  k  Tappui  seraient  consenties. 

''Je  serais  pret/'  ajoute  le  Président^  ''è.  exposer  k  la  Conférence  les 
raisons  pour  lesquelles  le  Gouvernement  de  la  Reine  croirait  ne  pas  poaToir 
accepter  toutes  les  modifications  dont  le  Plénipotentiaire  de  Russie  nous  a  £ul 
part  Je  pense  cependant  qu'il  serait  plus  respectueux  et  plus  pratique  de 
communiqaer  immédiatement  k  la  Conférence  les  modifications  auxquelles  le 
Gouvernement  de  la  Reine  serait  pret  k  consentir,  et  que  Tentente  que  noos 
désirons  tous  n'en  serait  que  plus  facile." 

Le  Gomte  Granville  donne  lecture  des  propositions  ainsi  qu'il  suit:— 
''1.  La  Gommission  n'exercera  pas  de  controle  effectif  sur  les  parties  de 
Eüia  dont  les  deux  rives  appartiennent  k  Tun  des  Riverains  de  ce  bras. 

2.  Pour  la  partie  du  bras  de  Eilia  qui  traversera  k  la  fois  le  territoire 
Russe  et  le  territoire  Roumain^  et  afin  d'assurer  Tuniformité  des  Règlements 
dans  le  Bas-Danube,  les  Règlements  en  vigueur  dans  le  bras  de  Soulina  seront 
appliqués  sous  la  surveillance  des  Délégués  de  Russie  et  de  Roumanie  a  Ia 
Gommission  Européenne. 

3.  Il  demeure  entendu  que  les  Agents  de  la  Gommission  Européenne 
pourront^  pour  leur  instruction  personneUC;  circuler  dans  le  bras  de  Küia 
jusqu'è  ses  embouchures  inclusivement. 

4.  Au  cas  oü  la  Russie  entreprendrait  des  travaux  dans  le  bras  mixte  et 
entre  les  deux  rives  qui  lui  appartiennent,  elle  donnera  connaissance  k  la  Gom- 
mission Européenne  des  plans  de  ces  travaux  dans  le  seul  but  de  constater 
qulls  ne  portent  aucune  atteinte  k  Tétat  de  navigabilité  du  bras  de  Soulina. 
Les  travaux  qui  ont  déjè  été  exécutés  au  Tchatal  d'Ismaïl  restent  k  la  chaige 
et  sous  le  controle  de  la  Gommission  Européenne  du  Danube. 

5.  La  Russie  communiquera  de  mème  k  la  Gommission  Européenne  le 
Reglement  de  péages  qu'elle  voudrait  prélever,  dans  le  but  d'établir  ib 
système  uniforme. 

6.  En  cas  de  divergence  entre  les  autorités  de  la  Russie  et  la  Gonmussion 
Européenne  quimt  aux  plans  des  travaux  ou  au  Reglement  des  péageS|  le  ets 
serait  soumis  directement  aux  Puissances. 


Ik 


1 
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7.  Tous  les  Traites,   actes  et  arrangements   relatifs   an   Danabe  et  ses  ^'-  '®^- 

'  Berliner 

abouchures  sont  maintenns  dans  celles  de  leurs  dispositions  qni  ne  sont  pas  Kongreu- 
rogées  ou  modifiées  par  les  stipulations  qui  precedent"  staaten. 

8,  Febr.  bis 

Le  Président  met  anx  voix  lArticle  1".     Les  Flénipotentiaires  d'Alle'io.yi&niBss. 
%gne  et  de  France  j  adhèrent 

Le  Flénipotentiaires  d'Itdlie  fait  observer  que  Tune  des  raisons  princi- 
.les  invoquées  par  le  Plénipotentiaire  de  Bussie  poar  que  le  bras  de  Eilia 
soit  plas  soumis  au  controle  effectif  de  la  Gommission  Européenne  était 
ic  cette  Gommission;  par  son  Protocole  da  2  Novembre,  1865,  avait  choisi 
bras  de  Soalina  conmie  objet  de  ses  travaax  et  de  son  controle.  Il  lai 
mble  qu'il  serait  peat-être  atile,  sartoat  en  vae  de  TaTenir,  que  cette  raison 
t  mentionnée  spécialement  II  propose^  en  conséquence,  la  rédaction  saiyante 
ï  TArticle  1*:— 

''La  Gommission  Earopéenne  ayant,  par  son  Protocole  da  2  Novembre, 
^65;  choisi  le  bras  de  Soalina  comme  objet  de  ses  travaax  et  de  son  con- 
51e,  elle  n'exercera  plas  .  .  .  ."  Ac. 

Lord  Edmond  Fitemaurice  ne  pense  pas  qae  eet  amendement  soit  absola- 
snt  nécessaire.  Il  cite  le  cas  de  1831;  oü  aa  sajet  de  la  natigation  du 
uuy  la  Hollande  ayant  énoncé  certaines  propositions;  toates  les  aatres  Pais- 
nces  Riveraines  farent  ananimes  k  les  combattre;  et  il  fat  décidé  après  an 
»bat  prolongé  qae  Tobstacle  serait  évité  si  Ton  mettait  de  cóté  toas  les 
nsidérants. 

Le  Comte  OranvïUe  croit  aassi  qa'il  serait  désirable  qae  la  Gonférence 
born&t  aa  strict  nécessaire;  et, 

Le  Baron  de  Mohrenheim  ayant  déclaré  accepter  complètement;  aa  nom 
i  son  Goavemement;  la  rédaction  proposée  par  le  Président,  cette  rédaction 
t  adoptée. 

En  ce  qai  concerne  TArticle  2,  le  Baron  de  Mohrenheim  accepte  la  rédac- 
m  proposéC;  et  n'élève  aacane  objection.  Mais  afin  d'éviter  tont  malentenda, 
cstime  qa'il  y  aarait  liea  de  préciser  qae  l'adoption  du  Bèglement  de  Soa- 
la  ne  devait  s'entendre  qa'^  titre  de  base,  oa,  ce  qai  reviendrait  aa  même, 
as  la  claase  de  mutatis  mtUdmidiSy  afin  de  poavoir  tenir  compte  des  circon- 
ances  locales.  Il  serait,  en  effet,  difficile  de  déclarer  qa'an  Bèglement  paisse 
re  applicable  absolament  de  la  même  maniere  k  différents  coars  d'eaa.  On 
tvrait  aassi  admettre  qa'aa  besoin  les  Délégués  Basses  et  Boamains  poar- 
ient  se  faire  remplacer  par  des  sarveillants  subaltemes  des  mêmes  natio- 
klités. 

Le  Second  Plénipotentiaire  de  France  croit  devoir  faire  observer  qa'il  va 
!  soi  qae  les  Bèglements  ne  seront  pas  appliqaés  en  personne  par  les  Délé- 
lés.  La  Gommission  Earopéenne  da  Danabe  ne  procédé  pas  aatrement  et 
arge  ses  employés^de  Texécution  de  ses  décisions. 

L'Article  2  est  adopté  soas  le  benefice  des  observations  qai  ont  été  fiiites, 
qai  demearent  consignées  au  Protocole. 
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Nr.  7990.  L'Article  3  est  accepté  sans  debat 

KongreM-  Belativement  k  TArticle  4;  Ie  Plénipotentiaire  éCItalie  fait  remarqner  qnH 

siaaton.    ^^'j  ggt  pas  fait  mention  de  la  Bomnanie;  qoi  cependant  pourrait  hiie  des 

io.]iini883.  travaox  sur  ses  rives.     C'est  une  lacune  qa'il  sendt  nécessaire  de  combler. 

Le  Plénipotentiaire  d'Italie  propose,  en  conséquence^  de  rédiger  TArticle  ainsi 

qu'il  soit: — 

''Aa  cas  oü  soit  la  Bossie,  soit  la  Ronmanie,  entreprendrait  des  traTan 
dans  le  bras  mixte  et  entre  les  deax  rives  qoi  leur  appartiennent  respeetire- 
ment ."  &c. 

Après  one  discnssion;  k  laquelle  les  Plénipotentiaires  d'Autriche-Hongrie^ 
de  France  et  de  Russie  prennent  part; 

Le  Second  Plénipotentiaire  d'Angleterre  propose  la  formule  snivante: 

,jAm  cas  oü  la  Russie  ou  la  Roumanie  .  .  /'  <&c.  Cette  modification^  ainsi 
que  celle  du  Plénipotentiaire  dltalie,  est  adoptée. 

Par  suite  de  eet  amendement^  la  Conférence  décide  de  substitner  an  mot 
''elle"  ceux  de  "1'autorité  competente/'  proposés  par  le  Plénipotentiaire  d'Ait- 
riche-Hongrie;  et  elle  ajoute,  k  la  suite  d'une  observation  dn  Camte  Nign, 
les  mots  ''et  des  autres  bras"  après  les  mots  "le  bras  de  Soulina." 

Le  Baron  de  Mohrenheim  déclare  que  bien  qu'il  n'ait  pas  regu  d'instroG- 
tions  sur  ce  point  de  sou  Oouvemement,  il  n'entrevoit  aucune  difficuïté  an 
sujet  du  Tchatal  dlsmaïl^  et  ne  prévoit^  sauf  quelques  détails  techniques,  ancn 
obstacle  k  Taccord  le  plus  parfait. 

Sur  TArticle  5;  le  Baron  de  Mohrenheim  déclare  avoir  pris  en  gé&éial 
connaissance  des  propositions  dont  vient  d'ètre  saisie  la  Conférence  a?ec  nn 
sentiment  de  satisfaction  d'autant  plus  vif  qu'elles  le  mettent  en  mesure  de 
constater  qu'un  grand  progrès  a  été  acquis  par  \k  dans  la  voie  de  rentente 
finale,  qni  est  dans  les  vocux  unanimes  de  toutes  les  Puissances.  Mais  a'ayant 
pas  eu  jusqu'è  cette  heure  le  temps  matériellement  nécessaire  pour  recenrir 
les  instructions  définitives  que  ces  ouvertures  présupposent,  il  ne  peut  qve 
proclamer  dès  k  présent  Theureux  et  parfait  accord  qu'elles  établissent  «itre 
les  vues  et  les  appréciations  des  Puissances  et  celles  de  son  propre  GouTene- 
ment  sur  tous  les  points^  sauf  encore  le  seul  dont  la  rédaction  reste  ponr  le 
moment  réservée,  notamment  TArticle  5,  qu'il  doit^  par  conséquent^  se  bomer 
k  prendre  ad  referendum.  U  est  néanmoins  sür  d'être  le  fidele  interprète  de 
la  pensee  du  Gouvernement  Impérial  en  affirmant  que,  sans  dévier  du  prindpe 
qui  réserve  les  questions  de  péage  k  son  appréciatioU;  il  étendra  égalemoit 
k  ceux  qu'il  se  verrait  dans  le  cas  de  devoir  prélever  sur  le  bras  de  Eiliay 
Tassurance  de  s'entendre  avec  les  Puissances  sur  ce  qui  peut  intéresser  le  bns 
international  de  Soulina,  en  cas  d'observation  de  la  part  de  la  CommissioB 
Européenne.  Ceci  est  en  parfait  accord  avec  Tengagement  de  prendre  en  eon* 
sidération  Tavis  de  cette  Commission,  tel  qu'il  se  trouve  consigne  dans  ose  < 
^éclaration  préalable.  Les  Puissances  seront  toujours  en  mesure  de  prendre 
au  besoin,  de  leur  cóté;  Tavis  de  leurs  Commissaires^  et  de  s'expliquer  avec  le 
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Gouvernement  Impérial   en   cas   de  divergences.     A  Tégard  des   travaax  du   ^'*  '®^- 
Tchatal  dlsmaïl,  Ie  Plénipotentiaire  de  Russie  répète  qu'aucune  objection  n'est  Kongnêa- 
k  prévoir;  mais  Ie  Gouvernement  Impérial  tiendra  sans  doute  k  recueillir  Tavis    8*»»*«n- 
des  autorités  compétentes.  io!M&rzi883. 

Le  Compte  GranvüU  fait  observer  qu'on  aurait  été  en  droit  de  concevoir 
des  inquiétudes  sérieuses  si  le  langage  du  Plénipotentiaire  de  Russie  eüt  été 
différent  de  celui  qu'il  vient  de  tenir.  En  présence  des  paroles  que  vient  de 
prononcer  TAmbassadeur  de  Russie,  il  ne  peut  qu'exprimer  Tespoir  que  la  con- 
firmation  nécessaire  du  Gouvernement  Russe  ne  se  fera  pas  attendre,  puisque 
la  confirmation  de  eet  Article  serait  essentielle  au  succes  des  efforts  que  fait 
la  Conférence  pour  arriver  k  une  solution  des  questions  importantes  qui  lui 
sont  Boumises. 

Le  Plénipotentiaire  d* Awtriche-Hongrie  ezprime  Topinion  que  eet  Article 
est  absolument  essentiel.  Les  Plénipotentiaire  d'AUemagne,  de  France,  d* Italië 
et  de  Turquie  se  prononcent  dans  le  même  sens. 

Sur  la  demande  du  Plénipotentiaire  d*Itdlie,  k  laquelle  le  Président  s'as- 
sode,  la  Conférence  décide:  — 

^Qu'elle  a  entendu  avec  satisfaction  la  déclaration  sur  le  principe  de  la 
liberté  fluviale,  par  laquelle  le  Plénipotentiaire  de  Russie  a  fait  précéder  les 
demandes  de  son  Gouvernement,  et  k  laquelle  les  Plénipotentiaires  des  autres 
Puissances  adhèrent" 

Le  texte  des  propositions  ajant  été  adopté,  sauf  les  réserves  du  Pléni- 
potentiaire de  Russie,  est  arrêté  ainsi  qu'il  snit: — 

^1.  La  Commission  n'exercera  pas  de  controle  effectif  sur  les  parties  de 
Eilia  dont  les  deux  rives  appartiennent  k  Tun  des  Riverains  de  ce  bras. 

2.  Pour  la  partie  du  bras  de  Eilia  qui  traversera  k  la  fois  le  territoire 
Russe  et  le  territoire  Roumain,  et  afin  d'assurer  runiformité  des  Règlements 
dans  le  Bas-Danube,  les  Règlements  en  vigueur  dans  le  bras  de  Soulina  seront 
appliqués  sous  la  surveillance  des  Délégués  de  Russie  et  de  Roumanie  k  la 
Commission  Européenne. 

3.  U  demeure  entendu  que  les  Agents  de  la  Commission  Européenne  pour- 
ronty  pour  leur  instruction  personnelle,  circuler  dans  le  bras  de  Eilia  jusqu'è 
ses  embouchures  inclusivement 

4.  Au  cas  oü  la  Russie  ou  la  Roumanie  entreprendrait  des  travaux  ou 
dans  le  bras  mixte  ou  entre  les  deux  rives  qui  leur  appartiennent  respective- 
ment,  Tautorité  competente  donnera  connaissance  k  la  Commission  Européenne 
des  plans  de  ces  travaux,  dans  le  seul  but  de  constater  qu'ils  ne  portent 
ancnne  atteinte  k  Tétat  de  navigabilité  du  bras  de  Soulina  et  des  autres  bras. 
Les  travaux  qui  ont  déj^  été  exécutés  au  Tchatal  dlsmaïl  restent  k  la  charge 
et  sous  le  controle  de  la  Commission  Européenne  dn  Danube. 

5.  La  Russie  communiquera  de  même  k  la  Commission  Européenne  le 
Reglement  de  péages  qu'elle  voudrait  prélever  dans  le  but  d'établir  un  sjstème 
uniforme. 
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Nr-  79C0.  Q   En  cas  de  divergence  entre  les  autorités  de  la  Rassie  et  la  Commis- 

Berliner 

Kongresfl-  sloü  Européenne  quant  aux  plans  des  travaox  ou  au  Reglement  de  péages,  Ie 
suateo.    ci^g  serait  soumis  directement  aux  Puissances. 
io.M&rti888.         7.  Tous  les  TraitéS;  actes  et  arrangements  relatifs  au  Danube  et  ses  em- 
bouchures sont  maintenus  dans  celles  de  leurs  dispositions  qni  ne  sent  pas 
abrogées  ou  modifiées  par  les  stipulations  qui  precedent" 

Après  un  échange  d'observations  sur  Topportunité  qu'il  y  aurait  de  nommer 
un  Comité  de  Rédaction  pour  arrêter  Ie  texte  du  Traite  k  signer,  il  est  décidé 
que  ce  Comité  sera  constitué  et  que  Ie  Comte  Edrolyi,  M.  Barrère,  Lord 
Edmond  Fitzmaurice^  Ie  Comte  Nigra^  Ie  Baron  de  Mohrenheim  et  Mosuras- 
Pacha  en  feront  partie. 

Les  Plénipotentiaires  de  France  disent  que  pour  completer  les  trania 
de  la  Conférence,  il  est  indispensable  de  relever  plusieurs  modifications  qui 
résultent  des  décisions  que  les  Plénipotentiaires  ont  prises.  Le  titre  des  Bègk- 
ments  d'amont  dcTra  ètre  modifié  en  raison  de  Textension  de  la  juridiction  de 
la  Comroission  Européenne  jusqu'ii  Braïla,  et  il  sera  également  nécessaire  (fe 
voter,  dans  le  Comité  de  Rédaction ,  les  modifications  qui  ont  été  introdnites 
dans  les  dits  Règlements.  Certaines  réserves  ont  été  fiaites  k  Galat2  conoe^ 
nant  la  juridiction  Consulaire;  ces  réserves  devront  nécessairement  ètre  repro- 
duites  au  Protocole  de  signature. 

Le  Plénipotentiaire  d'ltdlie  rappelle  qu'il  y  a  lieu  de  maintenir  et  de 
confirmer  les  réserves  faites  par  le  Délégué  d'ltalie  k  Galatz,  et  acceptées 
par  les  Grandes  Puissances  concernant  la  juridiction  Consulaire. 

Xe  Plénipotentiaire  de  Turqiiie  fait  de  son  cóté  une  déclaration  semblable 
au  sujet  des  réserves  de  son  Gouvernement;  relatives  k  la  nomination  dn 
Délégué  Bulgare  k  la  Commission  Mixte ,  et  qu'il  a  rappelées  et  maintennes 
aux  séances  précédentes  de  la  Conférence. 

MM.  les  Plénipotentiaires  se  séparent  en  fixant  la  date  de  leur  prochaine 
séance  k  Mercredi,  28  Février,  k  3  heures. 

[Unterschriften.] 


Protocole  No.  6,  —  Séance  du  1"  Mars,  1883. 

Presents: 
Diesêlben. 

Le  Conite  Granville  prie  le  Plénipotentiaire  de  Russie  de  vouloir  bien 
faire  savoir  k  la  Conférence  s'il  a  re^u  de  son  Gouvernement  des  instructioos 
défiuitives  concernant  les  questions  qui  sont  restées  ouvertes  lors  de  la  der- 
nière  séance. 

Le  Plénipotcniiaire  de  Bussie  exprime  le  regrot  de  n'avoir  pas  encore 
rc^u  ces  instructions. 

Relativement  au  Protocole  de  la  dernière  séance,  le  Baron  de  MohreB- 
hcim  demande  k  faire  certaines  observations.    Lorsqu'il  a  déclaré  que  la  Bossie 


j 
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ne  réclamait  rien  pour  elle-même  qu'elle  ne  füt  pas  pour  sa  part  toute  prête   ^''  ]'^' 
k  reconnaftre  aux  aatres,  il  entendait  donner  aa  sens  de  cette  assorance  Tac-  Kongnaa- 
ceptation  la  plas  largc  dont  elle  était  susceptible;  ne  la  bornant  pas  au  seol    s^»^»- 
bras  mixte  de  Eilia.     Il  n'a  nnllement  la  prétention  de  vouloir  imposer  son  icManisss 
interprétation,  mais  il  tient  k  la  préciser  et  k  la  maintenir  au  nom  de  son 
Gouvernementy  qui  ne  pou?ait;  dans  son  opinion  et  en  ce  qui  Ie  concerne;  re- 
connaftre  Teztension   légitime   de   la  juridiction  Européenne   au   bras  inter- 
national de  Soulina. 

Relativement  aux  mots  ^et  autres  bras/'  ajoutés  au  4*  Article,  Ie  Baron 
de  Mobrenheim  n'a  fait  aucune  objection  k  ces  mots  parce  qu'ils  répondent 
parfaitement  k  Tintention  de  la  Russie  de  n'entreprendre  aucuns  travaux  qui 
soient  de  nature  k  léser  les  interets  de  la  navigabilité  non  seulement  sur  lo 
bras  de  Soulina^  mais  également  sur  tout  autre  bras,  quelque  soit  d'ailleurs 
son  caractère  national  ou  international. 

Enfin^  pour  ce  qui  est  de  Tadhésion  de  son  Gouvernement  aux  Articles 
votés  dans  la  demière  séance — sauf  encore  TArticle  6,  qui  demeure  réserve — il 
la  confirmC;  en  proposant  seulement,  conformément  aux  instructions  du  Gou- 
vernement Impérial;  un  groupement  différent;  dont  il  a  eu  Thonneur  de  com- 
muniquer  Ie  projet  k  M.  Ie  Principal  Secrétaire  d'État  de  Sa  Majesté  Britan- 
nique  et  qu'il  ne  saurait  assez  recommander  k  l'adoption  de  la  Conférence  en 
vue  de  ménager  k  ses  travaux  une  issue  favorable. 

Le  Plénipotentiaire  de  Turquie  reprenant  la  7^™®  proposition  votée  telle 
qu'elle  se  trouve  au  Protocole  de  la  demière  séance,  fait  observer  que  cette 
proposition  a  pour  but  de  maintenir  les  Traites  antérieurs  relatifs  au  Danube, 
et  notamment  TArticle  Lil  du  Traite  de  Berlin,  au  sujet  de  la  démolition  des 
forteresses.  L'Article  XI  du  même  Traite  stipule  que  les  forteresses  Bulgares 
seront  rasèes;  sans  que  jusqu'è  présent^  malgré  les  efforts  de  la  Sublime  Porte, 
les  travaux  de  démolition  aient  jamais  été  entrepris.  Afin  de  constater  que 
les  Puissances  sont  toujours  d'avis  qu'il  j  a  lieu  d'effectuer  ces  démolitions, 
et  que  TArticle  UI  n'est  pas  abrogé  par  défaut  d'exécutioU;  il  serait  utile  de 
consigner  soit  dans  la  Convention  k  signer,  soit  au  Protocole  d'aujourd'hui, 
que  TArticle  LU  du  Traite  de  Berlin  est  maintenu^  et  que  VArticle  littérale- 
ment  identique  (XI)  du  même  Traite  est  confirmé. 

Le  Comte  Granville  fait  observer  qu'ji  un  certain  moment  il  s'était  pro- 
posé  de  recommander  k  la  Conférence  une  proposition  analogue  k  celle  dont 
vient  de  parier  TAmbassadeur  de  Turquie.  Plus  tard,  il  a  cru  devoir  Taban- 
donner,  non  seulement  pour  ne  pas  parattre  vouloir  désobliger  la  Russie,  mais 
aussi  parce  que,  en  fait,  il  semble  peu  désirable,  au  moment  oü  Ton  confirmé 
un  ensemble  d'actes  et  de  Traites,  d'en  signaler  particulièrement  un  seul. 

Quant  k  Targument  de  TAmbassadeur  de  Turquie^  fondé  sur  la  non-cxé- 
cution  jusqu'^  ce  jour  d'un  Article  du  Traite  de  Berlin,  le  Comte  Granville 
rappelle  que  plusieurs  Articles  de  ce  Traites  sont  dans  le  même  cos,  sans  que 
pour  cela  ils  soient  abrogés* 
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Nr.  ^m,  Après  une  discnssion,  k  laquelle  tous  les  Plénipotentiaires  prennent  part, 

Eongt«u-  V Ambassadeur  de  Turquie  se  déclare  satisfait  s'il  est  consigne  au  Protocole^ 
stMten.    q^e  VArticle  LU  dn  Traite  de  Berlin  est  implicitement  maintena  en  verta  de 

o*  f  6Dr»  DU 

ioji&rai888.rArticle  7  des  propositions  votées  par  la  Conférence. 

Le  Premier  Plénipotentiaire  de  la  Grande^  Bretagne  résomant  cette  dis- 
cnssion  dit  qu'il  est  bien  entendu  que  TArticle  anquel  rAmbassadeor  de  Tur- 
quie fait  allosion  est  compris  dans  les  Traites,  actes  et  arrangements  dont  il 
est  fait  une  mention  générale  dans  TArticle  7. 

Sous  le  benefice  de  ces  obseryations  le  Protocole  de  la  cinqnième  séance 
est  adopté. 

Le  Camie  Chranvük  rappelle  k  MM.  les  Plénipotentiaires  qu'en  présence 
des  réserves  faites  par  TAmbassadeur  de  Russie  et  en  raison  da  retard  apporté 
dans  l'envoi  de  ses  instructions,  il  y  a  lieu  de  remettre  k  une  autre  séance 
de  prendre  une  décision  définitive  quant  aux  Articles  déjè  votés.  n  propose, 
en  attendanty  de  passer  k  la  discussion  de  la  prolongation  des  pouvoirs  de  U 
Commission  Européenne,  et  il  prie  MM.  les  Plénipotentiaires  de  Touloir  biea 
s'expliquer  k  ce  sujet  La  Conférence  a  déj4  donné,  en  principe,  son  ad* 
hésion  k  cette  prolongation;  mais  elle  ne  s'est  pas  encore  prononcée  sur  son 
étendue.  Il  serait  d'avis  de  donner  k  la  Commission  un  caractère  de  per- 
manence  absolue. 

Le  Baron  de  Mohrenheim,  en  réseryant  toujoors  le  seul  point  de  TAr- 
ticle  5;  se  déclare  pret  k  entrer  dans  la  discussion  de  la  prolongation,  mais 
k  la  condition  que  son  acceptation  ne  sera  qu'éventuelle  et  pour  le  cas  oü  one 
entente  définitive  s'établira  sur  TArticle  5. 

Le  Plénipotentiaire  d' Autriche-Hongrie  est  convaincu  de  la  grande  utilité 
de  la  Commission  Européenne;  et  il  reconnatt  les  services  qn'elle  a  rendos. 
Son  Gouvernement  cependant  ne  pourrait  accepter  le  principe  de  la  per- 
manence  de  cette  Commission,  principe  qui  du  reste  ne  semblerait  pas  devoir 
obtenir  Tunanimité  des  suffrages  de  la  Conférence.  Animé  du  vif  désir  d'ar- 
river  k  un  accord,  il  accepterait  le  terme  le  plus  long,  k  Tégard  duqnel  les 
Puissances  pourraient  tomber  d'accord. 

Le  Premier  Plénipotentiaire  de  France  déclare  partager  Tavis  émis  par 
le  Plénipotentiaire  de  la  Grande-Bretagne  sur  la  question  de  la  permanence. 
Tout  dans  le  passé  de  la  Commission  Européenne — les  prolongations  succes- 
sives  de  ses  pouvoirs,  la  nature  de  ses  travaux,  sa  vitalité  toujours  croissante— 
indique  suffisamment  que  cette  institution  doit  devenir  et  est  de  fait  définitive. 
Il  constate  avec  satisfsction  que  son  opinion  k  eet  égard  est  partagée  par  la 
plupart  des  Plénipotentiaires;  il  a  donc  lieu  d'espérer  que  si  le  principe  de  la 
permanence  de  la  Commission  Européenne  ne  pouvait  être  reconnu,  la  Con- 
férence accepterait  une  prolongation  aussi  longue  que  possible. 

La  Plénipotentiaire  de  la  Grande-Bretagne  désire,  comme  il  Ta  déjè  fait 
observer,  la  permanence.  Considérant  toutefois  que  cette  permanence  ne  pour- 
rait être  obtenue  que  par  un  votc  unanime,  et  cette  unanimité  ne  panussant 
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pas  devoir  s'établir,  il  devient  nécessaire  de  s'entendre  sur  une  autre  solation.  ^'-  *^^' 
Il  y  a  donc  Hen  de'déterminer  non  seulement  la  durée  de  la  Comn.i8sion  Euro-  k^^- 
réenne,  mais  Ie  mode  d'après  lequel  1'existence  et  la  prolongation  s'établiront   s*»**»- 

-     ,1  ,  8,  Febr.  bis 

a  lavenir.  lOMteisss. 

Le  Second  FlénipotenHaire  de  Frame  k  la  suite  des  observations  qul 
precedent,  présente  le  projet  suivant: — 

^es  pouYoirs  de  la  Commission  Eoropéenne;  dont  la  juridiction  s'étendra 
désormais  jusqa'è  Braïla  inclasivement;  sont  prolongés  poar  une  période  de 
yingt  et  un  ans  k  partir  du  24  Avril,  1883. 

A  l'expiration  de  cette  période,  les  ponvoirs  de  la  dite  Commission  seront 
par  tacite  récondaction  renonvelés  de  trois  ans  en  trois  ans,  sanf  le  cas  oü 
Time  des  Hantes  Parties  Contractantes  notifierait,  on  an  avant  Texpiration  de 
Tune  de  ces  périodes  triënnales,  Tintention  d'introdnlre  des  modifications  dans 
sa  constitation  oa  dans  ses  pouvoirs." 

Le  JPUnipoientiaire  d^Autriche-Hongrie,  d'accord  avec  les  Plénipotentiaires 
de  France  et  de  la  Grande-Bretagne,  accepte  vingt  et  on  ans  comme  terme  de 
prolongation  de  la  Commission  Earopéenne.  Il  ajoate  que  vn  la  corrélation 
indissoluble  de  celle-ci  avec  la  Commission  Mixte,  il  entend  que  cette  corré- 
lation;  fixée,  da  reste,  par  TArticle  98  dn  Reglement  dn  Galatz,  sera  main- 
tenne  dans  Tavenir,  et  que  le  terme  de  vingt  et  on  ans  sera  le  même  poar 
la  darée  de  Tane  comme  de  Taatre,  en  raison  da  roalement  alphabétiqae  de 
six  voix. 

Le  PUnipotentiaire  d' Italië  rappelle  qa'il  a  déjè  ea  1'occasion  de, se  pro- 
noncer  poar  la  solation  qal  donnerait  k  la  Commission  Earopéenne  le  plas 
d'étendae  et  le  plas  de  darée.  Il  confirme  cette  opinion.  Il  aarait  accepté 
la  permanence  si  cette  résolation  avait  pa  réanir  Tananimité  des  voix  des  Pléni- 
potentiaires. Cela  n'étant  pas,  il  adhère  k  la  proposition  de  prolonger  la 
Commission  poar  vingt  et  nn  ans,  avec  la  claase  de  la  tacite  récondaction 
qa'il  aarait  proposée  lal-même  si  elle  ne  Tavait  pas  été  dans  ane  forme  par- 
faite  par  le  Second  Plénipotentiaire  de  France. 

Le  Plénipotentiaire  de  Bussie  s-associe  pleinement  k  ce  qa'a  dit  le  Pléni- 
potentiaire d'Aatriche-Hongrie  qaant  k  la  prolongation  de  la  Commission  Earo- 
péenne poar  vingt  et  an  ans  indiqaée  par  les  Plénipotentiaires  de  France. 

Le  Plénipotentiaire  d*Allemagne  dit  qa'il  accepte  le  terme  de  vingt  et 
an  ans  dans  les  conditions  indiqaées. 

Le  Plénipotentiaire  de  Turquie  croit  qae  la  meilleare  de  toates  les  sola- 
tions  eüt  été  celle  de  la  permanence;  mais  paisqa'elle  ne  pent  être  obtenae, 
il  se  rallie  k  celle  qae  proposent  les  Plénipotentiaires  de  France. 

Le  Ministre  de  Serbie  s'exprimc  dans  le  même  sens. 

Les  Plénipotentiaires  se  sóparent,  en  fixant  la  date  de  lear  procbaine 
séance  k  Landi,  5  Mars,  k  2  heares  et  demie. 

[Unterschriften.] 
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^'-  '^-  Protocole  No.  7.  —  Séance  du  7  Mars,  1883. 

Berliner  ' 

Kongreaf-  Présents: 

staaten,  Dieselben. 

8.  Febr.  bis 

io.Mani883.         Le  Protocolc  de  la  dernière  séance  est  adopté. 

Le  Baron  de  Mohrenheim  répondant  h,  une  qaestion  da  Plénipotentaaire 
de  la  Grande-Bretagne,  se  déclare  autorisé  par  son  Goavernement  k  présenter 
une  nouvelle  rédaction  des  Articles  votés,  sous  réserve,  h,  la  cinqnième  séance 
de  la  Conférence.  Il  espère  que  cette  rédaction  sera  de  nature  k  rallier  les 
suffrages  des  Plénipotentiaires. 

D'après  ce  projet,  on  ajouterait  k  TArticle  IV  le  passage  suivant: 

'^n  cas  de  divergence  entre  les  autorités  de  la  Russie  ou  de  la  Ron- 
manie  et  la  Gommission  Européenne,  quant  aux  plans  des  travaux  k  entn^ 
prendre  dans  le  bras  de  Eilia;  ces  cas  seraient  soumis  directement  anx 
Puissances. 

L'Article  V  serait  ainsi  congu: 

^11  est  entendu  qu'aucune  restriction  n'entravera  le  droit  de  la  Bussie  de 
prélever  des  péages  destinés  k  couvrir  les  frais  des  travaux  entrepris  par  elle« 
ToutefoiSy  en  vue  de  sauvegarder  les  interets  réciproques  de  la  navigation  sur 
les  bras  de  Soulina  et  de  Eilia,  le  Gouvernement  RussC;  afin  d'assurer  nne 
entente  k  ce  sujet,  saisira  les  Gouvernements  représentés  dans  la  Gommission 
Européenne  des  Règlements  de  péage  qu'il  jugerait  utile  d'introdnire." 

Les  Plénipotentiaires  d^Allemagne,  d'Autriche,  de  France,  d* Italië  et  de 
Turquie  acceptent  la  rédaction  proposée  pour  1'Article  Y. 

Le  Comte  Granvüle  se  déclare  également  pret  k  adopter  TArticle  tel  qn'ü 
a  été  rédigé  par  le  Plénipotentiaire  de  Russie.  H  désire  cependant,  sans 
vouloir  manifester  le  moindre  sentiment  de  méfiance,  présenter  quelques  con- 
sidérations.  Les  hommes,  dit-il,  passent;  les  écrits  restent  H  se  ponrrait  qne 
plus  tard  on  élev&t  des  doutes  sur  la  portee  exacte  des  paroles  présentées 
par  le  Plénipotentiaire  de  Russie.  Afin  d'éviter  tout  malentendn,  il  serait  donc 
utile  de  constater  qu'il  ressort  du  texte  de  TArticle  Y  qu'un  accord  sen 
nécessaire  entre  les  Puissances  avant  que  le  système  et  le  Reglement  des 
péages  ne  soient  mis  en  vigueur. 

Le  Baron  de  Mohrenheim  déclare  que  c'est  absolnment  dans  ce  sens  qne 
sa  rédaction  a  été  faite. 

MM,  les  Plénipotentiaires  prennent  acte  de  cette  déclaration. 

Le  Second  Plénipotentiaire  d'Angleterre  communiqué  k  la  Conférence  les 
résultats  auxquels  est  arrivée  la  Gommission  de  Rédaction  nommée  k  la  der- 
nière séance.  Tous  les  Articles,  dit-il,  ont  été  repris  et  consignes  dans  nn 
projet  de  Traite,  sauf  quelques  Articles,  que  le  Comité  de  Rédaction  a  era 
devoir  réserver  pour  la  Conférence  d'aujourd'hui. 

Le  Baron  de  Mohrenheim  saisit  cette  occasion  de  discuter  la  forme  qn'il 
conviendrait  de  donner  k  certaines  clauses  de  ces  Articles.  Au  sujet  dn 
Tchatal  d'lsmaü,   le  Gouvernement   Impérial   n'aurait  rien  k  dire  quant  k  U 
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iaction  proposée  si  elle  n'avait  trait  qu'aux  travaux  déj^  exécutés.    Mais  la  ^''  J^- 

.     .         J^  .  ,  ,  Berllntr 

mmission  Ëuropéenne  poorrait  avoir  lintention  détendre  ces  travaux,   qui  KongrMs- 
urraient   affecter  selon  les   uns,  ou  ne  pas  affecter  selon  les   autres,  la    8*^*«n« 

y  *'  '8.  Febr.  biB 

vigabilité  da  bras  de  Eilia.     En  cas  de  divergence  sur  ce  point,  Ie  Gou-  io.iiuirzi883. 
rnement  Impérial  ne  pourrait  pas  accepter  d'être  majorisé.    Il  proposerait 
conséquencc  de  soumettre  la  question  de  Textension  des  travaux  directe- 
;nt  aux  Puissances. 

Le  Second  PUnipoierUiaire  de  France  dit  qu'il  ne  voit  pas  d'inconvénient 
accepter  1'insertion  k  TArticle  IV  de  la  phrase  additionnelle  concernant  les 
kvaux  du  Tchatal  dlsmaïl.  Il  ne  saurait  toutefois  se  dispenser  de  consigner 
Protocole  certaines  observations  sur  ce  point  qui  lui  paraissent  indispen- 
bles.  Il  estime  d'abord  que  la  Commission  Ëuropéenne  doit  rester  absolu- 
mt  maftresse  d'entreprendre  au  Tchatal  dlsmaïl  les  travaux  que  lui  im- 
serait  1'entretien  du  bras  de  Soulina.  Ge  droit  est  d'autant  plus  incon- 
stable  que  Textension  de  Téperon  du  Tchatal  d'Ismaïl,  loin  de  nuire,  k  Vétat 
navigabilité  du  bras  de  Eilia^  ne  pourrait  que  1'améliorer. 

M.  Barrère  tient  aussi  k  relever  un  point  essentiel  concernant  la  com- 
.raison  qui  a  été  faite  entre  les  bras  de  Soulina  et  de  Kilia.  Gr&ce  k  des 
ivaux  coüteux  et  des  dépenses  considérables,  la  Commission  Ëuropéenne  est 
rivée  k  établir  un  minimum  de  profondeur  de  14  pieds  dans  la  Soulina, 
ndis  que  la  moindre  profondeur  dans  le  bras  de  Eilia,  oü  aucun  travail  n'a 
§  entrepris,  est  de  16  pieds.  Il  en  conclut  que  Tentretien  du  bras  d^  Soulina, 
mi  beaucoup  plus  difficile  que  celui  du  bras  de  Eilia,  ne  doit  souffrir 
cune  restriction.  C'est  sous  le  benefice  de  ces  observations  que  les  Pléni- 
•tentiaires  de  France  adhèrent  k  la  rédaction  proposée. 

L'Article  IV  amendé  est  adopté  comme  il  suit: 

^'En  cas  de  divergence  entre  les  autorités  de  la  Bussie  ou  de  la  Roumanie 

la  Commission   Ëuropéenne   quant  aux  plans  des  travaux  k  entreprendre 

ns  le  bras  de  Eilia,  ou  de  divergence  au  sein  de  cette  Commission  quant  k 

xtension  qu'il  pourrait  convenir  de  donner  aux  travaux  du  Tchatal  dlsmaïl, 

s  cas  seraicnt  soumis  dircctement  aux  Puissances." 

Le  Baron  de  Mohrenhéim  fait  observer  qu'il  n'a  aucune  objection  k  soulever 

ntre  TArticle  UI  en  ce  qui  touche  la  circulation  des  membres  de  la  Com- 

jssion  Ëuropéenne  dans  le  bras  de  Eilia.    ü  croit  cependant  qu'on  pourrait 

contcnter  d'en  consigner  les  termes  au  Protocole  sans  les  introduire  dans 

Lcte  Final. 

Après  une  courte  discussion,  k  laquelle  les  FUnipotentimres  d'AutricJie, 

France  et  de  la  Grande-Brelagne  prennent  part,  il  est  entendu  d'un  com- 

[in   accord  que  la  clause  relative  k  la  circulation  des  Agents  de  la  Com- 

ssion  Ëuropéenne  sera  inscrite  au  présent  Protocole  comme  ayant  la  mème 

icacité  que  les  autres  clauses  du  Traite,  dans  la  forme  suivante: 

^11  demeure  entendu  que  les  Agents  de  la  Commission  Ëuropéenne  pourront, 
ur  leur  Information,  circuler  dans  le  bras  de  Eilia  et  k  ses  embouchures." 


É 
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Nr.  7990.  ^^  g^jj^^  ^q  Textension  de  la  jaridiction  de  la  Commission  Eoropéeime, 

Kongx«M-  Ie  PUnipoteniimre  de  Turquie  fait  observer  que  Ie  premier  des  trois  points 
staaUn.    indiqués  dans  Ie  programme  de  la  Conférence  est  Vextension  des  pouvoirs  de 

8.  Fftbr.  bis 

io.H&ni883.  cette  Commission  jnsqa'^  Braïla.  Ce  point  a  été  voté  et  adopté;  mais  comme 
dans  la  rédaction  proposée  par  MM.  les  Plénipotentiaires  de  France,  cette 
décision  de  la  Conférence  n'est  mentionnée  qu'incidemmenty  Ie  Gouvernement 
de  la  Sublime  Porte  est  d'avis  qu'il  serait  k  propos  que  ce  point  fftt  l'objet 
d'un  Article  spécial  et  distinct  de  la  Convention  k  signer. 

Les  Plénipotentiaires  de  France  disent  qu'ils  n'ont  aucone  objection  k 
opposer  k  la  proposition  du  Plénipotentiaire  de  Turquie^  proposition  qui  re- 
produit sous  une  autre  forme  ce  qu'ils  ont  dit  eux-mêmes. 

La  Conférence  décide  qu'un  Article  spécial  dans  Ie  sens  indiqué  dans  la 
proposition  de  TAmbassadeur  de  Turquie  sera  inséré  dans  Ie  Traite. 

Le  Plénipotentiaire  de  Turquie  rappelle  les  réserves  qu'il  a  déj^  faites 
au  sujet  de  la  nomination  du  Délégué  Bulgare  k  la  Commission  Mixte;  il  pro- 
pose  qu'on  j  donne  suite  en  insérant  k  1' Article  97  (devenu  96)  du  RèglemeH 
que  cette  nomination  sera  soumise  k  Tapprobation  de  la  Sublime  Porte.  ü 
n'y  a  pas  ici  de  question  de  politique  en  jeu.  C'est  une  simplc  question  de  droit 

Le  Premier  Plénipotentiaire  de  France  exprime  Topinion  que  la  question 
soulevée  par  le  Plénipotentiaire  de  Turquie  est  d'ordre  essentiellement  politique; 
il  ne  croit  pas  dès  lors  qu'il  y  a  lieu  d'inscrire  un  droit  de  cette  nature  dans 
un  Reglement  purement  administratif  comme  Test  le  Reglement  applicable  entre 
les  Portes  de  Fer  et  Braïla.  Le  Plénipotentiaire  de  Turquie  pourrait  se  con- 
tcnter  de  constater  sa  demande  au  Protocole.  M.  Tissot  ne  doute  pas  que  la 
Conférence  n'y  adhère. 

Le  Plénipotentiaire  de  Turquie  déclare  que,  vue  le  caractère  positif  de 
ses  instructions,  il  se  croit  en  devoir  d'insister. 

Le  Premier  Plénipotentiaire  de  France  fait  cependant  observer  qu'one 
déclaration  faite  au  Protocole,  émanant  d'une  Conférence,  a  la  mëme  valeor 
que  le  Traite;  que  la  forme,  pour  être  moins  solennelle,  n'en  engage  pas  moins 
le  pays  donnant  les  pleins  pouvoirs. 

Le  Plénipotentiaire  de  la  Grande- Bretagne  objecte  qu'une  déclaration  ai 
Protocole,  émanant  d'un  seul  Plénipotentiaire,  n'obligerait  que  lui  sans  néces- 
sairement  obliger  les  autres,  mais  qu'une  déclaration  consentie  par  tous  les 
Plénipotentiaires  a  la  même  force  que  le  Traite. 

Le  Premier  Plénipotentiaire  de  France  admet  la  force  de  ces  observatioDS. 

^11  reste  entendu  k  Tunanimité  que  la  nomination  du  Délégué  Bulgare  i 
la  Commission  Mixte  sera  soumise  k  1'approbation  de  la  Sublime  Porte,  ét  qw 
la  consignation  de  ce  droit  au  Protocole  a  la  même  efficacité  que  si  elle 
faisait  partie  du  Traite." 

Le  Plénipotentiaire  d'Autriche-Hongrie  revenant  sur  les  questions  sooli&- 
vees  k  la  dernière  séance  k  Toccasion  de  la  discussion  du  terme  de  vingt  et 
un  ans  pour  la  prolongation  des  pouvoirs  de  la  Commissioa  Koropéenne,  rap- 
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pelle  qa'après  avoir  constaté  la  corrélation  absolue  des  deax  Commissions  Euro-  ^''  '^^^ 
péenne  et  Mixte,  il  avait  tena  k  ce  qa'il  fut  clairement  entenda  que  cette  KongrMi- 
corrélation  était  admise  k  runanimité.     Le  Plénipotentiaire  de  Russie  ayant   s*^*«»- 
fait  quelques  réserves  sur  la  durée  de  la  Commission  Mixte,  il  serait  utile  lo.MirBiss; 
que  le  Baron  de  Mohrenheim  voulüt  bien  donner  quelques  explications  k  ce  sujet. 

Le  Plénipotentiaire  de  Eussie  répond  qu'en  effet  le  Gouvernement  Im- 
périal  eüt  trouvé  préférable  de  ne  pas  dépasser  pour  nn  premier  essai  la  li- 
mite  de  quatre  ans  qn'il  avait  indiquée  d'abord.  Il  est  cependant  autorisé  k 
déclarer  qu'il  ne  fait  pas  de  cette  limite  nne  condition  expresse  k  son  acceptation. 

Au  sujet  des  Bèglements  dans  la  partie  du  fleuve  comprise  entre  les 
Portes  de  Fer  et  Braïla,  les  Flénipotentiaires  de  France  rappellent  que  sur 
leur  suggestion  et  dans  nn  but  de  conciliation  le  Plénipotentiaire  d'Autriche- 
Hongrie  a  renonce,  pour  sa  part,  k  participer  k  la  représentation  Européenne 
dans  la  Commission  Mixte,  et  qu'il  a  accepté  certaines  modifications  concer^ 
nant  le  sectionnement  fluvial  et  la  nomination  des  Sous-Inspecteurs.  lis  de- 
mandent  au  Comte  Kdrolyi  s'il  verrait  des  inconvénients  k  stipuler  dans  le 
Reglement,  que  les  Sous-Inspecteurs  seront  purement  et  simplement  nommés 
et  rétribués  par  les  États  Riverains  qui  feront  part  k  la  Commission  Mixte 
de  la  nomination  de  ces  Agents,  ainsi  que  de  leur  révocation,  si  elle  devenait 
nécessaire. 

L'Aniltassadeur  d^AtUriche-Hongrie  fait  observer  que  son  Gouvernement 
a  donné  au  cours  de  la  Conférence  des  preuves  réelles  de  conciliation  en  re- 
nongant  k  la  doublé  voix,  en  acceptant  la  demandc  Roumaine  d'un  sectionne- 
ment  longitudinal  et  en  faisant  des  concessions  quant  k  la  nomination  des 
Sous-Inspecteurs.  En  vue  de  Tinitiative  que  vient  de  prendre  sur  ce  demier 
point  le  Second  Plénipotentiaire  de  France,  le  Comte  Kdrolji  espère  que  le 
Gouvernement  Roumain  se  montrera  disposé  k  concourir  k  Tentente  générale 
et  afin  d'y  contribuer  pour  sa  part  autant  que  possible,  il  se  déclare  pret  k 
adhérer  k  la  proposition  Fran^se. 

Le  Plénipotentiaire  d' Italië  rappelle  qu'il  a  eu  occasion  de  faire  ses  ré- 
serves sur  la  juridiction  Consulaire;  11  demande  que  cette  réserve  soit  con- 
firmée,  et  sur  la  proposition  qu'il  en  fait,  la  Conférence  adopte  k  Tunanimité  la 
décision  suivante: 

^lies  dispositions  des  Articlcs  13,  14,  15,  16,  43,  44  et  45  du  Regle- 
ment pour  la  partie  du  fleuve  comprise  entre  les  Portes  de  Fer  et  Braïla,  ne 
ponrront  être  interprétées  de  maniere  k  restreindre  vis-^-vis  de  Tautorité  locale 
les  droits  de  juridiction  des  Consuls  sur  les  b&timents  de  leur  pays,  droit  ré- 
sultant  des  Traites  entre  les  Ëtats  Riverains  et  les  Puissances." 

Le  Comte  QranviUe  exprime  la  satisfaction  qu'il  éprouve  de  1'issue  favorable 
des  travaux  de  la  Conférence,  ü  croit  qu'une  dernière  séance  suffira  pour 
signer  VActe  Final  élaboré  par  les  Plénipotentiaires.  Il  demande  k  ètre  autorisé 
k  convoquer  la  Conférence  non  seulement  pour  la  ratification  qui  pourrait 
avoir  lieu  en  quelques  mois,  mais  pour  rccevoir  des  États  Riverains  Tadhésion 
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Kr.  7990.  aux  décisioDs  de  la  Conférence  qa'on  est  en  droit  d'attendre  d'enx  dans  Ie 
KongtJ»'  délai  qui  précéderait  la  ratification. 

staaten.  n  demande  également  que  la  Conférence  1'aatorise  h  ezprimer  aox  Ëtats 

io.M&ni883.  Riverains  Ie  désir  qu'ont  les  Paissances  Earopéennes  de  les  voir  adopter  Ie 

Reglement,  et  accepter  les  décisions  de  la  Conférence.     Il  prie  les  Plénipo- 

tentiaires  ponr  lear  part  de  faire  tous  les  efforts  possibles  ponr  conyamcre  les 

Ëtats  Riverains  de  Tatilité  de  se  joindre  aux  Paissances. 

Le  PUnipofentiaire  d' Italië  propose  que  Ie  Président  soit  chargé  d'adresser 
aux  Représentants  de  la  Grande-Bretagne  h  Tétranger  one  Circulaire  invitant  les 
Puissances  k  faire  des  démarches  simultanées  afin  d'amener  les  États  Riyerains 
k  donner  leur  adhésion  aux  décisions  de  la  Conférence. 

Le  Comte  GranviUe  se  déclare  pret  k  faire  cette  démarche,  et  afin  d'en 
assurer  le  succes  il  compte  sur  Tactiye  coopération  des  Gouyemements  repré- 
sentés  k  la  Conférence. 

MM.  les  Plénipotentiaires  se  prononcent  k  Tunanimité  dans  le  sens  des 
obseryations  du  Président. 

MM.  les  Plénipotentiaires  se  séparent  en  fixant  la  prochaine  séance  i 
Samedi,  10  Mars,  k  5  heures  du  soir. 

[Unterschriften.] 


Protocol^  No.  8.  —  Séance  du  ló  Mars,  1883. 

Presents: 
Dieselben. 

Le  Président  demande  k  MM.  les  Plénipotentiaires  s'ils  ont  quelques  olh 
seryations  k  faire  au  sujet  du  Protocole  de  la  dernière  séance. 

Le  Baron  de  Mohrenheim^  faisant  allusion  k  la  durée  de  la  Gommission 
Mixte,  dit:  '^J'ai  été  dans  le  cas  d'exposer  la  préférence  que  le  Gouyernemeat 
Impérial  eüt  donné  k  un  terme  moins  prolongé  que  celui  de  yingt  et  on  au 
assigné  k  la  Commission  Européenne,  sans  entendre  pourtant  s'y  opposer  si  lei 
membres  de  la  Conférence  ne  partageaient  pas  cette  maniere  de  yoir.  n  me 
sera  permis  de  faire  obseryer  que  leur  opinion  k  eet  égard,  c'est-è-dire  qottt 
k  la  préférence  k  accorder  k  Tun  ou  k  Tautre  de  ces  termes,  n'a  pas  été 
jusqu'ici  explicitement  énoncé  par  eux,  et  qu'ainsi,  sur  l'un  des  points  prinei- 
paux  de  nos  délibérations,  Tayis  de  chacune  de^  Puissances  ne  se  trouye  pas 
formule  au  Protocole,  qui  est  pourtant  le  commentaire  authentique  du  Traiti. 
C'est  une  lacune  qu'il  serait,  j'ose  le  croire,  désirable  de  combler,  en  tu 
surtout  des  interprétations  k  donner  k  TArticle  98  du  Reglement  jie  Galati, 
dont  le  sens  me  semble  ayoir  été  exagéré.  Le  Hen  indissolnble  entre  les  deox 
Commissions,  qui  s'j  trouye  stipulé,  a  été  représenté  comme  üaisant  dépendre 
ces  deux  Commissions  Tune  de  Tautre.  Cela  ne  saurait  cependant  s'entendre 
que  dans  un  seul  sens,  k  sayoir:  que  Texistence  de  Tune — la  CommissioB 
Mixte — dépend  de  Tautre — la  Commission  Européenne  dont  elle  est  une  éman»- . 
tion,  mais  non  yice  versa.    La  Commission  Européenne  en  a  doimé  la  prevTe  la 
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plus  manifeste  par  cela  seul  qa'elle  a  czisté  vingt-sept  ans  sans  la  Commission   ^''  ^®^* 

*^  f  o        *-  Berliner 

Mixte,  et  je  crois  quil  ne  sanrait  être  de  Vintérêt  do  personne  de  lui  faire  Kongreü- 
courir  k  ravenir  tontes  les  chances  auzqaelles  poorrait  se  trouver  exposée  la    s*»»**»- 

.  ^  r  ^8.  Pebr.  bil 

Oommission  Mixte.  io.M&ni88a. 

'^Cette  qaestion  préjadicielle,  ainsi  dégagée  de  tonte  ambigulté;  Ie  Gou- 

vemement  Impérial  a  pensé  qu'il  serait  premature  d'accorder  d'emblée  k  one 

Commission  encore  k  nattre,  qoi  ne  sanrait  avoir  d'autres  titres  k  notre  con* 

fiance  que  l'espoir  que  nous  mettons  en  elle,  c'est-&-dire  on  pent-être,  la  memo 

dnrée  qn'k  une  Commission  qni  a  déj^  fait  ses  preaves,  qoi  a  passé  par  Ie 

creoset  d'one  expérience  de  plas  d'on  quart  de  sièclO;  qni  a  &  faire  valoir  nn 

état  de  services  des  plus  glorienx^  et  k  laqnelle  Ie  terme  prolongé  actuel  n'a 

fini  par  être  accordé  qn'après  nne  longue  suite  de  renouvellements  progressifs 

au  fnr  et  k  mesure  qu'elle  accumulait  des  titres  qui  lui  créaient  des  droits. 

Serait-il  juste  et  sage  de  procéder  avec  moins  de  circonspection,  de  préyojrance, 

on  de  mesure  k  Tégard  d'une  institution  qui  doit  être  encore  mise  k  répreuve, 

et  de  perpétuer  un  peut-être?   Le  Gouvernement  Impérial  ne  1'a  pas  pensé  et 

ne  le  pense  pas.    Il  croit  qu'il  j  aurait  un  grand  intérèt  k  recueillir  k  co 

sujet  la  pensee  des  autres  Gouvemements,  et,  je  le  répète,  qu'une  lacune  re- 

grettable  existerait  dans  le  Protocole  de  la  Conférence,  si  leur  pensee  ne  s'y 

trouvait  pas  consignée  k  cóté  de  la  sienne;  c'est  pourquoi,  tout  en  me  rangeant 

d'avance,  comme  j'ai  déjêt  eu  Thonneur  de  le  dire,  k.  l'opinion  qui  prévaudra 

dans  la  Conférence,  j'ose  émettre  le  voeu  que  MM.  les  Plénipotentiaires  voulussent 

bien  motiver  égalcment  leurs  votes. 

Il  j  aurait  encore  une  considération  k  faire  valoir,  mais  k  laquelle  il 
snffira,  sans  doute,  de  faire  une  simple  allusion,  tant  elle  se  sera  dé}k  présentée 
d'elle-même  k  votre  esprit,  les  ménagements  k  obserrer  onvers  les  co-intéressés, 
dont  il  est  dans  nos  voeux  k  tous  de  dissiper,  autant  qu'il  peut  dépendre  de 
nous,  les  préventions  et  les  susceptibilités  en  ne  donnant  k  nos  résolutions 
que  Textension  strictement  necessaire." 

Le  ConUe  Crranville  doute  de  Topportunité  qu'il  j  aurait  k  revenir  sur  les 
questions  dont  TAmbassadeur  de  Bussie  vient  d^entretenir  la  Conférence.  Les 
Plénipotentiaires  sont  arrivés  k  une  entente  complete  sur  toutes  les  questions 
mises  en  discussion.  L'Ambassadeur  de  Russie  pour  sa  part  n'insiste  pas  pour 
qa'on  adopte  les  idees  qu^l  a  énoncées.  Le  Comte  Granville  propose  en  consé- 
quencc  de  passer  k  Tordre  du  jour. 

Le  Baron  de  Móhrenfieim  trouve  qull  pourrait  être,  en  tout  cas,  utile  de 
fixer  Tinterprétation  k  donner  k  TArticle  98. 

Le  Conde  GranviUe  fait  observer  k  ce  sujet  que  la  proposition  Autrichienne 
au  sujet  de  la  Commission  Mixte  présupposait  Texistence,  en  même  temps,  de  la 
Commission  Européenne,  mais  qu'il  avait  compris  que  Tarrangement  consacré 
par  la  Conférence,  tout  en  prolongeant  Texistence  de  la  Commission  Européenne^ 
ne  la  faisait  pas  dépendre  de  modifications  qui  pourraient  être  faites  k  la  Com- 
mission Mixte. 

StaatsarehiT  XLl.  22 


338  Donau-CoDferenz. 

Nr.  79W).  j^Q^  Plénipotentiaircs  de  Frahce  partagent  la  maniere  de  voir  du  Président 

Kongress-  en  ce  sens  qae  la  Commission  Mixte  est  one   émanation  de  la  Gommisskm 
^**^*-.  Eoropéenne  du  Danube^  laquelle  forme  comme  la  clef  de  Toüte  du  système 

o«  V  OMT*  DIS 

io.M&rti883.Danubien  accepté  par  la  Conférence.  lis  rappellent,  d'ailleurs,  que  TArticle  97 
des  Règlements  annexés  au  Traite  donne  aux  Puissances  la  faculté  de  porter 
remede,  au  moyen  d'une  entente  commune,  aux  défauts  que  la  pratique  ponmit 
révéler  dans  Ie  fonctionnement  de  la  Commission  Mixte. 

Le  Plénipofentiaire  d'Autriclie'Hangrie  déclare  adhérer  pleinement  au 
observations  des  Plénipotentiaires  Francais.  Mais  il  Toudrait  en  outre  faire 
ressortir  que  la  durée  de  la  Commission  Mixte,  d'après  TArticle  98,  est  fixée 
une  fois  pour  toutes,  en  corrélation  avec  la  Commission  Européenne,  dODc 
pour  le  terme  de  yingt  et  un  ans,  et  que  par  conséquent  l'Article  qui  se 
réfère  &  des  changements  éyentuels  ne  saurait  s'appliquer  au  terme  de  li 
-  Commission. 

Les  Plénipotentiaires  d*  AUemagne^  d' Italië  et  de  Turquie  adhèrent  4  It 
maniere  de  voir  des  Plénipotentiaires  de  France  et  de  la  Grande-Bretagne. 

Le  Plénipotentiaire  de  Turquie  prend  acte,  au  nom  de  son  Gouyememe^ 
de  la  déclaration  consignée  au  Protocole  de  la  demière  séance  de  la  Conférenoe 
relatiyement  k  la  nomination  du  Délégué  Bulgare  &  la  Commission  Mixte  da 
Danube,  et  déclare,  de  son  c6te,  en  être  pleinement  satisfait 

Le  Protocole  de  la  dernière  séance  est  adopté. 

V Ambassadeur  de  Turquie  prenant  la  parole,  au  nom  de  la  Conférence, 
s'exprime  dans  les  termes  suivants: — 

'^essieurs,  je  suis  sür  d'aller  au  deyant  du  voeu  unanime  de  tons  les 
Plénipotentiaires,  en  yous  proposant  de  yous  joindre  k  moi  pour  offirir  è  son 
Excellence  le  Comte  Granyille,  notre  Président,  Texpression  de  nos  sentimenti 
chaleureux  de  reconnaissance  pour  la  maniere  impartiale,  équitable,  et  qn^oi 
appelle  en  Anglais  ^^fair,"  dont  il  a  dirigé  nos  délibérations.  Si  ces  délibé- 
rations  ont  abouti  k  une  entente  commune  et  satisfaisante  quant  au  r^lemeirt 
d'une  question  d'intérêt  général,  mais  qui  n'en  était  pas  moins  hérissée  de 
difficultés,  si  elles  ont  été  couronnées  d'un  succes  d'autant  plas  important  qrï 
concilie  les  droits  et  les  interets  légitimes  des  Puissances  représentées  dans 
cette  assemblee,  nous  devons  principalement  ce  grand  résultat  k  la  haute  intelli- 
gencc,  au  discemement  exquis  et  au  jugement  clairyojant  et  solide  de  rhomne 
d'État  eminent  qui  a  présidé  k  nos  travaux." 

MM.  les  PUnipotefitiaires  déclarent  tous  s'associer  avec  empressement  aai 
scntiments  du  Plénipotentiaire  de  Turquie. 

Le  Comte  Granvük  exprime  le  vif  plaisir  qu'il  éproaye  d'entendre  les 
bonnes  paroles  que  TAmbassadeur  de  Turquie  vient  de  lui  adresser.  Il  est 
sincèrement  touche,  dit-il,  de  la  maniere  dont  on  a  bien  vouln  reconnattre  ses 
services;  et  il  tient  k  constater  que  sans  le  concours  bienveiUant  de  tous  ses 
collègues,  la  Conférence  n'aurait  pas  pu  atteindre  les  résultats  importants  qn 
vont  paraitre  maintenant  si  satisfaisants  aux  Puissances. 
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Le  Plénipotentiaire  d^ItaliCj  au  nom  de  ses  coUègues,  exprime  également  &  ^''  "^J^ 
Mr.  Crowe,  Secrétaire  de  la  Conférence;  les  remerchnents  de  la  Conférence  Kongresa- 
pour  les  services  qu'il  lui  a  rendu«  staaton. 

8.Febr.  bifl 

Le  Ministre  de  Serhie  demande  s'il  n'y  aurait  pas  lieu  qu'il  sign&t  les  io.M&ni883. 
Protocoles  des  séances.    Cette  formalité  est,  selon  lui,  la  conséquence  logique 
do  la  part  qu'il  a  prise  aux  travanx  de  la  Conférence,    ü  s'en  remet|  d'ailleurs, 
h  la  décision  des  Plénipotentiaires. 

Le  Président  consulte  la  Conférence. 

Le  Plénipotentiaire  d'AUemagne  ne  croit  pas  que  le  Ministre  de  Serbie 
pnisse  ètre  admis  k  signer  les  Protocoles.  La  Conférence;  en  adhérant  k  cette 
demandO;  se  mettrait  en  contradiction  avec  la  décision  qu'elle  a  prise  concer-* 
nant  1'admission  aux  séances  des  États  Riverains. 

Le  Plénipotentiaire  d^AtUriche-Hongrie  demande  s'il  j  a  des  précédents. 

Le  Ministre  de  Serbie  cite  la  Commission  Riveraine  du  Danube  qui  a  siégé 
k  Vienne  en  1858;  et  dans  laquelle  les  proces -verbauz  des  séances  ont  été 
signés  par  tous  ceux  qui  en  faisaient  partie. 

Le  Comte  Kdrolyi  fait  observer  que  le  precedent  n'a  pas  de  valeur  puis- 
qa'on  ne  saurait  comparer  une  Commission  Riveraine  k  une  Conférence  des 
Grandes  Puissances.  Personnellement  il  n'aurait  rien  k  objecter.  Mais  la 
question  vaut  la  peine  qu'on  la  débatte.  Cependant  il  pense  que,  comme  il  n'y 
a  pas  de  précédents  en  faveur  de  la  demande  du. Ministre  du  SerbiC;  il  serait 
difficile  é!j  accéder.    Du  reste,  il  se  rangerait  k  Topinion  de  la  majorité. 

Le  Plénipotentiaire  d^Itcdie  déclare  avant  tout,  qu'il  acceptera  pour  sa 
part  la  décision  de  la  majorité;  mais  s'il  doit  exprimer  une  opiniou;  il  croit 
que  la  demande  du  Ministre  de  Serbie  pourrait  être  accueillie  sans  inconvénient 
La  Conférence  a  admis  le  Représentant  de  la  Serbie  dans  son  sein  k  toutes 
ses  séances  ave&  voix  consultative.  Le  Représentant  de  la  Serbie  a  eu  l'oc- 
casion  d'j  prendre  la  parole  et  d'exprimer  son  opinion  sur  plusieurs  points. 
n  semble  juste  que  sa  signature  figure  aux  Protocoles  oü  ses  paroles  sont 
consignées. 

Le  Comte  Granvüle  rappelle  qu'on  n'a  cité  qu'un  precedent;  qui  ne  sem- 
blerait  pas  avoir  beaucoup  de  valeur.    Il  demande  s'il  y  en  a  d'autres. 

Le  Premier  Plénipotentiaire  de  France  estime  que  la  signature  demandée 
ne  pourrait  qu'affaiblir  celle  des  Plénipotentiaires  des  Puissances.  EUe  ne 
serait  pas  justifiée  par  les  précédentS;  et  elle  porterait  une  réelle  atteinte  au 
caractère  officiel  du  Protocole. 

Après  une  discussiou;  k  laquelle  les  Plénipotentiaires  de  TurquiC;  d'Italie 
et  de  Russie  prennent  part; 

Le  Ministre  de  Serbie  dit  quC;  s'il  a  pris  la  liberté  de  soulever  la  question 
de  la  signaturO;  ce  n'est  pas  qu'il  eüt  eu  la  prétention  d'affirmer  qu'il  en  eüt  le 
droit;  il  a  seulement  voulu  appeler  Tattention  de  la  Conférence  sur  une  question 
de  procédure  pour  qu'on  agit  en  connaissance  de  causC;  et  pour  ne  pas  établir; 
par  inadvertenco;  une  procédure  contraire  au  sentiment  des  Plénipotentiaires, 
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Nr.  7090.   y[  Marinovitch  peuse  qu'il  serait  correct  et  conforme  aux  précédonts  d'admettre 

BorlliMr  ,  ,  ,  .»  «      ,        1 

KongresB-  sa  signature*,  maïs  comme  il  ne  pent  pas  invoquer  dane  maniere  absolae  des 

suaien.    préccdcnts  611  faveor  de  sa  maniere  de  voir,  tont  ce  qn'il  demanderait  k  la 

loiu&raissd.  Conférence  serait  de  vooloir  bien  consigner  dans  Ie  Protocole  d'anjonrd'hm  U 

réserve  que  si,  dans  1'ignorance  des  précédents,  on  ne  Ta  pas  admis  k  signer  tes 

proces- verbaox,  il  n'en  pourrait  résnlter  pour  ravenir  aucone  interprétation 

qoi  serait  préjudiciable  aux  droits  de  son  pays  comme  État  SouTerain. 

Le  ConUe  Granvüle  dit  qu'il  n'y  aurait  aucone  objection  k  insérer  ta 
Protocole  les  observations  que  le  Ministre  de  Serbie,  quant  k  sa  propre  pe^ 
sonne,  vient  de  faire  k  la  Conférence;  mais  il  tiendrait  k  Tassorer  que  ladé- 
cision  des  Plénipotentiaires  n'est  basée  sur  aucun  manquc  de  respect  pour  Ie 
Gouvernement  que  le  Ministre  représente,  mais  qu'elle  est  fondée  purement  et 
simplement  sur  une  question  de  forme  et  de  precedent. 

Les  Protocoles  des  deux  demières  séances  ajant  été  signés^ 

Les  divers  exemplaires  du  Traite  approuvé  par  MM.  les  Plénipotentiaires 
sout  coUatiounés  et  trouvés  en  due  forme  ^  et 

MM.  les  Plénipotentiaires  j  apposent  leur  signature  et  le  sceau  de  lenrs  annes. 

Le  présent  Protocole  est  approuvé.  • 

[ünterschriften.] 


Nr.    7991.     DEUTSCHLAND,     FEANKKEICH,     OR08SBRITAHIIEI, 

ITALIEN,  OESTEBEEICH-UNaARN,  RÜSSLAII)  and 
TÜEKEI.  —  Vertrag,  betreffend  die  Donau-Schiff- 
fahrt.     Vom  10.  Marz  1883. 

Au  nom  de  Dieu  Tout-Puissant!  • 

Nr.  7W1.  Leg  Puissances  Signataires  du  Traite  de  Berlin  ayant  jugé  nécessaire  de 

Kongross-  róuuir  Icurs  Plénipotentiaires  en  Conférence  k  Londres  afin  de  s'entendre  sar 
suatün.    jgg   décisions   k  prendre  en  vertu  de  TArticlo  LIV  du  Traite  de  Berlin  ds 

10.Mftrsl883. 

13  Juillet  1878,  et  sur  rexécution  de  TArticle  LV  du  même  Traite  conc^- 
uant  la  navigation  du  Danube  depuis  les  Portes  de  Fer  jusqu'li  ses  embcm- 
chures,  ont  nommé  k  eet  effet  pour  leurs  Plénipotentiaires,  savoir: 

Sa  Majesté  la  Reine  du  Boyaume-Uni  de  la  Grande-Bretagne  et  d'Irlaode, 
lo  Tres  Honorable  Granville  George,  Comtc  Granville,  Lord  Lcveson,  Pair  di 
Royaume-üni,  Chevalier  du  Tres  Noble  Ordrc  de  la  Jarretière^  Conseiller  de 
Sa  Majesté  en  son  Conseil  Privé,  Principal  Secrétaire  d'Ëtat  de  Sa  Mijesté 
pour  les  Affaires  Étrangères,  (fee,  <fec.,  et  Lord  Edmond  Geoi^e  Petty  Fit«- 
maurice,  Membre  du  Parlement  du  Royaume-Uni,  Sous-Secrétaire  d^tat  poor 
les  Affaires  Étrangères,  (fee,  (fee; 

Sa  Majesté  rEmpercur  d'AUcmagne,  Roi  de  Prusse,  le  Sieur  Georgc 
Herbert,  Comtc  de  Munster,  son  Ambassadeur  Extraordinaire  et  Plénipotentiaire 
prés  Sa  Majesté  Britannique,  (fee,  <fee; 
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Sa  Majesté  rEmpereüi*  d'Autriche,  Roi  de  Bohème,  <fec.,  et  Roi  Apostolique   ^  |.^'' 

llongrie,  Ie  Sienr  Louis,  Comte  Edrolyi  de  Nagy-Kdroly,  Chambellan  et  Konfr««- 

>nseiUer  Intime  Actuel,   Chevalier  de  TOrdre  de  la  Toison  d'Or   et  Grand-, /^**^ 

'  lO.M&rxl888. 

'oix  de  rOrdre  de  Léopold,  son  Ambassadeur  Extraordinaire  prés  Sa  Majesté 
itannique,  &c.y  <&c.; 

Le  Président  de  la  Répablique  Fran^aise^  Ie  Sieor  Charles  Tissot^  Membrc 

rinstitut,  Grand  Officier  de  l'Ordre  National  de  la  Légion  d'Honneur,  Am- 

ssadear  de  la  Bépubliqae  Frangaise  prés  Sa  Majesté  Britanniqae,  &c,,  &c,, 

Ic  Sienr  Camille  Barrère,  Ministre  Plénipotentiaire    de   deuxièmc   classe, 

^léguc  Francais  k  la  Commission  du  Danube,  Chevalier  de  la  Légion  d'Hon- 

ur,  &c.,  &c.; 

Sa  Majesté  le  Roi  d'Italie,  le  Comte  Constantin  Nigra,  Chevalier  Grand- 
oix  de  ses  Ordres  des  Saints  Maurice  et  Lazare  et  de  la  Couronne  dltalie, 
n  Ambassadeur  Extraordinaire  et  Plénipotentiaire  prés  Sa  Majesté  Britan- 
lue,  &c.,  Ac; 

Sa  Majesté  TËmpereur  de  Toutes  les  Russies,  le  Sleur  Arthur  Baron 
ohrenheim,  Conseiller  Privé,  Chevalier  des  Ordres  de  TAigle  Blanc  de  St. 
adimir  de  deuxième  classe,  de  Ste.  Anne  de  première  classe^  de  St  Stanislas 
première  classe,  de  TÉléphant  et  du  Danebrog  de  première  classe,  orné  do 
imants,  de  Danemark,  son  Ambassadeur  Extraordinaire  et  Plénipotentiaire 
ès  Sa  Majesté  Britanniqne,  <&c.,  &c,] 

Sa  Majesté  TEmpereur  des  Ottomans,  Constantin  Musurus-Pacha,  Muchir 

Vizir  de  TEmpire,   Grand  Cordon   de   TOrdre   Impérial   de   1'Osmanié   en 

illants,   décoré    de  TOrdre  Impérial   du  Medjidié  do  premiere   classe,   son 

Qbassadenr    Extraordinaire    et    Plénipotentiaire    prés   Sa    Majesté    Britan- 

luc,  &c.,  &C,] 

LcsquelSj'iprès  avoir  échangé  leurs  pleins  pouvoirs  trouvés  en  bonnc  et 
e  forme,  sont  convenus  des  Articles  suivants: — 

Art.  L  La  juridiction  de  la  Commission  Européenne  du  Danube  est  éten- 
c  de  Galatz  t  Braïla. 

Art.  IL  Les  pouvoirs  de  la  Commission  Européenne  sont  prolongés  pour 
ö  période  de  vingt  et  un  ans  k  partir  du  24  Avril,  1883.  ||  A  Texpiration 
cette  période  les  pouvoirs  de  la  dite  Commission  seront  renouvelés  par 
;ite  réconduction  de  trois  en  trois  ans,  sauf  le  cas  oü  1'une  des  Hautes 
rties  Contractantes  notifierait,  un  an  avant  Vexpiration  de  Vune  de  ces  pé- 
•des  triënnales,  Tintention  de  proposer  des  modifications  dans  sa  constitution 
dans  ses  pouvoirs. 

Art.  IIL  La  Commission  Européenne  n'exercera  pas  de  controle  effectif 
•  les  parties  du  bras  de  Kilia  dont  les  deux  rives  appartiennent  k  1'un  des 
^erains  de  ce  bras. 

Art  IV.  Pour  la  partie  du  bras  de  Kilia  qui  traversera  k  la  fois  Ic  tcr- 
oire  Russe  et  le  territoire  Roumain,  et  afin  d'assurer  Tuniformitó  du  régime 
IS  lo  Bas-Danube,  les  Règleraents  cii  vigueur  dans  le  bras  de  Soulina  seront 
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Nr.  7991.  appliqaés  soas  la  sarveillance  des  Délégaé,s  de  Rassie  et  de  Roamanie  k  la 

Kongnm-  Commission  Earopéenne. 

stMten.  ^j^  Y^    ^^  Q^  q{i  i^  Rassie  ou  la  Roamanie  entreprendrait  des  travanx. 

10.11&nl883. 

soit  dans  Ie  bras  mixte  ^  soit  entre  les  denx  rives  qoi  leur  appartiennent  re- 
spectivement ,    Taatorité   competente   donnera  connaissance   h  la   Commission 
Earopéenne  des  plans  de  ces  travaax  dans  Ie  seal  bat  de  constater  qa'ils  ne 
portent  aacone  atteinte  k  l'état  de  navigabilité  des  aatres  bras.  ||  Les  travanx 
qoi  ont  déjêt  été  exécatés  aa  Tchatal  dlsmaïl  restent  k  la  charge  et  soos  Ie 
controle  de  la  Commission  Earopéenne  da  Danabe.  ||  En  cas  de   diyeigCDce 
entre  les  aatorités  de  la  Rassie  oa  de  la  Roamanie  et  la  Commission  Eufo- 
péenne  qaant  aax  plans  des  travaax  k  entreprendre  dans  Ie  bras  de  Kilia^  oo 
de  divergence  aa  sein  de  cette  Commission  qaant  k  l'extension  qa'il  poomit 
convenir  de  donner  aax  travaax  da  Tchatal  d'Ismaïl,  ces  cas  seraient  soomis 
directement  aax  Paissances. 

Art  YI.  Il  est  entenda  qa'aacane  restriction  n'entrayera  Ie  droit  de  It 
Rassie  de  prélever  des  péages  destinés  k  coavrir  les  frais  des  travaax  cDtre- 
pris  par  EUe.  ||  Toatefois,  en  vnc  de  saavegarder  les  interets  réciproques  de  h 
navigation  dans  Ie  bras  de  Soalina  et  Ie  bras  de  Eilia^  Ie  Goavemement  Rosse, 
afin  d'assarer  ane  entente  k  ce  sajet,  saisira  les  Gouvemements  représentés 
dans  la  Commission  Earopéenne  des  Règlements  de  péage  qu'il  jagerait  ntile 
d'introdaire. 

Art.  YII.  Le  Reglement  de  Navigation,  de  Police  Fluviale  et  de  Sor- 
veillance  élaboré  le  2  Jain  1882,  par  la  Commission  Earopéenne  da  Danabe, 
avec  Tassistance  des  Délégaés  de  la  Serbie  et  de  la  Balgarie,  est  adopté  trï 
qa'il  se  troave  annexé  aa  présent  Traite,  et  déclaré  applicable  k  la  partie  dn 
Danabe  sitaée  entre  les  Portes  de  Fer  et  Braïla. 

Art  YIII.  Toas  les  Traites,  Conventions,  Actes  et  Arrangements  relatie 
aa  Danabe  et  k  ses  emboachares  sont  maintenas  dans  toates  celles  de  leun 
dispositions  qai  ne  sont  pas  abrogées  oa  modifiées  par  les  stipolaüons  qoi 
precedent 

Art.  IX.  Le  présent  Traite  sera  ratifié,  et  les  ratifications  en  seront 
échangées  k  Londres  dans  Tespace  de  six  mois,  oa  plas  töt  ai  faire  se  pent 

En  foi  de  qaoi  les  Plénipotentiaires  respectifs  "1'ont  signé  et  j  ont  i^^posé 
le  sceau  de  lears  armes. 

Fait  k  Londres,  le  10  Mars,  1883. 

Granville.  C  Barrère. 

E.  Fitzmaarice..  Nigra. 

Munster.  Mohrenheinu 

Edrolji.  Mnsums. 
Ch.  Tissot 
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Nr.  7991. 
A  n  n  e  X  e.  Berllner 

KongTMB- 

Béglement  de  Navigation,  de  Police  Flmnale  et  de  Surveillance^  applicaUe  a  la    suaten. 
partie  du  Danübe  située  entre  les  Portes  de  Fer  et  Braïla,  - 

TITRE  I.  —  RÉGIME  GÉNÉRAL  DE  LA  NAVIGATION. 

Article  l'^.  La  navigation  continaera  k  être  entièrement  libre  sar  toute  la 
partie  du  Danube  comprise  entre  Braïla  et  les  Portes  de  Fer.  Les  blitiments 
marchands  de  toutes  les  nations  y  effectaeront  librement,  comme  par  Ie  passé,  Ie 
transport  des  passagers  et  des  marchandises  on  Ie  remorquage,  soas  les  con- 
ditions  d'une  parfaite  égalité  stipulées  par  TArticle  XVI  du  Traite  de  Paris. 

Art  2.  Il  ne  sera  perga  sur  Ie  Danabe  aacun  péage  basé  nniquemcnt 
sar  Ie  fait  de  la  navigation  da  fleuve,  ni  aacun  droit  sur  les  marchandises^  tant 
qu'elles  se  trouveront  k  bord  des  blitimentS;  transports  ou  radeaux. 

Art  3.  Les  États  Riverains  ont  Ie  droit  de  percevoir  dans  leurs  ports 
respectifs  les  droits  de  quai,  grue,  balance^  magasinagO;  débarquement,  pour  les 
établissements  existants  ou  k  établir.  ||  Toutefois,  ces  droits  devront  être  pré- 
levés  indistinctement,  suivant  des  tarifs  fixe^  et  publics,  sans  égard  k  la  pro- 
venance  des  b&timents  et  de  leur  cargaison,  et  pour  autant  seulement  que  les 
b&timents  assujettis  k  ces  droits  auraient  profité  des  dits  établissements.  ||  Il 
est  bien  entendu  que  ces  tarifs  ne  pourront  être  une  source  de  revenus  finan- 
ciers,  mais  qu'ils  produiront  seulement  la  quotité  nécessaire  au  paiement  de 
1'intérêt  et  k  l'amortissement  du  capital  de  premier  établissement  et  d'entretien. 
L'amortissement  une  fois  opéré,  les  tarifs  ne  représenteront  plus  que  la  quotité 
nécessaire  k  Tentretien. 

Art  4.  Les  ponts  k  établir  sur  Ie  fleuve  seront  construits  de  fagon  k 
ne  pas  entraver  la  navigation,  soit  par  des  piles  trop  rapprochées,  soit  par 
des  tabliers  trop  peu  élevés.  Les  plus  grandes  ouvertures  seront  placées, 
autant  que  possible,  au -dessus  des  plus  grandes  profondeurs,  de  fa^on  k  ne 
pas  obstruer  Ie  chenal  navigable.  Les  culées  seront  construites  de  maniere  k 
ménager  Ie  passage  des  chemins  de  halage,  et  les  ponts  seront  établis,  en 
général,  de  telle  sorte  que  les  blitiments  actuellement  employés  k  la  navigation 
du  fleuve  puissent  continuer  k  pratiquer  cette  navigation  sans  aucun  change- 
ment dans  leur  m&ture  ni  dans  la  hauteur  de  leur  cheminée.  Les  ponts,  qui 
pour  donner  passage  aux  b^timents  doivent  être  ouvertS;  seront  construits  de 
maniere  k  ne  pas  retarder  la  navigation.  ||  Les  plans  des  ponts  devront  être 
communiqués  k  Tautorité  commune  avant  la  construction. 

Art.  5.  Les  moulins  fixes  établis  sur  la  voie  fluviale^  les  moulins  flottants, 
les  pêcheries  et  les  roues  d'irrigation  ne  devront  pas  entraver  la  navigation. 
lis  seront  établis  sur  les  parties  du  fleuve  qui  ne  servent  pas  de  passage  aux 
navircs  et  embarcationS;  et  leur  emplacement  sera  choisi  de  fagon  k  ne  pas 
nuire  au  libre  écoulement  des  eaux,  et  k  ne  pas  causer  de  changements  préju- 
diciables  dans  Ie  lit  du  fleuve. 
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^  'wi.  j^  Q      Lgg  lignes  Douanières  sui?ront  partoat  les  rives  du  fleave^  sm 

KoDgNM-  jamais  Ie  traverser.    Il  s'ensuit  que  les  b^timentS;  transportS;  radeanx^  &c^  tant 

io1ft!^888  ^^'^^^  ^^^^  ®^  ^^^®  ^®  navigation  ou  k  Tancre  dans  Ie  lit  da  fleuve,  sans  faire 
aacone  opération  de  commerce  avec  la  rive^  sont  entièrement  en  dehors  de 
toate  action  des  Douanes.  ||  En  conséquence,  les  États  RiTerains  ne  penyent 
percevoir  les  taxes  douanières  qu'è  Tégard  des  marchandises  débarquées  sur  les 
rives ;  et  cette  interdiction  s'applique  même  aux  b&timents,  transports  oa  ra- 
deaux  traversant  les  sections  du  fleuve  dont  les  deux  rives  appartiennent  ai 
même  État. 

Art.  7.  Le  transit  est  absolument  libre  pour  les  marchandises  de  tontes 
les  nations,  quelles  que  soient  leur  provenance  et  leur  destination.  Lorsqii'im 
b&timenty  transport  on  radeau  traverse  une  section  fluviale  dont  les  deux  riTes 
dépendent  d'un  seul  État^  les  capitaines  ou  patroiis  ne  sont  pas  assujettis  i 
d'autres  formalités^  quant  aux  marchandises  transportées  en  transit,  qu'au  plom- 
bage  OU  k  la  surveillance  d'un  agent  Douanier,  exercée  k  bord  jusqu'au  poiit 
oü  les  deux  rives,  ou  Tune  d'elles,  cessent  d'appartenir  au  dit  État  L'agot 
Douanier,  pendant  son  séjour  k  bord,  a  droit  k  la  nourriture,  au  chaufbge  et 
k  Téclairage,  sur  le  même  pied  que  les  hommes  de  Téquipage,  mais  sans  «utre 
rémunóration  quelconque.  Le  bü,timent  sera  tenu  de  donner  passage  gratmt 
au  dit  agent  Douanier,  sans  nourriture  ni  autres  frais,  au  moins  jusqu'au  denier 
port  national  qu'il  touchera  dans  son  premier  vojage  de  retour. 

Art.  8.  Les  b&timents  de  mer  ne  pourront  être  tenus  de  produire  d'antres 
documents  que  leurs  papiers  de  bord.  Les  b&timents  ou  transports  flamox 
devront  être  munis  des  documents  nécessaires,  délivrés  par  rautorité  dont  ib 
relèvent,  pour  constater  le  nom,  la  nationalité  et  la  capacité  du  b&timent  on 
transport,  et  Tidentité  du  capitaine  ou  patron  et  des  hommes  d'équipage.  ||  11 
est  bien  entendu  qu'aucune  autre  modification  ne  sera  apportée  aox  conditions 
dans  lesquelles  s'exercent  actuellement  le  grand  et  petit  cabotage  sans  distinctiofi 
de  pavillon.  ||  Les  petites  embarcations  et  les  barques  de  pêche  sont  dispensées 
de  se  faire  délivrer  les  actes  spécifiés  dans  le  présent  Article;  les  patrons  et  les 
hommes  d'óqnipage  sont  simplement  tenus  de  se  munir  des  documents  néces- 
saires pour  constater  leur  identité,  lorsquHls  veulent  accoster  k  une  rive  étno* 
gère.  Il  est  bien  entendu,  d'ailleurs,  que  cette  disposition  ne  porte  aucone 
atteinte  aux  lois  et  réglements  ajant  pour  objet  Texercice  de  la  pêche  dans  les 
eaux  de  chacun  des  États  Riverains. 

Art.  9.  Aucun  moulin,  ni  autre  établissement,  aucune  construction  nouvelle, 
aucune  prise  d'eau  ne  pourront  être  créés  de  maniere  k  interrompre  la  circn- 
lation  sur  les  chemins  de  halage  existants,  et  ces  chemins  seront  entretenas 
en  état  de  viabilité.  ||  Les  mêmes  régies  s'appliqueront  aux  chemins  de  halage 
nonvellement  établis,  ainsi  qu'aux  prolongements  des  chemins  existants. 

Art.  10.  Les  dispositions  quarantenaires  seront  congues  de  maniiTC  i 
concilier  dans  une  juste  mesure  les  garanties  sanitaires  et  les  besoins  du  con* 
mercc  maritimc  et  Huvial.  Il  11  est  cxpressément  entendu  que  ces  mesures  seroat 
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exclusivenlent  applicables  aux  navires  et  aux  voyageurs  de  provenance  brute  Nr.  im, 
et  dans  les  ports  non  contaminés,  et  que  toute  mesure  exceptionnelle  et  restric-  KonjreM- 
tive  sera  supprimée  pour  l'intercourse  entre  les  ports  du  fleuve,  dès  qu'une  staaun. 
épidémie  serait  devenue  générale  sur  ses  rives.  ||  En  règle  générale,  aussi  long- 
temps  qu'ancnne  épidémie  düment  constatée  ne  régnera^  soit  en  amont  des 
Portes  de  Fer,  soit  en  aval  de  Braïla,  les  b4timents  seront  affranchis  de  tout 
controle  sanitaire,  en  nayiguant  entre  Braïla  et  les  Portes  de  Fer,  tant  h  la 
remonte  qn'^  la  descente.  ||  Si  nne  épidémie  vient  k  éclater  dans  nn  port  mari- 
time,  tout  b4timent  arrivant  de  la  mer  et  qni  aura  obtenu  Ie  visa  en  patente 
nette  k  Sonlina,  k  KiUa  ou  k  St.  Georges,  sera  affranchi  de  toute  formalité 
autre  que  Tarraisonnement  et  de  toute  quarantaine  d'observation,  sur  Ie  par- 
cours de  son  vojage  en  amont,  jusqu'aux  Portes.de  Fer.  ||  Dans  Ie  cas  oü  une 
épidémie  viendrait  k  éclater  sur  les  rives  du  fleuve,  en  amont  des  Portes  de 
Fer  OU  en  aval  de  Braïla,  Ie  visa  obtenu,  en  patente  nette,  par  les  b^timents 
en  cours  de  navigation,  dans  Ie  premier  port  fluvial  non  contaminé  auquel  ils 
auront  touche,  dans  leur  parcours  entre  les  Portes  de  Fer  et  Braïla,  suffira 
pour  leur  assurer  Ie  libre  acces  de  tous  les  autres  ports  situés  sur  cette  partie 
du  fleuve.  ||  Enfin,  si  une  épidémie  vient  k  éclater  sur  les  rives  de  cette  même 
partie  du  fleuve,  les  b4timents  de  mer,  aussi  bien  que  les  b4timents  fluviaux, 
continueront  k  faire  leurs  opérations  en  toute  liberté,  tant  qu'ils  n'auront  pas 
£ait  escale  dans  1'un  des  ports  contaminés.  Ils  seront  simplement  tenus  de 
présenter  leur  patente  de  santé  dans  les  ports  oü  ils  mouilleront  ||  Afin  de 
faciliter,  en  temps  d'épidémie,  Ie  maintien  de  la  police  fluviale,  Tlnspecteur 
de  la  Navigation,  les  Sous-Inspecteurs  et  autres  agents  préposés  k  la  Police 
continueront  k  circuler  librement  sur  Ie  fleuve,  pour  les  besoins  de  leur  ser- 
vice, sous  la  seule  condition  de  se  soumettre,  en  cas  de  compromission,  aux 
mesures  règlementaires  auxquelles  sont  souinis  les  Agents  de  la  Santé. 

TITRE  II.  —  POLICE  DE  LA  NAVIGATION. 
Chapitre  1®'.  —  I>i$posUions  Génerales. 

Art.  11.  Tout  b&timent  k  vapeur  marchand  d'une  force  au -dessus  de 
cinquante  chevaux,  navignant  dans  Ie  fleuve,  est  tenu  de  donner  gratuitement 
passage  k  Tlnspecteur  et  aux  Sous-Inspecteurs  agissant  dans  Texercice  de  leurs 
fonctions,  et  de  prendre  leurs  embarcations  en  remorque. 

Art  12.  Les  bateaux  de  service  de  1'autorité  préposée  k  Texécution  des 
Réglements  porteront  un  pavillon  spécial  qui  sera  identique  k  celui  de  la  Com- 
mission  Européenne,  sauf  les  lettres  portées  sur  la  bande  bleue  de  ce  pavillon, 
lesquellcs  seront  ultérieurement  déterminées. 

Art.  13.  Les  capitaines  et  leurs  equipages,  k  quelque  nationalité  qu'ils 
appartiennent,  sont  tcnus  d'obtempércr  aux  ordres  qui  leur  sont  donnés,  en 
vertu  du  présent  Reglement,  par  Tlnspecteur,  les  Sous-Inspecteurs,  les  Capi- 
taines de  Port  OU  par  les  agents  places  sous  leurs  ordres.  ||  Ils  ne  peuvent 
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Nr.  7991.  refuser,  lorsqu'ils  en  sont  requis,  d'arborer  leur  pavillon,  ni  de  décliner  leurs 
KongreM-  noms  et  les  noms  de  lears  b&timentS;  ni  d'indiqaer  leur  destmation  et  leur 
^,^**!l«  provenance. 

Art  14.  Dans  tons  les  endroits  convenables  da  Danube,  les  Etats  Bi- 
verains  poorront  étabUr  des  echelles  flaviales;  pour  mesurer  la  hausse  et  la 
baisse  des  eanx^  et  Ton  affichera  Ie  tableau  des  profondeurs  dans  les  ports 
principaux. 

Art  15.  L'InspecteuT;  les  Sous-Inspecteurs  et  les  Gapitaines  de  Port  pro- 
noncent  sommairement  dans  les  différends  entre  les  capitaines  et  leurs  equi- 
pages ^  en  se  faisant  assister  par  deux  capitaines  de  la  nationalité  des  porties 
litiganteS;  ou  k  leur  défaut;  par  deux  autres  capitaines.  lis  n'exercent;  toute- 
foiS;  cette  partie  de  leurs  attributions  qu'autant  que  l'un  des  intéresses  a 
reclame  leur  interventioU;  et  qu'il  ne  se  trouve  pas  sur  les  lienx  une  antre 
autorité  competente. 

Art  16.  En  cas  d'échouement  ou  de  naufrage,  les  Soas-Inspectenrs  et 
les  Capitaines  de  Port,  chacun  dans  son  ressort^  se  rendent  sur  Ie  lieu  è 
sinistre  et  portent  les  se  cours  les  plus  urgents  pour  assurer  Ie  sauvetage  de 
la  cargaison^  du  navire  et  de  ses  apparaux^  et  pour  sauvegarder  rintérêt 
général  de  la  navigation.  ||  lis  constatent  les  faits  et  dressent  on  procès-yerbal 
II  Après  quoi,  ils  se  dessaisissent  de  VAdministration  du  sauvetage,  et  remettent 
les  actes  dressés  par  eux  h  la  plus  proche  autorité  competente. 

Art.  17.  Au  cas  oü  il  deviendrait  nécessaire  de  signaler  éyentuellement 
les  passes  difficiles  et  les  endroits  oü  il  est  défendu  de  jeter  1'ancre,  on  soivn 
Ie  système  de  signaux  adopté  en  aval  de  BraXla. 

Art  18.  Tout  capitaine  ou  patron  d'un  b4timent  k  voiles  ou  k  vapenr 
OU  d'un  radeaUy  en  cours  de  navigation  ou  stationnant,  soit  k  Vancre^  soit 
amarrée  k  la  rive,  est  tenu  de  veiller  k  ce  que  son  b&timent  ne  cause  ni 
entrave  k  la  navigation^  ni  dommage,  soit  k  d'autres  b&timents,  soit  aux  echelles^ 
bouées;  signauX;  chemins  de  halage  et  autres  établissements  servant  &  la  na- 
vigation^  places  sur  Ie  fleuve  ou  sur  les  rives,  et  il  doit  veiller,  avec  Ie  m^ 
soin,  k  se  sauvegarder  Ini-même.  ||  En  se  conformant  aux  dispositions  ci-aprés 
du  présent  Reglement,  les  navires  doivent  tenir  compte  de  tons  les  dangers 
de  la  navigation  et  avoir  égard  aux  circonstances  particuUères  qui  peuTent 
rendre  nécessaire  une  dérogation  aux  régies  prescrites  afin  de  parer  k  od 
péril  immédiat 

Chapitre  2.  —  Bègles  pour  les  Bdtiments  gtd  se  croiserU  ou  se  dépasseni. 

Art  19.  En  règle  générale,  il  est  interdit  k  uii  b4timent  de  dépasser  Ie 
b&timent  qui  suit  la  même  route  que  lui,  et  k  deux  b&timents  allant  en  sens 
contraire,  de  se  croiser  sur  les  points  oü  Ie  chenal  ne  présente  pas  une  lar- 
geur  suffisante. 

Art  20.  Aucun  b4timent  ne  peut  se  diriger  par  Ie  travers  de  la  rofite 
suivie  par  un  autre  b^timent,  de  fagon  k  Tentraver  dans  sa  course.  ||  Lorsqn'oB 
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btóment  remontant  Ie  üeuve  se  trouve  exposé  k  rencontrer  un  bitiment  navi-  ^'-  '^^ 
gaant  k  la  descente,  sur  un  point  qui  n'offre  pas  une  largeur  suffisante;  il  doit  KongiMs. 
ralentir  sa  marche   et,  en  cas  de  besoin,  même  s'arrêter  en  aval  du  passage,    staaten. 
jusqn'^  ce  que  Tantre  b&timent  l'ait  francbi;   si  Ie  bètiment  qui  remonte  est 
engagé  dans  Ie  passage  au  moment  de  la  recontre,  Ie  bê,timent  descendant  est 
tenu  de  s'arrêter  en  amont,  jusqu'^  ce  que  sa  route  soit  libre.  ||  Dans  les  passes 
étroites;  les  b&timents  k  vapeur  ne  peuvent  i^'approcher  k  petite  distance  des 
b&timents  qui  les  precedent 

Art.  21.  Lorsque  deux  b&timents  k  vapeur  ou  deux  b&timents  k  voiles 
naviguant  par  un  vent  favorable  se  rencontrent^  faisant  route  en  sens  con- 
traire, celui  qui  remonte  Ie  fleuve  doit  appuyer  vers  la  rive  gauche,  et  celui 
qui  descend,  vers  la  rive  droite,  de  telle  sorte  qu'ils  viennent  tous  deux  smr 
tribord,  ainsi  qu'il  est  d'usage  k  la  mer.  Il  en  est  de  même  lorsque  la  ren- 
contre a  lieu  entre  un  b&timent  k  vapeur  %t  un  b4timent  k  voiles  naviguant 
par  un  vent  favorable.  ||  Le  capitaine  ou  patron  qui  s'écarte  de  ces  régies  doit 
prouver,  en  cas  d'avaries,  qu'il  a  été  dans  llmpossibilité  de  les  observer,  k 
défaut  de  quoi,  il  est  responsable,  devant  le  tribunal  competent,  des  accidents 
survenus.  ||  En  cas  de  rencontre  et  sauf  les  prescriptions  des  Articles  20,  22, 
25,  26  et  27  du  présent  Reglement,  tout  b&timent  k  vapeur  peut  faire  con- 
naitre  la  marcbe  qu'il  a  l'intention  de  suivre,  en  donnant  au  b&timent  ren- 
contre les  signaux  spécifiés  ci-après: —  ||  Un  coup  bref  de  sifflet,  pour  dire:  je 
vais  sur  tribord;  ||  Deux  coups  de  sifflet,  pour  dire:  je  vais  sur  babord;  ||  Trois 
coups  de  sifflet,  pour  dire:  je  vais  en  arrière  k  toute  vitesse.  ||  Ces  signaux 
sont  facultatifs;  mais  le  b&timent  qui  les  a  données  est  tenu  d'y  conformer  sa 
marche.    Le  signal  du  b&timent  naviguant  k  la  descente  fait  règle. 

Art.  22.  Lorsque  deux  b&timents  k  vapeur  allant  en  sens  contraire 
arrivent  dans  une  passé  étroite,  ils  sont  tenus  de  se  donner  les  signaux 
presents  par  les  Articles  23  et  24  ci-après,  et  celui  qui  est  en  aval  ralen- 
tit  sa  marche  ou  s'arrête  en  cas  de  besoin,  jusqu'^  ce  que  1'autre  b&timent 
ait  franchi  le  passage. 

Art  23.  Lorsque  dans  une  passé  étroite,  un  b&timent  k  vapeur  veut 
devancer  un  autre  bd.timent  k  vapeur  marchant  dans  le  même  sens,  il  en  donne 
le  signal,  avant  d'être  arrivé  k  petite  distance,  au  mojen  de  cinq  coups  de 
cloche  OU  de  sufflet,  et  en  agitant  un  pavillon  k  hampe  sur  le  gaillard  d'avant, 
ou  en  hissant  k  mi-m&t  un  pavillon  bleu  pendant  le  jour,  ou  un  fanal  éclairé, 
h  verre  blanc,  pendant  la  nuit  Sur  ces  signaux,  le  b&timent  marchant  en 
avant  s'écarte  k  gauche  et  livre  le  passage  k  l'autre  bê,timent  qui  prend  la 
droite;  aussitót  que  le  bê,timent  qui  suit  se  trouve  k  la  distance  d'une  demi- 
longueur  de  blLtiment  de  celui  qui  précède  ou  de  la  queue  du  convoi  remor- 
qué  par  lui,  ce  dernier  doit  ralentir  sa  marche  jusqu'è  ce  qu'il  ait  été  dépassé. 

Art  24.  Lorsqu'un  b&timent  meilleur  voilier  rejoint  un  b^timent  k  voiles 
et  veut  le  dépasser,  il  en  donne  le  signal  en  hélant  k  temps  son  devancier, 
lequel  est  tenu  de  lui  livrer  passage  au  vent.  ||  Lorsqu'un  b&timent  k  vapeur 
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Nr.  7901.  YQj^i  devancer  un  bdtiment  k  voiles  marchant  dans  Ie  mème  sèns  que  loi,  il 
Kongrcn-  lui  doüiie  Ie  signal  prescrit  par  TArticle  precedent  avant  d'être  arrivé  k  petite 
staaten.    distance,  et  il  passé  sous  Ie  vent  du  b&timent  k  voiles. 

Art.  25.  Tout  b&timent  k  vapeur  est  tenu  d'éviter  les  b&timents  mar- 
chant k  la  dérive  qu'il  rencontre ,  soit  en  remontant^  soit  en  descendant  Ie 
fleuve.  II  Le  b&timent  naviguant  k  la  dérive  doit^  de  son  cóté,  lorsqu'il  ren- 
contre d'autres  b&timents,  soit  k  voiles^  soit  k  vapeur^  se  ranger  le  plus  prés 
possible  de  Tune  des  rives^  afin  d'opposer  le  moins  d'obstacle  possible  au 
passage. 

Art.  26.  Les  capitaines  ou  conducteurs  de  remorqueurs,  naviguant  avec 
OU  sans  convoi^  sont  tenus  k  1'observation  de  toutes  les  dispositions  qui  prece- 
dent; ils  doivent  spécialement  se  conformer  aux  prescriptions  des  Articles  23 
et  24  ci-dessus^  lorsqu'un  convoi  veut  en  dépasser  un  autre;  hors  ce  demier 
cas;  deux  convois  ne  peuvent  jamais  se  trouver  Tun  k  cóté  de  l'autre^  soit  ao 
mouillage^  soit  en  cours  de  vojage.  ||  En  cas  de  rencontre  avec  des  b^timents 
k  voiles  OU  k  vapeur  faisant  route  en  sens  contraire,  le  remorqueur,  s'il  re- 
monte le  fleuve,  a  la  faculté  de  s'écarter  des  prescriptions  de  TArticle  21  cl- 
dessus  pour  se  tenir  en  dehors  du  courant,  s'il  peut  le  &ire  sans  danger  poor 
les  bd,timents  rencontres.  ||  Le  remorqueur  est  tenu,  d'ailleurs,  s'il  fait  usage 
de  cettc  faculté,  de  donner  les  signaux  prescrits  par  les  Articles  23  et  24 
ci-dessus. 

Art.  27.  En  règle  générale,  tout  b&timent  k  vapeur  qui  ne  remorqne 
pas  un  convoi,  de  même  que  tout  b^timent  k  voiles  naviguant  par  un  fent 
favorable,  dolt  livrer  passage  k  un  convoi  de  b&timents  remorqués.  A  défaat 
d'espace  suffisant  pour  ce  faire,  les  capitaines  et  conducteurs,  tant  des  remor- 
queurs  que  des  b&timents  remorqués,  sont  tenus,  même  dans  le  cas  oü  les  sig- 
naux prescrits  par  les  Articles  23  ét  24  ci-dessus  n'ont  pas  été  donnés,  de 
s'écarter  conformément  aux  dispositions  des  dits  Articles.  H  Les  capitaines  et 
conducteurs  des  remourqueurs  et  des  b&timents  remorqués  doivent,  d'ailleors, 
dans  tous  les  cas  do  rencontre  avec  d'autres  b&timents,  rapprocher,  autant  qne 
possible,  les  uns  des  autres,  les  b&timents  conduits  k  la  remorque  en  convoi, 
de  maniere  k  livrer  aux  autres  b^timents  un  passage  suffisamment  large.  ||  ü 
est  interdit,  dans  tous  les  cas,  de  naviguer  dans  le  fleuve  avec  plus  de  trois 
b^timents  amarrés  bord  k  bord. 

Chapitre  3.  —  Bègles  pour  le  Hdage. 

Art.  28.  Si  deux  bMiments  halés  en  sens  contraire  se  rencontrent  le 
long  de  la  même  rivc,  celui  qui  remonte  s'écarte  de  maniere  k  laisser  passer 
Tautre.  ||  Si  un  bdtiment  halé  par  des  animaux  de  trait  re  joint  un  train  de 
halagc  a  bras,  celui- ei  doit  lui  livrer  passage.  ||  Dans  le  cas  oü  nn  b&timent 
halé  en  rencontre  un  autre  amarré  k  la  rive,  le  capitainc  de  ce  demier  doit 
permettre  aux  matelots  du  b&timent  halé  de  monter  sur  son  bord  pour  trans- 
porter  la  corde  de  halage. 
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Art.  29.    Un  b^timent  halé  k  bras  ne  peut  eutreprendre  de  dépasser  un   ^'-  '^^• 

Berliner 

autre  b&timent  halé  de  même;  sauf  Ie  cas  oü  il  n  en  résolterait  aucun  retard  Kongrefs- 
ui  embarras  pour  ce  dernier,  leqael  est  tenu,  en  pareil  cas,  de  se  ranger  Ie    ^taaten. 
plus  prés  possible  contre  la  rive  qa'il-longe. 

Art  30.  U  ne  peut  j  avoir,  en  dehors  des  ports,  plas  de  trois  b&ti- 
mcnts  mooUlés  on  amarrés  bord  k  bord,  Ie  long  des  chemins  de  halage. 

Chapitre  4.  —  Bègles  pour  la  Navigaiion  pendant  la  Nuü  et  par  un  Temps 

de  Brouülard. 

Art  31.  Tont  b&timent  k  vapeor  navigaant  pendant  la  noit  (entre  Ie 
concher  et  Ie  lever  da  soleil)  dolt  être  mant  d'nne  lamière  blanche,  facilement 
visible  k  la  distance  de  denx  milles  aa  moins,  hissée  en  tête  dn  m&t  de  mi- 
saine,  d'one  lamière  verte  k  tribord,  et  d'ane  lamière  roage  k  babord.  ||  Les 
feaz  de  cóté  sont  ponrvas,  en  dedans  dn  bord,  d'écrans  dirigés  de  Tarrière  k 
Tavant,  de  maniere  qne  Ie  fea  vert  ne  paisse  pas  être  per9a  de  babord  avant, 
ni  Ie  fea  roage  de  tribord  avant  ||  Les  b&timents  k  voiles,  lorsqa'ils  font 
route  k  la  voile  on  en  remorque,  portent  les  mêmes  fenx  que  les  b&timents 
k  vapeur  en  marche,  k  l'exception  du  feu  blanc  du  mkt  de  misaine  dont  üs 
ne  doivent  jamais  faire  usage.  Les  b4timents  k  vapeur  remorquant  un  ou 
plusieurs  autres  b&timents  portent,  indépendamment  de  leurs  feux  de  cöté, 
deux  feux  blancs  places,  1'un  au-dessous  de  Tautre,  en  tête  du  m^  pour  servir 
k  les  distinguer  des  autres  navires  k  vapeur.  {|  Pour  Tapplication  des  régies 
prescrites  par  Ie  présent  Article,  tont  navire  k  vapeur  qui  ne  marche  qu'avec 
Taide  de  ses  voiles  est  considéré  comme  navire  k  voiles,  et  tout  navire  dont 
la  machine  est  en  action,  quelle  que  soit  sa  voilure,  est  considéré  comme  na- 
vire k  vapeur.  ||  Les  radeaux  naviguant  pendant  la  nuit  doivent  porter  un  feu 
blanc  k  chacun  de  leurs  angles.  ||  Tout  b&timent,  soit  k  voiles,  soit  k  vapeur, 
en  marche  pendant  la  nuit,  qui  s'apergoit  qu'ii  est  rejoint  par  un  autre  bd.ti- 
ment  suivant  la  même  route  que  lui,  est  tcnu  de  Tavertir,  en  lui  montrant 
uue  lumière  blanchc  k  rarrière. 

Art  32.  Les  b&tiroents  k  voiles,  les  convois  de  remorque  et  les  radeaux 
nc  peuvent  naviguer  que  lorsqu'ils  apergoivent  distinctement  la  rive  qu'ils 
suivent 

Art  33.  Par  les  temps  de  brume,  les  b&timents  k  vapeur  ne  peuvent 
naviguer  qu'4  vitessc  réduite,  et  les  capitaines  sont  tenus  de  regier  leur 
marche,  suivant  Tintcnsité  de  la  brume,  de  maniere  k  rester  toujours  maitres 
de  leurs  monvcments  et  k  pouvoir  s'arrêter  k  temps,  en  cas  d'obstacle.  lis 
sont  tenus,  d'aiileurs,  de  faire  tinter  sans  interruption  la  cloche  du  bord,  en 
dounant  un  coup  de  sifflet  de  deux  en  deux  minutes,  et  de  jeter  Tancrc,  si 
la  brume  devicnt  épaisse  au  point  qu'ii  leur  soit  impossible  d'apercevoir  la 
rive  sur  laquelie  ils  appuient,  ou  vers  laquelle  ils  se  dirigent. 
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Nr.  79»i.  Chapitre  5.  —  Bègles  pour  ks  BdtimerUs  au  Mouülage. 

Kongnea-  Art  34.    Ü  cst  expressément  défendu  de  jeter  Tancre  ou  de  s^amarrer 

io.Mftrei883.  ^^°^  ^^  chcnal  de  nayigation  de  maniere  k  entraver  la  marche  des  b&timents. 

Art  35.  Lorsque  par  suite  de  broaillard^  nn  b&timent  ou  on  radeaa  est 
obligé  de  s'arrèter  ailleurs^ue  sur  un  point  habituel  de  momllage,  il  est  teoa, 
si  c'est  nn  bateau  h  vapenr^  de  faire  tinter  la  cloche  dn  bord,  et,  dans  Ie  cas 
contraire,  de  héler  du  porte-voix.  ^Ces  signaux  sont  répétés  de  deux  en  deox 
minntes. 

Art.  36.  Tont  b&timent  arrèté  sur  Ie  fleuve,  pendant  la  nuit,  doit  être 
muni  d'un  fanal  éclairé  qui  est  placé,  soit  k  Textrémité  de  Tune  des  grandes 
vergnes,  soit  sur  toute  antre  partie  apparente  dn  b&timent,  dn  c6té  du  cheoil, 
de  tclie  sorte  qn'il  puisso  être  apergu  aussi  bien  eh  amont  qu'en  aval  ||  Les 
radeaux  stationnant  h  Tancre  pendant  la  nuit  doivent  porter  les  feux  prescrite 
par  TArticle  31;  sauf  les  feux  des  deux  angles  du  cóté  de  la  riYe,  qu'ils  sont 
tenus  de  supprimer. 

Art.  37.  Lorsqu'un  b&timent  ou  un  radeau  est  obligé  de  placer  un  cèble 
OU  une  chaine  en  travers  du  chenal;  ces  amarres  doivent  être  larguées  prompte- 
menty  aussitöt  qu'un  autre  b4timent  se  présente  pour  passer. 

Art  38.  Les  radeaux  et  trains  de  bois  ne  peuvent  avoir  qu'un  turanl 
d'cau  inférieur  de  deux  pieds  Anglais,  au  moins,  k  la  hauteur  de  Teau  sar 
celui  des  bas-fonds  dn  fleuve  offrant  la  moindre  profondeur,  dans  Ie  parcours 
qu'ils  doivent  traverser. 

Art.  39.  La  dimcnsion  des  radeaux  et  trains  de  bois  ne  devra  pas  dé- 
passer  la  largeur  reconnue  comme  étant  compatible  avec  les  conditions  de  U 
navigation  et  la  largeur  des  chenanx.  ||  Tont  radeau  ou  train  de  bois  échoné ' 
dans  Ie  fleuve,  de  maniere  k  entraver  la  navigation,  qui  n'est  pas  remis  è  flot 
dans  les  quarante-huit  heures,  pent  être  allégé  et  démonté  même,  au  besoio, 
par  les  agents  de  la  Police  Fiuviale,  aux  frais  du  propriétaire. 

Chapitre  6.  —  Bègles  pour  les  cas  d^Échouemmt  et  de  Naufrage. 

Art  40.  Tont  capitainc  ou  patron  d'un  b&timent,  ou  d'un  radeau  échooé 
OU  naufrage  dans  Ie  chenal  navigable  est  tenu  de  héler  les  b&timents  qui 
s'approchent,  avant  qu'ils  ne  soient  arrivés  k  petite  distance,  pour  les  avertir 
de  son  immobüité. 

Art.  41.  Si  Ie  b^timent  vient  k  faire  naufrage,  Ie  capitaine  doit  &ure 
tous  ses  efforts  pour  Ie  haler  immédiatement  contre  la  rive,  si  elle  est  proche, 
et,  dans  Ie  cas  contraire,  pour  Ie  placer  dans  toute  autre  partie  du  fleuve,  de 
maniere  k  dégager  Ie  chenal  navigable.  ||  Le  capitaine  du  b^timent  naofirtgé 
et  son  equipage  restent  k  bord  ou  k  proximité  du  lieu  du  sinistre,  jusqa'lt  ce 
que  le  proces-verbal  des  agents  de  la  Police  ait  été  dressé. 

Art  42.  Aussitöt  après  le  naufrage,  le  capitaine  du  b^ment  ou  le 
pilote  s'il  y  en  a  un  è.  bord,  fait  prévenir  le  plus  promptement  possible  les 
agents  préposés  k  la  surveillance  du  fleuve. 
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Art.  43.    Si  riuspecteur  juge  nécessaire  de  prendre  des  mesures  immé-    ^'-  '.^ï- 
diates  dans  Tintérêt  de  la  navigation,  il  requiert  k  eet  effet  Ie  capitaine  du  Ko^giw- 
b^timent  naufragé^  lequel  est  obligé,  soit  de  déclarer  immédiatement  qu'il  fera    s**»*»»». 
abandon  de  son  b&timent  et  de  laisser^  dans  ce  cas;  toute  latitude  k  llnspec- 
teur  pour  les  dispositions  k  prendre,  soit  d'agir  avec  son  equipage  sous  les 
ordres   do   Tlnspecteur;   dans   ce  dernier  cas,   celui -ei   dirige   Ie   sauvetage 
jusqu'au  point  oü  il  cesse  d'être  une  opération  d'utilité  publique  pour  devenir 
une  affaire  d'intérêt  privé. 

Art  44.  Si;  hors  Ie  cas  de  nécessité  immédiate  prévu  par  TArticle  pré- 
cédent;  Tenlèvement  de  la  carcasse  ou  des  débris  du  büttiment  naufragé  est 
ultérieurement  jugé  urgent  ou  nécessaire,  dans  Tintérêt  de  la  navigation,  les 
propriétaires,  assureurs  et  tous  autres  ayants-droit  sont  tenus  de  Teffectuer 
et  parachever  dans  Ie  délai  qui  leur  est  fixé  par  llnspecteur,  k  défaut  de 
quoi,  les  travaux  sont  exécutés  d'office  par  Tautorité  proposé^  k  Texécution 
du  présent  Reglement,  dans  la  limite  déterminée  par  Ie  susdit  Article  43. 

Art.  45.  Tous  travaux  entrepris,  soit  par  des  particuliers,  soit  par  des 
Compagnies,  pour  opérer  Ie  sauvetage  de  b4timents  naufragés  ou  de  lenrs  car- 
gaisons,  s'effectueut  sous  la  surveillance  de  1'autorité  préposée  k  Texécution 
du  présent  Reglement  Ges  travaux  peuvent  être  interdits,  s'ils  sont  do  na- 
ture k  causer  une  entrave  k  la  navigation,  de  même  qu'ils  peuvent  être  con- 
tinués  OU  repris  d'office  par  Tautorité  susnommée,  dans  Ie  cas  oü  ils  auraient 
été  abandonnés  ou  suspendus,  Ie  tout  sur  une  simple  notification  faite  aux 
ajants-droit  par  Tlnspecteur  de  la  Navigation.  ||  Le  bdtiment  dont  Ie  sauve- 
tage a  été  opéré  par  les  agents  de  Tautorité  préposée  k  la  surveillance  du 
fleuve  peut  être  tenu  de  couvrir  les  frais  de  sauvetage  et  d'entretien  du  ma- 
tériel.  II  Les  ancres,  chatnes  et  autres  objets  abandonnés  par  les  navigateurs 
dans  le  fleuve,  en  dehors  des  ports,  ne  peuvent  être  retirés  par  qui  que  ce 
soit,  sans  une  autorisation  écrite  de  Tlnspecteur  ou  des  Sous -Inspecteurs,  qui 
délivrent,  s'il  y  a  lien,  cette  autorisation  et  règlent  le  mode  d'cnlèvement  ainsi 
que  la  destination  des  objets  abandonnés. 

Chapitre  7.  —  Bègle  pour  le  jet  du  Lest. 

Art.  46.  Il  est  interdit  d'une  maniere  absolue  aux  b&timents  de  jeter 
leur  lest  dans  le  lit  fluvial.  ||  Le  déchargement  k  terre  peut  être  opéré  sur 
les  emplacements  désignés  par  les  autorités  locales,  comme  lieu  de  dépót 
public,  OU  sur  les  points  déterminés  par  les  agents  préposés  k  la  police  de 
la  navigation  et  désignés  dans  un  avis  düment  publié.  ||  Les  préscriptions  du 
présent  Article  sont  également  applicables  au  jet  des  cendres  et  escarbilles 
des  blltiments  k  vapeur. 

Art.  47.  Pour  assurcr  Texécution  de  la  disposition  qui  précède,  relative 
au  jet  du  lest,  les  capitaines  ou  patrons  sont  tenus  de  conserver  k  bord, 
pendant  toute  la  durée  du  voyage  en  amont,  le  certificat  déUvré  par  le  Ca- 
pitaine du  Port  de  Soulina  et  constatant  le  tirant  d'eau  des  b&timents  navi- 
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KongresB-  dc  vojage,  pooT  constator  un  déchargement  de  lest    Ges  ccrtincats  doiveut  ètre 
staten,    présentés  k  toate  réqnisition  des  agents  préposés  h  la  police. 

Chapitre  8.  —  Des  Opérations  d^aUège  au  Cdbotage, 

Art.  48.  Les  opérations  d'allège  peavent  être  faites  par  tons  transports 
è  vapenr,  chalands  de  remorqne^  b&timents  k  voiles  ou  allèges. 

Chapitre  9.  —  Du  Beniorquage, 

Art  49.  L'indnstrie  dn  remorquage  est  entièrement  libre  poor  les  bateiax 
k  vapeur  de  tont  pavillon.  ||  Les  opérations  de  remorquage  peuvent  être  effe^ 
tuéeS;  sans  aucnne  entrave  et  sans  aucune  nouvelle  formalité  ni  déclaration, 
par  tous  les  remorqueurs  qui  opèrent  sur  la  partie  du  fleuve  située  entre 
Braïla  et  Soulina.  ||  Les  propriétaires  ou  capitaines  des  remorqueurs  destinés  i 
opérer  exclusivement  entre  Braïla  et  les  Portes  de  Fer  sont  tenus  d'en  faire  U 
dóclaration  k  1'Inspecteur  de  la  Navigation  et  de  Tinformer  du  nom  du  navire 
de  son  pavillon  et  de  sa  force  en  chevaux-vapeur,  ainsi  que  de  la  date  k  partir 
dc  laquelle  commenceront  les  opérations  de  remorquage.  ||  Sur  cette  notification, 
rinspecteur  indique  sans  délai  au  propriétairc  du  remorqueur  un  numero  d'ordre, 
que  celui-ci  est  tenu  de  faire  porter  par  son  b&timent,  en  chififres  arabes,  d'uo 
pied  de  hauteur;  peints  en  blanc  k  babord  et  k  tribord;  sur  une  partie  apparente 
du  bordage  extérieur. 

Art.  50.  Lorsque  des  bdtiments  ou  transports  conduits  en  remorqne 
s'amarrcnt  ou  jcttent  Tancre,  les  remorqueurs  ne  peuvent  larguer  les  amarres 
de  rcmorque  avant  que  les  b&timents  ou  transports  remorqués  n'aient  üait  lear 
évitée  au  vent  ou  au  'courant;  et  nc  se  trouvent  en  sécurité  de  mouillage. 

Art  51.  Lorsque  Ic  capitaine  d'un  remorqueur  entreprend  de  remorqner 
un  OU  plusicurs  biltimcnts,  transports,  radeaux  ou  trains  de  bois,  pour  lesqaels 
la  force  de  son  b&timent  est  insuffisante,  et  qull  en  résulte  un  dommage  on 
unc  entrave  pour  la  navigation,  Ie  capitaine  est  passible  de  Tamende  préyoe 
pour  contravention  k  TArticle  18  sans  préjudice  k  la  responsabilité  qu'il  encooit 
devant  les  autorités  civiles,  pour  les  dommages  qui  peuvent  en  résulter. 

Art  52.  Les  dispositions  des  Articles  50  et  51  qui  precedent  sont  obli- 
gatoires  pour  tous  les  b^timents  employés  k  en  remorqner  d'autres,  soit  bi* 
bituellement,  soit  accidentellemcnt  ||  En  cas  d'échouemeut  ou  de  naufrage  d'on 
b^timent,  transport,  radeau  ou  train  de  bois  remorqué,  Ie  capitaine  du  remor- 
queur, en  continuant  son  voyage,  est  tenu  dc  donner  avis  de  Taccident  h  h 
première  embarcation  du  service  de  llnspection  qu'il  rencontre.  ||  En  règle 
générale,  Ie  remorqueur  ue  peut  continuer  son  voyage  avant  qu'il  ne  soit  cod- 
staté  que  la  force  de  son  moteur  est  insuffisante  pour  remettre  k  flot  Ie  b&ti- 
ment,  transport,  radeau  ou  train  de  bois  échoué.  ||  Les  dipositions  du  présent 
Articlc  sont  applicablcs  k  tous  b^timents  k  vapeur  employés  au  remorquage, 
soit  habituellement,  soit  accidentellement 
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Chapitre  10.  —  JDe  la  Police  des  Ports.  ^'-  '««i- 

Borlincr 

Art.  53.     Aacun  navirc  ne  pent  entrer  dans  an  port  ni  en  sortir^  sans  Kongreos- 
hisser  son  pavillon  national.  etaaten. 

Art  54.  Les  capitaines  sont  tenas  de  jetér  Tancre  anx  endroits  qni  lenr 
sont  désignés  par  les  autorités  dn  port;  et  de  changer  de  mouillage^  snr  la  ré- 
qnisition  de  ces  antorités;  lorsqne  cela  est  reconnn  nécessaire. 

Art.  55.  Pendant  toute  la  durée  du  mouillage;  les  vergues  restent  brassées 
de  Tavant  h  Tarrière. 

Art.  56.  Une  fois  k  rancre,  les  bd.timents  s'amarrent  aux  poteaux  établis 
k  eet  effet  Ie  long  des  rives  ou  anx  b&timents  déj&  mouillés.  Le  corps  du 
batiment  le  plus  rapproché  de  la  rive  sert  de  passage  aux  autres.  Les  b&ti- 
ments  rentrent  lenr  bAton  de  foc  et  lenrs  bouts-dehors  qni  ne  peuvent  servir, 
en  aucun  cas^  h  amarrer  les  embarcations. 

Art  57.  Les  capitaines  se  prcsentent^  dans  les  vingt-quatre  henres  de 
leur  arriyée,  au  bureau  du  Capitaine  de  Port,  pour  y  produire  leurs  papiers 
de  bord. 

Art  58.  Tont  batiment  stationnant  dans  un  port  est  tenu  d'ayoir  toujours 
k  sa  disposition  assez  d'hommes  pour  exécuter  les  manoeuvres  qui  pourraient 
devenir  nécessaires. 

Art  59.  Les  embarcations  des  ports  ou  des  b&timents  marcbands  mouil- 
lés dans  un  port  ne  peuvent  se  déplacer  pendant  la  nuit  sans  porter  un 
fanal  allumé. 

Art  60.  Il  n'est  pas  permis  de  chauffer,  dans  l'intérieur  des  ports,  du 
goudron  ni  de  la  poix,  èbord  des  bd,timents.  Les  fumigations  ne  peuvent 
avoir  lieuqu'avec  l'autodsation  du  Capitaine  de  Port.  ||  Le  capitaine  de  tont 
béitiment  arrivant  avec  un  chargement  composé,  exclusivement  ou  en  partie,  de 
pétrole,  de  djnamite,  de  poudre  k  canon  ou  de  mine,  ou  d'autres  matières 
explosiblear.ou  inflammables,  est  tenu  d'en  faire  immédiatement  sa  déclaration 
aux  agents  préposés  k  la  poUce  du  port,  avant  de  prendre  son  mouillage,  et 
de  produire  1'autorisation  dont  il  doit  être  muni  pour  1'importation  de  ces 
matières. 

Art.  61.  Les  b&timents  ajant  du  pétrole  ou  des  matières  explosibles  ou 
inflammables  k  bord,  ne  peuvent  mouiller  ou  s'amarrer  que  dans  la  partie  des 
ports  désignée  k  eet  effet  par  les  Capitaines  de  Port,  et  ils  sont  tenus  de  porter 
un  pavillon  rouge  en  tête  du  m^t  de  misaine. 

Art  62.  Tont  bêitiment  mouillé  dans  un  port  est  tenu  de  porter  son  nom 
sur  une  partie  facilement  visible.  ||  Les  capitaines  des  b^timents  stationnant  dans 
on  port  sont  obligés  de  dénoncer  sans  retard  aux  Capitaines  de  Port  tont  cas 
d'abordage  ou  d'avarie  dans  lequel  leurs  b&timents  auraient  été  engagés,  ainsi 
que  tont  cas  de  décès  survenu  k  leur  bord. 

Art  63.  Les  dispositions  du  présent  Reglement,  relatives  aux  amarres 
et  fanaux  et  au  remorquage,  sont  également  applicables  dans  les  ports. 

Art.  64.    Avant  de  quitter  un  port,  les  capitaines  sont  tenus  de  se  pré* 
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Nr.  7991.  genter  aa  bureau  du  Capitaine  de  Port,  pour  obtenir  leurs  expéditions  et  pour 
KongroM-  payer  ou  consigner  Ie  montant  des  amendes  qui  leur  seraient  infllgées  en  verto 
stwten.    ^^  présent  Reglement. 

10.Miral883.  ^  , 

Art  65.     Il  est  defendu  de  retirer^  sans  1  autorisation  da  Capitaine  dn 
Port,  les  ancresy  chatnes  et  autres  objets  abandonnés  dans  Ie  port 

Chapitre  11.  —  Du  Service  du  Püotage  dans  Ie  Fleuve. 

Art  66.    Le  pilotage  sur  Ie  fleuve  est  facultatif. 

Art  67.  £n  dehors  du  pilotage  qui  s'excrce  librement;  il  j  aura  od 
service  spécial  facultatif  de  pilotes  brevetés  pour  les  b&timents  qui  nayiguent  Ie 
fleuve  entre  les  Portes  de  Fer  et  Braïla.  Ges  pilotes  sont  places  sous  Tautorité 
de  rinspecteur,  qui  leur  délivre  le  brevet  de  pilote.  lis  sont  tenus  de  feire 
viser  ce  brevet  chaque  année  par  Tlnspecteur;  k  défaut  de  raccomplissement 
de  cette  formalité,  le  brevet  cesse  d'être  valable. 

Art  68.  Un  tarif  de  pilotage  sera  élaboré  par  Tautorité  préposée  k  la 
surveillance  des  Réglements  pour  les  pilotes  brevetés. 

Art.  69.  Les  Sous -Inspecteurs  et  les  Capitaines  de  Port,  chacun  dans 
les  limites  de  son  ressort,  prononcent  sur  les  contestations  survenuos  entre  les 
pilots  et  les  capitaines  de  commerce,  lorsque  leur  intervention  est  réclamée. 

Art.  70.  Les  pilotes  sont  tenus  de  dénoncer,  soit  auz  agents  de  l'In- 
spection,  soit  aux  Capitaines  de  Port,  les  contraventions  commises  en  leur 
présence.  ||  Il  leur  est  interdit  de  s'intéresser,  soit  directement,  soit  indirecte- 
ment,  dans  aucune  opération  ou  entreprise  d'allège  ayant  pour  objet  de  remettre 
k  flot  le  b^timent  échoué  qu'ils  ont  conduit  lors  de  Taccident 

Art.  71.  Les  pilotes  brevetés,  qui  par  incapacité  ou  mauvaise  volonté 
ont  été  cause  d'un  abordage,  d'un  échouement  ou  d'un  naufrage,  sont  destitnés, 
sans  préjudice  k  Taction  civile  que  les  ayants-droit  peuvent  exercer  contre  enx 
devant  les  tribunaux  compétents. 

Chapitre  12.  —  Des  Contraventions. 

SECTION  (A).  —  FIXATION  DES  AMENDES. 

§  1**.     Contraventions  au  Régime  Général  de  la  Navigation. 

Art.  72.  Toute  contravcntion  k  TArticle  dix-huit  (18)  est  punie  d'nne 
amcnde  de  cinq  k  cinquante  francs. 

§  2.     Contraventions  et  la  JPolice  du  Fleuve. 

Art.  73.  Toute  contravcntion  k  Vnne  des  dispositions  des  Articles  Tingt- 
huit,  vingt-neuf,  trente  (28,  29,  30),  du  second  alinea  de  TArticlc  quarante  et 
un  (41),  de  TArticle  quarante  -  deux  (42),  et  du  quatrième  alinea  de  rArticle 
quarante-neuf  (49)  est  punie  d'une  amende  de  cinq  k  trente  francs. 

Art  74.  Toute  contravcntion  k  TArticle  quarante-cinq  (45)  est  punie  d'une 
amende  de  cinq  k  quarante  francs. 
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Art.  75.    Toute  contravention  è  Tune  des  dispositions  des  Articles  onze,   ^r.  7991. 
treize,  diz-neuf,  vingt,  trente-quatre,  trente-six,  trente-huit,  quarante,  quarante-  KongreM- 
sept  (11,  13,  19,  20,  34,  36,  38,  40,  47),  k  la  disposition  du  troisième  alinea    BtMten. 
de  TArticle  quarante -neuf  (49),  on  k  celle  dn  second  alinea  de  TArticle  cin- 
quante-deux  (52)  est  punie  d'une  amende  do  cinq  k  cinqnante  francs. 

Art.  76.  Toute  contravention  aux  dispositions  de  TArticle  vingt-cinq  (25) 
est  punie  d'une  amende  de  cinq  k  soixante  francs. 

Art  77.  Toute  contravention  k  TArticle  trente-cinq  (35)  est  punie  d'une 
amende  de  cinq  k  quatre-vingt  francs. 

Art  78.  Toute  contravention  aux  dispositions  des  Articles  vingt- six  et 
vingt-sept  (26,  27)  est  punie  d'une  amende  de  dix  k  quatre-vingt  francs. 

Art.  79.  Toute  contravention  aux  dispositions  des  Articles  vingt  et  un, 
vingt-quatre,  trente  et  un  et  trente-sept  (21,  24,  31,  37),  est  punie  d'une 
amende  de  cinq  k  cent  francs. 

Art  80.  Toute  contravention  aux  dispositions  des  Articles  vingt-deux, 
vingt-trois,  trente-deux,  trente-trois  et  cinquante  (22,  23,  32,  33,  50)  est  punie 
d'une  amende  de  dix  k  cent  francs. 

§  3.    Contraventions  ei  la  Pólice  des  JPórts. 

Art.  81.  Toute  contravention  k  Tune  des  dispositions  des  Articles  cin- 
quante-trois,  cinquante- cinq,  cinquante -six,  cinquante -sept,  cinquante-huit  et 
soixante-deux  (53,  55,  56,  57,  58,  62)  est  punie  d'une  amende  de  cinq  k 
vingt  francs. 

Art.  82.  Toute  contravention  k  TArticle  soixante-cinq  (65)  est  punie  d'une 
amende  de  cinq  k  quarante  francs. 

Art  83.  Toute  contravention  k  1'Article  cinquante -neuf  (59)  est  punie 
d'une  amende  de  cinq  k  cinquante  francs. 

Art  84.  Toute  contravention  k  l'Article  soixante -quatre  (64)  est  punie 
d'une  amende  de  cinq  k  cent  francs. 

Art  85.  Toute  contravention  aux  dispositions  des  Articles  soixante  et 
soixante  et  un  (60,  61)  est  punie  d^une  amende  de  cinq  k  deux  cents  francs. 

§  4.    Contraventions  commises  par  les  Pllotes  hrevetés. 

Art  86.  Toute  contravention  aux  dispositions  de  TArticle  soixante-dix  (70) 
est  punie  d'une  amende  de  cinq  k  cinquante  francs. 

§  5.     Injures  et  Voies  de  Fait 

Art  87.  Toute  offense  ou  injure  commise  et  toute  menace  proférée 
contre  les  agents  préposés  au  maintien  de  la  police  de  la  navigation,  agissant 
dans  l'cxercice  de  leurs  fonctions,  de  même  que  toute  injure  ou  offense  dirigée 
contre  Tautorité  de  laqueüe  les  dits  agents  tiennent  leur  pouvoir,  est  punie 
d'une  amende  de  cinq  francs  et  de  cinquante  francs  au  plus.  ||  S'il  j  a  voie 
de  fait  commise  ou  tentée  contre  les  agents  de  la  Police,  k  1'occasion  de  l'ac* 

A 
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Staateo. 

io.iitei888.       SECTION  (B).  —  RÈGLES  POÜB  L'APPLICATION  DES  AMENDES. 

Art  88.  Les  amendes  ne  sont  pas  applicables  anx  contraventions  occa- 
sionnées  par  des  cas  de  force  majenre. 

Art  89.  Le  maximum  des  amendes  peut  ètre  doublé  en  cas  de  recidive.  [' 
n  7  a  recidive  lorsqu'une  contravention  se  renouvelle  dans  Vespace  d'un  an. 

Art.  90.  Indépendamment  des  amendes  auxquelles  ils  sont  condamnéS|  les 
contrevenants  peuvent  être  poursuivis  devant  les  tribunaux  compétents^  k  raison 
de  la  réparation  civile  des  dommages  qu'ils  ont  causés. 

Art  91.  Les  capitaines  et  patrons  sont  responsables  des  contraventions 
commises  par  les  gens  de  leur  equipage. 

Art  92.  En  tont  état  de  cause,  le  b&timent,  remorqueur  ou  allège,  ü 
bord  duquel  une  contravention  a  été  commise,  demeure  affecté  par  privilege  au 
paiement  de  Tarnende  encouruC;  pour  le  recouvrement  de  laquelle  il  peut  être 
séquestré  par  les  agents  préposés  k  la  police  du  fleuve. 

Art  93.  Les  Sous-Inspecteurs  de  la  Navigation  et  les  Capitaines  de  Port 
connaissent  des  contraventions  commises,  Tétendue  de  leur  ressort ,  contre  les 
dispositions  du  présent  Reglement,  et  prononcent,  en  première  instance,  Tappli- 
cation  des  amendes  encourues  k  raison  de  ces  contraventions.  ||  La  notification 
de  leurs  sentences  est  faite  par  Tentremise  du  Capitaine  du  port  oü  le  bateaa 
se  trouve,  ou  hors  des  ports  directement  par  les  Sous-Inspecteurs.  ||  La  noti- 
fication  peut  aussi  être  faite  valablement  par  Tentremise  de  Tautorité  consulaire 
du  pavillon. 

Art  94.  Le  montant  des  amendes  est  verse  k  la  caisse  de  Tautorité 
commune. 

Art  95.  Les  appels  contre  les  jugements  de  condamnation  rendus  en 
première  instance  par  les  agents  de  Police  sont  portés,  dans  les  trois  mois 
de  la  notification,  devant  la  Gommission  Mixte.  ||  En  cas  d'appel,  le  montant 
de  Tamende  est  consigne,  k  titre  provisoire,  k  la  caisse  de  la  Gommission 
Mixte,  dans  laquelle  il  reste  en  dépöt  jusqu'è  ce  que  la  cause  soit  vidée.  ||  Les 
appels  ne  sont  plus  recevables  après  Texpiration  du  délai  de  trois  mois,  k  partir 
de  la  notification,  et  le  montant  de  Tamende  demeure  définitivement  acquis  k  \i 
Gommission  Mixte. 

TITRE  HL  —  EXÉGÜTION  ET  SURVEILLANCE  DES  RÈGLEMENTS. 

Art.  96.  L'exécution  du  présent  Reglement  est  placée  sous  Tautorité 
d'une  Gommission  dite  ^^Gommission  Mixte  du  Danube/'  dans  laquelle  TAutriche- 
Hongrie,  la  Bulgarie,  la  Roumanie  et  la  Serbie  seront  chacune  représentées 
par  un  Délégué.  La  présidence  de  cette  Gommission  appartiendra  au  Délégué 
de  TAutriche-Hongrie.  ||  Un  membre  de  la  Gommission  Européenne  du  Danube, 
désigné  pour  une  période  de  six  mois,  par  ordre  alphabétique  des  Êtats,  pröidr» 
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part  aux  travaox  de  la  Commission  Mixte  et  jooira,  pendant  cette  participation,   ^*  j^^ 


de  tons  les  droits  appartenant  k  ses  autres  membres.  ||  Les  États  déjè  repré-  jnongnm- 
sentés  k  la  Commission  Mixte  ne  seront  pas  compris  dans  ce  roulement  alpha- , /^•*t^„« 
bétique.  ||  Afin  que  Ie  membre  de  la  Commission  Ëuropéenne  ainsi  désigné 
soit  en  mesure  de  prendre  part  aux  délibérations  de  la  Commission  Mixte^ 
celle-ci  lui  fera  parvenir  Ie  programme  de  ses  travaux  un  mois  avant  Touver- 
ture  de  chaque  session.  ||  La  Commission  Ëuropéenne;  quand  elle  Ie  jugera 
utile,  pourra  demander  k  la  Commission  Mixte^  par  Tentremise  de  son  Délégné^ 
les  renseignements  dont  elle  aurait  besoin  concernant  celles  des  décisions  de 
la  Commission  Mixte  qui  toucheraient  k  la  liberté  de  la  navigation. 

Art  97.  Les  pouvoirs  de  la  Commission  Mixte  auront  une  durée  egale 
k  ceux  de  la  Commission  Ëuropéenne  du  Danube^  et  cette  Commission  Mixte 
subira^  s'il  est  besoin^  les  modifications  qu'il  pourrait  devenir  nécessaire  d'intro- 
duire  dans  sa  constitution  et  dans  ses  pouvoirs^  sous  réserve  de  la  coexistence 
des  deux  Commissions. 

Art.  98.  La  Commission  Mixte  tiendra  chaque  année  deux  sessions  ordi- 
naires^  qui  seront  fixées  de  maniere  k  éviter  la  réunion  simultanée  de  la  Com- 
mission Mixte  et  de  la  Commission  Ëuropéenne.  ||  Ses  décisions  seront  prises 
k  la  majorité  des  voix.  ||  Elle  arrêtera  elle-même  Ie  reglement  intérieur  pour 
Tordre  de  ses  travaux^  ainsi  que  les  instructions  spéciales  k  ses  agents  en  vue 
de  1'application  du  présent  Reglement^  sauf  les  points  sur  la  solution  desquels  Ie 
présent  Reglement  a  statué  lui-même.  La  Commission  procédera,  dans  sa 
première  session,  k  la  nomination  des  agents  designés  k  TArticle  101,  sous  les 
numéros  1,  2  et  4.  ||  Toutefois,  Ie  reglement  intérieur  et  les  instructions  d'un 
caractère  général  et  réglementaire;  telles  que  celles  dont  il  est  question  dans 
TArticle  9  de  TActe-Public  du  2  Novembre  1865;  relatif  k  la  navigation  des 
embouchures  du  DanubC;  seront  communiqués  préalablement  k  la  Commission 
Ëuropéenne ;  et  ne  seront  appliqués  qu'après  que  cette  Commission  les  aura 
trouvés  conformes  aux  principes  qui  ont  servi  de  base  au  présent  Reglement 

Art.  99.  Les  frais  d'administration  seront  k  la  charge  des  États  repré- 
sentés  dans  la  Commission  Mixte,  lis  y  contribueront  dans  la  proportion  sui- 
vante:  rAutriche-Hougrie  pour  quatre  dixièmes,  la  Roumanie  pour  quatre 
dixièmes;  et  la  Bulgarie  et  la  SerbiC;  chacune;  pour  un  dixième.  ||  A  la  se- 
conde réunion  ordinaire,  la  Commission  Mixte  fixera  son  budget  pour  Tannée 
suivante.  ||  Les  contributions  des  États  seront  faites  d'avance  pour  chaque  se- 
mestre.  Les  amendes  pergues  pour  contravention  au  présent  Reglement  seront 
vcrsées  dans  la  caisse  de  la  Commission  Mixte,  pour  êtro  affectées  aux  besoins 
du  service. 

Art  100.  Les  agents  ci-après  designés  fonctionneront,  chacun  dans  Ie 
ressort  qui  lui  sera  assigné;  sous  les  ordres  de  la  Commission  Mixte,  savoir:  || 
1^.  Un  Inspecteur;  ||  2^.  Des  Sous-Inspecteurs;  ||  3^.  Des  Capitaines  de  Port, 
pour  autant  que  leur  action  s'exercera  sur  la  voie  fluviale;  ||  4^.  Un  Secrétaire 
et  des  agents  subalternes. 


358  Donan-Conferenz. 

Nr.  7991.  ^j.^   IQj^    Lgg  agents  désignés  k  TArticle  precedent  seront  choisis  parmi 

EongTMB-  des  personnes  compétentes;  ils  seront  nommés  et  rétribués  comme  il  snit: 
suaten.  L'Inspectcur  sera  nommé  et  rétribué  par  la  Commission  Mixte,  ainsi  que  Ie 
Secrétaire  et  les  agents  snbalternes.  ||  Les  Sons -Inspecteurs  et  Gapitaines  de 
Port  seront  nommés  et  rétribués  par  les  États  Riverains  respectifs,  lesqaels 
feront  part  h  la  Commission  Mixte  de  la  nomination  de  ces  agents  ou  de  leur 
remplacement.  ||  Les  agents  ci-dessus  nomméS;  sauf  les  Sous-Inspecteurs  et  les 
Gapitaines  de  Port;  pourront  être  révoqués  par  la  Gommission  Mixte. 

Art  102.  L'Inspecteur  est  appelé  k  veiller  par  voie  administrative  k  la 
strlcte  obsenration  des  dispositions  dn  présent  Reglement  et  k  mettre  de  Ten- 
semble  dans  son  application.  ||  Sous  ce  rapport^  il  est  considéré  comme  directe- 
ment  préposé  aux  Sous-Inspecteurs  et  aux  Gapitaines  de  Port 

Art  103.  Le  Danube  entre  les  Portes  de  Fer  et  Braïla  sera  divisé  sur  Is 
rive  gauche  en  quatre  sections  d'inspection;  dont  ||  La  première  s'étendra  des 
Portes  de  Fer  k  Beket  inclusivement;  ||  La  seconde,  de  Beket  jusqu'a  Sim- 
nitza  inclusivement;  ||  La  troisième,  de  Simnitza  jusqu'è  Galarash-Silistrie;  ||  La 
qnatrième,  comprenant  les  deux  rives,  de  Galarash-Silistrie  jusqu'^  Braïla  ei- 
clusivement  ||  Sur  la  rive  droite  il  sera  divisé  en  trois  sections;  dont  ||  La 
première  s'étendra  des  Portes  de  Fer  jusqu'è  Tembouchure  du  Timok;  ||  La 
seconde,  du  Timok  jusqu'è  Nicopolis  inclusivement;  |]  La  troisième,  de  I^ico- 
polis  jusqu'^  Silistrie  inclusivement;  ||  La  résidence  de  chacun  des  Sous-In- 
specteurs sera  ultérieurement  fixée  par  les  Ëtats  Riverains  de  concert  avec  la 
Gommission  Mixte. 

Art  104.  Les  États  Riverains  prèteront  k  la  Gommission  Mixte  et  k  ses  agents 
tont  le  concours  dont  elle  pourra  avoir  besoin  dans  Taccomplissement  de  sa  t&che. 
Art  105.  Les  ports  ou  echelles  situés  sur  le  parcours  de  chaque  section 
fluviale  et  pour  lesquels  les  États  Riverains  auront  institué  des  Gapitaines  de 
Port;  conformément  aux  dispositions  du  présent  Reglement,  ne  seront  pas 
compris  dans  le  ressort  du  Sous -Inspecteur  de  la  section.  Les  ports  on 
echelles  seront  places  sous  la  surveillance  des  Gapitaines  de  Port,  lesqaels 
relèvcront  directement  de  Tlnspccteur  et  seront  tenus  de  suivre  ses  instructions, 
pour  tout  ce  qui  concernera  leur  action  sur  la  voie  fluviale.  ||  On  entend  par  la 
dénomination  de  port,  au  sens  du  présent  Reglement,  toute  la  partie  du  flen?e 
comprise  entre  deux  lignes  droites  partant,  normalement  aux  rives,  des  limites 
d'amont  et  d'aval  des  dits  ports  ou  echelles  et  se  prolongeant  jusqa'an 
thalweg.  II  Si  la  rive  opposéc  appartient  au  même  État,  le  port  comprend 
également  la  partie  du  fleuve  située  au  del^  du  thalweg,  entre  les  deux  lignes 
prolongées  jusqu'è.  la  dite  rive,  k  moins  toutefois  qu'il  n'existe  sur  cette  riTe, 
dans  les  mêmes  eaux,  un  port  ou  échelle  muni  d'un  Gapitaine  de  Port  ||  Les 
b&timents  en  cours  de  navigation  et  traversant  les  eaux  d'un  port,  sans  sj 
arrêtcr,  ne  sont  pas  soumis  k  la  juridiction  des  Gapitaines  de  Port;  Tln- 
specteur  et  les  Sous-Inspecteurs  sont  seuls  compétents  pour  agir  k  1'égard  de 
ces  b^timcnts. 
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Art.  106.    Les  attributions  spéciales  de  la  police  judiciairc  fluviale  seront  ^'-  ''^^• 
exercées  par  les  Sous-Inspecteurs  et  les  Capitaines  de  Port,  par  chacun  dans  Kongre«- 
son  domaine  de  surveillance,  et  les  appels  seront  portés  devant  la  Commission    sia»ten. 
Mixte,  qui  jugera  en  dernier  ressort  ||  Si,  dans  Texercice  de  leurs  fonctions,  les 
Sous-Inspecteurs  avaient  k  relever  des  contraventions  commises  en  dehors  de 
leur  ressort,  ils  constateraient  ces  contraventions  et  les  porteraient  k  la  con- 
naissance  du  Sous-Inspecteur  competent. 

Art  107.    La  Commission  Mixte  aura  son  siège  k  Giurgevo. 

Art  108.  Les  Articles  1,  2,  3,  6,  7,  8,  9  et  10,  ainsi  que  les  Articles  96 
k  108  inclusivement  du  présent  Reglement,  ne  pourront  être  modifiés  qu'^  la 
suite  d'une  entente  des  Puissances  intéressées.  Les  autres  Articles  ne  pourront 
être  modifiés  par  la  Commission  Mixte  qu'avec  Ie  concours  de  la  Commission 
Européenne  du  Danube. 


Nr.     7992.      GEOSSBBITAinnEN.  —   Min.  d.  Ausw.  (Granville)  an 

alle  diplomatischen  Vertreter  Englands.  —  Ueber- 

sicht  tiber  die  Verhandlungen,  betreffend  die  Donau- 

Schifffahrt 

Foreign  Office,  Marcb  14,  1883. 

Mylord,  Sir  —  I  transmit  to  you  herewith,  for  your  Information,  copies  Nr.  7992. 
of  the  Protocols  of  the  Conferences  which  have  been  held  here  on  the  subject  |,rit«nni6n. 
of  tbc  navigation  of  the  Danube  and  of  the  Treaty  which  bas  been  signed  by  i4.Marai888. 
tbc  Plenipotentiaries. 

You  are  aware,  that  by  the  General  Treaty  of  Peace  concluded  between 
Great  Britain,  Austria,  France,  Prussia,  Russia,  Sardinia  and  Turkey,  at 
Paris,  on  the  30th  March,  1856,  the  Emperor  of  Russia  consented  to  the 
rectification  of  bis  frontier  in  Bessarabia  in  exchange  for  certain  towns,  ports 
and  territories,  and  in  order  more  fuUy  to  secure  the  freedom  of  the  navi- 
gation of  the  Danube,  and  that  by  the  subsequent  Treaty  of  Paris  of  the 
6th  January,  1857,  concluded  between  the  same  Powers,  a  portion  of  the 
territory  thus  ceded  by  Russia,  and  comprising  the  islands  included  between 
the  different  branches  of  the  Danube  at  its  mouth,  and  forming  the  Delta  of 
that  river,  were  replaced  under  the  immediate  sovereignty  of  the  Sublime 
Porte.  The  extent  of  this  portion  of  territory  was  precisely  laid  down  in  a 
map  annexed  to  the  latter  Treaty:  it  included  the  whole  of  the  islands  from 
the  Bclgarod,  or  most  northern  outlet  of  the  Eilia  branch,  down  to  the 
St  George's,  or  most  southern  mouth  of  the  Danube,  with  the  addition  of  the 
Isle  of  Serpents,  and  thus  every  outlet  of  the  Danube  into  the  sea  which  was 
navigable  at  that  time,  or  might  be  made  navigable  in  the  future,  was  com- 
prised  within  its  limits. 

By  Article  XV  of  the  Treaty  of  1856,  the  Contracting  Powers  stipulatcd 
among  themselves,  that   the   principlcs   adoptcd  by  the  Congress  of  Yicnna 
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OrOBB- 

briiannien.  different  StateS;  should  be  applied  to  the  Dannbe  and  its  moaths.  Thej  de- 
^*-^*"*®^clared,  that  this  arrangement  formed  thenceforth  part  of  the  pablic  law  of 
Europe,  and  they  took  it  ander  their  guarantee.  It  was  also  declared^  that 
no  toll  should  be  levied  foonded  solely  upon  the  fact  of  the  navigation  of  the 
river;  that  no  duty  was  to  be  levied  on  goods  which  might  be  on  board  of 
vessels;  that  the  Regulations  for  police  and  quarantine  shonld  be  so  framed 
as  to  facilitate;  as  mach  as  possible,  the  passage  of  vessels,  and  that,  bejoDd 
this,  no  obstacle  whatever  shoald  be  offered  to  free  navigation.  The  XVItli 
Article  of  the  same  Treaty  provided,  that  a  Commission  shoald  be  formed,  in 
which  each  of  the  Contracting  Powers  shoald  be  represented  by  a  Delegste^ 
and  that  this  Commission  shoald  be  charged  to  designate  and  to  caose  to  be 
execated  the  works  necessary  below  Isaaktcha,  to  clear  the  moaths  of  tbe 
Danabe  as  well  as  the  neighboaring  parts  of  the  sea  from  the  sands  and 
other  impediments  that  obstracted  them,  in  order  to  pat  that  part  of  the 
river  and  the  said  parts  of  the  sea  in  the  best  possible  state  for  navigation, 
and  to  settle  the  fixed  daties  which  shoald  be  levied  to  defray  the  expenses 
connected  with  those  works.  In  the  XYIIIth  Article  of  the  same  Treatj  it 
was  declared  to  be  anderstood,  that  this  Earopean  Commission  shoald  haie 
complcted  its  task  within  the  period  of  two  years,  and  that  in  the  meanwhile 
a  permanent  Riverain  Commission,  whose  composition  was  provided  for  bj  the 
immediately  prcceding  Article  of  the  Treaty,  shoald  have  prepared  Begolaüoos 
of  navigation  and  river  police,  and  have  removed  the  impediments  that  stfll 
prevented  the  application  to  the  Danabe  of  the  arrangements  of  the  Treat? 
of  Yienna:  the  Signatory  Powers,  assembled  in  Conference,  having  been  in- 
formed  of  the  fact,  and  after  having  placed  it  on  record,  woold  then  pro- 
noance  the  dissolntion  of  the  Earopean  Commission,  and  from  that  time  the 
permanent  Riverain  Commission  woald  enjoy  the  same  powers  as  those  with 
which  the  Earopean  Commission  had  been  invested. 

In  parsaance  of  these  last  provisions  the  Riverain  Commission,  composed 
of  the  Delegates  of  Aastria,  Bavaria,  Tarkey  and  Würtemberg,  and  of  Gom- 
missioners  from  Servia,  Moldavia  and  Wallachia,  met  and  framed  Regulations 
which  were  laid  before  the  Conference  sitting  at  Paris  in  1858.  Bat  the  fom, 
in  which  these  Regulations  were  prepared,  and  the  nature  of  many  of  tbe 
proposed  enactments,  did  not  meet  with  the  approval  of  the  majority  of  the 
Great  Powers;  they  were  therefore  referred  back  to  the  Riverain  Commission 
for  amendment.  Additional  Articles  were  framed  by  the  Riverain  Cominis- 
sion  and  presented  in  1859;  bat  the  Regulations,  as  a  whole,  were  still  con- 
sidered  objectionable  by  the  Paris  Conference,  and  the  Riverain  Commission 
has  not  met  since  this  date. 

In  the  year  1866  the  question  of  the  continued  existence  of  the  Euro- 
pean  Commission  was  brought  before  the  Conference  of  Paris;  it  was  shown, 
that  the  work  they  had  to  carry  out  was  of  a  much  more  serioas  character 
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than  had  at  first  been  contemplated,  and  that  it  coald  not;  even  then,  be  said   ^'-  ^^^ 
to  have  been  fully  accomplished.    The  Conference  agreed^  that  the  Commission  bnunnien. 
shoald  be   prolonged  for  a  further   term  of   five  years;   hut  hopes  were  ex-^**^^^^^- 
pressed,  that  it  would  basten  on  the  completion  of  the  workS;  and  that  the 
Riveraiu  Commission  would  shortly  complete  the  drawing  ap  of  such  Regula- 
tions  as  coald   be  approved*     The  British  Plenipotentiary  proposed  on  this 
occasion,  that  the  powers  of  the  Ëuropean  Commission  shoald  be  extended  to 
Ibraïla,  both  becaase  this  woald  constitate  a  more  nataral  division  of  the  river 
with  respect  to  its  navigation  than  Isaaktcha,  and  for  other  practical  reasons; 
bat  this  proposal  met  with  opposition. 

The  daration  of  the  Earopean  Commission  was  thos  prolonged  till  1871. 
In  the  meantimC;  difficulties  had  arisen  as  rcgards  the  constitution  of  the 
Riverain  Commission.  The  two  Principalities  of  Moldavia  and  Wallachia  had 
become  anited  ander  one  Government;  but  this  Government  claimed  to  have 
two  Representatives  in  the  Riverain  Commission;  one  for  Moldavia  and  the 
other  for  Wallachia,  in  accordance  with  the  letter  of  the  Treaty  of  Paris  of 
the  30th  March;  1856.  The  question  prevented  further  meetings  of  the 
Riverain  Commission  for  practical  business.  On  the  other  hand,  in  order  to 
complete  the  works  in  the  Danube,  and  more  especially  at  the  Sulina  mouth, 
the  Ëuropean  Commission  had  been  obliged  to  raise  a  loan,  which  had  been 
gaaranteed  by  all  the  Powers  represented  on  this  Commission  with  the  ex- 
ception  of  Russia,  and  it  seemed  probable,  that  a  period  of  twelve  years 
woald  be  necessary  to  pay  it  off.  The  question  at  this  stage  was  brought 
before  the  Conference  held  in  London  in  1871;  and  by  a  Treaty  concluded 
between  the  Powers  on  the  13th  March  of  that  year  it  was  agreed,  that  the 
duration  of  the  Earopean  Commission  shoald  be  prolonged  for  a  further 
period  of  twelve  years,  namely,  till  the  24  th  April,  1883. 

By  the  same  Treaty  it  was  provided,  that  the  conditions  of  the  reas- 
sembling  of  the  Riverain  Commission,  established  by  Article  XVII  of  the 
Treaty  of  Paris  of  the  30th  March,  1856,  should  be  fixed  by  a  previous 
anderstanding  between  the  Riverain  Powers  without  prejudice  to  the  clause 
relative  to  the  three  Danubian  pro  vinces,  and  that  in  so  f  ar  as  any  modifi- 
cation  of  Article  XVII  of  the  Treaty  of  Paris  might  be  involved,  this  should 
form  the  subject  of  a  special  Convention  between  the  Co-Signatory  Powers. 
The  proposal  to  extend  the  powers  of  the  Earopean  Commission  up  to  Ibraïla 
was  renewed  at  the  Conference  of  1871;  but  objections  were  again  offered  to 
the  arrangement 

By  the  XLVth  Arücle  of  the  Treaty  of  BerUn  of  the  13  th  Jaly,  1878, 
it  was  provided,  that  the  Principality  of  Roumania  should  restore  to  the 
Emperor  of  Russia  that  portion  of  the  Bessarabian  territory  which  had  been 
detached  from  Russia  by  the  Treaty  of  Paris  of  1856,  bounded  on  the  west 
by  the  mid-channel  of  the  Pruth,  and  on  the  south  by  the  mid-channel  of 
the  Kilia  branch  and  the  Stary-Stamboul  mouth,  viz.,   the  most  southern  of 
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Nr.  7W2.   the  Kiiia   raouths.     The   Russian   frontier   was   thus   extended   to   the  south 

OroM- 

briunnien.  bejond  that  whlch  had  been  assigned  to  Roumania  in  1857.     The  latter  had 
M.M&«i883.  excluded  from  Roumanian  territory  any  portion  of  the  moaths  of  the  Daunk; 
whereas  the  whole  of  the  Eilia  mouths;  with  the  exception  of  that  of  Stary- 
^tamboul,  wcre  now  comprised  within  the  Russian  frontier. 

By  Article  XL VI  the  islands  forming  the  Delta  of  the  Danabe,  as  well 
as  the  Isle  of  Serpents  and  the  districts  and  territories  therein  mentioned, 
wcre  added  to  Roumania. 

By  Article  LU  it  was  declared  that,  in  order  to  increase  the  guarantees 
for  the  frecdom  of  navigation  on  the  Danube,  which  was  recognized  as  an 
object  of  European  interest,  the  High  Gontracting  Parties  determined,  that  all 
the  fortresses  and  fortifications  existing  on  the  course  of  the  river  from  the 
Iron  Gates  to  its  mouths  should  be  razed  and  no  new  ones  erected,  and  that 
no  vessel  of  war  should  navigate  the  Danube  below  the  Iron  Gates  with  the 
exception  of  vessels  of  light  tonnage  in  the  service  of  the  river  police  and 
Customs. 

By  article  LUI  it  was  provided,  that  Roumania  should  be  represented 
on  the  European  Commission.  It  was  declared,  that  the  Gommission  was 
maintained  in  its  functions,  and  should  exercise  them  thenceforth  as  £ar  as 
Galatz  in  complete  independence  of  the  territorial  authorities;  and  all  the 
Treaties,  arrangements,  acts  and  decisions  relating  to  its  rights,  privileges, 
prerogatives  and  obligations  were  confirmed. 

At  the  meetings  of  the  Gongress  which  had  preceded  the  signatore  of 
the  Treaty  of  Bcrliu,  Baron  Haymerle,  one  of  the  Austrian  Plenipotentiaries, 
submitted  four  Articles,  containing,  amongst  other  matters,  a  proposal  to 
extend  the  duration  of  the  European  Gommission  beyond  the  year  1883  antil 
a  fresh  agrccment  could  be  concluded,  and  in  his  observations  he  alluded  to 
this  proposal  as  containing  the  principle  of  the  permanence  of  the  European 
Gommission.  It  was  held,  however,  that  this  proposal  entered  into  too  great 
detail;  the  Russian  Plenipotentiaries  also  raised  objections;  and  in  the  end  it 
was  laid  down  by  Article  LIV  of  the  Treaty  of  Berlin,  that  one  year  before 
the  expiration  of  the  term  assigned  for  the  duration  of  the  European  Com- 
mission (viz.,  the  24th  April,  1883),  the  Powers ,  should  come  to  an  understan- 
ding  as  to  the  prolongation  of  its  powers,  or  the  modifications  which  thej 
might  coiisider  necessary  to  introducé  in  them.  Article  LY  of  the  same 
Treaty  provided,  that  the  Regulatious  for  the  navigation,  river  police  and 
supervision  for  the  part  of  the  river  between  the  Iron  Gates  and  Galatz, 
should  be.  drawn  up  by  the  European  Gommission,  assisted  by  Delegates  of 
the  Riverain  States,  and  placcd  in  harmony  with  those  which  had  been  or 
might  be  issued  for  the  portion  of  the  river  below  Galatz. 

In  execution  of  Article  LY,  a  Gommittee  of  the  European  GommissioD, 
appointcd  by  it  for  that  purposc,  drew  up  draft  Regulations  for  the  portion 
of  the  river  comprised  between  the  Iron  Gates  and  Galatz.     These  draft  K^ 
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gnlatioQS  were  sabmitted  to  a  full  meeting  of  the  Commissiou,  attended  also   ^^-  ^^^* 
bj  the  Delegates  of  Servia  and  Bnlgaria,  and  it  was  proposed^  that  the  enfor-  briunnien. 
cement  of  the  provisions  therein  laid  down  should  be  intrusted  to  a  Mixed  ^**^*"^^'^ 
Gommission^  in  which  Aastria  shoald  be  rcprescnted  as  well  as  the  Riparian 
States.     It  would  have  seemed  difficult  to   make  any  valid   objection  to   the 
presence  of  Aastria  in  snch  a  Commission;  hearing  in  mind  the  great  com- 
mercial interests  which  she  had  at  stake.    There  waS;  moreover;  a  precedent 
in  point  in  the  case  of  the  Scheldt,  where  the  Powers  had  laid  down,  in  the 
Conference  held  in  London  in  the  jears  1830  to  1832;  that  Bclgium,  in  view 
of  the  commercial  interest  of  Antwerp,  mast  be  allo  wed  an  cqaal  voice  with 
Holland  in  the  management  of  the  moaths  of  that  river,   althoagh  the  said 
moaths  were  entirely  comprised  within  Batch  territory:  this  was  asserted  as 
a  principle  from  which  the  Powers  woald  not  depart,  and  Holland;  after  much 
resistancC;  finally  acknowledged  it 

According  to  this  principle  Aastria  mast  bc  considered  to  have  an  an- 
doabted  claim  to  a  voice  in  the  management  of  this  section  of  the  river, 
althoagh  she  is  not  actaally  riparian. 

Bat  it  was  farther  proposed,  that  the  Aastrian  member  of  this  Mixed 
Gommission  shoald  be  the  President;  and  that;  as  President;  he  shoald  have  a 
casting  vote  in  case  of  an  eqaal  division  of  opinion.  Her  Majesty's  Govern- 
ment considered  that;  ander  sach  circamstanceS;  it  woald  be  desirable  that 
an  appeal  shoald  lie  to  the  Earopean  Gommission  from  all  decisions  of  the 
Mixed  Gommission  which  involved  mattcrs  of  principle.  The  Riparian  StateS; 
on  their  sidC;  strongly  opposed  the  proposals  of  the  Drafting  Gommittee  in 
respect  of  the  preferential  position  given  to  Aastria;  the  principal  opposition 
coming  from  Roamania. 

After  mach  fraitless  discassion  rcspecting  the  rescrvation  of  a  power  of 
appeal;  a  solation  was  proposed  by  the  French  Commissioner;  M.  BarrèrC;  to 
the  effect  that  Aastria,  Roamania,  Servia  and  Balgaria,  shoald  each  kave  a 
Representative  on  the  Mixed  Gommission;  and  that  each  of  the  members  of  the 
Earopean  Gommission  shoald  serve  on  it  saccessively  for  six  months  at  a 
time  in  the  alpliabetical  order  of  the  coantries  they  represented.  The  Aastrian 
member  was  to  be  President;  bat  this  was  a  mere  matter  of  coartesy  to  a 
great  Power,  as  hc  woald  have  no  greater  aathority  or  privileges  than  any 
of  the  other  members. 

Roamania,  however;  still  raised  objections.  She  opposed  the  presence  of 
any  Aastrian  member  whatever  on  the  Mixed  Gommission;  and  objected  to 
the  formation  of  any  Gommission  for  enforcing  the  Regalations  on  this  section 
of  the  river;  declaring,  that  the  executive  power  mast  be  vested  in  the  Govern- 
ments  of  the  Riparian  StateS;  as  otherwise  their  rights  of  tcrritorial  sovereignty 

woald  be  infringed. 

Notwithstanding  this  opposition,  the  RegalationS;  as  drawn  ap  by  the 
Earopean  Gommission  in  conformity  with  the  French  Gommissioner's  proposal. 
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Nr.  7992.    YfQj^Q  evcutually  agreed  to  and  signed  by  all  the  Commissiones  and  Delcgates, 
britannien.  except  the  Roumanian;  on  the  2nd  June^  1882. 

i4.Ma^i883.  «phe  Roumanian  Government  persisted  in  their  opposition.  The  Bulgarian 
Government  also  mad  reservations  to  the  effect^  that  the  Austrian  and  Boo- 
manian  members  of  the  European  Gommission  shonld  be  debarred  firom  ser- 
ving  on  the  Mixed  Gommission,  inasmuch  as  these  coontries  were  alreadj  re- 
presented  therc  by  permanent  members.  Both  Governments  moreover  contendd^ 
that  the  Snb-Inspectors  who  were  to  work  ander  the  autority  of  the  Conh 
mission  should  be  appointed  with  reference  to  the  banks  of  the  river  and  to 
the  States  that  owned  those  banks,  and  not,  as  was  proposed  in  the  R^n- 
lations,  for  transverse  sections  of  the  river.  It  was  objected,  on  the  other 
hand,  that  such  a  change  might  lead  to  serioos  practical  difficnlties,  as  it 
would  involve  the  exercise  of  separate  jorisdiction  from  opposite  banks  of  i 
river  whose  bed  is  constantly  shifting. 

During  the  course  of  the  negotiations  that  took  place  on  the  subject  of 
these  Regulations,  and  of  the  formation  of  the  Mixed  Gommission,  the  Aostnao 
Government  stated,  that  their  consent  to  a  prolongation  of  the  powers  of  the 
European  Gommission  after  the  24th  April,  1883,  must  be  conditional  on  the 
arrangements  that  might  be  come  to  in  these  respects  being  such  as  would 
be  satisfactory  to  them.  The  Russian  Government,  on  their  part,  gave  it  to 
be  undcrstood,  that  their  consent  to  a  prolongation  would  be  dependent  oo 
certain  concessions  being  made  in  respect  of  the  Eilia  branch,  though  the 
exact  nature  of  those  concessions  was  not  stated. 

The  chief  argument  of  the  Russian  Government  for  claiming  such  con- 
cessions lay  in  the  f  act  that,  whereas  originally  the  sole  right  of  execatiiig 
works  at  any  of  the  mouths  of  the  Danube  had  been  vested  in  the  European 
Gommission,  that  Gommission  had  practically  abandoned  any  idea  of  executing 
works  in  the  Eilia  branch,  and  that,  therefore,  their  jurisdiction  in  that  branck 
should  no  longer  be  maintained. 

The  state  of  affairs  in  the  autumn  of  1882  was  therefore  as  foUows: — 

The  powers  of  the  European  Gommission  had  been  prolonged,  by  the 
Treaty  of  London  of  1871,  up  to  the  24th  April,  1883;  but,  pending  the 
discussion  of  the  various  questions  before  the  Gommission,  the  agreement  as  to 
the  further  prolongation,  stipulated  by  Article  LIV  of  the  Treaty  of  Beriio, 
had  not  been  arrived  at. 

The  Regulations  to  be  drawn  up  under  the  LVth  Article  of  the  saoie 
Treaty  had  been  substantially  approved  by  all  the  States  who  had  a  voice  in 
the  matter,  with  the  exception  of  Roumania. 

The  powers  of  the  European  Gonmiission  extended  to  Galatz  only;  whüe, 
for  various  practical  reasons,  it  seemed  to  Her  Majesty's  Government  adTh 
sable,  that  they  should  embrace  the  further  twelve  miles  of  the  river  lyingbetwea 
Galatz  and  Ibraïla,  which  would  have  the  effect  of  placing  the  whole  of  the  sei* 
going  vessels  under  one  set  of  Regulations,  administered  by  the  same  bodj. 
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The  divergences  of  opiniou  that  had  manifested  themselves  did  not  scem   ^'-  '^^ 
offer  any  insuperable  obstacleS;  and;  onder  these  circumstances;  and  finding,  briiannien. 
at  the  other  Powers  were  favourably  disposed  to  such  a  course,  Her  Ma-^*:^*"^^^ 
ity's  Government  decidcd  to  issue  invitations  to  the   different  Goyernments 
assemble  their  Representatives  in  Conference  at  London  to  consider   the 
llowing  points:  — 

1.  The  extension  of  the  powers  of  the  European  Commission  of  the 
tnabe  to  Ibraïla. 

2.  The  confirmation  of  the  Regulations  to  be  drawn  op  nnder  Article  LY 
the  Treaty  of  Berlin. 

3.  The  prolongation  of  the  powers  of  the  European  Commission. 

The  invitations  were  issued  on  the  llth  December,  1882,  and  the  Con- 
rence  held  its  first  meeting  on  the  8th  February,  1883. 

At  the  opening  of  the  discussions  a  qnestion  arose  as  to  the  manner  in 
lich  the  smaller  Biverain  States  were  to  be  represented  at  the  Conference. 
3r  Majesty's  Government  would  gladly  have  admitted  a  Roamanian  Represen- 
tive  on  the  same  footing  as  those  of  the  other  Powers,  on  the  understan- 
Qg,  that  this  was  done  solely  in  view  of  the  large  interests  that  Roumania 
d  at  stake  in  the  questions  at  issue,  and  that  no  precedent  was  thereby 
eated  for  consulting  the  Roumanian  Government  on  matters  of  general 
uropean  interest  in  which  they  were  not  materially  concemed.  It  was  ob- 
;ted,  ho wever,  that  the  Conference  was  in  some  sort  a  continuation  of  the 
)ngress  of  1878,  that  the  questions  for  consideration  arose  out  of  the 
[Yth  and  LYth  Articles  of  the  Treaty  of  Berlin,  and  that  under  these  cir- 
mstances,  the  European  character  of  the  Assembly  should  be  maintained. 
lese  arguments  applied  equally  to  Servia.  The  majority  of  the  Plenipoten- 
iries  consequently  declared  themselves  in  favour  of  admitting  Representatives 
)m  Roumania  and  Servia,  with  a  consuttative  voice;  while  it  was  proposed, 
at  the  observations  of  the  Bulgarian  Representatives,  to  whom  facilities 
3re  offered  to  hear  all  that  passed  in  the  Conference,  should  be  expressed 
their  own  words  by  the  Turkish  Ambassador,  and  this  decision  was  adopted. 

The  Servian  Government  accepted  the  position  thus  given  to  their  Re- 
esentative,  but  both  the  Roumanian  and  Bulgarian  Governments  protested. 
ie  former  refused  to  take  part  in  the  Conference  with  a  consultative  voice 
ly,  and  declared  that  they  would  not  consider  themselves  bound  by  any  de- 
sions  that  might  be  taken  without  their  participation.  The  Bulgarian 
)vcmment  objected  to  having  to  defend  their  interests  through  any  Represen- 
tive  except  their  own  Delegates,  and  eventually  protested  against  any  change 
at  might  be  made  without  their  consent  in  the  Regulations  framed  in  accor- 
*nce  with  Article  LY  of  the  Treaty  of  Berlin. 

It  was  decided  to  communicate  the  Protocols  of  the  Conference  to  the 
oumaniau  and  Bulgarian  Representatives. 

The   proposal  to   extend  the  powers  of  the  European  Commission  to 
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Nr.  7992.   ii)raïla  was   agreed  to  unanimonsly,  on  the  nnderstanding.  that  the  deciaons 
britaniiien.  arrived  at  upon  these  matters  were  only  provisional,  and  liable  to  be  recalled 
j4.Marxi888.if  j^q  agrecment  should  be  come  to  respecting  the  prolongation  of  the  powers 
of  the  Ëuropean  Gommission. 

On  the  qaestion  of  the  Regalations  for  the  Galatz-Iron  Gates  section  of 
the  Danabe  coming  up  for  discossion;  an  unanimons  agreement  was  arriyed 
at  as  to  the  right  of  Austria  to  be  represented  on  the  Mixed  Gommission  ia 
that  portion  of  the  river,  and  as  to  the  executive  powers  to  be  assigned  to 
that  body.     A  Declaration  was  signed  to  the  effect,   that  all  the  Plenipoten- 
tiaries  adopted  the  Regnlations,  and  trnsted,  that  those  States   who  did  not 
take  part  in  the  deliberations  of  the  Conference  woald  take  into  account  this 
unanimons  vote,  and  adopt  them  also.    At  the  same  time,  the  Aostrian  Pleni- 
potentiary  gave   notice  of  the  following   concessions  which   his   Goyemmeiit 
were  prepared  to  make  in  order  to  meet  the  wishes  of  Roumanla:  —  Thej 
would  abandon  that  doublé  representation  which  would  arise  from  their  B^ 
presentative  on  the  Ëuropean  Gommission  taking  his  turn  of  service  on  the 
Mixed  Gommission,  on  condition  that  Roumania  did  the  same.     They  would 
agree   to   the   method  of  appointing  the  Inspectorate   which  Roumania  (and 
Bulgaria)  had  declared  for,  hoping  at  the  same  time,  that  gnarantees  might 
be  found  by  which   the  practical   difficulties   attendant  upon  such  a  systea 
niight  be  avoidcd.     They  would  agree  either   that  the  Sub-Inspectors  shoold 
be  selected  by  the  Riparian  States  appointed  by  the  Mixed  Gommissloii,  ud 
confirmed  by  the  Riparian  States,  or  that  they  should  be    selected  by  the 
Mixed  Gommission  and  appointed  by  the  Riparian  States.    Subsequently  in  Üte 
sitting  of  the  7th  March  the  Austrian  Plenipotentiary  agreed,  at  the  instanee 
of  the  French  Plenipotentiarics,  to  a  further  modification,  according  to  which 
the  Sub-Inspectors  might  be  appointed  and  paid  purely  and   simply  by  the 
Govenmients   of  the  Rivcrain  States,   who   should  give  notice  to  the  Mixed 
Gommission  of  their  appointment  and  removal. 

These  modifications  obtained  the  concurrence  of  the  other  Plenipoten- 
tiarics, and  have  been  embodied  in  the  amended  Reglement  annexed  to  the 
Treaty. 

The  more  important  question  of  the  prolongation  of  the  powers  of  the 
Ëuropean  Gommission  remaincd  for  discussion.  The  Russian  Ambassador  had, 
on  the  5th  Fcbruary,  explaincd  to  me,  that  his  Government  wished  to  have  the 
power  of  carrying  out  in  their  own  waters  all  such  engineering  works  as  the 
economical  position  of  Bessarabia  and  the  southem  ports  of  Russia  might  reqnire. 
They  had  no  intention,  he  said,  of  interfering  with  the  f  reedom  of  naviga- 
tion,  or  of  causing  in  jury  to  the  Sulina  branch,  which  was  the  great  inter- 
national route;  they  would  be  willing  to  take  into  consideration  the  opiniw 
expressed  by  the  Ëuropean  Gommission  as  to  engineering  works  and  toUs;  bnt 
they  claimcd,  that  Russia's  riglits  of  territorial  sovereignty  should  be  recognixed 
on  the  Kilia  brauch  from  tlie  Tchatal  of  Ismaü  down  to  the   sea,  and  that 
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this  portion  of  the  river  shonld  be  entirely  withdrawn  frora  the  jnrisdiction   "f- "'t*- 
of  the  Enropean  CommisgioD,  on  conditioii  Uiat  they  came  to  an  nuderstan-  brituiiiMt 
ding  with  thÏB  Commifisioii  on  all  qaestions  tliat  might  affect  the  international  i*-"*"'** 
route.    He  added,  that  the  Rassian  Government  could  only  consent  to  a  pro- 
longation  of  the  Enropean  Commission  in  the  event  of  the  Conference  admit- 
tiiig  the  legitimate  natare  of  these  demands. 

The  proposals  which  he  first  submitted  for  the  consideration  of  Her 
Majesty's  GovernmeDt  conld  not  be  regarded  by  thcm  a    acceptable. 

It  «as,  indeed,  tme,  that  the  Enropean  Commission  had  not  hitlierto  been 
able  to  carry  ont  any  works  in  the  Eilia  brancb,  or  at  the  montbs  of  this 
branch  of  the  Dannbe;  and,  in  conseqnonce  of  their  costly  nature,  there  does 
not  seem  to  be  an;  near  prospect  of  the  Commission  heing  able  to  nndertake 
such  works.  Her  Majesty's  Government,  whose  object  bas  thronghout  been  to 
obtain  all  possible  facilities  for  the  nnimpeded  navigatioa  of  the  river,  wcre 
therefore  prep&red  to  agrce  to  snch  a  modification  in  the  poncre  of  the  Enro- 
pean Commission  as  wonld  admit  of  the  Rassian  Government  taking  this 
matter  in  hand  without  nndae  interference  on  tbe  part  of  the  Commission; 
bat  this  was  not  the  propos&l  of  tbe  Rnssian  Government  Her  MajeEt/s 
Crovemment  nere  also  prepared  to  allow,  tbat  there  wonld  be  no  infringcment 
of  tbc  principles  laid  down  at  the  Congrcss  of  Vienna,  and  confirmed  by  sab- 
seqnent  Treaties  and  Conventions,  if  the  Rassian  Government  were  to  levy 
toUs  of  such  a  character  only  as  to  cover  the  expenses  they  had  incnrrod  in 
carrying  ont  extensive  works  of  this  nature,  from  which  the  navigation  wonld 
derive  a  large  profit.  Sneb  a  right  had  already  been  conceded  in  respect  of 
the  Iron  Gates  to  the  Riveraiu  States  by  the  Treaty  of  1871,  and  to  Austria 
by  tbe  Treaty  of  Berlin. 

Bnt,  before  auy  works  were  undertaken,  or  tolls  levicd,  it  woald  bc  ne- 
cessary,  in  the  opinion  of  Her  Majesty's  Government,  that  the  plans  of  thcEO 
works  shonld  be  examined,  so  as  to  cstablish  the  fact  that  their  exccntion 
wonld  not  canse  detriment  to  the  Sulina  branch,  and  tbat  tbe  tolls  shonld  be 
Sxed  in  sneb  a  manner  as  to  avoid  any  clashing  of  interests  between  the 
anthorities  at  the  Eilia  month  and  tbe  Enropean  Commission  at  the  Sulina 
montb. 

If  proper  securities  wcre  obtained  on  these  points,  Her  Majesty's 
Government  saw  no  rcason  for  insisting,  that  the  Enropean  Commission  shonld 
be  in  a  position  to  claim  to  appoint  its  own  officiers  either  for  the  direct 
control  of  the  navigation  or  for  tho  levying  of  the  daes  within  the  limits  of 
tbe  contemplated  works. 

The  matter  was  discnssed  on  tbis  hasie  between  tbe  Rnssian  Ambassador 
and  myself  on  several  occasiuns,  bnt  without  any  definite  rcsnlt. 

On  the  20th  February  bis  Excellency  laid  before  the  Conference  the 
proposals  of  his  Government,  which  are  rcprodnced  in  tbe  4th  Protocol  of 
tbe  sittings. 
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Nr.  7992.  ^  adjournment  took  place  for  the  consideration  of  the  matter,  and,  after 

britannien.  commanications  with  some  of  the  Plenipotentiaries  and  saggestions  from  tbem, 
i4.M&rzi882.i  submitted,  on  the  reassembling  of  the  Conference  on  the  24th  February,  an 
amended  form  of  Articles,  drawn  ap  with  the  view  of  meeting  the  wishes  of 
the  Russian  Government;  so  far  as  this  coold  be  done  withont  diminishing  the 
guarantees  to  which  Her  Majest/s  Gk)vemment  and  other  Powers  attached 
importance. 

The  matter  was  again  discussed  in  the  meetings  of  the  Ist  and  7th  in- 
stanty  and  was  finally  settled  in  the  foUowing  terms,  which  have  been  inserted 
in  the  Treaty:  — 

It  is  agreed;  that  the  Eoropean  Commission  shall  exercise  no  effecti?e 
control  over  those  portions  of  the  Eilia  branch  of  which  both  banks  belong 
to  one  of  the  Riverain  States  of  that  branch.  With  regard  to  that  portion  of 
the  Eilia  branch  which  flows  between  Rnssian  and  Roumanian  territorj,  and 
in  order  to  insure  nniformity  in  the  management  of  the  Lower  Danabe,  the 
Regnlations  in  force  on  the  Sulina  branch  are  to  be  applied  onder  the  saper- 
intendence  of  the  Rnssian  and  Roumanian  Delegates  of  the  Eoropean  Com- 
mission. 

At  the  same  time,  it  is  provided  by  a  Declaration  inserted  in  the 
7th  Protocol  (sitting  of  the  7th  March),  that  the  Agents  of  the  Earopean 
Commission  shall  have  free  access  to  the  Eilia  branch  and  its  mooths  for 
their  Information. 

In  case  Rossia  or  Ronmania  shoold  ondertake  works  in  the  Eilia  brasdi, 
either  in  the  part  which  divides  their  respective  territories,  or  in  that  whidi 
flows  exclnsively  within  the  territories  of  either  of  them,  the  competent  autho- 
rity  is  to  commnnicate  the  plans  of  these  works  to  the  Eoropean  Commission 
with  the  sole  view  of  establishing  that  they  do  not  interfere  in  any  'way  with 
the  navigable  state  of  the  other  branches.  The  works  which  have  already 
been  carried  out  at  the  Tchatal  of  Ismaïl  remain  at  the  charge  and  onder 
the  control  of  the  European  Commission  of  the  Danube.  In  the  event  of  a 
difference  of  opinion  between  the  Russian  or  Roumanian  authorities  and  the 
European  Commission  respecting  the  plans  of  works  to  be  undertaken  in  the 
Eilia  branch,  or  of  a  difference  of  opinion  in  that  Commission  respecting  fuij 
cxtension  that  it  may  be  advisable  to  make  in  the  works  at  the  Tchatal  ot 
Ismaïl,  the  case  is  to  be  submitted  directly  to  the  Powers. 

Russia  has  the  right  to  levy  toUs  intended  to  cover  the  expenses  of  the 
works  undertaken  by  her.  But  it  is  stipulated,  with  the  view  of  providing  a 
safeguard  for  the  reciprocal  interests  of  the  navigation  on  the  Sulina  branch 
and  on  the  Eilia  branch,  that  the  Russian  Government  shall  pot  the  Govem- 
ments  represented  in  the  European  Commission  in  possession  of  the  Regnla- 
tions respecting  the  toUs  which  they  may  think  it  advisable  to  introducé,  so 
as  to  insure  an  understanding  on  the  subject 

By  a   declaration   also   inserted   in   the  7th  Protocol,   it   is  estabhshed 
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that  the  words  thus  used  imply,  that  such  an  understanding  is  necessary  be-   ^'*  "*^ 
fore  any  system  of  dues  can  bc  put  in  force.  britannien. 

You  will  obscrve  from  the  abovc,  that  the  engineering  works  that  have  ^**'*''*^'^- 
been  carried  oat  by  the  Enropean  Commission  at  the  Tchatal  of  Ismaïl  have 
formcd  the  subject  of  special  mention  in  the  Treaty  which  has  just  been 
signed.  The  Tchatal  of  Ismaïl  is  the  point  at  which  the  waters  of  the  main 
Danube  divide,  one  portion  flowing  down  the  Kilia  branch,  while  the  remaindcr 
takes  a  more  soatherly  direction  and  forms  what  may  be  described  as  the 
Tooltcha  branch.  Tliis  latter  again  dividcs  lower  down  into  tlie  two  branches 
of  Sulina  and  St.  George. 

The  works  to  which  allusion  is  made  were  undertaken  in  consequence  of 
a  shoal  which  formed  in  the  Toultcha  branch,  just  below  the  Tchatal  of 
Ismaïl.  This  shoal  was  the  result  of  natural  causes,  viz.,  the  extraordinarily 
high  water  in  the  Danube  in  the  years  1870  and  1871;  the  works  have  proved 
a  complete  success;  and  have  removed  the  shoal  in  a  manner  which  could  not 
have  been  efFected  by  dredging.  In  the  opinion  of  competent  engineers  it  will 
always  be  possible,  by  the  maintcnance  of  these  works  and  their  proper  ex- 
tension  in  case  of  necessity,  to  regulate  the  flow  of  the  waters  in  such  a 
manner  as  to  secure  the  Sulina  branch  from  suffering  any  detriment  either 
from  natural  causcs  arising  at  his  point;  or  in  consequence  of  works  executed 
in  the  Kilia  branch; — and  this  at  a  moderate  cost 

As  regards  the  duration  of  the  powcrs  of  the  European  Commission,  I  pro- 
posed  on  behalf  of  Her  Majesty's  Government;  that  that  body  should  be  made 
permanent;  the  German  and  Austrian  Plenipotentiarics  stated;  that  a  prolon- 
gation  for  a  term  of  from  eight  to  ten  years  would  meet  the  views  of  their 
Govemments,  but  that  the  longer  the  term  proposed  the  more  willingly,  in 
their  opinion,  would  their  Govemments  agree  to  it  The  Frcnch  and  Italian 
Plenipotentiarics  were  in  favour  of  giving  the  Commission  a  permanent  cha- 
racter.  It  was  in  the  end  unanimously  agrecd,  that  the  powcrs  of  the  Euro- 
pean Commission  should  be  prolonged  for  a  period  of  twenty-one  years ;  and 
that  on  the  expiration  of  this  term  the  Commission  should  still  continue  to 
to  exercise  its  functions  for  periods  of  three  years,  unlesS;  one  year  before 
the  expiration  of  one  of  these  terms  of  three  years,  noticc  be  given  by  one 
of  the  Contracting  Powers  of  a  wish  to  propose  modifications  in  the  constitu- 
tion  or  powcrs  of  the  said  Commission. 

The  reason  for  selecting  the  term  of  three  years  is,  that  it  is  the  period 
which  will  exhaust  the  list  of  the  membcrs  of  the  European  Commission  who 
serve  for  six  months  at  a  time  on  the  Mixed  Commission. 

Finally,  by  Article  VIII  of  the  present  Treaty  it  is  declarcd,  that  all  the 
Treaties,  Conventions,  Acts  and  arrangements  relative  to  the  Danube  and  its 
mouths  are  maintained  in  all  those  of  their  provisions  which  are  not  abro- 
gated  or  modified  by  the  preceding  stipulations. 

It  was  expressly  understood,  that  this  declaration  comprised  the  provision 
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^GrJr^'    ^*"^*^  '^^^  ^'^^"  iuserted  iu  tlie  Trcatj  of  Berlin  and   in    previons  Treatie^ 
britonnien.  prolübiting  thc  crcctiou  of  fortifications. 

4.  a«i883.  jj^j.  Majesty's  Government  believe,  that  the  arrangements  thus  made  uill 

bc  found  to  be  satisfactory.  Tlie  European  Commission  has  now  exercised  ite 
fanctions  for  more  tlian  a  (luartcr  of  a  centurj  to  the  common  advantagc^ 
and  in  a  manner  to  command  general  confidence.  It  woald  have  been  i 
serious  misfortune  if  its  existcnce  had  been  brouglit  to  a  termiuation  by  dis- 
sensions  among  the  Powcrs.  By  the  present  agreement  it  has  been  prolon- 
ged  for  a  long  term  of  years,  with  the  i)rospect,  it  may  be  hoped,  of  further 
indciinite  prolongation.  lts  powers  liave  been  extended  in  a  manner  whieh 
Her  Majesty's  Government  have  long  considered  to  be  desirable  for  thc  cod- 
venience  of  maritime  commercc. 

On  the  other  liand,  there  is  no  reason  to  apprcheud;  that  its  opcrations 
will  be  impcded,  or  its  efficiency  impaired;  by  the  concessions  made  to  Bnssia 
and  Roumania  in  regard  to  the  supervision  of  tlie  Kilia  branch.  Nor  can  the 
right  allowed  to  Kussia  and  Roumania,  of  constructing  in  that  branch  and  its 
embouchures  works  of  a  commercial  nature  for  the  purpose  of  improving  the 
iiavigatiou;  be  considered  as  likely  to  be  otherwise  thaii  advantageoas  to 
native  and  foreign  trade,  full  precantions  having  been  taken  that  neither  the 
works  themsclvcs,  nor  the  dues  to  be  levied  in  regard  to  them,  shall  be  of  ft 
nature  to  iiitcrfcre  with  the  proper  maintenance  of  the  Sulina  channeL 

The  Regulations  for  the  section  of  tlie  river  between  the  Irou  Gates  aid 
Ibraïla;  which  werc  settlcd  by  the  £uroi)eah  Commission  after  consultatioi 
with  the  Delegates  of  all  the  Riverain  States ,  have  been  further  amended 
with  the  view  of  meeting  the  objections  still  urged  by  the  Riverain  Goven- 
ments  to  somc  of  their  provisions. 

A  period  of  six  months  has  been  assigned  for  the  exchange  of  the  nti- 
fications  of  the  Treaty,  dnring  which  time  it  is  to  be  hoped,  that  the  adhesk» 
of  all  thc  Riverain  Powers  will  be  received, 

It  was  the  unanimous  desire  of  the  Plenipotentiaries  throoghoat  thieir 
discussions,  that  due  regard  should  be  had  to  the  wishes  of  those  States,  ui 
Her  Majesty's  Government;  believing  that  thc  settlemcut  arrived  at  is  of  ft 
nature  favourablc  to  their  interests,  feel  no  hesitation  in  arging  its  acceptuce 
upon  thcm,  and  have  requestcd  the  other  Powers  who  are  parties  to  the 
Treaty  to  join  in  this  step.  ||  I  am,  <fec. 

G  ranville. 


#<•*»■ 


iirucL  von  Bar  A.  Ilormann  in  Loipzig. 


^ ^ — - 

DAS  STAATSARCHIV. 

SAMMLUNG 

DER 

OFFICIELLEN  ACTENSTÜCKE 

ZUR  GESCHICHTE  DER  GEGENWART. 

BEGRÜNDET 
VON 

AEGIDI  UND  KLAUHOLD. 

IN    FO RTLAUFEN DEN    HEFTEN 
HERAUSGEGEBEN 

VOM 

DR-  HANS    DELBROCK. 


9 


BAND  XL. 
ERSTES  UND  ZWEITES  : 

•^/;-..     _    . 


LEIPZIG, 

VERLAG  VON  DUNCKER  &  HUMBLOT. 
1883. 

In  Berlin  bei  F.  Schneider  A  Co.  —  In  Wien  bei  Oerold  A  Co.  —  In  I,ondan  bei 
Williams  A  Norgate  nnd  bei  A.  Siegle.  —  In  BrCuel  in  der  HolbuchliBadluiig  ran 
C.  Mnquardt.  —  In  St-Petenborg  In  dei  lUJserUcheii  Holbnchfaandluns  M.  Scbmlta- 
dorff.  —  In  Tnrin  nnd  Rom  ia  den  Loeachet'ichen  BncbluuidlanESD.  —  In  N«w- 
YoTk  bei  E.  SlelKcr  A  Co. 


Inhalt  des  1.  nnd  2.  Heftes  XL  Bandes. 

Uandelspolitik.  Seiu 

Nr.  7631.    Deutschland  und   Oesterreich-Ungarn.     Ilaadelsvertrag  vom 

23.  Mai  1881 1 

„  7632.  Deutschland  und  die  Schweiz.  Handelsvertrag  vom  28.  Mai  1881  24 
j,    7638. Protokoll,  betr.  den  gegenseitigen  Schutz  der  Rechte  an  lite- 

rarischen  Erzeugnissen  und  Werken  der  Kunst 33 

„    7634.    Deutschland  und  China.  Zusatz-Gonvention  za  dem  deutsch-chine- 

sischen  Freundschafts-^Schifffahrts-  und  Handelsvertragev.  2.  Sept.  1861      34 

Thronreden,  Adressen  etc. 

„    7635.    Deutschland.    Ërklarung  der  Secessionistcn  über  ihren  Austritt  aus 

der  nationalliberalen  Partei 41 

„    7636.    —  Erklftrung  der  nationalliberalen  Partei,  beschlossen  auf  dem  Partei- 

tage  derselbcn  zu  Berlin  am  29.  Mai  1881 42 

„    7637.    —  Wahlaufruf  der  Centrumspartei       44 

„     7638.    —  Wahlaufruf  der  dentschen  Reichs-  und  freiconservativen  Partei    . .  45 

„     7639.    —  Wahlaufruf  der  nationalliberalen  Partei 48 

„    7640.    —  Botschaft  des  Kaisers  an  den  Reichstag,  verlesen  bei  Eröffnung 

desselben  durch  den  Reichskanzler  Fürsten  Bismarck 49 

ZoUanschluss  Hambnrgs  nnd  der  nnteren  Elbe. 

„  7641.  Deutschland.  Entwurf  des  Gesetzes,  betr.  den  Beitrag  des  Reiches 
zu  den  Kosten  des  Anschlusses  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg 
an  das  deutsche  Zollgebiet 53 

„  7642.  —  Bericht  der  VI.  Kommission  des  Reichstages  über  den  Gesetzeut- 
wurf,  beti\  den  Beitrag  des  Reiches  zu  den  Kosten  des  Anschlusses 
der  freien  und  Hansestadt  Hamburg  an  das  deutsche  Zollgebiet    .     .      56 

,,  7643.  —  Gesetz,  betr.  die  Ausführung  des  Anschlusses  der  freien  und  Hanse- 
stadt Hamburg  an  das  deutsche  Zollgebiet 97 

Panama-CanaK 

„     7644.    Grossbritannien  u.  Vereinigte  Staaten  v.  Nord-Amerika. 

Clayton-Bulwer-Vertrag  vom  19.  April  1850 99 

„  7645.  Ver.  Staaten  von  Nord-Amerika.  Staatssecretftr  des  Ausw. 
(Blaine)  an  den  amerik.  Gesandten  in  London.  Die  V.  St.  beanspruchen 
die  alleinige  Garantie  der  Neutralit&t  des  Panama-Canals 102 

„  7646.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  (Granville)  an  den  amerik.  Ge- 
sandten in  London.  Betont,  dass  die  Rechtsverhaltnisse  beider  Staaten 
durch  den  Clayton-Bulwer-Vertrag  gereffelt  seien 106 

„  7647.  Vereinigte.  Staaten.  Staatssecret&r  des  Ausw.  an  den  amerik.  Ge- 
sandten in  London.  Vorschlftge  zur  Ab&ndening  des  Glayton-Bulwer- 
Vertrags 107 

„    7648.    —  Ders.  an  Dens.    Uebersicht  über  die  früheren  Verhandlungen  über 

Ab&nderung  des  Vertrags 114 

„  7549.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Gesandten  in  Was- 
hington.   Die  engl.  Regierung  halt  am  Clayton-Bulwer-Vertrag  fest  .     122 

„    7650.    —  Ders.  an  Dens.    Die  früheren  Verhandlungen  über  die  Ab&nderung 

des  Vertrags  vom  engl.  Standpunkte  aus 125 


I 


Verlag  von  DVNCKER  &  HUHBLOT  in  Leipzig. 

Lose  BlEtter 

II 

!•  aus  dcm 

II 

"  (jèiffl-Aréive  t  RussisctcD  Regiermg. 

Ein  aktenmSssiger  Beiirag  zur  neuesten  Geschichte  der  nissischen 
Verwaitung  und  der  Beamten-Corruption. 

1882.    Preis  3  M.  20  Pf. 


Ton  Nikolaus  I.  zu  Alexander  III. 


St.-Petersburger  Beitrage 

zur 


Erste  and  zweite  Auiiage. 


il 

ii 

!i 


Bussische  Wandlungren. 

Nene  Beitr&ge  znr  Rnssischen  Geschichte 

von 

Ifikoland  I.  za  Alexander  UI. 

Erste  und  zweite  Auflage. 


Fürst  Alexander  Nikolajewitscli  Galitziii 

und  seine  Zeit 

Aas   den    Erlebutssen    des    Geh.  Raths 

Peter  Otto  von  Goetze. 


lyi 


\>roA\  ^Qu  l&ta  k  V&«Tm%:&iL  va  Leipzig. 


i 


1^ 


DAS  STAATSARCHIV. 

SAMMLUNG 

DER 

OFFICIELLEN  ACTENSTUCKE 

ZUR  GESCHICHTE  DER  GEGENWART. 

BEGRÜNDET 

AEGIDI  UND  KLAUHOLD. 

IN    FORTLAUFENDEN    HEFTEN 
HERAUSGEGEBEN       ,-    -   -_^ 

VON  ''-',.'   ■---  -        "'     " 

dr  hans  delbrück. 

'^"^v;:h,-'  ■  ■   -  ■ 

BAND  XL.  ---"_■    '■■ 

DRITTES  UND  VIERTES  HEFT. 


VERLAG  VON  DUNCKER  &  HUMBLOT. 

i8S3. 

In  BeTlin  bei  F.  ScbneidcT  A  Co.  —  In  Wien  bei  Gerold  ft  Co.  —  In  London  bei 
vmiisniB  ft  Norgate  and  bei  A.  Siegle,  —  In  BrÜBsel  in  der  Hofbucbhondlunc  von 
C.  Maqukrdt.  —  In  St.>PeMtsburg  in  der  Kaiserlichea  Hofbuchhaiidlung  H.  Schmiti* 
dortr.  —  In  Tnrin  and  Rom  in  den  Loescbsr'ichen  Bucbhandlungen.  —  In  New- 
Yotlc  bei  E.  Steiger  ft  Co. 


Inhalt  des  3.  nnd  4.  Heftes  XL.  Bandes. 


Central- Astatische  Frage.  Seiu 

Nr.  7651.  Grossbritannien.  Gesch&ftstr&ger  in  TeLran  (Thomson)  an  den 
engU  Min.  d.  Ausw.  Verhandlungen  über  eine  russisch-persische 
Grenzberichtigung 139 

„  7652.  —  Botschafter  in  St.  Petersburg  (Dafferin)  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 
(Granvillc).  Die  russische  Regierung  hat  nicht  die  Absicht,  £robe- 
rongen  in  der  Mcrv-Oase  zu  machen 140 

,,    7653.    Rus  si  and.    Ukas,  betreffend  die  Annexion  des  Gebietes  der  Téké- 

Turkmanen 141 

„  7654.  Grossbritannien.  Geschaftstrager  in  St.-Petersburg  an  den  engl. 
Min.  d.  Ausw.  Die  russische  Reder ung  hat  nicht  die  Absicht,  mit 
den  Turkmanen  von  Mer?  einen  Vertrag  zu  schliessen 142 

„  7655.  —  Geschftftstr&ger  in  St.-Pctersburg  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 
Giers  hat  eine  bestimmte  £rkl&rung  über  die  Grenzen  des  annec- 
tirten  Téké-Gebietes  nicht  gegeben 143 

„    7656.    —  Gesch&ftstrager  in  St-Petersburg    an  den  engl.  Min.  d.   Ausw. 

Die  Grenzen  von  Trans-Gaspien  sina  noch  nicht  festgestellt  ....    143 

„  7657.  —  Geschaftstrager  in  St.-Pctersburg  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 
Das  ,^oumal  de  St.-Pétersbourg**  bestreitet,  dass  die  russische  Re- 
gierune  bindende  Verpflichtungen  bez.  Mervs  eingegangen  sei   .     .    .    144 

jy    7658.     —  una  Türkei.     Uebereinkunft  zur  Unterdrückung  des   Sklaven- 

bandels  in  Afrika 147 

„    7659.    Rus  si  and  und   China.     Vertrag  über  das   Gebiet  von   Ili.     Vom 

24.  Februar  1881 150 

Sehledsgericht  über  den  Managua-Yertrag. 

Nr.  7660.  Grossbritannien  u. Nicaragua.  Managua- Vertrag  v.  28.  Jan.  1860  163 
„    7661.    Nicaragua.     Min.  d.  Ausw.  an  den  österr.-ungar.  Min.   d.  Ausw. 

Bitte  urn  Uebemahme  des  Schiedsrichteramts  durch  den  Kaiser  .  .  167 
„    7662.     Grossbritannien.    Botschafter  in  Wien  an  den  österr.-ungar.  Min. 

d.  Ausw.    Dasselbe  Ersuchen  seitens  der  englischen  Regierung     .    .  168 

„    7663.     Oesterreich-Ungarn.    Schiedsspruch  des  Kaisers 169 

Orientalische  Frage  (Armenlen). 

Nr.  7664.  Grossbritannien.  Botschafter  in  Konstantinopel  (Goschen)  an  den 
engl.  Min.  d.  Ausw.  (Granville).  Dringt  auf  Wiederanregung  der 
Reformen  in  Armenien 188 

,,  7665.  —  Min.  d.  Ausw.  an  die  engl.  Botschafter  in  Berlin,  Paris,  St.-Peters- 
burg, Rom  und  Wien.  Aufforderung  zu  einer  gemeinschaftlichen 
Vorstellung  bei  der  Pforte  wegen  der  armenischen  Reformen    ,    .    .    185 

„  7666.  —  Botschafter  in  Berlin  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Bismarck 
wünscht  die  armenische  Frage  bis  zur  Beendigung  der  griecbischen 
Frage  zu  verschieben 188 

„  7667.  Frankreich.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 
Dilatorische  Antwort  mit  Rücksicht  auf  die  ablehnende  Haltung  der 
deutschen  Regierung 189 

„    7668.    Rus  si  and.    2Staatssecret&r  d.  Ausw.  (Giers)  an  den  engl  Botschafter 

in  St.-Petersburg.  .  Zustimmung  zu  dem  eiu^lischen  Vorschlage  ...    190 

„  7669.  I tallen.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Rom.  Zu- 
stimmung zu  dem  englischen  Vorschlage 190 

„  7670.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in 
Konstantinopel  (Goschen).  Anweisung,  den  Sultan  auf  die  Lage  in 
Armenien  aufmerksam  zu  machen 191 

„  7671.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.  Die  enfflische 
Regierung  hat  die  diplomatische  Action  in  Folge  von  Deutscnlands 
Widerspruch  aufgeschoben 192 

TransTaal. 

Nr.  7672.     Grossbritannien  und  Transvaal.    Konvention  über  die  Wieder- 

herstellung  der  Autonomie  von  Transvaal  vom  S.  August  1881  •  ,  194 
„    7673.     Grossbritannien.     Min.   d.  Ausw.   an  s&mmtliche  diplomatischen 

Vertreter  Ënglands.    Uebersendung  der  Konvention  mit  xranavaal    .    204 


ï> 


Englisch-FranzSsischer  Handelsyertrag.  seite 

Nr.  7674.     Grossbritannien.    Unterstaatssecret&r  Dilke  an  den  franz.  Bot- 

schafter  in  London  (Challemel-Lacour).    Standpunkt   der  engi.  Re- 

gierung  bez.  des  neuen  Handelsvertrages  mit  Fr.inkreich 205 

„    7675.    Frankreich.     Memorandum  des  fi*anz.  Handelsministers  (Rouvier) 

über  den  Handelsvertra^ 210 

„  7676.  —  Memorandum  fiber  die  Grundlagen  des  neuen  Handelsvertrages  .  216 
„    7677.    Grossbritannien.    Botschafter  in  Paris  (Lyons)  an  den  franz.  Min. 

d.  Ausw.  (Barthélémy  St.-Hilaire).    Antwort  der  englischen  Regierung 

auf  das  französische  Memorandum 217 

7678.    —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London.    Die  eng- 

lische  Regierung  wünscht  Abschluss  eines  neuen  Handelsvertrages 

auf  Grunmage  des  alten 219 

„    7679.    —  Min.  d.  Ausw.  an  die  engliscben  Unterhandler.  Instruction  für  die 

Yerhandlungen  über  den  französischen  Handelsvertrag 221 

„    7680.    —  Die  engl.  Unterh&ndler  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.    Bisberiger 

Verlauf  der  Yerhandlungen 231 

„    7681.    —  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.    üebersicht  über 

die  noch  bestehenden  Differenzen 234 

„    7682.    —  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.    Die  schwierige 

Stellung  der  französischen  Regierung  ge^enüber  dem  Parlament  .  .  237 
„    7683.    —  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Mm.  d.  Ausw.    Die  ^ussorsten 

Goncessionen  der  französischen  Regierung 238 

„    7684.    —  Min.  d.  Ausw.   an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.    Die  letzten 

französischen  Vorschl&ge  sind  unannehmbar 238 

„    7685.    —  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.    Bedin^ngen, 

unter  welchen  die  französische  Regierung  einen  Meistbegünstigungs- 

vertrag  abschliessen  will 239 

„    7686.    —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.    Ablehnung  der 

französischen  Bedingungen 241 

„    7687.    —  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.    Yerhandlungen 

über  den  Meistbe^ünstigungsvertrag 241 

„    7688.    Frankreich.    Mm.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.  Eng- 

land  soll  das  Recht  der  meistbegftnstigten  Nation  durch  Gesetz  ge- 

sichert  werden 243 

7689.     Grossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 

£in  Meistbegünstigungs-Gesetz  ist  nicht  genügend 244 

„  7690.  Frankreich.  Gesetz,  betr.  die  Einfuhrzölle  auf  englische  Waaren  245 
7691.    —  und  Grossbritannien.    Handels-  und  Schifffahrts-Commission 

vom  28.  Februar  1882 245 

„    7692.     Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  die  engl.  Unterhandler.  Rück- 

blick  auf  die  Yerhandlungen 249 

Englisch-amerikanische  Differenien. 

Nr.  7693.  Grossbutannien.  Min.  d.  Ausw.  (Granville)  an  den  engl.  Gesandten 
in  Washington  (Thomton).  Der  amerikan.  Gesandte  hat  Y orstellungen 
gemacht  wegen  der  Yerhaftung  von  naturalisirten  amerikanischen 
Bürgern  in  Irland 251 

„    7694.    —  Ders.  an  Dens.  Ausl&nder  unterliegen  den  Gesetzen  zur  Aufrecht- 

erhaltung  der  Ordnung  ebcnso  wie  die  Inl&nder 253 

„    7695.    —  Ders.  an  Dens.    Yorstellunffen  wegen  der  in  amerikan.  Zeitungen 

enthal tenen  Aufreizungen  zu  Verbrechen  in  England 256 


ji 


#<■» 


Verlag  vod  DVNCKEB  &  HUHBLOT  in  Leipzig. 


Austriaca. 

Betrachtnngen  und  Streiflichter. 

1882.     15  Bogen.     gr.  8.    Preis  5  M. 

Inbalt:  Die  auswartige  Politik.  —  Oesterreich  und  Ungarn.  —  Der  Pari  amen  tarismus 
'  in  Oesterreich.  —  Juden  in  Oesterreich. 


mw^fMmkm  ^€ 


im  achtzehnten  Jahrhundert. 

Von 

Carl  von  ^Bfoorden. 

Erste  Abtheilung:  Oer  spanische  Erbfolgekrieg. 

Dritter  Band. 
1882.    44  Bogen.    gr.  8.    Preis  14  M. 


Lose  BlEtter 

aus  dem 


GéeiDi-kliive  k  Riissisèn  Regimog. 

Ëin  aktenm&ssiger  Beitrag  znr  nenesten  Geschichte  der 
rnssischen  Yerwaltiing  nnd  fieamten-Gorraption^ 

Zweite  Auflage. 
1882.    Preis  3  M.  20  Pfg. 


Druck  Ton  Bir  k  Hermann  in  Leipxig. 


f 


DAS  STAATSARCHIV. 

SAMMLUNG 

DER 

OFFICIELLEN  ACTENSTÜCKE 

ZÜR  GESCHICHTE  DER  GEGENWART. 

BEGRÜNDET 
VON 

AEGIDI  UND  KLAUHOLD. 


IN    FORTLAUFENDEN    H  E  p.T-ilJJ-, . 

HÉRAUSGEGEBEN  '•■'''-V^-- ;.-,' 

VON  --'-l— !-^'ij;  >■  '- 

DR    HANS    DELBRÜCK. 

BAND  XL. 
FÜNFTES  UND  SECHSTES  (SCHLUSS-)  HEFT. 


'f^-- 


LBIPZIQ, 

VERLAG  VON  DUNCKER  &  HUMBLOT. 

i88a. 

In  Berlin  bei  F.  Schneider  A  Co.  —  In  Wlen  bei  Gerold  &  Co.  —  In  London  bel 
Williams  ft  Norgate  aod  bei  A.  Siegle.  —  In  BTÜMel  In  der  Mofbucbhandlung  ron 
C.  Muquardt  —  In  St-PeteiBburg  in  der  Kaiserlichen  Hofbucbtiandlung  H.  Scbmiti- 
dorff.  —  In  Turia  und  Rom  in  den  Loescher'schen  Bnchhandluneen.  —  In  N«w- 
York  bei  E.  StefgCT  A  Co. 


St. 

7696. 

jï 

7697. 

» 

7698. 

9? 

7699. 

1» 

7700. 

Inhalt  des  5.  und  6.  (Schluss-)  Heftes  XL.  Bandes. 


Englisch-Amerikanische  Differeuzon.  6«ite 

Grossbritannien.  Gesandter  in  Washington  au  den  engl.  Mia.  d. 
Ausw.  Unterredung  mit  StaatssecreUr  Blaine  über  die  irische  Agitation 
in  den  Vereinigten  Staaten 258 

—  Min  d.  Ausw.  an  den  Gesandten  der  Vereinigten  Staatea  in  Lon- 
don.  Bezüglich  der  Verantwortlichkeit  wegen  gesetzwidriger  Hand- 
lungen  erkennt  die  englische  Eegierung  eine  Unterscheidung  zwischen 
Inlandern  und  Auslandern  nicht  an 259 

—  Gesandter  in  Washington  (West)  an  den  engl.  Min.  d,  Ausw.    Ver- 
handlungen  im  Reprasentantenbause  über  die  Yerhaftungen  in  Irland    260 
Vereinigte  Staaten     Gesandter  in  London  an  den  engl.  Min.  d. 
Ausw.    Wünscht  die  Einleitung  einer  Untersuchung  gegen  die  ver- 
hafteten  Amerikaner 262 

Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Gesandten  in  Washing- 
ton.   Ein  Unterschied  zwischen  Inlandern  und  Ausl&ndern  kann  bei 

der  Untersuchung  nicht  gemacht  werden 262 

„  7701.  —  Gesandter  in  Washington  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Bericht 
des  Staatssecretars  d.   Ausw.   an   das  Kepr&sentantenhaus  über   die 

Verhafteten 265 

,,  7702.  Vereinigte  Staaten.  Gesandter  in  London  an  den  engl.  Min.  d. 
Ausw.    Dringt  auf  Entlassung  der  Verhafteten  oder  Untersuchung 

gegen  dicselben 266 

Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Gesandten  in 
Washington.  Die  amerikanische  Hcgierung  will  sich  der  amerikanischen 

Agitatoren  in  England  nicht. zu  warm  annehmen 267 

Pariscr    Kongress-Staaten    und    Rumanien.     Zusatzakte  zur 
SchiMahrtsakte  für  die  Donaumündungen  vom  2.  November  1865  .    .    268 
Rumanien.    Throurede  des  Königs  bei  Eröffnung  der  Kammern  am 

15.  November  1881 271 

Preussen      Erlass    des    Königs    an    das    Staatsministerium    vom 

4.  Januar  1882 277 

—  Thronrede  bei  Eröffnung  des  Landta^es,  vcrlesen  vom  Vice- 
prasidenten  des  Staatsministeriums,  v.  Puttkamer 278 

—  Entwurf  eines  Gesetzcs,  betreffend  die  Abanderung  der  kirchen- 

politischen  Gesetze,  mit  Begründung 280 

Grossbritannien.     Thronrede   bei  Eröffnung  des  Parlaments  am 

7.  Februir  1882 285 

Dcutschland.    Thronrede  bei  Eröffnung  des  Reichstages,   verlesen 
vom  Staatssecretar  von  Bötticher  am  27.  April  1882 287 

—  Programm  der  liberalen  Vereinigung  (Secessionisten),  aufgestellt 

auf  dem  Parteitage  in  Berlin  am  6.  Mai  1882 289 

Preussen.  Staatsministerialbeschlass,  verlesen  vom  Vice-Pr&sidenten 
des  Staatsministeriums,  von  Puttkamer,  zum  Schluss  des  Landtagcs 
am  11.  Mai  1882 292 

—  Gesetz,  betreffend  die  Abanderungen  der  kirchenpolitischen  Ge- 
setze.   Vom  31.  Mai  1882 293 

„    7714.    Nor  weegen.    Thronrede  des  Königs  bei  Schluss  des  Storthing  am 

21.  Juni  1882 294 

Aegypten. 

Nr.  7715.  Turk  ei.  Firman  des  Sultans  an  Mehemed-Ali,  betreffend  dieErbfolge- 
ordnung,  Steuererhebung  im  Namen  der  Pforte,  Münzwesen  und  Zahl 
der  auszuhebenden  Truppen 29S 

„    7716.      —Firman  des  Sultans  an  Mehemed-Ali,  betreffend  die  Höhe   und 

den  Zahlungsmodus  des  Tributs 300 

„    7717.    —  Firman  des  Sultans  an   den  Vicekönig,  betreffend  die  Erbfolge- 

ordnung.    Vom  27.  Mai  1866 300 

„    7718.    —  Firman  des  Sultans  an  den  Vicekönig  von  Aegypten,  betreffend 

die  eventuelle  Einrichtung  einer  Regentschaft.    Vom  15.  Juni  1866  .    801 

„  7719.  —  Firman  des  Sultans  an  den  Khedive,  betreffend  die  Erbfolge- 
ordnung  und  das  Recht,  Handelsvertrage  und  andere  Vertrage  ohne 
politische  Bedeutung  zu  schliessen.    Vom  8.  Juni  1867  ....    303 


,1 

7703. 

7704. 

7705. 

7706. 

7707. 

7708. 

7709. 

7710. 

7711. 

7712. 

7713. 

6éitê 

Nr.  7774.    Aegypten.  Rede  d. Khedive bei Eröflfn.  d.  Notabelnkammcr, 26.  Dec.1881    41 

7775.  —  Rede  des  Pras.  der  Notabelnkammer(Saltan-Pa8cha)  nach  Eröffne.  ders.    42 

7776.  Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  (Gambetta)  an  den  franz.  Botscharter  in 
London  (Challemel  Lacour).  Entwurf  der  engl.-franz.  Notc  an  den  Khedive    43 

7777.  —  Botschafter  in  Konstantinopel  (ïissot)  an  den  franz.  Min.  d.  Auswart. 
Beunrubigung  der  Pforte  durch  die  projectirte  englisch-französische  Note    44 

7778.  —  Botschafter  in  London  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.    Annahme  des 
Entwurfes  der  Note.    Tragweite  derselben 44 

7779.  Grossbritannien.    Botscbafter  in  Paris  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw. 
Officielle  Zustimmung  zu  dem  Project  der  Note 44 

7780.  Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.    Bil- 
ligung  des  englischen  Vorbehalts 45 

7781.  —  Ders.  an  d.  mnz.  Botschafter  in  London.  Differenz  zwischcn  Granville^s 
persönlicher  und  der  officiellen  Zustimmung  zu  der  gemeinsamen  Note    45 

7782.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  General-Consul  in  luiiro.  .Anweisung, 
die  gemeinsame  Note  zu  überreichen ' 46 

7783.  Frankreich  und  Grossbritannien.     Identische  Note  der  General- 
Consuln  an  den  Khedive 46 

7784.  Frankreich.     Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel.   Instruction,  betreffend  die  identische  Note 47 

7785.  —  Botschafter  in  London  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.     Bedeutung 
der  englischen  Zustimmung  zum  Text  der  Note 47 

7786.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Kon- 
stantinopel (Dufferin).    Bedeutung  der  Note  vom  7.  Januar     ....    48 

7787.  Frankreich.  Generalconsul  in  Kairo  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw. 
Schlechter  Eindruck  der  Note 49 

7788.  —  Geschaftstr&ger  in  Berlin  (d'Aubigny)  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw. 
Verhandlungen  der  Ostmachte  über  Aegypten 49 

7789.  Grossbritannien.  Botschafter  in  Wien  (EUiot)  an  den  engl.  Min.  d. 
Ausw.    Unterredung  mit  Kalnoky  über  die  englisch  französische  Note    49 

7790.  —  Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Das  Budget- 
recht der  agyptischen  Kammer 50 

7791.  —  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Gambetta  ist  gegen 
die  y erleihung  des  Budgct-Bewilligunffsrechts  an  die  ftgyptische  Kammer    51 

7792.  Türkei.  Min.  d.  Ausw.  (Assim)  an  die  turk.  Botschafter  in  Paris  und 
London.    Protest  gegen  die  gemeinsame  Note  vom  8.  Januar      ...    52 

7793.  Frankreich.  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 
Interpretation  der  gemeinsamen  Notc  vom  7.  Januar 53 

7794.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 
Budgetrecht  der  agypt.  Kammer.    Zustimmung  zu  Gambetta's  Ansicht    54 

7795.  —  Botschafter  in  Rom  (Paget)  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Die  ita- 
Henische  .Politik  bez.  Aegj-ptcns 55 

7796.  Frankreich  und  Grossbritannien.  Die  Generalcontrolcure  an  die 
engl.  und  franz.  Generalconsuln.  Das  von  der  ü^ptischen  Kammer  be- 
anspmchte  Budgetrecht  tangirt  die  Rechte  der  General-Controleure    .    56 

7797.  Frankreich.  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generalconsul  in  Kairo. 
Nothwendigkeit  der  Finanzcontrole  in  Aeg}'pt^n 57 

7798.  —  Botschafter  in  London  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.  Die  englische 
Regierung  ist  einer  Action  zur  Unterstützung  der  gemeinschaftUchen 
Note  entscliieden  abgeneigt 59 

7799.  —  Min.  d.  Ausw.  an  die  franz.  Botschafter  in  London  und  Konstan- 
tinopel und  den  Generalconsul  in  Kairo.  Unterredung  mit  dem  tür- 
kischen  Gesandten  über  die  Note  vom  7.  Januar 60 

7800.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  Konstantinopel.  Zögem 
der  englischen  Regierung 61 

7801.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London.  Anwcisung, 
mit  Granville  über  eine  Intcrvention  zu  unterhandein 62 

7802.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London.  Die  West- 
m&chte  haben  ein  Recht  zur  Intcr\'ention  auch  ohne  die  Ostm&chte     .    63 

7803.  Grossbritannien.  Generalconsul  in  Kairo  a.  d.  engl.  Min.  d.  Ausw. 
Verhandlungen  mit  dem  Kammerpr&sidenten  über  das  Budgetrecht     .    63 

7804.  Frankreich.  Botschafter  in  London  a.  d.  franz.  Min.  d  Ausw.  Gran- 
ville ist  gegen  das  selbstandige  Vorgehen  der  Westmachte 65 

7805.  —  Botschafter  in  London  a.  d.  franz.  Min.  d.  Ausw.  Unterredung  mit 
Granville  über  eine  selbstandige  Action  der  Westmachte 65 

7806.  Grossbritannien.  Generalconsul  in  Kairo  an  d.  engl.  Min.  d.  Ausw. 
Memorandum  a.  d.  agypt.  Minister-Prasidenten,  betr.  das  Budgetrecht    67 

7807.  Frankreich.    Generalconsul  in  Kairo  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw. 
Gefahren  einer  Intervention  in  Aegypten 68 

7808.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 
Die  turk.  Intervention  ist  das  geringste  Uebel,  Verstandigung  mit  den 
andem  Grossmachten  darüber  erfonierlich 69 

7809.  —  Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Gefahr  für  die 
Europaer  im  Fall  einer  Intervention 71 


>» 
»> 

J» 
1ï 
I) 
l> 
»ï 
ïJ 
IJ 
»> 

Jt 
>1 
>1 
ï> 
I» 
»> 

9) 
9) 

I» 

>ï 
»> 
II 
V 
»1 

f9 


Nr.  7810.    Frankreich.  Botschafter  in  Konstantinopel  a.  d.  franz.  Min.  d.  Auaw. 

Verbalnote  der  Ostm&chtê  an  die  Pforte 71 

„   7811.    —  Min.  d.  Ausw.  (Freycinet)  a.  d.  franz.  Botschafter  in  London.    Ver- 

st&ndigung  mit  dem  engl.  Botschafter,  dass  keine  milit&rische  Action 

in  Aegypten  stattfinden  solle 72 

„   7812.    Aegypten.    Brief  des  Premierministers  (MahmudSamy-Pascha)  an 

den  Knedive.    Programm  des  neuen  Ministeriums 78 

„    7818.    Grossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  a.  d.  engl.  Botschafter  in  Paris. 

Vorschlag,  hl  d.  Ostm&chten  bez.  Aegyptens  in  Unterhandl^.  zu  treten     74 
„    7814.    —  Botschafter  in  St-Petersburg  (Thornton)  an  den  engl  Min.  d.  Ausw.     75 

„    7816.    —  Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw 76 

„   7816.    Aegypten.     Memorandum   der   Generalcontrolenre,  betreffend  das 

Buogetrecht  der  &gyptischen  Kammer 78 

„  7817.  Franjcreich.  Generalconsul  in  Koiro  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.  79 
„  7818.  Aegypten.  LoiOrganiquedelaChambredesDélégués.  Vom7.Febr.1882  80 
„  7819.  —  Premierminister  (Mustapha  Fehmi)  a.  d.  franz.  u.  engl.  Generalconsuln.  85 
„  7820.  Frankreich.  Min.  d.  Ausw.  a.  d.  franz.  Botschafter  in  London  .  .  87 
„    7821.    Frankreich  und  Grossbritannien.  Min.  d.Aasw.a.d.  engl.  u.  franz. 

Botschafter  in  Konstantinopel 88 

„    7822.    Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generalconsul  in  Kairo. 

Yerhalten  gegenüber  dem  neuen  Ministerium 89 

„    7828.    Frankreich  und  Grossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  a.  die  franz., resp. 

engl.  Botschafter  in  Berlin,  Wien,  Petersburg  und  Rom 90 

„    7824.    Grossbritannien.    Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min. 

d.  Ausw.    Instruction  des  Sultans  an  den  Khedive 91 

„    7825.    —  Botschafter  in  Berlin  (Amphtill)  a.  d.  engl.  Min.  d.  Ausw.    Bismarck's 

Ansicht  ttber  die  Stellung  Ënglands  and  Frankreichs  in  Aegypten  .  91 
„  7826.  Frankreich.  Botschafter  in  Berlin  (Courcel)  a.  d.  firanz.  Min.  d.  Ausw.  92 
„    7827.    Grossbritannien.   Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.     93 

„    7828.    —  Botschafter  in  Rom  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw 99 

„    7829.    Oesterreich-Ungarn.    Min.  d.  Ausw. (Kalnoky) a.  d.  k.  k.  Botschafter 

in  London 100 

7880.    Deutschland.    Botschafter  in  London  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.    100 

7831.  Grossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  d.  engl.  Botschafter  in  Berlin    101 

7832.  Italien.    Min.  d.  Ausw.  (Mancini)  an  den  ital.  Botschafter  in  London 
(Menabrea).    Zustimmung  zu  der  engl.-franz.  Note  vom  11.  Februar.    101 

7833.  Ru  SS  land.    Botschafter  in  London  (Lobanow)  an  den  engl.  Min.  d. 
Ausw.    Zustimmung  zu  der  engl.-französischen  Note  vom  11.  Februar    102 

7884.    Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  Berlin     .    102 

7835.  —  Botschafter  in  Berlin  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw 102 

7836.  —  Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw 103 

7837.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generalconsul  in  Kairo 104 

7838.  Grossbritannien.    Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.    104 

„   7839.    —  Gteschaftstrager  in  Kairo  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw 105 

„    7840.    —  Min.  d.  Ausw.  a.  d.  engl.  Botschafter  in  Paris 106 

7841.  Rus  si  and.   Generalconsul  in  Alexandrien  (Lex)  a.  d.  ross.  M.  d.  Ausw.    107 

7842.  Grossbritannien.    Generalconsul  in  Kairo  a.  d.  engL  Min.  d.  Ausw.    109 

7843.  —  Min.  d.  Ausw.  a.  d.  engl.  Botschafter  in  Paris HO 

7844.  —  Botschafter  in  Paris  an  den  engl  Min.  d.  Ausw 111 

7845.  —  Generalconsul  in  Kairo  an  den  eneL  Min.  d.  Aosw 113 

7846.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botscmafter  in  Paris US 

7847.  —  Min.  d.  Ausw.  a.  d.  engl.  Botschafter  in  Berlin 114 

7848.  —  Botschafter  in  Paris  a.  d.  engl.  Min.  d.  Ausw 115 

7849.  —  Generalconsul  in  Kairo  a.  d.  engl.  Min.  d.  Ausw 116 

7850.  Frankreich.    Generalconsul  in  Kairo  a.  d.  franz.  Min.  d.  Ausw.      .    116 

7b51.    —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generalconsul  in  Kairo 117 

7852.    —  Min.  d.  Ausw.  a.  d.  franz.  Generalconsul  in  Kairo 117 

„    7853.    Grossbritannien.    Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.    118 

„    7854.    —  Min.  d.  Ausw.  an  d.  engl.  Botschafter  in  Paris 118 

„    7855.    Frankreich.    Generalconsul  in  Kairo  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.    119 
„    7856.    Grossbritannien.    Gesch&ftstr&ger  in  Konstantinopel  an  den  engl. 

Min.  d.  Ausw.  Verhandlungen  der  Westm&chte  mit  der  Türkei  .  .  120 
„  7857.  Russland.  Min.  d.  Ausw.  (Giers)  an  den  russ.  Botschafter  in  Paris.  liO 
„    7858.    Frankreich.    Aus  der  Rede  Freycinets  vom  11.  Mal  1882  ....    121 

„    7859.    —  Min.  d.  Ausw.  a.  d.  franz.  Botschafter  in  London 123 

„    7860.    Grossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl  Botschafter  in  Paris    135 

„    7861.    —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris VA 

7862.    Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  an  den  firanz.  Botschafter  in  London.    126 
7868.    —  Generalconsul  in  Kairo  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw 127 

7864.  Gro  s sbr i t ann i e n.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  London    UB 

7865.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engL  Botschafter  in  Konstantinopel     .    •   19B 


» 

II 

I» 
II 
II 

w 
II 


II 

II 
II 
II 
II 
II 
II 
11 
II 
II 
n 
II 


II 
II 
II 
>i 


Di«fiY  wsv  ^^x  ^  YLvi'BiAA.  V&  \AVgn2vv 


1/.  fl 


DAS  STAATSARCHIV. 

SAMMLUNG 

DER 

OFFICIELLEN  ACTENSTÜCKE 

ZUR  GESCHICHTE  DER  GEGENWART. 

BEGRÜNDET 
VON 

AE5IDI  UND  KLAUHOLD. 

IN    FORT LAUFEN  DE N    HEFTEN 

HERAUSGEGEBEN 
VON 

D»    HANS    DEI.BROCK. 


BAND  XLI. 
DRITTES  UND   VIERTES  HEFT. 


."(SODL.'LIBRj- 


LEIPZJG, 

VERLAG  VON  DUNCKER  &  HUMBLOT. 

l!F3. 

In  Berlin  bei  F.  Schneider  A  Co.  —  In  Wien  bei  Oerold  A  Co.  —  In  London  bei 
Williams  A  Norgate  nnd  bei  A.  Siegle.  —  In  BHiuel  in  der  HofbuchhandlunK  von 
C  Muquardt.  —  In  St-Petenburs  in  der  Kaiserlichen  Halbucbbandlung  K.  ScbmiU- 
dorfT.  —  In  Turin  nnd  Rom  in  den  Loescber'scben  BucbhaadlnnEen.  —  In  New 
York  bei  E.  Stciget  A  Co. 


Inhalt  des  3.  nnd  4.  Heftes  XLL  Bandes. 

Kr.  7866.    Grossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 

Instraction  des  englischen  Admirals 129 

„    7867.    —  Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.    Circular  an 

die  Consuln  in  Aegypten 180 

„    7868.    —  Min.  d.  Ausw.  an   den  engl.  Generalconsul  in  Kairo.    Arabi  ist 

persönlich  verantwortlich  zu  machen 130 

„    7869.    Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  an  d.  franz.  Generalconsul  in  Kairo. 

Die  Versöhnung  des  Kbedive  mit  dem  Ministerium  ist  eine  unbefrie- 

digende  Lösung 130 

„    7870.    —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  Berlin.    Die  englisch- 

franz.  Flotte  wird  eventuell  auch  deutsche  Staatsangehörige  schQtzen  131 
,,    7871.    Turk  ei.     Min.   d.  Ausw.  an  die  turk.  Botschafter  bei  den  Gross- 

m&chten.    Protest  gegen  die  £ntsendung  des  englischen  und   firan- 

zösischen  Geschwaders 131 

„    7872.    Frankreich.    Botschafter  in  Konstan tinopel  an  den  franz.  Min.  d. 

Ausw.    Die  Pforte  sieht  in   der  Entsendung  der  Kriegsschiffe  einen 

Eingriff  in  ihre  Suzeranitat 183 

,,    7873.    —  Min.    d.   Ausw.    an    den    franz.   Botschafter    in   Konstantinopel. 

Frankreich  wird  die  Suzeranitat  des  Sultans  respectiren  ...  .133 
„    7874.    —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Generalconsul  in  Kairo.    Instruction 

des  Commandanten  des  franz.  Geschwaders 134 

„    7875.    —  Botschafter  in  Berlin  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.    Deatschlands 

Politik  in  Konstantinopel 134 

^,    7876.    —  Generalconsul  in  Kairo  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.    Telegranun 

der  Pforte  an  den  Khe'dive 136 

f,    7877.    Frankreich   und  Grossbritannien.    Die  Min.  d.  Ausw.   an   die 

betr.  Botschafter  in  Berlin,  Konstantinopel,  St.- Petersburg,  Rom  und 

Wien.  Gründe  der  Entsendung  der  Kriegsschiffe  nach  Alezandrien  137 
„    7878.    Grossbritannien.   Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Kairo. 

Antwort  auf  das  Circular  der  Pforte  yom  17.  Mai 137 

„  7879.  —  Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min.  d.'  Ausw.  Das  Mini- 
sterium weigert  sich,  zu  demissioniren 138 

,,    7880.    —  Min  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.   Türkische  Inter- 

vention  erforderlich 139 

,,    7881.    Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 

Der  Ministerrath  hat  die  tArkische  Intervention  abgelehnt  ....  139 
,,    7882.    Grossbritannien.    Generalconsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min.   d. 

Ausw.    Demission  des  Ministeriums 139 

„    7883.    Frankreich.    Generalkonsul  in  Kairo  an  dèn  franz.  Min.  d.  Ausw. 

Doppeltes  Spiel  der  Pforte 141 

,f    7884.    —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  Konstantinopel.    Auf- 

forderune  an  den  Sultan,  das  &gyptische  Ministerium  zu  desaYOuiren  141 
„    7885.    —  Botschafter  in  Berlin   an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.    Deutschland 

unterstützt  die  Schritte  der  Westm&chte  bei  dem  Sultan 142 

„    7886.    —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London.    Vorschlag 

einer  Conferenz 142 

,,    7887.    Grossbritannien.     Generalkonsul  in  Kairo  an  den  engl.  Min.  d. 

Ausw.    Eindruck  der  Wiedereinsetzung  Arabi-Pascha^s 143 

„    7888.    —  Min.  d.  Ausw.  a.  d.  Botschafter  in  Berlin,  Konstantinopel,  St-Peters- 

burg,  Rom  und  Wien.    Annahme  der  Conferenz 143 

„    7889.    Frankreich.   Min.  d.  Ausw.  an  die  franz.  Botschafter  bei  den  Gross- 

m&chten.  Einladung  zu  einer  Botschafter-Conferenz  in  Konstantinopel  144 
,,    7890.    Türkei.    Min.   d.  Ausw.  (Said)  an  den  turk.  Botschafter  in  Paris. 

Die  Pforte  hofft,  dass  die  M&chte  die  Conferenz  in  Folge  der  Mission 

Derwisch-Pascha's  aufeeben  werden 144 

„    7891.    Frankreich.    Min.  a.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 

Antwort  auf  die  die  Conferenz  ablehnende  Note  der  Pforte  ....  145 
„    7892.    —  Min.  d.  Ausw.  an  die  franz.  Botschafter  bei  den  Grossm&chten. 

Bcsteht  auf  dem  Zusammentreten  der  Conferenz 146 

„    7893.    —  Min.  d.  Ausw.  a.  d.  franz.  Botschafter  in  Konstantinopel.   Die  Ver- 

handlungen  d.  Conferenz  sollen  a.  d.  &ffypt.  Frage  beschr&nkt  bleiben  146 
„    7894.    —  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.    Der 

Pforte  ist  die  Versicherunff  gegeben,  dass  auf  der  Conferens  nur 

die  Egyptische  Frage  behandelt  werden  soU 147 

„    7895.    —  Min.  d.  Ausw.   an  den  franz.  Botschafter  in  London.    Vorschlag 

auf  der  Conferenz  ein  Uneigennützigkeits-Protokoll  zu  unterzeichnen  147 
„    7896.    —  Min.  d.  Ausw.  a.  d.  franz.  Botschafter  in  London  u.  Konstantinopel. 

Aufforderung  zum  Zusammentritt  der  Conferenz 148 

„    7897.    —  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.    Der 

Sultan  desavouirt  den  Vorschlag  des  türkischen  Botschafters  in  London, 

eine  Conferenz  in  Konstantinopel  ohne  BetheiUgung  d.  Pforte  abzuhalten.  148 
„    7898.    —  Botschafter  in  Berlin  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.   Verhandlungen 

mit  Bismarck  übet  d\e  Coui^teixz 14S 


X  SeiU 

Türkci.  Min.  d.  Ausw.  an  die  turk.  Botschafter  bei  den  Grossm&chten. 
Die  Pforte  hlLlt  die  Conferenz  für  inopportun  und  hofft,  dass  dieselbe 

unterbleiben  werde 150 

Frankreicb.  Generalconsul  in  Aegj'pten  an  den  franz.Min.  d.  Ausw. 
Gricchenland  ist  bereit,  7000  Mann  in  Alexandrien  zu  landen   .    .    .    151 

—  Botschafter  in  Wien  an  den  franz.  Min.  d.  Ausw.  Ausweicbende 
Antwort  Kalnoky^s  auf  die  Ëinladuog  zur  Conferenz 151 

—  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  Konstantinopel.    In- 

struction  für  die  Conferenz 152 

Grossbritannien.    Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min. 

d.  Ausw.    Erste  Sitzung  der  Conferenz    .    .    .    .    - 15H 

—  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.  Der  Suez-Canal 
in  Gefahr 154 

—  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.   Der  Sultan 
verlangt  kategorisch  die  Absichten  £nglands  bez.  Aegypteus  zu  wissen    154 
Frankreicb.    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschaner  in  London. 

Ablehnun^;  der  Maassregeln  zum  Schutz  des  Suez-Canals 155 

Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Kon- 
stantinopel.   Englands  Absichten  bez.  Aegyptens 155 

—  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Unter- 
redung  mit  Reschid-Bey.  Wenn  der  Sultan  seine  Mitwirkung  ver- 
weisert,  wird  England  allein  zur  Occupation  Aegyptens  schreiten.    .    156 

—  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Mm.  d.  Ausw.  Zweite 

Sitzung  der  Conferenz 157 

Türkei.  Min.  d.  Ausw.  (Saïd)  an  den  turk.  Botschafter  in  London 
(Musurus).    Berichte  Derwisch-Pascha's  über  Aegypten.    Die  Conferenz 

erscheint  danach  unnöthig 162 

Grossbritannien.  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min. 
d.  Ausw.  Versuche,  die  Pforte  zur  Tlieilnahme  an  der  Conferenz 
zu  voranlassen.    Decoration  Arabi  Pascha's 164 

—  Botschafter  in  Hom  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Italiens  Interessen 
in  Aeg}'pten  und  am  Suez-Canal.  Unterredung  mit  Mancini.  .  .  .  165 
Conferenz-Staaten.  Identisches  Telegramm  der  Botschafter  in 
Konstantinopel  an  ilirc  Regierungen.  Dritte  Sitzung  der  Conferenz  167 
Grossbritannien.  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min. 
d.  Ausw.  Dritte  Sitzung.  Englischer  Vorschlag,  turk.  Truppen  nach 
Aeg}'pten  zu  entsenden 168 

—  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Bericht 
über  die  dritte  Sitzung 168 

—  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Trag- 
weite  der  Clausel  von  der  /wee  majeuré' 170 

—  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Konstantinopel.    Auf- 
fassung  der  Clausel  ^force  majeure'  den  Botschaftem  mitzutheilen     .    170 
Conferenz-Staaten.    Identisches  Telegramm  der  Botschafter  über 

die  vierte  Sitzung 171 

Grossbritannien.  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min. 

d.  Ausw.    Vierte  Sitzung  der  Conferenz 171 

—  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Konstantinopel.  Die 
Entsendung  türkischer  Truppen  ohne  Aufforderung  seitcns  der  Con- 
ferenz würde  die  englische  Regierung  nicht  beunrunigen 175 

Russland.   Min.  d.  Ausw.  (Giers)  an  die  russischen  Botschafter.  An- 
sichten der  russischen  Regierung  über  die  agyptische  Krisis  ...    *    175 
Conferenz-Staaten.    Identisches  Telegramm  der  Botschafter  über 

die  fünfte  Sitzung 176 

Grossbritannien.    Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl  Min. 

d.  Ausw.    Fünfte  Sitzung  der  Conferenz 176 

—  Min.  d.  Ausw.  a.  d.  engl.  Botschafter  in  Konstantinopel.  Dringt  auf 
möglichst  schnelle  Herbeiführung  eines  Beschlusses  der  Confêrenz, 
türkische  Truppen  nach  Aegypten  zu  entsenden 178 

—  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Ilat 
dem  Sultan  die  Folgen  eines  Zögems  vorgestellt 179 

—  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.  Italiens 
Vorschlag,   dass  keine  Macht  einzeln  die  liegelung  der  ilg}'ptischen 

Frage  untemehmen  solle '.    .    .    .    179 

Frankreicb.  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 
Ministerrath  bat  beschlossen,  die  Betheiligung  am  englischen  Ultimatum 

abzulehnen 180 

Grossbritannien.   Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Aus\v* 

Gründe  des  Beschlusses  des  französischen  Ministerrathes 181 

Conferenz-Staaten.    Identisches  Telegramm  der  Botschafter  über 

die  sechste  Sitzung 181 

—  Identisches  Telegramm  der  Botschafter  über  die  siebente  Sitzung    182 
^    7931.    Grossbritannien.     Botschafter   in  Konstantinopel    an    den    engl. 

Min.  d.  Ausw.  Die  italienische  Regierung  hat  die  Interpretation  yon- 
^force  mojeuré'  schweigend  bingenommen 188 


Nr 

,   7899. 

V 

7900. 

fl 

7901. 

» 

7902. 

« 

7903. 

IJ 

7904. 

»> 

7905. 

1» 

7906. 

»» 

7907. 

1ï 

7908. 

»» 

7909. 

1» 

7910. 

1» 

7911. 

?» 

7912. 

« 

7913. 

■ÏJ 

7914. 

V 

7915. 

^1 

7916. 

1» 

7917. 

11 

7918. 

1» 

7919. 

n 

7920. 

1» 

7921. 

•J» 

7922. 

»> 

7928. 

>» 

7924. 

n 

7925. 

V 

7926. 

1> 

7927. 

1> 

7928. 

V 

7929. 

il 

7980. 

S«ito 

Nr.  7932.    Grossbritannien.     Consul   in  Alcxandricn   an  den  engl.   Min.  d. 

Ausw.  Note  der  Generalconsuln  der  Grossm&chte  an  Admiral  Seymour 

und  Antwort  desselben 188 

„    7933.    Turk  ei.   Min.  d.  Ausw.  an  don  turk.  Botschafter  in  London.  Verlangt 

Missbilligung  der  feindlichen  Haltung  des  Admirals  Seymour  ...  184 
„    7934.    Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  a.  d.  engl.  Gescb^ftstrilger  in  Berlin. 

Der  deutsche  Generalconsul  in  Aegypten  ist  instruirt,  der  engliscben 

Action  nichts  in  den  Weg  zu  legen 1S5 

„    7935.    —  Botschafter  in  Konstantinopel   an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.    Die 

Pforte  verlangt  Aufsohub  des  Bombardements 186 

„    7936.    —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Konstantinopel.   Ueber- 

sicht  über   die   Verbandlungen   in   der   ^gyptischen   Frage  bis   zum 

Bombardement  von  .Alexandrien 187 

„    7937.    —  Min.  d.  Ausw.  an  die  end.  Botschafter  bei  den  Grossm&ohten  und 

in  Konstantinopel.   Gefahr  des  Suez-Catials 206 

„    7938.    —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.  Maassregeln  zum 

Schutz  des  SuezCanals 206 

„    7939.    Frankreich.    Min.'  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 

Schutz   des  Suez-Canals.     Wünscht   ein  Mandat   der  Conferenz  für 

England  und  Frankreich 207 

,,    7940.    —  Botschafter  in   London   an  den   franz.   Min.  d.  Ausw.    England 

wünscht  die  Mitwirkun^  Frankreichs 208 

„    794 L    Grossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 

Schutz  des  Suez-Canals.    Aktions-Programm 208 

„    7042.    —  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.   Freycinet  wünscht 

mit  Rücksicht  auf  die  Deputirtenkammer  die  Canal-Frage  möglichst 

bald  vor  die  Conferenz  zu  bringen 209 

„    7943.    Frankreich.   Min.  d.  Ausw.  au  den  franz.  Geschaftstrager  in  London 

(d'Aunay).  Schutz  des  Canals.  Erklürung  auf  der  Conferenz  .  .  ,  210 
„    7944.    Grossbritannien.      Min.    d.   Ausw.    an   den   engl.  Botschafter  in 

Konstantinopel.    England  will   die  anderen  Machte   nicht  am  Sue%- 

Canal  ausscbliessen 211 

„    7045.    —  Botschafter  in  London  an  den  euRl.  Min.  d.  Ausw 211 

„    7946.    Türkei.     Min.   d.   Ausw.   an   die   Botschafter   der  Grossmachte   in 

Konstantinopel 213 

„    7947.  .'G'roiisbritannien.   Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  englischen 

Min.  d.  Ausw 214 

„    7948. '*f-  Miïi'.  d'.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris 215 

„    7949.    Aëgyptén.    Absetzungs-Ordre  und  Proclamation  gegen  Arabi .    .    .    Jl5 
„    7950.    Grossbritannien.      Min.  d.   Ausw.   an   den  engl.   Geschilftstrftger 

in  Berlin  (Walsham) 218 

„    7951.    Frankreich.    Botschafter  in  Wien  (Duchatel)  an  den  französischen 

Min.  d.  Ausw 218 

„    7952.    Grossbritannien.  Botschafter  in  Wien (Elliot)  a.  d.  engl.  M.  d.  Aasw.    219 

„    7953.    —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris 219 

„    7954.    —  Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw 220 

„    7955.    Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Gcsch&ftstrüger  in  London    221 
„    7956.    —  jExposé  des  Mótifs*  des  Gesetzentwurfs,  betreff.  die  Bewilligang 

eines  Credits  für  Maassregeln  zum  Schutz  des  Suez-Canals  ....  223 
„  7957.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  au  den  engl.  Botschafter  in  Paris  22S 
„    7958.    —  Botschafter  in  Rom  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw 22S 

Bilndnisse,  Thronreden,  Adressen  etc 

„    7059.    Deutschland  und  Griechenland.    Konsularvertrag  vom  26.  No- 
vember 1881,  ratificirt  am  6.  Juli  1882 225 

y,    7960.    Deutschland  und  Brasilien.     Konsularvertrag  vom   10.  Januar 

1882,  ratificirt  6.  Juli  1882 233 

„    7961.    Preussen.    Thronrede  des  Königs  zur  Eröffnung  des  Landtages  am 

14.  November  1882 247 

„    7962.    Römische  Curie.    Schreiben  des  Papstes  an  den  deutschen  Kaiser. 

Vom  3.  December  1882 249 

„    7963.    Deutschland.    Schreiben  des  Kaisers  an  den  Papst.    Vom  22.  De- 
cember 1882 ' 250 

„    7964.    Römische  Cnrie.     Note  des  Cardinal  -  Staatssekretars  Jacobini  an 

den  preussischen  Gesandten  beim  heiligen  Stnhle  (Schlözer) ....    251 

„    7965.    Römische  Curie.    Zweites  Schreiben  des  Papstes  an  den  deutschen 

Kaiser.    Vom  30.  Januar  1833 252 

),    7966.    Grossbritannien.    Thronrede  zur  Eröffnung  des  Parlamentes,  Ter* 

lesen  vom  Lord-Kanzler  am  15.  Februar  1883 25S 

),    7967.    Frankreich.    Erklftrung  des  Ministeriums,    Verlesen  vom  Minister- 

'pr&sidenten  Ferry  in  der  Deputirtenkammer  am  22.  Febraar  1883     .    255 

^  * 


J 


f 

r 


DAS  STAATSARCHIV. 

SAMMLUNG 

DER 

OFFICIELLEN  ACTENSTÜCKE 

ZUR  GESCHICHTE  DER  GEGENWART. 

BEGRÜNDET 

■'''ON  yi^'C^^Tr^  .^ 

AEGIDI  UND  KLAUHOLD.  /  y^      ^^N  3 

30DL:LIBR)f    5- 

IN    PORTLAUFBNDEN    HEFTÈI»e>-v_        _-<^  /    S* 

HERAUSGEGEBEN  "         '"  S 

VON  3? 


DR.  HANS    DELBRÜCK. 


s 

» 


BAND  XLI.  .      ^ 

FÜNFTES  UND  SECHSTES  HEFT.  \     ® 


^1    V 


I 


> 


/ 


LEIPZIG, 

VERLAG  VON  DUNCKER  &  HUMBLOT. 

«883.  '  i 

In  Berlin  bei  F.  Schneider  &  Co.  —  In  Wien  bei  Gerold  &  Co.  —  In  London  bei 
Williams  &  Norgate  und  bei  A.  Siegle.  —  In  Brussel  in  der  Hofbuchhandlung  ven 
C.  Muquardt.  —  In  St.-Peter8barg  in  der  Kaiserlichen  Hofbuchhandlung  H.  Schmits- 
dorff.  —   In  Turin  und  Rom  in  den  Loescher*schen  Buchhandlungen.  —  In  New- 

York  bei  B.  Steiger  &  Co.  j    . 

.  ^  _ ^J^ 


Inhalt  des  5.  nnd  6.  Heftes  ILL  Bandes. 

Madagaskar.  Seita 

Nr.  7968.  Frankreich.  Min.  d.  Aubw.  (Duclerc)  an  den  engl.  Botschafter  in 
Paris  (Lyons).  Die  Königin  Yon  Madagaskar  nimmt  Gebiet  in  An- 
spnich,  welches  unter  französischem  Protectorat  steht 268 

„  7969.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  (Granville)  an  den  engl  Gescb&fts- 
trager  in  Paris  (PInnkett).  Die  engliscbe  Regierung  erkennt  ein  fran- 
zösiscbes  Protectorat  über  Tbeile  des  Festlandes  von  Madagaskar 
nicbt  an 259 

„    7970.    —  Adresse  des  engl.  Madagaskar-Comité,  betreffend  die  firanzönschen 

Ansprücbe  auf  Madagaskar 259 

„    7971.    —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris  (Lyons).    Wünscht 

sicb  mit  der  französischen  Regierung  über  Madagaskar  zu  verat&ndigen    266 

,,    7972.    Madagaskar.    Die  Gesandten  an  den  engl.  Min.  d.  Aosw.    Zwecke 

der  Gesandtscbaft 267 

„  7973.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl  Botschafter  in  Paris. 
Gefahr  ftlr  alle  Weissen  in  Madagaskar  bei  einem  Conflikt  mit  Frank- 
reich  267 

„  7974.  Frankreich.  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London 
(Tissot).  Yerhandlungen  mit  den  malagasischen  Gesandten.  Inter- 
essengemeinschaft  Ënglands  und  Frankreichs  in  Madagaskar  ...    2^ 

„  7976.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in 
Paris.  Unterredung  mit  dem  französischen  Botschafter.  Verlauf 
der  französisch-madagasischen  Yerhandlungen 269 

„    7976.    Madagaskar.    Die  Gesandten  an  den  engl.  Min.  d.  Answ.    Stand 

der  Yerhandlungen  mit  der  französischen  Regierung 271 

„  7977.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 
Hofft  eine  Yerstandigung  zwischen  Frankreich  und  Madagaskar  her- 
beizuflihren 276 

„    7978.    Madagaskar.     Die  Gesandten  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw.     Die 

Streitpunkte  mit  Frankreich  .    .    .    .    ^ 278 

>,    7979.    Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 

Bestreitet,  dass  eine  Gefahr  fOr  die  Weissen  Yorhanden  sei     .    .    .    280 

„    7980.    Grossbritannien.    Botschafter  in  Paris  an  den  engl.  Min.  d.  Ausw. 

Gründe  des  Abbruchs  der  Unterhandlungen .    281 

„  7981.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris.  Stellung  der 
englischen  Regierung  zu  den  französischen  Ansprüchcn.  Anerbieten 
der  Yermittelung 282 

„  7982.  "  Min.  d.  Ausw.  an  den  engl  Botschafter  in  Paris.  Bittet  um  recht- 
zeitige  Mittheilung  für  den  Fall,  dass  Frankreich  die  Feindseligkeiten 
gegen  Madagaskar  eröffhen  sollte 283 

„    7983.    Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 

Ablehnung  der  englischen  Yermittelung 284 

„    7984.    —  Min.  d.  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London.    Der  Moment 

der  Ëröffnung  der  Feindseligkeiten  ist  bereits  gekommen    ....    286 


Soite 

Nr.  7985.    Grossbritannien.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 

Erneutes  Anerbieten  der  Vermittelung 286 

„    7986.    Frankreich.    Min.  d.  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 

Lehnt  jede  Vermittelung  als  nutzlos  ab 287 

„  7987.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw- an  den  engl.  Botschafter  in  Paris. 
Beschwerde  der  malagasischen  Gesandten  über  die  tendenziöse  Dar- 
stellung  der  Verhandlungen  im  französischen  Gelbbuch 288 

„  7988.  Grossbritannien  und  Madagaskar.  Declaration  between  the 
Govemments  of  Great  Britain  and  Madagascar  amending  Article  V 
of  the  Treaty  of  the  27 th  June,  1865.  Signed  in  the  Ënglish  and 
Malagasy  Languages  at  Londou,  February  16,  1883 289 

„    7989.    Frankreich  und  Madagaskar.    Freundschafts-  und  Handelsver- 

trag  vom  8.  August  1868 290 

Bonan-Conferenz. 

„  7990.  Deutschland, Frankreich, Grossbritannien, Italien,Oester- 
reich-Ungarn,  Russland  und  Türkei.  Protokolle  der  Confe- 
reuzen  in  London,  betreffend  die  Donau-Schifffahrt 295 

y,  7991.  Deutschland,Frankreich,Gro8sbritannien,Italien,Oester- 
reich-Ungarn,  Russland  und  Türkei.  Vertrag,  betreffend  die 
Donau-Schifffahrt.    Vom  10.  Mftrz  1883 340 

„  7992.  Grossbritannien.  Min.  d.  Ausw.  (Granville)  an  alle  diplomatischen 
Vertreter  Englands.  üebersicht  über  die  Verhandlungen,  betreffend 
die  Donau-Schifffahrt 869 


Soeben  erschien  im  Verlage  von  Doncker  &  Uuiublot  in  Leipzig: 

Bum&niens  XJferrechte 

an  der  Donau. 


von 

Dr.  Franz  von  Holtzendorff, 

Professor  iu  München,  Mitglied  des  völkerrechtlichen  Instituts. 

gr.  8.    Geil.    Preis  4  Mark. 

Soeben  ist  erscliienen  iind  durch  alle  Buchhandlimgen  zu  beziehen: 

Recueil  des  Traites  et  Conventions 

conclus  par  la  Russie  avec  les  Puissances  étrangères. 

Publié  d  ordre  du  Ministère  des  affaires  étrangères  par 

Fr.  de  Martens. 

Tomé  VI.     Traites  avec  TAllemagne  1762—1808.     Preis  3  Rl. 

Früher  erschienen:  Band  I — IV.    (1.  2).    Traites  avec  rAutriche*, 

Band  V.     Traites  avec  rAllemagne  1656—1762. 


Verlag  you  Duncker  &  Humblot  in  Leipzig. 

Der  Mnfluss  der  Natur 

aiif  die  Èntwickliing  des  Ëigenthuins. 

(Szit'TTrlclEi-va.xxg'fBg'escla.lcla.te  die»  BlgexxtJa.'va  jcn.B.     X.  ^BeixicL.) 

Von 

Ludwig  Felix. 

gr.  8.    1883.    Preis  7  Mark. 


Die  Verkehrsmittel 

in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordaixierik.a. 

Von 


Mit  1  Karte.    gr.  8.     1883.    Preis  8.80  IMark, 


Das  Landgesetz  für  kland 

vom  Jahre  1881  in  deutscher  Uebersetzung  und  im  Orieini 

Eingeleitet  und  herausgegeben 


von 


Dr.  Ednard  Wiss. 

1883.    gr.  8.    Preis  4.80  Mark. 


Bmck  TOTV  IVSa  b,  UvraAsnu  Vu  \a«v^iv^. 


/ 


.r        1 


.'# 


"•  ^ 

^ 


•> 


